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Die Vollendung der vaterländifchen Gefchichte neuer Zeit, 
welche zu fchreiben ich vor einer Anzahl Fahre unternommen, hat 
gegen meine Abfiht eine Verzögerung erlitten, die mir felbft am 
unliebften war. Theild rein private, theild politifche Verhältniſſe 
veranlaßten mich zu längerer Unterbredung der Arbeit. Seither 
fonnte ih unbehindert zum Niederfchreiben der letzten Abtheilun« 
gen des Werkes zurückkehren. Inzwiſchen hatte ich die Weberzeu- 
gung gewonnen, daß eine Befchränfung auf drei Bände, wie es 
urfprünglih im Plane gelegen, der Ausführung mefentlich nady- 
theilig fein würde, Die Ereigniffe fhon vor dem Sonderbunds, 
friege ftellten fi in folcher Bedeutfamkeit und Vielheit dar, daß 
ich angemefjener fand, von ihrer Erzählung und Darftellung den 
Zwang gefuchter Kürze fern zu halten und vielmehr foviel thun— 
ih auf Bolftändigkeit zu fehen. In gleicher Weife verhielt es 
fih mit den Zeitabfchnitten, die unmittelbar auf den kurzen innern 
Krieg folgten. Einmal aber von der Nothwendigkeit durchdrungen, 
das Werk auf vier Bände audzudehnen, hieit ich für zwedgemäß, 
auch den neuen Bundedeinrichtungen, wie fie aus der Bundes⸗ 
verfaffung von 1848 hervorgingen, ihrem Entftehen und ihrer 
Ausführung, volle Aufmerkfamkeit und den wünfchbaren Raum 
zu widmen, und zwar in umfafjenderer Weife, ald ed nach meinem 
anfänglichen Vorhaben gefchehen wäre, und ohne mich an die auf 


dem Titelblatt bezeichnete Zeitfchrante zu binden. So war es mir 
vergönnt, ſelbſt noch das erfreuliche Ereigniß der Berzichtleiftung 
eined europäifchen Fürftenhaufes auf die Herrfchaft in einem der 
XXII Kantone in den Rahmen des Buches aufzunehmen, das- 
felbe demnach mit einem unferer wichtigften vaterländifchen Er- 
folge zu fchließen. Weniger frei konnte ih mich in Bezug auf 
fantonale Zuftände und Entwidelungen bewegen; ich mußte die- 
felben, in wie weit fie nicht in näherer Beziehung zu der allge: 
meinen politifchen Umgeftaltung die Dinge ftehen, den Spezial: 
gefchichten der Kantone überlaffen. 

Der vierte und legte Band wird unfehlbar noch im Laufe 
diefed Jahres ausgegeben. 

St. Gallen, den 8. März 1865. 
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In den vorangehenden Bänden find drei Hauptabtheilungen 
der neueren Schweizergefchichte erzählt: Die Staatsummälzungen 
von 1830 und 1831 mit ihren unmittelbaren Folgen, der innern 
politifhen Spaltung und ihrer Hebung durch Waffengewalt im 
Fahr 1833, die Befefligung der neuen Ordnung und ihre Herr= 
haft in den Angelegenheiten der Eidgenoffenfchaft bis zu ihrer 
Erfhütterung durch den Sturz der Züricher Regierung im Jahr 
1839, dann Beranlaffung und nächfter Verlauf eines neuen all- 
gemeinen Zerwürfniffes, diesmal mefentlih auf dem Gebiete der 
religiöfen Befenntniffe, hervorgerufen durch die gewaltfame Auf- 
hebung der aargauifchen Klöfter und die kirchlich-politiſche Reak— 
tion in Luzern. 

Wir übergeben zum vierten Buch, das uns in die ernit- 
haften DBerwidelungen diefer Zeit und zu der verfuchten Selbft- 
hülfe einer Faktion führt. Auch in diefer Periode wucherten fan- 
tonale Streitigkeiten, die nicht unmittelbar dem politifchen Beld 


angehören. 
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Vor Allem in Bern wollten die innern Fehden kein Ende 
nehmen. Dort fchaffte ſich der Haß gegen das geſtürzte patriziſche 
Regiment ftetd neue Nahrung; er begnügte fih nicht mit Aus— 
führung der Grundbeftimmungen der neuen Berfaffung, die allein 
genügt hätte, die Nüdfehr zur ehemaligen Ordnung unmöglich 
zu machen: er griff auch in die Entfcheide und vollendeten That- 
fachen einer frühern Zeit ein. Auffallende Handlungen der Führer 
und Bertheidiger ftädtifcher Intereſſen in aufgeregter Zeit gaben 
biezu, wie öfter fehon, die willfommene Veranlaffung. 

Wie für die übrigen Kantone, fo war auch für Bern zur 
Zeit der Einführung der Mediationsakte eine Ausfcheidung zwi— 
hen Stadt» und Staatsgut gefchehen; richtiger gefagt: von dem 
alten Stadtvermögen, der bid 1798 ungetrennten Maffe, info- 
weit fie nicht von den Franzoſen geraubt oder von der helvetis 
hen Republif verbraudt, oder zur Tilgung der helvetifchen Na- 
tionalfchuld in Anſpruch genommen worden, hatte die ſchwei— 
zerifche Liquidationdfommiffion i. 3. 1803 einen befcheidenen Theil 
der Stadt Bern als Dotation zugefchieden. Der Reſt wurde 
Staatögut. Der Stadt wurden neben Anderem zwei milde Stif- 
tungen älterer Zeit: der Inſelſpital und das äußere Kranfen- 
haus, ald Eigenthum zuerkannt, doch mit dem Recht der Ober- 
aufficht der Kantondregierung über die Verwaltung*. Faſt mit 
denfelben Ausdrüden wurden „Inſel“ und äußeres Krankenhaus 
durch einen fpätern Spruch der Liquidationskommiſſion ald Kan- 
tonaleigenthbum anerfannt**. Das Ziel beider Beflimmungen 
. war ungweideutigs Benußung jener Anftalten für allgemeine 

Zwecke, Verwaltung dur die Stadt, doch Oberauffiht der Res 
gierung. Des Eigenthums halber blieb wirklich oder fcheinbar 
eine Unficherheit des Rechtszuſtandes; diefelbe Unficherheit wal— 
tete Jahrzehente hindurch hHinfichtlih der ökonomiſchen Verhält— 
niffe. Die Regierung that Verfchiedened zur Regelung aller Ber 


* Urkunde der Ausfteurung für die Etadt Bern, 20, September 1803, 
fünfte Abtheilung, Ziffer 3, f und g. 

xx Beftimmung der dem Kanton Bern eigenthümlich zurückfallenden Kan- 
tonalgüter, vom 15. Juli 1804, 
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ziehungen. Endlih (19. September 1829) gedieh ein Vertrag 
zwifhen Staat und Stadt zum Abfchluß, der den Snfelfpital 
ald Eigentum der Stadt Bern anerkannte; ein fpäterer Akt 
vom 27. Juli 1831 verfügte Gleiches über das äußere Kranfen- 
haus; bald nachher fprach der Große Rath über beide Verträge 
die Genehmigung aus. Um diefelbe Zeit wurden beide Anftalten 
zufammen mit 11/, Million Schweizerfranfen dotirt, nachdem 
lange Verhandlungen vorangegangen, ob der wirkliche Bedarf 
blos durch jährliche oder zeitweife Zufchüffe oder aber durch feftes 
Stiftungsfapital zu deden fei. Diefe Bereinigung fiel ſonach in 
das Proviforium von Bern, während welchem die alte Regie— 
rung ihre DVerrichtungen fortfegte, der Verfaſſungsrath mühevoll 
die neue Verfaſſung ſchuf. Jene Regierung hatte dann eine Theil- 
rechnung zu ftellen bis zum Tag ihres Abtreteng (20. Oftober 1831). 
Eine ftaatswirthfchaftlihe Kommiffion prüfte diefe Rechnung. 
Die Sahe an fih, wie die politifchen Zerwürfniffe jener Zeit, 
führten zur Erwägung, ob die abgetretene Negierung zu jener 
Dotation berechtiget gewefen. Eine zweite Kommiffion verneinte 
diefe Frage und erklärte den Staat für berechtiget, beide bezeich- 
nete milde Anftalten zu eigenen Handen zurüdzufordern. Die 
Berträge und Verfügungen von 1829 bis 1831 wurden aufge: 
hoben. Weiter ergab fih ein Angriff auf die Dotation von 1803 
überhaupt und der Auftrag zur Unterfuchung, ob jene Dotation, 
nad Aufhebung der Mediationdafte, rechtsgültig geblieben oder 
niht. Da foldhermaßen nit bloß das Recht an fi, fondern 
auch Fonde in Frage geftellt worden, fo verbreitete fich die Un— 
terfuchung über den ganzen Vermögendftand von Staat und 
Stadt, wie er vor 1798 gemwefen und feither thatfächlich und 
rechtlich geworden. Der Schluß der Kommiffion lautete bejahend 
über die Haupifrage: es habe die Dotationdurfunde der Stadt 
durh die Aufhebung der Mediationsakte ihre Rechtögültigkeit 
nicht verloren; im Allgemeinen feien daher die der Stadt und 
Bürgerfchaft von Bern zugefchiedenen Bermögenstheile ald deren 
wohlerworbened und unantaftbares Eigenthum zu betrachten. Ab— 
weichend lautete der Schluß über einzelne Fonfrete Bermögend« 
1* 


u a 


objefte, theild milde Anftalten, theils Kapitalien, welche die Kom— 
miffion als der Stadt nicht ausdrüdlich zugefchieden anerkannte. 
Daraus entitanden Forderungen des Staated von doppeltem Be— 
lang: einmal forderte er von der Stadt mehrere milde Stif> 
tungen und Yonde, unter ihnen den Inſelſpital und das äußere 
Krankenhaus, zurüd, von denen er glaubte, daß fie ihm durd) 
den Entfcheid der Liquidationskommiffion vom 15. Juni 1804 
eigenthümlich zuerfannt worden feien, während die Stadt Bern, 
geftügt auf einen andern Entfcheid (die Dotationsurfunde vom 
20. September 1803) diefelben Gegenftände für fih in Anſpruch 
nahm, Sodann forderte der Stand Bern von der gleichen ftädtifchen 
Korporation eine Anzahl Kapitalien zurüd, über welche der Ends 
befchluß der Liquidationsfommiffion vom 6. September entfchieden 
hatte. Der Große Rath beantragte der Stadt: Unterfuchung und 
Beurtheilung der Forderungen entweder durch einen der beiden 
oberften Gerichtshöfe von Zürich oder Quzern, oder durch ein von 
beiden Theilen zu erwählendes Kompromißgeriht. Die Stadt 
aber lehnte ab unter Berufung, daß die Befchlüffe der Liqui— 
dationskommiſſion unantaftbar und unter Garantie der Bundes- 
behörden ftänden (1836). Darauf neue Unterfuchungen, Beras 
rathungen und Abjchlüffe des Großen Rathes 1838. In Ges 
mäßheit der lebtern erließ der Stand Bern (12. Mai) eine Denk» 
jhrift an die Stände mit dem Begehren, es wolle die oberfte 
Bundesbehörde eine richterliche Kommiffton zur Aburtheilung des 
Rechtsſtreites aufftellen. Gleichwie nämlich die Liquidationd- 
fommiffion feiner Zeit Namens der Eidgenoffenfhaft Recht ge- 
Iprochen, fo hätte nun ein oberfted eidgenöffifches Gericht über 
die aus den Sprüchen jener Kommiffion und ihrer Bollzichung 
hbervorgegangenen Streitigkeiten zu urtheilen; ein nah $ 5 des 
Bundesvertrages aufzuftellendes Schiedögericht, weil ein folches 
nur für Anftände zwifchen Kantonen angerufen werden fönne, 
wäre unzuläffig. 

Der Gegenftand kam zunächſt an der Tagfagung von 1838 
in Luzern zur Verhandlung. Der Stand Bern, vertreten durch 
das Haupt der „Dotationstommiffion“, Regierungsrath Friedrich 
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Kohler, gab in feinen Vorträgen einige Enthülungen, die nach 
feiner Meinung Eindrud machen follten, weſentlich zur vorläu— 
figen Beweisführung beftimmt, daß die Stadt Bern fich bei dem 
Liquidationsgefchäft Täufchungen erlaubt habe. Kapitalien, die 
der Liquidationskommiſſion für Tilgung der hbelvetifhen Schuld 
abgegeben werden follten, feien nicht abgeliefert; diefelbe über 
bereit8 gefchehene Verwendung ſolcher Kapitalien getäufcht und 
zu irrthümlichen Erfenntniffen verleitet, ſelbſt unlautere Mittel, 
Gefchenfe an Frau Sofephine Bonaparte, des Erften Konfuls 
Gemahlin, und an General Ney, den franzöfifchen Botfchafter 
bei der Schweiz, in Anwendung gefeßt worden, um durch fran- 
zöfifchen Einfluß gewiffe Abfchlüffe der Liquidationsfommilfion 
zu Gunften der Stadt Bern zu lenken.” Aus foldhen und ähn- 
lichen Behauptungen folgerte der Stand Bern : der Endbefchluß 
von 1803 fei materiell nichtig und unverbindlich für den Staat; 
diefer habe, nach allgemeinen Nechtöregeln wie nach bernifchen 
Geſetzen, Anfprache auf Reftitution. Wohl anerfenne Bern im 
Allgemeinen den Grundfag, daß die Beichlüffe der Liquidationg- 
fommiffion unantaftbar feien, wie die Tagſatzung folches in den 
Sahren 1804, 1811 und 1835 befchloffen, doch könne folches 
feine Anwendung finden auf Erfenntniffe, die auf Fälfchung und 
Betrug beruhen. 

Die eidgenöffifhen Stände waren nicht beeilt, einen Aus— 
ſpruch zu geben; der Gegenftand blieb fonach hängend. In— 
zwifchen dedte fich die Stadt Bern durch eine Denkſchrift an die 
Stände, mit Berufung auf die rechtliche Unantaftbarfeit jenes 
eidgenöffifchen Liquidationdfpruches, auf die Verjährung in Folge 
mehr als Dreißigjährigen Befibed der befprochenen Schuldtitel 
und auf die förmlichfte Anerkennung des Spruched durch zwei. 
vorangegangene Regierungen Bernd. Der Entſcheid fiel der Tag: 
faßung von 1839 zu. Für das unflare Begehren einer eidge- 
nöffifchen „richterlichen Kommiffion®, welches der Kanton früher 
geftellt, gab er nun entfchuldigend die Erläuterung: Bern ſuche 
eben nur einen Richter, gleichviel in welcher Form, heiße man 
ihn „richterliche Kommiffion® oder „Schiedsgericht“, oder „eidge- 


Et: 


nöffifhen Richter”. Der Befchluß der Tagfakung, mit 13 Stim- 
men gefaßt, war ganz ablehnend : über die Rechtögültigkeit der 
Verhandlungen der helvetifchen Liquidationsfommiffion fei Fein 
gerichtlicher Entfcheid rechtlich zuläfftg, vielmehr ſtünden diefelben 
ald unantaftbar unter der förmlihen Gewährleiftung des Bun— 
ded. Die Mehrheit ließ ſich theilweife auch durch den Beweg— 
grund leiten, daß fich Feine zuftändige gerichtliche Inftanz gefun- 
den hätte, meil Schiedögertchte nur für Streitigkeiten zwifchen 
Kantonen beftimmt fein, Spezialfommiffionen oder Spezial: 
gerichte aber der Bund nicht geftatte. 

Der Entſcheid der Tagſatzung wirkte wohlthätig zurüd auf 
die Parteien in Bern. Der Streit mußte vom politifchen Felde 
hinweg entweder zum Zivilverfahren oder zum Vergleich geleitet 
werden. Die Regierung zog anfänglich das erftere vor. Die 
Stadt aber ermwiederte mit der Einrede der Uneinläßlichfeit, ge: 
fügt auf Verjährung und auf rechtäfräftige Urkunden. Endlich 
überwog das Bedürfniß gütlicher Verftändigung. Eduard Blöfch, 
in dieſer Zeit bereitd zu hohem Einfluß gelangt, ald Landam— 
mann-Präfident des Großen Rathes mit der erften Würde der 
Republif betraut, verfchaffte ihm Anerfennung. Ein Vergleich 
löste alle Streitfragen. Regierung und Stadt verzichteten beid- 
feitig auf die ihnen durch die Liquidationd-Urfunden zugefchiede- 
nen Eigenthums- und Verwaltungsrechte an dem Snfelfpital und 
dem äußern Krankenhaus; beide Stiftungen wurden zu felbftftän- 
digen Anftalten mit Korporationsreht, mit dem Rechte des Er- 
werbed auf eigenen Namen und eigener Adminiftration, erhoben ; 
folgerecht wurden ihre Fonde ald unantaftbared Korporationdgut 
erflärt; der Regierung blieb nur die Oberauffiht. Zur Dotation 
der beiden Anftalten gab jeder Theil 750,000 Franken. Ebenfo 
wurden beidfeitige Anfprüche auf zwei Schulftiftungen aufgegeben, 
der Regierung zwar die Verwaltung anvertraut, das Vermögen 
aber auch ald unantaftbares, mit dem Staatövermögen nicht zu 
vermengendes, Stiftungsgui erflärt. So wurden verfchiedene wich— 
tige Zwede zugleich erreicht: Die Stadt erhielt Sicherheit, daß 
die erwähnten vier Stiftungen nicht zum Staatsgut gefchlagen, 
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nit von der Staatögewalt verfehlungen werden; erhielt Sicher: 
heit ihres freien Fortbeftandes, fo der Gefammtfanton ebenfalls; 
gleihfalls waren alle vieljährigen Anftände und Verhandlungen 
wegen der Rechte beider Theile auf die Stiftungen an fich ge 
hoben und gefchloffen; die neue Ausftattung machte gut, was 
dorangegangene Negierungen in Widerfpruh mit den Liquida- 
tiondurfunden verfügt, wies den beiden Spitälern ein Aequi— 
valent für die Schuldfhriften zu, welche theild die Stadt, theild 
der Staat ihnen entrückt hatten; gleichzeitig war der Streit über 
das Eigenthum diefer Gelder ausgeglichen. Endlich hatte der 
Vergleich das Berdienft, daß er den Vermögensſtand beider fon- 
trahirenden Theile, wie folder Taut den helvetifchen Urkunden ſich 
geftaltet hatte, mit einziger Ausnahme der durch ihn felbft be- 
gründeten Abänderungen, zur allfeitigen Anerkennung brachte, ſo— 
mit auch die angehobenen Prozeffe niederfchlug. Der Vergleich 
it vom 17. Juni 1841 und hat einige Tage nachher die Ge— 
nehmigung beider Theile, für den Staat jene ded Großen Rathes 
erhalten. 

Der Vergleih war von höchſter Bedeutung für Bern und 
die Eidgenoſſenſchaft. Daß die Stadt in unrechtmäßigem Befig 
von Diefem und Jenem fei, dem Staat öffentliche Gelder vor: 
enthalten worden, daß die Stadt überhaupt zu mächtig, daß auf 
ihrer Geldmacht die Kraft der politifhen Gegner der neuen Re— 
gierung beruhe, diefe fo lange gefährdet fei, als nicht jene ge— 
brohen, — das mwaren politifche Glaubensartifel, welche von 
1830 und 1831 her bei der damals zur Gewalt gelangten PBar- 
tei vorherrſchend geweſen. Daher die Beftrebungen der neuen 
Regierung, die Ergebniffe gewiffenhafter Bemühungen der helve- 
tifchen Liquidationsfommiffion zu ftürzen und unter der Form 
eined neuen Rechtes den mäßigen Antheil zu verfümmern, wels 
hen die Stadt ald Korporation aus den VBermögendtrümmern 
der ehemaligen Republik gerettet, aus einem Vermögen alfo, das 
fie bis 1798 in feiner Gefammtheit ald das Ihrige angefehen 
hatte. So fehlte eine wefentlihe Grundlage des innern Frie- 
dend. Der Streit nährte das gegenfeitige Mißtrauen, führte zu 
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Gewaltthaten oder doch zu gefährlichen Verſuchen von ſolchen 
(im J. 1836 hatte Kohler im Großen Rath die Sequeſtration 


ded gefammten Stadtvermögens in Antrag gebracht), hinderte 


ruhigen und weifen Gang der Berwaltung. Der Vergleich machte 
all dem Hader rechtlih und thatfählih ein Ende; er war die 
Morgenröthe einer beffern Zeit für Bern, war ein Aft dev Ent- 
fagung auf die fyftematifche Verfolgung gegen die Stadt und 
die Vertheidiger ihrer Rechte. Mit großem Beifall vernahm ihn 
der befonnene und unbefangene Theil der Eidgenoffen, welche in 
den Zuftänden Bernd längſt fchon einen wunden Fleck erfannt 
hatten und die Schweiz nicht für geborgen erachten Fonnten, fo 
(ang jene Krankheit nicht gehoben. Landammann Eduard Blöſch 
ward mit Recht ald Friedensftifter gepriefen; die Männer, welche 
das große Wort für die Verewigung des Unfriedens geführt, un- 
ter ihnen der genannte Kohler, büßten ihren Einfluß ein. Zu 
ihrem Nuhme hatte ed ohnehin nicht gereicht, daß fie auch in 
dem Dotationäftreite fich mefentlich fremder Federn bedient; ein 
Deutiher, Rheinwald, war Hauptinquirent und Berichterftatter 
für die Kommiffion gemefen. 

Schlimmer als diefes war das gewaltthätige Verfahren gegen 
den Altratheheren und Bankier Ludwig Zeerleder von Bern. Der 
Streit über die Nechtöfräftigkeit der Liquidationdurfunden führte 
zur Aufftöberung aller Schatz- nnd Geldverhältniffe des alten 
Bernd. Nun war befannt, daß ein Theil des bernerifchen Schatzes 
im Frühjahr 1798 in das Berner Oberland verlegt, von dem— 
felben Einiges im Intereſſe Bernd und für Bern gerettet wor- 
den war. Zeerleder felbft hatte gute Rechnung geführt, wie ein 
mufterhafter Haudvater gefpart, endlich den Betrag an die Häup- 
ter ded Staated (1810) ausgeliefert, von welchem Zeitpunft an 
diefe und ähnliche Erfparniffe durch eine eigene Standesfommif- 
fion verwaltet wurden. Endlich gelangte das Kaffe und Rech: 
nungsverhältnißg (1821) an den Großen Rath felbft, der ausführ- 
lichen Unterſuch pflog, Zeerlederin die volftändigfte und in den 
dankbarſten Ausdrüden verfaßte Entlaftung ertheilte. Die Ber: 
folger aber wollten mehr, ald die Bereinigung jener Spitalvers 
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hältniſſe; fie wollten ein unterfchlagenes Berner-Bermögen zu 
Tage fördern; folgerecht follten Jene, welche treu gewirthſchaftet, 
zu Derbrechern werden. Zeerleder wurde. einvernommen (1835), 
follte Rechnung ftellen über dreißig Jahre rüdwärts und Auf: 
fhlüffe über Verhandlungen geben, die felbft viel fpätere lang- 
wierige Unterfuchungen in den Archiven nie ganz aufzubellen ver 
mochten. Deffen weigerte er fih, begründet auf bereitd empfan- 
gene amtliche Entlaftung. Der Zorn der Machthaber warf fich 
auf den unglüclichen, aber feften Mann. Es wurde die Krimis 
nalanflage „ivegen Entfremdung öffentlicher Gelder“ gegen Beer 
leder'n angehoben, derfelbe in das Gefängniß gefhleppt (1836). 
Nah einiger Haft folgte Entlaffung. Später wurde der Unter: 
fuch wieder aufgenommen, Zeerleder abermals gefangen gefekt. 
Zweihundertahtundfünfzig Tage lang faß er im Kerfer, aller 
Tröftungen und Erleichterungen entbehrend, mit einer Härte bes 
handelt, wie fie felbft gegen rohe Verbrecher nicht zu entfchuldi- 
gen. Unterdeffen ging der Unterfuchungsrichter feinem Advofatens 
beruf nad. Kohler felbft, der an der Tagſatzung zu Quzern we: 
nig Berbindliches über Dotationsftreit und Zugehör zu vernehmen 
hatte, mußte endlich diefen Juſtizgräueln ein Ende machen. Zeer- 
leder ward am 30. Suli 1838 der Haft entlaffen. Endlich, am 
vorlegten Tage des Jahres 1839, erfolgte einmüthige erftinftanz- 
liche Freiſprechung. Aber Zeerleders Kraft und Gefundheit waren 
gebrochen. Das leptinftanzliche Urtheil erlebte er nicht mehr. Es 
erklärte auf den Grund der obrigfeitlihen Entlaftung von 1821 
die Unterfuhung ald unftatthaft, fprach den Angeklagten frei von 
jeder Schuld und ſchöpfte ihm (dem zwei Jahre zuvor Hingefchie- 
denen) 1000 Fr. Entfhädigung (Urtbeil vom 18. Juni 1842); 
gleicher Spruch zu Gunften von Ith und Wyß, welche in die 
Unterfuhung mit verflochten geweſen. Sieben Jahre lang hatte 
alfo die ſer Inquifitionsffandal gedauert; einen ehrenhaften Grei- 
fen, Enfel de3 großen Haller, hatte er vor der Zeit ind Grab gefördert. 
An ſolchen Geſchichten lerne der Republifaner, unter welchen Be— 
dingungen er fich feiner Freiheit vor andern Völkern berühmen 
möge. Viele auswärtige Rechtsgutachten aus Ländern, wo große 
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und kleine Könige herrſchen, hatten das Rechtsverfahren gegen 
Zeerleder in den ſtärkſten Ausdrücken verurtheilt; der engliſche 
Kronanwalt das ſeinige mit der Frage geſchloſſen: „wie in einem 
Lande der Freiheit dergleichen Willkür möglich.“* — Nach dem 
Dotationsvergleich von 1841 lebte Jedermann der Hoffnung: es 
ſei der ärgerliche Handel auf immer geſchloſſen. Dem war aber 
nicht ſo. Es tauchten in ſpätern Jahren abermals politiſche Par— 
tei-⸗Anſprachen auf. Sie führten endlich zu einer annähernden vollen 
Aufbellung. Die Franzofen allein hatten fih (1798 und in den 
folgenden Sahren) nad diefen neueren Berechnungen nahezu 20 
Millionen franzöfifhe Livred angeeignet, davon 14 Millionen 
aus dem öffentlichen Gute Berne. Hinfichtlich der geringen, un— 
aufflärt gebliebenen Rechnungddifferenzen blieb nur noch die Frage 
zu entfcheiden, ob deren Betrag in die Tafchen der plündernden 
Franzoſen, oder in jene der Stadtbernerifchen Ehrenmänner ge- 
floffen, welche große Summen gerettet und der Republik zurüd- 
geftellt. 

Wie in Zürih, fo nahm auch in St. Gallen das fauf- 
männifche Direktorium von Langem her eine einflußreiche Stel- 
lung ein. In Züri hate ein Vertrag feinem Beftand ein Ende 
gemacht, dem Bermögen der faufmännifchen Korporatior unmit- 
telbare Verwendung zumal für wichtige öffentlihe Bauten geges 
ben. Noch ftand das faufmännifche Direktorium in St. Gallen 
aufrecht, ald jenes in Zürich die Auflöfung der von ihm verwal- 
teten Genofjenfchaft unterfchrieb. Es verwaltete das Vermögen 
der faufmännifchen Korporation in St. Gallen, verwaltete gegen 
Averfionalentfhädigung, laut Privatvertrag mit dem Staat, die 
obrigfeitlihe Poft, unterftügte Handel und Verkehr, mit befon- 
derer Rüdficht auf die Stadt St. Gallen und deren Bürgerfchaft, 
leitete und beforgte mehrere gemeinnügige Anftalten. Für die 
Handelsfachen im Allgemeinen verfah es überhin die Verrichtun- 
gen einer Handelskammer im- Berhältniß zur Regierung, die in 
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allen vorfommenden wichtigen Anläffen fein Gutachten einzog. 
In diefer Stellung verlief es ſich zumeilen felbft auf dad Gebiet 
der Politif. Als die Regierung im Streit mit dem Großherzog- 
thum Baden wegen Handwerkerausfchluß Nepreffalien ergriff, trat 
dad Direktorium fchriftlich mit Vorftellungen dagegen auf. Gleis 
ched bei Anlaß des Sequefterbandeld zwifhen St. Gallen und 
Graubünden. Einzelne Vorfteher des Direftoriumsd, fo vorzüg- 
lich fein mehrgenannter Präfident, Karl von Gonzenbach, waren 
dem herrfchenden Syftem überhaupt abhold in manchen politischen 
Fragen ded Tages, wenn auch Gonzenbach feine Oppofition ftete 
in loyalfter Weife geltend machte. So trieb die Sache an fid, 
ebenfo die politifchen Stellungen zur Erörterung, welche Bewandt- 
niß es babe mit dem Direktorium wie mit feinen Fonden. Das 
Berhältniß war Allen unklar, die nicht unmittelbaren Antheil an 
dem Gefhäftsbetriebe nahmen, und Ießtere trugen durch eigene 
Handlungsweiſe nicht wenig bei, die Unklarheit zu fleigern. An— 
regungen im Kleinen Rath zur Unterfuchung blieben auf fich bes 
ruhen. Der Große Rath nahm den Gegenftand nun in eigene 
Hand und befahl jenem, was er aus eigenem Antrieb nicht gethan: 
in feiner @igenfchaft als oberfter Bormundfchaftsbehörde Ber 
Ihaffenheit und Eigentum des Direftorialfondes zn unterfuchen. 
Der Kleine Rath ließ fi) nun vom Direktorium felbft Bericht 
geben über Entftehung und Beftimmung des Yondes, forwie über 
Beftand und Zweck der Faufmännifchen Korporation. Das Er: 
gebniß fehien ihm entfcheidend: die Korporation fei privatrechte 
licher Gründung, der Fond ihr Eigenthum, dem Staate flünden 
Anfprachen auf felben nicht zu. Daher fein Bericht und der 
Antrag an den Großen Rath: die Frage auf fih beruhen zu 
laffen. Der Umftand, daß die Verwaltung der Poften fhon 1836, 
nach Ablauf des bezüglichen Vertrages, vom Staate felbft, ver- 
möge hoheitlihen Nechted, zur Hand genommen worden, trug 
wefentlich bei, diefer Anfchauung Gewicht zu geben, da durch jene 
Beränderung eine der mwichtigften Verrichtungen der Korporation, 
welche deren Borftcher vielfältig mit den: Behörden der übrigen 
Schweiz und ihren Poftverwaltungen, dann felbft mit dem Aus- 
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land in Verbindung brachte, ihre Endfchaft erreicht hatte. Def 
ungeachtet waren vorgefaßte Meinungen, die in dem reichlichen 
Fond der Korporation ein öffentliches Gut erblictten, nicht be— 
hwichtiget. Der Große Rath beftellte einen cigenen Ausfhuß 
zu freier Unterfuchung, mit der ausdrüdlichen Befugniß, nöthigen- 
falls auch gutfindende Erhebungen aus dem Archiv des Diref- 
toriumd zu machen. Männer ganz entgegengefegter politifcher 
Beftrebungen hatten folches Vorgehen verlangt, fo einzelne Häup- 
ter der radikalen Partei und neben ihnen geachtete Führer der 
Fatholifchefirchlichen Fraktion. Baumgartner hatte eine undanfbare 
Mittelftellung, indem er dem Ergebniß des Fleinräthlichen Unter: 
fuches bezüglich auf das Eigenthum des Fondes nichts entgegen- 
ftellte, wohl aber die Anfiht hegte, daß das Direktorium noch) 
einzelne Funktionen übe, welcde einer noch zu errichtenden fans 
tonalen Handelsfammer zu übertragen wären. 

Die gleichen Elemente mit Zuzug fanden ſich wieder im 
Ausſchuß; zwei der Mitglieder, welche die Unterfuhung am Ent- 
fchiedenften verlangt hatten, Staatöfchreiber Steiger und Regie: 
rungsrath Ferdinand Eurti, an deffen Spike. Schon diefe Ein- 
leitung ließ nichts Gutes erwarten. Die Neigung zu finanzieller 
Eroberung, dem Befund einer Regierung zuwider, die im Uebri— 
gen das allgemeine Vertrauen befaß, ließ nichts Guted erwarten. 
Der Ausfhuß faß und berieth, verlangte dur Vermittlung der 
Negierung freie Einfihtnahme in das Archiv der Korporation. 
Das Direktorium lehnte ab; zu exefutiven Mitteln wollte der 
Kleine Rath nicht fehreiten. Bon nun an warf fih die Berhant- 
lung auf die Vorfrage, ob der Staat zur Archiveröffnung berech— 
tiget oder nicht. Sechs Mitglieder des Ausſchuſſes ſprachen fi 
bejahend aus; Baumgartner allein für die Berneinung. So ent- 
ftand der Erftern Antrag an den Großen Rath, den Befehl zu 
erefutiver Eröffnung ded Archives von ſich aus zu geben. Er 
gründete fich auf das allgemeine DOberauffihtsrccht des Staates 
und auf die aus einer Reihe von Thatſachen hervorgehende Prä> 
fumtion: daß das Inſtitut der faufmännifchen Korporation ein 
öffentliches, der Staat fomit zur Archiveröffnung, als einer rein 
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adminiſtrativen Maßregel berechtiget ſei; ein Aufgeben ſolcher 
Befugſame würde präjudiziell die privatrechtliche Stellung der 
Korporation anerkennen, während dieſe erſt noch in Frage liege. 
Die Minderheit hielt die Anſicht feſt: aus dem bereits vorlie— 
genden reichlichen Stoff könne ſich jeder Einzelne, wie der Große 
Rath, bereits einen richtigen Begriff von der Beſchaffenheit der 
Korporation und ihres Fondes bilden; beide erſcheinen unzwei— 
deutig als Schöpfungen privatrechtlichen Charakters; wolle der 
Große Rath dieß noch in Frage ſtellen und zu dieſem Behuf Ar— 
chiveröffnung (Aktenedition), ſo möge er ſie, wie jeder andere 
Kläger, vor Richter und Recht ſuchen. Ob hoheitliches Einfchreis 
ten auf dem Wege der Gewalt, oder der einfache Gang Rechteng, 
das lag nun im Streit. Nach den erften Einleitungen im Juni 
fonnte der Ausgang faum zweifelhaft fein; gleichwohl entbrannte 
heftiger Streit und zwar ganz und gar außer dem Geleife der 
gewöhnlichen politifchen oder Parteiftellungen. Diefe wiefen im 
Ganzen auf eine fogenannte liberale Partei, in zwei Fraktionen 
getheilt, wovon die eine in Tendenz und Haltung entfchieden ra— 
difal, — dann auf eine Fonfervative Partei, deren weſentliche 
Macht und Zahl in Katholiken beftand, den nämlichen, welche den 
Kern der katholiſch-kirchlichen Partei bildeten. Weit entfernt, daß 
Stimmung und Stimmgebung fi nad diefer Gruppirung ges 
richtet hätte: es entftand vielmehr eine noch nie dagemwefene Ber- 
einbarung von Parteien, die ihre gefchichtlihe Begründnng leicht 
findet. Die radifale Fraktion war durch eutfchiedene Abneigung 
gegen dad ganze Forporative Wirken ded kaufmänniſchen Diref- 
toriumd, vorab gegen feinen politifchen Einfluß, angeregt; mit 
diefer Abneigung ging Hand in Hand der allgemeine Trieb nad) 
Befeitigung unwillfommener Snftitute aus früherer Zeit, dann 
Eiferfucht gegen ftädtifchen Befig und die höhere gefellfchaftliche 
Stellung, die er fo leicht vermittelt. Die katholiſch-kirchliche Par: 
tei nährte tiefen Unmillen über kürzlich vorangegangene hoheit- 
liche Befchlüfje, in Folge deren das Fatholifhe St. Gallen, ala 
Gefammtheit gedacht, der nicht unbeträchtliche Vermögensnachlaß 
aus dem Klofter Pfäfers entgangen. Unter ſolchen Umftänden 
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war an einen glimpflihen Ausgang nicht zu denken; auch ver- 
mittelnde Anträge, fo jene von Baumgartner, durch gütliche Un- 
terhandlung mit dem Direktorium die Gründung einer Handels- 
fammer und deren etwelche Dotation zu erzielen, wobei felbit- 
verftändlih die gemwaltfame Eröffnung der Archive wie die 
Prozepführung gegen die Korporation zu unterbleiben gehabt 
hätte, — dann jener der Negierungsräthe Näff und Feld, die 
Angelegenheit überhaupt, ohne gewaltfame Archiveröffnung, zu 
gütlicher oder rechtlicher Austragung zu bringen, waren fruchtlos. 
Der 18. November 1840 war der Tag des denfwürdigen Ent- 
Icheides: 78 gegen 53 Stimmen bewilligten und forderten die, 
nöthigenfalld gewaltfame, Eröffnung des Direktorial-Archives. Die 
Mehrheit beftand theilweife aus der fatholifch-firhlichen Partei, 
dann jener radikalen Fraktion, deren Führer genannt worden; die 
Minderheit aus den fonft einflußreichften Liberalen, etlichen pro— 
teftantifchen Konfervativen,, wenigen Katholifen diefer Färbung. 
So neue Stellungen hatte eine der heftigften und bitterften Dis— 
fuffionen erzeugt, die der Große Rath von St. Gallen je erlebt. 
Alle Elemente waren in Gährung; die liberale Partei hatte ſich 
in zwei fehr ungleiche Fraktionen ausgefchieden, von denen die weit— 
aus ftärfere der ruhigen Entwidelung und Austragung der Ange- 
legenheit keineswegs dur) eine höchft gewagte Anwendung ungezü- 
gelter hoheitlicher Gewalt vorzugreifen gedachte, während die andere 
Fraktion eine Entfcheidung auf dem fürzeften Weg der Erefution 
ald Aufgabe freifinniger Bethätigung angefehen wiſſen wollte; 
die fatholifch-kirhliche Partei, fonft immer für Handhabung des 
ftriften formellen Rechtes in die Schranken tretend, ward der 
eigenen Fahne untreu und wähnte gute Gefchäfte zu machen, 
wenn fie beitrage, zu den laut ihren Klagen ſchon eingebrochenen 
Störungen allfeitig wohlwollender Berhältniffe eine neue herbeis 
zuführen. Zmifchen den Mitgliedern der Regierung, welche für 
und wider den Gewaltaft gekämpft, Hungerbühler und Curti 
nebft dem Staatöfchreiber Steiger auf der einen, dann Baum- 
gartner auf der andern Seite, entftand offener Bruch. Erſtere 
wurden die Zielfcheibe mafjenhafter Anfeindung in der Stadt 
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St. Gallen, wo die Bürgerfhaft damals fih noch fühlte; auf 
Baumgartner'n ergoß ſich eine ſtürmiſche Fluth von Schmähune 
gen aus der radikalen Preffe, nicht nur ald Folge augenblidlicher 
Zerfahrenheit, fondern ebenfo fehr in längft vorbereitetem Aus— 
bruch einer gegnerifchen Partei aus dem eigenen Lager. Mit uns 
fäglihem Bedauren vernahmen die LXiberalen aus der übrigen 
Schweiz das Gefchehene, die eingeriffene Spaltung zumal; ihre 
angefehenften Häupter mit zahlreihem Anhang ftanden indefjen 
auf Seite Baumgartnerd und er erhielt zu diefer Zeit manches 
entfchiedene Zeugniß des Beifalld und der Anerkennung aus dem 
politifhen Lager, zu melchem man ihn fo gerne zählte. 

Die Erefution trat bald ein; was der Kleine Rath von ſich 
aus zu thun fich geweigert, das follte nun auf Geheiß des Großen 
Rathes gefhehen; aus der Stadt vernahm man Zumuthungen, 
die Mehrheit des Kleinen Rathes foll cher abtreten, als mitvoll- 
ziehen; der Entfchluß diefer Mitglieder mußte verneinend aus— 
fallen, da fie für fich gerechtfertiget daftanden, alles Gehäffige der 
Mapregel auf die Mehrheit des Großen Rathes felbft zurüdfiel. 
Der Kleine Rath erließ nun die gebotene Aufforderung an das ° 
Direktorium; diefed berief gefammte Mitglieder der faufmänni- 
hen Korporation; einhellig, obwohl unter fich verfchiedener poli- 
tijcher Meinungen, befchloffen diefe Männer, vierzig an der Zahl, 
die verlangte Eröffnung des Archives zu Handen der Großraths— 
fommiffion abzulehnen; gleichzeitig erließ der Bezirfdammann ein 
Nehtsbot zum Schuße der Korporation in ihrem redlichen Befik 
gegen den Staat, mit Snfinuation an diefen, allfällige Anſprüche 
auf dem Wege Rechtend geltend zu machen. Das waren Beweife 
bürgerlihen Muthes gegenüber despotifher Gewalt. Aber jo weit 
war ed gekommen, daß der Kleine Rath vermöge ded Großrathe- 
beichlufjes auch das Rechtsbot nicht achten durfte. Er war ges 
nöthiget, die Archivfchränfe der Korporation durch einen eigenen 
Kommiffär, den er außer der Stadt zu fuchen gezwungen war, 
öffnen zu laſſen; der Kommiffär hinwieder mußte hiezu fich eines 
herbeigezogenen Schlofjers bedienen. Der gehäffige Akt geſchah 
in einem Gebäude, von dem der Staat in Folge Privatvertrages 
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feit längerer Zeit einen großen Theil in Miethe hatte. Man hatte 
Unruhen beforgt; dad Direktorium ſelbſt befchwichtigte, befjeren 
Sinnes, die aufgeregte Bürgerfchaft; nach vallzogener Arbeit des 
Schloſſers zog der Kommiffär, unter Zifchen und Pfeifen der 
Menge, von dannen; für jenen aber war ein Sicherheitögeleite 
nöthig geworden (14. Dezember 1840). So gelangte der Staat 
zur freien Benußung des Archives; gewonnen hatte er dadurd) 
nichts als die Einficht von Papieren, welche vor ihm die juri— 
ftifche Fakultät der Hochfchule in Zürich vollfommen geprüft hatte. 
Noch machte das Direktorium einen letzten Berfuch zu Wahrung 
feiner rechtlichen Stellung: es erhob eine Provofationdklage gegen 
den Staat; die Gerichte wiefen ab (Jäͤnner und Februar 1841). 
Ale diefe Ereigniffe wirkten günftig zurüd auf die Dotationg- 
fehde in Bern, und trugen bei zu dem Werfe der Vermittlung, 
welches Eduard Blöſch bald nachher. zur Vollendung brachte. Von 
nun an blieb der St. Gallifche Direftorialhandel noch Jahre lang 
auf der Tagedortnung. Es folgten angeftrengte Kommiffional- 
unterfuche in zwei Fraktionen, nah den rechtlichen Anfchauungen, 
die fich bereits beide gebildet. Der mittlerweile ausgebrochene 
Klofterftreit vom Aargau aber trug bei zur allfeitigen Berbitterung 
der Gemüther. 

Der Kanton Teffin hatte durch den bewaffneten Aufftand 
vom Dezember 1839 eine neue Regierung, nicht aber Ruhe und 
Frieden gewonnen. Die fiegende Partei, nicht zufrieden mit dem 
glänzenden Erfolg, der ihr den Befit der öffentlichen Gewalt mit 
allen feinen öfonomifchen Genüffen gewährte, nicht zufrieden, ihre 
Gegner politifch geworfen zu haben, fuchte auch ihre gefellichaft- 
lihe Vernichtung. Ein Hochverrathsprozeß wurde angehoben, in 
Folge Schlußnahme ded Großen Rathes, gegen Johann Anton 
Ruſca, gewefenen Präfidenten ded Staatsrathes, dann die Staate- 
räthe Konrad Molo, Johann Baptift Riva, Jakob Angelo Lotti, 
Anton Monti, Johan Kafpar Neffi und Pital Rufca, ferner die 
Großtathsmitglieder Joſehh Quadri, Franz Orlandi, Bernhard 
Banoni, Vikar Johann Joſeph Galgari (geweſenen erften Ge: 
fandten an der Tagfagung), Pfarrer Joſeph Bumagalli, Der 
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gewefene Staatsrathspräfident war angeflagt, fich diktatorifche 
Gewalt angemaßt, mittelft diefer Voll angeworben und die Er- 
mordung der aus Afcona rückkehrenden Schügen vorbereitet zu 
haben; — andere Mitglieder des Staatörathes der nachherigen 
Billigung diefer Anordnungen; die Mitglieder des Großen Rathes, 
durh Anträge und Stimmgebung die Auflöfung der Schügen: 
gefellfchaft und die Erfhwerung der Preßfreiheit in Anirag ge- 
bracht zu haben; alle — dur diefe hochverrätherifchen Hand» 
lungen die Septemberrevolution vorbereitet, angeregt und hervor⸗ 
gerufen, endlich den Verſuch gemacht zu haben, den Bürgerkrieg 
im Kanton anzufachen. Ein erftinftanzliche3 Urtheil fand die An- 
lagen nicht begründet und befchränfte fich, den Gefandten Cal- 
gari, wegen unbefugter Stimmgebung zu Gunften der neuen Ge- 
fandtfhaft von Zürih (September 1839), zu fünfjähriger Ein- 
ftellung im Aftivbürgerrecht zu verurtheilen. Das genügte dem 
Großen Rathe nicht; er fehrte an die zweite Inſtanz. Das Ap- 
pellationdgericht war gefügiger, erklärte Die Angeflagten ſchuldig 
der Verſchwörung und der Anzettelung des Bürgerfrieges, fowie 
durch verfaſſungs- und gefegwidrige Handlungen den Volksauf— 
ftand nothwendig gemacht zu haben. Es veruriheilte vier Mit- 
glieder des Staatsrathes und mehrere des Großen Rathes zu 
drei Jahren Kettenftrafe Cavori forzati), die Priefter Fumagalli 
und Galgari zu einem Jahre Gefängniß, endlich drei Mitglieder 
des Staatörathes zu halbjährigem Gefängniß, alle folidarifch in 
die Koften des Aufftandes und ded Prozeffed. Die Angeklagten 
waren flüchtig, aber fie hatten ihre Partei im Lande; nur Vi— 
tal Rufca war gänzlich begnadigt worden. Drinnen und draußen 
fochte der Ingiimm über eingetretene Bedrüdung und über Will: 
für aller Art; die Verurtheilten, zumal die reicheren unter ihnen, 
waren mit empfindlichen Bermögensverlurften bedroht, denn der 
Fiscus griff, für die namhaften Revolutions- und Prozeßkoften, 
zur Beihlagnahme ihres Bermögend und brachte die Liegenfchaf- 
ten der Einzelnen auf die Gant. Endlich mochten fie der An— 
ficht nicht fremd fein, daß, was dem Oberften Luvini und feinen 
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Nicht lange, nachdem die Negierung in einem Amtsberidyt 
voller Selbfizufriedenheit das glückliche Yortfchreiten des Kantons 
in allen fchönen und nüßlihen Dingen dem Großen Rathe ge- 
priefen (Mai 1841), ward ein Komplott reif, das in den erften 
Tagen des Juli 1841 ausbrah. Zufammenfünfte auf lombars> 
difchem Boden haben weniger dazu beigetragen, als die gereigte 
Stimmung der unterdrüdten Partei überhaupt. Am 30, Juni 
erhielt die Regierung Kunde von einbrechender Gefahr; fie rüftete, 
bot ein Milizbataillon unter Oberftlieutenant Pioda auf, dann 
auch die Garabinieri (Schügen) von Lugano und Menpdrifio, ihre 
ftet3 bereiten DBertheidiger. Wenn 1839 von Süden her lawinen— 
artig die Öffentlihe Ordnung niedergewälzt worden, fo follte es 
diegmal von Norden ber gefchehen. Ein gleichzeitiger Angriff aus 
dem Maienthal und dem Thal Berzafca, welche beide nächft Lo— 
carno in das Gebiet ded Ticino audmünden, dann aus Livinen 
und dem Bleniothal, follte der revolutionären Regierung ein Ende 
machen. Unter Hauptmann Pedrazzini brah am 1. Juli ein Zug 
Bolfes von 2—300 Mann aus dem Maienthale hervor; unter 
Advofat Joſeph Neff, dem Neffen eined der gewefenen Staatd- 
räthe, eine andere Schaar von derfelben Stärfe aus dem Thale 
Verzaſca nach der Brüde von Tenero an der Hauptitraße zwi— 
hen Locarno und Bellinzona. Ein SPriefter, Chiapella, follte 
Zuzug aus Livinen, Großrath Poglia aus Malvaglia ſolchen aus 
dem Bleniothal über Biafca bringen. Die Ausführung blieb 
Stüfwerf. Darum wurde am 1. Juli der Zug aus Maien- 
thal her mit leichter Mühe bis zur Brolla-Brüde zurüdgefchlagen, 
am 2. das Häuflein bei der Brüde von Zenero dur Pioda 
zerftreut. An beiden Tagen verloren die Aufrührer bei 13 Dann 
an Zodten und Berwundeten. Bon Bellinzona war für fie nicht 
die mindefte Hülfe gefommen; gegentheild z0g von dorther Major 
Jauch mit einer Schaar von 150 Mann dem Oberftlieutenant 
Pioda zu Hülfe und vereinigte fi) mit diefem. Der Aufitand 
war zu Ende. Am 3. wurde der junge Advokat Joſeph Neffi 
eingebradht und den Negierungstruppen überliefert. Alsbald ward 
auf Befehl der Regierung ein Standgericht aufgeftellt, von die- 
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ſem der unglückliche Führer zum Tode verurtheilt. Angeſichts 
einer großen Volksmenge, auf einer Wieſe allernächſt bei Lo— 
carno, wurde der 34jährige Mann, Sohn eines noch lebenden 
Vaters, ſelbſt Vater zweier Knaben, am 6. Juli erſchoſſen. Die 
Richter waren Advokat Carl Joſeph Ruſconi, Advokat Peter Peri, 
Advokat Rudolf Ruſconi-Orelli, Advokat Franz Luchini und Jo— 
hann Chicherio. Die Sentenz nannte, neben Neſſi, noch eilf 
andere Verhaftete und Angeſchuldigte. Das Urtheil wurde auf 
den Grund eines Artikels der Strafprozeßordnung vom Jahr 
1816 gefällt. So vergoſſen Aufrührer das Blut von Aufrührern 
im Namen des Geſetzes. Mit Entſetzen vernahm die übrige 
Schweiz den tragifchen Ausgang; zum erſten Mal feit Jahren 
ward, für Syſtem und Zwede der liberalen Partei, ein Blutur- 
theil gefällt, ein Bluturtheil, durch ein Standgericht gefällt. Man 
fragte ſich ernftlih, ob die Verfaſſung zu ſolchem berechtigte. Be— 
zeihnend war im Laufe der Bewegung von 1830 und 1831 
durch die ganze Schweiz der Ruf nad) Befeitigung der Spezial- 
gerichte; mo die Spuren von folhen in Berfaffungen oder Ge- 
fegen vorhanden, mußten fie weichen. So aud im Teffin. Deffen 
Berfaffung von 1830 ſchrieb vor: daß Niemand feinem natür- 
lihen Richter entzogen werden dürfe, eröffnete für alle Straffälle 
jwei Inſtanzen, befahl überhin, daß alle mit der Todeöftrafe be- 
drohten Verbrechen ſchlechterdings wor das Appellationsgericht ge- 
bracht werden müſſen. Standrecht und Spezialgericht waren fomit 
eine verfafjungdmäßige Unmöglichkeit geworden. Die herrfchende 
Partei ſetzte fi über das Bedenken hinweg und holte einen dur 
die Berfaffung dreifach aufgehobenen Artikel einer halb verfchol- 
lenen Strafprogeßordnung zu Hülfe, ja verleßte diefe ſelbſt, die 
überhaupt ein Standreht nur während eines Aufftandes felbft 
duldete, nicht aber nach deffen Unterdrückung. Die meiften Führer 
der liberalen Partei der Schweiz ſchwiegen zu folcher Niedertre- 
tung ihrer eigenen fo oft proffamirten Grundfäge; nur wenige 
bezeichneten die blutige Handlung ald das, was fie war und 
bleibt, ald Juſtizmord. 

Die Regierung von Teffin war bemüht, auch die Eidge- 
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noſſenſchaft in ihre innern Händel zu ziehen; ſie verlangte deren 
Dazwiſchenkunft zu dem dreifachen Zweck, daß die lombardiſche 
und die ſardiniſche Regierung angegangen werden um Verhaf— 
tung und Beſtrafung jenſeitiger Förderer des Unternehmens und 
um Internirung der Flüchtlinge. Das Begehren wurde durch 
einen Ausſchuß der Tagſatzung auf den Grund einer reichen Af- 
tenfammlung geprüft, aus der fich ergeben, daß beide Regierun— 
gen, die öfterreichifche und die fardinifche, allen Vorfchriften des 
Völferrehtd und guter Nachbarfchaft bereits Genüge geleiftet, 
fomit ein Grund zu Befchmwerde keineswegs vorliege * Einver— 
ftanden hiemit lehnte die Tagſatzung die teffinifchen Begehren ab. 
Den Akten hatte man entnommen, daß die Betriebfamfeit der 
Flüchtlinge in Mailand nicht nur an fih von geringer Bedeus 
tung gemwefen, fondern überhin von Seite der dfterreichifchen Po- 
lizei Hinderniffe gefunden hatte. Um fo richtiger wird gefchloffen, 
daß der Aufftand im Innern des Kantons felbft Urfprung und 
Nahrung gefunden. Mittel und Weife feiner Ausführung, beide 
ungenügend, beftätigen dieß. Bon nun an ftand die Regierung, 
welche fih im Kanton Teffin zu Ende des Jahres 1839 auf dem 
Wege des Aufftandes der öffentlichen Gewalt bemächtiget hatte, 
frei von ferneren Anfehtungen. Das Spezialgericht fand lange 
und traurige Arbeit mit mehr denn fünfzig Angeklagten. . 
Während diefer Vorgänge hatte Schultheiß Neuhaus von 
Bern die ordentliche Tagſatzung eröffnet (5. Juli 1841). Schwache 
Hoffnung für friedliche Entwidelung der Dinge war aufgetaucht, 
nachdem fih am Schluffe der kantonalen Inſtruktionsberathungen 
ergeben, daß beinahe alle Kantone den aargauifchen Widerftand 
gegen den Bundesbefhluß vom 2. April mißbilligten. Man 
überſah, daß in diefen vielgeftaltigen Großrathödefreten wohl eine 
Meinung, nicht aber der Stoff zu einem entfcheidenden Beſchluß 
enthalten war. Die erften Wochen der Tagfapung verliefen nicht 
ohne Glimpf und gegenfeitige Rüdfihten. Damit nahm ed aber 
bald ein Ende, als ernftere Meinungen gegen Yargau auf die 


* Kommiffionalbericht von Baumgariner, vom 19. Juli 1841. 


Bahn gebracht wurden. Aargau hatte wie Neuhaus den merf- 
würdigen Grundfag auf die Bahn gebracht: es liege im Begriff 
einer Föderativverfaffung, daß der Bund einzig zum Schuß und 
zu beſſerer Ermöglichung der freien ftaatlihen Entwidelung feiner 
Glieder da fei.* So wenig fcheute es den grellften Widerfpruch 
zu feinen fonft fehr unitarifhen Rathſchlägen, fobald es galt, 
feine Mahtvolllommenheit über und gegen den Band zur 
Geltung zu bringen. Die Tagſatzung berieth über die Klofter- 
angelegenheit, während 60 bis 70 Mitglieder des Großen Rathes 
von Aargau durch Petition anfündeten, daß fie feiner Zeit zur 
Zurüdziehung des Aufhebungsbefchluffes geftimmt, und daß zur 
Beruhigung des Landes nicht bloß Wiederherftellung aller Klöfter, 
fondern überhin Fonfeffionelle Trennung und allgemeine Amneftie 
nöthig fein werde. Aargaus eigener Antrag, vom Aprilbefchluß abzu= 
ftehen, mit andern Worten, die Forderung der frühern Tagſatzung, 
in feinen Klofterbefhluß abändernd einzutreten und ſolchen mit 
dem Bundesvertrag in Einklang zu feßen, zurüdzuziehen, fiel durch, 
denn er erhielt nur die Stimmen von Teffin und Bafellandfchaft. 
Eine bundesmäßige Mehrheit befchloß: bei dem erften Begehren 
zu beharren, die Einladung an Aargau aber in eine Aufforderung 
zu verfhärfen, mit Verpflichtung für diefen Stand, noch im Laufe 
ded Monats Juli der Tagfabung Bericht über feine Entſchließun— 
gen einzubringen. Das Votum von Zürich diente diefem Be- 
ſchluß zur Grundlage; es war vorzüglich vertreten durch feinen 
Gefandten, Bürgermeifter von Muralt. Ald Ausgang folhen Be- 
ſtrebens hatten ſich deffen Anhänger die Wiederherftellung der 
Srauenflöfter, neben thatfächlicher Anerkennung der DBernichtung 
der michtigeren Mannsklöſter, gedacht. Aargau entfprach nicht. 
Mit Beſchluß vom 19. Juli erklärte es fich bereit zur Wieder: 
berftellung der Frauenklöfter zu Fahr, Mariä Krönung und 
Gnadenthai „unter fo weit erforderliher Staatsadminiftration 
und Neformvorbehalt“, d. h. Wiederherjtellung mit altem Drud 
und lang geübter Bevormundung. Hermetſchwyl follte aufgehoben 
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bleiben, ſo auch die Mannsklöſter. Aus dem Vermögen der drei 
begüterten Klöſter, Muri, Wettingen und Hermetſchwyl, ſollten 
vorab die Koſten der militäriſchen Beſetzung der katholiſchen Be— 
zirke vom Winter 1841 beficitten werden. Die armen Klöſter 
alfo follten no einige Jahre Schmachlebens erhalten, das Ver— 
mögen der übrigen dem Fiskus verfallen fein und bleiben, vor 
Allem »zu Befchwichtigung der finanziellen Sorgen dienen; die 
Errihtung Fantonaler Kranken-, Armen und Erziehungsanftalten 
aus dem DBermögendreft wurde ald Sühne in Ausficht geftellt. 
Jene Dfkupationdfoften fchlug Aargau auf 700,000 Franfen an. 
Der Tagfapung wurde dad Befchloffene ald Ultimatum, als fettes 
Wort, gemeldet. Sie trat wieder in den Gegenftand ein (6. und 
9. Auguft). Selbft proteftantifche Kantone erflärten fih als nicht 
befriedigt, jo Waadt, welches fein Befremden darüber äußerte, 
daß auch nicht eines der Mannsflöfter wiederhergeftellt werden 
wolle. Namend des Standes Bern ergriff Neuhaus offen bie 
Partei von Yargau. Nochmals wurde nun die Angelegenheit zur 
Begutachtung an einen Ausfhuß getwiefen. Die herbe Aufgabe 
erhielten zur Löfung: Neuhaus, Muralt, Schmid (von Wii), 
Baumgartner, Schultheiß Rüttimann (von Luzern), Maillardoz 
(von Freiburg), Druey. Eine Einigung unter diefen Männern 
war fo wenig möglich ald unter den Ständen. Ihre perfönlichen 
Anfihten (und um diefe allein handelte es fich bei Abgabe ihres 
Befundes, der vorausfichtlich ald Gutuchten wieder an die Stände 
gelangen mußte) waren die ganz auseinander laufenden Repräs 
fentanten der verfehiedenen Hauptmeinungen, welche ſich bereits 
durch die Eidgenoffenfchaft über die Klofterfahe ausgebildet: Ans 
nahme des aargauifchen Ultimatums, Wunfh und Streben von 
Neuhaus, welcher allen übrigen Mitgliedern der Kommiffion mit 
beleidigender Schroffheit fich gegenüberftellte; freundlich gemeinte 
Wiederherftellung der vier Frauenklöfter, ohne läftigen Vorbehalt, 
dann des Kapuzinerflofters von Baden, dieh das Marimum, zu 
welhem zwei andere proteftantifche Mitglieder der Kommiffion, 
Bürgermeifter von Muralt und Staatsrath Drucy, Hand bieten 
wollten; reellere Befriedigung der Anſprüche der Katholifen Yarz 
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gaus und der fchmweizerifchen Katholifen überhaupt, durch Wieder: 
herftellung, neben den Frauenklöſtern, auch von einem der wich— 
tigeren Mannsflöfter, und zwar Muri; dieß beantragten Baumgart- 
ner und Maillardoz, von denen jedoch der erftere aus Nüdfichten 
für Yargau die Wiederherftellung des Klofterg Hermetſchwyl fallen 
laffen wollte; endlich Wiederherftellung aller Klöfter, fo Nütti- 
mann und Schmid. Jetzt, nach Sahrzehenten, fcheint es faft un— 
glaublih, daß verftändige Männer (und auf folhes Prädikat 
mochten alle Mitglieder der Kommiffion Anfpruch machen), fich 
in folcher Weife zerfplittern fonnten. Dieß lag aber tief in der 
bereits eingetretenen ebenfo vielfeitigen Zerfplitterung der öffent: 
lihen Meinung in der Schweiz überhaupt begründet. Ungeachtet 
aller diefer Zerfahrenheit waren indeß doch zwei Hauptrichtungen 
in der Kommiffion vorherrfchend, von denen die eine die Staats— 
raifon als entfcheidenden Grundfaß zur Richtfehnur aufftellte und 
forderte; ed mar dieß Neuhaus mit feinem Befund voller Sophi— 
fterei und phrafenreicher Hohlheit, — dann die andere, vertreten 
durch alle übrigen Kommiffionsmitglieder: nicht die Staatsraifon 
und am wenigften der Eigenwille Aargaus fönne Geltung haben, 
fondern im Allgemeinen das Recht, und jedenfalld werde Aargau 
ih den zu erwartenden Befchlüffen des Bundes zu unterziehen 
haben. In Bezug auf die Ausführung dieſes Satzes waren dann 
allerdings die Mitglieder der Mehrheit fehr getheilt, weil die 
einen auf fhroffe Handhabung des Nechtes abftellten, die andern 
dem Frieden der Schweiz zulieb eine Transaktion für angemeffen 
hielten. Sobald man aber auf dem Wege der Transaktion ange— 
langt war, fonnte e8 an mehreren Kombinationen nicht fehlen. 
Die bedeutfamfte von allen war die von Baumgartner und 
Maillardoz, meil fie den Katholiken die Exiſtenz eines ihrer ger 
achteten Mannsklöſter garantiren wollte; die Ausgleichung wurde in 
dem namhaften Vermögen geboten, über welches der Stand Aargau 
ju feinen milden und Kulturzwecken immerhin noch zu verfügen 
gehabt hätte. Da nah den Anfichten felbft von Gegnern der 
fittlihe Ruf des Klofterd Muri über alle Zweifel erhaben ftand, 
dasfelbe auch in andern erheblichen Beziehungen das Klofter 
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Weitingen überragte, ſo war die Auswahl durch die gegebenen 
Verhältniſſe ſelbſt geboten. 

Als die Mehrheit ihre ſtaatsrechtlichen und politiſchen An— 
ſichten in ſolchen den Forderungen der radikalen Partei widerſtre— 
benden Vorſchlägen kundgegeben, brauste wilder Zorn durch ihre 
Klubbs und ihre Blätter; die Schleußen des boshafteften Spottes 
wurden geöffnet; in ſchmutzigen Karrifaturen entlud ſich der Un- 
wille der Aargauiſch-Neuhaus'ſchen Partei; die Verlegung der 
Gaftfreundfcha,i gegen die Gefandten der Stände in der Bundes» 
ftadt Bern ward fo arg getrieben, daß fie zu den ernfteften Be— 
ſchwerden über Verletzung felbft völferrechtliher Pflichten berech- 
tiget hätte. Jetzt oder nie, fo dachte jene Partei, müffen Aargau 
und feine Freunde vor fchimpflichem Rüdzug gerettet werben; fie 
überfhäste offenbar das Gewicht ihrer Gegner, die mehr um 
die Erhaltung ihres perfönlichen Nufes ald Männer des Rechtes 
und der gefeplichen Ordnung fämpften, ald mit Ausficht auf mwirf- 
liche Erfolge, denen der Stiudel einer gährenden Zeit, die kon— 
feffionelle Befangenheit eines überwiegenden Theild der ſchwei— 
zerifchen Bevölkerung, endlich die Abneigung gegen die von der 
Mehrheit der Fatholifchen Partei im Allgemeinen feit Jahren 
fundgegebenen politifchen Anfichten entgegenftand. Sofort ward 
Bedaht auf fehlagende Demonftrationen genommen. Bon Lenz- 
burg aus erging eine Adreffe mit 17,242 Unterfehriften von meift 
proteftantifchen Bürgern, der Schlußnahme des Großen Rathes 
ald Landwehr zu dienen. In Zürich ward am 22. Auguft von 
einer Anzahl Bürger eine große Volksverſammlung veranftaltet. 
Wirklih verfammelten fi am folgenden Sonntag, 29. Auguft, 
mehr denn 10,000 Männer in Schwamendingen, unter Leitung 
von Fürfprech Peftalozzi, Dr. Weidmann und des gewefenen Re- 
gierungsrathes Zehnder. Oft und ernft hatten die Katholiken 
über Gefährdung ihrer religiöfen Intereſſen Beſchwerde geführt, 
jest lauter noch als früher, wie die ununterbrochen fich folgenden 
Adreffen und Pelitionen der fatholifchen Aargauer, dann die ka— 
tholifche Preffe befundeten. Bon jeher wurde dieß Streben ver 
fpottet, mit beißender Ironie die Klage über „Religiondgefahr“ 
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abgefertigt. Jetzt wurde das Blatt gewendet, und im Auguſt 
1841 geſchah das bisher Unerhörte. An der Volksöverſammlung 
zu Schwamendingen wurde der Proteſtantismus in Gefahr er- 
Härt, identifizirt mit Allem, was man zur Zeit „Fortfchritt“ und 
„Kultur“ zu nennen beliebte, die Fatholifche Kirche arg geſchmäht, 
die Menge mit dem Hereinbrechen der „fürchterlihen Grundfäge 
der Sefuiten“ in Harnifch gejagt, der Sieg der Aargauer Res 
genten überhin ald die Garantie aller errungenen Volksfreiheit, 
ihre Niederlage als das Loſungswort zum fcheußlichften Bürger: 
frieg proflamirt. In gleihem Tone wirkte die Preffe; die radi- 
fale Partei verfäumte nicht, den günſtigen Augenblid zu nugen, 
um dem bereits ſchwachen Reft des im September 1839 in Zürich) 
zur Geltung gefommenen politifchen Einfluffed die Spige abzu— 
brehen. Das reizbare Volk ganz in gewünfchten Schwung zu 
bringen, wurden Zwingli's Streben und Worte, feine derben Ur- 
theile über das Mönchsthum, wie es zu feinen Lebzeiten ge- 
wefen, abermals auf die Bühne gejührt, uneingedenf, daß die 
Schweizer feit jener Zeit längft die religiöfen Fehden unter fich 
ausgeglichen, gegenfeitiges freundliches Verhalten in Verträgen 
ſich zugefichert und wenigſtens leidlich geübt hatten. Vom Rechts— 
punft feine Rede mehr. Dem fanatifchen Gejchrei, das gegen 
angeblichen Fanatismus der andern Seite tobte, feßte der gelehrte 
Johann Jakob Hotiinger Zwingli's Gutachten „über den Eid“ 
entgegen, „damit nicht der Fluch des Konfeffionshaffes der Gruft 
entfleige. „Wer nun fo fchwört,“ fo hatte Zwingli einft ge- 
ihrieben, „wer fih fo aufs Heiligfte und Feierlichite gegen Gott 
verpflichtet, und Goit, der die Wahrheit ift, zum Zeugen anruft, 
fol eher das Leben laffen, als feinen Eid nicht halten.“ Das 
hieß mit dürren Worten von Seite Hotiungers: die Erhaltung 
der Klöfter fann und Proteftanten allerdings nicht genehm fein; 
aber Eid ift Eid, und geſchworne Eide foll man halten. In 
diefem Sinne fprachen fi Hunderie von angefehenen Bürgern 
zu Stadt und Land in einer furzen Schrift aus, welche im Alls 
gemeinen die rechtlichen Anfpüche der Katholifen ehrte, dann 
aber freilih, im Sinne der großräthlichen Inftruftionen, um des 


allgemeinen Friedens willen gemwichtige Opfer zu ihrem Nachtheil 
heifchte. Immerhin war zu folhem Ausspruch in jener Zeit wü— 
ften Gelärms ein hoher Grad von bürgerlihem Muth, fich ſtützend 
auf angeftammte ſchweizeriſche Redlichkeit, erforderlich. Weber die 
hereingebrochene neue Neligiondgefahr fagten diefe biedern Pro- 
teftanten felbft: „Seit einem Monat ertönt der Ruf: die refors 
mirte Kirche ift in Gefahr! Die Regierung felbft iſt es, die ihr 
dad Grab bereitet! Das zürcherifche Volk muß fich zu ihrem 
Schuß zufammenthun.“ Aber ohne Verdrehung und Lüge, feh- 
ten fie bei, fei von folcher Gefahr auch nicht die Teifefte Spur 
nachzumweifen. Zum Schluß die farkaftifche Abfertigung, daB ed 
Denen, welche das Zürcher Volk mit der befannten Straußifchen 
Lehre beglüden wollten, am wenigften gut anftehe, ſich ald Schützer 
und Schirmer „unferer Kirche® aufzumerfen. 

Die Tagfakung war kurz in ihren Berathungen über die 
vielen Gutachten in der Klofterfahe. Wenige Tage nah der 
Schwamendinger Berfammlung ergaben fich im Laufe zweier lan— 
gen Sikungen vierzehn Stimmen, und zwei halbe, für Berfchie- 
bung jeglichen Entfcheides. Dieß die Folge der allgemeinen Lage, 
dann der fpeziellen Standesinftruftionen. Am 8. September folgte 
Vertagung auf den 25. Dftober, in Widerfpruch mit Freiburg, 
das auf Permanenz angetragen. Die Yarganer Gefandtichaft 
wurde bei ihrem Eintreffen in Yarau mit Feftmahl und Fadel- 
zug begrüßt; die Gefandtfchaften von Luzern, Uri und Unter: 
walden wurden auf ihrer Rückkehr in die Heimat durch ein nächt- 
liches Charivari in Notherift befchimpft, die Gefandtfchaft von 
Zug erhielt ihren Antheil in Zofingen. Vergebens verlangte die 
Regierung von Luzern bei jener von Aargau Genugthuung. Im 
Aargau war bereitd aller Sinn für eidgenöffifhe Rüdfihten ab 
Handen gekommen; fanatifher Egoismus führte den Szepter. 
Bern handelte anftändiger; hatte e8 auch die vielfachen Befchim- 
pfungen einzelner Geſandtſchaften während der Taglakung mit 
Stillfhmweigen angefehen, fo forgte e8 doch oberpolizeilih gegen 
ihre etwaige Beleidigung auf der Nüdreife. Staatsmänner Franf- 
reichs tadelten jene Vertagung. Allein fie war Gebot der Red— 


lichkeit feitend der Standesgefandten gegen ihre Auftraggeber. An 
ihrem Willen, die Klofterfache, zur Herftellung des innern Fries 
dens, fo oder anders zum Entfcheide zu bringen, fehlte es nicht, 

Fe matter die Tagfakung ausgelaufen, defto ftürmifcher wogte 
der Meinungsfampf durch alle Kantone. . Das Gutachten Neus 
haus wurde zu vielen Zaufenden von Eremplaren verbreitet, in 
den befonders reizbaren Theilen der Schweiz zumal, fo in Unters 
wallis, in Genf, in der übrigen weftlihen Schweiz, nicht weniger 
in den deutfchen Kantonen, den größern wie den Fleinern, fo in 
Schaffhaufen, St. Gallen, Appenzell U. Rh.; Form und Inhalt 
waren ganz geeignet, die Gemüther zu berüden, die Gewiſſen 
zum Stillfehweigen zu bringen. Neben diefer Staatöfchrift wirkte 
die Tagespreffe; fie vervielfältigte die aargauifchen Lügen und 
Uebertreibungen, befchimpfte jede Fatholifche Regung, ſchalt fie 
als Jeſuitismus und gewann durch foldhe Mittel die proteftan- 
tiihen Siimmen; überhin behauptete fie die politifchen Errungen- 
haften von 1830 ala mit dem Untergange bedroht, wenn, dur 
MWiederherftellung der aargauifchen Klöfter, Kraft, Anfehen und 
Einfluß dortiger Regierung gebrochen“ würde. Die Frage des 
Rechtes wollte fie weder hören noch verftehen, noch erörtern. Dad 
ganze trübe Gelärm bewegte fih ausjchlichlich inner den engen 
Schranfen der PBarteigelüfte, ſtets zugerichtet nach dem Erforder- 
niß der fantonalen Stellungen: in’Zürich wurde der Kampf vers 
woben mit direften Angriffen auf die Regierung; in St. Gallen 
wurden Beforgniffe von drohender Einführung der Sefuiten auf- 
geregt; in Genf beutete ein ſchon feit längerer Zeit geftifteter 
politifcher Verein die Lage zu dem dreifachen Zweck aus, fidh 
felbft zu heben, die radikale Partei in der übrigen Schweiz zu 
fräftigen, Berfaffung und Regierung im eigenen Kanton endlich 
zu Falle zu bringen; daher auch von hier aus Adreffen an Aar— 
gau und Tagſatzung im Sinne der Schiwamendinger Verſamm— 
lung. Wurden fo Treu und Glauben, und die Heiligkeit des Eides 
mit Füßen getreten, ja felbft die Erinnerung an denfelben mit 
Steinen geworfen, fo wurde gleichzeitig eine der gefährlichiten 
Kampfweifen der Demagogie eröffnet: mochten nämlich die radi— 
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falen Führer an eine mögliche Entfaltung militärifher Kräfte, 
von Seite der Tagfapung gegen Aargau, glauben oder nicht (an 
ſich ftand fie nicht im Geringften in Ausfiht und war auch gar 
nicht in Rede gefommen): fo fchilderten fie folhe doch ald nahe 
bevorftehend, forderten laut die fchmweizerifhen Milizen zum Un 
gehorfam auf. Bon nun an wußte man, daß die eidgenöffiichen 
Truppen, in Hinficht auf den Dienft im Innern, eine höhere Be— 
fimmung nicht hatten, als die, der Partei, welche die unbedingte 
Herrſchaft anftrebte, als ſtets verfügbare Garde bereit zu ftehen; 
für das Organ des gefeglichen Willens der Eidgenoffenfchaft war 
höhnender Troß vorbehalten. Die Krankheit der Zeit zeichnete 
mit Slammenzügen, in einer Beitagspredigt, gehalten in der fran- 
zöfifchen Kirche zu St. Gallen, der geiftreiche, beredte, in den 
Welthändeln wohl bewanderte proteftantifhe Pfarrer Tſchudi, 
einer der wenig zahlreichen Proteftanten der Echweiz, welche tie 
Lage der Dinge in ihrer Wahrheit erfaßten und zu fchildern 
den Muth hatten. Der fagte, von der Kanzel herab, mit ter 
Kühnheit, dem Feuer und der Ueberzeugung eines Apoftels: 
„Was font immer das fih Auszeichnende in unferm Na— 
tionalcharafter war, was denfelben bei dem Ausländer ehrte, was 
ung bei ung felber ein ſüßes Gefühl der Sicherheit gab, das ver- 
fiert fih von Tage zu Tage — ich meine die Achtung vor der 
Gerechtigkeit und die Behauptung von Treu und Glauben! Wo 
find fie hin, diefe Kınder unferer Alpen, diefe Schugengel un- 
ferer Städte? — — Ad, Obrigfeiten fowohl ald einfache Pri- 
vaten, Barteihäupter und Parteiglieder, das Bolf in Maffe ver: 
fammelt oder vereint in der Perfon feiner Stellveitreter, Alles 
fchreit feine Willfür aud und fuht ihr Geltung zu verfchaffen. 
Man begnügt ſich nicht einmal mehr, die unwiderfprechlichften 
Rechte, den Buchſtaben und Geift der Verträge mit Füßen zu 
treten, man zieht fogar jeden ins Gefpötte, der es ſich einfallen 
läßt, den Grundfägen der Billigfeit und des gefunden Menfchen- 
verftandes zu ıufen. Kein Kunftgriff der Sprache, fein fpikfin- 
diged Gerede, Feine treulofe Behutfamkeit, fein boshaftes Ver— 
ſchweigen, die nicht zu diefer Abficht herhalten müffen! Die Kunft, 
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das Böſe zu fagen und geſchickt anzubringen, hat bei und eine 
Vollkommenheit erreicht, die dem Berftand Ehre machen würde, 
wenn fie nicht das Herz der Nation brandmarfte. Und denke man 
doch ja nicht, daß ſolches die Frucht einer vorübergehenden Auf: 
wallung,, die Wirkung eined vom Feuer der Leidenfchaften er- 
jeugten Irrthums, das Werk einer aufrichtigen, wiewohl miß— 
leiteten Ueberzeugung ſei. Es ift da weder Irrthum noch jähe 
Hite, noch Weberzeugung. Man ift mit klarem Bemwußtfein un- 
gerecht; man glaubt felbft feineswegs an die Wahrheit der Grund«- 
fäge, zu denen man fich befennt, an die Gefegmäßigfeit der An« 
fprüche, die man erhebt; wenn's nur gelingt, wenn man nur herr- 
fhen und zermalmen Fann.“ 

Ein anderer proteftantifcher Geiftlicher, Dekan Frei von 
Trogen, ſchrieb um diefelbe Zeit an einen fatholifchen Freund: 
‚Wir, NReformirte, haben großen Uebermuth zu verantworten, und 
dad Beifpiel fteht meines Wiffend einzig da, daß eine Konfeffion 
mit fo rauber Hand in die firchlichen Inſtitutionen der andern 
eingreift, * 

Wenn Neden von der Kanzel herab nicht verfingen, was war 
von parlamentarifchen Verfuhen zu erwarien? Im Großen Rath 
von Waadt fiel der äußerſt befcheidene Transaktionsverſuch, von 
Druey mit Muralt vorgefchlagen, durch; Druey und fein Kollege 
zur Gefandtfhaft, de Weiß, reichten hierauf ihre Demiffion 
ein, da Inſtruktionen im Sinne Bernd befchloffen worden. Gleis 
ches Ergebniß in Schaffhaufen, wo Meyenburg-Stodar dann 
ebenfalls zurüctrat, und zwei neuen Gefandten zur Tagſatzung, 
Böfchenftein und Grieshaber, Plab machte. Ergebniffe im Sinne 
der Handhabung der Bundesverfaffung waren höchftend noch in 
Kantonen möglich, wo die Katholifen nicht nur eine Mehrheit bil- 
deten, fondern auch das Fatholifche Bewußtſein noch nicht ver: 
nichtet war. Beides war der Fall im Kanton St. Gallen. Drei 
Tage währte dort der Kampf um die neuen nftrufiionen (vom 
12. bis 14. DOftober). Staatöfchreiber Steiger war Präfident; 
er fchleuderte die Bannflüche des Proteftantismus gleich Martin 
Luther; nach ihm mar es gefchichtlihe Aufgabe des Kantons 
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St. Gallen, die Klöfter, wenn nicht felbft zu zerftören,, fo doch 
wenigftens nicht felbft halten zu wollen; die ganze St. Gallifche 
Eriftenz berube auf dem Ruin des Stifted St. Gallen. Dem 
entgegnete Baumgartner: der Kanton St. Gallen ift nicht der 
Zerftörer jenes Stiftes, fondern deffen Nachfolger; feine Gefchichte 
hindert ihn alfo nicht, das zu thun, was er als Recht erkennt. 
Das eigene Gutachten Baumgartners fiel im Großen Rathe durch; 
auch hier wollte man fo wenig ald in Waadt eine Abfindung. 
So wurde Jeder zum Anerfenntniß einer der beiden Sätze ge- 
trieben, weldye von den beiden Hauptlagern, jenem von Yargau- 
Bern, dann dem andern von Luzern, ausgingen: Zerflörung der 
Klöfter (der aargauifche neuere Großrathsbefhluß war nichts An- 
deres), oder deren Wiederherftellung in Handhabung der bundes- 
mäßigen Garantie. Baumgartner fonnte fih nur für die Leptere 
entfchließen, meil er hier allein da® Recht, bei der Gegenpartei * 
das Unrecht und eine verderbliche unhaltbare Politik zugleich fah. 
Bon daher dad nunmehrige St. Gallifche Votum mit 77 gegen 
66 Stimmen, im Grundfage für Wiederherftellung aller Klöſter 
zu flimmen, mit Vollmacht jedoch für die Gefandtichaft, zur Er- 
ledigung der Klofterfrage auch auf weniger entfprechendem Fuß, 
immerhin mit Ausfchluß des aargauifhen Antrages, mitzuwirken. 
Recht und Billigfeit waren vereint in diefem Votum. Der Kan 
ton St. Gallen lehnte durch diefen Akt die Verantwortlichkeit für 
den Bundesbruc von fi ab und bot gleichzeitig Hand zu fried- 
licher Abfindung, falls foldhe noch möglih. Im Gegenfag ent- 
ſprach das aarganifche Botum weder dem Recht noch der Billig: 
feit, jenem nicht, weil ed an die Stelle der Bundesvorfchrift die 
MWillfür eines Kantons fegte, der Billigfeit nicht, weil ed dem 
betroffenen Fatholifchen Konfeffiondtheil nichte Reelles anbot. 

Eine Ausnahme von den Kantonen mit ganz oder über: 
wiegender proteftantifcher Bevölkerung machte Graubünden, tel» 
ches eine dem St. Gallifchen Votum ähnlihe Inſtruktion er- 
theilte. 

Die Tagſatzung verſammelte ſich wieder am 25. Oktober, 
unvollzählig, da im Kanton Wallis in Folge der Inſtruktions— 
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berathungen, bei welchen die Nechte der Katholifen Geltung ver- 
langten, Störungen ausgebrochen waren. An jenem und dem fol- 
genden Tage wurden die Boten eröffnet. Die fonziliirenden Bore 
[hläge von St. Gallen und Graubünden waren befannt, wenn 
fie auch in erfter Linie für die Herftellung gefammter Klöfter zu 
fimmen hatten; ein anderer von Zürich, wo die Regierungs— 
partei unter Bürgermeifter von Muralt annoch ihre Stellung zu 
behaupten vermochte, lautete auf Wiederherftellung aller Frauen 
Möfter; er war unterftüßt von Glarus. Ein Ergebniß war nicht 
vorzufehen. Die Sigungen wurden unterbrochen, mittlerweile eine 
Einladung an Wallid erging, ebenfalld an der Bundesverfamm. 
lung Theil zu nehmen. In der am 2. November wieder ver- 
fammelten Tagfatung fam es zur Abftimmung. Für den Antrag 
des Standes Bern, fich befriediget zu erklären und den Gegen» 
ftand aus dem Abfchied zu vermweifen, fiimmten Bern felbft, mit 
Glarus, Solothurn, Schaffhaufen, Nargau, Teffin, Thurgau und 
Waadt, nebft Appenzell Außerrhoden und Bafel:Landihaft, acht 
ganze Stimmen und zwei halbe. Für die Herftellung aller Klö- 
fer: Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug, Freiburg, 
St. Gallen, Graubünden, Wallis und Neuenburg, nebſt Appen- 
jell Innerrhoden, zehn ganze Stimmen und eine halbe. So ftan- 
den fih alfo acht gegen zehn Stimmen gegenüber. Die relative 
Mehrheit konnte eine abfolute nicht werden, weil nicht zu er- 
warten war, daß von Zürich, Genf oder Glarus ihr wenigftend 
jwei diefer Kantone zufallen werden; die Minderheit der acht 
Stimmen hatte für einftweilen noch weniger Ausficht, abfolute 
Mehrheit zu werden; fie bedurfte den Zuwachs von wmenigftend 
drei Stimmen, von denen nur Zürich ihr fchon nahe fand, weniger 
nahe Genf, in mehr Entfernung St. Gallen und Graubünden. 
Ihr galt aber, aus der Minderheit überzugehen in die Stellung 
der Mehrheit; erft dann Fonnte fie ihre Partei für gefichert hal— 
ten. Ununterbrochene Agitation mußte zu diefem Zweck einge- 
leitet werden. Sie blieb nebft Erfolg nicht aus. Die Tagfakung 
aber jchloß ihr Werk für diesmal am 3. November, neuerdings 
mit Bertagung, diesmal auf unbeftimmte Zeit. Nach drei wieder 
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holten Verſammlungen dieſer Bundesbehörde in einem Jahr 
ſtanden die Dinge troſtloſer als bei deren Beginn. 

Eine Nebenpartie der aargauiſchen Kloſterangelegenheit bil⸗ 
deten die innern konſtitutionellen Zerwürfniſſe im Kanton. Ern— 
ſter denn je wurde die konfeſſionelle Trennung betrieben, aus dem 
katholiſchen Gebiete Aargaus ſelbſt, dann von der Regierung Lu— 
zerns; dieſe trat zu den angrenzenden Bezirken Aargaus in das 
gleiche Verhältniß, wie Waadt zum Unterwallis, das des Ver— 
theidigers und Schirmherrn, ein Verhältniß, welches hier wie 
dort die Integrität des Kantons bedrohte. Das Begehren kam in 
ernſte Erörterung im Schooße der Tagſatzung wie in ihren Aus— 
ſchüſſen. Ein ſolcher wollte die eingegangenen zahlreichen Bitt- 
fhriften, in denen, neben der Eonfeffionellen Trennung und 
andern religiöfen Garantien, auch eine allgemeine Amneftie ver: 
langt ward, empfehlend dem Karton Aargau übermitteln. Wie 
gewöhnlich feheuten fich die Parteien auch bei diefem Anlaß nicht, 
ihre Handlungen zu ihrem anderweitig proflamirten politifchen 
Syſtem in vollendeten Widerfpruch zu fehen. So vertheidigte Lu— 
zern das Recht der Einmifhung in die innern Angelegenheiten 
Aargaus, weil es alfo durch das eigene Intereſſe ded Kantons 
Yargau, dann durch jenes der Eidgenoffenfchaft geboten fei. Um— 
gekehrt verbat fih Aargau die Einmifhung auf den Grund der 
fantonalen Souveränetät, und von Amneflie, die ed in den Fällen 
von andern Kantonen fo häufig empfohlen, wollte ed auch nichts 
wiffen *. Eine Mehrheit von Ständen zu jener empfehlenden Ein- 
mifhung ergab fich nicht, und Aargau blieb von folder frei. Am 
beharrlichften in diefer ablehnenden Richtung wirkte St. Gallen, 
für ihn der Gefandte Baumgartner. So wurde Aargaus In— 
tegrität gefichert, weil man in diefem Punfte den Bund hielt; 
feine Wünfche Hinfichtlich der Klöfter wurden erfüllt, weil feine 


* Wir werden im Verlauf diefer Gefchichte fehen, wie dann Aargau, im 
Ssnterefje der Eidgenoffenfhaft, die Einmifchung in die Angelegenheiten 
Zuzeind zur Vericeibung der Jefuiten ganz bundeögemäß fand, Luzern hin- 
wieder fich ſolche, mit Berufung auf feine kantonale Souveränetät verbat, 
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Mehrheit von Ständen zu finden, die in dieſem Punkte den Bund 
halten wollte. Es gibt nichts Schamloſeres als die Parteilogik. 

Die Verhandlungeu der ordentlichen Tagſatzung von 1841, 
in ihren Berfammlungen vom Sommer und Herbft, waren in 
anderweitigen Dingen von wenigem gefchichtlichen Intereſſe. Alle 
Kräfte wurden von dem fonfeffionellen Streit in Anfpruch ge 
nommen. Das Gutachten zur Bundesrevifion, welches gegen Ende 
1840 * einiges Auffehen gemacht, fiel bei der Berathung ganz 
durch, weil die Anhänger des beftehenden Köderalidmus allerlei 
daran zu mäfeln fanden, die Zentraliften bei ihrem Satze ver: 
harıten, daß die Errichtung einer Bundesregierung auf die Nas 
tionalrepräfentation gegründet werten müffe. So erlitt die Zür— 
cher= Regierung von 1839 auch in ihren eidgenöffifhen Entwürs 
fen eine Niederlage. Ein neues Hinderniß alled weiteren Vor— 
rüdens bildete die nunmehrige Politif des Kantons Luzern, der 
von nun an für eine Bundesrevifion die vorgängige Zuftimmung 
aller Kantone zugefichert wiffen wollte. Vorherrſchend war dad 
allgemeine Gefühl, daß bei dermaligen Zuftänden nichts Anderes 
erübrige, ald geduldiged Zumarten. 

Während in erzählter Weiſe die radifale Partei ihre Kräfte 
jammelte, fteigerte, kräftigte, ja felbft mit Gewalt drohte (Rede 
Bernd in der Tagfagung vom November), falls dem Willen Yar- 
gaus nicht nachgelebt würde, entwidelte fih in Luzern und feinen 
Anhängern vie firchlich = fonfervative Partei je mehr und mehr. 
Der Große Rath) von Luzern nahm den ehevorigen Bejchluß zu— 
rüd, welcher dem Nuntius die Ausübung geiftlicher Gerichtsbar— 
feit unterfagt hatte (Auguft). In Schwyz wurde in Gegenwart 
ſaͤmmtlicher Behörden und vielen Landvolfes der Grundftein zur 
neuen Sefuitenfirhe gelegt. In Hochdorf, -unfern der Grenze des 
Freienamtes, begannen die Miffionspredigten der Jeſuiten (24. 
Dftober). Im Großen Rath fiel der erfte Antrag zur Wiedercin- 
führung des Ordens im Kanton. Alsbald folgten öffentliche Ab— 
mahnungen von Katholiken, welche ſich mit Entfchiedenheit gegen 
die radikale Politik in KAlofterfahen ausgefprochen; in Luzern aber 

* Siehe Band U, Seite 398 bis 400, 
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fhien wenig Neigung, die wichtigen Warnungen zu beachten. 
Aber ebenfalld von dorther wurden bereit Stimmen laut, welche 
gegen folhe Einführung die Intervention der Eidgenofjenfchaft 
in Anfpruch nahmen. Die Zürcher-PBreffe war bereit zur Aufnahme 
ſolcher Artikel. Unthaten wurden in diefer Zeit eben fo leicht ver— 
übt mie vorbereitet. Mittlerweile ftellte fih Aargau in Ber: 
faffung, die Klofterangelegenheit thätlih, durch fortgefehte Ver— 
mögensliquidation, in offenem Widerfpruch mit dem beftehenden 
Beſchluß der Tagſatzung, zur Erledigung zu bringen. Eine neue 
Uſter-Feier in Zürich deutete auf den beharrlichen Kampf gegen 
die beftehende Regierung. Sin Bern endlich, wo man gemonnener 
Macht fich freute, die LXorbeeren gern dem fräftig eingreifenden 
Schultheißen Neuhaus einräumte, war augenblicklich die Rede da- 
von, dem entichloffenen Mann die Diktatur zu verleihen, um der 
unbequemen MWebertragung des Schultheißenamted® an einen 
Ihwächern Magiftraten, auf Neujahr, zu entgehen. 

Gegen die Neige des Jahres fiel Genf der Macht der radi- 
falen Partei anheim. Bis dahin war das Ausland geneigt, in 
Genf die Perle der fchweizerifchen Freiftaaten zu ehren. Gefchicht- 
licher und miffenfhaftliher Glanz famen der Nepublif Genf in 
gleich hohem Grade zu ftatten. Bon Seite der übrigen ſchwei— 
zerifchen Kantone ward ihr viel Achtung und Zuneigung zu 
Theil; nur MWaadtländer Rivalität, die man in Genf ald Zei— 
chen des Neides deutete, brachte Mißtöne in die Gefchide der 
Republit am Ausfluffe des Rhodan. Anfangs Februar 1834, bei 
Anlaß des revolutionären Zuges gegen Savoyen, war die Res 
gierung, höchſt unerwartet, ihrem Sturze nahe. Ein glüdliches 
Aufraffen noch zu guter Zeit rettete fie. Die Bewaffuung gegen 
Frankreich im Jahr 1838, ald die Schweiz wegen vermeigerter 
Ausmweifung ded Prinzen Ludwig Napoleon vom mächtigen Nach— 
barftaat bedroht war, brachte der Regierung wieder ein fchönes 
Maß von Bolfsthümlichkeit ein, den politifchen Snftitutionen, 
auf welchen ihr Wirken fußte, verlängerte Lebensdauer. Aber auch 
diefe follte ihre Schranke finden. In dem Wefen der Genferfchen 
Anftitutionen felbft, die allmählig zu den Ahnungen, Wünſchen, 
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Begriffen und Begierlichfeiten eines großen Theiled der Bürger- 
haft in Widerfpruch gerieth, lag der Keim zu ihrem Sturz. Nur 
ein ftarfer Wille, ftärker ald derjenige ded Syndies Nigaud ges 
weſen, hätte wichtige Veränderungen ohne Umfturz bewirken 
mögen; diefe felbft aber waren unvermeidlich geworden. Um Genf 
ganz zu verftehen, müjjen wir es auffaffen, mie es zur Zeit ge— 
weſen, als der Sturz der ältern Bourbonen in Frankreich das 
übrige Europa erfchütterte. So wenig umfangreich die Republik, 
jo kannte man fie dod nicht. Die Gefellihaft war abgetheilt 
nah Gruppen, in denen die Ausfchließlichfeit vorherrſchte. Die 
durch Herkunft, Vermögen und Wiffenfhaft hervorragten, bildeten, 
in allerdings achtunggebietendem Berein, die herrfchende Klaffe. 
Im Staatörath, aus vierundzwanzig Mitgliedern beftehend, lähmte 
herfömmliche Zerfplitterung der Meinungen. Der NRepräfentanten- 
rath war mweit entfernt, feinem Namen zu entfprechen. Er faßte 
(im Jahr 1841) 251 proteftantifche, nur 18 katholiſche wirkliche 
Mitglieder, gegenüber einer verfafjungsmäßigen Vollzahl von 
274; fo war ein mefentlicher Theil des Volkes, zwei Fünftheile 
betragend, höchit ungenügend vertreten. Aber auch gegenüber der 
alten Bürgerfchaft ftand es nicht beffer. Der NRepräfentantenrath 
ſah einem kompakten Familienrath nicht unähnlich; eine große 
Zahl der Mitglieder waren durch verwandtfchaftlihe Bande an 
einander gewiefen. Gefellichaftlihe Vereine trugen ebenfalld das 
ihrige bei, die waltende Einfeitigfeit zu verfnöchern; zwei einzige 
gejellfchaftliche Vereine der Stadt zählten 80 Mitglieder in der 
Behörde. Beide Urfachen vereint zeugten Nepotismus, mit ihm 
dad Eindringen einer Anzahl jüngerer Männer, welche die Wahl 
über Verdienft ehrte. Das Wahlfyftem mar verfünftelt; alljährlich 
fiel der neunte Theil in Erneuerung; die Form der letztern war 
jo befchaffen, daß ein wenig Gunft im Wahlfollegium zur Wie- 
dererwählung oder zum Emporkommen genügte. Unter ſolchen 
Umftänden war der Fortbeitand der Grundeinrichtungen der Re- 
publif, welches immer die Beftrebungen und Leiftungen der Re— 
gierung fein mochten, nicht gefichert. Selbft die Veränderungen, 
welche fie aus freiem Antrieb vornahm, fo die Herabfegung des 
8 * 
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Zenſus, zuerſt von 63 Gulden auf 25, dann auf 15, endlich auf 
7 Gulden herab, genügte nicht, um den Zwieſpalt zwiſchen Re— 
gierung und Bürgerſchaft zu heben. Im Jahr 1836, als jene 
letzte Herabſetzung ſtattgefunden, war die Zahl der Wähler 4509; 
davon erfchienen 2504, bei den Wahlen von 1837 nur noch 
1075; zwei Jahre fpäter nur noch 1016; und wieder nad) zwei 
Sahren nur noch 952, d. h. der fünfte Theil aller Wähler und 
ungefähr der zwölfte Theil der Bevölkerung. So war der Bes 
weis geliefert, daß der herrichende Goteriegeift entweder unüber- 
windlich fehien oder es wirflih war. Vollends gehörten die theil- 
nehmenden Wähler faft ausfchließlich der Stadt an; die Land- 
leute, und die Katholifen zumal, fanden fich nicht verfucht, vor 
Allem um die Gunft ftädtifcher „Gercles" zu werben. Jene Er: 
fcheinung war fo beunruhigend, daß fie an ſich ſchon zu einer 
freiwilligen durchgreifenden Veränderung feitend der Staatäver- 
waltung hätte führen follen. Aber den Einen fehlte die Einficht 
zur Erfenntniß, und die fie hatten, fühlten fich den Muth dazu 
nicht. Mittlerweile trat die franzöfifcherevolutionäre Schule auf, 
erperimentirte und fchaffte ſich eine Stellung; Hauptagitator in 
diefer Richtung war James Fazy mit Hülfe feiner „Europe cen- 
trale“, Die Gefahren der Regierung und der öffentlihen Ord— 
nung bei Anlaß des Poleneinfalls in favoyifche Gebietötheile 
haben mir fchon erzählt*. Konfeffionelle Berhältniffe trugen 
ebenfalls bei zur Untergrabung der öffentlichen Autorität. Das 
proteftantifche Jubiläum von 1835 brachte die Regierung ohne 
ihre Schuld — fie hatte fi) der amtlichen Betheiligung ent- 
halten — in eine ſchwierige Stellung zu den Katholiken. Diefe 
wurde noch mißlicher durch zähe Streitigkeiten zwifchen der far 
tholifchen Geiftlichfeit und der Regierung. Zwiſchen den katho— 
lifchen Neu-Genfern und den proteftantifchen Alt-Genfern war, 
feit der Vereinigungsakte von 1815, nicht die mindefte Annähe- 
rung gefchehen. Eine durchgreifende Verfchiedenheit in allen gei— 
fligen und materiellen Dingen bielt beide Theile getrennt und in 
Spannung. Die Sucht der Regierung, ſich über Bedarf in die 
* Band II, Eeite 90, 
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Angelegenheiten des katholiſchen Kultus einzumiſchen, Händel mit 
dem katholiſchen Pfarrer in Genf, der ſich ſelbſt auch in ſolchen 
gefiel, kaltſinniges Verhalten gegenüber den katholiſchen Notabeln 
ließen ein beſſeres Vernehmen nicht aufkommen; dazu geſellten 
ſich wirkliche Verletzungen: die ungenügende Stellvertretung der 
Katholiken ın den Behörden (im Staatsrath ſaßen von 24 Mit- 
gliedern nur 2 diefer Konfeffion, während die Bevölkerung ſich 
damals wie 3/, zu 2/5 verhielt), Eingriffe in die vertragsmäßigen 
Rechte über die Eheverhältniffe, Weigerung die Fatholifche Kirche 
in Genf zu erweitern. Der Unwille hierüber fprach fich in der 
einfchneidendften Form aus in einem Manifeft der Fatholifchen Geifts 
lichkeit über die häretifchen Umtriebe gegen die fatholifche Bevöl- 
ferung*. Die Regierung war felbft angegriffen. Biſchof und Re- 
gierung haderten nun über den feden Wurf und leptere behalf 
fid) duch einen Beſchluß, Feinen einzigen von den Unterzeichner 
bei einer allfälligen Präfentation auf eine Pfründe zu plazetiren. 
So verhärtete fi die feindfelige Stimmung zwifchen den Ka- 
tholifen und der Regierung, und diefe war jedenfalld auf die Un— 
terflügung im eigenen Lager befchränft, wo fie nicht immer zu 
finden. Denn auch gegenüber dem proteftantifchen Element trat 
Berftimmung ein, ald (1836) der altgejinnte Genfer Klerus von 
dem eidgenöſſiſchen Bettag nichts wifjen wollte, den alten 
Genfer Bettag feierte und der eifrigfte Paftor, Chenevidre, zur 
Strafe für folhen Widerftand auf ſechs Monate in feinen geift- 
lichen Verrichtungen durch die Regierung eingeftellt wurde. Die 


* Die Schrift ging unter dem Titel: „Me&moire présenté A Mgr. lé- 
vöque de Lausanne et de Genöve, par le clerge catholique du Can- 
ton de Geneve, sur les pieges tendus par l’'heresie & la foi de la po- 
pulation catholique*, zunächſt an den Bifchof und wurde gleichzeitig als Flug— 
ſchrift veröffentlicht, Die reipenden Abjag fand, Der Biſchof war anfänglidy 
jelbft nicht nur betroffen, fondern auch ungehalten über den Schritt, den der 
fatholijche Pfarrer Buarin und feine Mitarbeiter ohne dejfen vorherige Begrüßung 
getban, rügte in feiner Antwort an den klagenden Staatörath theilweife das 
Geichehene, mußte aber doch, theild weil im Wejentlichen die Klagen auf Wahr: - 
beit begründet waren, theils wegen feiner Stellung im Allgemeinen, zu feiner 
Geiftlichkeit ftehen und fie der Regierung gegenüber unterftügen. 
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Tage des Ruhmes von 1838, als Folge der energiſchen Haltung 
gegen Frankreich im Streit Über die Ausweiſung des Prinzen 
Ludwig Napoleon, kamen der Regierung wohl zu flatten, aber 
fonnten der innern Zerrüttung nicht gründlich fleuern. Der Re- 
präfentantenrath verwarf (12. Januar 1840) mit flarfer Mehr- 
heit die früher nur furchtſam vorgefchlagene Einführung des Ge- 
ſchwornengerichtes in Straffachen. Das lag der vorherrfchenden 
Richtung zur Neform nicht recht. Andererſeits winſelte der alt- 
ftädtifche Genfergeift über die mwefentliche Umgeftaltung der Be— 
völferungsverhältniffe; der alte Genfer ſah fich bereitd durch eine 
ftet3 mwachfende Zahl der Fremden, unter ihnen die mißbeliebten 
Katholiken, verdrängt und verlangte von der Regierung Abhülfe 
gegen die natürliche Entwidelung der Dinge. Endlich brachen 
ernftere Zerwürfniffe aus. Die Stadt Genf hatte feinen eigenen 
durh die Bürger gewählten Munizipalrath; die Stadtbehörde 
war ein Ausfluß des Staatsrathed. Das war in die Länge nicht 
haltbar, und eine Partei verlangte feit Langem ber einen felbit- 
gewählten Munizipalrath für die Hauptftadt. Der Repräfentan- 
tenrath, immer fteif, wenn auch häufig noch fo gelehrt und glän- 
zend in feinen Berhandlungen, Flebte hartnädig am Beftehenden, 
erließ (10. Februar 1841) ein Geſetz, das die Revifion der be— 
ftehenden Ordnung auf vier Jahre hinausfchob. Vergeben hatten 
Side und Delapalud, die zwei Nepräfentanten radikaler Reform 
im Repräfentantenrath, vergebend auch Männer von ganz ge- 
mäßigter Gefinnung, fo Rigaud-Eonftant (ded Syndicd Rigaud 
Bruder), Dellanoy, Cougnard und Bignet, befcheiden genug, Ber: 
tagung nur auf ein Jahr verlangt. Sie wurden mit 135 gegen 
54 Stimmen abgewiefen. Drei Wochen fpäter ward der Verein 
des 3. März gegründet. * Die organifirte Oppofition ftand nun 
feftgegliedert da, beftehend aus allen geiftigen Elementen, welche 
im Repräfentantenrath entweder feinen Eintritt oder doch fein 
Gehör gefunden hatten. An folhe Oppofition fchloffen ſich jedoch 
die Landgemeinden nicht an; die Bewegung befchränfte fi vor- 
züglich auf die Bürgerfchaft der Stadt, befonderd auf die arbei- 


* „L’association du III mars“ genannt. 
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tende Klaffe des Quartierd von St. Gervais, welches am rechten 
Ufer der Rhone von der Stadt getrennt liegt und in allen auf: 
geregten Zeiten fih an die Spitze der Nevolutionen ftellte. Der 
Berein ward bald, was ähnliche Vereine in andern Kantonen 
gewefen, eine Gegen-Regierung, wenn die wirkliche es fich auch 
nicht geftehen wollte. Die gewaltfame Aufhebung der Aargauer 
Klöfter häufte den Stoff der Erbitterung. Die Regierung er- 
theilte grundſatzloſe Inſtruktionen zur Tagſatzung, welche feinen 
Theil befriedigten: die Katholiken nicht, weil fie ihre mwefentlichen 
Nechte und Intereſſen opferten, die ftreng-fonfervativen Proteftan- 
ten nicht, meil fie in ihrer Antipathie gegen alle Erfcheinungen 
radifaler Richtung den Bundesvertrag pünktlih gehandhabt wiſſen 
wollten, ebenfo wenig die altproteftantifche Volksmaſſe, welche zu 
Gunften des alten Bettaged gegen den neu-eidgenöſſiſchen tumul« 
tuirt hatte; denn diefe Partei fand, die Regierung liebäugele mit 
den „ultramontanen Aufrührern“. Es war der 5. Dftober, als 
jene Snftruftionen gegeben wurden. Am folgenden Tag erließ 
der Uhrenhändler, Samuel Bachelard, den Aufruf zu einer Volks— 
verfammlung auf den 18. Dftober. Sie fand ftatt auf einer 
Wiefe (& la Coulouvreniere) in der Nähe der Stadt, zweitaufend 
Perſonen ſtark; Redner: Bachelard felbit, Camperio, ein junger 
heißföpfiger Zurift aus Teffin, und Advokat Gide, Mitglied des 
Repräfentantenrathes. Die Redner proteftirten mit Entrüftung 
(„indignation*) gegen die Politik in der Klofterfache, und erhoben 
gleichzeitig die Fahne der Reform; denn nicht jene war das 
Hauptziel ded Tages, fondern der Sturz ded Regierungsſyſtems. 
Man befchloß eine Adreffe zu Gunften und zu Handen der Re— 
gierung Aargaus. Die Regierung Genfd war in Berlegenbeit, 
ob ſolcher Hohn auf ihr Wirken zu dulden, rieth hin und her; 
Gamperio, Kantondfremder, fo ſchlugen Einzelne vor, follte aus dem 
Land gefchict werden. Es blieb bei unfruchtbaren Rathichlägen. 

Kehren wir zurüd zum MärzBerein. Er zählte bei erftem 
Auftreten einhundert und dreizehn Mitglieder des Repräfentanten- 
rathes, zum Theil Männer von fehmeizerifhem Auf, fo die eid- 
genöffifchen Oberften Rilliet und Dufour; dann mehrere Offiziere 
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der Miliz. Das erſte Programm mar ſehr mäßig gehalten. Spä- 
ter bob fih Muth, Begierlichkiit und Zahl der Mitglieder. Gin 
periodifche® Blatt ungerechnet, gab der Verein im Lauf einer 
neunmonatlichen Lebensdauer fünfunddreißig Ylugichriften aus. 
Er verlangte: wirkliche Munizipalfreiheit für Stadt und Land; 
beffere Wahlform ; erweiterte Wahlrechte; Umgeftaltung der „Na: 
tionalrepräfentation“, befonders häufigere Erneuerung in zahlrei= 
chen Abtheilungen derfelben; Umwandlung der volljiehenden Ge- 
walt in ein freic® aber verantwortlihes Kollegium, während 
jesige Regierung den Schein der Unterordnung biete, in Wirf- 
lichfeit die Souveränetät übe. Mit einem Wort: dad ganze 
Staatdgebäude wurde angegriffen; der Regierung und ihrem 
Haupt, dem Syndic Rigaud, wurde verftändlich gefagt, fie feien 
im Irrthum, wenn fie glauben, auf den Xorbeeren von 1838 un- 
thätig ruhen, das Volk mit eitelm Hoffnungen abfpeifen zu kön— 
nen. * Dabei wurde die alte Berfaffung von 1814 ald eine auf- 
gedrungene erklärt, und verlangt, daß eine neue von den Beauf- 
tragten des Volkes in öffentlicher Verhandlung gefchaffen, dem 
Bolfe felbft zur Annahme vorgelegt werde. Den alten Generals 
rath ließen die Wortführer des Vereins ruhen: ihr Verlangen 
war das Repräfentativfuftem nach der Kopfzahl, mefentlih in 
Uebereinftimmung mit dem, mas bereitd in andern Kantonen ge= 
worden. Materielle Köder, Errichtung einer Leihbank für die 
Induftriellen, mit hämiſchen Seitenbliden auf Vernachläſſigung 
feitend der Regierung und der Kapitaliften, wurden politifchen 
Tageswünſchen beigefügt. Nebenbei wurden die eidgendffifchen 
Angelegenheiten mitgenommen: der Regierung von Aargau fchicte 
der Berein eine Glückwunſch-Adreſſe, und erhielt dafür warme 
Danfesbezeugung. Der Verein vom 3. März empfing auch felbft 
ermunternde Adreſſen ab der Landſchaft. Alſo geftärft, wagte er 
einen entfcheidenden Anlauf gegen den Staatsrath und diftirte 


* Ohnehin hatte die öffentlihe Meinung im Laufe der Jahre an jenem 
Ruhme bereits gemäfelt, das rüftige Auft:eten der Negierung mebr der Furcht 
vor den von Unten kommenden Jmpulfen, ald der Ueberzeugung der Negierenden 
von dem der Schweiz angethanen Unrecht zugefihrieben. 
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ihm in einer Zufchrift vom 8. November die Zukunft Genf. 
Jakob Beillard unterzeichnete als Präfident, A. 2. Pond als Se- 
fretär: Abhülfe fei Dringend; nur umfaffende und aufrichtige Maß— 
nahmen zur Befriedigung der Volfdwünfche mögen fürder genüs 
genz als folche wurden in gegliederter Aufzählung bezeichnet: Res 
form des Wahlſyſtems mit Erweiterung des Wahlrechtes; Ber: 
minderung der Mitgliederzahl beider Räthe; Gewaltentrennung 
jwifchen der Gefebgebung und der Exekutive; Fürzere Amtsdauer 
des geſetzgebenden Körpers und deſſen Erneuerung in größeren 
Abtheilungen; weife Bertheilung ded Vorſchlagsrechtes unter beide 
Räthe; wirkliche Anerkennung des Petitiondrechtes; ein gutes 
Munizipalgefeg für den ganzen Kanton (die Regierung wählte 
die Maired auch für die Landgemeinden); ein eigener Munizipal- 
rath für die Stadt Genf. Raſche Willfahr wurde empfohlen; 
nur durh erwähnte Mittel möge Ruhe und Ordnung erhalten 
werden. Ein Berfaffungsrath wurde in Ausficht geftellt, ohne daß 
er eben genannt wurde. Die Aufforderung zeigte, auf meffen 
Seite bereitd die Gewalt. Wenige Tage vorher hatten achtzig 
Mitglieder des Repräfentantenrathes eine andere Adreffe einge- 
geben, durch welche die Bildung einer außerordentlihen Kommif- 
fion aus beiden Räthen verlangt wurde, welche über gefammte 
aus dem Bolfe fchriftlich eingehende Begehren ihren Befund dem 
Staatsrath einzugeben hätte. Alfo Verfaſſungsrath auf der einen, 
Umgehung desfelben durch den Nothbehelf jener außerordentlichen 
Kommiffion auf der andern Seite. Der Staatsrath wollte ſich 
jwifchen beiden in der Mitte halten, um den gefeßlichen Boden 
nicht zu verlieren, fodann auf dem ordentlichen gefeßgeberifchen 
Weg Einiges bemwilligen, zu dieſem Ende mit Vorfchlägen an 
den Repräfentantenrath gelangen. Dem Berein wurde in diefem 
Sinne geantwortet. Er aber erwiederte in öffentlicher Bekannt— 
machung, fichtlich ironifch: es fei fchwer zu glauben, daß der Re— 
präfentantenrath fich felbft verurtheilen, ſich felbft reformiren werde. 
Das Befte fei, wenn das große Werk befonderen Abgeordneten 
aus der Bürgerfihaft anvertraut werde. Den Muth der Regie- 
rung zu heben und die Gefahren der drohenden Ummälzung zu 
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entfernen, erließen abweichend 3198 Bürger eine Adreſſe an die— 
felbe, durch welche die nöthigen Verbefferungen zutrauensvoll der 
Regierung überlaffen wurden (10, November). Es war zu fpät. 
Der Berein rüdte nun mit dem Begehren eines Berfaffungs- 
rathes aus, zu 1 Mitglied auf 1000 Einwohner. Bon nun an 
überging die Aufregung auf die Straßen und in die dritten 
Galerieen des Theaterd; dort wurde bei Wirthshausſchluß die 
Marfeillaife gefungen, bier „nieder mit dem Staatsrath, nieder 
mit den Ariftofraten® gerufen. Auf den 22. November follte der 
Repräfentantenrath fich verfammeln. Der Staatsrath war mit 
einer Reihe von Gefegesentwürfen in Bereitfchaft, durch melche 
gewährt würden: allgemeines Petitionsrecht; gleiche Initiative 
für beide Räthe; Abfchaffung der nöthigen Zmweidritteldmehrheit 
für die Verfaffungsrevifion; Reduktion des Staatsrathes auf 16 
Mitglieder; gänzliche Aufhebung des Zenfus oder allgemeines 
Stimmrecht; neues Wahlgefeg für Beftellung des Nepräfentan- 
tenrath8 (dasfelbe wurde doch erft auf den Mai 1842 verfpro- 
hen). Die Vorfchläge waren zwar höchſt loyal, aber pedantifch- 
doftrinär gehalten. Die Mehrheit ded Staatsrathes hatte nur 
mit Schmerzen zu folhen Opfern ſich bequemt. 

Auf Anrufung eidgendffifher Intervention wurde von feiner 
Seite verzichtet; nach dem Bundesvertrag mar der Fall einer fol- 
chen nicht vorhanden; fodann war befannt, daß Interventionen 
in der Regel nur Unglüd brachten; endlich herrſchte gegründetes 
Mißtrauen gegen Waadt vor, welches dabei die wichtigfte Rolle 
zu fpielen gehabt hätte. 

Aktiver trat der Verein auf; am; frühen Morgen des 21. 
Novemberd, ed war ein Sonntag, lief durch feine Veranlafjung 
das Lofungsmwort zu Stadt und Land: „Morgen um 8 Uhr, auf 
der Treille, ohne Waffen!“ So ward das Bolf zum Boraus zur 
Anfammlung vor dem Rathhaus aufgerufen. ‘Der Staatdrath 
antwortete — mit dem Aufgebot gefammter Milizen, einer ‘Pro- 
klamation an das Bolf und einem Tagesbefehl an erftere. Er ſaß 
in Permanenz. Aufgefordert durch eine Abordnung des Vereins, 
dad Aufgebot zurüdzuziehen, gab er abfchlägige Antwort. Der 
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Verein erließ nun feinerfeit3 einen Aufruf, in der zwar ruhiges 
Abwarten empfohlen, die Regierung aber in wegwerfendem Ton 
behandelt wurde. Bon da bi8 zum Aufruht war nicht mehr weit: 
er mußte folgen. Daß die Regierung in ihrem Tagesbefehl be 
fonderd die gefährdete Sicherheit der Perfonen und des Eigen- 
thums ala Zwed ihrer Maßnahmen bezeichnet hatte, fchien zu be- 
deuten, daß fie der Behauptung ihrer verfaffungsmäßigen Stel- 
lung fih ſchon meniger ficher glaubte, Die Proflamation der 
Regierung und die Anfprache des Märzvereind, beide vom 21., 
waren das Werk zweier leiblicher Brüder, von denen jeder die 
Geder für eine der in Kampf getretenen Parteien führte. So will 
ed das trübe Schickſal in bürgerlichen Unruhen Eleiner Freiſtaaten 
lebhaften Temperaments. Die fremde Marfeillaife fpielte wieder 
während der Nacht; nur mit Mühe konnten die erften in Dienft 
getretenen -Kompagnieen Milizen den Zudrang des Volkes ab— 
halten. 

Der zweiundzwanzigfie November war ein blauer Montag. 
Langſam und unvollftändig ftellten fich die Milizen ein, von fünf: 
taufend Mann bis 10 Uhr Morgens nur 5 bi8 60V Mann. 
Der Staatsrath hatte fih in dem Glauben an die Treue der 
Bürger-Soldaten bitter verrechnet. Selbft diejenigen, die erſchie— 
nen und fich geordnet aufzuftellen vermochten, waren bald nutz— 
lofe Werkzeuge für Handhabung der verfaffungsmäßigen Ord— 
nung; Patronen waren nicht ausgetheilt worden, die Bajonnete 
wurden auf unbefugten Befehl der drohenden Menge abgenom— 
men; fo ſchwach war einer der höhern Offiziere. Der Oberft- 
lientenant Trembley, Kommandant eines Bataillons, dad den 
Platz la Treille vor dem Rathhaus beſetzt hielt, wurde befchimpft. 
Der geringen Zahl Mannfchaft festen die Berführungsfünfte fre— 
her Aufrührer zu. Die Menge heulte, drängte die Truppe fo 
viel möglih in den Hintergrund und verhinderte deren freie Be— 
wegung. 

So ſtand es außerhalb, als der ſonſt ſo gefeierte Repräſen— 
tantenrath von Genf zweihundert Mitglieder ſtark ſich zum letzten 
Mal verſammelte. Sindic Rigaud ſchilderte die Lage in freund- 
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licher und wohlgefällig aufgenommener Rede und wies auf die 
vorbereiteten Geſetzesvorſchläge. Drei Redner ließen ſich alsbald 
in einer Richtnng und mit Anträgen vernehmen, welche weit über 
dieſelben hinausgingen: der radikale Rilliet-Conſtant; er zeigte 
die Nothwendigkeit eines Verfaſſungsrathes *; der doktrinär-kon— 
ſervative Cherbuliez, der einen Geſetzesvorſchlag für Bildung einer 
ganz neuen Repräſentation (eines Großen Rathes) beantragte; 
der Fatholifche Lafontaine, ebenfalls für Erneuerung ded Manz 
dates der Abgeordneten; durch fein Organ erklärte ſich demnach 
auch die neue Bevölferung Genfs gegen deffen biöherige Zus 
fände. Ein ſolches Zufammentreffen dreier Hauptrichtungen ſchien 
einen Augenblid ruhigen Ausgang zu fihern. Aber diefen Augen— 
blick benugte man nicht. Die felbftgefällige Rednerei fam wie ge- 
wohnt in Fluß; darob verging die Zeit, die Menge wurde uns 
geduldig; Zeichen von Innen nad Außen und umgekehrt waren 
nicht geeignet, fie zum Schweigen zu bringen, während Dela— 
palud, Gide und Rilliet wiederholt den Berfaffungsrath ver» 
langten. Endlich fühlte der Rath die Nothwendigkeit fchneller 
Beſchlußfaſſung und ernannte einen Ausfhuß von Giebzehn. 
Unterdeffen feste fih die aufrührerifche Maſſe in Bereitfchaft, das 
Rathhaus zu ſtürmen; eine andere Bewegung diefer Partei hatte 
die Kirche St. Peter im Auge, wollte gewaltfam fi in den 
Glockenthurm drängen, der jedoch von innen barrifadirt war; 
das Volk felbit, ald Generalrath wie ehedem verfammelt, follte 
in jenem Tempel die beftehende Obrigkeit ab» und eine neue ein- 
feen. Ein Zeitungsbericht vom gleichen Tage verräth, daß Ja— 
mes Fazy folchen Akt der Selbfihülfe im Auge hatte. Rilliet- 
Conſtant trat dieſer beabfihtigten Gewaltthat entgegen. Eben 
jegt fiel der Entfcheid im Rath. Auf Antrag jenes Ausſchuſſes 
verordnete er die Nevifion der Verfaffung durch einen von ge— 
fammter Bürgerfchaft gewählten Verfaffungsrath ; binnen vierzehn 
Tagen follte das Gefeg die Wahlform für denfelben beftimmen, 
und wieder binnen zwei Wochen der Berfaffungerath fi ver- 


* (Einer „Assemblee constituante*, 
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fammeln; endlich die neue Verfaffung den Bürgern zur Annahme 
oder Verwerfung vorgelegt werden. Zu gutem Schluß rief Gide 
zum Fenſter hinaus: „nun feid Ihr Alle Bürger; zeigt Euch 
deſſen würdig!“ Die Maffe, durch Bloufen und graue Filzhüte 
ausgezeichnet, verlief fih. Gegen 6 Uhr wurde der treue Neft 
der Milizen entlaffen; auf den übrigen haftet die Schmach des 
Ungehorfams gegen Berfafjung und Gefeg! 

So fielen, nah fiebenundzwanzigjährigem rühmlichen Be- 
fand, die alten Inſtitutionen der Republit Genf, der Glanz fei- 
ner Regierenden und der Einfluß der höhern Stände. Wie ge- 
wohnt, fiel die Schuld diefed Sturzes nicht allein auf die Fehlers 
haftigfeit jener Inſtitutionen, fondern auch auf den öffentlichen 
Geift der Bürger; der Freiheit und Bildung hold, und geneigt 
zu augenblidlihem rühmlichen Auffhwung, find die Genfer aber 
auch unruhigen Geiftes, Änderungsluftig, unerfättlih in Anſprü— 
hen, ſelbſt folhen, die auf fo engem Kreis nicht befriediget wer- 
den fönnen. Der Geift der Unruhe ſchwoll dießmal zum Auf 
ftand an. 

Die radikale Partei der Schweiz verfügte von nun an über 
eine eilfte Stimme zum Borfchreiten auf dem Wege der Gewalt. 

Wie in die Zuftände der Kantone, fo wirkte die Zeit auch 
fürmend ein auf die Entſchlüſſe oder Geſchicke Einzelner, denen 
die Ehre und Laft der Leitung öffentlicher Angelegenheiten zu 
Theil geworden. Unter ihnen hatte der Landammann Baum: 
gartner von St. Gallen eine hervorragende Stellung. Sin Jahr— 
zehent lang war er einer der Rathgeber der liberalen Partei ge- 
wefen. Aber was wüſt war auf diefer Seite, das edelte ihn 
an, und er miderfpradh. Jahr um jahr fämpfte er in diefem 
Einne. Er hatte ein Recht, von fih und für fi zu fagen: big 
hieher und nicht weiter. Er hatte fich jener Partei fo wenig als 
einer andern mit gebundenen Händen verfchrieben. Keine Groß- 
rathöfeffion in St. Gallen und Feine Tagfagung verftrich, an der 
er nicht Gelegenheit fand, gegen das, was in Zürich Brutal- 
Radikalis mus getauft wurde, anzufämpfen. Er hatte daher eg: 
ner im einen Parteilager wie im andern. Der vielgefeierte „Er: 
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zähler“ (ein Blatt, das er Jahre lang theilweiſe ſchrieb) war 
ſchon von 1836 her Gegenſtand ernſter Erörterungen einer radi— 
kalen Partei in St. Gallen, die dem einflußreichen Blatt, mehr 
noch dem Mann, mit einem Gegenblatt auch ein Gegengewicht 
aufzubringen bemüht war. Der Hader blieb nicht aus. Er über— 
ging in den Kleinen Rath. Das friedliche Wirken (und mit 
einem andern konnte ſich Baumgartner nicht zurecht finden) in 
dieſer Behörde hatte ein Ende erreicht. Im Streit über den 
Direktorialfond war Baumgartner den Gewaltmaßregeln entgegen— 
getreten. Von nun an ward er maßlos aufs Korn genommen. 
Der Aufſtand im Kanton Solothurn, nebſt jenem im Kanton 
Aargau ſammt der Kloſteraufhebung, die nicht er gemacht, Er- 
eigniffe jedoch, die den Kanton St. Gallen empfindlich trafen, 
wirkten noch flörender auf die innern Berhältniffe zurüd. Die 
dortigen Katholifen machten gerechte Anfprüche auf Anerfennung 
des Bundeövertrages; Recht und Unrecht fanden einander gegen- 
über; neben und zwifchen beiden weile Räthe vermittelnder Poli- 
tif. Baumgartner ergriff diefe, wurde aber fo wenig angehört und 
verftanden, ald andere Eidgenofjen, die in gleichem Sinn zu 
wirken bemüht waren. Die Hape gegen Baumgartner verbrei- 
tete fih nun über die ganze Schweiz. Fernere ergiebige Wirf- 
famfeit im eigenen Kanton war unter ſolchen Umftänden nicht 
mehr zu hoffen. Auf diefe aber, auf das öffentliche Vertrauen 
zumal, hielt Baumgartner Vieles, ja Alles, abgeneigt der Ber 
amtenangft, die ſich um jeden Preis an den Rathöfeffel anklam—⸗ 
mert. Bereinigte Urfachen diefer Art, doch weit überwiegend der 
Blick auf die innere Spaltung in den Räthen Et. Gallen, vorab 
in der Negierungsbehörde felbft, bewogen ihn zum Rücktritt 
(Dftober 1841), der ihm im folgenden Monat ehrenvoll gewährt 
wurde. Sein Blid und feine Thätigfeit aber waren auch fürder 
der Entwidelung der politifchen Gefchide der Schweiz zugemwen- 
det. Das Ereigniß wurde in beiden extremen Lagern, wenn auch 
ganz in der Stille, gefeiert. Radikale Gegner witterten ganz irr— 
thümlich die Abficht, ihren Einfluß auf folhem Umweg zu brechen. 


—— 


Zweiter Abſchnitt. 


Ein Jahr mehr ſcheinbaren als wirklichen Stillſtandes. Kräftigung der radi— 
kalen Partei im Gebiet der konfeſſionellen Einſeitigkeit. Das Vorrücken katho— 
liſcher Oppoſitionsplane. Die Jeſuiten. Hochverrathsprozeſſe in Menge. Eine 

Tagſatzung ohne Ergebniſſe. Friedrich Wilhelm IV. in Neuenburg. 

(Zahr 1842.) 

Schultheiß Neuhaus trieb feinen Einfluß auch in das Jahr 

1842 hinüber. Die Ehre des perfönlichen Vorſitzes in der Diref- 
torialregierung und in der Tagfabung wurde dagegen, durch Die 
Wahl des Großen Rathes von Bern, zum zweiten Mal dem 
Schultheigen Zicharner zu Theil. In der Stellung Bernd zu 
den heißeften Fragen eidgenöffifcher Politik konnte fich dadurch) 
nicht8 ändern. 
In allen Theilen der Schweiz nagte indeffen der Wurm des 
Mißbehagens an den öffentlichen Zuftänden. Außer den zahl- 
reihen Rednern in den Großen Räthen bearbeiteten fiebenzig 
Zeitungen die fogenannte öffentliche Meinung, davon nur fünf- 
undzwanzig in der Eonfervativ genannten Richtung. Hier und 
da fprach auch eined der gegnerifchen, liberalen oder radifalen 
Blätter die Verlegenheit der Zeit oder felbft die Wahrheit aus. 
So fagte die fonft radikale „Nationalzeitung“ in Bafel von der 
aargauifchen Klofteraufhebung: „Sie ift eben, was alle noch fo 
geſchickten Sophismen nicht haben beftreiten können, eine offen= 
bare Verlegung eines klar geftellten, nicht umzudeutenden Artikels 
unferer Bundesafte.“ Wenige nur waren treuherzig genug zu 
folcher Anerkennung. Die Hauptrichtung blieb diefelbe: es foll 
zum Durchbruch radifaler Anfhauungsmweife im Gebiete der reli- 
giöfen wie der rein politifchen Fragen fommen. 

Noch war Zürich für diefe Partei nicht ganz gewonnen; die 
Beftrebungen zu folhem Ziele wurden daher fortgefegt und der 
Erfolg war leicht vorzufehen. Die Ummwälzung von 1839, wenn 
auch durch grobes Verſchulden der Regierung und eine beflere 
Gefinnung im Bolf veranlaßt, hatte doch eine Maffe von Schlamm 
mit fich geführt, auf welche die Gegner mit Recht hinweifen fonn- 
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ten. Man hatte, wie fo oft, das Maß überfchritten. In der Res 
gierung felbft und in der herrichenden Partei gebrach ed an Ein- 
heit ded Strebens wie an Eintracht. Wenig in Betracht fallen 
etwwelcher Perſonenwechſel und Wenderungen im Organismus. 
Bürgermeifter Heß zog fih im Suni 1840 zurüd; an feine 
Stelle wurde Heinrih Mouffon, Sohn des gewejenen eidgenöf- 
fiihen Kanzlers, zur Bürgermeifterwürde erhoben; fogenannte 
Berfaffungsgefege vom gleichen Jahr verminderten die Mitglie- 
derzahl im Regierungsrath von neunzehn auf dreizehn, im Ober: 
gericht von eilf auf neun; allzu fchroffe Trennung der Gewalten 
wurde im Intereſſe leichterer Handhabung der niederen Polizei 
gemildert. Die Negierung vermochte gleichwohl die an fie ger 
machten Anfprüche nicht zu befriedigen; denn ihre Zufammens 
fegung wie ihr Wirken follte zwei verfchiedenen Richtungen ge— 
nügen: derjenigen, welche mit dem Leben der dreißiger Jahre 
und feinen Schöpfungen gebrochen wifjen wollte, ohne dafür etwas 
anderes zu bieten, und einer doftrinären Schule, die Niemand 
verftand und die Niemanden, feiner der fchmeizerifchen Parteien 
entiprach: der Partei der Neform nicht, weil jene doftrinäre 
Schule jeden entfcheidenden Schritt zu folcher beargmohnte und 
verflaufelte; der Partei des Mechted nicht, weil die gedachte 
Schule felbft auf dem Boden der Sllegalität fußte; der fatho- 
lifhen Partei nicht, weil jene ihr Necht nicht anerfannte, ſon— 
dern nur auf das Unrecht radifaler Gegner verwies; den Män— 
nern der Utilitätspolitif oder der materiellen Intereſſen nicht, 
weil fie zu gelehrt einherichritt. Das war die Partei des Staate- 
rathed Dr. Kaſpar Bluntihli, der ſich die an fich fchon ſchwie— 
rige Stellung durch die Protefiion zweier aus Deutfchland her— 
übergefommenen Brüder Rohmer, anmaßlicher literarischer Gaufler, 
noch weſentlich erjchwerte. Ein anderer Grund bevorftehender 
Aenderung lag in dem Borhandenfein vieler geiftigen Kräfte in 
den einzelnen Zandestheilen. Wer fonnte die zahlreichen Unter- 
legenen vom 6. September mundtodt machen? Wer ihre wirk— 
lichen Leitungen mit Erfolg in Bergefjenheit bringen? Nach dem 
erften Schreden hatte diefe Partei abermals, mit bejonderer 


— 419 — 


Shätigeit ihr Hauptfämpe Ludwig Snell, die Feder ergriffen, und 
noch lebte die nach Selbftherrfchaft dürftende Antipathie der Schul- 
Ichter gegen Geiftlichfeit und Kirche. Bald war der Boden der 
neuen Negierung untergraben. Am Jahrestag von Uſter 
(22. November 1840) warf eine Volföverfammlung zu Baffere- 
dorf in derber fchriftlicher Rundſchau über die Vorgänge feit dem 
gelhihtlihen Septembertag dem Großen Rath für fih und zu 
Handen der herrfchenden Partei den Fehdehandſchuh Hinz eine 
Reihe gleichzeitiger „Volkswünſches‘ blieb nicht aus; Volksver— 
fammlungen an andern Orten leifteten Beiftand; das leitende 
Bafferädorfer Komite, in Permanenz geblieben, erneuerte feine 
Angriffe auf die Regierung in gedrudter Erklärung, als die Aar— 
gauer Klofteraufhebung das Signal zu allfeitigen neuen radikalen 
Stürmen gegeben hatte, und fonnte durch eine Gegenadrefje von 
Mädenfhryl, der fih Horgen, Zürich und eine beträchtliche An— 
zahl anderer Gemeinden angefchloffen, wie durch amtlihe Mani- 
feftationen der Regierung und ded Großen Rathes (diefer lehnte 
dad Eingehen auf die weſentlichſten Baffersdorfer Wünſche ab) 
nicht zum Schweigen gebracht werden. Nach der Schwamendinger 
Bolföverfammlung fliegen vollends die Ausfihten der Gegner 
der Regierung; die fonfervativen Adreffen wollten auch jet nicht 
verfangen ; Antworten der Regierung, welche die Partei-Abfichten 
ihrer Berfafjer enthüllten, blieben wirkungslos, und ein gleich- - 
jeitiged Rundfchreiben von HürlimannsLandis hatte feinen Sta— 
chel verloren (Herbft 1841). Im folgenden Frühling nahten die 
Großrathswahlen. Vergebend proflamirte ein fonfervativer Wahl- 
verein „der Zunft Zürich an die Mitbürger zu Stadt und Land“ 
treue Anerkennung der politifchen Rechtsgleichheit aller Bürger, 
alfo der Haupterrungenfchaft aus der Verfaffung von 1831; ver- 
gebend proflamirte der Negierungsrath (8. April 1842) an ges 
fammte Bürger, verhieß Berückſichtigung aller Verhältniffe und 
aller Bedürfniffe, immerhin in der Meinung, daß der Fortfhritt 
in allen Zweigen der öffentlichen Bermwaltung ein „befonnener“ 
fein müffe; vergebend auch verhieß er „zeitgemäßen Fortfchritt® 
im Bunde. Die Zerriffenheit der Geifter, von denen die einen 
Die Säweiz. I. 4 
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die Wohlfahrt des Volkes auf die Grundfäge des Chriftenthums 
bafiren wollten, die andern fie in der freien ungebundenen Ent- 
widelung der Verſtandeskräfte fuchten, verlangte ihr Recht. In 
ungemeiner Spannung bethätigten fich beide Parteien an der in- 
tegralen Neuwahl des Großen Rathes (1. und 2. Mai 1842). 
Bei 46,000 Bürger erfchienen auf den Wahlplägen; die Par— 
teien ſtanden fih in gleicher Stärfe ungefähr einander gegen- 
über, große Aufregung herrſchte; das Mißtrauen gegen ftädtifche 
Stimmnng hatte fhon wieder zur Aufftellung von Bürgerwachen 
geführt. Die Häupter der liberalen Bartei, unter ihnen der ges 
wefene Bürgermeifter Hirzel, wurden beinahe ſämmtlich wieder 
in den Großen Rath gewählt; das war ihr feld, von dem aus 
fie neuerdings fih zur Heirſchaft emporſchwingen mochten. Dr. 
Keller, ehedem der erfte unter ihnen, lehnte ab, um bald unter 
die Fittige der Monarchie fich zu flüchten. Der im Jahr 1839 
verjagte Präfident ded Großen Rathes, Fürfpreh Jonas Furrer, 
wurde deſſen Bizepräfident. Das politifche Programm der Regie- 
rung ward alsbald in den Grund gebohrt, da ihr Inſtruktions— 
entwurf über die Aargauer Klofterfrage verworfen und die An- 
nahme des Aargauifchen Großrathsbeſchluſſes mit Mehrheit durch- 
gefegt wurde. Amtöbürgermeifter v. Muralt nebft einem Kollegen 
gleicher Partei lehnte in Folge deffen die Wahl an die Tags 
ſatzung ab; die Gefandtfchaftöverrichtungen übergingen an Regie- 
rungsrath Hüni und Jonas Furrer. So war Zürich für Bern 
gewonnen, waren die Hauptkantone der proteftantifchen Schweiz 
nun einig, daß der Fatholifchen nicht Recht zu halten fei. Die 
Regierung blieb, mweil eben keine Wahlperiode eingetroffen, aber 
ihre Haltung war gebrochen, Unterdeffen war dem Schultheißen 
Neuhaus von Bern, aus Dankbarkeit für die den Anfprüchen 
der Kantonalfouveränetät von Aargau geleifteten Dienfte, das 
aargauifche Kantonsbürgerrecht ſchenkungsweiſe ertheilt worden. 
Mit der Parteiverbündung, welche ſolche Ereigniffe beur- 
fundeten, hielt die DBereinbarung im entgegengefeßten Lager glei 
hen Schritt. Legal gab es feinen proteftantifchen Vorort, aber 
thatfächlich waren es nun ihrer zwei, Arm in Arm, Dem Bundes- 
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vertrag zufolge gab es feinen Fatholifchen Vorort mit Befugniffen 
zu befonderer Vertretung Fatholifcher Intereſſen; der Eifer der 
Parteien fchuf auch diefen, trog mancher heilfamen Warnung, 
in fonfelfionellen Dingen nicht mehr zu thun, ald von Bundes 
wegen geboten, oder doc, gerechtfertiget fei. Was Luzern fchon 
im vorangegangenen Jahre begonnen, das febte ed mit verdops 
peltem Nahdrud fort: es führte dad Wort für die Ffatholifche 
Schweiz. Mit Kreisfchreiben vom 1. Februar trat es als Kläger 
gegen Aargau auf, weil diefer Kanton, in Mißachtung eined vers 
bindlihen Zagfagungsbefchluffes, mit der Veräußerung der Klofter- 
güter oder den Liquidationsmaßnahmen fortfahre, — ald Kläger 
gegen den wirklichen Vorort, weil diefer den Bundesbefchlüffen 
feine Nachachtung verfchaffe. Durch Schreiben vom 22. April, 
gleihfalld an die Stände gerichtet, verlangte die Negierung von 
Quzern, in doppelter Berufung auf nöthigen Schu des Eigen- 
thums, falls nicht die mwichtigfte Grundlage der gefellichaftlichen 
Drdnung über Bord geworfen werden wolle, und auf die Tole- 
ranzpflichten der einen Konfeffion gegen die andere, Sühne des 
aargauifchen Bundesbruches, mit andern Worten: Wiederher- 
ftellung der Klöfter, mit aller Verwahrung vor den Folgen en*- 
gegengefegter Handlungsmeife. „Mögen die Folgen auf Diejenige 
fallen, welche die Urheber folcher Frevel find oder nia* den Muiy 
oder Willen haben, dafür volle Genugthuung un, unbedingte 
Wiederherftellung des Rechtes zu fordern!" Das Schreiben war 
in glühendem Tone gehalten und befchuldigt die Gegner „der 
Störung des Religionsfriedens.“ 

In innern Angelegenheiten Luzerns waltete gleiche Heiß- 
blütigfeit. Während in Bern und Aargau alle Schändlichkeiten 
der Preſſe, beſonders gegen die Träger Fatholifcher Gefinnungen 
und gegen die Fatholifchen Firchlichen Inſtitute, ungehindert vers 
übt werden konnten, erließ Quzern ein Preßgefeb, dad mit einigen 
Federzügen die freie Meinungsäußerung in politifchen und reli= 
giöfen Dingen genau inner die Schranken zu bannen bemüht 
war, inner welchen fich die Regierung felbft bewegte, und gegen 
welches ein Betoverfuch liberalerfeitd erfolglos verlief. Dem Preß— 
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gefege felbft und auf Grund desfelben folgte dad Verbot vieler 
mißfälliger Zeitungen anderer Kantone auf dem Fuße nah. Man 
glaubte im Laufe von Wochen Uebel heilen zu können, zu deren 
Befeitigung e& vielleicht einer neuen Generation bedarf. 

Bor Allem aber war es die Frage der Sefuitenberufung, 
weldhe, neben der Klofterangelegenheit, die Eidgenofjenfhaft in 
entfegliched Zerwürfniß zu treiben drohte, 

In der Schweiz wie in andern Landen lebten damals die 
Traditionen ded achtzehnten Jahrhunderts über die Berderblich- 
feit jefuitifhen Wirkend fort. Schwer wog in den Gemüthern 
die Bertreibung ded Ordens aus mehreren Staaten Europa’s, 
feine Aufhebung dur den Papft Klemend XIV. Die Thatfache 
einer MWiederherftellung ded Drdend durch Pius VII. vermochte 
die Eindrüde einer Fluth Älterer und neuerer jefuitenfeindlicher 
Schriften nicht zu heben. Wahr oder nicht wahr: die Sefuiten 
wurden als Friedensftörer angefehen; die Rationaliften und Gegner 
des Chriſtenthums fahen in ihnen die mächtigften Feinde, die 
Proteftanten verpflichtete Widerfacher,. viele Katholifen eine be- 
denklihe Zuthat zur Hierarchie, während nah ihrer Meinung 
diefe felbft ihrer Aufgabe, der Erhaltung der fatholifchen Kirche, 
genügen follte. Im Jahr 1818 war die förmliche Uebergabe des 
Kollegiumd zu St. Michael in Freiburg an den Drden der Je— 
fuiten von Seite Bernd ungern gefehen worden. Inzwiſchen ge- 
dieh feither die Erziehungsanftalt der efuiten in Freiburg zu 
außerordentliher Blüthe, ohne daß Grund zu irgend melden 
Klagen wegen Störung der Religionsfreiheit der Proteftanten 
in der Schweiz gegeben worden wäre. In den Augen der Gegner 
der Jeſuiten waren diefe aber deßhalb nicht beffer. Letztere brei- 
teten fi) noch weiter aus, bildeten eine Filiale in Stäfis am 
Neuenburgerfee , hielten ein Haus in Brieg im Kanton Wallis; 
ihre Niederlaffung in Schwyz war gefichert *. Für Berufung des 
Drdend auch nah Luzern hatte Großrath Leu fchon im Jahr 
1839 Anträge geftellt. Nach der feinen Wünfchen entfprechenden 
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Staatsveränderung kam die Angelegenheit wieder auf die Bahn, 
denn der Streit, der vor Jahren angehoben worden, war noch 
nicht ausgefochten. Was den Rathsherrn Leu und feine Freunde 
getrieben, war das Beftreben, die Fatholifche Kirche im Kanton 
Luzern für alle Zukunft gegen die Angriffe ficher zu ftellen, 
welche, nach ihrer Meinung, unabläffig gegen fie gerichtet wur= 
den. Die unentbehrlihe Stüge fuchten fie in der Erziehung über- 
haupt, dann vorzugsmweife in der Heranbildung von Prieftern, 
die jener Aufgabe nicht nur gewachfen wären, fondern fi ihrer 
Erfüllung aud mit Eifer hingeben würden. Das ift die ganz 
natürliche, ungezwungene, darum auch wahrheitgetreue Erklärung 
aller Ereigniffe, deren Schauplag von nun an der Kanton Lu- 
jern wurde. Die Jeſuiten, im Geift ihrer Ordenspflichten hans 
delnd, waren zur Handbietung bereit An die Folgen dachten die 
anregenden Köpfe nicht, und wurden fie an foldhe gemahnt, fo 
glaubten fie nicht daran; jedenfalld wieſen fie auf ihr gutes 
Recht, weil Schule und Kirche, laut Bundesvertrag, dem Ermefjen 
jedes einzelnen Kantons überlaffen blieben, der Bundesgewalt in 
diefen Angelegenheiten Feine Befugniffe zuftanden. Das mar 
der Standpunkt der Sefuitenfreunde in Quzern, oder vielmehr 
Derjenigen, welche in der Berufung ded Drdend das religiöfe 
Heil dortigen Volkes zu fichern vermeinten. Ihnen gegenüber 
ftanden zwei unter ſich fehr ungleiche Parteien: die Männer geift- 
lihen und meltlihen Standes, welche, mit der neuen Staatd- 
ordnung einverftanden, die Pflege der religiöjen Intereſſen in 
den beftehenden kirchlichen Inſtituten hinreichend gefichert erach— 
teten, die höhere Lehranftalt in Luzern, wenn auch nicht fehler: 
frei, in wiffenfchaftliher und religiöfer Beziehung ihrem Zweck 
entfprechend erachteten; dann die politifchen Gegner von Vers 
faſſung und Regierung, welche fich durch die langjährigen Kämpfe 
gegen die firchliche Gewalt, abgefehen von den Sefuiten, kenntlich 
gemacht hatten, und welche vom Vorwurf nicht frei waren, daß 
fie, theilmeife wenigftend, dem fatholifchen Leben überhaupt gram 
ſeien. An der Spige der Freunde des Jefuitenordend ftand geift- 
licherfeitd der Chorherr Kaufmann; die hervorragenden Staate- 
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männer fonfervativer Anficht, welche der befprochenen Neuerung 
entgegenftanden, waren der Staatäfchreiber Bernhard Meyer und . 
der Großrathspräfident Joſehh Mohr; mit ihnen in Weberein- 
flimmung dachte und handelte die überwiegende Mehrheit der 
Geiftlichkeit. Siegwart war auch diefer Anficht, fie lag in ihm 
aber weniger feft ausgeprägt ald bei Meyer. Die Gegner der 
andern Kategorie waren gefammte ehevorige Inhaber der Staatd- 
gemwalt, liberaler und radifaler Färbung, an ihrer Spike vorzugs- 
weife Kafimir Pfyffer und Dr. Robert Steiger; Altfchultheiß 
Kopp, der gleichen Seite angehörend, näherte ſich jedoch in feinen 
Anfhauungen mehr den überwiegenden Anfichten der Weltgeiſt— 
lichfeit. Kaufmann und die Sefuiten felbft gingen and Werk durch 
die Volksmiſſionen. Vom Dftober 1841 an wurden beinahe alle 
Pfarreien der Landfchaft durch Jeſuitenprediger beſucht. Sie im- 
ponirten durch die Macht ihrer Rede und den fFeuereifer des 
Glaubens; fie gewannen das Volk, troß der eingreifenden Scil- 
derungen menfchlicher Gebrechen, die ihre Vorträge würzten und 
den erwünfchten Stoff zu gegnerifchem Tadel boten. Eine An- 
zahl Großräthe aud dem Entlibuch brachte mittlerweile den An— 
trag in den Großen Rath: die Regierung habe zu berichten, wie 
dem Wunfche des Volkes für Einführung der Jeſuiten an der 
höhern Lehranftalt in Quzern zu entfprechen fei und welches da- 
herige Bortheile fein würden (9. Dezember 1841). Die Haupt- 
frage ſchien Hier fhon gelöst, und es follte nur noch die Aus- 
führung zur Sprache fommen. 

Der Große Rath war indeffen nicht einläßlih und Tieß fi 
das Verfprechen des Erziehungsrathes gefallen, über den Beftand 
der höhern Lehranftalt Bericht zu erftatten. So blieb das Bor- 
haben längere Zeit ruhen. Der Erziehungsrath fpaltete fih in 
drei Gruppen, von denen die eine (Regierungsrath Eutych Kopp, 
Propft Widmer, Propft Waldis und Joſeph Mohr) der Anftalt 
in ihrem jegigen Beſtande das Wort redete, die Berufung der 
Jeſuiten weder nöthig noch zweckmäßig, auch, mit Rüdfiht auf 
die Stellung Luzerns gegenüber den andern eidgendffifhen Stän- 
den, höchſt unpolitifch erachtete; die andere (Kaufmann, Dekan 
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Eſtermann, Leu und ſein Freund Dr. Scherer) die Uebergabe der 
Lehranſtalt an die Jeſuiten forderte; neben beiden ſtand Sieg— 
wart allein mit dem Antrag, weltgeiſtliche Profeſſoren zu einem 
Konvikt zu vereinigen und dieſen die Leitung der Anſtalt zu 
übergeben. Der Regierungsrath, das Gutachten an den Großen 
Rath übermittelnd, trug auf Verwerfung beider Vorſchläge an. 
Geſtützt auf Art. 63 der Verfaſſung behauptete er, daß eine Be— 
nfung der Jeſuiten ſelbſt gegen die Verfaſſung ſich verſtieße, 
denn laut dieſer hätten Regierung und Erziehungsrath das Er— 
ziehungsweſen zu überwachen, was der Orden nach ſeinen Ge— 
ſetzen nicht zugeben könnte. Der Kampf wurde am 9. September 
1842 mit Entfaltung aller geiſtigen Kräfte geführt, welche der 
Große Rath darbot. Neben Joſeph Mohr und Schultheiß El— 
miger führte Bernhard Meyer das gemwichtigfte Wort gegen die 
Sefuiten, warnend, den politifhen Gegnern nicht ein fo gün- 
figes Schlachtfeld zu eröffnen, und endlofen Hader vorausfagend, 
falld die Blöße gegeben würde. Leu's Partei hatte diefer Kraft 
feine ebenbürtige gegemüberzuftellen. Ein günftiger Beichluß für 
fie war nicht zu erhalten. Siegwart felbft wollte vor Allem aus 
nähere Erbauung über dad pädagogifche Wirken der Jeſuiten. 
So fiegte die Mittelanfiht: durch den Regierungsrath, jeglichen 
Abſchluß vorgängig, noch nähere Erfundigungen in diefem Sinn 
fowie über allfällige Bedingungen, unter welchen der Orden die 
„Anftalt® übernähme, einzuziehen. „Männer beider Meinungen 
haben hiefür gewirkt. Zeit gewonnen, Biel oder Alles gewonnen: 
fo mochten fie gegenfeitig denken. Welches der Ausgang bei de- 
finitivem @intreten gewefen wäre, darüber fchwanfen die Be— 
hauptungen. Im parlamentarifchen Kampfe waren die Freunde 
der Sefuiten die ſchwächern, gediegene Vorträge ihrer Gegner ers 
wiederten fie mit fchlecht gelungenen Replifen. Iſt der Anficht 
der legtern Glauben zu ſchenken, fo wären die Sefuiten dem 
Drud der Diskuffion unterlegen, jedenfalld getrauten fich ihre 
Freunde nicht, die Würfel fallen zu laffen. Es fteht zu hoffen, 
der Regierungsrath, welcher in diefer Angelegenheit zu Dank der 
ganzen Eidgenoſſenſchaft gewirkt hat, werde ſeine Erkundigungen 
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in einer Weiſe vollfübren und ſolche Bedingungen an den Orden 
ſtellen, daß dieſer es ſelbſt rathſamer findet, auf die Rückkehr in 
den Kanton Luzern zu verzichten“ *. 

In den leptern Zeilen waren die Grundanfihten und Hoff: 
nungen einer Großzahl Fatholifher Schweizer ausgeſprochen, 
welche aud dem Standpunkt einer toleranten und gerechten Pos 
litik der feindlichen Haltung der herrfchenden Partei im Aargau 
und ihres radikalen Anhanges in der übrigen Schweiz gegen ge- 
ſammtes katholiſches Kirchenwefen bereitd ald kompakte Maffe 
gegenüberftanden, und deßhalb, mit bombaftifcher Entrüftung, ale 
„Abtrünnige von der liberalen Sahe® methodiſch durchgefchimpft 
wurden. 

Die Eatholifhen Schweizer diefer Klaffe wollten fein ver- 
legendes oder au nur Argwohn erregendes Vorgehen von Wort: 
führern ihrer Konfeffion in Schul- und Kirchenangelegenheiten. 
Sie erfannten, daß im Gebiete der Staatenleitung mit dem An- 
rufen ded Rechtes die Klugheit Hand in Hand geben müfle. Der 
Drden der Jeſuiten werde nun einmal, fo fprachen fie, von der 
proteftantijchen Bevölkerung ald ein gewaltiges Werkzeug zur Bes 
fämpfung ihrer religiöfen Richtung angefeben, die Berufung deös 
felben an den fatholifhen Vorort ald hingeworfener Handſchuh 
aufgenommen werden; was dem Stande Luzern volllommen 
freiftünde, dad würde man dem Borort ald Störung des kon⸗ 
feffionellen Friedens anrechnen. So wurde Luzern auch aus dem 
Schoofe anderer Kantone in eindringlichfter Sprache gewarnt. 
Bor Allem bat Baumgartner in dem bereitd erwähnten öffent: 
lichen Blatt, mit ausführlicher Verweifung auf die drohende Ent- 
widelung des fonfeffionellen Zerwürfnifjes in der Eidgenoffen- 
ſchaft, fi abmahnend vernehmen laffen. Doc in Quzern war 
fo wenig ernftliche Neigung, die Entſchlüſſe nach) den höhern For⸗ 
derungen eidgenöffifhen Wohlvernehmens zu richten, ala im 
Aargau. 


* Genaue und ausführliche Relation des Verfaſſers diefer Schrift in der 
„Schweizerseitung“. 
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Die Regierung von Luzern, nahdem fie mit Ernft und Würde 
auf Verwerfung angetragen, war von nun an thatfählid matt und 
vollführte, furzfichtig und unbeholfen zugleich, die ihr vom Großen 
Rath aufgetragenen Erfundigungen. 

Die radikale Preffe, voller Inſulten gegen die Katholiken 
und ihre Inftitute, am leidenfchaftlichften mißbraudht in den Kan— 
tonen, die zu der Nachbarſchaft von Luzern gehörten, rief einer 
Journaliſtik im entgegengefegten Sinn: in Luzern wurde Mitte 
Sahres die „katholiſche Staatszeitung“ gegründet. Der Titel ent» 
hüllt ihre Tendenz: die fatholifche Schweiz follte von nun an 
ald politifche Korporation fih geftalten, in diefer Eigenfchaft fpre= 
hen und handeln. Jene Zeitung war zugleih dad Regierungd- 
blatt des Kantond und des fünftigen Vororts Quzern, oder der 
hervorragenden politifhen Führer desfelben. Lag vielfacher Grund 
zur Bertheidigung vor, fo bedauerten dagegen die Einfichtigern 
Formen und Mittel, welche folhergeftalt in Anwendung gefept 
wurden. 

Die Eonfeffionelle Aufregung fand auch in manchen andern 
Kantonen reichliche Nahrung. So im Kanton Teffin. 

Defter, im Laufe der Dreißiger Jahre, war dafelbft die all- 
gemeine nventarifirung der Klöfter zur Sprache gefommen, dann 
auch befchloffen worden; zu formeller Rechtfertigung der Maß— 
regel berief fich der Große Rath auf ein älteres Gefeg vom Juni 
1803, das unter ganz andern Umftänden und zu einer Zeit ers 
laffen worden, wo es fi laut der Mediationdurfunde um die 
Wiederherftellung und den Fortbeitand der Klöfter gehandelt hatte. 
Im Fahr 1838 überwog wieder die fonfervative Anfiht und 
früher befchloffene Maßnahmen wurden eingeftellt. Im Mai 1841 
endlich bob der Große Rath diefe Einftellung auf und verord- 
nete die allgemeine Aufnahme der Klöfter in Bermögend- und 
PBerfonenbeftand, welche dann auch, unter mancherlei Einwendun- 
gen der Firchlichen Behörden, des Bifhofd von Como und des 
Erzbifchofs von Mailand, dann ihrer Vikarien, fowie der näher 
Intereffirten felbft, durchgeführt wurde, Den Widerfeplichen ward 
vom Staatsrath mit Anwendung des Strafgefeped gedroht. Die 
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letzte Stunde der klöſterlichen Korporationen ſchien auch in die— 
ſem Kanton angebrochen zu fein; im Erfolge Aargaus ſchien Er- 
muthigung zu liegen für die Regierenden im Teſſin. Ein aus- 
führlicher Bericht des Staatsrathes an den Großen Rath (Jänner 
1842) meldete die Ergebniffe: den Beltand von zwölf Manns— 
und neun Frauenklöftern mit einer Gefammtzahl von 3383 Reli- 
giofen beiderlei Geſchlechts und einem Gefammtvermögen von 
2. 5,208,806. Bon nun an war die GSelbitftändigfeit dieſer 
Korporationen dahin. Doc ward, mit Ausnahme einzelner der- 
felben, die Aufhebung zur Zeit, wenigftend offiziell, nicht ernftlich 
befprochen. Einfchlägige Reklamationen der höheren Klofterobern 
in Rom waren fhon im Jahr 1841 durch die Tagſatzung ab» 
ſchlägig befchieden worden. Aargau und Luzern geriethen im 
hitzige Fehde wegen der Verwaltung aargauifcher Kloftergüter in 
legterem Kanton. Mit außerordentlicher Heftigfeit entbrannte der 
Kampf im Kanton Wallis. Abgefehen von der politifhen Geg- 
nerfhaft zmifchen Unter- und OberwalliS war die Geiftlichfeit 
im Allgemeinen fehr ernft geftimmt gegen Alles, was dem her- 
fömmlihen Zuftand auf dem religiöfen und kirchlichen Gebiet 
widerfprach. hr gegenüber brauste voltaire’jche Bildung in einer 
Anzahl politifcher Köpfe im franzöfifchen Unterwallid. Träger der- 
felben war Alphons Morand, ein Sohn des gewefenen Staats» 
rathes, Redaktor des (franzöfifchen) Alpenecho's, welches Blatt 
fih) Jahre lang in Schmähungen gegen die Fatholifche Kirche 
ergoß und die Gerichte felbft in den von der Regierung nur mit 
Zaudern und Widerwillen angehobenen Preßprozeffen einzufchüch- 
tern vermochte. Gleichgefinnte hatten den Verein der „Jung— 
fchweizer® geftiftet.* Diefe „jeune Suisse* war bewaffnet, felbft 
mit grobem Gefhüg verfehen, ihr Hauptfig in Monthey. Zroß 


* Seine Entftebung geht wohl bis in die Dreißiger Jahre zurück und hängt 
mit der Verfammlung in Villeneuve zufammen, von der im Band II. Seite 
191 gefprochen worden, und an welcher auch Wallifer Theil genommen haben 
follen. Spätere Echriften nennen den Gäfar Gros, von Martina) , und Ads 
vokat Pottier in Monthey als die erften Gründer der eu Seftion der 
„jungen Schweiz“, 
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dem Siege von Unterwallis im Frühjahr 1840 konnte der Stoff 
zu den unabläffigen NReibungen zwiſchen beiden politifchen und 
firhlihen Parteien nicht vertilgt werden. Die Unterwallifer waren 
nicht befriediget mit der erworbenen Nechtögleichheit und der 
Stelivertretung nad der Kopfzahl. Die radikale Fraktion derfel- 
ben verlangte auch Anerkennung ihrer tiefer greifenden Neuerungs- 
tendenzen in politifchen und in firdlichen Dingen. Dazu fand 
fih aber die nöthige Unterwürfigfeit nicht. Unterwallis ſelbſt 
fpaltete fih, nad errungener Gleichberechtigung, in beiden Be— 
ziehungen, und es entftand allmälig eine entſchiedene Mehrheit im 
Volke gegen die Plane der NReformer. Auf die Repräfentation 
wirkte dieß zurück. Die Partei, welche die Staatdveränderung von 
1839 und 1840 zu Stande gebracht, war nicht mehr Herr über 
die Gefchide ded Landes. Um fo ungeberdiger betrugen ſich die 
extremen Wortführer derfelben. Entfchied die Mehrheit im Großen 
Rathe gegen ihren Willen, fo war fie alfogleich mit einem be= 
waffneten Zug, oder doch mit der Drohung oder Zurüftung zu 
folhem, bei der Hand. So im November 1842, ald der Große 
Rath den Wünfhen des Biſchofs entfprechend bewilligte, daß 
diefer, bei perfönliher Behinderung, für Ausübung feines ver- 
faffungsmäßigen Stimmrechtes einen Stellvertreter in den Großen 
Rath fenden möge. Die Regierung, oder doc) die radifale Fraktion 
in derfelben, ließ fich die Unterftügung feitend der Jungſchweizer 
gefallen; dadurch verlor fie aber die eigene Gelbftitändigfeit, 
mehr noch den guten Namen einer Wächterin gefeglicher Ord— 
nung. Ueber dad Weſen des Vereins felbft war früher ſchon 
ärgerlicher und erbitterter Streit zwifchen der Regierung und dem 
firhlihen Oberhirten entftanden. Der Bifchof, im Bollgefühl 
firhlicher Macht und religiöfer Pflicht, hatte Anfangs des Jahres 
1842 durch Rundfchreiben den Berein ald einen derjenigen ers 
Färt, über welche Papft Leo XII, Gegenwart und Zufunft um- 
faffend, den Bann audgefprohen. So waren die Mitglieder 
durch Fompetente Stelle von dem kirchlichen Berband ausgefchlof- 
fen, den fie felbft als läftige Feſſel zu löfen bemüht gewefen. 
Die Sakramente follten ihnen, fo hatte der Biſchof befohlen, nur 
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unter dem Beding gereicht werden, daß fie zuvor durch ſchrift— 
liche Erklärung der Verbindung und ihren Zwecken entfagten. Vier- 
zig Mitglieder traten zurück. Andere blieben. Großes Aergerniß 
ward gegeben durch außerfirchliche Taufen in Fällen, wo anges 
botene Pathen, weil erfommunizirte Jungſchweizer, in jener Ei- 
genfchaft nicht zugelaffen wurden. Der Staatdrath, durch polis 
tifhe Sympathie ftetd zu Denjenigen getrieben, welche der Kirche 
den Krieg erklärt hatten, unterließ nicht nur befchwichtigende 
Mahnung, fondern gab fih durch die Form feiner Mani» 
feftationen dem gegründeten VBerdachte preid, daß er an jenem 
aktiven Miderftand Wohlgefallen hege. So verbitterte ſich die 
Stellung. An einem und demfelben Tag ließ fih der Bifchof 
mit einem Warnbrief gegen da® „Echo des Alpes“, ald dem 
geifligen Träger aller jener Ungebühr, der Staatsrath hinmwieder 
mit einer Proflamation vernehmen, worin diefer hoch und 
theuer die vom Biſchof behauptete Gefährdung der Religion in 
Abrede ftellte, bezüglihe Gefinnung der Regierung ald untadel» 
haft pried und der Dppofitiondpreffe (Gazette du Simplon) den 
Zert las (Auguft 1842). Das waren die Borboten fünftigen 
neuen Landesunglücks. 

Während im Wallis der Biſchof mit ergrimmten Feinden 
zu kämpfen hatte, freute ſich derjenige zu Freiburg einer gün— 
fligeren Etellung; unangefochten fonnte er in einem Hirtenbrief 
allgemeine Gebete für die verfolgte fatholifhe Kirche in Epanien 
anordnen, die Stiftung eines Gebetvereined für die unterdrücken 
Katholiken in der Schweiz, die Einführung der „hriftlihen Schul- 
ſchweſtern“ und die Gründung eines Taubfiummeninftituted ges 
nehmigen. 

Inner und außer den Rathöfälen wurde der aargauifche 
Klofterhandel fortgefponnen. Auf kirchlichem Felde waltete viel 
feitiges Beftreben zur Löfung desfelben in erhaltendem Sinne; 
Papft Gregor XVI. erließ am 1. April ein Breve an alle Bi- 
ſchöfe, in welchem er die pflichttreuen Kantondregierungen ob 
ihres Eiferd für Erhaltung der Klöfter und ihrer Güter belobte, 
bie Beharrlichkeit der andern auf dem betretenen Wege beflagte, 
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den Bifchöfen fernere Verwendung empfahl und an die 
rechtliche Nichtigkeit erinnerte, mit welcher vermöge der fano- 
niſchen Beflimmungen alle Beräußerungen von Kloftergütern 
ohne des heiligen Stuhles Zuftimmung behaftet feien. Der 
Nuntius d'Andrea erinnerte bei Uebermittlung teöfelben an 
die Bifchöfe der Schweiz, daß, wenn die Plünderung der 
Klöfter ohne Einrede geftattet werde, auch Angriffe auf 
andere Firchlihe Nechte nicht ausbleiben werden. Auyuftin Keller 
aber, der aargauifhe Seminardireftor und Großrathöpräfident, 
ergoß in einem Zoaft am Sängerfeft zu Aarau feinen Spott 
über die Warnungen des römifchen Papftes, „über den Föhn 
von den Alpen her®. Das Stift Einfiedeln beanftandete die Aufs 
hebung des Klofterd Fahr, in der Eigenfchaft als deſſen urfund- 
licher Eigenthümer, durch Zivilprogeß vor den Zürcher'ſchen 
Gerichten. 

inmitten der Firchlihen Bewegung gingen politifche Der- 
änderungen ihren unaufhaltfamen Gang. Genf hatte die Staatö- 
veränderung durch feinen 22. November 1841 eingeleitet. Reicht 
war zerftört, fchwieriger aufgebaut Nach dem ſchmachvollen Res 
volutionstage fammelten fich die Gemüther; Männer von Bes 
deutung rafften fih auf. Die zu herrſchen wähnten, fielen in 
Minderheit, und der Führer der Revolution, James Fazy, brachte 
auf 115 Mitglieder des Berfaffungsrathes nur 23 der Seinigen 
in die Behörde. Der Berfaffungsrath wählte fih den würdigen 
Syndie Johann Jakob Rigaud zum Präfidenten. Wie die Inte— 
treffen, fo waren die Mitglieder in drei Hauptparteien gefpalten. 
Die Partei der Bewegung Fämpfte für die Niederhaltung alles 
Deffen, mas hergebrachte Vorzüge und Herrfchaft irgendwie zu 
neuer Geltung bringen follte;z ihre Mittel und ihre Stimm- 
gebung Fonnten nur radikale fein, wie es der Aufftand, und was 
ihm vorangegangen, ebenfalld gemwefen; Rilliet-Gonftant, Gide 
und James Fazy waren die Nedner diefer Partei; ihnen gegen— 
über ftanden die Konfervativen, die fich zahlreiche Sige im Rath 
erobert, bemüht, aus dem Umſturz an Ehre und an Borzügen 
höherer Gefittung zu retten, was nicht durch Veralterung lebend» 
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unfähig geworden, an ihrer Spitze de la Rive, Tronchin, Sis⸗ 
mondi, Cherbuliez, Duval, Achard; für ſich und im Gegenſatz 
zum proteſtantiſchen Genf ſtanden die Katholiken mit ihren 
Führern Lafontaine, Monin und Choulmontet. Vermittelnden 
und leitenden Einfluß auf den Gang der Verhandlungen und 
der Abſchlüſſe übten vornehmlich die beiden Brüder Rigaud, der 
eine als Präſident, Eduard Rigaud als Berichterſtatter des Aus— 
ſchuſſes. Eigenthümlich während des Verlaufes dieſer Verfaſſungs— 
arbeiten war der Schrecken der alten proteſtantiſchen Genfer vor 
Ueberflügelung durch die Katholiken. Im Geiſte ſahen jene be— 
reits das calviniſtiſche Rom durch eine Mehrheit römiſcher Katho— 
liken erobert, und der ſtets federbereite Fazy-Paſteur gerieth 
deßhalb auf den abenteuerlichen Vorſchlag, Genf (wie ehedem 
Appenzell) in zwei Halbkantone, reformirt und katholiſch Genf, 
auszuſcheiden. Der Verfaſſungsrath ward mit Petitionen reich 
befhenft, aber weitaus die meiften langten ein für Sicherung 
der proteftantifchen Kirchengefellfchaft gegenüber den Katholiken. 
Die Kirche der legtern in der Stadt Genf war nun einmal vor- 
handen; Fatholifche Pfründen und Kirchen in den neuen Landges 
meinden waren es ebenfalld; gegen diefen Status quo ließ fi 
ſonach nichts vornehmen. Aber man wollte wenigftend die Ent- 
ftehung neuer Kirchen verhindern; daher das Begehren, daß den 
Katholiken in den proteftantifhen Landgemeinden die Errichtung 
von öffentlichen Kirchen nicht geftattet werde, fo lang fie nicht 
an Zahl den Proteftanten gleich fümen; daß im alten Gebiete 
da, wo die Katholiken nicht fo zahlreich ald die Proteftanten, der 
Schullehrer jeweilen proteftantifcher Konfeffion ſei; falld aber 
mindeftend Gleichzahl vorhanden wäre, daher ein Ffatholifcher 
Schullehrer angeftellt würde, foll auch fortan ein proteftantifcher 
bleiben. Die Eingaben wurden mit großer Heftigfeit behandelt. 
Die Katholiken befämpften fie ald überflüffig und von maßlofem 
Argwohn eingegeben: mit der Gleichberechtigung der Katholiken 
leide der Proteftantismus keineswegs; die befte Stütze werde er 
durch freie Organifation in feinem eigenen Innern finden. Die 
Partei der Radikalen fprah gegen die Petitionen, weniger aus 
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Vorliebe für wirkliche Religionsfreiheit, als weil ihr Alles ver- 
haft war, was dem alten Genf theuer und heilig, und weil die 
Hervorragenden an Geld und Geift mit der Oberberrfchaft des 
Proteftantismus im Lande aufgewachſen waren , diefer und jene 
fi) gegenfeitig die Hände boten. Aber nicht bloß die fünftigen 
fonfeffionellen Stellungen ftanden in Frage, fonderu auch die 
Nepräfentation, deren Regelung den Eieg der einen Partei über 
die andere zu bedingen fhien. Die alte Genfer Schule wollte 
fie höchſt zablreih, bis auf 250 Mitglieder, die neue radikale 
Schule nur 60; eine Beftimmung der erften Art gab Hoffnung 
auf zahlreiche Wahlen aus der geiftig und öfonomifch bevorzug— 
ten Klaffe; daher ein lebhafter Wirerftand feitend der radifalen 
Partei für die geringft mögliche Zahl. Aus Parteibeforgniß der 
Meberflügelung wurden fo die fonftigen Befenner der Demokratie 
ungetreu an ihren Grundfägen. Das Quartier St. Gervaig, 
aus welchem fie ihre meifte Mannfchaft, wie ihren revolutionären 
Kriegsbedarf zog, ftand auf; mit 733 Unterfchriften wurde jene 
zahlenſchwache Repräfentation verlangt; der Widerftand, geleitet 
durch die theilweife von ihrer Einfchüchterung geheilten Gegner 
aus den höhern bürgerlichen und gefellfchaftlichen Kreifen, erzeugte 
hohe Erbitterung auf Seite der Neuerer. Die Zeitungen flroßten 
von fhändlihen Drohungen; in einer war dad Bedauern darü- 
ber ausgefprochen, daß man (die Partei der Reformer) früher 
den Volkswillen niht „mit rothen Buchftaben“ an das Rathhaus 
gefchrieben habe. Der Staatsrath, gleihfam die Scharte vom 
22. November audzumegen, bot für Handhabung der öffentlichen 
Drdnung und der Freiheit des Verfaſſungsrathes Milizen auf, 
verfündete den Zweck der Anordnung durch Proflamation vom 
28. Januar, ernannte den Oberft Dufour zum Truppenfomman- 
danten, der feinerfeis einen Friegerifchen Tagesbefehl erließ. Dieß— 
mal fand die Obrigfeit Gehör, denn von Fazy und den Genoffen 
war der Nimbus des politifhen Webergemwichtd bereit3 gewichen ; 
ſchon jene geringe Zahl von Unterfchriften auf eilftaufend Stimm- 
fähige zeigte wenigftend, wer in Minderheit fei, wenn auch eine 
mächtige kompakte Mehrheit noch nicht entftanden. Es erfolgte 
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ein Mittelentfcheid, der auf 333 Eeelen einen Repraͤſentanten vor- 
fehrieb, was mit Berücfichtigung der Bruchzahlen 176 ergeben 
follte. Reaftionäre Verſuche, obwohl fo fehr gefürdtet von der 
vadifalen Partei, hatten doc feine Ausficht; zweimal, im Laufe 
Winterd und Frühjahrs, trat der gelehrte Sismondi, aud Mit: 
glied des Verfaſſungsrathes, mit der Erklärung auf: der wahre 
Wille des Genfer Volkes fei die Erhaltung der Verfaſſung von 
1814; man follte darüber eine förmliche Abſtimmung vornehmen. 
Die leitenden Männer aber boten feine Hand zu folhen Wag- 
niffen und festen dad Werf der nur einmal nöthig gewordenen 
neuen Konftituirung unverdroffen fort. Sie thaten died ganz in 
der regelrechten Weife, welche fie fih in den frühern Regierungd- 
freifen angewöhnt. Der Entwurf der Berfaffung felbft ging von 
einem Fünfundzwanziger- Ausfhuß aus, und zweimal wurde er 
durchberathen, damit um fo weniger Webereilung geſchehe. Wirk- 
lih war das Werk erft auf den 7. Juni zur Abftimmung reif 
gediegen und bündig in der Form, fich weſentlich inner den 
Schranfen der fonftitutionellen Grundlagen baltend, freier von 
Ausschreitungen in das gefeßgeberifche und adminiftrative Gebiet, 
ald andere neue Berfaffungen feit 1830; vor Allem aber gerecht 
in Dingen, die dem bloßen Dafürhalten entrüdt fein follen, und 
billig in den Borfchriften, durch melde die Gegenfäge der Par⸗ 
teien ausgeglichen werden mochten. Die Fonde der „öfonomifchen 
Gefellfchaft“, auf deren Theilung oder Zerfplitterung den Maffen 
demagogifche Hoffnung gegeben worden, wurden, wie die Gefell- 
haft felbft, garantirt und erneuert ihren wefentlichen Zwecken, 
dem Gotteödienft und dem Erziehungsweſen, zugefchieden. Die 
proteftantifche Kirche wurde, annähernd frei von der Staatsge— 
walt, der „Compagnie des Pafteurs“ und dem Konfiftorium oder 
Kirchenrath zu regieren anheimgeftellt; für die Katholiken der neu 
vereinigten Gemeinden wurden die Traftate von 1815 und 1816 
neu gemwährleiftet, ein anderes Necht, der Fatholifchen Kirche gegen- 
über, der Regierung nit gewährt, ald dasjenige der Genehmi- 
gung der Pfarrwahlen; der Beftand der einen Kirche für die 
Katholiten in Genf wurde gefichert, eine zweite weder bewilligt 
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noch abgelehnt. Demnad drang das Syſtem der konfeffionellen 
Theilung oder der Sonderverwaltung nach Konfeffionen ganz 
durh. Auch die Freiheit des Unterrichts wurde gemährleiftet ; 
doch wappnete fich Genf vorfichtig durch einen verftändlichen Artikel 
(10) gegen mögliche Einführung der Sefuiten, ohne fie zu nennen. 
Die formelle Drganifation ward denen der meiften andern 
Kantone gleichgeftellt; der Große Rath erhielt eigenes Präfidium ; 
der Staatdrath wurde auf dreizehn Mitglieder, feine und des 
Großen Rathes Amtsdauer auf wenige Jahre befchränft; aller Cen- 
fus für das Stimmrecht fiel weg; das erfüllte einundzwanzigfte 
Altersjahr genügte für dasfelbe; die Wahlen geſchahen unmittel= 
bar in zehn Kreifen, von denen die Hauptftadt felbft vier zählte, 
Diefe erhielt einen eigenen Munizipalrath und fomit ganz gefün- 
derte Gemeindeverwaltung. Für das Strafverfahren in Kriminals 
fahen wurde die Jury befchloffen. Die Verfaffung ließ mit einem 
Wort, nah den Begriffen der Zeit, wenig zu wünſchen, und 
war felbft beffer und edler als fie. Nichtödeftoweniger machte 
fi) die Unzufriedenheit bei der Abflimmung geltend. Bon 11,586 
Stimmfähigen nahmen nur 5426 an der Abflimmung Antheil, 
darunter 4844 Annehmende, 530 Berwerfende, dann etliche un— 
gültig erfundene Boten. So wenig vermögen die Formen die 
Gemüther zu verfühnen. Bei der Befebung des neuen Großen 
Rathes fand fih die radikale Partei ganz überwältigt. Man 
rechnete 116 fonfervative Mitglieder, nur 16 Radikale, das übrige 
Mittelfchlag; Katholifen waren fiebenundzwanzig gewählt. Den 
Legtern war die Staatsummwälzung jedenfalld günftig; ibre Be— 
theiligung bei Leitung des Staates erweiterte fich unzweifelhaft ; 
fonfeffionelle Rechtsfiherheiten, welche früher nur auf dem Buch— 
ftaben diplomatifcher Verträge beruhten, wurden ihnen nun durd) 
eine, aus liberaler Bewegung entftandene, demofratifche Ver— 
faffung förmlich gewährleiftet. Ein ergiebigered Maß von Tole— 
vanz fand für fie in Ausficht. Der Proteftantismus blieb zwar 
thatfächlich vorherrfchend, aber er hatte ernfthafte Warnungen er= 
halten, ſich jeglihen Drudes gegen die andere Religionspartei 
zu begeben, 
Die Schweiz IL 5 
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Der neue Staatdrath, billig nach den Parteifchattirungen im 
Großen Rathe gewählt, erhielt die ehemaligen Syndics Rigaud 
und Rieu, mit gleichem Zitel, wieder zu Borftänden. So hatte 
fih Genf aus dem Chaos einer winzigen, aber äußerft belebten 
Ummälzung herausgearbeitet. Man hoffte Gutes. Aber die Revo— 
lutionäre waren ftraflos aus ihr hervorgegangen. War dadurch 
nicht der Keim zu neuem Aufruhr gelegt? Einer der erften Be— 
fhlüffe des neuen Großen Rathes war dad Eingehen in den 
Neuhaus’shen Antrag über die aargauifchen Klöfter; dadurd trat 
Genf, beftimmter als früher, zur radifalen Seite der Stände. 
Der ehemalige Eyndic Cramer und Advofat Cougnard, diefer 
aus der Klaffe der Bürgerlichen, wurden zu Etandeögefandten ge- 
wählt (Suni 1842). Genf, wie ed nad den Traditionen von 
1814 gewefen, war für immer zu Grabe getragen. 

In mehreren Kantonen gingen ganz andere Ausfaaten von 
PBarteifiegen auf. Noch waren mehrere Hochverrathäprozeffe nicht 
abgewidelt. Sie drüdten ſchwer auf Gene, welche fie eingeleitet, 
noch fchwerer auf zahlreiche Bamilien Berfolgter oder Geächteter. 
Während in Solothurn die Regierung und ihre Anhänger die 
Erfolge ded Staatöftreihes feierten, der fie auf den Seſſeln 
erhalten (der Jahrestag der DBerfaffungdannahme, 10. Jänner 
41841, wurde feitlich begangen), ſchwollen die Akten der Kriminals 
prozedur gegen die Männer der Mümliswyler und jene der Maria- 
fteiner Verſammlung zu 3000 Foliofeiten an; acht Mitglieder 
des Großen Rathes blieben, nad der Freilaffung, fortwährend 
in ihre Gemeinden eingegrenzt. Endlid, im Sommer 1842, hatte 
der Unterfuch feine Reife erlangt. Nach ausgefprochener Connexi⸗— 
tät beider geföndert geführten Prozeduren folgte der Spruch über 
die Hauptfahe. Mit Berufung auf das helvetifche Strafgefeg 
klagte der Staatsanwalt auf Hocverrath und beantragte Toded- 
firafe. Weniger durfte nicht gefchehen, nachdem die Regierung, 
erfchroden über die freien Meinungsäußerungen der Mitbürger 
in Rede und Schrift, ihren Sig in der Kaferne, genommen und 
thatfählih den Staat in Revolutionsftand erklärt hatte. Das 
Kriminalgericht lehnte die Amtsklage ab, und überwied den Fall 
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zur polizeirichterlichen Beurtheilung an das Amtsgericht Solo— 
thurn⸗Läbern; die Weiterziehung an das Kantonsgericht wurde 
von dieſem nicht angenommen; endlich, nach neuen wochenlangen 
Verhandlungen der Rieſenprozedur, verurtheilte das Polizeigericht 
die einzelnen Angeklagten zu mehrmonatlichem Gefängniſſe und 
zu Bezahlung der Koſten (9. Februar, obergerichtlich beſtätiget 
am 23. Juni 1843). Die Koſtenrechnung, auf deren Berichtigung 
die Regierung geklagt, erftieg die hohe Summe von 42,549 
Sranfen, denn die Regierung hatte felbft ihre eigene Verpflegung 
in der Kaferne, wo in Saus und Braus gelebt worden, und den 
Sold der freiwilligen Bürgerwachen, herbeigelaufener Parteimerf- 
jeuge, in die Rechnung aufgenommen. Den Berurtheilten wurden 
die Betreffniffe ausgepreßt, noch während fie im Gefängniß faßen; 
fie bezahlten Löfegeld. So endete der Prozeß gegen die Männer, 
welche in Solothurn Ende 1840 und Anfangs 1841 die Demo- 
fratie in Wahrheit hatten einführen wollen. Die Hauptperfonen 
der einen Abtheilung waren Rathsherr Leonz Gugger und Theo: 
dor Scherer, jener Mitglied der Regierung, ehedem auch Gefand- 
ter an der Tagfagung, der andere als gewefener Redaktor der 
„Schiltwache gefürchtet, darum unfhädlih gemadt. Don den 
Männern der Mariafteiner Verſammlung hatte vornehmlich der 
Benediftiner Ordensmann Pius Munzinger die öffentliche Auf: 
merffamfeit auf fich gezogen. Jubelnd empfingen ihn, nad er= 
folgter Freilaffung, feine getreuen Pfarrfinder. 

Wenn, von 1830 bis 1840, irgend ein einzelner Bürger, 
oder eine gefchloffene Partei, fih gegen eine Regierung verftoßen 
hatte, welche im Geifte der Ummälzung von 1830 ihr Dafein 
gewonnen, war die herrfchende Partei von Aargau fogleich bei 
der Hand mit dem Delzweig eines Amneftiebegehrend; die Reden 
ihrer Gefandten an der Tagſatzung waren ftetd von den eifrig- 
ften in diefer Richtung. Im eigenen Falle blieb Aargau gleicher 
Milde fremd. Die Unterfuhungen gegen jene Männer, welchen 
der Aufftand der Freiämtler zur Laſt gelegt worden, wurden mit 
Zeidenfchaft und Breite geführt; ein außerordentlicher Verhörrich— 
ter, Peter Bruggiffer, einer der eifitgften politifchen Gegner der 
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Angeflagten, war damit betraut; die rechtlichen Formen, beftimmt 
ald Gewähr für die Angeklagten gegen Wilfür der Regierungs- 
gewalt, wurden vielfach verlegt, in Unterfuh und Anklage die 
Berbrechen bei den Haaren herbeigezogen. Bornemlih trug das 
Dbergericht felbft alle Merkmale der Parteibefangenheit an fi. 
Jene Männer der Fatholifchen Bezirke, welche das dortige Volk 
bei der Erneuerung ded Großen Rathes übergangen, weil es fie 
als eingefleifchte Gegner feiner Kirche kennen gelernt, wählte hin- 
wieder der Große Rath ind Obergericht; an feiner Spitze fland 
Dr. Rudolf Tanner, der leidenfchaftlichfte Führer der fliegenden 
Partei in und außer dem Großen Rathe. Vergeblih mühten ſich 
unbefangene Rechtögelehrte ab, den wirklichen Zufammenhang 
der Dinge aufzuklären, die Abfichtlofigfeit mancher fcheinbar kom⸗ 
promittirenden Handlung darzuthun, die Mangelhaftigfeit der 
Beweiſe and Licht zu ziehen: die Staatögewalt verlangte und 
erhielt Urtheile über begangenen Hochverrath und Aufruhr. Ans 
fangs 1841 angehoben, fchleppten fi) die Prozeffe mühfam bis 
ind Jahr 1843 fort. Dr. Jakob Ruepp, Fürfpreh Anton Weißen- 
bach und Bezirkörichter Suter, von Sing, wurden zum Tode ver- 
urtheilt; viele andere, unter ihnen Pfarrer Knecht und Haupt- 
mann v. Schmid, auf Schloß Böttftein, dann der P. Theodoſius 
Florentini, Kapuziner-Ordens, in mehrjährige Zuchthausftrafe ver- 
fällt. Die zahlreihen Angeklagten waren meift flüchtig; Schmid 
niht, der auf ergangenen Ruf in den Großen Rath fih nad 
Aarau begeben und dort, zu hoher Freude Tanners, fih hatte 
ergreifen laffen; Schmid büßte das Vertrauen in feine Schuld- 
lofigfeit mit ſchwerem Kerfer an den Unterfuchungsorten und auf 
YAarburg. Schmid, wie P. Theodofius, war der Führung oder 
Beranlafjung von Bolfözügen aus den Bezirken Zurzah und 
Laufenburg gen Baden angeklagt. Schuldlos konnte auch P, Theo— 
dofius in den Augen der Aargauer Richter und Herrfcher (fie 
ftanden in engftem Berband), nicht fein, denn der Landammann 
Wieland, eine der leitenden Hauptperfonen,, rechnete felbft den 
Zrinfipruh, mit welchem der geiftreiche und würdige Mann die 
in Altorf im Sommer 1842 verfammelte naturforfchende Gefell- 
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fhaft der Schweiz begrüßte, demfelben ald tadelndwerthe Frech- 
heit an *. Als eines der edlern Opfer der aargauifchen Kataftrophe 
nennt die Gefhichte noch den Arzt Dr. Bauer aus Muri, der 
feit 1830 bei allen Anläffen die Rechte der aargauifhen Katho- 
Iifen verfocht, endlich aud dem Kriminalunterfuch verfiel und als 
flüchtig in Schwyz fein Leben vertrauern mußte. 

Im Kanton Teffin war ed nicht. genug mit dem Bluturtheil 
über Joſeph Neff. Im Frühjahr 1842 verurtheilte dad Spe- 
zialgeriht den Großrath Karl Poglia, den Advokaten Benedikt 
Pomatta und den Priefter Angelo Chiapella zum Tode durch das 
Schwert, mehrere andere Theilnehmer am Aufftande vom voran» 
gegangenen Jahre, unter ihnen den Alt-Staatsrath Johann Ans 
ton Rusca, zu zwanzigjähriger Kettenftrafe; einzelne famen mit 
gelinderer Strafe weg, fo Alt-Landammann Jakob Lotti mit 
zehmjähriger Kettenftrafe. Die Hauptverurtheilten waren flüchtig; 
das Volk felbft in den Thälern war allen günftig; Verſuche zur 
Auffpürung und Verhaftung Flüchtiger im Gebirge bei Dlivone 
vereitelte ed in felbftändigem Sinn. Bei neuen Wahlen, welche 
verurtheilte Großräthe erfeßen follten, wählte das Volk im Blegno- 
thal Männer gleicher Gefinnung. Der Zwiefpalt zwifchen Volk 
und Regierung fonnte überall fein Ende finden, meil, feit 1839, 
die Minderheit die Mehrheit beherrfchte. Während jenen gericht- 
lichen Vorgängen weilten die zum Theil trefflihen Männer, welche 
der bewaffnete Aufftand vom Dezember des eben genannten Jahres 
nicht bloß von ihren Stellen, fondern auch aus ihrem Baterlande 
vertrieben, wie die Staatsräthe Konrad Molo, Monti und 


* Wieland fprach öffentlich und ala Berichterftatter im Großen Rath über 
vorgelegene Begnadigungegefuche in gleicher Angelegenheit. Er ließ es nicht bei 
jenem Erguß über P. Theodofius bewenden, fondern befchimpfte gleichzeitig die 
in Altorf verfammelten Gelehrten als Schwachlöpfe, weil fie dem „Eriminali- 
firten® Sprecher Beifall gezolit. Es ift unmöglih, den Meinungsterrorismus, 
welchen zu jener Zeit die aargauifchen Häupter und ihre Befreundeten in der 
übrigen Schweiz felbft auf die gefellichaftlihen Kreife zu üben fich vermaßen, 
beffer zu charakterifiren, ald durch Hinweifung auf jenen an fich unbedeutenden 
Vorgang. Daraus fhließt fih richtig auf das ganze Gewicht ihres Einfluffes in 
politifchen, und vorab in Eonfejfionellen Dingen. 
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Johann Baptift Riva *, Bernhard Vanoni und Andere, im Exil; 
an der Tagſatzung, an welche fie fich über verleptes Recht kla— 
gend wendeten, fanden fie fein Gehör; bei Schultheiß Neuhaus 
hatte Riva, perfönlih im Intereſſe Aller nah Bern gefommen, 
vergebend um perfönlihen Empfang gebeten. So erhielt fich die 
Regierung dieſes ennetbirgifhen Kantons durch Gewalt, gleich- 
wie fie durch dieſes verwerfliche Mittel zur Herrfchaft des Landes 
gelangt war. 

Der Berner Borliebe für Hochverrathöprozeffe traf zur Zeit 
Männer aus der alten wie aus der neuen Schule. Alt-Schult- 
heiß Fifcher und Oberſt Tſcharner waren, nebft dem Alt-Rathe- 
herrn Zeerleder die Männer, welche jene Sucht am empfindlichiten 
traf. Erft nach neuer zweijähriger Haft auf Thorberg erhielten 
jene ihre Freiheit wieder (März 1842). Das tragifhe Schickſal 
Zeerlederd ift bereitd oben erzählt. Das Seitenftüd zu diefen 
politifhen Prozeffen bildete die gegen den flüchtigen Stodmar 
anhängige Klage auf Hochverrath; auch diefer Prozeß endete mit 
obrigfeitlicher Freifprehung von der Kriminalanklage, doch wurde 
der gewefene Regierungsrath wegen Provofation zur Trennung 
des Jura vom Kanton Bern polizeirichterlih zu hunderttägiger 
Gefangenichaft, 100 Franken Buße und in die Bezahlung eines 
Theild der Prozebfoften verurtbeilt (12. Dftober 1842). Auch 
die übrigen Angeklagten, etliche zwanzig an der Zahl, unbedeu- 
tende Namen, wegen aufreizenden Geſchreis, nfulten gegen den 
Regierungsfommiffär und Schießend auf das Standeswappen an— 
geklagt, wurden meist freigefprochen oder nur zu etwelchen Koften 
verurtheilt. Solche freilprehende Urtheile waren das mittelbare 
„Schuldig“ einer Regierung, weldhe im Hinblid auf materielle 
Kraft die Weisheit entbehrlich fand. 

Es ift hier der Ort, mit wenigen Worten zu melden, wie 
die vom Großen Rathe Bernd niedergefegte Kommiffion die An— 
gelegenheiten des Jura angefjehen **. Mit der Entfernung 


* Monti und Riva ftarben fpäter in der Verbannung. 
** Band II, S. 381. 
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Stockmars aus dem Lande war wenigſtens die äußere Ruhe zu— 
rückgekehrt und jener Ausſchuß hatte ſich für Erfüllung ſeiner 
Aufträge Zeit genommen. In ausführlichem Bericht (Januar 
1842) ging er im Weſentlichen zuſtimmeud auf die Begehren 
ded Jura ein, inwiefern fie nicht in das Bereich einer politifchen 
Trennung fielen, empfahl zuläffige Nüdficht auf die Wünfche des 
Leberbergs bei der allgemeinen Gefetesrevifion, die Niederfegung 
einer eigenen, dem Erziehungsdepartement koordinirten katholifchen 
Sektion, Einführung eines eigenen Erziehungsſyſtems für den 
ganzen Leberberg und Berminderung dortiger Grundfteuer im 
Berhältniß zu den Abgaben des alten Kantons. Die erheblichften 
Begehren jenes Landestheils durften demnach auf Erhörung zählen. 

Auh Bafel-Landihaft folte ein Stück Hochverrathöprozeß 
aufführen. Die junge Republif beging manche Ausfchweifung ; 
die Behörden waren neu und unerfahren; Alles mußte erft gelernt 
werden; Kantonsfremde, auch Ausländer, drängten ſich zahlreicher 
zu, ald dem Bolfe genehm und nützlich; dazu gefellte ſich Unzu— 
friedenheit und Tadelfucht vieler von Jenen, die im Kampfe von 
1831 bis 1833 auf Seite der alten Bafeler Regierung geftanden. 
Die bündige Form, mit der das Volf von Zürich im Jahr 1839 
feine Regierung geftürzt, wirkte zurüd auch auf Bafelland. Ende 
Dftober gl. J. wurde „von einem Komite der Baterlandafreunde® 
eine Petition in Umlauf gefeßt, in der eine Anzahl von Befchwer- 
den, vornemlich gegen die in Bafellandfchaft fi aufhaltenden 
fremden Flüchtlinge gerichtet, zu lefen, und welche mit einer langen 
Reihe von Begehren fhloß: Wegmweifung unbeurfundeter Frem- 
der, Verbot der Anftellung von Nichtfchweizern, Gewerbebefchrän- 
fung derfelben wenigftend nach Gegenrecht, fparfamere Ertheilung 
ded Bürgerrechte an folche, beſſere Aemter-Befegung, Ermäßi— 
gung des gefammten Sportelnwefend, Erlaffung eines billigeren 
Abgabengefeges, Nechnungsitellung feitend der ehemaligen provi— 
forifchen Regierung. Der Landrath ging darüber zur Tagesord— 
nung (10. Dezember 1839). Die Gährung war damit nicht bei- 
gelegt. Es folgte nach damaliger Uebung die Einladung zu 
einer großen Volföverfammlung mit einem noch reichern Pro— 
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gramm, als das erfte geweſen, doch in der Hauptfache gleichen 
Geiſtes; zu den erften Begehren wurde die Bertheilung des Zeug 
hausmateriald in die Bezirke, Aufhebung des Advofatenberufes, 
Ablegung rüditändiger Staatsrechnungen durch die Regierung, 
Bürgfchaftsleiftung ihrer Mitglieder für die in ihren Händen be- 
findlihen Gelder, fchleunige Anerkennung der aus den Aufftänden 
von 1839 hervorgegangenen Regierungen von Zürich und Teffin - 
beigefügt. Die Berfammlung (Februar 1840) war nicht zahl- 
reich, die Redner aber gaben Blößen; die Regierung ſchritt wegen 
pAufregung zum Ungehorfam- gegen die Obrigfeit“ ein, verord- 
nete Berhaftungen, fand Widerftand, brach ihn mittelft Truppen— 
aufgeboted und Befegung von Gelterfinden (April). Es entipann 
fi ein langer Kriminalprozeß, bei dem dreißig Individuen bethei- 
ligt waren, an ihrer Spige ein Heinrich Martin, Johann Mar- 
tin, Jakob Freivogel, Heinrih VBöllmy, die mit 2 und 1 Jahr 
Zuchthaus beftraft wurden, in Folge einer Anklage „auf Verſuch 
eined Umfturzed gegenmärtiger Staatdordnung“. Im Oftober 
1842 war der Prozeß legtinftanzlich abgethan. 

Während in mehreren Kantonen alte, meift giftige Händel 
ihre Erledigung fanden, gab man ſich in einzelnen mit den fchon 
länger ber beliebt gewordenen Berfaffungsrevifionen ab. Bon 
felbjt famen fie jedoch nicht; irgend ein altes oder neues Uebel, 
befonder® aber verübter Drud auf die öffentliche Meinung, gaben 
den Anftoß. So im Kanton Schwyz. Derfelbe war noch immer 
nach der Berfaffung von 1833 regiert, diefe felbft dad Erzeugniß 
eines politifhen Notbzuftandes, mit viel Neuerung und Schwer- 
fälligfeit behaftet, mit den gefchichtlichen Anſprüchen von Alt: 
Schwyz vorzüglih im Widerfpruh. Die Regierung felbit aber 
war, zumal nad dem Siege der „Hornen“ von 1838, in den 
Händen der Altgefinnten. Der Gang der Zeit, vornämlich die 
Demofratifirung Luzernd unter überwiegendem geiftlihem Ein- 
fluß, fteigerten ihre Nüftigfeit und ihre Hoffnungen. Die Ber- 
fafjung felbft verlieh die Möglichkeit einer Nevifion, nach nun— 
mehr verfloffenen acht Jahren Dauer. So wurde Hand an die 
Berfaffungsrevifion gelegt, diefe einem Verfaſſungsrath anver- 
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traut, der ſich zum Präſidenten den Landammann Theodor Aby- 
berg mählte. Alte und neue Schule maßen ſich mie immer, jene 
vorzüglich durch den Bezirk Schwyz, diefe durch die Abgeord- 
neten von March und Einfiedeln vertreten. Im alten Lande 
Schwyz war man auf Erringung vermehrten politifchen Einfluffes 
bedacht; die Geiftlichfeit des Landes ftellte ſechs ausdrüdliche 
- Begehren, im Sinne der Einrichtungen, welche bereits im Kan 
ton Luzern herrſchend geworden: Anerkennung der Fatholifchen 
Neligion ald Staatsreligion, Behandlung Firlichepolitifcher An— 
gelegenheiten durch eine von Staat und Kirche gemeinfam be- 
ftellte Behörde; bisherige geiftliche Immunität; Abwehr des Preß- 
mißbrauhs in feinen antisreligiöfen Erfcheinungen; Sicherung 
des Einfluffes der Geiftlichfeit auf die Erziehung. 

Im Wefentlihen fanden diefe Beftrebungen Anklang; die 
Kantons-Landsgemeinde wurde von Rothenthurm nah Schwyz 
verlegt, jedoch mit engerer Befugniß ausgeftattet ald bis dahin, 
denn die Abitimmung über die Geſetze wurde in die Hände der 
Bezirke gelegt; der Beftand der Klöfter und Stifte, den die 
frühere Verfaſſung blosftellte, ihr Eigentbum und ihre Verwal: 
tung wurden gewährleiftet; die Berfaffung verfprad Regelung 
der kirchlichen Verhältniſſe im Einverftändniß mit der Kirche felbft, 
Erziehung der Jugend im Geifte der chriftfatholifchen Religion 
und Anderes in diefem Sinne. Die fchroffen, einem Theil ded 
Volkes wenigſtens mißfällig gemwefenen Eden der Berfaffung von 
1833 wurden befeitiget. Allein der Parteigeift flieht weniger auf 
die Sache ald auf politifche Stellung; die äußeren Bezirke 
fürchteten für ihre errungene Ebenbürtigfeit. Schwyz, Küßnacht 
und Pfäffifon, mit einer Seelenzahl von 20,223, nahmen zwar 
an, aber Mary , Einfiedeln, Wollerau und Gerdau, mit einer 
Bevölferung von nur 19,050, verwarfen. Zur Annahme wären 
zwei Drittheile der Stimmen nöthig gewefen. So fonnte die 
wirkliche Mehrheit, zufammengefegt aus flarfer Majorität im alten 
Land und zahlreichen Minderheiten in den äußeren Bezirken, nicht 
zur Geltung kommen. Die Berfaffung blieb, die Abyberg'ſche Par- 
tei hatte eine formelle Schlappe erhalten; allein die Abneigung 
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gegen alle liberalifirende Projekte und der Eifer für Erhaltung 
firchlicher Stellung und Rechte wuchs gleichwohl fihtlih an. Die 
unmittelbar nachher getroffenen Wahlen der Maienlanddgemeinde 
beftätigten die herrfchende Gewalt und vergönnten abweichender 
Stimmung feinen Spielraum, 

Aehnliches im Teffin. Zwölf Jahre Lebensdauer waren der 
Berfaffung vom 23. Juni 1830 gegeben. Wir haben gefehen, 
wie die Menfchen troß diefer wohlgemeinten Berfaffung wenig 
beffer geworden, mie die Leidenfchaften dem Kanton gleihwohl 
mitfpielten, wie eine neue Oppofition entftand, wie fie zweimal 
nacheinander durch Gewalt niedergefhmettert wurde, die Minder- 
heit fih zur Herrfchaft emporgefhwungen. Als die zwölf Jahre 
ihrem Ende nahten, gedachte die Regierung die Zeit zu allge 
meiner Revifion der Berfajjung zu benugen; der Große Rath 
tar wilfährig bei der Hand. Im Laufe Frühjahrs Fam ein ganz 
neuer DBerfaffungsentwurf zu Stande und er gedieh zur Reife 
am Jahrestag jener Dreißiger Berfaffung (23. Juni). Aber -gegen 
dad Beginnen felbft machte fich lebhafter Widerftand in den 
Thälern, im Allgemeinen auf den Landfchaften geltend. Das 
Miptrauen, welches die Ereigniffe von 1839 auf 1841 gepflanzt, 
ging üppig auf. Man beftritt den Behörden die Vollmacht, be— 
hauptete, daß fie zuerfi den Ruf aus dem Volk für eine Revi- 
fion hätten abwarten, dann von ihm beftimmen laffen follen, 
wer zu revidiren habe. Die Geiftlichfeit und ihre zahlreichen An— 
hänger Fonnten nicht mißfenneu, daß man ihrem eigenen Einfluß 
zu Leibe gehen wolle. Seit 1830 war nämlich die Zahl der Geift- 
lichen im Großen Rath ungebührlid angewachſen. Die prüfende 
Großrathefommiffion hatte den allgemeinen Ausſchluß derfelben 
von der Wählbarfeit in den Großen Rath gefordert. Diefer ging 
zwar nicht durch, dagegen eine halbe Maßregel, die der Geiftlich- 
feit immer noch zu empfindlich ſchien: aus jedem Bezirk follte 
nur eim Geiftlicher in den Großen Rath eintreten fönnenz über- 
zählig gewählte hätte das Loos auszufchießen. In noch anderer 
Richtung follten heilfame Aenderungen gefchehen: der vielfachen 
Aemterhäufung wurden eine Reihe Unvereinbarfeiten (Inkompati— 


bilitäten) entgegengeftellt, welche die Krankheiten des Landes ent- 
hüllten. Wie der Einfluß der Geiftlihen, war auch die Stellung 
der Advofaten im Großen Rath eine verderbliche geworden; da— 
ber die Beftimmung, daß fie bei Wahlen der Richter im Großen 
Rath nicht theilnehmen könnten, eben fo wenig bei Wahlen von 
Unterfuchungstommiffionen über die Rechtspflege. Für die Beauf- 
fihtigung der legtern und als oberfte Inſtanz ward ein Revifiond- 
gericht aufgeftellt. Die politifche Ordnung wurde wenig geändert, 
doch das Alter der Stimmfähigfeit vom fünfundzwanzigften auf 
das zwanziafte Jahr vorgerücdt. Die Gegner der neuen Berfaffung 
waren mächtiger beim Volk als ihre Schöpfer. Auch deren gut— 
gefchriebene Vertheidigung durch Franscini vermochte die Ent- 
fchiedenheit der Oppofition nicht zu bändigen. Vergeblich zeigte 
der Große Rath Beharrlichkeit, indem er eingelaufene Petitionen 
um Abänderungen ded Entwurfes von der Hand wies. Derfelbe 
wurde fodann mit 6586 gegen 3810 Stimmen vom Bolfe ver- 
morfen, das vom „erzefjiven Liberalismus“ nichts wollte, deffen 
die Gegenpartei die Berfaffung befchuldigte (Jänner 1843). Die 
Verwerfung war eine ftändige Mibtrauenderflärung gegen Jene, 
melhe nah innen und Außen ald die Negenten ded Landes 
erfchienen. 

Häufiger ald in irgend einem andern Kanton fam die Re— 
vifion der Berfaffung in Schaffhaufen zur Sprache. Er hatte 
fein demofratifched Gleichgewicht noch immer nicht gefunden, die 
Landfchaft klagte auch jegt noch über vorwiegenden Einfluß der 
Stadt, verlangte eine Verminderung der Stellvertretung der 
legtern gegenüber der Landſchaft bis auf einen Biertheil, und 
zeigte Lüfternheit nach ftädtifchen Fonden (Almofen- und Spend- 
amt), die man als allgemeine Stiftung anfah. Reformiltifche Ge- 
finnung fand die Staatöverwaltung noch ımmer zu fchleppend, 
empfahl Verminderung der Mitgliederzahl der Regierung und Er- 
höhung ihres Gehaltes, Einführung des Departementalfyftems, 
ald ob für Feine Gemeinwefen alle Einrichtungen taugen, welche 
in größern eine Nothwendigfeit fein mögen; der Ausſchluß der 
Advofaten von den Gerichten wurde angegriffen. Neben diefen 
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Entwürfen zeigten ſich Ausbrüche von Unzufriedenheit; einzelne 
Häupter des Staated wurden bei Anlaß einer Baufrage wegen 
des Salzhaufes befchimpft. Alt-Bürgermeifter v. Meyenburg-Raufch, 
an dem die Eidgenofjenfhaft durch die politifhen Wechfel in 
Schaffhaufen eine der audgezeichnetiten ftaatömännifchen Kräfte 
verloren, zeigte in einer Rede bei Eröffnung des Großen Rathes 
(9. September), wie die örtlichen Neibungen, unklare Begriffe 
über die wirklichen Bedingungen der öffentlihen Wohlfahrt und 
das Hafıhen nach politifhen Veränderungen das Schaffhaufer 
Gemeinwefen feit zwölf Jahren her noch nicht auf grünen Zweig 
haben kommen lafjen. Sein Better, Meyenburg-Stodar, der ein 
Jahr zuvor megen Webertritt ded Großen Rathes zur Aargauer 
Politik die Gefandtenftelle abgelehnt, trat jett im Unmuth über 
erlittene Unbill und über die inneren Zerwürfniffe vom öffent- 
lihen Leben ab, in welches ihn jedoch eine fpätere Wahl bald 
wieder zurüdführte. 

Im Kanton Graubünden erneuerten fich die Verſuche für 
eingreifende Beränderungen in Berfaffung und Gefeßgebung: 
Ihon im Sommer 1841 ward die Bildung eined „Reformvereind® 
eingeleitet, in welchen Männer verfchiedener politifher Meinungen 
eintraten oder wenigſtens erbeten wurden. Bundslandammann 
Joh. Rudolf Brofi aus dem Prätigäu, Bundslandammann Georg 
Buol aus Parpan flanden zunächſt an der Spike; förmliche Kon- 
ftituirung und Organifation des Vereins erfolgte in zahlreicher 
Berfammlung (bei fehshundert Theilnehmer waren anmwefend) in 
einer der Churer Kirchen am 17. Mai 1842. Es war ein- feiers 
liher Zag, im Grund ein allgemeines Peccavi der Erften des 
Landes, voran jene Männer, die in ihren politifchen Gefinnungen 
ſich der liberalen Schweizer Partei näherten. Doch beftand hier 
nit die Manie der „Grund- und Menſchenrechte“: Diefe freien 
Rhätier legten treu dad Bekenntniß ab, daß es in den meiften 
Zweigen des öffentlichen Lebens, zumal in der bürgerlichen und 
Strafrechtäpflege, in Armen, Waifen- und Schulfahen, höchſt 
unbefriedigend ausfehe, und daß die politifchen Einrichtungen felbft, 
die Organifation und Wirkfamkeit der Behörden, den alten 


Schlendrian begünftigen. Das war der Sinn der langen und ger 
diegenen Eröffnungsrede Buol’3 an genanntem Tage. Auf poli» 
tifhe Parteiung im Geifte der andern Kantone zielte er nicht 
ab, und es fehlte dazu auch der Boden. Der Verein gliederte fich 
nun im ganzen Lande durch örtliche Zmeigvereine, und fehritt, 
ohne Phrafenmacherei, zur Sache, indem er von dann an vers 
fhiedene Zweige des öffentlichen Lebens an Handen nahm und 
Verbeſſerungsvorſchläge ausarbeitete, zunächſt im Gebiete der 
Rechtäpflege. — Anderer Natur war der Verſuch der Ihalfchaft 
Mifor und Calanca zur Trennung von Graubünden und DBereini- 
gung mit Teffin. Diefe Landfchaft, durch ihren Herrn feit 1496 
zum Grauen Bunde gehörend, 1549 durch ſchönes Löſegeld in 
den Befig der Freiheit gelangt, glaubte fih verwahrlofet von 
Graubünden. In einzelnen Köpfen flieg, geweckt durch die ört— 
liche Lage des Ländchens felbft, der Gedanke des Anfchluffes an 
Zeffin auf. Unbekannt ift, ob teffinifcher Einfluß gewirkt. Während 
der Wirren in diefem Kanton war Miſox ftill geblieben. Dann 
aber fehritten die Freunde der Trennung vom Gedanken zur 
Ihat.* Ein ſechs Spalten langes Manifeft, mit den Worten an- 
bebend: „Die Menfchenrehte und die Freiheit verbreiten ſich 
immer mehr über alle Theile der Erde“, und in welchem übrigens 
auch manch treffended Wort über die innern Zuftände Grau- 
bündens zu lefen, empfahl den Thalleuten, bei den Behörden des 
Landes, nöthigenfall® bei der Tagfagung, um Trennung einzu— 
fommen. Eine Landsgemeinde follte zu diefem Ende ftatt haben; 
der Berfuch fcheiterte; dad Volk, weniger heißblütig als die an- 
regenden Führer, ließ ſolche im Stiche; dagegen richtete die Lande 
[haft eine warme Borftelung an den Großen Rath um mehrere 
Rückſicht für Hebung des Verkehrs über die Bernhardiner Straße, 
Erleichterung in Zollverhältnifjen zu Teffin, Gewährung der Amts» 
forrefpondenz in italienifcher Sprahe, um Hebung der Klagen 
wegen empfindlicher Zurüdjegung der Katholifen in Beftellung 
bezahlter Aemter und Bedienftungen, endlich um allgemeine Ber- 


* „Mit mehr Kedheit ald Vorficht und Verſtand“, fagt Theodor Mohr 
in feiner nachherigen Vorftellung für Mifog an den Großen: Rath. 
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befferungen, namentlich in der Zivil- und Strafrechtöpflege. Ne- 
ben den Deputirten der Landichaft im Großen Rath waren es 
Aurel Schenardi und Karl a Marca, welche diefe Wünfche noch 
mündlich unterftügen follten. Der Große Rath verhandelte ge— 
legentlih Punkt für Punkt, gewährte bald und willig, was am 
Leichteften zu geben: den Gebrauch der italienifchen Sprache im 
Amtsverkehr, verordnete Unterfuch der Straßenverhältniffe, die 
Ausfchreibung der öffentlihen, mit Gehalt ausgeftatteten Stellen, 
und verwies im Allgemeinen auf die waltenden Beftrebungen zur 
Hebung der Yuftizpflege. Hiermit nahm der gefährliche Trennungs- 
verſuch fein Ende. 

Zu dem gefpannten öffentlichen Leben in den Kantonen trat 
die Tagfagung von 1842 in vortheilhaften Gegenfag. Neuhaus 
beftimmte zwar die Politif des Vororts, aber Schultheiß Tſchar—⸗ 
ner präfidirte die oberfte Bundesbehörde. Schon diefer Wechfel 
begründete ein beſſeres DBernehmen unter den Gefandtichaften. 
Tſcharner war der leibhafte Widerfpruch zum Berner Botum über 
- die ſchweizeriſche Hauptfrage; dieſes lautete, wie immer, auf Wahl 
eines ſchweizeriſchen Berfaffungsrathes; in der Prafidialrede da— 
gegen ſprach ſich der Schultheiß ächt föderaliftifch aus, dem Sy- 
ftem der Kantonalfouveränetät huldigend ; das mar feine eigene 
perfönliche Anfiht, im Grund auch jene feined Kantons; denn 
Bern verftand den DBerfaffungsrath nicht fo, daß es fich felbft 
einer unitarifhen Mehrheit unterzogen hätte, in welcher feine An— 
fihten und Wünſche nicht ausdrüclich verförpert geweſen wären. 
Wie üblich mußte auch diefe Tagfagung die meifte Zeit mit dem 
Milizwefen ſich abmühen, meitfchichtige Berathungen über Klei- 
dungs- und Bewaffnungsreglemente pflegen, den patriotifchen Ei— 
fer der Häupter des Generalftabes und der Mitglieder ded Kriegs- 
rathes für Gewinnung ftarfer Kredite und ausgedehntere Zentra— 
lifation in allen Zweigen des Militärwefend foviel thunlich mäßi- 
gen, was eine höchft undanfbare und von Vielen mißkannte Auf- 
gabe war. Wirklich war eine Oppofition in diefer Richtung zumeift 
vergeblich ; das neue Militärreglement wollte und mußte vollzogen 
und dafür das- erforderliche Geld angemwiefen werden. In diefe 
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Zeit fällt der Beginn der großen Anfhaffungen von Kriegs— 
material, namentlih an groben Gefchügen, für Rechnung der 
Eidgenoffenfchaftz Berechnungen von damals ftellten heraus, daß 
ſich die Zentralausgaben ded Landes für dad Heerwefen feit den 
Dreißiger Jahren bereitd verdoppelt hatten, und nad damaligen 
Anfhauungen war die Bundesbehörde bereitd auf dem erreich- 
baren Marimum angelangt. Glüdlih war, daß in Fragen über 
das Milizwefen die politifche Parteiung fich nicht geltend machte ; 
eine andere Scheidung war in der Regel nicht bemerkbar, als 
die zwifchen der deutſchen und der franzöfifhen Schweiz, indem 
fegtere das Ueberſchwängliche liebte, während die deutfchen Kan— 
tone für die Warnungen der Defonomiften und für die Beach— 
tung föderaler Schranken zugänglicher waren. 

Standen fih die Gefandtfhaften im Allgemeinen meniger 
fchroff gegenüber ala im vorangegangenen Fahre und war mans 
ches Vorurtheil, wenn nicht gehoben, fo doch gemildert, fo blies 
ben die gegenfeitigen Verhältniſſe gleichwohl höchſt unerquidlich, 
zum Theil unlauter; Gründe galten immer nod weniger als 
die wirkliche oder vermeinte Parteiftellung der einzelnen Gefandt- 
fhaften; die vorfommenden wichtigen Fragen wurden nicht nad) 
ihrer Eigenthümlichkeit, fondern meift nur in ihrem krankhaften 
Zufammenbang mit den Barteitendenzen aufgegriffen und behan— 
delt. Die Bundesrevifion, mie gewohnt in Berathung gebracht, 
war der Gegenftand verftärften Mißtrauens, das feinen Urfprung 
in der wieder angefachten fonfeffionellen Fehde genommen, und 
„rüdte fonad) in weitere Ferne denn je. Acht Kantone: Luzern, 
Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug, Freiburg, Solothurn, Neuen» 
burg, mit Appenzell Außerrhoden, wollten fie aus dem Abfchied ver- 
weiſen; ähnlich wie Solothurn, ftimmte St. Gallen, dad wenig- 
ftend für dermal nicht eintreten wollte, auch Waadt, welches an- 
rieth, bei vorbereitenden Formfragen über die Berathungsweife 
ftehen zu bleiben. Die Lähmung erfchien daher als eine voll- 
fändige; das ganz ausfchließlihe Botum Bernd war durch feine 
andermweitigen Aeußerungen geſchwächt; eine Reihe anderer Kan 
tone, zwar der Reform huldigend, wiederholten ſtärker als fonft, 
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daß fie an der Grundlage des Bundes nichts verändern lafjen 
fönnen, insbefondere die Stimmgleidhheit der Stände behauptet 
wiffen wollen, fo namentlich die Stände Glarus, Schaffhaufen, 
Graubünden, Waadt und Genf; fagten fie ſolches nicht gerade 
mit dürren Worten, fo war foldher Schluß doch den etwas ge> 
wundenen Reden leicht zu entnehmen. 

Meniger ftabil ald die Bundesrevifion mar * aargauiſche 
Kloſterkampf geblieben. Für das angefochtene illuſoriſche Her- 
ftellungsdefret war feit einem Jahr mit Erfolg geworben worden. 
Schon zählte der Bundesweibel im Kreife der Gefandten eilf be 
friedigte Stimmen: Bern, Zürih, Glarus, Solothurn, Scaff- 
haufen, Graubünden, Aargau, Thurgau, Teffin, Waadt und Genf, 
nebft Bafeland und Appenzell Außerrhoden; daß einige der zus 
flimmenden Kantone mildernde Beifäge gemacht, war bedeutungd- 
los für das Recht, nur Schnörfel zu etwelcher Befchönigung des 
Rückzuges von demfelben. jenen Kantonen gegenüber fanden 
in ernfter Stellung fieben andere: Luzern mit den Urfantonen, Zug, 
Freiburg und Neuenburg, nebft Appenzell Innerrhoden ; St.Gallen, 
Wallis und Bafelftadt, in Bezug auf die Hauptfrage diefer Gruppe 
angehörend, nahmen doch eine Mittelftellung ein, welche die Mög- 
lichkeit einer Abfindung offen halten wollte. So blieb die Frage 
unauögetragen. In vielen Gemüthern aber fprach ed noch immer 
laut: mit noch fo vielen Stimmen fann die Natur eines unglüd- 
ſchwangern politifhen Ereigniffes nicht verändert, können feine 
Folgen nicht ausgeglichen werden. Aargaus Zuftand veranlaßte 
auch anderweitige zahlreiche Petitionen, nicht bloß für Wieder: 
herftellung der Klöfter, fondern auch für fonfeffionelle Trennung, 
Garantie für Erfüllung der Zufagen der Berfaffung in firchlichen 
Dingen, allgemeine Amneſtie. Das Einfchreiten hätte die Ver— 
wirrung nur vermehrt; aber nicht das war der Grund der Ab- 
lehnung, fondern die nun zur Uebung gewordene doppelte Elle: 
die Petenten waren Katholiken. Nicht beffer ging es den Thur- 
gauer Klöftern, welche Wiedereröffnung des Noviziatd und Rüd- 
gabe eigener Vermögensverwaltung verlangten. Das lag nicht in 
den Abfichten der. Machthaber, daher befchränkten fie fih auf 
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Zuficherung abhülflicher Berfügungen in Bezug auf den erften Punkt. 
Den Kanton Bern, welcher in der Forderungdfahe von Solo— 
thurn, vom bifhöflih baſel'ſchen Anleihen herrührend, das eid— 
genöſſiſche Schiedsgericht refufirte, ‚verpflichtete die Tagſatzung ein- 
hellig zu defjen Anerfennung. Nur Yargau ſchwieg; denn es ftand 
unter Bern’fcher Hut und durfte diefe nicht verfcherzen. Am gün- 
ftigften fand die Eidgenoffenfchaft während der langen Dauer 
der Tagfagung gegenüber dem Auslande: es waren feinerlei Ber- 
handlungen mit demfelben zu pflegen, die gegenfeitigen Ber 
jiehungen friedlicher denn je; fein Anftand lag vor, fein Zerwürfniß 
der Gegenwart erregte Sorgen, fein zufünftiges ftand in Ausficht. 
Man durfte fih ruhig der Meinung hingeben, daß die europäi- 
[hen Mächte die Eidgenoffenfchaft fich ſelbſt überlaffen. 

Die Eintönigkfeit fchweizerifchen Lebens unterbrah der Be— 
ſuch Friedrich Wilhelms IV., Königd von Preußen, in feinem 
Fürſtenthum Neuenburg. Solcher Beſuch war etwas Außer ordent- 
liches, denn feit länger ald einem Jahrhundert hatte das Land 
feinen hohenzollern'ſchen Fürften bei fich gefehen, die flüchtige 
Durchreife des vorigen Königs zum Kongreß von Verona audges 
nommen. Die Schweiz mitterte nichts Arges und hatte Recht. 
Der Vorort Bern ordnete zwei angefehene Magiftraten, Bürgers 
meifter Konrad v. Muralt von Zürich, und Staatsrathepräfident 
Nuchet von Waadt, zur Beglüdwünfhung des Königs nad) 
Neuenburg ab, der es an freundlichiter Aufnahme derfelben nicht 
fehlen ließ; ein dritter Abgeorbneter, der gewefene Schultheih Kopp, 
hatte den guten Takt abzulehnen. Kopp mar zu diefer Zeit außer 
der Negierung von Luzern, und diefe Wahl hatte demnach da- 
felbft eben fo viel Mißfallen erregt, ald eine vom Vorort Luzern 
dem Alt» Schultheißen Fifcher von Bern anvertraute ähnliche 
Miffion bei dem Vorort Bern gewedt haben würde Am 24. 
September trafen König und Königin, begleitet vom Gouverneur 
PBfuel und vom Baron Chambrier, unter begeifterter Begrüßung 
jeitend ded Volkes in Neuenburg ein; in den folgenden Tagen 
befuchte der Fürft eine Reihe von öffentlichen Anftalten, fpen- 
dete reichliche Gefchenfe zu wohlthätigen Zweden, ermunterte die 
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Gelehrten und Künftler, präftdirte den Staatsrath, verlieh ſpor— 
telnfreie Ausübung der Nechtöpflege feitend des oberften Gerichts— 
hofes, befriedigte mit Orden und Amtöbeförderungen, wer am 
Einen oder Andern Gefallen hegte oder ſolche verdiente, machte 
auch einen Abftecher in das nahe gelegene Traversthal und ver- 
lieg, nebit Königin und Gefolge, am 27. September über Locle 
und Lachaux-de-fonds den Boden des Fürftenthbumd wieder, 
ſchwerlich mit der trüben Ausſicht, ihm nie wieder zu betreten. 
Der aufrichtige und, keineswegs gemachte Enthuſiasmus, mit 
weldhem der wohlgefinnte König in Neuenburg und Umgebungen 
aufgenommen wurde, blieb nicht ohne Gegenftüd. Die Republi- 
faner benugten den Anlaß, Forderungen zu ftellen, welche die 
Klugheit und die Sorge für den Frieden ded Landes dem Für— 
ften zu befriedigen nicht erlaubte, oder welche vollends ald Be: 
leidigung feiner Berfon und feiner Rechte erfchienen. Verſchiedene 
Petitionen wurden ihm eingereicht, zunächft eine folhe um all— 
gemeine Amneſtie; Befcheid: der Kabinetöbefehl vom 13. Februar 
1836 fei beftätiget, demzufolge jene, die nicht zu den Strafbar- 
ften gehören, auf eingegebene Bitte hin Begnadigung erwarten 
mögen; wer nicht einzufommen für gut finde, fcheine ſich nicht 
gebeffert zu haben; eine Petition um fernere (Feier der Einvers 
leibung des Fürſtenthums in die Schweiz und um Zurüdnahme 
des Beſchluſſes, welcher das Tragen der fehweizerifhen Farben 
verbietez Befcheid: das Tragen der fehtweizerifchen Farben fei 
nicht verboten; aber Banner jeder Art follen nur mit eingeholter 
Bewilligung getragen werden; S. M. könne nicht erlauben, daß 
fie von Privaten zur Ausbeutung zwieträchtiger Gefinnung miß— 
braucht werden. Das Feſt des 12. September * könnte nur die 
Ehre der Eidgenofjenfhaft gefährden, da es auch der Jahrestag 
eines unglüdlichen Greigniffes geworden, deffen Andenken ver- 
tilgt werden müſſe; eine Petition der Nepublifaner in Lachaux— 
de⸗fonds für Wiedergeftattung der Schügengefellfchaft des armes 


* Zugleich Jahrestag der Aufnahme Neuenburgs ald Kanten im Jahr 
1814 und des bewaffneten Aufftandes vom Jahr 1831, 


reunies; Beſcheid: S. M. werde durch den Staatsrath auf 
weitere Grundlage eine neue Gefellfchaft im gleichen Lokal 
organifiren lafjen. Nach der Abreife des Fürften folgten Verhafts— 
befehle und Unterfuchungen gegen folche, welche der fürfilichen 
Würde und dem fürftlichen Rechte zu nahe getreten, fo gegen 
Gärtner Eourvoifier von Cormondreche, welcher in einer Petition 
an den König denfelben angegangen haite, feine Oberherrlichkeit 
über das Fürftentbum aufzugeben. Die Regierung gab jedod) 
jolhen Prozeffen feine weitere Folge und zeigte ſich ſonach Flü- 
ger und milder, ald manche andere ihrer demofratifchen Schwe— 
fterregierungen der übrigen Schweiz. Ernft lautete ein fchrift- 
liher Beicheid ded Gouverneur? von Pfuel auf eine Bittfchrift, 
welche, ald natürliche Entwidelung der Snftitutionen des Landes, 
die gänzliche Einverleibung in die Schweiz zu wünfchen fi er- 
fühnt hatte: S. M. fünne den Bittftellern Feine andere Antwort 
geben, ald den Nath, ein Land zu verlaffen, wo fie nicht zu= 
frieden und glüdlich leben Fönnen und wo ihre erfravaganten 
Meinungen nur dazu führen, den Unfrieden zu unterhalten und 
die Öffentliche Ruhe zu flören. Sie haben den Rath; nicht befolgt, 
find geblieben. | 

Unter den fchweizerifchen Feſten von diefem Jahr ragte, wie 
immer, das eidgenöffifche Freifchießen hervor, dießmal in der 
Hauptftadt Graubündens gehalten. Mit der wachfenden politifchen 
und Eonfeffionellen Zmietracht in der Schweiz hielt die Derbheit 
der radikalen Neden am Feſte gleihen Schritt. Die große Ta— 
geöfrage, den Kampf der Katholifen um ihre Anftalten und übri- 
gen Mechte, fertigte Munzinger bei Uebergabe der eidgenöffischen 
Fahne mit folgendem rednerifchen Phantafieftüd ab: „die Kahnens 
burg war unterwühlt: aber die Fahne raufchte, — die Schüßen 
eilten herbei und die Kinder der Finfterniß verkrochen fich in ihre 
alten Schlupfwinfel, wo fie fortwühlen, und, ihrem Inſtinkte fol- 
gend, Finfternig — Licht, Lüge — Wahrheit, geiftige Sklaverei — 
Religion nennen. Laßt fie wühlen, laßt fie heucheln, laßt fie 
Donnerfeile betteln jenfeit® der Alpen! fie werden nicht zünden, 
jo wenig Srrlichter zünden, die aus Sümpfen emporfteigen,“ 
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Kennzeichnend war auch, daß Obeiſtlieutenant Meinrad Brent, 
von Rapperſchwyl, obwohl einer der ausgezeichneten und ſonſt 
beliebten Redner der Schweiz, durch die lärmende Verſammlung 
in der Speiſehütte die Rednerbühne zu verlaſſen gezwungen ward. 
Die Freiheit der Meinungen und des Wortes war aus allen 
Kreiſen verbannt. 

Im Laufe Jahres waren zwei ſchweizeriſche Staatsmänner 
in das Jenſeits hinübergegangen, welche in kantonalen und eid— 
genöſſiſchen Dingen vielen Einfluß geübt hatten: Emanuel La— 
harpe, geweſener Landammann und Staatsrath von Waadt, und 
Schultheiß v. Montenach in Freiburg. 

Ein hitziger Streit zwiſchen Aargau und dem Großherzog— 
thum Baden über den Grenzverkehr auf drei Rheinübergängen, 
der in zeitweife völlige Grenzfperre ausfchlug, hatte Feine weitere 
Bedeutung, als daß er die Neizbarfeit beidfeitiger Regierungen 
bloßſtellte. 


Dritter Abſchnitt. 


Luzern zum letzten Mal Vorort. Vergeblicher legaler Anlauf. Aargau, von 
Bern unterſtützt, unnachgiebig. Sanktion des Bundesbruches durch die Tag— 
ſatzung. Trennung, Schutzbund und Bürgerkrieg in ihren Anfängen. Anarchie 
und Terrorismus in einzelnen Kantonen. Ausgang des Direktorialhandels in 
St. Gallen. Schneider Weitling und der Kommunismus. 
(1843.) 


Der Borortöwechfel follte bundesgemäß gefchehen ; wie einft 
(Ende 1830) die liberale Partei der Schweiz ſich gegen Gelüfte 
zur Wehre fegen mußte, welche die vorörtliche Führung für Bern 
zurüdzuhalten und nicht an Luzern zu übergeben gedachten, fo 
zeigte jegt die gleiche Partei in ihrer nunmehrigen radikalen Aus— 
artung Neigung zu einem Ausſpruche: es folle der Vorort in 
Bern verbleiben und nicht nach Luzern übergehen. Dem Bun— 
desvertrag zufolge blieb es indeffen bei eitlem Gerede. Bern trat 
feine Vollmachten ab nnd Quzern wurde, nicht ahmend, daß es 
das letzte Mal fei, vorörtliher Stand der Eidgenofjenfchaft für 
die Jahre 1843 und 1844, An der Spige der Direftiorialbehörde 
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ſtand Radolf Rüttimann, der Sohn des ehemaligen Landam— 
manns der Schweiz, Vinzenz Rüttimann, zur Zeit auch eidge— 
nöſſiſcher Oberſt, ein Mann von einnehmenden geſellſchaftlichen 
Formen, billigen Weſens, mehr in der Schule des Lebens als 
in jener der Bücher gebildet, ſolider Geſinnung, untadelhaft und 
anſpruchlos, Repräſentant der Ueberreſte der ehemals regierenden 
Familien in Luzern, mit der Demokratie einhergehend, ohne ihr 
geradezu befreundet zu ſein. Dem Schultheißen Rüttimann zur 
Seite ſtand Siegwart als Vizepräſident der Regierung, überwie— 
gend durch Thätigkeit und Einfluß, dann der gelehrte Gefchicht- 
fchreiber Eutyh Kopp, der Fräftige Wendelin Koft, Landmann 
und der in Berwaltungsfachen gut bewanderte Negierungsrath 
Joſeph Zünd; fie bildeten zufammen den vorörtlichen Staatsrath. 
Je mehr diefe Männer neu in eidgendffifcher Gefhäftsführung, 
um fo höher darf man den Einfluß der Bundeskanzleibeamten 
während diefer Periode anfchlagen, was indeffen doch weſentlich 
nur vom Staatöfchreiber v. Gonzenbah gilt, da der Kanzler 
Amrhyn gleich feinem Vater, dem ehemaligen Schultheißen, bei 
den nunmehrigen Regenten Quzernd nicht in Gunft ftand. Die 
Bororte Bern und Quzern ftanden ald fchroffe Widerfacher in An: 
fihten und Handlungsweife einander gegenüber: Bern glaubte, 
während zwei Sahren, das Necht durch die Macht zu erfegen; 
Quzern nahm fich vor, der Alles zermalmenden Macht gegenüber 
das Recht auf den Thron zu erheben; außerhalb beiden ftand 
Zürich, welches die Machtentwicdelung Bernd fcheel anfah, oft 
auch ernftlich tadelte, den Mechtöbeftrebungen von Luzern aber 
höchſtens eine theoretifche Unterftügung verlieh, thatfächlich be— 
reits zur Gehülfenfhaft für Bern fich herbeigelaffen hatte. 

Zuzern begann die vorörtlihen Verrichtungen nicht ohne 
ausdrüdliche Hindeutung, daß feine Beftrebungen vorzugsweiſe 
der Handhabung des bundesmäßigen Rechtszuſtandes und der 
Vollziehung der beftehenden Tagſatzungsbeſchlüſſe zugemwendet fein 
werden. Nur dadurch fönne, fo erachtete der neue Vorort, das 
gegenfeitige Wohlvernehmen und der Friede unter fämmtlichen 
Bundesgliedern erhalten werden. 
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Beinahe gleichzeitig mit der Bundeskanzlei zog auch der 
päpſtliche Nuntius wieder in Luzern ein. Frühere Fehden auf 
kirchlichem Gebiet mit der Regierung von Luzern hatten ihn vor 
mehr denn ſieben Jahren nach Schwyz vertrieben, wo die Nun— 
tiatur wohl angeſehen war. * Solches anerkannte Papſt Gre— 
gor XVI. mittelſt Dankſchreibens an die Regierung (23. Sep—⸗ 
tember 1842), das von mancher Gnadenbezeugung, unter andern 
von der Gewährung eines Freiplatzes für einen Schwyzer Jüng— 
ling im Collegium germanicum zu Nom begleitet war. Am 
22. Sänner 1843 hielt der apoftolifhe Nuntius Monfignore 
d'Andrea, Erzbifhof von Melitene, feinen feierlichen Einzug in 
- Ruzern, nachdem ihn eine Abordnung in Brunnen abgeholt und 
ihr Haupt, Schultheiß Siegwart, ihn an Bord des Dampfichiffes 
in lateinifcher Anrede begrüßt hatte. So war auch der äußere 
Friede Quzernd mit dem Oberhaupt der Fatholifchen Kirche ge- 
fchloffen; auf den Gang der Bundesangelegenheiten blieb dieß 
Ereigniß jedoch ohne befondern Einfluß; was Luzern ſchon ges 
than oder noch beabfichtigte, dazu waren die Impulſe längft ge- 
geben. ** " 

Der Vorort Quzern griff aldbald zum Bundeswerk, das er 
in feiner Aufgabe erachtete. Er forderte die Regierung von Aar— 
gau auf, alle mit dem Berbot der Tagſatzung in Widerſpruch 
ftehenden Berfäufe von Kloftergütern fowie die Ende Dezembers 
getroffene Verfügung zu Errichtung einer Bezirköfchule, in den 
Gebäuden ded Klofterd Muri und aus deſſen Mitteln, zurüd- 
zunehmen, mit dem Erfuhhen um entſprechenden Befcheid, „damit 
wir (Borort), folte unferer Aufforderung feine Folge geleiftet 
werden wollen, die weiter geeigneten bundesgemäßen Mittel für 
Bolziehung des Tagjagungsbefchluffes vom 2. April 1841 er— 
greifen Fönnen.“ Aargau, feit ein paar Jahren vom Vorort ge: 
bhätfchelt und verwöhnt, ja unter der Hand von feinen bern’fchen 
Schutzherren wohl ermuntert, feine Liquidationsvorkehren fortzu- 


* Band II, Seite 180, 
** Band II, Eeite 404, 
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ſetzen, um ſich ſpäter um fo ſicherer der „vollendeten Thatſache“ 
freuen zu können, zumal in der Eidgenoſſenſchaft das Glück einer 
folhen bereits höher ftand, ald Eid und Siegel und Brief, fand 
fih in feinem politifchen Haushalt durch folche neue ganz ab- 
weichende Aeußerungen vorörtlichen Anſehens unangenehm berührt, 
antwortete (23. Februar) mit Vorwürfen von greller Ueber— 
fhreitung der vorörtlihen Befugniffe, da diefe nicht weiter als 
auf Vollziehung ausdrüdlich erhaltener Aufträge feitend der Tag- 
fabung reichen, folche aber nicht vorliegen, endliche Befchlüffe 
diefer oberften Bundesbehörde Hinfichtlih der Klofteraufhebung 
noch nicht gefaßt feien. Die vom Vorort in Ausficht geftellten 
„bundesgemäßen Maßregelne fah Aargau als unbefugte Drohung 
eigenmächtigen Einfchreitend des Vorortes felbft an und in die— 
fem Sinne Teiftete ihm die radikale Preffe der Schweiz auch Bei: 
ftand; jener wirflihen oder vermeinten Drohung ftelte Aargau 
die „ungebrochene Macht des guten Rechtes“ und die öffentliche 
Meinung entgegen; es erfuchte den Vorort von der befretenen 
Bahn abzugeben, fügte die Betheurung bei, daß Aargau einzu- 
ftehen wiffen werde „zur Bewahrung der Eidgenoffenfchaft vor 
innerer Auflöfung und geiftiger Knechtfchaft“, und mies fchließ- 
lich alle Berantwortlichleit für die Folgen ded vorörtlichen Ein- 
fchreitend von fih ab und auf Luzern zurüd. Mittlerweile hatte 
der Vorort durch Kreisfchreiben gefammte Stände von feinem 
Schritt unterrichtet und ſolchen auch mit Thatfachen begründet; 
Aargau hatte nämlich bis Ende 1842 für nahezu 300,000 Franfen 
an Gebäuden und Gütern der Klöfter verkauft; durch die Der: 
fügung über Vermögen und Räumlichkeiten des Kloſters Muri 
zu einer Schulanftalt erachtete der Vorort ebenfalld die Fünftige 
freie Schlußbeftimmung der Tagſatzung für bundesgemäße Wie: 
derherftellung dieſes Klofterd gefährdet. Aargau fandte hierauf 
an die Stände noch augführlichere Rechtfertigung des Gefchehenen, 
behauptete, der Vorort habe bis auf Weiteres fich aller Ein- 
mifchung in die Derwaltungsmaßnahmen Aargau's zu enthalten 
(etwas anderes feien gefchehene Güterverfäufe nicht) und die end— 
lichen Befchlüffe der Tagſatzung abzuwarten; was Aargau gethan, 
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ſei Mehreres und Anderes nicht, als was es bereits ſeit 1835 
geübt, ohne daß die Tagſatzung dagegen mit einem Bundesver— 
bot eingefehritten wäre; vielmehr fei auch durch den Befchluß von 
1841 die Liquidation nur unter Vorbehalt der ordentlichen Ver: 
waltungsmaßnahmen eingeftellt worden; fehließlich beftchen, fo 
erachtete Aargau, feine Vorbehalte und Proteftationen noch zu 
Recht und es fei eine allfällige Wiederherftellung der Klöfter durch 
das Gefchehene in feiner Weife gefährdet. Die Sophiftif war un— 
erfchöpflich, um auch die einfachfte Nechtöfrage vor jeder rechtlichen 
Löfung fiher zu ftellen. Durch allfeitige üble Aufnahme feines 
Schritted fand ſich der Vorort bald merklich eingefhüchtert; er 
beftätigte zwar feine an Yargau erlaffene Aufforderung durch 
wiederholtes, in feiner Beurtheilung der aargauifchen Handlungs- 
weife ganz unnachfichtiged Schreiben, ließ aber feiner früheren 
Drohung die einfache Erläuterung folgen, er habe damit Anderes 
nicht werftanden, ald daß er, im Fall von Fruchtlofigfeit feiner 
Mahnung, fämmtliche Stände einladen werde, an der Tagſatzung 
eine authentifche interpretation über den in Frage ftehenden Tag— 
-abingsbefchluß zu erlaffen und gleichzeitig die entfprechenden er— 
forderlihen Anordnungen zu treffen. Hievon wurden auch ges 
fammte Stände in Kenntniß geſetzt; ſo war der Statudquo in 
gutem Fluß erhalten, wie es Aargau gewünſcht und beabfichtiget 
hatte. Luzern aber mochte bereits zur Erfenntniß gefommen fein, 
daß auch feine nunmehrige, allerdings günftigere, vorörtliche Stel: 
lung nicht vermögend fei, den ausgetretenen Strom in fein ordent= 
liches Bett zurüdzuführen. 

Ganz einflußlos bewegte fich neben den vom Vorort Luzern 
felbftftändig ausgegangenen Verfügungen und Erklärungen die 
auswärtige Diplomatie. Das öfterreihifche Kabinet mahnte bei 
dem franzöfifchen zu ernfien Maßnahmen für Wiederherftellung 
der aargauifchen Klöfter. Guizot, der franzöfifche Minifter des 
Auswärtigen, fand Aargau im Unrecht, fih und das frangöfifche 
Minifterium aber nicht in der Lage, den Wünfchen Defterreichs 
Genüge zu thun. Die Korrefpondenz blieb alfo ohne Folge. 
Einem perfönlichen Befuch des Grafen von Bombelles in Luzern 


gab die radifale Partei eine Bedeutung, die er nicht verdiente; 
die Berfügungen des Bororted gegen Aargau waren befchloffen, 
noch ehe der öfterreichifche Gefandte in der vordrtlichen Haupt: 
ftadt eingetroffen war und bevor man dafelbft von feinem Ein- 
treffen irgend eine Kunde erhalten hatte. Luzern fuchte in diefer 
Zeit feine Kräfte nach Sinnen und Außen aus feinem eigenen 
Innern heraus zu ftärfen, fo durch Erlaß eines Preßgeſetzes, 
welches den rohen, oft zynifchen Angriffen der gegneriichen Partei, 
zumal auf die religiöfe Gefinnung des Volkes und auf den Ge 
genftand, dem fie zugewendet war, die Stine bieten follte, ein 
Produft der Gefehgebung, welches jedoch mit der allerwärts zeit- 
läufigen Formulirung der Preßfchranfen in auffallendem Widers 
ſpruch ftand und zudem einen durch das ganze Land verbreiteten 
Vetoftuum hervorrief, — fo ferner durch den Fortbeitand des 
Rußwyler Vereins, der im Frühling feine Jahresverfammlung 
hielt und, zu einer anfehnlichen Zandegemeinde herangewachfen, 
unbeleidigend für Andere die unentwegte Verfolgung feiner Zwede 
fich feierlich gelobte. Die Richtung war und blieb vornemlich dem 
Kirhlichen zugewendet, daher die Erlaffung eines Beihluffes für 
Errihtung einer allgemeinen Töchterfchule in Quzern unter Lei- 
tung der wieder einzuberufenden Urfulinerinnen, Befchlüffe, um 
von dem Ffirdhlichen Oberhaupt in Rom die Genehmigung der 
in früheren Jahren vollzogenen Aufhebung der Franziskaner: 
Klöfter in Quzern und in Werthenftein zu erhalten, — die fort: 
geſetzten Beftrebungen wenigftend eines Theild der einflußreichen 
Männer zu Einführung der Jeſuiten. 

Als die Tagfakung heranrüdte, ward, wie jährlich zuvor, 
vielfeitige Thätigfeit für die unterdrüdten Klöfter wahrnehmbar. 
Die aargauifhen Kloftervorftände felbft richteten eine neue Pe- 
tition an die Stände, um theild die Handhabung des Status: 
quo gefichert zu fehen (wobei fie die Seichtheit der von der Res 
gierung dargebrachten Entichuldigungen zu bemweifen nicht unter: 
ließen), theild ihre Herſtellung felbft bei der Tagſatzung zu be— 
wirken; nahe an 8000 aargauifhe Katholifen unterftüßten das 
Begehren in einer Eingabe ebenfald an die Stände. In den 
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Regierungen und Großen Näthen aller Kantone, wo das Zer— 
würfniß heimifch geworden, erneuerte fich der Kampf über In— 
firuftionen im Sinne ded Bundesrechtes oder dann in der ent: 
gegengefegten Richtung aargnuifcher Kantonal-Omnipotenz. Das 
merfwürdigfte Ereigniß war die Rede des Staatsraths Bluntfchli 
im Großen NRathe von Zürich, am 21. Juni, Im Widerfprud 
mit Allem, was die bereits zur Thatfache gewordene Partei- 
ftellung Zürichs hervorgebracht, zumal mit der politifch und kirch— 
fh) in Befangenheit hineingezogenen Volksmeinung, wagte ſich 
diefer gelehrte Staatdömann mit felten gewordener Unerfchroden- 
heit auf die freie Höhe des rechtlichen Standpunftes: „die recht- 
liche Seite der Sache (fo ſprach er) ift fo überaus einfah, fo 
ungeheuer klar (eigene Worte), daß man fie mit einem Schluß- 
fat abthun kann: Der Art. XII des Bundedvertraged garantirt 
die Klöfter; aargauifcherfeits find fie einfeitig aufgehoben worden; 
daraus folgt, daß diefelben von der Eidgenoffenfchaft wiederher— 
geftellt werden müffen.“ Der Redner blieb aber auch den Beweis 
nicht fchuldig, daß felbit „eine gefunde Politik die Aufhebung der 
Aargauer Klöfter verdamme und ihre Wiederherftellung fordere.“ 
Die Stellung, welche Zürih eingenommen, fchilderte er mit 
fharfen Worten als infonfequent und ſchwach, ebenfo konfeſſionell 
einfeitig. Das fei eine falfhe Politik; Zürich follte fih auf eine 
eidgenöffifche Höhe erheben; es dürfe nicht eidgenöffifche 
ragen aus einem fleinlichen, bloß zürcherifchen Standpunfte be— 
handeln, nicht in Fonfeffionellen Fragen der Eidgenoffenfchaft 
einen bloß reformirten Standpunft fefthalten. „ES gibt eine fan- 
tonale Bornirtheit und es gibt eine reformirte Bornirtheit. Beide 
muß Zürich in der eidgendffifchen Stellung abftreifen, wenn cs 
groß fein, wenn es in der gefammten Eidgenoffenfchaft Zutrauen 
finden will.“ Aber Zürich wollte von diefer Größe und von fol- 
chem Zutrauen nichts wilfen, und verwarf den Antrag des Red— 
ners auf bundesgemäße Griedigung der Kloſterfrage; Bluntſchli 
hatte vergebend eine Lanze eingelegt für das Recht, doch nicht 
fruchtlos für feine Ehre. Noch ſchärfer ald Dr. Bluntſchli ſprach 
fih bei gleichem Anlaß Großrath v. Schultheß-Rechberg aus; 
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den aargauifhen Großrathöbefchluß verwarf er im Namen ſowol 
einer gefunden Pofitit als der Heiligkeit des Eides, ebenfo das 
zu deffen Gunften lautende abermalige Standesvotum, welches 
nicht Anderes war, ald das bereits in Bern abgegebene: »durch 
eine derartige Inſtruktion mache der Große Rath ſich einer Verlegung 
des Eides ſchuldig; die Strafe für ſolches Unterfangen werde 
nicht ausbleiben und beftünde fie auch nur im Gefühl der un— 
auslöfhlichen Schande, das Beſchworene nicht gehalten zu haben.“ 
Solhe Reden hochgeftellter Männer bezeichnen fchlagender, als 
die perfönlichen Urtheile des Gefchichtfchreiberd, Wefen und Be— 
deutung des Kampfes, den Aargau und feine Partei in der Eid- 
genofjenfchaft hervorgerufen. 

Im Kanton St. Gallen fand im Mai verfaffungsgemäß eine 
integralerneuerung ded Großen Rathes ftatt, ebenfo jene des 
Kleinen Rathes. Baumgartner, der wegen der Zerwürfniffe in 
der Behörde im Spätjahr 1841 feine Demiffion genommen, 
wurde vom Großen Nathe jest (Juni 1843) neuerdings zum 
erften Mitglied der Regierung und zum Landammann gewählt; 
der Gewählte nahm an, um, mie er fich ſchriftlich ausdrüdte, 
den Verſuch zu machen, ob bei waltenden Umſtänden feine fernere 
Wirkſamkeit für die öffentlihe Wohlfahrt möglich. Der ſchweren 
Befeindung entgegen, welche ihn getroffen, feitdem ihn der Gang 
der Ereigniffe gezwungen, der Ausartung und den Ausfchreituns 
gen der liberalen Partei ernfte Boten und noch ernftere Ab— 
mahnungen entgegenzuftellen, fügte er im Schreiben an den 
Großen Rath bei: „dem etwelchen Mißtrauen, welches gegen die 
wahren Zielpunfte meiner politifchen Richtung erweckt und ver: 
breitet werden wollte, habe ih nur Eines entgegenzuftellen: es 
wird meine Sorge fein, zu wachen, daß fid) die neu anzutre— 
tende höhere Laufbahn würdig anſchließe an bereits Verlebtes; 
mein politifher Ruf und fein innerer reeller Werth und Gehalt 
it ein Kleinod, dad mir fo lieb ift, ald die Weſen, welche hei- 
lige Bande an mic) fnüpfen. Wolle man mir nur erlauben, deffen 
forgfältiger, mwohlbedachter und gewifjenhafter Bewahrer felbft zu 
fein. Wenige Tage nachher Berathung der Snftruftionen für 
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die Gefandtfhaft und Wahl der letztern; gleichwie in den uns 
mittelbar vorangegangenen Jahren wählte der Große Nath aber: 
mal den Landammann Baumgartner zum erften Gefandten; der: 
felbe lehnte danfend ab, meil er ſchicklich erachtete, fi vor Allem 
wieder den nächften Fantonalen Intereſſen zuzuwenden. In Folge 
weiterer Wahlen fiel die Stelle eined erften Gefandten dem Re— 
gierungsrath Dr. Feld zu. In der, wie wir gefehen, fehr zufälli- 
gen, Ablehnung des Erſtgewählten, liegt die nächfte Beranlafjung 
zu den folgenfchweren Greigniffen, die wir noch in diefem Abſchnitt 
zu erzählen haben. Feld gab der St. Gallifhen Snftruftion an 
der Tagſatzung eine Anwendung, die ihr Baumgartner unter kei⸗ 
nen Umſtänden gegeben hätte. 

Berftatten wir und, noch vor dem Eintritt in die dießjährige 
Bundesverfammlung, einen RNüdblid auf die erfte Jahreshälfte, 
fo finden wir zwar wohl einen im Allgemeinen befriedigenden 
Zuftand der Ruhe und die augenblidliche Beforgniß wegen ded 
vorörtlichen Auftretens in der Aargauer Sache bald mieder ge 
hoben, da die Kantone im Uebrigen mit dem bundesrechtlichen 
Verhalten des Borortes fich wohl befreunden konnten, in Wahr: 
heit aber doch die Rage fehr getrübt durch die fonfeffionelle Spal— 
tung und das durch diefe hervorgerufene PBarteitreiben. 

Schultheiß Rudolf Rüttimann eröffnete die Tagſatzung am 
3. Juli mit einer fehr mild und gemefjen gehaltenen Rede, in 
der er jedoch ernft vor religiöfem Zwift warnte und das Be: 
dauern ausſprach, daß man in der Mitte des neunzehnten Jahr: 
hunderts wieder in Frage ftelle, was zu Anfang ded achtzehnten 
mit dem Blute der Väter erfauft worden. Im gleichen Geift lau— 
tete der ausführliche Präfidialbericht über die allgemeinen Ange: 
legenheiten des Baterlandes; „möge die Tagſatzung,“ fo ſprach 
ihr Präfident, „fich hüten, in der obwaltenden Klofterfrage die 
» Souveränetät der Kantone über den Bund zu ftellen und da— 
„durch den letztern noch mehr zu entkräften, oder wohl gar der 
„Auflöfung zuzuführen; möge fie fih hüten, auf fonfefjionelle 
„Empfindungen mehr zu achten, als auf unzweideutige Bundes: 
»vorſchriften.“ 
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Der Stand Luzern hatte feinem Schultheißen ald Mitgefandte 
den Altſchultheiß Siegwart und den Staatöfchreiber Bernhard 
Meyer beigegeben; neben diefen war der gewandtefte Abgeord- 
nete fatholifcherfeitd der Schultheiß Ludwig Fournier von Kreis 
burg; — Calame von Neuenburg und Bürgermeifter Frei von 
Baſel repräfentirten mit Auszeichnung die reformirte Abtheilung 
der gleichen politifhen Partei an der Tagſatzung. Die hervors 
ragenden Köpfe der Gegenpartei waren: Neuhaus von Bern, 
der zweite Gefandte Furrer von Zürich, Munzinger von Solo- 
thurn, der zweite Gefandte von St. Gallen, Staatöfchreiber 
Steiger, und Wieland von Aargau. Unwürdig repräfentirt war 
Schaffhaufen durch feinen Bizepräfidenten ded Großen Rathes, 
Grieshaber, der fich in burfchifofem Wefen und rohem Ton felbft 
im Kreife der Bundesverfammlung gefiel und nebenbei Voten 
von der Fraffeften Intoleranz ablegte. Gefürchtet vor Allen war 
feitend der radikalen Partei Siegwart; der Schredendmann der 
Katholifen war Neuhaus, wohl unterftüßt durh Munzinger und 
Steiger, diefe drei feft entfchloffen, dießmal dem bedrängten und 
drängenden Yargau für bleibend aus der Klemme zu helfen. 

Es verfteht fih, daB bei der allgemeinen Lage der Dinge 
Niemand irgend einen Fortſchritt in der Bundesrevifiondfrage 
erwartete; der Vorort Luzern wollte in feinem Ausfchreiben felbit 
rückwärts gehen und beantragte, ganz übereinftimmend mit feinen 
politifchen Anſchauungen, völlige Streihung aus den Traftanden; 
einverftanden hiemit waren feine Freunde, die Urfantone und 
Sleichgefinnte ; abweichend in Stellung und Tendenz, waren auch 
Solothurn und St. Gallen für Nichteintreten, weil fie dermalige 
Behandlung für Zeitverlurft anſahen; lautete Klagen gegen diefe 
vielfachen Zeichen des Nüdichrittes, der Apathie oder des Miß— 
muthes erhob Waadt, ohne irgend einen Ausweg zu zeigen, wie 
der angefirebte Zweck erreicht werden könnte. Das Ergebniß- mar 
null, Zerfplitterung in Form und Wefen unter Wiederholung 
längft breit gefchlagener Anträge und Phraſen; enifleidete man 
dasjelbe feiner protofollarifhen Hülle, jo erblidte man die fla- 
bile Schweiz: Quzern, Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug, Freiburg, 


BE 


Wallis und Neuenburg, nebit Appenzell Innerrhoden, gegenüber allen 
übrigen in der Bewegung begriffenen Kantonen, die jedoch ganz 
verfchieden abgeftufte Meinungen hegten, und, ohne außerordent- 
liche Ereigniffe, zu einer Berftändigung auch nur unter fich allein, 
feine Ausficht hatten. 

Es war dieß übrigend nichts Neued und um fo weniger 
geeignet, einen befonderd nachtheiligen Eindrud auf die öffent: 
liche Meinung bervorzubringen. 

Ganz anders verhielt es fich mit der Klofterfrage. Wußte man 
auch zum Boraus, daß die nftrufrionsbefhlüffe der Großen 
Räthe felbft durch die ausgezeichnetften rednerifchen Kunftjtüde 
an der Tagſatzung nicht geändert werden fönnen, fo war dod 
Jedermann auf den Verlauf und Ausgang der Verhandlungen 
ganz ungewöhnlich gefpannt. Aargau mit feinen politifchen Freun— 
den firebte einen formellen Ausgang durh einen Beichluß der 
Zagfagung an, daß fie fi mit feinem Anerbieten von 1841 be— 
friediget erkläre und den Gegenftand aus Abſchied und Traftan- 
den verweiſe; die weitere thatfächliche Austragung der Klofters 
angelegenheit, fo dachten die Regierenden im Kanton Yargau, 
fei dann durch fortgejeßte Liquidation, Verkauf der Kloftergüter 
und Auszahlung der verheißenen befondern Fundationen aus dem 
Vermögen der aufgehobenen Stifte unfchwierig durchzuführen 
und bald merde der gemwaltthätige Souveränetätdaft mit dem 
Grafe der Vergeffenheit überwachlen fein. Gerade entgegengefett 
lauteten die Wünfche der Vertheidiger des pofitiven Bundesrechtes 
in den ganz fatholifchen Kantonen und der übrigen fatholifchen 
Bevölferungen der Schweiz: fei auch nicht möglich, einen Be- 
Ihluß für Handhabung des $ XII des Bundeövertrages bei wal- 
tenden Umftänden zu Stande zu bringen, fo fei doch zu traten, 
das große Protofoll fünftiger Wechfelfälle offen zu behalten; un: 
günfigere Stimmung ald die dermalige fönne ja doch nicht ein- 
treten. Luzern und feine unmittelbaren fatholifchen Nachbarn hat- 
ten noch einen fehr erheblichen Grund, die Wünfche von Aargau 
und feiner Freunde, von Bern vornemlich, durchkreuzt zu fehen, 
weil fie, die Fatholifchen Kantone, wohl fühlen mochten, daß fie, 
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im Fall einer nach ihrer Anſicht bundeswidrigen Erledigung der 
Kloſterfrage, nach ſo vielen und ſchwerhaltigen Erklärungen und 
Proteſtationen nicht ſtillſchweigen, ſondern vielmehr in die höchſt 
bedenkliche Lage kommen dürften, dieſen Proteſtationen ernſtlichere 
Schritte folgen zu laſſen. Einzelne mochten ſolche im Stillen 
wünſchen, aber die meiſten der Führer hatten eine bange Scheu 
vor denſelben. Die Verhandlung war feierlich, drei Tage (16. 
bis 18. Auguſt) dauerte allein jene über die Hauptfrage der 
Wiederherſtellung der aargauiſchen Klöſter, zwei andere nahmen 
die Verhandlungen über die Verletzung des Statusquo, über die 
Begehren der aargauiſchen Katholiken um konfeſſionelle Trennung 
und ſonſtige Garantien für ihre religiöſen Rechte, jene um Am— 
neſtie, zumal für die zahlreichen Flüchtlinge im Kanton Schwyz 
und anderwärts, endlich über die Klage Aargaus gegen Luzern, 
wegen behinderter Wiederbefegung der Schaffnerei des Klofters 
Muri in Surfee, in Anſpruch. Siegwart führte in diefen Tagen 
den Borfig der Berfammlung und fprach für Luzern; jchon diejer 
Umftand erregte Bitterfeit. Aargau empfahl umjtändlih, im In— 
terefje Der Bundesgefammtheit, in jenem der einzelnen Kantone 
und des Kantond Aargau indbefondere, baldige Erledigung; mie 
ein Alp drüde der Klofterftreit auf alle eidgenöffiichen Verhält— 
niſſe, überall werde er mißbraucht zu Erregung oder DBefriedis 
gung von Neaftionsgelüften; im Kanton Aargau hemme er ges 
deihliche Entwidelung, felbft die Befriedigung der Anfprüche der 
fatholifhen Bevölkerung, die doch endlich des Genuſſes fo vieler 
ihnen bisher entzogenen Schäbe theilhaftig werden follte; dabei 
beitätigte Aargau fein befanntes Ultimatum von 1841, mit beis 
gefügter Drohung: nehme die Tagfagung es nicht an, fo dürfte 
die Zeit nahe fein, wo Aargau fich berechtiget glauben möge, 
auch das damald Angebotene zurüdzunehmen. Körnig und treffend 
war die Gegenrede von Luzern: der angebliche Aufruhr der Klö— 
fer, die Staatdraifon von Neuhaus, die von Bern und Yargau 
auf die Spige getriebene und dem Rechte des Bundes überges 
ordnete Kantonalfouveränetät, die verdächtige Appellation der 
Störer des Friedens an das unabweisliche Bedürfniß desfelben 


— 96 — 


fanden in Siegwarts Rede eine dermaßen gediegene, juriſtiſch 
und politiſch überlegene Abfertigung, wie ſie bisher im Schooße 
der Tagſatzung noch nicht vernommen worden. Durch dieſelbe 
wurden aber nicht bloß die Urheber des Unheils, ſondern auch 
Jene ſchwer getroffen, welche ſolches durch konziliatoriſche Mittel 
zu heben glaubten. Der ächte Friede, ſagte der Geſandte von 
Luzern, wäre ſchon da, wenn man ſich ebenſo viel Mühe um 
denſelben, wie um den faulen Frieden gegeben hätte! nur die 
Anerkennung des Rechts führe zum Frieden; — nie aber könne 
ein die Forderungen des Bundesvertrages umgehender Zwölf— 
ſtändebeſchluß das Unrecht zum Recht erheben. Zum Schluß fiel 
die Drohung Luzerns: daß ein bundeswidriger Beſchluß der Tag— 
ſatzung zur Auflöſung der Eidgenoſſenſchaft führen dürfte und 
daß die bundedgetreuen Stände, weil einig in der Sache, auch 
das Mittel finden werden, mit Entfchiedenheit gegen einen fol 
hen Bundesbruch aufzutreten. Zürich und Bern liefen Bedauern 
vernehmen über die herbe Sprache von Quzern, und Neuhaus 
fezirte überhin mit feiner fcharfen Dialektik alle gegnerifchen Vo— 
ten, das feinige mit der Behauptung fchließend, daß ein Bundes- 
artifel, wie derjenige über die Kloftergarantie, welcher verſchie— 
dener Auslegung fähig (der Redner zählte viererlei mögliche Aus— 
fegungen auf), gar nicht verlegt werden könne, der angefchul- 
digte Bundesbruch alfo leere Erfindung fei. Die Vorträge boten 
fonft nichts Neues, wohl aber wurden manche Replifen vernom— 
men, die höchſt unwürdig gehalten waren, und namentlich gegen 
Siegmwart in grobe Perfönlichfeiten ausliefen. Nun das Schick— 
ſalsvotum von St. Gallen. Diefer Kanton hatte in feiner In— 
ftruftion eine Variante eintreten laffen. Zwar wollte der Große 
Nath die in den Jahren 1841 und 1842 ausgefprochene Rechts: 
anficht feſthalten; meil jedoch die Erledigung im Intereſſe der 
Eidgenofjenfchaft liege, amdererjeitd aber das aargauifche Zuge: 
ſtändniß formell und materiell nicht genüge, fo ftimme St. Gallen 
zu denjenigen Vergleichsanträgen, für welche fid die meiften Vo— 
ten anderer, ebenfalld fonzedirender Stände, vereinigen laffen, 
immerhin mit Ausfchluß ded aargauifchen Antrages. Im ungüns 
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ftigften Falle mußten demnach, nach dem Begehren von St. Gallen, 
menigftend vier Klöſter, und diefe mit allen ihnen zuftehenden 
Rechten, wieder eingefeßt werden. Das Letztere erflärte die Ges 
fandtfchaft felbft in ihrem Vortrag ald nothwendig, mweil die aar« 
gauifchen Befchlüffe und Erklärungen einer wahren Herftellung 
zumwiderlaufen, die verfprochene Herftellung als ganz illuforifch 
erfcheinen laffen. Das Hauptergebniß der Abftimmung lautete: 
fieben Kantone, Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug, reis 
burg, Wallis und Neuenburg, nebft Appenzell J. R., forderten 
die Herftellung aller Klöfter; neun Kantone erflärten fich befrie- 
digt mit dem Anerbieten von Aargau: Zürih, Bern, Glarus, 
Solothurn, Schaffhaufen, Aargau, Thurgau, Teſſin und Waadt, 
nebft Appenzell U. R.; nur vier Kantone wollten Aargau eins 
laden, au das Klofter Hermetſchwyl herzuftellen: Glarus, Solos 
thurn, Waadt und Graubünden. Ueber Manches behielten Manche 
das Protokoll offen, St. Gallen über Alles. Der entfcheidende 
Zeitpunft war nun eingetreten. Solothurn gab Aargau öffent- 
lih den Rath, entgegenzufommen und zwar noch im Laufe diefer 
nämlihen Tagfapung. Unter der Hand nnd im Stillen mward 
zu Gleichem getrieben. Der aargauifche Große Rath verfammelte 
fih am 29. Auguft; vorher eilten die Gefandten von Graubün— 
den und Waadt, Brofi und Ruchet, nah Aarau, um die von 
Munzinger in kluger Berechnung empfohlene Nachgiebigfeit Aar— 
gaus zum Durchbruch zu bringen; Steiger, einverfanden mit 
Munzinger, ja „zahlreiche befreundete Standeöboten?, wie dad 
nahfolgende Aargauer Defret felbft fagt, wirkten in gleichem 
Sinn. Der Große Rath befhloß, mit 110 von 180 Stimmen, 
unter Widerfpruh von Waller und Keller, den Urhebern des 
Unheild, desgleichen von einzelnen Sprechern der verlegten katho— 
lichen Bevölkerung, die Wiederherftellung auch von Hermetſchwyl, 
nebft den andern drei Frauenklöftern, unter Vorbehalt voller 
Kompetenz, wenn die Tagſatzung gleichwohl die Klofterangelegen- 
heit hiermit nicht erledigt erklären würde, und unter eventueller 
Anordnung der Liquidation des Vermögens fämmtlicher Klöfter. 
Zwei Tage nachher (31. Auguft) verlad der Run von Aar⸗ 
Die Schweiz. II. 
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gau im Kreiſe der Tagſatzung den Beſchluß ſeines Großen Rathes, 
mit dem ausdrücklichen Beiſatz, daß eine andere Herſtellung nicht 
gemeint ſei, als wie bewußte Frauenklöſter vor dem 13. Jänner 
1841 beſtanden. Graubünden und Genf erklärten ſich nun be— 
friedigt; ſo zählte man eilf Stimmen in dieſem Sinn. Hierauf 
gab St. Gallen die verhängnißvolle zwölfte Stimme ab, allein 
mit dem Vorbehalt, daß die Herſtellung der vier Frauenklöſter 
eine ächte und rechte ſein müſſe, während Aargau ſich kurz zuvor 
eine ſolche Herſtellung ausdrücklich verbeten hatte, um den Zu— 
ſtand von Bedrückung und Bevogtigung der Klöſter, wie ſolcher 
vor Sänner 1841 beftanden, nach Ermefjen fortdauern zu laflen. 
Mit erwähnten Erklärungen war verftanden, daß die Erledigung 
der Klofterangelegenheit nun erreicht fei. Nach dritthalbjährigen 
Mühen und Kämpfen hatte die Eidgenoffenfhaft alfo nichts An— 
dered und Beffered errungen, ald daß Aargau fich anheifchig ge— 
macht hatte, die vertriebenen und in aller Weife fonft ſchwer miß- 
handelten Nonnen in ihre vier Ordendhäufer zurückkehren zu laffen, 
um fie nah wie vor unter fortgefegter Einftellung des Noviziate 
und gänzlicher Entziehung aller und jeder Berwaltungsrechte über 
dad Bermögen zum endlichen „Audfterben® reif zu machen. Das 
war die Folge jener zufälligen Ablehnung von Baumgartner, 
foldhe8 der in den Augen der Einen glüdliche, in den Augen 
der Andern unfelige, immerhin gefchichtlih Epoche machende 
31. Auguft 1843. Ueber diefes, allen feit 1839 gefaßten Schiußs 
nahmen des St. Gallifchen Großen Rathes bezüglich der Nechte 
der aargauifchen und thurgauifchen Klöfter zumiderlaufende, faule 
Ergebniß wurden die Gefandten Feld und Steiger in der fol- 
genden Novemberfigung ernft zur Rede geftellt. Allein der große 
Wurf war gefhehen; Feld vertheidigte fich während der fieben- 
flündigen Verhandlung fo tapfer, ald es die Noth des Tages 
erheifchte, worauf 78 Stimmen fi für Gutheißung, 53 dagegen 
für Mipbilligung der gefandticaftlichen Amtsführung und Stimm- 
gebung in der Aargauer Klofterfache, als einer inftruftionswidri- 
gen, auöfprachen. 

Der Abſchluß der Tagſatzung über die Hauptfrage ließ auf 


— 99 — 


das Uebrige ſchließen. Für die thatſächliche Handhabung des 
Statusquo in Beſtand und Verwaltung des Vermögens der 
Aargauer Klöſter ſprach der Stand Luzern vergeblich, gleichwie 
der Vorort etliche Monate früher fruchtlos geſchrieben hatte; ſein 
Anfinnen erhielt feine Mehrheit, und dem freien Schalten und 
Walten der Regierung von Yargau mar fomit bundeshoheitlicher 
Beifall gezollt. Dagegen ergab fich eine bundesgemäße Mehrheit 
für Abweifung der aargauifchen Katholifen bezüglich der gefor— 
derten Fonfeffionellen Garantieen und namentlich konfeſſioneller 
Selbitftändigfeit durch Abſchluß von Konfordaten mit der Kirche. 
Vergebens auch petitionirten die aargauifchen Flüchtlinge in 
Schwyz, Med. Dr. Bauer von Muri an ihrer Spike, um allge 
meine Amneftie; dafür fand fich Feine Sympathie auf fogenann- 
ter liberaler Seite und ebenfo wenig eine Mehrheit, wohl aber 
eine folhe, um Luzern wegen feiner gegen die Beſetzung der 
Muri-Schaffnerei in Surfee gemachten Schwierigkeiten, als im 
Unrecht ftehend zu verfällen. In ähnlihem Sinn verlief die Ver— 
handlung über Sicherung der Rechte der thurgauifchen Klöfter; 
von Thurgau war zwar ein Gefeg für Wiedereröffnung des No- 
viziats entworfen worden und es hoffte damit die Kläger zu be- 
friedigen; aber die Gefandtfchaft von St. Gallen entgegnete, 
daß fich dadurd die Rage diefer Angelegenheit wohl etwas ge- 
ändert, allein nicht gebeffert, fondern verfchlimmert habe; der 
St. Gallifhe Antrag, daß Thurgau eingeladen werde, das Novi: 
ziat „unter billigen Bedingungen“ wieder zu eröffnen, Fonnte 
indefjen nicht durchdringen. Dad war damals der Rehtöfinn der 
Eidgenofjen, die doch hätten wiſſen follen, daß ein Klofter ohne 
Selbftergänzung nicht fortbeftehen kann; das die Heilighaltung 
des Eides, den die Stände durch ihre Gefandten alljährlih und 
feierlich in einem Gotteshaufe ſchwören ließen! 

Nah gewechſelten Proteftationen und Gegenproteftationen 
ſchloß die Tagfagung am 1. September; der Vorhang fällt; eine 
andere Szene eröffnet fid. Luzern und die fatholifchen Kantone 
waren mit der Lage vertraut; die Parteiführer hatten fich in ihren 
engften Kreifen bereits in das Aeußerſte hineingedaht. Schon 
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vor der Tagſatzung ſtellten Zeitungen der innern Schweiz die 
bevorſtehende Trennung der katholiſchen Kantone von der „bun- 
deöbrüchigene Mehrheit der Stände in Ausfihtz; das Gerede 
von diefem Schritte war Wunfch, Fonnte wenigftend nicht anders 
verftanden werden; hinter dem Wunfche ſteckte Anficht und Hoff: 
nung, durch einen foldhen energifchen Schritt die Gegenpartei 
zur Erfenntniß ihrer Pflichten, mittelft diefer Erfenntnig zu 
befjerer Gefinnung und Handlungsweiſe zurüdzuführen; — felbft 
der ökonomiſchen, nationalwirtbfchaftlichen und allgemeinen poli- 
tifhen Wohlfahrt der Fatholifchen Kantone werde, fo ſchrieb etwas 
fpäter die „katholiſche Staatszeitung“ in Luzern, die beabfichtigte 
Trennung dienlich fein. Für Vieh und Käfe werde die Urfchweiz 
beinahe zollfreie Einfuhr in Sardinien und der Lombardei finden; 
fie würde gleichzeitig der ſchweren Militärlaften, des eidgendffi- 
fhen Maßes und Gewichtes, der Nachtheile der freien Nieder: 
lafjung ledig und los werden. „Geſchieht die Scheidung nicht, 
fo geht der Glaube an das männlihe Ehr-, Treu⸗ und Rechts— 
gefühl auch in Beziehung auf die Urfehweizer verloren und die 
fünf Orte werden früh oder fpät zugleich mit der radifalen 
Schweiz ald Opfer fallen.* So meit trieb der Unmuth und die 
Selbftüberfhägung auf der einen Seite, hervorgerufen durch 
Härte und Unredlichkeit auf der andern. Anfänglich hieß es frei- 
ih: auf Trennung fei es eigentlich nicht abgefehen, fondern nur 
auf nähere Einigung zur Vertheidigung der angegriffenen Rechte; 
aber nad dem 31. Auguft erfcholl der Ruf nah Trennung in 
jener unzweifelhaften Beftimmiheit. 

In den Rüthen war man, wenigftens allgemein, fo fan: 
guinifch nicht, aber ſchon frühzeitig ward die Lage der Dinge 
in befondern Berfammlungen zum Gegenftand vertraulicher Be— 
fprehungen gemacht. An denfelben betheiligten fich die Gefandten 
von Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug, Freiburg, Wallis 
und Appenzell 3. R. (Fäßler, ganz paffiv). Zwed der Berathung: 
welche Stellung einzunehmen, wenn die Tagfagung, wie voraus: 
fihtlih, nach dem Plane der radifalen Partei Aargau zum Siege 
verhelfe. Schultheiß Rüttimann, der Präfident der Tagfagung, 
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wohnte allen Verhandlungen bei, lehnte aber deren Leitung ab, 
Siegwart übernahm fie; Siegwart, Schmid von Uri, und Four— 
nier, bildeten den engern Ausschuß zur Vorberathung. Deffen 
erſte Vorfchläge enthielten für den beforgten Fall eines ungün- 
ftigen Taglagungsbefhluffes Folgendes: Eingabe einer feierlichen 
Verwahrung gegen denfelben, mit Erklärung, daß die betreffenden 
Stände ihn nicht als rechtöfräftig und bindend betrachten; Ent— 
haltung von jeder mweitern Theilmahme an den Verhandlungen 
der Tagſatzung, allfofortiges Verlaffen derjelben, Heimreife, Be— 
Sammlung der Inſtruktionsräthe, auf daß fie erklären: es be- 
trachten diefelben die die Mehrheit bildenden Stände ala außer 
dem Bunde ftehend, den fie verlegt, und daß fie gleichzeitig die 
erforderlichen Vollmachten zu Ergreifung der weiters für Wahrung 
des Bundesrechted nöthigen Maßregeln ertheilen; Zufammentritt 
einer Ständefonferenz auf Grund ſolcher Inſtruktionen und Boll: 
machten, und zum Zwecke, der Bundesverlegung je nach den ver» 
ſchiedenen Eventualitäten auf angemefjene Weife entgegenzutreten. 
Der Proteftation halber war man bald einig, nicht aber wegen 
des Verlaſſens der Tagſatzung; gegen diefe ließen vornemlich Zug 
und Nidwalden (Boffart und Adermann) ſich vernehmen; reis 
burg und Wallis, anfänglich zuftimmend, ſchwankten; Rüttimann 
erhob Bedenken. Das Verlaſſen der Tagſatzung mit allen diefer 
Stellung entfprechenden mweitern Schritten empfahlen dagegen in 
weitläufigen, energifchen Audeinanderfegungen vornemlich Sieg— 
wart, dann die Urner und Schwyzer, auch Obwalden (der junge 
Hermann, in der Schule von Spichtig gebildet). Wirffame Ent- 
gegnung leiftete befonders Boffart. Der Austritt aus der Buns 
desverfammlung fei leicht, ſchwer der Wiedereintritt; im Hinter: 
grunde laure förmliche Trennung, ſelbſt der Bürgerkrieg und Ge- 
fährdung der Eriftenz der ih alfo vorwagenden Kantone; auf 
fommende „DBermittlung® fih zu vertröften, fei hohle Hoffnung. 
Jener Ausfhußantrag trat dann in den Hintergiund und machte 
einer andern Kombination Pla; nach dem Eintreten des beab- 
fichtigten Zmölfermehres im Sinne Aargaus und der St. Gal- 
lichen Geſandten ſolle der Präſident der Tagfabung ſolche von 
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fi) aus vertagen, die übrigen Fatholifhen Gefandtfchaften ihm 
folgen, damit allfeit3 neue Inftruktionen eingeholt würden. Aber 
Rüttimann Hatte inzwifchen den Rath hoch begabter Staats: 
männer (wir nennen Bürgermeifter Frei von Bafel, Staatörath 
Galame von Neuenburg und den eidgenöffifhen Staatsfchreiber 
v. Gonzenbah) empfangen, die ihn befchworen, „die Ruhe und 
den Frieden der Eidgenofjenfchaft nicht auf die Spige zu ftellen“; 
der Tagfakungspräfident erklärte, nur auf förmlichen Beſchluß 
und Befehl der vorörtlihen Regierung, in Beifein der eidgenöf- 
fifhen Kanzlei gefaßt, würde er dad Geforderte thun. Siegmwart, 
fihtlich betroffen, erachtete nun, daß auch jener zweite Borfchlag 
auf fi beruhen müffe, worüber Uri und Schwyz ihre Empfind- 
lichkeit nicht bergen konnten. Nach all folhem Taſten und Suchen 
entfchloß man ſich zu bleiben, aber an den Verhandlungen der 
Tagſatzung meiter feinen Theil zu nehmen; allein felbft diefer 
Entſchluß war bedeutungslos, weil die Klofterfrage ohnehin, faum 
ohne Berechnung der leitenden Perſonen, das lebte Gefchäft der 
Seffion geworden. Am Borabend der Tagſatzung wurde die Pro— 
teftation unterzeichnet, und fchließlih vereinigten fi die kon— 
ferirenden Stände, die Wahrung der gemeinfchaftlichen Intereſſen 
dem Kanton Luzern zu übertragen. 

Unmittelbar nah der Tagſatzung arbeitete Luzern in zwie— 
facher Richtung, amtlih und außeramtlih. Schultheiß Siegmwart 
berief auf den 12. September eine große Zahl politifch Befreun- 
deter aus den Fatholifchen und gemifchten Kantonen nach dem 
Bade Rothen zu gemeinfamer Privatbefprechung; die Regierung 
von Zuzern lud auf den folgenden Tag die gleichen Kantone, von 
welchen die Proteftation an die Tagſatzung ausgegangen, zu offi- 
zieller Konferenz nach Luzern ein. Bafel, in’s Vertrauen gefegt, 
warnte vor der Konferenz, insbefondere vor einem Separatbünd- 
niß, das den Gegnern nur erwünfcht fommen würde, um ihre 
Parteizwede durchzuführen und die eigene Schuld auf Andere zu 
wälzen. Weniger weit ging Neuenburg; weder rathend noch ab» 
mahnend, erbat es fich bloß Mittheilung von den Konferenzbes 
fehlüffen. An der Rothener Berfammlung trafen ſich nebft den 
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höheren Magiftraten aus Luzern und den Urkfantonen (von Zug 
Niemand) auch Großrath Leu von Luzern, Leonhard Gmür aus 
St. Gallen und Profeffor Schleuniger, einer der entfchlofjenften 
Kämpfer für die aargauifchen Katholifen. Berichte von damals 
meldeten, daß „allgemein und entfchieden die Stimmung ſich fund 
gegeben habe, eher dad Aeußerfte zu wagen, ald noch meitere Be- 
drüdungen zu dulden, und daß ein Einmuth und eine Entjchlof- 
fenheit vorhanden war, welche auch vor dem lebten Opfer fich 
nicht fcheuen würde.“ Folgenden Tages erfchienen in der Stände- 
fonferenz in Luzern: für diefen Kanton Nüttimann, Siegwart 
und Bernhard Meyer; von Uri Vinzenz Müller und Schmid; 
von Schwyz Abyberg, Karl v. Schorno und Stygerz von Nid- 
walden Adermann und Zelger; von Obwalden Spichtig, Wirz 
und Hermann; von Zug Boffard, von Freiburg Schultheiß Ru— 
dolf Wed; das ebenfalld geladene Wallis erfchien nicht. In die— 
fer Konferenz hatten die Meinungen und Anträge von Schult: 
heiß Siegwart härteren Stand ald im Bade Rothen *; diefelben 
Meinungsdifferenzen , welche bereitd an den Vorberathungen 
während der Tagſatzung fich vorgefunden hatten, tauchten auch 
bier auf: ob bloß Proteftiren oder Handeln, ob eventuell die 
Bundesverhältniffe zu den Zmölferftänden abbrechen oder nicht, 
darüber waltete ernfter, nicht felten mit Wärme geführter Streit, 
dieß um fo mehr, ald Inſtruktionen der Behörden noch wenige 
vorlagen, die perfönliche Anficht der einzelnen Theilnehmer fid 
um fo freier fundgeben mochte. Dadurch mar aber auch das 
Mebergewicht Siegwarts gefichert. Nidwalden beantragte, für eins 
mal bei der Proteftation vom 31. Auguft fliehen zu bleiben; ein 
früherer Antrag von Freiburg, einfach die alten Begehren an der 
fommenden ordentlihen Tagſatzung zu erneuern, wurde wieder 
aufgenommen; beredte Bertheidiger fand die Anficht, zwar das 
von Siegwart angetragene Manifeft zu erlaffen, doch fich alles 


* Die radikale Preffe brachte im Jahr 1845 das „Rothener Protokoll“, 
wie fie ed nannte, in Umlauf; ed war dieß aber nichts Anderes als das Pro» 
tofoll der oben erwähnten Ständelonferenz. 
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und jedes drohenden Beifabes zu enthalten. Nidwalden und Zug 
vertraten dießmal die mildere Anficht allein, da Wed, der Ab- 
geordnete Freiburgs, mehr durchgreifenden Charafterd war ala 
Fournier. Sie deuteten auf die Gefahr einer provozirenden 
Stellung und zeigten, wie die Drohung einer allfälligen Tren— 
nung entweder lächerlich würde, oder zur Ausführung fommen 
müßte; beffer fei, vor einem ſolchen äußerften Schritt alle fried- 
lichen Mittel zu erfhöpfen, um das verlegte Recht zur Geltung 
zu bringen. Ihnen wurde vornehmlich von Siegmwart, dann von 
den Abgeordneten von Schwyz, Uri, Obwalden und Freiburg 
entgegnet: dad Maß der Unbilden und Berrüdungen fei voll; 
ein Bruch werde doch einmal erfolgen ; beffer fei, am Ende mit 
Ehre unterzugehen, ald mit Schande zu beftehen. Dabei verwies 
man auf vielfahen Zwift in den Zwölfer Kantonen und zählte 
auf den Fräftigen Arm der Bevölferungen der Urftände, unter: 
ftügßt durch den regen Eifer der unterdrüdten Katholifen in den 
verfhiedenen gemifchten Kantonen. Die entfchiedenere Meinung 
fiegte, und ed wurde beliebt, an die Behörden der betheiligten 
Kantone folgende Anträge zu ftellen: 1. auf Grundlage fchon 
erlaffener Proteftation foll eine gemeinfchaftlihe Manifeftation 
an fämmtliche Eidgenoffen erfolgen, worin die garantirten Rechte 
der Katholiken zurüdgefordert, die Zurüdnahme des Befchluffes 
vom 31. Auguft, die Wiederherftellung der Klöfter im Aargau, 
die Wiedereinfegung der Klöfter Thurgaus in ihre felbjttändige 
Berwaltung und in das Necht der Novizenaufnahme, endlich aud) 
die Wahrung der Rechte der Fatholifchen Konfeffion in allen pari— 
tätifchen Kantonen verlangt werden foll. Beizufügen fei, daß die 
benannten Stände eine Berweigerung ald Beharrung im Bundes- 
bruche betrachten und demnach ihrerfeits fich genöthiget fehen 
müßten, um dem Bundesvertrage die unbedingte Handhabung zu 
fihern, die Bundesgemeinfchaft mit denjenigen Ständen abzu— 
brechen, welche den Bundesbruch nicht gutmachen würden. 2. An 
neuer Konferenz foll die Erklärung abgefaßt und Weiteres ein- 
geleitet werden, „was diefe Angelegenheit zu einem dem Recht 
der Katholifen und den Forderungen des Bundes angemeffenen 


— 15 — 


Ziele führen kann.“ 3. „Die Regierungen der fatholifhen Stände 
find mit den erforderlichen Mitteln und Vollmachten zu gemein» 
Ihaftlihen Maßnahmen für Wahrung und Bertheidigung ihres 
Gebietes, ihrer Unabhängigkeit und ihrer Rechte zu verfehen.“ 
Diefe protofollarifhen Anträge gelangten bald an die be- 
troffenen Kantone; auch Bafel und Neuenburg erhielten vertrau- 
lihe Kunde davon. Die Regierung von Bafel, ängftlich vor den 
drohenden Berwidelungen, befchloß unvermeilt eine Rundreife in 
die Fatholifchen Kantone, um zu fühlerer Stimmung zu mahnen, 
erfuchte Neuenburg fich cbenfalld daran zu betheiligen, was dor— 
tiger Staatsrath jedoch ablehnte. So erſchienen Bürgermeifter 
Frei und Rathsherr Dr. Häusler allein in Quzern und in den an— 
dern Kantonen, riethen von weit gehenden Schritten ab und 
wurden nicht gerade gern gefehen. Ohne Einfluß blieb indefjen 
die Sendung nicht. Thatſache ift, daß die gewichtigſten Beſtim— 
mungen des Protofolld fpäter allwärts Widerftand fanden und 
erhebliche Abänderungen erlitten. In Luzern felbft fand fein In— 
halt nicht allgemeine Billigung; vor dem bald einberufenen 
Großen Rathe mußte die eventuelle Drohung einer Trennung 
weichen, und die Anordnung militärifcher Mittel wurde von ihm 
ausdrüdlih nur zu dem Zwecke bewilligt, „um allfälligen An: 
grifföverfuchen begegnen zu können.“ Hierdurch war die ganze 
Demonftration bis auf das untadelhaftefte Maß zurüdgeführt.: 
Ne urfprüngliche Abfiht Derjenigen, weldhe die nähere Berein- 
barung hervorgerufen, fand der Organifation einer getrennten 
alten katholiſchen Eidgenoffenfhaft fehr nahe, ja murde einige 
Zeit lang fogar als Zielpunft zur Schau geftellt; bei den Sep— 
temberfonferenzen mußte diefe Tendenz bereitd in den Hinter 
grund treten, indem fie nur noch ald eventuell anzumendended 
Drohmittel Anklang fand; im Großen Nathe von Luzern mußte 
auch diefe Form weichen, da für den Fall dea Verharrens der 
Ständemehrheit bei dem bundeswidrigen Klofterbefhluß Luzern 
fih bloß „die weiter qutfindenden bundesgemäßen Schritte vor 
behielt.“ Deffen ungeachtet jagte der Großrathsbeſchluß von Luzern 
(vom 20, Dftober), die gegnerifihen Kantone, zumal die beiden 
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andern Bororte, in Harnifh. Trogig fragte Bern bei dem Vorort 
an, ob hinter dem Befchloffenen nicht Trennungsprojefte lauern, 
da nur in diefem Falle die Organifation von militärifchen Ber: 
theidigungäfräften erflärlich wäre; ängftlicher fchrieb Zürich: es 
freue fich zwar der befeitigten Trennungsgelüſte, glaube aber 
gleihwohl vor bundeswidriger Vereinbarung warnen zu follen; 
würde die Integrität der Eidgenoffenfhaft durch eine folche oder 
durch bewaffnete Angriffe, die Zürich indeffen nicht vorausfehe, 
gefährdet werden, dannzumal aber der wirkliche Vorort (Quzern) 
nicht von fi aus die Tagſatzung außerordentlicher Weife ver: 
jammeln, fo würde Zürich gefammte Stände zur Erhaltung des 
Friedens zu fich berufen. DBeleidigt waren beide Stände, und 
mit ihnen alle Uebrigen, dadurd, daß die Machenfchaft vom Ieß- 
ten Tag Auguſts ald bundeswidrig mwiderfprochen, der Zwölfer 
Mehrheit in offiziellfter Form unabläffig Bundesbruch vorges 
worfen wurde, und daß fie überdem mit neuen Begehren um 
Miedereinfegung der Katholiken in ihre Rechte bedroht war; diefe 
als Beleidigung aufgenommenen Schritte ftachelten mehr als die 
wirklich eingetretene Gefährdung des vaterländifchen Friedens. 
Der Vorort Luzern antwortete beiden Befchmwerdeführern gezie- 
mend; an Bern: eingetretene bundeswidrige Störungen feien nicht 
von Luzern, fondern vielmehr vom Borort Bern ausgegangen 
(fein Sündenregifter der beiden vergangenen Fahre wurde auf: 
gezählt); über Tendenz. Anfchuldigungen habe fein Kanton fi 
zu verantworten, daß aber insbefondere der Kanton Quzern nichts 
Bundeswidriged beabfichtige, darüber fei der Vorort Luzern voll- 
fommen beruhiget und möge daher auch Bern es fein; — an. 
Zürich antwortete der Borort Luzern: für Handhabung aller bun- 
deögemäßen Nechtfame gebe die vorörtlihe Wirkſamkeit von Lu— 
zern felbft die befte Gewähr, und auch die befannte Vereinbarung 
habe keineswegs etwas Anderes zum Zwecke; dabei könne übri- 
gend der Vorort Quzern während der Dauer feiner vorörtlichen 
Funktionen feinem andern Stande das Recht einräumen, die Bo— 
ten gefammter Stände um fich zu verfammeln. Mit diefem uns 
erquidlichen Briefwechfel endete für einmal der Span; in den 
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meiften Kantonen erachtete man, es werde billig der weitere Vers 
lauf der Dinge abgewartet; die augenblidlichen Beforgniffe, einer- 
feit3 vor Trennung, anderfeitö vor einer Gegentagfaßung, waren 
geftillt; aber auch die Anfänge des Schußbündniffes lagen vor 
Augen und die Vorboten des Bürgerfrieges hatten fich ver- 
nehmen laſſen. 

Abgeſehen von der allgemeinen Lage war auch diefed Jahr 
wieder reich an befondern Händeln, Aufftänden, Sfandalen mans 
her Art; mühfam erhielt und arbeitete fich Beſſeres durch folche 
Zugeserfcheinungen hindurch. 

Das bewegliche Genf voran bot den Eidgenoffen abermals 
dad Bild innerer Zerrüttung. Wohl hatte bei der neuen Kon 
ftituirung im vorangegangenen Jahre die Partei der Drdnung 
über jene der Revolution gefiegt, und war die Regierung im 
Geifte der erftern befeßt worden. Aber die Leidenfchaften der 
Maſſen waren deßhalb noch nicht geheilt. Mehr denn je gährte 
ed von Unten gegen Oben. Der häßliche Neid war es, welcher, 
Nahrung einfangend in täglicher Berührung zwifchen den reichen 
Klafjen und den Proletariern, die Spannung und den Geift der 
Unzufriedenheit in den untern Schichten der Bevölkerung fort- 
während unterhielt; diefe, mit den gewonnenen politifhen Rech— 
ten, welche fie den mit den Augen der Mißgunft angefehenen 
höheren Abtheilungen der Gefellfhaft in der Staatdordnung 
gleichftellten, nicht zufrieden, wollten auch ihren Antheil an Reich: 
thum und Weberfluß. Die revolutionäre Preffe blied, wie immer, 
geihäftig ind Feuer, weil fie wußte, daß ein unzufriedened Volk 
auch leicht zu verführen. Solch trüber Gefinnung war die Re— 
gierung nicht gewachfen; die Politik, welche einige Trümmer der 
alten Regierung der neuen einverleibt und damit Wunder zu 
wirken gehofft hatte, bewährte fich bald ald unzureichend. Die 
Regierung war ſchwankend, darum auch rath- und machtlos, die 
Lage der Dinge im Allgemeinen fo unbefriedigend, daß die fran- 
zöfifche Preſſe, in befliffener nachbarlicher Aufmerkfamkeit, die Be— 
forgniß nicht verhehlte, e8 möchte Genf der Sammelplag der 
europäifchen Revolutionäre werden, das Minifterium in Paris 


felbft in folhe Beforgniffe einging. Der neuen Regierung von 
Genf fehlte es nämlid an den Grundfäßen, deren Gewicht auch 
die felbftgefälligfte Pfiffigfeit nicht zu erfegen vermag. Sah man 
auf den Beſtand und auf ihr Wirken in innern fantonalen Din— 
gen, fo fpiegelte fich in beiden das Ergebniß einer an fih na= 
türlihen Berbindung zwifchen den altftädtifchen reformirten fon- 
fervativen Elementen und der Fatholifhen Partei vom Lande. 
Was aber die Negierung in diefer Richtung gut machen mochte, 
das verdarb fie wieder durch ihre Verbündung mit dem radikalen 
Elemente, fobald es ſich um eidgenöffifhe Fragen handelte. Ab— 
gefehen hievon wollte die radikale Partei, die in Genf mehr als 
anderdwo den Namen der revolutionären verdiente, felbit regieren. 
Darum konnten der Staatdrath und der Große Rath e8 ihr nicht 
treffen. Sie griff alle gefeggeberifche TIhätigkeit diefer Behörden 
an; obwohl bei der Belebung des Munizipalrathes der Stadt 
die Mehrheit auf Seiten der Radikalen gefommen war, organi: 
firte fie fih zu flürmifcher Oppofition gegen das aus dem all: 
gemeinen Stimmrecht bervorgegangene neue Negiment. In den 
legten Monaten von 1842 hatte die Aufregung bereits folche 
Fortfchritte gemacht, daß die Konfervativen ihrerfeitd Vertheidi— 
gungsmaßregeln nöthig fanden. Sie „embrigadirten® Freiwillige 
zum Schuß der Regierung gegen Aufftandsverfuche. Ihrerſeits 
fuchten die Revolutionäre Gelegenheit zu Tumult und Thätliche 
feiten. Schon am 11. Februar hatten die Führer die „Seftionen“, 
d. h. die revolutionären Vereine, in Bereitfchaft zum Ausbrechen 
gefegt, auch Sonntags den 12. fih mit Vorbereitungen hiezu 
befchäftiget. Am folgenden Tage berieth der Große Rath, mit 
üblicher Wohlmeinenbeit für des Landes Beſte, den Geſetzesent— 
wurf, welcher die ganze adminiftrative Thätigfeit der Regierung 
regeln und alle Fragen entfcheiden follte, die fich über den Fort: 
beftand vieler VBerwaltungsfommiffionen im Gegenfug zu dem 
mehr individuellen Departementaljyftem aufgeworfen fanden. Das 
mar in Genf eine viel wichtigere Frage als fonft irgendwo in 
der Schweiz, daher die Aufregung um fo leichter erklärlich. Bei 
Berathung des Artikels, welcher die Befugniffe der Regierung 
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zur Haudunterfuchung für polizeiliche Habhaftmahung von Frem— 
den betraf, entftand Tumult auf der Bühne, von wo aus fcheuß- 
lihe Drohungen gegen die Mitglieder der Mehrheit ausgeſtoßen 
wurden. Der Präfident befahl deren Räumung. Großrath Car: 
teret,, der radikalen Partei angehörend, entfernte ſich plöglich, 
und ed behaupten die Freunde der Negierung, er babe alsbald 
der unten vor dem Rathhaus fiehenden Menge das Signal zum 
Aufftand gegeben. Sei dem fo oder anders: plötzlich erſcholl aus 
den Maffen der gellende Ruf: „aux armes!“ zu den Waffen ! 
unfehlbar wäre der Großrathsſaal geftürmt worden, hätten nicht 
die Gegner einen Theil ihrer fogenannten „Embrigadirten“ eben- 
falls vor dem Rathhaus poftirt gehabt. James Fazy wohnte der 
Sigung nicht bei, fondern befand fich im Quartier von St. Ger- 
vaid. Während der Große Rath nah bemwältigtem Tumult feine 
Sitzung ruhig zu Ende führte, verließen die Schreier den Schau- 
platz ihres Treibend vor dem Rathhaus, warfen fi auf la Zreille 
und in die Gaffen um St. Gervais zu erreihen. Die Obrigkeit 
ließ den Generalmarfh ſchlagen; allein die Tambouren wurden 
verhindert, ihre Pflicht zu erfüllen, die Trommeln zertrümmert; 
verfuchte Gegenwehr der ruhigen Bürger war vergeblich; einer 
derfelben empfing dabei einen Mefferftih. Zum Aufgebot der nö- 
thigen Mannschaft für Erhaltung oder Wiederherftellung der Ord— 
nung wurde nun die Sturmglode gezogen. Die Milizen fammel- 
ten fih alsbald in der Kaferne; zu ihrem Kommandanten 
ernannte die Regierung den Oberften Dufour. Inzwifchen wurde 
no in den Abendftunden St. Gervaid von den Aufrührern 
entpflaftert; fie verbarrifadirten die Häfen von Bel-Air und des 
Bergues, richteten die Kaferne von Chantepoulet als ihr Haupt- 
quartier ein. Bon hier aus drangen einzelne Abtheilungen vor 
zum Angriff auf die obere Studt; auf dem Zuge befegte die eine 
dad Pulvermayazin von St. Gervaid; eine andere Rotte debou— 
hirte auf den Pla Bourg de Four, und feuerte auf die in der 
Gaſſe des Chaudronniers aufgeitellte Miliz eine mörderifche Ladung 
ab. Die Miligen erwiderten das Feuer mit Erfolg, brachten den 
Inſurgenten einen Verlurft von 3 Todten und 11 Verwundeten 
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ruar wurde abermald Generalmarfch gefchlagen; vom Lande her 
rüdten Truppen nah, doch nicht mit befonderer Befliffenheit, 
weil die Landgemeinden in den ſich miederholenden Aufftänden 
mehr nur einen Rofalftreit zwifchen den Stadt-Genfern unter fi) 
als einen Kampf um die gefährdete Staatsordnung erblidten. 
Doch waren die Truppen nun auf 1500 Mann angewachfen, und 
ihr Kommandant hatte im Laufe des DBormittags folhe Anord- 
nungen getroffen, die einen entfcheidenden Sieg über die Auf: 
rührer hoffen ließen. Nachmittags 2 Uhr follten fie zur Aus- 
führung fommen. Inzwiſchen hatte der Munizipalrath der Stadt, 
die zweite Negierung, eine von den Mafregeln des Staatsraths 
unabhängige Stellung eingenommen und wirkte vermittelnd, oder 
vielmehr jene lähmend; in gleicher Abficht wollte Rilliet-Con- 
ftant, angethan mit der Uniform eines eidgenöffifchen Oberften, 
in St. Gervais eingerüdt fein. Die mildere Meinung fiegte bei 
den verfaffungsmäßigen Regenten. In erwähnter Stunde ver: 
fündete ein Polizeifommiffär, Herold des faulen Friedens, es 
werde eine Amneftie folgen, nachdem zuvor die Aufrührer fich 
verpflichtet, die Barrifaden felbft wieder abzutragen, was dann 
auch gefchah. Damit auch die Regierung das gegebene Wort löſe, 
berief fie auf den 15. Februar Nachmittags den Großen Rath 
neuerdings ein, der auf ihren Antrag volle und gänzliche Am- 
neftie für alle Handlungen ertheilte, „die fih auf das in diefen 
Tagen zwifchen den Bürgern eingetretene Zerwürfniß beziehen ;« 
fo war der Aufitand zur bloßen „collision survenue entre les 
eitoyens“ berabgemäfelt. Nah wenigen bedeutungslofen Erör- 
terungen, an denen auch James Fazy Theil nahm, war dad 
Friedenswerk vollendet, die Sigung gefhloffen. Die Milizen wur— 
den lizenzirt, Gefangene entlaffen. Schwer Iaftete diefer Ausgang 
auf den Gemüthern der pflichttreuen Milizen und der den Grund: 
fäßen der öffentlichen Ordnung, dem Recht im Lande und darum 
auch der gefeglichen Regierung ergebenen Bürger. Der Amneftie- 
Beſchluß war im Grunde nichts Beſſeres, ald die Urkunde über 
die Tags zuvor abgefchloffene Kapitulation. Nüchterne und ehr- 
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bare Köpfe verlebte vor Allem der Umftand, daß in der Amne- 
ftieformel die gewaltthätigen Störer der öffentlihen Ordnung im 
Staat und ihre Bertheidiger in einen Topf geworfen wurden. 
Aber fo ift ed den Eleinen Republifen eigen, wo der große Cha— 
rafter der fchmwächlichen und kurzſichtigen Auffaffung der Dinge 
erliegt. Die nothiwendige Folge war, daß die revolutionäre Par- 
tei, obwohl nicht Sieger , doch geftärft aus dem Aufftande her- 
vorging; ſolches verrieth die keineswegs mildere Sprache ihrer 
Blätter. 

Eigenthümlich erfcheint die Stellung, welche während diefer 
ſchweren Tage die Regierung gegen den Borort und die Eidges 
noffenfchaft einnahm. Längſt hatte der Bund feine heilfame Kraft 
verloren, daher die Scheu vor eidgenöffifcher Intervention. Die 
Regierung von Genf machte zur Zeit der Gefahr feine Anzeige 
an den Vorort. Diejer konnte indefjen nicht ald theilnahmlofer 
Fremdling den Ereigniffen zufehen. Er ordnete den eidgenöffifchen 
Kanzler Amrhyn zur Ausmittlung der Lage der Dinge nach Genf 
ab und mahnte die Stände Bern, Freiburg und Waadt zum 
eidgenöffifchen Auffehen; Amrhyn war am 18. Februar lange in 
Konferenz mit dem Staatdrath. Zu verfügen war aber nichts, 
jeglicher Rath verfpätet. Das verordnete „eidgenöſſiſche Auffehen“ 
wollte der Regierung von Genf nicht behagen, weßhalb fie fih 
beklagte, ja felbft ihr Erftaunen darüber ausdrüdte und die Rüd- 
nahme der Mafregel verlangte. Der Vorort entfprah, unmwillig 
über die Schwäche, welche dem Aufruhr weicht, und über die 
vermeinte Kraft, welche fich felbft genügt und die Autorität des 
Bundes verfhmäht. Der Abgeordnete des Vororts brachte feinen 
Kommittenten die gewonnene Ueberzeugung, daß die Regierung 
von Genf ebenfowenig fpäteren Ausbrüchen gewachfen fein werde, 
ald demjenigen, der die Sendung veranlaßte. Unauäbleibliches 
Befremden über die Genfer Zuftände in Paris und Wien zu bes 
Ihwichtigen, gab der Vorort durch Schreiben an die dortigen 
Gefhäftsträger den guten Willen zur Wahrung der öffentlichen 
Ruhe zu erkennen. Die Meinung der mächtigen Nachbarn Fonnte 
aber dephalb Feine beffere werden. — Im Innern Genfs trat 
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für den Reft des Jahres doch ein fcheinbarer Ruheſtand ein. 
Nach mehr denn fecheunddreißigjährigem Wirken ftarb ‘Pfarrer 
Buarin. Seine feierlihe Beftattung (13. September) war ein 
Greigniß: ein Trauergeleite von zwei Bifchöfen, zweihundert Prie— 
ftern und- zwölf bis fünfzehntaufend Gläubigen von Stadt und 
Land und den benachbarten Gegenden legte Zeugniß ab von dem 
Einfluß, den diefer Mann geübt. Die Gefchichte bezeichnet ihn 
ala Wiederherfteller des Katholizismus in Genf. * Gegen .den 
Schluß des Jahres traten drei der angefehenften Staatsmänner, 
die Syndicd Johann Jakob Rigaud, Rieu und Cramer, ohne 
Zweifel tiefer in die Gebrechen des öffentlichen Lebens blickend, 
aus dem Staatdrath aus. Bon nun an führten nur neue Namen 
die Zügel des Freiftaates. 

Hartnädiger ald in Genf durhwühlte die Anarchie das un— 
glückliche Wallis. Befiegt im Jahr 1840 hatte fih Oberwallis 
der neuen Verfaſſung gefügt, ja allmälig fich felbft in diefelbe 
hineingelebt, mit ihr verföhnt. In Obermwallis herrfchte feither 
die verfajjungsmäßige Ordnung. Nicht fo in Unterwallis; wir 
haben gejehen, wie dort, nad Befriedigung des Rufes um 
Nechtögleichheit, fich zwei Parteien bildeten, von denen die eine, 
die „junge Schweiz genannt, mit der Kirche zerfiel und über: 
bin revolutionären Charakter annahm, die andere hinmwieder in 
Kirche und Staat es mefentlih bei den Abänderungen wollte 
bewenden lafjen, melde aus den Kämpfen von 1839 und 1840 
hervorgegangen. Diefer Partei gehörte mwefentlich die Bergbevöl- 
ferung von Unterwallid an, in Lebensart, Sitten und Denkungs— 
weife derjenigen von Oberwallis nahe verwandt; die überein- 
fimmende Gefinnung diefer beiden Abtheilungen des Landes in 
Bezug auf bürgerlihes und religiöfed Leben trat bald mit ent- 
fchiedenem Uebergewicht hervor; dadurd Fam jene Partei in Uns 
terwallis, welche, durch die Einführung der Rechtsgleichheit nicht 
befriedigt, auch die Herrfchaft des Landes in erwähnten beiden 


* Histoire de M. Vuarin et du retablissement du Catholicisme & 
Geneve. Zwei Bünde, 1861. 
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Richtungen behaupten wollte, in empfindliche Minderheit. Von 
daher die Gefellfchaft „der jungen Schweiz“, deren Konflikte mit 
der Kirche wir bereits erzählt. Das chriftlich-gläubige Volk von 
Wallis konnte mit den Gefinnungen nicht übereinftimmen, welche 
jene Gefellfchaft zu Tage gab; die Erhaltung alles deſſen, was 
die Volksmehrheit für Staat und Kirche forderte, war in Frage. 
Die vielfeitigfte Nührigkeit der Jungſchweiz, die fich feit der Er- 
fommunifation um vier neue Sektionen vermehrt hatte, rief ähn- 
liche Ihätigkeit von Seite ihrer Gegner hervor; fo entftand im 
Anfang des Jahres 1843 die „alte Schweiz. War die „junge“ 
auf ganz militärifhem Fuße eingerichtet, mit Waffen, Munition, 
ja fogar mit Feldſtücken verfehen, fo fah fi ihre Gegnerin ge- 
jwungen, fich ebenfalld militärisch zu organifiren; ihre Verbin— 
dung breitete fich bald nicht nur über ganz Obermwallid, fondern 
auch über einen großen Theil von Mittels und Unterwallid aus. 
Bei folder Stellung der Parteien follte im Frühjahr die Ge- 
jammterneuerung des Großen Rathes und mit ihr auch jene der 
übrigen Staatsbehörden vor fih gehen. Die junge Schweiz er— 
griff, um zum Siege zu gelangen, Mittel der Gewalt. Sie hatte 
am meiften die fonjervative Preſſe zu ſcheuen, die fichtlich großen 
Einfluß gewonnen. Dem mußte, für die Zwecke der jungen 
Schweiz, ein Ende gemacht werden; in der Nacht vom 12. auf 
den 13. April zerftörte eine Bande Jungſchweizer, 150 bis 200 
an der Zahl, unter ihnen Waadtländer, auch franzöfifhe und 
italienifche Flüchtlinge, die Preffe der gefürchteten „Simplon- 
zeitung“ in St. Moriz, nebft gefammtem Material. So weit 
war es alfo gefommen, daß im Namen des Liberalismus ge- 
waltfam in die heiligen Rechte des Hauſes und des Eigenthums 
eingegriffen wurde. Der Zwed der Anarchiſten wurde aber nicht 
erreicht. Manch ehrlicher Mann, früher auf der „liberalen“ Seite, 
wandte fih nun von den Terroriften ab, fand zu der konſer— 
vativen Partei, und vermehrte die Zahl derjenigen, welche ſich 
zum Scuße der von der „Sungichweiz“ bedrohten Abtei 
St. Moriz verbunden hatten. Auch die Wahlen fielen nicht nad) 
den Wünfchen der revolutionären Partei aus; der Große Rath 
Die Schweiz II, 8 
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war das Ergebniß der Gefinnungen der Mehrheit, menigftend 
zu zwei Dritttheilen antisjungfchweizerifh gewählt, ald Demon- 
ftration gegen alle Herabwürdigung der Kirche und gegen jegliche 
Verlegung daran gefnüpfter religiöfer Intereſſen. Die Beſtellung 
des Staatsrathes bot Schwierigkeiten, Häupter von Unten und 
Dben lehnten ab; die endliche Zufammenfegung ließ zu wünfchen, 
aber auch die befte Regierung wäre vielleicht den Umftänden 
nicht gewachfen gewefen. Der neue Staatsrath beeilte fih, durch 
die Antrittsproflamation vom 29. Mai die Pflege der religiöfen 
Gefinnung als erftes und höchſtes Bedürfniß der bürgerlichen 
Geſellſchaft darzuftellen. Das war gut alt-fchweizerifch. Aber auch 
diefe Thatfachen vermochten nicht, die Partei der Jungſchweiz zur 
Befonnenheit zurücdzuführen. An ihrer Spite ftand Alerid Joris, 
den wir bereits fennen gelernt. * Schon am 23. Mai war er 
mit einer bewaffneten Bande feiner Anhänger in Monthey auf- 
marfchirt, regierte von da aus feine Partei, hielt die Gegner in 
Schreden, die Behörden in Ohnmacht. Bon da an verfchlimmer- 
ten fich die öffentlichen Zuftände noch mehr. So lang die Junge 
fchweiz beftand, wollte die Altfchweiz nicht weichen. Sie drängte 
den neugewählten Staatsrath zu Fräftigem Einfchreiten gegen 
ihre bewaffneten Gegner. Allein in Walis ift die Negierung 
zum Befehlen meift zu ſchwach; das Gehorchen verbietet ihr die 
Derfaffung. So dauerte die Anarchie den ganzen langen Som- 
mer hindurch, lähmte die Behörden, zerflüftete das öffentliche 
Leben, fteigerte die Parteileidenfchaft bis zur Fieberhitze, brachte 
Häffer und Vertheidiger der Geiftlichkeit noch heftiger gegen ein- 
ander auf, als fie ed fchon waren, vergiftete endlich auch die 
Privatverhältniffe. Den Trotz gegen die verfaffungsmäßige Ge- 
walt trieb die Jungſchweiz bis auf das Aeußerfte: eine bewaff- 
nete Bande derfelben fprengte die mit der Einleitung des Pro- 
zeſſes wegen Zerftdrung der Simplonpreffe beftellte Unterfuchungs- 
fummiffion gewaltfam auseinander. Alfo auch die verfaffungs- 
mäßige Rechtspflege wurde frevelnd zur Unmöglichkeit gemacht. 


* Band II. Seite 313, 
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Endlich ging dem Staatörath die Geduld aus und er fehritt zu 
militärifhen Maßregeln. Ein Bataillon Milizen wurde auf das 
Piquet geftellt, dann einer Kompagnie desfelben der Befehl zum 
Abmarſch nah St. Moriz, zum Schub des dortigen Gerichtd- 
hofes ertheilt. Aber faum war diefer erfte Verſuch von obrigfeit- 
licher Energie fundgegeben, kehrte die alte übliche Unfchlüffigkeit 
zurüd. Statt der Truppen wurde bloß eine Abordnung des 
Staatsrathes nach St. Moriz entfendet, dann auf den 24. Aus 
guft der Große Nath einberufen. Zur Sicherung der Ruhe des 
Landes und zum Schuße der oberften Landesbehörde wurde auch 
alsbald ein Aufgebot des ganzen Kontingentes erlaffen. Im 
Großen Nathe trat die radikale Partei mit eingewöhnter Ent- 
fhiedenheit auf; Anfinnen zur Zurüdgabe der in Unterwallig 
ſtehenden Kanonen wurden als beleidigende Zumuthung zurüd- 
gewiefen; darauf Befchluß, den Oberwallifern ebenfall® grobes 
Gefhüs aus dem Zeughaus einzuräumen; daneben viel Schreden 
und Unfchlüffigkeit, nebft der überwiegenden Beforgniß, daß mit- 
telft der aufgebotenen Truppen die gefegliche Ordnung doch nicht 
hergeftellt werden könne, die angeordnete Bewaffnung nur zum 
Bürgerkrieg führen würde, Der Staatsrath, aud dem man in— 
zwifchen ein zur fonfervativen Partei zäblendes Mitglied ver- 
drängt und durh einen der „ungen Schweiz? befreundeten 
Nachfolger erfegt hatte, hielt nun Nachgeben für das Beſte und 
der Große Rath pflichtete ihm bei. Für alle politifchen Vergehen, 
alfo mit Inbegriff der Zerftörung der Preffe in St. Moriz, 
wurde mit Borbehalt der Zivilflagen Amneftie ausgefprochen ; 
gleichzeitig wurde die Entlafjung der Truppen befchloffen und 
löste der Große Rath fih auf (29. Auguft), die Alles, während 
neue aufrührerifche Bewegungen in Unterwalliß vorgingen und in 
Sitten nicht unbefannt fein konnten. Boll Unmuth zogen nun 
die Oberwallifer wieder heim, unter ihnen 700 Mann Freiwillige, 
welche aus dem Einfijchthal vorgerüdt waren. Aber zu gleicher 
Zeit war die „junge Schweiz“, nachdem eine ihrer Banden den 
Gropfaftellan Rouiller von St. Moriz zur Abdanfung gezwun- 
gen, dann einen Kampf mit einer Wache der Alt-Schweiz im 
8 » 
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Dorfe Mieville hervorgerufen, von Martinach her aufgebrochen 
und in der Nähe von Sitten eingetroffen, um dem, nad) ihrer 
Meinung, drohenden Ueberfall feitend des Oberwallis die Stirne 
zu bieten * und der eigenen Auflöfung zuvorzufommen. Unter 
Joris und Kafimir Dufour rüdte ein Theil der Jungſchweizer 
am Zage nad) der Truppenentlafjung felbft in Sitten ein; dort 
preßten die Führer zur Bezahlung ihrer Leute dem Staatörath 
eine Summe von 12 bis 1300 Franken und eine Danfeserflä- 
rung ab „für beabfichtigte Bertheidigung der Hauptitadt”.** So 
regierte die Mehrheit diefer Behörde, während eine Minderheit 
auf Verlegung des Regierungséſitzes in den obern Landestheil 
und Bewerbung um eidgenöffifche Intervention drang, und ver— 
geblich gegen ein paar fhimpfliche Artikel der Kapitulation mit 
Joris und Dufour proteflirte. Den Rüdmarfch in's untere Land 
bezeichnete die „junge Schweiz“ durch manche Gemwaltthat, wie 
fie aufrührerifchen bewaffneten Banden eigen find. Das war der 
traurige Zuftand von Wallis zu diefer Zeit: im untern Land 
eine in Waffen ftehende terrorifirende Minderheit, ſtets bereit, 
in allen Richtungen ihren Willen durchzufegen; im Mittelland 
die Regierung, in ſich zerfallen, von der falfchen Anficht geleitet, 
weil Partei gegen Partei ſtehe, habe fie weniger Pflicht, mit 
Hülfe der gefeglichen Mittel die verfafjungsmäßige Ordnung aufs 
recht zu erhalten; die Freunde der legtern zur Unthätigfeit durch 
die Regierung und den eben fo ſchwachen Großen Rath verur- 
theilt, alfo auch die Befjeren demoralifirt, die „junge Schweiz“ 
fiegreih,, mit Trotz und Lorbeeren heimkehrend, alle begangenen 
Gewaltthätigfeiten ftraflos, ein großer Theil der Bürger im un- 
tern Lande deren Wiederholung ausgeſetzt, Viele darum fich flüch- 
tend. Der Vorort, in feiner Stellung verpflichtet, von den Bor- 
gängen in Wallis fich nähere Kunde zu verfchaffen, fandte Ans 
fangd September den Staatsfchreiber Bernhard Meyer über die 


* Aufruf des Martinacher Komite's vom 27. Auguſt, unterzeichnet von 
Moriz Barman und dem Sekretär Pignat. 
** Kapitulation und Staatsrathsbeſchluß vom 30, Auguft 1843, 
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Gemmi dorthin ab, ließ fich Bericht geben, erfuchte dann Uri 
und Waadt ald Nachbarn um Wachſamkeit und fchleunige Mel- 
dung wichtiger Vorgänge, und mahnte die Regierung von Wallis, 
unter Zuficherung vorörtlicher Unterftügung, zu befter Handhabung 
der verfaffungsmäßigen Drdnung. Diefe Ausfiht auf eidgenöf- 
ſiſche Intervention veranlaßte fofort die Proteftation mehrerer 
öftlihen Zehnen gegen eine folhe, aus einer Berfammlung in 
Zurtman am 20. September. 

Auch Teffin Fonnte fih der feit VBerwerfung des neuen Ver— 
fafjungsentwurfed wieder eingetretenen Ruhe nicht lange freuen. 
Die Regierung wollte Kunde erhalten haben von Verabredungen 
in Mailand zum Umfturz der beftehenden Ordnung; acht Tage 
nachher machte die von der ZTeffiner Regierung in Anfpruch ge— 
nommene fardinifche Polizei fehr verdächtige Entdedungen, ver— 
haftete in Folge deffen theild auf der Straße nach Arona, theils 
in einem unfern vom Städtchen gelegenen Haufe ſechszehn Män— 
ner, welche fich über ihre Begangenfchaft nicht ausweifen konn— 
ten, und bemächtigte fih unmittelbar nachher eines mit Waffen 
(unter ihnen 200 Feuergewehre) beladenen Schiffes; im Augen- 
blid der Feftnehmung des Schiffed und feines Inhalts jtoben 
ein paar Hundert in der Nähe poftirte Männer (fo erzählten die 
amtlichen Berichte der Regierung) flüchtend auseinander und ins 
Gebirge (16. April). Die Negierung ſchloß daraus auf einen 
beabfichtigten bewaffneten Einfall in teffinifches Gebiet, verfün- 
dete den Frevel dem eigenen Volk und den Eidgenofjen dieffeits 
der Berge und erließ alsbald neue ſtrenge Maßnahmen gegen 
die in der Lombardei und in Piemont meilenden Flüchtlinge ; 
erwägend, daß fie fih neuer Aufruhrverfuche fhuldig gemacht 
haben, indem fie Mannfhaft und Waffen fammelten, um Un: 
ordnung und Störung in den Kanton zu bringen, in der Ab— 
fiht, Vermögensverfchleppungen der Implizirten zu verhindern, 
verordnete der Staatdrath (20. ApriD: alle Güter und Effekten 
jeglicher Art, welche jenen flüchtigen politifhen Ausgewanderten 
gehören, werden einer befondern Verwaltung übergeben und un- 
terftellt; jedem Gegenftand wird ein eigener Verwalter gefebt; 
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für die Objekte, welche fih in Liquidation befinden, mwird der 
Staatdrath in geeigneter Weife fürforgen. Eine Menge Berhafs 
tungen im Kanton Teffin felbft blieben auch nicht aus. Die ge- 
troffenen Mafregeln erhielten vom Großen Rath im Juni Gut- 
heißung; einen weitern Vorfchlag ded Staatsraths, bei Wieder- 
kehr ähnlicher Ereigniffe den Kanton in Kriegszuſtand zu erklären, 
verwarf der Große Rath, die Regierung an beftehende Gefeke, 
mit Zugabe etwelcher ernfthafterer Maßregeln, verweifend. Ihm 
fhien e8 an den Gräueln von 1841 genug — Die Oppofition 
ftellte in Briefen und öffentlihen Blättern den Vorgang als un- 
erheblich und bloßen Schmuggelverfuch dar. 

In Bern gefchah das Gegentheil von dem, was anderwärtd 
nach durchgreifenden Staatöveränderungen einzutreten pflegt: die 
Leidenfchaften der Gemwalthaber wollten, obwohl ihr Hauptziel 
fhon feit Langem erreicht war, nicht zur Ruhe fommen. Die 
Mitglieder der fogenannten Siebner Kommilfion, nachdem im 
Namen der Juſtiz ein Recht an ihnen geübt worden, deffen nähere 
Befchaffenheit wir früher dargeftellt haben, * wendeten fih an den 
Burgerratb von Bern um Rüdvergütung der Koften, welche ihnen 
durch das richterliche Urtheil auferlegt worden, in gutem Glau- 
ben, feiner Zeit nur ald Beauftragte der Stadtbürgerfchaft ge- 
handelt zu haben; es betraf die Summe von 26,536 Franken. 
Der Burgerrath erachtete dad Begehren für wohlbegründet, em— 
pfahl folhes der Burgergemeinde, welche dann, beinahe einhellig, 
die Uebernahme oder Nüderftattung jener Koften auf Gemeinde- 
rechnung beichloß (4. März). Die Regierung, mit dem Vorhaben 
befannt, ließ gefchehen ftatt zu warnen, forderte aldbald gefamm- 
ten Mitgliedern des Burgerrathes eine perfünliche Verantwortung 
ab, denn fie, argmöhnifh mie die Tyrannen des vorchriftlichen 
Alterthums gefchildert werden, ſah im Gefhehenen nur Troß und 
reaftionäre Abfihten, während nur die ehrenvolle Meinung ge: 
waltet hatte, Männer, die für Wahrung der Intereſſen und im 
Auftrage der Stadt fo ſchweres Ungemah erlitten, wenigftend 
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für wirkliche Auslagen ſchadlos zu halten. Der Regierungsrath 
wollte wieder einmal einen Aft der Autorität von fich geben, 
wobei er fih, mie gewohnt, mehr an den Perfonen ald an den 
Sachen rieb. Statt im ungünftigften Falle bloß den Gemeinde- 
befchluß aufzuheben, verhängte er durch Mehrbeitsbefchluß vom 
7. April die Abberufung gegen den gefammten Burgerrath ; das 
durh waren 23 Ehrenmänner fchwer betroffen, und, Mie vors 
berrfchend in der Eidgenoffenfhaft das öffentliche Urtheil Tautete, 
ungerecht; das Gemeindegefeß gab allerdings der Regierung die 
Befugniß, unfähige und pflichtvergeffene Mitglieder der Gemeindes 
behörden abzurufen; man mußte aber auch, daß die Regierung 
im ganzen Land umher den Gemeindehaushalt nicht eben flrenge 
beauffichtigte, und das Geſetz auf den gegebenen Fall nicht paßte, 
nachdem einmal die Gemeinde den bewußten Aft der Schenkung 
zu dem ihrigen gemacht. Die Regierung wollte aber felbft im 
bloßen Gutachten „Mangel an Achtung gegen die Staatsgewalt, 
namentlich gegen die oberftrichterliche Behörde und ihre Sentenz“ 
wittern; fo lauteten unter anderm ihre amtlich verfündeten Mo— 
tive, während das nämliche Obergericht früher wegen Unfügſam— 
feit gegen bewußte Staatsgewalt ebenfalld mit Abberufung be— 
droht gewefen. Die Mitglieder der Siebner Kommiffion handel— 
ten, wie immer, als ehrenhafte Männer und ftellten die bereite 
empfangene Summe der Gemeinde zurüd. Die übrige Bürger: 
(haft, zwar im Innerſten verlegt über die mindeftend zwedlofe 
Kränfung ihrer vorzüglichften Vertrauensmänner, doch der Anficht 
Gehör leihend, daß ihr Beſchluß, wenn auch nicht ungefeglich, 
vom Standpunfte der Ehrenhaftigkeit ſelbſt lobendwerth, immer: 
hin aus demjenigen der Klugheit eine andere Beurtheilung vers _ 
ftatte, machte diefer neuen Fehde dadurh ein Ende, daß fie 
von einem Rekurs gegen den regierungsräthlichen Beſchluß ab- 
fand. und ſich ftillfhweigend zu neuer Beſetzung des Burger— 
rathes fügte; fo verlor die Gemeinde eine trefflihe Berwaltung, 
die Regierung aber gewann nicht3, weil die neuen Wahlen auf 
„ſtarre Ariftofraten“ fielen, welche der neuen Ordnung abgeneig- 
ter waren als wer immer in der Republik. Auf diefen Ausgang 


— 120 — 


hatte befonderd Großrath Friedrich Stettler eingewirkt, obwohl er 
die Abberufung des Burgerrathed ald eine ungefegliche an— 
gefehen. 

Am Laufe dieſes Jahres murde endlich der „Direftorials 
handel“ in St. Gallen zum Entfcheide reif. Die beiden Haupt: 
fraftionen der Großrathskommiſſion machten fich mit dem gan- 
zen Archive der faufmännifchen Korporation vertraut und brach— 
ten Gutachten zu Tage, welche zu Bänden anmwuchfen, und von 
denen das eine von Hungerbühler, das andere von Baumgart- 
ner verfaßt worden. Für jenes ftanden , nebft feinem Berfaffer, 
Surti und Steiger ein. Es lautete: den Fond ald öffentliches 
Gut (er betrug mehr denn 300,000 Gulden) zu Staatshanden 
zu ziehen, die Hälfte davon für allgemeine Poft- und Handeld- 
zwecke zu beflimmen, die andere Hälfte der Ortd- „(Bürger-) Ge- 
meinde St. Gallen, zum Beften lofaler Handelszwecke zu übers 
faffen, mit kurzer Friſt für die Korporation, ihre allfälligen Ans 
fprüche auf den Fond, als Kläger, bei dem Richter anhängig zu 
machen. Die andere Abtheilung der Großrathskommiſſion (Baum- 
gartner, Saylern und Fürfpreh J. J. Müller) führte in ihrem 
Gutachten den urfundlichen Beweis, daß der von den vereinigten 
Kaufleuten gefammelte und geäufnete Kond von jeher und bis 
zur Stunde alle Eigenschaften eines freien Korporationseigenthums 
hatte und noch habe; daher ihr Befund und Antrag: es habe 
der Staat an die in Händen der Faufmännifchen Korporation in 
der Stadt St. Gallen, als einer rechtlich beftehenden Privat» 
Korporation befindlichen Fonde Feinerlei Anfprüche zu erheben. 
Meder wollte noch mehr als feine Gefinnungsgenoffen der radis 
kalen Partei: den ganzen Fond zu Handen ded Staats einziehen. 
Die Debatte nahm zwei Tage in Anſpruch; endlich erfolgte 
(24. November) mit 88 Stimmen (unter ihnen die fonfervativen 
Katholifen) gegen 44 die unveränderte Annahme jenes Antra- 
ges, welcher das Privatrecht der Korporation voll, ungeſchwächt, 
ohne Vorbehalt und läftige Zuthaten, anerfannte; das war für 
Baumgartner der fchönfte Sieg, den er bis dahin errungen; aud 
machte er Epoche in der Schweiz als feltened Ereigniß zu einer 
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Zeit, welche bereitd die Allgewalt des Staated über Gebühr hät- 
fhelte, und feiner Gier die Korporationen, zumal.jene mit ans 
ſehnlichem Beſitzthum, zu opfern nur zu geneigt war. Fünf Jahre 
und fünf Monate lang hatte der Streit gedauert. In der Stadt 
St. Gallen weckte der Entfcheid wahrhaft jugendliche Freude; 
aus Aller Mund erflang die neu auflebende Ueberzeugung: von 
nun an möge die dem Korporationds und Affoziationdgeift ent— 
fpringende Thätigkeit fich erneutem Schwung hingeben und dies 
jenigen Lücken öffentlicher Strebungen ausfüllen, denen auch der 
beftorganifirte Staat nicht zu genügen vermöge; in diefem Sinne 
auch lautete namentlich ein ausführliches, warmes Danfkfchreiben 
des Faufmännifchen Direftoriums an Baumgartner (29. Dezember). 
Jedenfalls hatte der Große Rath durch feine frohe und ent- 
Ihloffene Unbefangenheit ein Beifpiel jened unverwüftlichen 
Nechtlichfeitsfinnes mie jener verftändigen Politif gegeben, die die 
wahren Palladien der Freiheit unter allen Staatsformen find, 
auf deren Erhaltung aber eine Republif befonders ihren höchften 
Stolz fegen fol. 

Noch lebten die Erinnerungen an die unangenehmen Er— 
fahrungen, welche der Schweiz der Mißbrauch des Afyl- und 
Vereinsrechtes zugezogen, und doch fonnten viele Fremdlinge auch 
in diefen Zeiten wieder fich einer ganz unverdienten Duldung 
erfreuen. Zürich machte eine neue bedenklihe Erfahrung auf ſei— 
nem eigenen Gebiet. Aus dem Weiten der Schweiz war einer 
der thätigften Weltverbefferer, der ehemalige Schneidergefelle 
Wilhelm Weitling, von Magdeburg, nah Zürich gefommen, wo 
er fommuniftifche Propaganda emfiger trieb als fein fchon früher 
aufgegebened Handwerk. Bereits hatte er fich ald Kommunift durch 
mehrere Schriften, insbefondere durch feine „Garantien der Har- 
monie und reibeit* hervorgethan; nunmehr ertappte ihn die 
Zürcher Polizei auf der Herausgabe einer neuen Schrift gleichen 
Zweckes: „Evangelium ded armen Sünderd“, eine Schrift, deren 
Profpeftus ſchon, wie die Staatdanwaltfchaft von Zürich fich 
amtlich ausdrüdte, auf einen blasphemirenden und die Perſön— 
lichkeit Chriſti ſowohl als die chriftliche Religion herabwürdigen— 
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den Inhalt habe fehließen Taffen. Darum wurden von dem eben 
genannten Amt fowohl die bereitd gedrudten Bogen ald das 
Manuffript felbft mit Befchlag belegt. Bei Weitling wurde auch 
eine große Zahl wichtiger Papiere aufgefunden, welche Auffhlüffe 
über das fommuniftifche Treiben in der Schweiz gewährten. Bon 
diefen Thatfahen in Kenntniß gefebt, ließ der Negierungsrath 
von Zürich durch einen Ausſchuß die gemachten Entdedungen 
näher würdigen, um fih volftändige Auffhlüffe über Beſtand 
und Wirken der Kommuniftenpartei zu verfchaffen. Das Ergeb» 
niß mar ein vom Staatsrath Dr. Bluntfchli Namens der Kom— 
miffion verfaßter ausführlicher Bericht über den ebenfo reichhal- 
tigen als belehrenden Stoff. In Aufſätzen und andern fehrift 
fihen Mittheilungen Weitlings felbft fand fich die Angabe, daß 
die Zahl der in Vereinen lebenden fremden, deutfchen und fran- 
zöfifchen, Handwerker in der Schweiz bereitd auf 1100 Arbeiter 
angeftiegen fei, melche fih „die Verbefferung ihrer Lebenslage“ 
und die „Nothwendigkeit der Gleichftellung derfelben mit der 
aller Webrigen“ zur Aufgabe gemacht hatten. Weitling zählte im 
MWeitern dreierlei Gattung von Vereinen in der Schweiz, deren 
Wirken zum Theil fchon in frühern Bogen diefer Gefchichte ge— 
fchildert worden: 1. die Grütlivereine, bloß aus Schweizern be— 
ftehend; ihre Tendenz fei die politifhe Einheit der Schweiz; 
2. die jung»deutfchen Vereine, aus Deutſchen und Schweizern 
beftehend; die Tendenz derfelben die politifhe Einheit und Re— 
publifanifirung Deutfchlands; 3. endlich die Kommuniftenvereine, 
Deutfhe und Schweizer; ald Tendenz Diefer lebtern bezeichnet 
Weitling „die Befreiung der ganzen Menfchheit, die Abfchaffung 
des Eigenthums, der Erbfchaft, des Geldes, der Belohnungen, 
der Gefehe und Strafen, und eine gleiche Vertheilung der Ar: 
beiten und Genüffe nach den natürlichen Verhältniffen®. Die in 
Unterfuchung gefallenen Papiere lieferten auch Beweiſe, daß die 
deutfhen Kommuniften mit dem Beftreben, auch Schweizer in 
ihre unlautere Wirkſamkeit hineinzuziehen,, nicht gerade glücklich 
waren, dagegen bei einigen deutjchen Xiteraten, Flüchtlinge oder 
ſelbſt Neubürger in der Schweiz, Anklang fanden. In den Korres 
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ſpondenzen erfcheinen die Namen: Herwegh, Beder, Follen, Ju— 
lius Fröbel, Seiler, Schulz, und Andere. Ebenfo mußten fid 
Weitling und feine Mitarbeiter theild einige fehmeizerifche Preffen 
jur Herausgabe ihrer Fleinen Schriften, theild mehrere Zeitungen 
dienftbar zu machen, die nebenbei durch ihren zum großen Theil 
abſchreckenden Radikalismus berüchtiget waren: fo das Pofthörn- 
hen, der Volksbote, der Seeländer, die Nationalzeitung, die 
Dorfzeitung (in den Kantonen Aargau, Bern und Bafel erfchei- 
nend). Es konnte nicht fehlen, daß in den aufgefangenen Schrif— 
ten auch die Mittel zu endlicher Einführung der fommuniftifchen 
Zuftände in der bürgerlichen Gefellfhaft zur Sprache kamen; fie 
find ebenfo erfinderifch als ruchlos gewählt, und ihre Anwendung 
würde buchftäblich Feinen Stein auf dem andern laſſen. Vor 
Allem aber fpefulirte die Parfei auf das „Elend". „Zwei Wege“, 
fo ſchrieb Weitling, „werden diefed Elend befchleunigen: erftend 
die Induſtrie, und zweitens beſſere Schulen. Erftere frißt gleich 
einem Drachen alle Mittelmäßigfeiten, die Kleinmeifterei, und fpeit 
einen Banferott nach dem andern. Und letztere fleigern die Be— 
dürfniffe zum Leben. Arme Bauern, die bid jebt wie dad Vieh 
lebten und fich glücklich fühlten, laffen ihre Kinder ftudiren oder 
wenigſtens aufflären: das gibt Unzufriedenheit, Pläblijagd, ver 
zweifelte Kerle — mit einem Worte: gute Schulen arbeiten dem 
Kommunismus in die Hände. Je höher daher die Bedürfniffe 
fteigen, defto größer die Verzweiflung.” Der Kommiffionalbericht 
machte tiefen Eindrud in der Eidgenoſſenſchaft; die Leute griffen 
an die Tafchen, ob da noch alles in Ordnung; Wenigere moch- 
ten fih die am Schluffe desfelben enthaltenen guten Räthe mer— 
fen: die Erziehung in der Familie und in der Schule auf eine 
folide fittlihe Grundlage zu ftellen und dem chriftlichereligiöfen Le— 
ben alle erforderliche Pflege angedeihen zu laffen. Weitling wurde 
zur Strafe eingeleitet und vom zürcheriſchen Obergericht zu zehn- 
monatlicher Gefängnißftrafe und zu fünfjähriger Verweifung aus 
der Eidgenoffenfhaft verurtheilt. Vom Bericht erhielten die aus- 
wärtigen, namentlich die deutfchen Regierungen, amtliche Kenntniß. 

Das größte Skandal ded Jahres war die einem Privat— 
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dozenten an der Berner Hochfchule, Namens Glück, zur Laft fal- _ 
lende Herausgabe einer gefälfhten Bulle, unter dem Titel: 
„Sr. Heiligkeit Gregorius XVI Berdammungsbulle der jun- 
gen Schweiz im Kanton Wallis. Getreu nach dem Original über- 
fest. Mit allergnädigften Privilegien Sr. Erzellenz des apoftoli- 
fhen Nuntius bei der Eidgenoffenfchaft. Luzern, bei Gebrüder 
Räber, 18435° Drudort und Offizin, wie der Tert felbft, Fäl- 
(hung. Der Nuntius führte Beſchwerde über den Frevel; der 
Vorort feinerfeitd gab dem Repräfentanten des heil. Stuhls mög- 
liche Genugthuung und erfuchte in gleichem Sinn gefammte Kan 
tone, die weitere Verbreitung der eingeflagten Schmähfchrift nad) 
Kräften zu verhindern. Die Regierung von Aargau hatte die 
Schwäche, dem Vorort eine ablehnende Antwort zu geben; vor- 
fihtiger war Bern: es verfprach Unterfuhung und Strafeinlei- 
tung gegen die Buchhandlung Senni, welche fi mit der Ver— 
breitung befaßt hatte; ein erftinftanzlicher Spruch verurtheilte den 
flüchtigen Glück zu vier Jahre Zuchthausftrafe, den mitbethei- 
ligten Ersfapuziner Sebaftian Ammann aus dem Kanton 
St. Gallen zu vier, und den Buchdruder Jenni zu zweijähriger 
Zandesverweifung; lebtere beiden hatten zudem längere Unter: 
fuhungshaft auszuftehen gehabt. Das Obergericht behandelte den 
Fall bloß als Preßvergehen, in Folge deſſen Glück und Am— 
mann freigefprochen, Jenni ald DBerleger zu 30 Tagen Gefan- 
genfchaft und einem Dritttheil der Koften verfällt wurde. 

Der Streit zwifchen dem Kanton Yargau und dem Groß— 
herzogthum Baden fand feine gütlihe Erledigung durch einen 
erften Schritt des Entgegenkommens von Seite Aargaus, wels 
cher die Grenzfperre bei Kadelburg aufhob; Baden ließ alddann 
die ehevorigen Zollbegünftigungen für fchweizerifche Produfte an 
feiner Grenze wieder eintreten und Aargau zog das ald Re— 
preffalie erlaffene Verbot badifchen Weines, Bieres und Mehles 
zurück. 

Im Laufe dieſes Jahres verließen zwei Männer, welche in 
die Zeit, der dieſe Geſchichte gewidmet iſt, tief eingegriffen haben: 
Melchior Hirzel, Bürgermeiſter von Zürich, und Karl Schaller, 
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Schultheiß von Freiburg, mit der irdifchen auch die politifche 
Laufbahn, Hirzel mehr ein Mann der Ideen, Schaller mehr ein 
Mann der Praxis, beide aus der Thätigfeit in eidgenöffifchen 
Dingen durch reaftionäre Bewegungen verdrängt, welche einen 
firchlichereligiöfen Urfprung hatten. 

Dagegen trat Schultheiß von Tavel, der Präfident der Tage 
fabung von 1835, abermals in den Großen Rath und in die 
Regierung von Bern ein. Daran fnüpften fih Hoffnungen, daß 
er zur Milderung der beftehenden Spannung zwifchen Bern und 
manch andern Kantonen beitragen werde, 

Gegen Ende des Jahres wurde dad Volk von Thurgau mit 
einer periodifchen Abftimmung über die Frage der Verfaſſungs— 
revifion auf die Probe geftellt: mit 9873 gegen 7720 Stimmen 
wurde fie abgelehnt (12. November); es würde ſchwer fallen, 
meldeten gleichzeitige Berichte, die bewegenden Urfachen dieſes 
Ergebniffes genau zu bezeichnen; angefichts der flarfen Minders 
heit wurde auf große Zufriedenheit des Volkes mit den beftehen- 
den Zuftänden nicht gefchloffen. 

Aehnliches im Kanton St. Gallen; zum erftenmal fam das 
Nevifionsjtatut vom Jahre 1838 in Anwendung; von den Stim- 
menden erklärten fich 26,455 Bürger gegen, nur 423 für eine 
Berfaffungsrevifion (10. Dezember); folchen Zahlen gegenüber 
fann die Gefchichte ſchweigen. 


Bierter Abfchnitt. 


Schultheiß Siegwart, Präfident des Vororted und der Tagjagung. Das Mani: 
jeft der fatholifchen Stände. Die aufftändifche Jungſchweiz in Wallis über: 
wunden, die geiegliche Ordnung dafelbft wieder hergeftellt; Auflehnung der 
Kantone Bern und Waadt gegen die Bundesgemwalt; außerordentliche Tagſatzung 

deßhalb. Ordentlite Tagfagung. Erfter Bundesbeichluß über die Jefuitenfrage. 
Luzern beruft die Jeſuiten. (Bom Anfang 1844 bis Ende 
November gleichen Jahres.) 


Der Große Nat von Luzern hatte in den legten Wochen 
von 1843 der eigenen Regierung ein Haupt, der Tagſatzung einen 
Präfidenten zu geben. Die Wahl fiel den Umftänden gemäß auf 
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Konftantin Siegmwart. Seit dem Entftehen der neuen Regierung 
in diefem vorörtlichen Kanton nahm er eine hervorragende Stellung 
ein; die höchfte Staatswürde überging folgerecht auf den Mann, 
welcher mehr ald irgend ein anderer die Gefchide ded Landes 
und die Entſchlüſſe feiner Behörden leitete, dann vorzugsweiſe 
die Fäden jener höheren PBolitif in der Hand hielt, in welche 
Quzern, ald erfter Fatholifcher Stand, feit 1841 eingetreten war. 
Die Gegner nannten Siegwart einen Ausländer oder Fremd— 
ling. Die unparteiifche Gefchichte Fennt ihn nur ald Schweizer. 
Seine Eltern und Boreltern waren anfäßig in der Schweiz; feine 
Mutter war eine geborne Luzernerin; auf unferm eigenen vater: 
ländifchen Boden ift Siegwart geboren und erzogen, in den Ur: 
fantonen, in der hohen Gebirgsmelt herangewachſen;* auf 
fchweizerifchen Anftalten, vorerft in Altorf, dann in Luzern und 
Solothurn, empfing er feine humaniftifche Bildung; feine phi— 
lofophifchen und juridifchen Studien vollendete er, und zwar 
überall mit Auszeichnung, auf den deutfchen Hochſchulen Würz- 
burg und Heidelberg; ein nachheriger mehrmonatlicher Aufent- 
halt in Genf und Laufanne machte ihn vertraut mit der weitlis 
hen Schweiz und ihrer Spradhe; im Frühjahr 1826 wurde er 
Landmann von Uri, 1833 Bürger von Luzern; bald nachher 
trat er im Iuzernifche Staatsämter ein. Daß er, einige Jahre 
fpäter, die Wahrung der Rechte der fchmweizerifchen Katholiken 
fi zur Aufgabe gemacht, war ein Opfer, welches er ſich, nicht 
Andern, auferlegte. Daran ftieß fich vornehmlich die radikale 
Partei; die proteftantifhe Schweiz blidte aus gleihem Grunde 
fheu und mißtrauifch auf feine bevorftehende Wirkſamkeit. Der 
Gang der politifchen Ereigniffe hing übrigens nicht mehr von 
ihm ab, denn die Parteien ftanden fich ſchon feit längerer Zeit, 


* Siegwart ift im Jahre 1801 geboren in Lodrino im jepigen tefjinifchen 
Kreis Niviera, Seine Voreltern wanderten ſchon im fiebenzehnten Jahrhundert 
aus dem Schwarzwald in das Entlibuch ein; fein Großvater zog weiter nad) 
teſſiniſchem Gebiet, wo er eine Glashütte errichtete. Den jchon im Kindesalter 
verwaifeten jungen Siegwart pflegte und ſchulte der Pfarrer auf Selisberg in 
Url von 1808 bis 1818, 
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wenigſtens geiftig, fchlagfertig gegenüber. Stand er in fonfeffio- 
nellen Dingen auf dem Rechtsboden, fo ift hingegen nicht zu 
läugnen, daß er, in Beziehung auf die politifhe Entwidelung 
der Eidgenofjenfchaft, die flaatenbündlihe Richtung in einer 
Schroffheit fih aneignete, die zwar früheren Zeiten wirklich an- 
gehört hat, mit der fi aber die Eidgenofjenfchaft in ihren 
neueren Zuftänden nicht mehr befreunden konnte. Sein Privat: 
leben war mufterhaft. Seinen Charakter griffen die Gegner erft 
von der Zeit hinweg an, da feine und ihre politifchen und Firch- 
lichen Tendenzen ganz auseinander gingen; fehlte ihm Etwas, fo 
war es der fiharfe Blick in die Zukunft, denn er rechnete auf 
rafche entfprechende Refultate einer auf feſter Handhabung pofi- 
tiven Staates und Bundesrechts gegründeten Politik, während 
ſolche Erfolge meift erft im Laufe ganzer Menfchenalter errungen 
werden fünnen. Einen Theil feiner nächiten Ihätigfeit hatten ihm 
bereit die SeptembersKonferenzen des vorangegangenen Jahres 
angewiefen. 

Wie in den Konferenzen von Luzern felbit, fo waren aud 
in den Behörden und im Bolfe der bei derfelben betheiligten 
Kantone die Anfihten über die geeignetften Mittel zur Wahrung 
fatholifcher Nechtfame fehr abweichend; die Einen geneigt zu ent- 
fchiedener Sprache und Handlungsweife, die Andern, fchüchtern, 
nur zu befcheidenerem Vorgehen. Abänderungen im legteren Sinne 
famen da und dort zur Anerkennung, vornehmlih in Zug. Der 
Landrath von Zug erklärte fich bereit zur Mitwirkung für die 
Wahrung politifher und Eonfeffioneller Rechte der Fatholifchen 
Kantone, fügte jedoch bei, daß die in Anwendung zu feßenden 
Mittel vorzugsweiſe jene der Weberzeugung und der Berufung 
auf das Rechts- und Billigfeitögefühl der übrigen Eidgenoffen 
fein follen. In diefem Sinn wurde die Erlaffung eines Mani: 
feftes gebilliget (15. Januar), 

Nunmehr mit ausdrüdlidhen Inſtruktionen verfehen, ver 
fammelten fi die Gefandten der fatholifchen Stände nochmals 
zu Luzern vom 24. Januar bid 2. Februar. Die früher von Nid- 
walden und Zug empfohlene Anficht war vorherrfchend geworden; 
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Schultheiß Fournier von Freiburg wirkte ebenfalld in dieſem 
Sinn; man war nun einig, alle zu unterlaffen, was eine feind- 
felige Stellung beurfundet hätte, oder was die Gegner ala 
obundeswidrige* Handlung hätten angreifen mögen. Siegwart 
entwarf dad Manifeft, der vorherrfchenden Richtung entfprechend ; 
doch blieben Erörterungen und Anträge nicht aus, die DVerbin- 
dung unter den Anweſenden fefter zu fchließen, Preffe, Polizei, 
Srziehungswefen, die Angelegenheiten des Wehrftandes gemein- 
fam zu regeln, um dadurch, wie man glaubte, nad) Innen und 
Außen zu erftarfen. Den Berhandlungen wohnte auch Großrath 
Leu von Quzern bei, jeweilen für durchgreifendere Maßnahmen 
geftimmt. Der Entwurf des Manifeftes erhielt im Laufe Hor- 
nungs die Genehmigung aller Konferenzfantone Luzern, Uri, 
Schwyz, Unterwalden ob und nid dem Wald, Zug und Frei— 
burg, und ward alsbald an alle übrigen Stände abgefendet. Hier 
fein wefentlicher Inhalt: Es fehen fich genannte Tatholifche Kan— 
tone verpflichtet, an die übrigen Mitftände mit dem Begehren 
um treue Handhabung der durch den Art. XII ded Bundes: 
vertrages der Fatholifchen Konfeſſion und den firchlichen Inſti— 
tuten und Gütern derfelben ertheilten Gewährleiftung zu gelan- 
gen. Günftigen Erfolg hoffen fie um fo mehr, „al unfere Ber 
firebungen und Verlangen durch uralte, nie entfräftete Verträge, 
durch den Bundesvertrag, durch Tagſatzungsbeſchlüſſe und durch, 
die Grundſätze der Gerechtigkeit und des eidgenöffifchen Friedens 
gerechtfertiget, anerkannt und geheiliget find.“ In jenen ältern 
Verträgen habe nach blutigen Bürgerfriegen der Grundfag An— 
erfennung gefunden, daß jeder Stand den andern bei dem ans 
genommenen Ölauben, bei den kirchlichen Einrichtungen und An— 
ftalten ruhig belaſſen und die mohlerworbenen firchlichen Güter 
und Stiftungen ſchützen und fchirmen folle und wolle; daß feine 
Konfeffion fih in die Angelegenheiten der andern mifche, ge— 
fammte Eidgenofjenfchaft die Rechte, Freiheiten und Güter beider 
hriftlicher Konfeffionen zn ſchützen und zu fchirmen habe. Bei 
Handhabung diefer Verträge habe fich die Eidgenofjenfchaft wohl 
befunden „bis zum Sahr, wo fremde Gewalt alle Bande zerriß 
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und auch die dreizehnörtige Eidgenoffenfhaft auflöste. Dann 
babe die helveiifche Einheit den Abgrund gezeigt, in welchen die 
Losfagung von den Grundfägen der Väter das Vaterland ftürze, 
Darum folgte billige Reftauration unter der Mediationsakte, mit 
Anerkennung der Eorporativen Rechte der Klöfter, förmlicher Ga— 
rantie ihres Beftanded durch den Bundesvertrag von 1815; das 
Borgehen Aargau's gegen diefelben habe die Tagfapung 1841 
entfchieden mißbilliget, Sühne und Wiederherftellung verlangt; 
doch vergebend, indem Aargau in Wirklichkeit bei feinem Wider- 
ftande beharrte. Daß dortige Verfiherungen leere Täufchungen 
feien, beweife die Art, wie der Großrathäbefhluß vom 29, Aus 
guſt 1843 vollzogen werde, da nicht einmal die Noviziatseröff- 
nung gewährt worden. In den Verhandlungen der Tagſatzung 
vom 31. gleichen Monats können die Stände der Minderheit 
nichts Abfchließliches, noch viel weniger Bundesgemäßes finden; 
darum haben fie unverweilt Verwahrung eingelegt und beftätigen 
diefe um fo mehr, ald „die Klöfter im Aargau als fhuldlofe 
Dpfer unerwiefener Anfhuldigungen gefallen feien“, Würden 
aber auch die Verfügungen von genannten Tage nicht an Uns 
förmlichkeit leiden, und würden zwölf Kantone (alſo die Mehr: 
heit) zu einer pofitiven Schlußnahme fih vereiniget haben 
(was aber nicht der Fall fe): fo würden auch dann die katho— 
lifhen Stände gegen ſolche Mehrheitsbefhlüffe Einwand erheben ; 
denn die Anerkennung des Grundfages, daß eine bloße Tag- 
fagungsmehrheit befugt wäre, einen Kanton von Erfüllung fei- 
ner Bundespflicht zu befreien, würde den Untergang der Eid- 
genoffenfhaft herbeiführen; groß feien ohnehin die Gebrechen und 
Gefahren der Zeit, denn nicht bloß „werden die Lehren, Ans 
ftalten und DBorfteher der römiſch-katholiſchen Konfeffion unge 
[heut und ungeftraft verdreht, befchimpft und verleumdet, fon- 
dern fogar die Göttlichkeit des Chriſtenthums hinweggeläugnet.“ 
Werde Bund, Eid, Eigenthum nicht mehr geachtet, werde von 
Dben herab felbft das Beifpiel folcher Mißachtung gegeben, fo 
fei faum Rettung zu hoffen. Jene Gefahren und ihre Folgen 
nun abzuwenden, feien fie, die Fatholifchen Kantone, „feft ent 
Die Schweiz. III. 9 
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ſchloſſen, feine vom Bunde, von der Treue am gegebenen Worte, 
von der Liebe zum gemeinfamen Baterlande, von der Verehrung 
für die Grundfäge unferer Väter, von der Pflicht der Erhaltung 
der ſchweizeriſchen Eidgenofjenfchaft gebotenen und angerathenen 
Mittel und Schritte unverfucht zu laffen, um die in Frage lie- 
gende Konfeffions- und Bundesangelegenheit einer bundesge- 
mäßen Erledigung zuzuführen®, Eine folche erwarten fie um fo 
eher, als fie fih bewußt feien, alle Pflichten der chriftlihen Dul- 
dung gegen die fhmweizerifchen Proteftanten erfüllt zu haben. Am 
Schluß das Begehren um Inſtruktion an nächte Tagfapung : 
ed ſeien fämmtlihe aargauifche Klöfter in ihre bundesgemäßen 
Rechte wieder einzuſetzen. 

Das Manifeft wurde der vorörtlihen Behörde und ger 
fammten Ständen übermadht und in den drei Landeöfprachen der 
Schweiz beftmöglich verbreitet. Nur abermalige Berufung auf 
alte und neue Rechtſame der Katholiken enthaltend, und An- 
ſprüche erneuernd, welche vergeblich ſchon feit Jahren mit allem 
Aufwand von gefchichtliher und ftaatsrechtliher Begabtheit in 
den meiflen Großen Räthen jo wie an der Tagſatzung geftellt 
und begründet worden waren, fonnte der Erfolg des Aftenftüdes, 
dejjen Zuftandefommen den fatholifhen Ständen nicht geringe 
Mühe gefoftet, Fein bedeutfamer fein. Das Manifeft erichien nur 
ald Demonftration, daß die Rechtsanfprüche feftgehalten und die 
Väter des Auguftbefhluffes von 1843 fi vergebens der Hoff- 
nung bingeben würden, mittelft deffen ihr Schäflein ins Trodne 
gebracht zu haben. Einem folhen Schritt waren aber die Mehr- 
heitsfantone wohl gewachſen. Frühere Beforgniffe vor der Ent- 
fhiedenheit der Fatholifchen Kantone wichen; Befchlüffe wie die, 
welche der Große Rath von Teffin gegen Ende des vorangegan- 
genen Jahres gefaßt hatte: es habe der Staatsrath cin wach— 
james Auge zu halten auf die Beftrebungen der Reaktion, waren 
überflüffig geworden. Die meiften Kantone legten das Manifeft 
zu den Aften, um erft unmittelbar vor dem Beginn der folgen 
den Tagfagung in den neuen Gefandtihaftsinftruftionen ihre 
Antwort zu geben. Eine Anfrage von Dr. Zurrer im Großen 
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Rath von Zürich, wie die Regierung ſich gegen die Fatholifchen 
Stände zu verhalten gedenfe, war mehr gegen die Tendenzen 
der erftern ald gegen diefe felbft gerichtet. Eine vernehmliche Ant- 
wort gab Aargau: dem Auguftbefchluß eine Rechtskraft beilegend, 
die diefer Kanton am Bundesvertrage feldft richt hatte anerkennen 
wollen, fchritt derfelbe zur Liquidation des Kloftervermögend von 
Muri und Wettingen, wefentlih auf Grundlage deffen, was be 
reitd im Jänner 1841 gefchehen. Aus diefem Vermögen wurde 
dem Kantonaljchulgut ein Hinreichendes Kapital zur Unterhaltung 
der Bezirköfchule in Muri und zur Ausrichtung von Stipendien 
an Tatholifche Studirende der Theologie angewieſen; die Tatho- 
lifhen Gemeinden follten für fih eine halbe Million Franken, 
fpäter, nad Erlöfchung der Penfionen, eine zweite erhalten; noch 
folgten andere Dotationen für Fantonale Erziehungs- und Hülfs- 
anftalten; für firchlihe Zmwede am menigften. Den aargauifchen 
Fisfus dagegen bedachte der Große Rath am Beften. Da die 
Klöfter früher, zur Zeit ihres Beftandes, zur Ausgleihung der 
Steuerpflicht, jährlich die runde Summe von Franken 40,009 an 
die Staatölaften beizutragen hatten, fo fand der Große Rath, 
die Klöfter hätten folche auch nach ihrem Tode noch zu bezahlen, 
und votirte demnach dem Staat ein entfprechendes Kapital (eine 
Million Franken), und zwar fümmtlihe Waldungen fowie die 
Grundftücde und Dekonomiegebäude, welche unmittelbared Klofter- 
gut gewefen, überhin die Koften der militärifchen Okkupation vom 
Jahr 1841. Die PVertheilung der erften halben Million an die 
fatholifchen Gemeinden fand unverweilt flatt. Damit waren aber 
diefe Gemeinden nicht? weniger ale einverftanden. Noch voran- 
gehend ward eine Petition in Umlauf geſetzt, durch welche das 
Bermögen der aufgelösten Klöfter ald Eigenthum der Fatholifchen 
Konfeffionsgenoffenfchaft erklärt und der Große Rath veranlaßt 
werden follte, fih aller Liquidationsmaßnahmen zu enthalten. 
Profeffor Schleuniger an der Bezirköfhule in Baden war Ber- 
faffer diefed „ehrerbietigen Begehrend“® der fatholifchen Gemein- 
den an den Großen Rath; es gelte Mein und Dein, hieß es 
darin; entweder folle der Große Nath das gute Recht der Fatho- 
9,* 
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lifchen Konfeffionsgenofjenfchaft anerfennen, oder aber gegen diefe 
flagend vor dem zuftändigen Richter auftreten. Die Regierung 
antwortete mit ihrer gewohnten Schlagfertigfeit, ließ den kühnen 
Berfafjer in das Gefängnig abführen, wo er mit aller Rohheit 
behandelt wurde, machte ihm den Friminellen Prozeß, was die 
unabhängige ſchweizeriſche Preſſe mit hohem Ernft rügte, und 
fhritt in der Sache felbft auf bereitd gemeldete Weife vor. In 
Bezug auf das Hauptbegehren gefchlagen, fuchten viele der Fatho» 
lifchen Gemeinden wenigftend ihre Ehre zu reiten. Sie fhidten 
fih an, die ihnen zugefchiedenen Betreffniffe aus der halben 
Million abzulehnen, denn in ihren Augen war ed Sündengeld. 
Die Regierung aber machte die Vorfteher verantwortlih für jede 
Weigerung; die Oppofition fohrumpfte anfänglich auf zwanzig 
Gemeinden in den Freiämtler Bezirken zufammen, zulept auf 
eine. Aktiver unb paffiver Widerftand war alfo gebrochen; Aar— 
gau handelte, die Futholifhen Kantone ſchrieben; mit jeder 
Woche rüdte Aargau in feinem Zerſtörungswerke vorwärts, 
während diefe fih im ihren erhaltenden Bemühungen ftetd auf 
dem gleichen Flecke bewegten; die Partie war eine ungleiche. Die 
Regierung von Yargau hatte den einzigen Verdruß, daß Schleu- 
niger von den Gerichten gänzlich freigefprochen wurde, dabei aber 
doch den Vortheil errungen, daß fie den eifrigen Bertheidiger 
der fatholifchen ntereffen für längere Zeit mundtodt machte. * 
Neben diefer ungünftigen Stellung hatten die Fatholifchen 
Kantone die fortgefegten Schmähungen einer mwüften radikalen 
Preſſe zu ertragen, die nicht nur ihre Politif verurtheilte, ſon— 
dern fih auch an der Fatholifchen Kirche vergriffz Luzern und 
die Regierungen der übrigen ſchwer betroffenen Kantone antwor- 
teten mit größtentheild unfruchtbaren Zeitungsverboten; allein 
nicht folde Verbote Fonnten helfen, fondern nur die Rechtlichkeit 
der Regierungen, und mas von diefer zu hoffen, wußte man 
* ©. die außgezeichnete Schrift: „Profeffor Schleuniger und die aargautjche 
Regierung“. Bon Dr. K. Leonz Bruggiffer. Zürich 1844. Auch: „Ein freies 


Wort über Schleuniger’s Verhaftung und Einferferung; von einem Manne von 
1830, Zürich 1844.” 
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längft. Als gefährlicher denn die Zeitungen ward der „ſchwei— 
zerifche Bilder-Kalender“ gehalten, nach feinem Berfaffer kurz der 
„DiftelisKalender“ genannt. Der Bifchof von Bafel verbot ver- 
möge firchlihen Amtes deifen Jahrgang 18445 die Regierungen 
der Konferenzftände nebſt Wallid vollzogen polizeilich. Anderswo 
wurde der Kalender nur defto berühmter. Eine höhere Hand 
fchlichtete bald den ärgerlihen Handel; fie rief den Difteli aus 
Olten hinüber in die andere Weltz die Gefchichte anerkennt billig 
fein fünftlerifhes Talent, wenn fie auch theilweife deffen Anwen- 
dung verwerflich finden muß. 

In diefe Zeit fällt Dr. Karl Schnell’ von Burgdorf Wan- 
derung nach Aarau und fein freiwillig in der Aare gefuchter Tod 
(Kummer über die ſchlimme Wendung der politifhen Dinge in 
Bern und häusliche Mißverhältniffe führten das traurige Ende 
diefed Mannes herbei, der fo lange der Schreden der alten Ber: 
ner Familien geweſen); — die Auswanderung des ehemaligen 
Hauptes der Züricher Nadifalen, des Dr. Friedrich Keller, als 
Profeffor nah Halle, der Hinſchied des geweſenen Lundammannd 
der Schweiz, Vinzenz Rüttimann in Quzern, des Schultheißen 
Tſcharner von Bern und ded Staatdanwalt® David Ulrih im 
Zürich, Iegterer einer jener Männer, welche neben Keller am Ein- 
greifendften alter bürgerlicher Anfhauung und Sitte in jener alts 
vorörtlichen Stadt Troß geboten hatten, endlich die Aufnahme 
des Deutfchen Georg Herwegh in das Bürgerrecht von Bafel- 
Landſchaft; die Zeitgenoffen kannten ihn als Freund germanifcher 
Revolution und als einen der Dichter, die das Heiligfte nicht 
ſchonten. 

In Luzern eröffneten die Schweſtern des Urſulinerordens, 
die bereitwillig aus Landshut in Bayern entſendet worden, eine 
höhere Töchtererziehungsanſtalt, mit Ausſichten auf Anerkennung 
und Erfolge; im Kanton Aargau bezogen die vor etlichen Jahren 
im Namen der Humanität höchſt inhuman vertriebenen Kloſter— 
frauen ihre Zellen wieder, doch nicht, um ihre Inſtitute in neue 
Blüthe zu bringen, ſondern höchſtens, um wie früher, unter der 
zweideutigen Obhut einer feindſelig geſinnten Regierung, ein 
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bevogteted Leben zu führen. Die Borausfagungen Vieler, daß die 
zu Ende Auguft3 1843 zugefagte Wiederherftellung diefer Klöfter- 
inftitute eine bare Täufhung fein würde, ging buchftäblich 
in Erfüllung, und die Bedingungen, welche St. Gallen feiner 
Stimme im Auguft 1843 angehängt, blieben fromme Wünfche, 
auf welche Aargau fo wenig achtete, ald auf die vollftändigen 
Rechtöbegehren des Kantons Luzern und feiner Eonfeffionellen 
Genofjen. 

Die DVerhältniffe zum Ausland bieten wenig erwähnens- 
werthe Thatfachen. Eine Zeit lang war Gerede, ed werde der 
Herzog von Bordeaur fich in der Schweiz anfiedeln; das frau- 
zöfifhe Minifterium machte aufmerkſam auf die Unzuläffigkeit 
eines ſolchen Gaftes; die Angabe erwahrte fich indeffen nicht, 
und die Schweiz wäre ohnehin kaum geneigt gewefen, eine zweite 
Auflage der Erörterungen zu erleben, welche im Jahre 1838 der 
verlängerte Aufenthalt des napoleonifchen Kronprätendenten ber- 
beigeführt hatte. Den franzöfifchen Botfchafter, Freihern v. Mor- 

tier, erfeßte die Regierung durch den Grafen v. Pontois. 
Aller Blicke waren auf Luzern gerichtet, welches ſich mit 
Wahrung der aus dem Bundesvertrage hervorgeholten Rechte 
der ſchweizeriſchen Katholiken nicht begnügte, fondern auch auf 
eigenem Gebiete die Sicherung der religiöfen Intereſſen anftrebte. 
Daher der dortige fortgefeßte Kampf um die Einführung der 
Jeſuiten. Die vom Großen Rath befchloffenen Erfundigungen 
über pädagogifches Wefen und Wirken der Väter diefes Ordens 
hatten inhaltreiche Berichte von vielen Seiten ber zufammenge- 
bracht; denn fehs Bifchöfe und mehrere Regierungen waren ans 
gefragt worden. Dod mehr ald das viele Papier entfchieden die 
vorgefaßten Meinungen, und das längft gehegte Vorhaben rückte 
wieder um einen Schritt der Erfüllung näher. Im Regierungs- 
rath herrfchte zwar große Meinungsverfchiedenheit, im Erziehungs» 
rathe nicht weniger; eine Minderheit diefes Tegtern enthüllte mit 
ebenfo viel Würde ald Gründlichkeit die Schattenfeite jenes Vor— 
habend; fünfundachtzig Priefter, unter ihnen fehr angefehene, 
Sprachen ſich öffentlich gegen die Berufung des Ordens aus. Allein 


— 15 — 


die Jeſuiten hatten bereits ſo viel Boden im Lande gewonnen, 
daß ein Aufgeben derſelben kaum mehr zu erwarten war; eines 
der ihnen zugethanen Blätter rühmte mit Offenheit, daß im Laufe 
der damaligen Jeſuitenmiſſionen 17,000 Vereinsmitglieder im 
Kanton Luzern gewonnen worden ſeien; dabei trieb die politiſch— 
religiöfe Tendenz, die nun einmal herrſchend geworden, zum 
Abſchluß. Im Regierungsrath war die Zahl der Mitglieder, die 
jest für die Berufung flimmten, bereit auf fünf angewachfen, 
an ihrer Spige Schultheiß Siegmwart; dagegen nur noch fünf 
andere; Schultheiß Rudolf Rüttimann gab den Stichentfcheid 
gegen die Berufung. Im Großen Rath konnte Leu auf eine 
Mehrheit in feinem Sinne zählen. Nah längerem Berfehub trat 
diefe Behörde im Februar 1844 in das Wefen der Frage ein. 
In Uebereinftimmung mit dem Gutachten des Regierungsrathes 
wurde die allgemeine Reorganifation der höhern Lehranftalten, 
Gymnafium und Lyceum, im Orundfage befchloffen; in der Aus- 
führung aber ging der Große Rath andere Pfade als die Re— 
gierung vorgefehlagen. Auf Antrag von Schultheiß Siegwart 
wurde die Frage getrennt, die erwähnte Reorganifation für ein- 
mal auf das Gymnafium und die philofophifche Abtheilung des 
Lyceums befchränft; fo entſtand ein Geſetz, vermöge welchem alle 
Profefforen diefer Abtheilungen neu gewählt und einer Amts- 
dauer von vier Jahren unterftellt werden follen, mit der näheren 
Beftimmung, daß die mwefentlichen Lehrftühle mit Männern geift- 
lihen Standes zu beftellen feien. Hiedurch gedachte man Uebel— 
fände, deren fih im Laufe der vorangegangenen Jahre manche 
gezeigt, gründlich zu heben. Für die theologifche Lehranſtalt da- 
gegen und ein zu gründendes Priefterfeminar wurde, ebenfalls 
auf Antrag von Siegwart, ein Befchluß gefaßt, welcher der that- 
fächlichen Uebergabe derfelben an den Sefuitenorden nahezu gleich- 
fam: ed wurden nämlich der Regierungsrath und der Erziehungs- 
rath beauftragt, unter Zuftimmung des Bifchofd von Bafel, mit 
den Obern des Drdend wegen folcher Uebergabe, unter Borbehalt 
der Natififation, in Unterhbandlung zu treten (24. Februar), uns 
ter beigefeßter Bedingung, daß fich die Sefuiten der verfaffungs- 
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mäßigen Aufficht der Staatögewalten über ihr pädagogifches 
Wirken zu unterwerfen hätten. 

Sragliche Unterwerfung hat eine große Rolle gefpielt; die 
ganze Oppofition gründete darauf ihren Kampf; Staatöfchreiber 
Meyer insbefondere, der in diefen Tagen Beweiſe hoben ftaatd- 
männifchen Geiftes ablegte, wollte jedes Eintreten an die Bes 
dingung fnüpfen, daß die Sefuiten vorangehend die Aner— 
fennung der bezüglihen Vorfhriften der Verfaſſung zuficherten, 
fonnte damit aber nicht durchdringen. Es follten die Gefchide 
erfüllt werden ! 

Der Stoff zu noch mehrerer Aufregung in der Schweiz war 
nun gegeben; die Beforgnifje der Proteftanten wuchfen von Mo- 
nat zu Monat mehr anz felbft Staatsmänner von klarem Sinn 
und tolerantem Gemüthe wurden irre an der Zeit und fonnten 
fi) mit deren feltfamen Wendungen nicht bejceunden. In Genf 
nahm Altfyndic Nigaud bei Berathung eines Geſetzes über die 
Fremdenpolizei Anlaß über weitgreifenden Fremdeneinfluß zu kla— 
gen; unter Fremden verftand der trefflihe Mann die fih in 
der alten proteftantifhen Stadt Genf zufehends mehrenden Ka- 
tholifen, und mit bitterer Ironie erinnerte er, daß bei Beerdi- 
gung des Fatholifchen Pfarrers Buarin 160 katholiſche Priefter, 
Biſchöfe und Kapuziner an der Spike ded Zuges einhergefchrit- 
ten feien, Er ſah bereits in Wirklichkeit die katholiſche Propa- 
ganda mit Macht auf das reformirte Rom eindringen. Andere 
Zeiger der Zeit verfündeten dad Entftehen einer „proteftantifchen 
Union” in demfelben Genf. 

Inmitten diefer großen Bewegung der Geifter find Bor- 
gänge anderen Belanges faum des Erwähnend werth. Der Bor- 
ort Luzern hatte ſich viel mit einer zahlreichen eidgenöffifchen 
Kommiffion zu befajjen, welche den Kantonen und der Tagfahung 
zuverläffige Normen für die befte Pflege der fchmweizerifchen Han— 
deldinterejfen an die Hand geben follte. Hebung der Induſtrie 
durh Schußzölle, und hinwieder das Fortbeftehen bisherigen Frei— 
handelsſyſtems, fanden noch immer im Kampf einander gegen- 
über, und nur über einen Punkt mwaltete feine Meinungsver— 
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fhiedenheit, darüber nämlich, daß die inneren Zölle jeder Art 
noch immer fehr hemmend auf den Verkehr nah Innen und 
Außen einwirkten. Ausgezeichnete Fachmänner waren in die Kom— 
miffion berufen worden; Schultheiß Neuhaus von Bern follte 
fie präfidiren. Da ergab fich ein Etifettenftreit zwifchen ihm und 
dem Borort Luzern, die fich ohnehin gegenfeitig gründlich haßten; 
Neuhaus, je länger je reizbarer, erfchien nicht; der Vorort über: 
trug hierauf die Leitung der Kommiffion dem eidgenöffifhen Zoll 
revifor (Altlandammann) Sidler; den Freund Neuhaus als ver- 
legt erachtend, blieben nun Munzinger und Frei-Heroſee ebenfand 
aus, worauf der Vorort fie durch weniger befangene Männer aus 
andern Kantonen erfeßte. Diefe ſcheinbaren oder wirklichen Klein- 
lichkeiten find immerhin groß genug, um flar zu machen, wie 
tief die politifchen Zerwürfniffe in alle Randesangelegenheiten ein» 
griffen. Die Sache anlangend, entſchied fih die Kommiffion nad 
gründlicher Berathung in ihrer Mehrheit, an dem Statusquo 
bisheriger Handeläfreiheit feftzuhalten und auf feinerlei Weiſe 
hemmend in den beftehenden freien Verkehr einzugreifen, während 
die Minderheit ein zentrales Zollfyftem fchaffen, die Zölle an die 
Grenzen verlegen, dadurch auch gewiſſermaßen Schußzölle errich- 
ten wollte. Der Vorort, einfeitiges Streben nad induftrieller Ent- 
widelung wahrnehmend, hatte nicht überflüſſtg gefunden, der 
Kommiffion ernfte Räthe zu ertheilen. Nachdem er nämlich das 
Ueberfluthen einer materiellen, im Induſtrialismus indbefondere 
fi) Eundgebenden Richtung über die geiftigen und fittlichen Bes 
firebungen als eine Kalamität der Gegenwart bezeichnet und 
-möglichfte Wahrung der geiftigen und moralifchen Elemente, auf 
welchen das öffentliche Reben beruhen folle, dringend empfohlen hatte, 
warnte er (Borort) in umftändlicher Begründung vor den Schutz⸗ 
zöllen, welche die Vertreter der Fabrifinduftrie forderten, und em— 
pfahl, ihren Anfprüchen feine größere Bedeutung beizumeffen ale 
dem Aderbau, der Viehzucht, dem Weinbau und ald dem eigent- 
lichen Handeläftand. Die Behandlung ded Gutachtens blieb Auf- 
gabe der fpätern Tagfakungen. 

MWährend im Innern der Schweiz bereits hohe Gährung 
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berichte , entwicelte fih im Kanton Wallis eine gefahrdrohende 
Krifid. Die vorörtlihe Mahnung an den Staatörath zu Han- 
habung der verfaffungsmäßigen Ordnung blieb fruchtlos, die Rage 
des Landes vom Herbit 1843 bis Frühjahr 1844 ungefähr dies 
ſelbe. Schon im Laufe Februard beforgte der Staatdrath, ges 
fprengt oder ind Oberwallis zurüdgedrängt zu werden. Die Er- 
zeffe wiederholten fih; ihr Schauplag mar bei Beginn des eben 
genannten Jahres theilweife ſchon in das Mittelwallis verlegt, 
der Zehnen Gondi8 (Conthey) und namentlich die Gemeinde 
Ardon zu felbem auderforen worden. Der Staatsrath fehritt nun 
allernächft wieder mit der obrigfeitlichen Feder ein: durch Pros 
Hamation vom 27. März forderte er jede Gemeinde auf, im 
eigenen Gebiet die Ordnung aufrecht zu erhalten, bedrohte die 
nachläffigen oder miderfpännigen Gemeinden mit militärifcher 
Befegung oder andern Zwangsmaßnahmen, alle mit Verantwort- 
lichfeit für weitere Störung der öffentlichen Ruhe. Einzelne Ge- 
meinden fchicten die Proflamation zurüd, andere, insbefondere 
viele Gemeinden des Unterwallis, erfreuten die Regierung mit 
Ergebenheisadrefjen. Letztere fonnten nicht helfen; der Bogen war 
bereitö zu ſtark gefpannt, die Partei der Anarchiſten fühlte fich 
ſtärker in ihrem Unrecht, als die ſchwache Negierung in ihrem 
Recht. 

Anfangs Mai begingen erftere neue Gemaltthaten in 
St. Moriz und Umgegend. In Folge von Händeln zwifchen 
Alt» und Jungſchweizern wurde in Veroſſax Großrath Voeffrey 
von einer Bande der letzteren aus der Mitte des Gemeinderathes 
fortgefchleppt und auf eine entehrende Weife mißhandelt *, und 
da aus gleicher Beranlaffung ein Sungfchweizer verhaftet worden, 
drang eine Bande derfelben in St. Moriz zur Nachtzeit in das 
Haus des Präfidenten de la Pierre, zugleich Wohnung ded Ger 
richtöpräfidenten, befhimpfte und mißhandelte beide; nicht befrie- 


” Die Bande fchleppte ihn auf den Felſen oberhalb St. Moriz und ließ 
ihm, mit dem Geficht gegen die Erde gelegt, dreizehn Stockſtreiche aufmeſſen. 
Aus dem Strafurtheil über den Anführer Ludwig Martin. 
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diget hiemit, befreite fie mit Anwendung von Gewalt jenen Ges 
fangenen. 

Borangehend hatte fih in Martinach ein radikales Komite 
organifirt und durch Proflama Widerftand gegen jegliche real» 
tionäre Berfuche verkündet (25. April. 

Auf die Kunde von jenen Gewaltthaten und in Ueberein- 
fiimmung mit feinem Erlaß vom 27. März, befchloß der Staats- 
rath (7. Mai), St. Moriz, Veroſſax und Maffonger militärifch 
befegen zu laffen, ein Referveforps nach Sitten zu verlegen und 
den Großen Nath auf den 14. Mai einzuberufen. Gleichzeitig 
wendete er fi an den Vorort um eidgendffifche Sintervention, 
doch in dem befchränften Sinn, daß die aufzubietenden Truppen 
vor der Hand nur auf das Piquet geftellt werden follten. Das 
Begehren wurde am folgenden Tag erneuert, worauf der Vorort, 
obwohl voraudfehend, daß eine eidgenöffifche Intervention mehr 
zu Gunften der revolutionären Partei ald ihrer Gegner ausfallen 
dürfte *, wirklich einige Truppen aus den Kantonen Waadt, reis 
burg, Bern, Obwalden und Luzern zu den Waffen rief und den 
eidgenöffifhen Oberftien Johann Ulrich v. Salid aus Graubün- 
den zu deren Kommandanten beftellte; gleichfalld befchloß er, den 
Landammann Schmid von Uri und Bürgermeifter Burdhardt von 
Bafel ald eidgenöffiihe Kommiffarien zu entfenden; Burdhardt 
lehnte ab, nah ihm Blöfch von Bern ebenfalld, fo daß fih vor 
der Hand Landammann Schmid allein in Bewegung feßen mußte. 
Kaum hatten der Staatsrath und der Borort geſprochen und ges 
handelt, trat das Martinacher Komite (12. Mai) zum zweiten 
Mal mit der Haltung und dem Ton einer Gegenregierung auf, 
mahnte die Seinigen zur Wachſamkeit und zur Entſchloſſenheit 
gegen die von der Negierung ergriffenen Maßnahmen und bes 
zeichnete diefe ald Meineid und Verrath. Durch diefen Akt war 
der Aufrubr, wenn auch unter phrafenreicher Umfchreibung, er= 
klärt, und es fonnte nur noch in Frage kommen, auf weſſen 
Seite die Kraft mit dem Erfolg fich einigen werde, In der übri- 


* „Eidgenöffifhe Monatsfchrift 1846”, Seite 357. 
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gen Schweiz murde die Gefammtheit diefer Ereigniffe mit uns 
nennbarer Aufregung vernommen, in der iweftlichen zumal, we 
fofort befonders die Kantone Bern und Waadt Partei für das 
Martinacher Komite und feine Zwecke nahmen. Wir erzählen zus 
erft den Fortgang der Dinge im Kreife der Wallifer Behörden. 

Sehr zahlreich verfammelte fih der Große Rath, in feiner 
Mitte auch jene Männer, melche zugleich Mitglieder des Mars 
tinacher Komite’d waren. Die Handlungen des Staatsrathed wur- 
den gebilligetz; diefer felbft hoffte inzwifchen die Unordnung zu 
bändigen ohne wirkliche Beſetzung von St. Moriz, trug jedoch 
auf ein Defret an, welches die außerhalb der Staatdgewalten 
militärifh organifirten und bewaffneten Gefellfhaften im Kanton 
verbiete. Zmwifchenhinein ward eine Kommiffion niedergefegt; aber 
auch die Klubbs verfammelten fih. Neununddreißig Mitglieder 
verlangten mit eigenhändiger Unterzeichnung : 1. daß dem Staats» 
rath eine Regierungsfommiffion von 5 Mitgliedern beigegeben; 
2. ein Oberfommandant der Truppen, welche man aufzubieten 
in den Fall fommen fönnte, durch den Großen Rath ernannt; 
3. daß der Regierungsgewalt unbedingte Vollmacht ertheilt werde, 
die ihr zur Wiederherftellung der Ruhe, zur fihern Ausübung 
der Gerechtigkeit und zur Schadloshaltung der Befchädigten ges 
eignet erfcheinenden Maßregeln zu ergreifen; 4. daß das Dekret 
über Berbot von Geſellſchaften fich auf alle diejenigen Vereine 
ausdehne, welche durch den Großen Rath nicht gebilliget feien. 
Die Kommiffion pflichtete diefen Begehren bei. Die Berathung 
war ftürmifh; ein Theil der Mitglieder, größtentheild aus den 
Zehnen Monthey und Martina, verließ die Berfammluug, in 
deren Mehrheit fie nur die organifirte Gegenpartei erblidten. Der 
Große Rath befchloß die angetragene Kommiffion, wenn auch 
nur von drei Mitgliedern, mit unbedingter Vollmacht zur Ber- 
mehrung der Zahl der für die Handhabung des Friedens erfor- 
derlihen Truppen, und die Ernennung eined Oberfommandanten 
der Landwehr. Die Wahl des letztern fiel auf Wilhelm von Kal- 
bermatten, zugleih das erfte Mitglied jener Kommiffion. In 
außeramtlihe Sprache überfebt, war dieß gleichbedeutend mit 


— 141 — 


dem Ausfpruch: Die herrfchende Mehrheit bietet dad gefammte ihr 
treue Volk, das ohnehin ſchon zum Aufbruch bereit ftand, gegen 
jeglihen Widerftand der Anarchiſten auf und überträgt dem ge— 
nannten Offizier die militärifche Bollftredung der Exekution; ein 
regelmäßiges Aufgebot der Milizen wäre mit der Lage nicht mehr 
verträglich gemwefen. * Am 17. fpät Abends, eine Stunde nad 
Erlaß des Großrathsbeſchluſſes, forderte dad Martinacher Komite 
in einem Proflam aus Sitten die Seinigen zur Ergreifung der 
Waffen auf: „für die Vertheidigung unferer Freiheiten.“ Moriz 
Barman unterzeichnete ald Präfident. Darauf verließen die 
Komitemitglieder und die Häupter der jungen Schweiz die Stadt. 
Am 18. befchloß der Große Ruth, in Widerfpruch mit dem frühern 
milden Antrag des Staatsrathes, es fei der Zehnen St. Moriz 
militärifch zu befegen. Bon nun an ftanden ſich Wilhelm v. Kal- 
bermatten und Moriz Barman als Heerführer gegenüber; der 
Krieg begann. Kalbermatten befegte am 18. mit feinen Truppen 
die Hauptftadt des Kantons. Bis in die Nacht vom 19, ftanden 
fie ſchon 3000 Mann ftarf in Stadt und Umgegend. Außerhalb 
der Stadt lagen die Vorpoften der Jungſchweizer. Am 19. früh 
ftattete der Große Rath den Oberfommandanten v. Kalbermatten 
mit allen Befugniffen militärifher Diktatur aus; Sitten wurde 
in Belagerungszuftand erflärt; die junge Schweiz machte einen 
fruchtlofen Angriff auf Saviefe und den rechten Flügel der Re— 
gierungstruppen, zog ſich dann nad) Ardon zurüd und verfchangte 
fi) dort. Regelrecht griff am 20. Kalbermatten die Pofition an 
und zwang die Gegner nach kurzem Kampfe zum Rückzug über 
die Brüde von Riddes, die fie zu ihrer Dedung fofort in Brand 
ftedten, und weiter abwärtd nah Martina. Der entfcheidende 
Tag war der 21. Mai. Während der erzählten Ereigniffe in 
Dber- und Mittelmallis trafen die verbündeten Altfchweizer in 
Unterwallid Anftalt, der feindlichen Hauptfolonne den Rüdzug 
abzufchneiden. Schon am 18, beſetzten fie La Balma, einen 

* Daher das Aufgebot an alle organifirten Korps von Freiwilligen erging 


(fo lautete das Zirfular an die Gemeinderäthe der öftlihen Zehnen , vom 
17, Mat). 
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Weiler zwiſchen Evionnaz und Miesville, unterhalb Martinach; 
eine Fleinere gegnerifche Kolonne, von Joſeph Torrent angeführt, 
der fih an das bereitd früher aufwärtd marfchirte Korps von 
Joris anfchließen wollte, ließen fie nach etwelchem Kugelmechfel 
paffiren und maskirten ihre Stärfe, um defto ficherer den bezeich« 
neten Zwed zu erreichen. Bis zum 20. waren die Altfchweizer 
zu einer Divifion von 350 Mann angewachfen, die fih aller 
günftigen Poften, indbefondere der Brüde über den Trient, bes 
mächtigte, um allda den Hauptfchlag zu führen. Noch am 20. 
Abends traten Barman und Joris mit ihren vereinten Korps von 
900 Mann ihren Rückzug von der Brüde zu Riddes nah Martina) 
an und gedachten ihn bis St. Moriz fortzufepen. Am 21. Mai 
früh mit Tagesanbruch griffen fie die Altfchweizer an; um den 
Marfch über die Brüde nah St. Moriz zu erzwingen; ein mör- 
derifches Gefecht entfpann fich, beide Theile fochten mit Muth 
und Ausdauer, zuerft bei der Brüde, dann unterhalb derfelben, 
nachdem ein Theil der Jungſchweizer den Trient mittelft Fuhrten 
durchwatet hatte; hier fiel neben andern Offizieren auf Seite der 
Jungſchweizer der Oberfilientenant de Nuce. Schon Morgens 6 
Uhr war das ernfthafte Gefecht beendiget. Nach Angabe der Sie— 
ger verloren die Jungſchweizer an Todten 54 Mann, dann 58 
Gefangene, beide Theile zufammen 22 Bermundete. Moriz Bar- 
man und Joris erhielten felbft von ihren Gegnern das Zeugniß 
der Tapferkeit. Am Tage zuvor hatte man ſich nicht bloß in Ar- 
don, fondern auch unterhalb im Thale Entremont gefchlagen, da 
die aus tiefem Thal auöbrechenden Altfchmweizer vereinzelten Wider- 
fand von Jungſchweizern fanden. Es feßte auch bier Todte und 
Verwundete ab. Während ‚dem entfcheidenden Kampf am Trient 
Hand das Hauptheer von Kalbermatten noch bei Riddes; erft 
am 21. Abends war hier eine proviforifche Brüde erbaut und 
fonnte dic Rhone paffirt werden. In der folgenden Nacht ward 
Martinady befegt; am 23. rüdten die fiegenden Randmwehrtruppeu 
in St. Moriz und Monthey ein, aller Widerftand hatte aufge- 
hört; die revolutionäre Gewalt war vernichtet; die Führer, die 
fie geübt, hatten flüchtig das Land verlaffen. 
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Die Führer der Aufftändifchen haben, wir; genannt. Außer 
dem Oberbefehlöhaber der Landwehr oder. dev Regierungstruppen 
find zu nennen ald zweiter Chef derfelben der Oberftlieutenant 
Zaffiner aus Redingen, Adrian v. Gourten ald Chef ded Ges 
neralftabs ; de Werra fommandirte die rechte, Major v. Roten 
die linke Flügelkolonne. Oberft de Preug ftand mit Elias 
v. Courten und Cathrin im Zentrum unmittelbar unter Kalber- 
matten. Die Artillerie fommandirte Lieutenant Wolf aus Sitten. 
Die felbitftändig aufgeftellte Divifion am Trient befehligte ein 
fünfundfechszigjähriger in franzöfifhen Dienften ergrauter Offi- 
zier mit dem Feuer eines Jünglings. Mit dem ftarfen Zuzug, 
den Zaffiner aus dem oberften Wallis heruntergebracht, war Kal- 
bermatten’s Heer bei 8000 Mann ſtark geworden. Der Vater war 
mit dem Sohn ausgezogen und in mehr ald einem Zehnen 
mochte der Großvater auch den Enkel mitgenommen haben. Die 
ganze Mafje war bewaffnet, die einen mit Schießgewehren, bei- 
nahe die Hälfte. mit Stugern. Außerdem führten fie 200 Doppel» 
baden oder Musfeten mit fi, welche wegen ihrer Schwere von 
zwei Schügen abwechfelnd getragen und bedient wurden. Muni— 
tion war hinreichend vorhanden, Verpflegung und Sanitätsdienft 
wohl geordnet. Freunde und Gegner diefed improvifirten Volks— 
heeres, das aus den entlegenften TIhälern vom Fuße der Furfa, 
der Gemmi und des Monterofa, aus Haupt: und Nebenthälern 
des Wallis, einhergeftürmt war, anerfannten, daß ed mufterhafte 
Mannszucht gehalten habe; der Stadtrat von Sitten ſprach fol- 
ches urkundlich aus (28. Mai); Kalbermatten erntete für fich den 
Ruf eined ausgezeichneten DOffizierd, der einen trefflichen Kriegs— 
plan nicht nur zu entwerfen, fondern auch auszuführen gewußt 
hat. Das ihm gegenüberfiehende Heer der Jungſchweizer wurde 
amtlich im Ganzen auf 1200 bis 1500 Mann angefchlagen. Es 
werden ihm einige Brandftiftungen zur Laſt gelegt, die durch 
militärifche Gründe nicht gerechtfertigt werden Fonnten. 

Während der Krieg in Wallis wüthete, fletfchte diplomati- 
fher Hader in der übrigen Schweiz die Zähne. Für Waadt war 
Unterwallis nach den Ereigniffen von 1839 und 1840 foviel ald 
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eine gewonnene Provinz. Treu und ängſtlich hütete Druey fei- 
nen Pflegling. Im Laufe der Zeit drohte er ihm zu entfchlüpfen. 
Die von Wallis begehrte, vom Vorort Luzern dargebotene be- 
waffnete Intervention verhieß der Megierung und den Gegnern 
der Jungſchweiz, legtere Eines mit der radikalen Partei in Wallis, 
günftig zu fein. Kaum hatte Waadt den Befehl zum Aufgebot 
erhalten, beftritt ed dem Vorort die daherige Kompetenz und ver- 
weigerte die Stellung der Truppen unter vorörtlichen Befehl. Um 
fo mafjenhafter bot e8 feine Truppen doch auf, mit der faum 
verhehlten Abfiht, fie unter Umftänden nad eigenem Ermeſſen 
und im Intereſſe der eigenen fantonalen PBolitif im Kanton 
Wallis oder wenigftend an deffen Grenzen zu verwenden. Dabei 
blieben Waadt und feine Freunde nicht fichen. Unmittelbar nad 
dem ablehnenden Beſchluß des Großen Rathed von Waadt, am 
folgenden Morgen nämlich, befchloß die Regierung von Bern 
dadfelbe, indem fie für die nach dem Wallid aufgebotenen Trups 
pen von Luzern und Obwalden die Bewilligung zum Durch— 
marfch ablehnte, gleichzeitig aber mehrere eigene Bataillone auf 
das Piket ftellte, Alles in unverkennbarem, wenn auch geheimem 
Einverftändniß mit Waadt. Zu der obrigfeitlihen Unbotmäßig- 
feit gefellte fich jene der Privaten; die Waadtländer Bevölkerung, 
durch ihre politifhen Sympathien, wie nicht minder durch emfig 
verbreitete Gerüchte von den Greuelthaten getrieben, mit denen 
die „liberalen“ Freunde in Unterwallis bedroht fein follten, hielt 
fih) zur bewaffneten Einmifchung auf eigene Fauſt berechtigt. Am 
20. Mai, aljo unverweilt nah Empfang der Berichte vom An— 
marſch de? Kalbermatten’schen Heered nach dem Unterwallis, zo— 
gen 3 bis 400 Freiwillige aus dem Kanton Waadt unter Ge- 
bietöverleung über die Nhonebrüde in St. Moriz ein und las 
gerten fi dort auf einer Wiefe, die Gelegenheit zur Theilnahme 
am Kampfe abwartend; erft die Kunde von der Niederlage ihrer 
Freunde am Trient trieb fie zurüd auf den heimathlichen Boden. 
Die Theilnahme auch von Fremden, deutſchen und italienifchen 
Nevolutionären, an jenem Zuge der Waadtländer, wird vielfach be— 
hauptet; zum Beweife liegen jedoch feine genügenden Thatfachen vor. 
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In ſchwieriger Stellung befanden fih das eidgenöfftfche 
Kommiffariat und der Oberbefehlshaber der eidgendffifhen Trup— 
pen, die nicht zu vereinigen waren. Landammann Schmid blieb 
in Freiburg, bis er am 20. Mai ausdrüdlichen vorörtlichen Be— 
fehl zur Weiterreife in den Kanton Wallis erhielt. Mittlerweile 
hatte der Vorort, um Mar auszumitteln, ob die von Bern und 
Waadt beftrittene Intervention wirklich nöthig oder nicht, den 
Staatöfchreiber Meyer abermals ald „Berichterftatter“ nach dem 
Wallis entfendet, mit Vollmacht, unter Umftänden neben Schmid 
als zweiter eidgenöffifcher Kommiffär dafelbft aufzutreten, eine Dop⸗ 
pelftelung, die alle Betheiligten in Verlegenheit ſetzte. Meyer 
traf am 15. in Sitten ein, wo der Staatörath felbft nicht wollte, 
daß er in der Eigenfhaft eines Kommiffärd auftrete, denn der 
Staatsrath hatte unterdeffen gelernt, daß es nützlicher fein dürfte, 
fih der eidgenöffifchen Intervention nicht ohne äußerſte Noth zu 
bedienen. Ueberhaupt hatte er die Dazwiſchenkunft eidgenöffischer 
Kommiffarien nie verlangt und in amtlichen Aktenſtücken erklärte 
er jede gegentheilige Behauptung ald unwahr. So blieb Meyer 
für einmal bloßer Berichterftatter; die radifale Partei aber ge- 
fiel fih, ihm mefentlichen Einfluß auf die gegnerifchen Führer 
behufs des allgemeinen Aufgeboted zuzufchreiben, wobei fie vers 
gaß, daß die waltende Aufregung auch ohne foldhen Lenker bes 
reits den höchften Grad erreicht hatte, das Oberwallis indbefon- 
dere darüberhin von der Begierde getrieben fein mußte, für die 
Niederlage von 1840 fich glänzende Genugthuung zu holen. 
Mittlerweile Befahl der Vorort (19. Mai) dem Kommilfär 
Schmid den Eintritt in den Kanton, dem Staatöfchreiber Meyer 
den Anfchluß in gleicher Stellung ; diefen Auftrag erhielt Meyer 
aber erft nach der Vernichtung der Jungſchweiz am Trient, und 
ebenfalld erft nachher gab der Staatsrath die Erklärung, daß 
ed ihm nunmehr genehm fei, das Kommiffariat zu empfangen. 
Das legtere trat am 23. Mai in St. Moriz auf, hatte jedoch 
für feine Wirkſamkeit nur noch eine Nachlefe. Die Kommiffarien 
verivendeten ihren Einfluß, an den Grenzen von Wallis und 
Waadt jeden möglichen Konflikt zwifchen den — und jenſeits 
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zahlreich angehäuften beidfeitigen Truppen zu verhindern, erließen 
Befehl an den Oberfommandanten Oberft v. Salid, die mittler- 
weile durch den Vorort in wirklichen Dienft berufenen eidgendffi- 
jhen Truppen zu entlaffen, und empfahlen dem Staaterath von 
Waadt, die von ihm felbft aufgebotenen Korps an der Wallifer 
Grenze zu vermindern, die zahlreichen Wallifer Flüchtlinge von 
denfelben zu entfernen. Am 24. Mai in Sitten angefommen, 
feßten fie dafelbft diefelben Bemühungen fort. Am 4. Juni waren 
die Waadtländer Truppen gänzlich entlaſſen; fchon vorangehend 
hatte die Wallifer Landwehr ihren Rüdzug angetreten mit einzi- 
ger Ausnahme von ſechs Milizfompagnieen, welche die Zehnen 
St. Moriz und Monthey befegt hieltenz die Kommiffarien und 
der eidgenöffifche DOberfommandant verließen den Kanton am 
11. Juni. Wallis hatte fich felbft geholfen, gewiß beffer als es 
feine beften Freunde in Luzern vermocht hätten. 

Auch nah dem Aufbruh des Volksheeres von Sitten abs 
wärts blieb der Große Rath, in feiner Mehrheit gefeglich vers 
fammelt, in ununterbrochener Thätigkeit; er erklärte Alle, welche 
abfichtlih die Waffen gegen die Regierung ergriffen oder dazu 
aufgefordert hatten, als Nebellen, befahl die Verhaftung ihrer 
Führer und -Truppentommandanten, verwies die mit den Waffen 
“in der Hand GErgriffenen vor ein Kriegögericht und verordnete 
allgemeine Entwaffnung der Theilnehmer am Aufruhr. Den Ge- 
meinden Martinah, Fully, Sailon, Leytron, Saron, Riddes, 
St. Moriz, Collonges, Maffonger und der Ebene von Monthey 
legte er eine Steuer von 14000 Franken auf. Ein paar Tage 
nachher wurden einzelne diefer frengen Verfügungen gemildert, 
das Kriegägericht fiel weg, dagegen wurde ein befonteres Zen: 
tralgeriht zur Beurtheilung der Preß- und politifhen Delikte auf- 
geftellt, dejjen Urtheile an das verfaffungsmäßige Appellationsgericht 
des Kantond gezogen werden fonnten. Die längft zu Tage getretene 
NRathlofigkeit und Unzulänglichfeit der ordentlichen Zehnengerichte 
hatte diefe Maßregel hervorgerufen. Jenes Spezialgericht wurde 
Gegenftand vielfacher Anfechtung, konnte zwar aus den Um: 
Händen entfchuldiget, aus dem formellen Standpunkte der Ber- 
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fafjung jedoch nie vollends gerechtfertiget werden. * Ein weiteres 
Defret vom 30. Mai bezeichnete näher die Kategorien der bei 
dem Aufftande Betheiligten, gegen welche die gerichtliche Verfol- 
gung in Anwendung fommen folle; einbegriffen wurden nun 
auch die Mitglieder des Kantonalkomite's der Jungen Schweiz 
und jene bed Martinacher Komite's, von melden die Proflama- 
tion vom 12. Mai ausgegangen. Der Große Rath verfügte im 
Fernern die Unterdrüdung des „Alpeneho“, das fo lange zum 
Aufftande geblafen, die Aufitellung einer mobilen Kolonne von 
4 bis 200 Mann zur gänzlichen Säuberung ded Gebietes, die 
Auflöfung „der bewaffneten Gefellfhaft der jungen Schweiz“, 
und erließ ein allgemeines Verbot von politifchen Gefellfchaften, 
die zu ihrem Verband nicht vom Großen Rath ermächtiget wür- 
den. ** Endlich verordnete er die Revifion der Verfaſſung und 
ſchloß am 5. Juni feine denfwürdige Berfammlung. 

Den Charakter des num beendigten Kampfes bezeichneten die 
eidgenöffiichen Kommifjarien mit folgenden Worten: „Der ganze 
Berlauf der Mai-Ereigniffe bat den augenfcheinlichiten Beweis 
geliefert, daß feineswegs zwei verfchiedene Landestheile des Kan- 
tons Wallid mit einander im Kampfe ftanden, fondern die uns 
geheure Mehrzahl der Landesbevölferung gegen eine ftörrijche, 
aufrühreriihe Faktion. Wirklich wurde auch der Hauptichlag zur 
Vernichtung der Aufrührer von der bewaffneten Mannſchaft 
des Unterwallis ſelbſt geführt, und am Orte ſelbſt, wo die Ruhe— 
ftörung ihren Urfprung hatte, wo fie zum Aufruhr heranwuchs, 
wurde fie auch vernichtet.* In ähnlihem Sinn ſprach fih ein 
unparteiifches Waadtländer Blatt aus; „der lebte Kampf hat es 
bewiefen: fünf Sechötheile des Wallis vielleicht haben fich gegen 
einen Sechötheil erhoben. Auf der einen Seite fand ſich ganz 
Dberwallid, alle Seitenthäler des Unterwalliß und felbft einige 
Dörfer der Ebene, auf der andern Seite die junge Schweiz, der 


» Es ift aber vom Volk mit 19,003 gegen 584 Stimmen angenommen 
worden. 
** Dom Volk angenommen mit 18,034 gegen 1042 Stimmen. 
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Radikalismus, mit Gewalt einige Liberale guten Schlages mit 
fi fortfchleppend, die nicht in den entgegengefegten Reihen er- 
fheinen, noch eine neutrale Stellung, die man ald Feigheit ans 
gefehen hätte, einnehmen konnten. Das Zahlenverhältnig beider 
Parteien und die Zufammenfegung der fiegreichen Partei zeigen 
allen, welche nicht haldftarrig die Augen verfchließen wollen, daß 
der Kampf nicht zmifchen Ober» und Unterwallis, und auch nicht 
zwifchen der retrograden und der eigentlich liberalen Sache ge- 
führt wurde, fondern vielmehr zwifchen der jungen Schweiz und 
Allem, was von ihr angegriffen war, zwiſchen dem wilden irrelis 
giöfen Radikalismus und Allem, was ihn verabfcheut, zwifchen 
einer durch ihre Erzeffe unmächtigen Minderheit und der durch 
priefterliche Macht geleiteten Volksmeinung.“ 

Anders dachte die radikale Partei in der Schweiz, mit ihr 
einige Regierungen, welche vornämlich ihren Einflüffen zugäng- 
lich waren oder aus andern Gründen durch den Ausgang dad 
Ziel ihrer heißeften Wünfche verloren fahen. Borort und Koms 
miffarien follten zur Rede geftellt, durch eine neue eidgenöſſiſche 
Sintervention follte der nun gewordene neue Zuftand in Wallis 
wieder geftürzt werden. Waadt hatte fchon am 20. Mai die Eins 
berufung einer außerordentlihen Tagfagung begehrt, damals um 
dem möglichen Einfluffe des Vorortes und feiner Kommiffarien 
auf die Angelegenheiten von Wallis einen Damm entgegenzu- 
ftellen; auch nachdem die Thatſachen entfchieden hatten, nachdem 
es durch Sendungen des Poftdireftord Noblet und ded Staatd- 
raths Ruchet in jenen Kanton fich leicht hätte über den wahren 
Sachverhalt erbauen können, und obwohl der Vorort fehon mit 
Rückſicht auf die Nähe der ordentlichen Tagkıgung vom Begehren 
abgemahnt hatte, beharrte der Staatörath gleichwohl auf der Ein- 
berufung. Ueberboten wurde die Waadtländer Hitzköpfigkeit durch 
die Parteisfeidenfchaftlichfeit von Aargau. Hier überfchritt der 
Zorn über das Gefchehene, Kind der Furcht wegen der eigenen 
mit fo vielen Blößen behafteten Stellung, alle Schranken: Der 
Große Rath befhloß ebenfalls, mit ſtarker Mehrheit, die Ein- 
berufung einer außerordentlichen Tagfagung zu begehren, inftruirte 
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und wählte an folche feine Gefandtfchaft: fie follte den ernfteften 
Tadel gegen Borort und Kommiffarien auöfprechen, auf Abfen- 
dung neuer „unparteiifcher" Kommiffarien nnd Unterfuhung der 
Lage der Dinge abftellen, dann mitwirken, daß jede Verfolgung 
wegen der. ftattgehabten Greigniffe von Rechtswegen niederge- 
fhlagen, und durch Rekonftituirung „ein allfeitig fehügender neuer 
Rechtszuftand“ herbeigeführt werde. Er befchloß fonach eine viel 
weiter greifende Einmifchung gegenüber von Wallis, ald je gegen 
Aargau von irgendwen in Antrag gebracht, durch Aargau felbft 
beharrlich abgelehnt worden war. Nach Anficht Aargau's follte 
der Bund der gefchlagenen Partei wieder auf die Beine helfen. 
Die Angft über gefährdete eigene Macht war für Bieled mit im 
Spiel. Im Laufe einer höchft leidenfchaftlichen Diskuffion wieſen 
Wieland und Waller auf einen zürcherifchen Staatdmann bin, 
welcher der aargauifchen Regierung ſchon längſt den Untergang 
voraus verfündet habe. Waller aber ermannte fih mit dem Aus- 
ruf: „Bluntſchli, Bluntſchli! wahrlich, wahrlich ich fage dir: eher 
wird Zürich ald Aargau in Trümmer fallen.“ Oberrichter Lützel⸗ 
ſchwab und Meienberg hatten vergebend der Politif der aargauis 
ſchen Großrathsmehrheit eine ehrenwerthe Oppoſition gegenüber- 
geftellt. An Waadt und Aargau, melde die Einberufung einer 
außerordentlihen Tagfasung begehrten, ſchloſſen fih zum glei- 
hen Zmwede Glarus, Schaffhaufen und Teſſin nebft Bafel-Land- 
fhaft an. So war das Begehren von fünf Kantonen vorhanden, 
der Borort mußte entfprechen und berief die Tagſatzung auf den 
25. Juni. 

Sie erſchien vollzählig in der Bundesftadt Luzern, aus den 
Gefandten beftehend,, die zugleich für diefe außerordentliche, tie 
für die fpätere ordentliche Tagſatzung gewählt worden, an ihrer 
Spitze Schultheiß Siegwart. In der Eröffnungdrede verwies er 
auf die bereit# wiederhergeftellte Ruhe im Kanton Wallis und 
auf die Mäßigung, welche die dortige Regierung biöher bewährt 
habe. Er erklärte die Behauptung, daß in dem legten Kampfe 
der Geift der Freiheit und des Fortfchritted eine Niederlage er- 
litten habe, ald ungegründet, da fich die große Mehrheit — auch 
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folche, die vor wenigen Jahren für die Nechtögleichheit gefämpft — 
gegen eine zügellofe Minderheit erhoben habe. Er fchilderte hier- 
auf die Greigniffe feit 1840, fowie das Treiben einer Partei, 
welche fich gegen alle Grundlagen der gefellichaftlihen Ordnung, 
gegen Sicherheit der Perfonen und des Eigenthums drohend 
aufgelehnt, und für welche ed eine Wohlthat geweſen wäre, hätte 
man fie gleich bei der erften Ungefeglichfeit in die Schranfen zu: 
rüdgewiefen. Der Präfident der Tagſatzung ſchloß mit einer Er- 
mahnung an fämmtliche Stände, Ordnung und Geſetz zu hand— 
haben und das Land laut Bundesvertrag, Sitten und Gewohn⸗ 
heiten des Volkes zu regieren, endlich mit ernter Klage über das 
geringe Zufammenwirfen der Kantone zu Erhaltung der Ord— 
nung. Sofort beantragte Bafelland: die anmwefende Gefandtfchaft 
von Wallis von der Theilnahme an den Verhandlungen auszu— 
fchließen, bis erwieſen, daß die Nechtäficherheit dafelbft hergeftellt 
und die Berfaffung in ungeftörte Wirkſamkeit wieder eingetreten 
fei. Nur Aargau pflichtete bei; beinahe einhellig verwarf die Tags 
fagung den Antrag. Der weitere Erfolg entiprach diefem Anfang. 
Die flagenden Kantone waren ſchon vor dem Zufammentritt der 
Tagſatzung gefchlagen, indbefondere gründlich wiederlegt durch eine 
ausführliche Denkfhrift des Vorortes vom 5. Juni über bis— 
herige eidgenöffifhe Praris bei inneren Unruhen und über die 
feit 1815 ftattgefundene Bethätigung der Bororte in Anordnung 
von eidgendffifchen Snterventionen und deren Durchführung. Nach 
der Eidesleiftung zum Bortrag aufgefordert, wiefen jene Kantone 
auf die laut ihren Inſtruktionen verfaflungswidrigen Vorgänge 
im Wallis hin, verlangten Unterfuh und Abhülfe, auch Wür— 
digung des vorörtlihen Verhaltens und desjenigen der Kommiſ— 
farien, alles in mancherlei Abweichungen und verfchiedenen Wen- 
dungen, am fchärfften ausgeprägt im Botum von Aargau, deffen 
Weſen fehon oben angegeben worden. Nah Anhörung diefer ers 
ften Eröffnungen gefiel e8 der Berfammlung, auf Antrag des 
Präfidenten, vor Allem aus die Trage in Behandlung zu 
nehmen, ob eine Einmifhung in die Angelegenheiten von Wallis 
ftattfinden folle oder nicht. Später erft follte die Prüfung der 
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gegenfeitigen Klagen über dad Benehmen des Bororted, dann 
desjenigen der Kantone Bern und Waadt, folgen. Durch diefe 
kluge Ausfheidung des Berathungsftoffes wurde die Stellung 
der befchwerdeführenden Kantone noch ſchlimmer, als fie von Haus 
aus gemwefen. Am 26. Juni folgte die Verhandlung über jene 
Interventiondfrage; Aargau trat ald Kläger und Reklamant auf, 
Wallis trug feine Verantwortung vor. Bon dem ald verfaffungs- 
widrig eingeflagten Zentralgericht fagte die Geſandtſchaft: es fei 
nur deshalb aufgeftellt worden, weil politifche und Preßvergehen 
von den entweder mitbetheiligten oder eingefchüchterten Zehnen- 
gerichten gar nicht beftraft wurden; übrigens feien jedem Zehnen 
feine Zivil-, Korreftional- und Kriminalgerichte unangetaftet ges 
gelaffen worden. Die Verhandlung dauerte volle drei Tage lang; 
die meiften Gefandifchaften ergingen ſich in Nüdbliden auf 
frühere eidgenöffifche Interventionen oder auf Fälle, wo felbft 
bei außerordentliher Sachlage (mie 1839 in Zürich) eine eidges 
nöffifche Intervention unterlaffen worden, und gelangten zum 
Schluß, daß nah dem Gang und Stand der Angelegenheiten 
von Wallis eine gegründete Veranlaffung zu der von Aargau 
geforderten, die ganze zeitweilige Eriftenz ded Kantons Wallis 
in Frage ftellenden Einmifchung nicht vorhanden fei. Wohl floffen 
YAeußerungen oder Begehren mehr oder weniger im Sinne von 
Aargau, fo von Bafelland, Schaffhaufen, Appenzell U.R., Thurs 
gau und Genf; aber die Macht der Umftände gebot den heftigften 
politifchen Leidenfhaften Stillfhweigen. Die in Berathung ges 
ftandenen Hauptpunfte entnimmt man am beften aus der Reihen— 
folge der Fragen, welche zur Abftimmung gelangten, aus diefer 
felbft die Stellung, welche die einzelnen Kantone eingenommen 
haben: Nur drei Kantone (Glarus, Schaffhaufen und Thurgau 
nebft Appenzell A. NR.) ftimmten für Niederfegung einer Kom— 
miffton zur Unterfuchung der ganzen Angelegenheit; dagegen ſprach 
fih eine überwiegende Mehrheit von Ständen für Ablehnung 
jeglicher Intervention aus, und zwar: Luzern, Zürich, Uri, 
Schwyz, Unterwalden, Zug, Freiburg, St. Gallen, Teffin, Waadt, 
Wallis, Neuenburg und Genf, nebit Bafelftadt und Appenzell 
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J. R. unter ſich freilich durch fehr verfchiedene Beweggründe 
geleitet. Eine Amneftie wollten empfehlen fünf Stände: Bern, 
Glarus, Graubünden, Thurgau und Genf. Ein anderer Wunſch, 
daß Wallis endlich fein Spezialgericht einftellen möchte, vereinigte 
bloß die Stimmen von Bern, Glarus, Graubünden und Thur⸗ 
gau, nebft Appenzell A. R. Für den Antrag endlih, „unpar- 
teiiſchet eidgenöffifche Repräfentanten zur Anhörung beider Bars 
teien nach Wallis abzuordnen, flimmte nur deffen Urheber: der 
Kanton Aargau. Diefe Willenderklärungen der Kantone erfolgten 
am 28. Juni, ald am vierten Tage der außerordentlichen Tag- 
fasung. Es war Freitag, der folgende Tag ein Fatholifcher Feſt— 
tag, der weitere ein Sonntag. Auf Montag den 1. Juli war 
laut Bundeavertrag die ordentliche Tagſatzung zu eröffnen. 
Auf diefe blieben nun die übrigen wegen der Wallifer Angele- 
genheit aufgeworfenen Fragen verfchoben, und die Eidgenofjen- 
fchaft hatte ein Schaufpiel aufgeführt, auf welches fie felbft nur 
mit Befhämung zurücdbliden mochte. Die Schuld aber traf nicht 
Ale, fondern Jene, welche auch durch die weiſeſten Abmahnungen 
nicht vermocht werden Tonnten, ihr übereiltes Begehren um Eins 
berufung einer außerordentlichen Tagſatzung fallen zu laffen. Mit 
Widerſprüchen und daherigen verdienten Vorwürfen beladen hat 
ſich in diefer Zeit vornemlich Aargau, welches fich nicht erinnern 
wollte, dur welche Mittel es im Januar 1841 den Beſtand 
feines bis zum nahen Fall erfchütterten Regierungsſyſtems fammt 
deffen Trägern aufrecht erhalten, ebenfowenig, daß ed gegen die 
damald von einzelnen Kantonen in Antrag gebrachte Interven— 
tion in dortige Angelegenheiten laute Berwahrung eingelegt hatte, 
nun aber, wenige Jahre nachher, fich nicht fcheute, gegen Wallis 
auf Maßnahmen zu dringen, welche diefen Kanton zu einer Rand» 
vogtei der radikalen Partei herabgewürdigt hätten. 

An genanntem Tag wurde die ordentliche Tagfapung durch) 
Schultheiß Siegmwart eröffnet. Die Feier an ſich fhon war er- 
hebend. Der Präfident erhöhte den Ernft diefer Stunde durch die 
Kraft und die Entfchiedenheit einer Rede, welche den fehneidenden 
Gegenfag der alten, auf der Gleichberechtigung aller Kantone 
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oder Stände beruhenden Eidgenoflenfchaft zu der einheitlichen 
Schweiz, mie ſolche durch befannte Reform- oder vollends Um— 
wälzungspläne gefchaffen werden wolle, mit fcharfer Logik aus: 
hob und den verfammelten Boten zu Gemüthe führte. Nach Sieg— 
wart war die Eidgenoffenfchaft nie flärfer, als in jenen Jahr— 
hunderten, in melden die Kantone im vollen Befiß einer 
unbedingten Gleichberechtigung zu einander ſtunden; nie Tleiner, 
ſchwächer und weniger geachtet, ald zur Zeit der Aufhebung der 
fantonalen Selbitftändigfeit und Gleichberechtigung. Die gleichen 
(befannten) Folgen, fagte der Redner, würden fich alle wieder 
einftellen, wenn es gelingen follte, wenn auch in milderer Form, 
das helvetifche Einheitäfyftem wieder ind Leben zu rufen. Mit 
der Aufhebung der Gleichberechtigung gehe die politifche Freiheit 
zu Grunde; „fobald in der oberften Bundesbehörde die Bevöl— 
ferung den Maßftab der Stellvertretung abgibt, werden fich leicht 
zwei oder drei Kantone zur Beherrfchung aller übrigen zufammen 
finden. Allein dabei wird es nicht bleiben; nach der Natur und 
dem Laufe der Dinge und nah den Erfahrungen der Gefchichte 
werden die Zentralbehörden mehr und mehr ihre Befugniffe aus— 
dehnen, die Gewalt wird fich Fonzentriren, und nach allen Ge— 
waltthaten, welche mit folchen Beftrebungen überall und zu allen 
Zeiten in Freiftaaten verbunden find, damit enden, die Freiheit 
der Völkerfchaften dem eifernen Szepter eines Emporkömmlings 
zu Füßen zu legen.“ So ſprach der Gefürchtete zu den meift un- 
willig Taufchenden Eidgenoffen. Sie leifteten dann indgefammt 
den Bundeseid, um alsbald die Werke des Hader mit erneutem 
Grimm fortzufeßen. Die wichtigften Berathungen während der 
erften Zeit der Verſammlung betrafen abermald den Kanton 
Wallis, und zunächft handelte es fih um das ftattgefundene Ein- 
fhreiten des Vorortes, ob dasfelbe zu billigen oder zu mißbillis 
gen. Jeder Kanton gab dabei feine Deutung des Bundeövertra- 
ges zum Bellen; die Voten waren buntjchedig der Form nach, 
wenn auch dem Wefen nach fich in billigende und mißbilligende 
ausfcheidend. Ein Beſchluß Fam überhaupt nicht zu Stande: Der 
Borort gewann Feine Mehrheit für feinen Antrag, daß er bun- 
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dedgemäß gehandelt, — feine Gegner hinmwieder Feine zu einem 
Beichluß, daß er feine Befugniffe überjchritten habe. Recht aber 
behielt die vollendete Thatfache, womit der Borort ‚zufrieden fein 
mochte. Die meifte Unzufriedenheit gab ſich im Laufe der langen 
und vielen Neden über die Entjendung Meyer’d Fund, den die 
vorörtlihen Gegner unabläffig ald den Hauptichuldigen, ald den- 
jeniger anfahen, der durch feine außeramtlich gegebenen Räthe 
das Aufgebot in Mafje und die Niederlage am Trient herbeige- 
führt habe. Der Unwille gegen Meyer machte fich befonderd Luft 
in der Sitzung vom 13. Juli, welcher er felbft, in der Eigen- 
Schaft ald einer der Gejandten von Quzern, präfidirte. An der 
Tagesordnung war nämlich die Würdigung des Berhaltend der 
eidgenöffifhen Kommifjarien in Wallid. Auf die verfchiedenen 
gegen Meyer angebrachten Klagen erwiederte diefer vom Präfi- 
dentenftuhle herab: feine Inſtruktion fei gemwefen, für gefeßliche 
und verfaffungsmäßige Ordnung zu wirken; um fo weniger mache 
er ein Hehl daraus, daß er, auch bevor er ala Kommiffär auf- 
getreten, außeramtlich zur Herftellung des gefeglichen Zuftandes 
allerdings aufgemuntert habe. Zwifchen die Parteien aber fei er 
nicht getreten, weil ihn die Regierung ald Kommiſſär nicht an- 
erfannt habe und weil in Folge der Ereigniffe von 1840 einem 
eidgenöſſiſchen Kommiffär überhaupt fein Bertrauen entgegenge- 
fommen wäre; er wies den Gefandten von Aargau zurecht, weil 
diefer das getreue Volk, das fich für feine Regierung erhoben, 
Rebellen genannt; er erhob ſich endlich mit befonderer Schärfe 
gegen denjenigen von Waadt, weil diefer von einer gefchehenen 
Berlegung des Briefgeheimniffes Gebrauch gemacht und eine auf- 
gefangene Depefche Meyer’d mit in die Disfuffion gezogen hatte. 
Diefer mit mancherlei wohl angebrachten Hieben gewürzte und in 
Schneidendem Ton gefprochene Vortrag rief einen Sturm von Ent- 
gegnungen hervor; mit Ingrimm fuhr insbefondere Munzinger 
von Solothurn auf den verhaßten Gegner los, indem er ihm 
die in deffen Berichten zu Tage tretende (Freude über den Gang 
der Ereigniffe in Wallis und über den Sieg der gefeglichen 
Ordnung ald unmenfchlihe Blutgier vorwarf. „So hat noch fein 


Kommiffär gefprochen und gehandelt,“ rief Munzinger aus, „fo 
noch fein Präfident der Tagſatzung feine blutigen Hände gegen 
die Berfammlung audgeftredt.* Vergebens mahnten Zürich und 
Neuenburg die erhigten Köpfe zur Beachtung der Würde der 
Berfammlung. Ein Entfheid über das Verhalten der Kommif- 
farien blieb aus, da die Mehrheit der Gefandten pofitive In— 
ftruftionen nicht hatte. Eben fo fruchtlod waren die Berathungen” 
der Tagfagung über die andern Tagesfragen; ernftlich hatte der 
Borort über das bundeswidrige Verhalten der Kantone Waadt 
und Bern geflagtz; zu deren Mißbilligung ergaben fih, neben 
der Stimme von Quzern, nur noch jene der Urkfantone; — Bafel- 
land wollte das Benehmen von Waadt und Bern durch den 
Bundesvertrag gerechtfertigt erklären; zwifchen diefen beiden Ges 
genfägen bewegten fich die andern Voten nach verfchiedenen Ab— 
ftufungen in Aeußerungen ded Tadeld oder der Entjchuldigung. 
Ebenfalld wollte der Vorort, durch die neueften Greigniffe mit 
der Schwierigkeit der Lage einer jeden vorörtlichen Behörde be— 
ſonders vertraut, die Tagſatzung veranlaffen, die bundesmäßigen 
Borfchriften über das Anterventiongrecht in einem förmlichen Tag: 
fasungsbefchluß Fund zu geben; allein die meiften Kantone hatten 
genug und darüber am Siege der fonfervativen Partei in Ober: 
wallis und wollten fich für die Folge wenigſtens nicht noch felbft 
die Hände binden; daher der Antrag abgelehnt wurde. Hiermit 
ſchloß fich der Kreid der dießmaligen Berathungen aus Anlaß der 
MWallifer Ereigniffe. Die Zerrüttung der Eidgenofjenfchaft erfchien 
bereit als eine vollendete; nicht nur waren die Bande alles 
Bertrauend gewichen, auch das Recht hatte Geltung und Einfluß 
verloren. Der Standpunft der Partei war vorherrſchend. Das 
erregte Befremden bei dem franzöfifchen Minifterium ; es war aber 
mit dem innerften Wefen revolutionärer Gefinnung in der Schweiz 
fo wenig vertraut ald im eigenen Haufe. Noch weniger begriff 
ed den Einfluß Eonfeffioneller Befangenheit, der in der Eidge- 
. noffenfchaft, gegenüber den fatholifchen Kantonen, bereits übers 
wiegend geworden Mar. 

Wir erinnern an das Manifeft der ſechs fatholifchen Kan- 
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tone, denen fich, in Folge der neueften Ereigniffe, der Kanton 
Wallis endlich angefchloffen hatte. Im Manifeft felbft Tag die 
Aufforderung an die übrigen Stände, Beicheid über den Inhalt 
zu geben. Dem Begehren der nunmehrigen fieben Fatholifchen 
Kantone um bundesgemäße Herftellung aller aargauifchen Klöfter 
hatten fich angereiht: Bittfchriften der Konvente Muri und Wet- 
-tingen; eine Borftellung der fchmweizerifchen Bifchöfe, mit Inbe— 
griff des apoftolifchen Vikars der Diözefe St. Gallen und des 
Bifhofs von Como für den teffinifhen Bisthumdantheil, über 
die eingetretene Beeinträchtigung der Fatholifchen Kirche in der 
Schweiz, mit fpeziellem Bezug auf die aargauifche Klofterauf- 
hebung; eine Bittfchrift von Dr. Bauer und von 1858 Bürgern 
des Bezirkes Muri, enthaltend Begehren um Wiederherftellung 
der Klöfter, um Eonfeffionelle Trennung, Gleichberechtigung der 
Katholifen und Proteftanten in Ausübung des Petitiondrechtes, 
endlich um Fortbeſtand des in feiner Eriftenz angegriffenen Stif- 
tes Baden; eine Bittfchrift von 1380 Fatholifchen Graubündnern 
gegen die dortige den Rechten der Katholiken nachtheilige Inſtruk— 
tion der Gefandtichaft, welche im Widerfpruch beinahe aller 
fatholifhen Großrathämitglieder befchloffen worden, mit dem teis 
tern Bedauern über planmäßige Bedrüdung der Katholiken in 
mehrern Kantonen. Das waren die Vorläufer einer, wie nicht 
anders möglich, abermals bittern Erörterung der Klofterfrage im 
Kreife der Tagſatzung. Bafelftadt war bemüht, eine vermittelnde 
Stellung einzunehmen; fein Gefandter zeigte mit ebenfo viel 
Muth ald Einficht, und mit Berufung auf eine Reihe von Wahr: 
heiten, den bereit entftandenen Riß zwiſchen beiden Konfeffio- 
nen in der Schweiz, die begründete Verftimmung der Katholiken, 
glaubte Rettung nur möglih in einem „gütlihen Vergleich“, 
welcher die Elagenden fatholifchen Stände zu beruhigen vermöchte; 
worin folher Vergleich zu beftehen hätte, fei freilich noch nicht 
zu erörtern, denn vor Allem aus müßte deſſen Nothwendigkeit 
erfannt werden. Aber was konnte folher Vortrag gegenüber von 
Gefandten fruhten, welche genau nach gegebenen Inſtruktionen 
zu flimmen hatten; was gegenüber einer Mehrzahl von Ständen, 
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melche fich felbft und Aargau das Wort gegeben hatten, der ges 
waltfamen Aufhebung der Klöfter die Sanftion der vollendeten 
Thatſache zu verleihen, wie überhaupt über alle von Katholiken her- 
rührenden Rechtsbegehren mit Tagesordnung hinwegzugehen? 
Was endlich Tonnte jener Vortrag fruchten gegenüber von ein« 
zelnen Männern, welche das, mas der Gefandte von Bafel als 
Unrecht fchilderte, abgefehen von Recht oder Unrecht ala das hohe 
Ziel ihrer Beftrebungen verehrten? Siegmwart, ald Gefandter von 
Luzern, ermangelte nicht, den Inhalt des Manifeftes zur Berück— 
fihtigung zu empfehlen; er fprach mit Zuverſicht, fah in dem 
(1843) Borangegangenen nur einen faulen Frieden, in den durch 
das Manifeft verfündeten Nechtögrundfägen das alleinige Heil 
für die Schweiz, und hielt diefelben mächtig genug, um als Ban 
ner zu gelten, um welches fih in Bälde nicht bloß die katholi— 
fhen, fondern auch die reformirten und die gemifchten Kantone 
fhaaren würden; er verfündete gleichzeitig, daß erftere unentwegt 
fortfahren werden, Sühne ded begangenen Unrechts zu verlan- 
gen. Alles vergeblih. Der Stand St. Gallen blieb felbft mit 
feinem Antrag: daß Aargau zu ungweideutiger Wiedereröffnung 
des Noviziated in den vier Frauenklöftern verpflichtet werde, ganz 
allein; dann ebenjo die Kantone ded Manifeftes für ihr Haupt- 
begehren mit ihren fieben Stimmen, denen fih nur das treue 
Appenzell J. R. beigefellte, wogegen eine wirkliche Mehrheit von 
zwölf Stimmen jegliches Wiedereintreten ablehnte und den Ge— 
genftand aus Abfchied und Traktanden entfernte 8. Auguft), 
Diefer Ausgang, der fchon bei den langen Konferenzberathungen 
der Fatholifchen Kantone im vorangegangenen Winter hätte vors 
ausgefehen werden mögen, rief eine neue fcharfe Rechtsverwahrung 
hervor, welche die fatholifhen Kantone zu Protofoll gaben. In 
derfelben wurde wiederholt die Rechtmäßigkeit eines Zwölfſtim— 
menbefchluffes in befannter Bundesfrage beftritten, die Entbin- 
dung Aargau’s von Erfüllung der Bundespfliht ald Bundesbruch 
bezeichnet, die Derantwortlichfeit für den leptern auf die Kantone 
der Mehrheit geworfen, endlich jeder weitere gut erachtete Schritt 
für Aufrehthaltung des Bundesvertrages im Allgemeinen und 
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zur Wahrung der Nechte der katholischen Konfeffion vorbehalten. 
Zürich beantwortete die Verwahrung mit einer Gegenerflärung, 
worin der Vorwurf ded Bundesbruched ald grundlos und un- 
ftatthaft zurückgewieſen, die verbindliche Rechtskraft der Entjchei- 
dungen vom 31. Auguft 1843 und 8. Auguft 1844 behauptet, 
der vorgehaltene Eingriff in die Rechte der Fatholifchen Konfeffion 
ald nicht gefchehen erklärt und die Berantwortlichfeit für die Fol— 
gen einer Mißachtung der bundesmäßigen Stellung der Tag. 
fagung auf die Gegner gewälzt wird. Alle übrigen Kantone der 
Mehrheit traten bei. In gleicher Weife wurde über die Klagen 
der Thurgauer Klöfter wegen des neuen Novizengefehed und der 
beftehenden VBerwaltungsanordnungen ohne einen entfprechenden 
Beſchluß hinweggegangen, obwohl St. Gallen in treffliher Rede 
bewiefen hatte, daß erwähnte Verfügungen den Fortbeftand der 
flöfterlihen Korporationen unmöglich machen. 

Der Eonfeffionelle Kampf nahm bald einen noch größern 
Mafftab an. Aargau warf eine neue gefährliche Brandfadel in 
die fchweizerifchen Rathsſääle, wie in die Kreife des ohnehin ſchon 
allzu aufgeregten Bolfes. Der Wortführer war jept, wie früher, 
Auguftin Keller. In Herzen und Nieren dringt der Geſchicht— 
fchreiber nicht ein; der Vermuthungen viele find laut geworden 
über die Urfachen, die diefen Mann zu der übernommenen, ver- 
bängnißvollen Stellung in Fonfeifionellen Dingen getrieben, über 
die Beranlafjungen zumal, aus welchen fein Antrag auf Vertrei— 
bung der Jefuiten hervorgegangen. Die Einen fagten: aus der 
unfeligen Aufhebung der Aargauer Klöfter ift der Gegenftoß von 
Seite Luzernd gefolgt, dortige Bemühung für Einführung der 
Jeſuiten; hinmwieder habe die fonzentrirte Stellung der fatholifchen 
Kantone und der Fatholiihen Völkerſchaften überhaupt jenen 
Direktor des aargauifchen Lehrerſeminars gereizt, der genannten 
Partei eine neue Verlegenheit zu bereiten, um dadurch um fo 
ficherer fih aus der eigenen zu ziehen, namentlic die Aargauer 
Angelegenheiten in den Hintergrund und in Bergeffenheit zu 
bringen. Andere meinten: der betäubende Sieg der Konfervativen 
in Wallis habe den Auguftin Keller wirklich auf den Gedanfen 
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gebracht, es fei derfelbe mefentlich durch jefuitifchen Einfluß her 
beigeführt worden. Wieder Andere, fo namentlich Siegmwart, woll⸗ 
ten den eigentlichen Anftifter des Sefuitenhandels in der PBerfon 
des Dr. Ludwig Snell finden, der dann feinen politifchen Freund 
Keller vorgefhoben * habe. Einzelne endlich erblicten in der er- 
mweiterten Thätigkeit diefed Mannes nichts Anderes, als die folge 
rechte Entwidelung feiner tiefmurzelnden Abneigung gegen die 
MWefenheit der katholischen Kirche. Am wahrfcheinlichften find von 
den angeführten verfchiedenen Einflüffen alle in Anfchlag zu 
ſetzen. | 

Als der Große Rath von Aargau in Sahen des Kantons 
Wallis feine gewagten Befchlüffe gefaßt, die an der außerordent- 
lichen und ordentlichen Tagſatzung mit ähnlichen Beftrebungen 
durchfielen, trat Keller mit folgendem Inſtruktionsvorſchlag auf: 
„Endlich wird die aargauifche Gefandtfhaft, an der Hand der 
Zeitgefchichte und beftehender Verträge, mit allem Nahdrud auf 
die Gefahren hinweifen, melde durch die Wirkſamkeit des Jeſui— 
tenordend je länger je verderblicher dem fonfeffionellen und poli— 
tifhen Frieden in der Eidgenofienfchaft bereitet werden. Die Ges 
fandtfchaft wird daher, in Anwendung des Art. I der Bundes- 
urfunde, an die hohen Mitftände das Begehren ftellen, daß dieſe 
wichtige Angelegenheit in der oberjten Buntesbehörde beförderlich 


* Ludwig Snell hat wirflih unmittelbar nah den Wallifer Eretgniffen, 
wenn auch nur al& Ueberjeßer einer dortigen Flugichrift, die Feder angeſetzt, 
und diefen Anlaß benugt, um den Sieg der fonferwativen Partei in Wallis als 
eine „Jeſuitenthat“ zu fchildern, zu welcher der Plan „aus der Hölle geichöpft 
und deren Ausführung von Dienern der Hölle geleitet wurde,” 

Noch ift einer andern Veranlafjung des Keller’ichen Antrages zu erwähnen, 
die zur Deffentlichkeit gelangt ift: „die biftorifchspolitiichen Blätter“ von 1852 
erzählen nämlich, daß in der Maurerzeitichrift Katomia VIII, 128, zu leſen fe: 
„Wie der belgiiche Minifter Nothomb, ein maureriſcher Apoftat, im Nationals 
palaft vor ſechs Deputirten dem Deputirten Verhagen erflärt habe: „„daß 
die Maurerei jetzt in Belgien in den Händen gewiſſer Männer zur mäch- 
tigen Waffe geworden feiz daß der Aufruhr in der Schweiz feinen Urfprung 
der Machination der belgiſchen Loge verdanfe; daß Bruder Befaegz, Großmei- 
fter der beigifchen Loge, im Sommer 1844 bloß aus dem Grunde eine Reife 
dahin unternommen hätte, um jene Bewegung vorzubereiten.” 
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an die Hand genommen, und der Jefuitenorden in der Schweiz 
von Bundeswegen aufgehoben und ausgemwiefen werde.“ Von den 
Mitgliedern des Großen Rathes erhoben 123 gegen 42 den Ans 
trag zum Beſchluß (29. Mai). Ein bald nachher erlafjenes Kreis- 
fchreiben ded Kleinen Rathes an gefammte Stände follte das 
Anfinnen näher begründen. Bon nun an waren in den Augen 
der Menge die Jeſuiten die Friedenäftörer im geliebten 
Vaterland. 

Mit Staunen vernahm man in den meiſten Kantonen die 
neue Zumuthung Aargau's. Beinahe allgemein wurde ſie als 
unannehmbar erklärt; nur vereinzelte Stimmen äußerten ſich ab— 
weichend, fo im Kanton Zürich, wo eine Petition um Vertrei⸗ 
bung der Sefuiten in Umlauf gefeßt wurde. Aber im Widerfprud) 
hiermit erließen 67 Kantondbürger ein ernfted Wort der Wars 
nung an den Großen Rath: wohl mögen die Reformirten gegen 
den fich erweiternden Einfluß der Jeſuiten mit allen erlaubten 
Waffen des Geiftes ſich zur Wehre ſetzen; zu dem angefragenen 
Beichluß beftehe Fein Recht; die Faſſung eines ſolchen wäre darü- 
berhin mit fehweren Gefahren verbunden, denn „ed würden un- 
fere fatholifchen Mitftände nur mit Waffengewalt zur Anerfen- 
nung desſelben zu bewegen fein®. 

Während die oberften Behörden der Kantone auch über die 
Sefuitenfrage rathichlagten, nahmen die Väter diefes Drdend in 
feierlichen Aufzug, und unter großer Theilnahme des Volkes, Be: 
fig vom neuen Penfionatgebäude in Schwyz und ihrer dortigen 
Kirche, nachdem fie längere Zeit „im Klöfterli zu St. Joſeph 
gemweilt hatten. Zu eben derfelben Zeit traten, unangefochten von 
den Jeſuiten und ihren freunden, Abgeordnete aller ſchweizeri— 
[hen Freimaurerlogen in Zürich zufammen, „um einftimmig zur 
Bildung einer rein vaterländifchen, von allen fremden Einflüffen 
unabhängigen Großloge zu wirken,“ wie Zeitungen von Zürich 
fih ausdrüdten. 

Den Antrag Yargau’d verhandelte die Tagfagung in zivei 
langen Sigungen (19. und 20. Auguft). Keller trug ihn in drei- 
flündiger Rede felbft vor. Urfprung, Lehren und Wirkfamfeit des 
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Ordens in alter und neuer Zeit waren Gegenftand der ausführs 
lichiten Beleuchtung; aber was auch davon zu halten: es fehlte 
immer das entfcheidende rechtliche Moment. Mit wenigen Aus- 
nahmen fanden die Stände eben fein Recht zum Angetragenen ; 
Zürich geftand ausdrüdlich, daß der aargauifche Vorfchlag in die 
Kantonalfouveränetät eingreife, zwingende Befchlüffe in der Je— 
fuitenfrage nicht zuläffig ſeien; Bafelftadt feßte mit Gründlichkeit 
auseinander, daß Schuls, Kirchen- und Ordensſachen nicht Gegen» 
ftand der Bundesautorität, fondern ausfchließlih Angelegenheit 
der einzelnen Kantone feien. Lebhaft entbrannte der Kampf zivi- 
hen den Gefandten von Yargau und Luzern. Die Rede Keller’d 
eriwiederte Siegwart mit einem oratorifchen Meifterftüd, in wel— 
chem er den in allen Staaten Europa’s verzweigten Gegnern der 
Sefuiten fhonungslos alle die Gräuel und Verbrechen vorwarf, 
deren fie die Jeſuiten befchuldigten, und das ganze Sündenres 
gifter des revolutionären Fanatismus aufrollte. „Mit einer Art 
höhniſchen Entzüdens (fo ſchrieb ein Zeitgenoffe) kehrte er hun— 
dertfah das Meffer um in den Wunden, die der Nadifalismus 
der Schweiz gefchlagen, und ſchloß mit der Drohung, die Fatho- 
lifchen Stände werden den hingeworfenen Handſchuh unbedenklich 
aufnehmen." Keller blieb die Replik nicht ſchuldig und zerfeßte 
den Gegner mit Kraftftüden aus den frühern radikalen Schriften 
Siegwart’d, um alle Gehäffigfeit einer verlegenden „Apoftafie“ 
auf deffen Haupt zu fammeln. 

Der am 20. Auguft gefaßte Befchluß der Tagſatzung gilt 
als ſchlagendes Zeugniß für die Rechtswidrigkeit des aargauiſchen 
Antrages, denn ſiebenzehn ganze und zwei halbe Stimmen verei— 
nigten ſich zu der Erflärung: es fei in den aargauiſchen Antrag, 
den Sefuitenorden in der Schweiz von Bundeswegen aufzuheben 
und aus der Schweiz wegzumeifen, nicht einzutreten (nämlich: 
Luzern, Zürih, Uri, Schwyz, Unterwalden, Glarus, Zug, reis 
burg, Solothurn, St. Gallen, Graubünden, Thurgau, Teffin, 
Waadt, Walis, Neuenburg und Genf, fo wie Bafelftadt und 
Appenzell 3. R.). Mit Aargau flimmte nur noch Bafelland. 


Bern, Schaffhaufen und Appenzell A. R. fimmten a ihre 
Die Schweiz. III. 
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Aeußerungen indeffen ließen die Neigung durhbliden, das ftrenge 
Recht den politifch»Fonfeffionellen Abneigungen zum Opfer zu 
bringen. * 

Bier Tage nachher (24. Auguft) Schloß die ordentlihe Tag- 
fagung ihre Berathungen, von denen Erhebliches weiter nicht zu 
berichten, denn die Bundesrevifion mußte wie immer liegen blei- 
ben, die große Zoll- und Handelöfrage verfhob man (mit Ber 
werfung eines Antrages von Glarus auf Niederfegung einer per 
manenten Handelstommiffion) auf ein fommendes Jahr; über: 
haupt mußten die materiellen Beftrebungen vor der allgemeinen 
geiftigen Aufgeregtheit zurüdtreten. Am Schluffe der politifch denf- 
würdigen Seffion dankte der Präfident Siegwart der hohen Ver—⸗ 
fammlung für die ihm bemwiefene „Güte und Nahfiht®, der Ge- 
fandte von Zürich (Bürgermeifter Mouffon) dankte dem Borftand 
der Zagfagung „für die eben fo geſchickte als unparteiifche Ge- 
ſchäftsleitung“. Die Iegtere, wie Gewandtheit und Mäßigung, ift 
dem Schultheißen Siegwart auch außeramtlich zuerfannt wor— 
den, — die Sefuitenverhandlung abgerechnet, bei welcher 
Siegwart auf groben Klo einen groben Keil fegen zu müſſen 
glaubte. 

Mehr als die Tagſatzung, nahmen öffentliche Feſte das Volt 
in Anſpruch. Bafel gedachte die vierte Säfularfeier der Schlacht 
bei St. Jakob zu begehen; gleichfalls hatte es den Beſuch des 
großen eidgendffifhen Schügenvereind zu erwarten. Die Komite’d 
verfländigten fich zu gemeinfamer Feier alfo, daß Sonntags den 


* Den Magiftraten von Bern fonnte am wenigften unbekannt fein, was 
der Stand und Borort Bern am 14. September 1818, am VBorabende der 
Berathung des Großen Nathes von Freiburg über die damals in Frage gelegte 
Wiederaufnahme der Zefuiten dajelbft, an die Freiburger Regierung gefchrieben: 
„die vorörtliche Behörde erfennt allzu wohl und ehrt allzu gern die Souveränes 
tätsrechte der hohen Stände, um ſich in folchen Angelegenheiten eine amtliche 
Einwirkung anzumaßen.“ Daher befchränfte fich Bern bei jenem Anlap auf 
freundliche Vorftellungen an Freiburg, das erwähnte Vorhaben aufzugeben, erklärte 
aber am Schluß ausdrüdfich: „der Entfcheid liegt bei der ſouveränen Behörde‘ 
(von Freiburg). Wie Bern fpäter diefem eigenen Ausſpruch Rechnung getragen, 
wird in einem folgenden Abfchnitt gemeldet, 
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30. Juni in den Frühftunden, im Beifein der fchmweizerifchen 
Shüsenvorftände, zuerfi das Andenken an den großen vaterlän- 
difhen Kampf gegen die Armagnafen gefeiert werde, unmittelbar 
nachher die Eröffnung des eidgenöffifchen Freiſchießens ftattfinde. 
So geſchah ed. Die Schlachtfeier wurde in würdiger Weife durch 
Morgengotteädienft eingeleitet; hierauf bewegte fi) der Zug der 
Fefttheilnehmer unter Leitung des Stadtrathäpräfidenten Heußler 
aus der Stadt nad St. Jakob, wo fich gleichzeitig, vom Jura 
ber anlangend, das Komite des fchmeizerifhen. Schügenvereind 
mit deſſen Fahne (in diefer Zeit vorzugsweife „die eidgenöffifche 
Fahne* genannt) unter Borftand des Bundslandammanns Brofi 
von Graubünden ebenfalld einfand. Grußworte und Ehrenwein 
erfreuten gegenfeitig. Hierauf beftieg Pfarrer Preiswerk die Red- 
nerbühne. Sein Vortrag behandelte im Hinblid auf die Ahnen, 
weldhe „die Seele Gott, den Leib den Armagnafen gaben®, die 
Pflicht des Schweizerd, die Seele Gott, Leib und Leben dem 
Baterlande zu widmen, Gegen Mittag vereinter Einzug der beid- 
feitigen Fefttheilnehmer in die Stadt; auf dem Rathhaus em— 
pfiengen die Regierung und das höhere Offizierskorps von Bafel, 
an ihrer Spitze Bürgermeifter Frey, gefammte anweſende Präfi- 
denten der Schügengefellfchaften; der Rath von Baſel ſchloß ſich 
dann dem Zuge der Schügen an und das neue große fFreifchießen 
begann, nad üblicher Uebergabe der „eidgendffifchen Fahne“ durch 
den abiretenden PBräfidenten an den neuen (Bafeler) Borftand 
des fchweizerifchen Schügenvereind, Rathsherr Minder. Den Glanz 
dieſes Schützenfeſtes, vor Allem aber auch die Theilnahme ins— 
befondere der radikalen Mitglieder der Tagſatzung an demfelben 
zu fichern, mußte leßtere eine halbe Woche lang feiern. In eben 
diefen Tagen wurde das Felt zu einem brutalen Akte des Dftra- 
zismus mißbraucht. Bon Wallis her waren neben den Gefell- 
fchaften anderer Kantone auch vier Schügen mit Fahne ange- 
fommen und auf übliche Weife vom Schüpenvorftand Minder 
empfangen worden. Da die Radifalen der Schweiz die Nieder: 
lage am Trient nur ſchwer verdauten, ging bald dumpfer Rumor 
durch die Reihen: man folle hier, am Sammelplage der Edelften 
hr u 
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des Landes, die mit dem Blut der „Freiſinnigen“ von Wallis 
befleckte Fahne nicht dulden. Während der Mittagstafel am 
5. Juli ergriff Regierungsrath Ferdinand Curti von St. Gallen 
das Wort und erregte mit künſtlich angebrachten Klagen die Ge— 
müther bis zur Glühhitze. Darauf eine wilde Szene am Nach— 
mittag; die Repräſentanten des roheſten Radikalismus, vor Allem 
die Baſellandſchafter, verlangten ſtürmiſch, daß die Walliſer Fahne 
von der Fahnenburg (auch „Fahnentempel® genannt) herabge— 
nommen werde. Schützenvorſtand Minder widerftand ehrenhaft, 
hatte aber doch die Schwäche, zu verfprechen, fich mit den Walli— 
fern ind Vernehmen zu feßen, damit fie die Fahne am folgenden 
Morgen freiwillig zurüdziehen und das Feſt verlaffen; und alfo 
geſchah es. Das Gaftreht war verleht, wie zwei Jahre zuvor in 
Chur die Medefreiheit, und zwar von Denjenigen, die ſtets von 
Freiheit und Brüderlichkeit überfloffen. Die Zeitgenoffen ftimmten 
aber noch in einem weit wichtigeren Punft überein: fie gaben 
Zeugniß, daß die Parteileidenfhaft radifalerfeitd an feinem der 
fchweizerifhen Schügenfefte fo ungemeffen bervorgetreten fei, als 
eben an dieſem; vielfeitig verficherten fie, daß am Bafeler 
Schübenfeft die erften Derabredungen zu bewaffnetem Einfchreiten 
der Partei getroffen worden, fall® ihre Diktate bei den gefepli- 
chen Kantond- und Bundesbehörden nicht durchgingen, und die 
Wiege der Freifchäärlerei will in Bafel gefunden werden. Beweife 
hiefür hat der Verfafjer dieſes Buches jedoch nicht in Handen. 

Das Feſt war auch ein willfommener Anlaß, die Bundesreform 
wieder zur Sprache zu bringen. Auf den Tag feiner Eröffnung 
erfchien ein Feder Aufruf zu dieſem Zweck mit einem ftarf zen- 
tralifirenden Entwurf. * 

Das Ausland hatte, wie wohl auch früher ſchon, ſeine Blicke 
auf das Schützenfeſt gerichtet. Das Berliner Kabinet ließ ſich 
vom preußiſchen Zollvereinsinſpektor in Lörrach, der indbefondere 


* „Entwurf einer neuen Bundesverfafjung der fchweizeriichen Eidgenoffen: 
ſchaft. Als Feſtgabe für das eidgenöffiiche Freifchießen im Jahr 1844 gewidmet 
allen eidgendffijchen Schügen. Bajel.“ 
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die Haltung der Neuenburger Schügen ſcharf ind Auge gefaßt 
hatte, einen ausführlichen Bericht erftatten. Das Minifterium 
fandte ihn fpäter dem Staatdrath zur Kenntniß, der jedoch Takt 
genug hatte, dem Schriftftüde Feine Bedeutung beizulegen. 
Abgeſehen vom Wallifer Sturm, der Alle ergriff, herrſchte 
mancherlei Bewegung auch in den übrigen Kantonen. In Genf 
entftand Hader wegen der Fatholifhen Pfarrwahl. Der Bifchof 
von Raufanne, Peter Tobias Yenni, hatte im Jahr 1820 ſich 
wegen Belebung der Fatholifchen Pfarreien mit der Regierung in 
folder Weife verftändiget, daß er jeweilen den zu Wählenden dem 
Staatdrath zuvor bezeichne und zu einer neuen Wahl fchreite, 
fall8 diefem der Ernannte, aus wichtigen Gründen, nicht genehm 
wäre.* Im Jahr 1841 nahm der Berfaffungsrath eine analoge 
Beftimmung in die Berfaffung auf; der Bifchof aber proteftirte 
gegen die Erhebung eines Partifularverftändniffes zwiſchen ihm 
und der Staatögewalt zu einem Grundgefeh des Staates, zumal 
er, der Bifchof, feiner Zeit den Rechten feiner Nachfolger nicht 
habe präjudiziren wollen noch können. Seine Befchwerden waren 
vergebend, worauf er der Regierung erklärte, daß er fich meiter 
durch feine Zufagen von 1820 nicht gebunden erachte. Nach dem 
Tode ded Pfarrerd DBuarin (September 1843) fchritt Biſchof 
Nenni, ohne Voranzeige an den Staatsrath, zur Wahl des Nach: 
folger8 in der Perfon des Abbe Marilley, von Chatel St. Denis, 
bis dahin erfter Pfarrvifar von Genf; die gefchehene Wahl zeigte 
er gleichen Tages dem Staatsrat an. Diefer, damit nicht zu— 
frieden, wollte die BVerftändigung von 1820 aufrecht erhalten 
wiffen und verweigerte die Anerkennung des neugewählten Pfar— 
verd. Bon dann an erfolglofer neunmonatlicher Streit zwifchen 
Regierung und Bifchof. Da der Staatsrath diefen nicht zu beu— 


* Das Verkommniß ift vom 1. Februar 1820 und beichlägt verfchiedene 
GSegenftände: das Plazet für die Pfarrwahlen in erwähnter Weiſe; die Amts- 
einfegung neuer Benefiziaten durch Regierungskommiſſäre; die Eidesleiftung 
gefammter fatholifchen Geiftlichen; Geldbeiträge des Staates für Heranbildung 
junger Priefter und an dad Seminar zu Freiburg. Histoire de MV Vuarin 
etc. Bd, I. 
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gen vermochte, fchritt er zur Gewalt, gab dem Pfarrer Marilley 
den Befehl, binnen eilf Tagen den Kanton zu verlaffen, und ließ 
ihn nad Ablauf der Friſt durch einen Polizeikommiſſär an die 
Grenze führen (15. Juni 1844). Das fatholifhe Pfarramt in 
Genf verwaltete von dann an längere Zeit Namens des verbann- 
ten Pfarrers defjen erſter Vikar; die Regierung von Genf aber 
wurde mit mehrfeitigen Klagen heimgefucht, von Seite der Res 
gierung von Freiburg über fonfordatswidrige Behandlung eines 
ihrer Angehörigen, von Seite des Biſchofs über Verlegung obers 
birtliher Befugfame, ſeitens der fardinifchen Regierung über Hints 
anfegung der Turiner Verträge. Der Nuntius führte wiederholt 
Befchwerde bei dem Borort; es drohte ein meitfchichtiger diplos 
matifcher Handel, mit dem indeffen die Eidgenoffenfhaft doch ver⸗ 
fhont wurde. In Genf aber wuchs der Unfriede zwiſchen Prote— 
ftanten und Katholiten, und der Eifer der „Union proteftante® 
trieb Ießtere je mehr und mehr in die Arme der radifalen Partei. * 

Der gewefene Antifte® Dr. Friedrih Hurter fam zur Soms 
merszeit von der im Frühjahr unternommenen Reife nah Rom 
ald Katholif in die Heimat zuräd. Das vermuthete Erfcheinen 
des gelehrten Konvertiten in Schaffhaufen (er war aber nicht dort, 
fondern in Rheinau) gab Anlaß zu unehrenhaftem Pöbelauflauf 
vor feinem Haufe (15. Juli): „nieder mit den Sefuiten! es lebe 
die Freiheit! es lebe dad Paterland!® fchrie die gereizte Menge, 
309 dann vor das Haus des „freifinnigen® Profeſſors Zehnder 
und brachte diefem ein Lebehoch. Die Familie des alſo Geächte- 
ten ward tief gefränft und es mußte die Polizei und der Stadts 
rath felbft gegen den Unfug einfchreiten. Die Intoleranz fprach 
felbft von Anwendung eines verichollenen Geſetzes gegen Hurter, 
welches Konvertiten mit dem Berlurft ded Bürgerrechts beftrafte. 


* Diefer proteftantifche Verein hatte die Bekämpfung katholiſchen Einfluffes 
zum Ziele; in den Statuten war zu dieſem Zwed neben Anderm empfohlen: jo viel 
möglich die katholiſche Einwanderung zu verhindern, für die Taglöhnerarbeit die 
Katholiken durch Proteftanten zu erjegen, wenn nicht ausfchließlich, fo doch vor: 
zugdweife Proteftanten als Dienftboten anzuftellen. Aus der Schrift des pro> 
teftantijchen Verfaſſers Gaullieur: Geneve. 


— 11 — 


Bald nachher erhielt Profeffor Johann Kirchhofer von Schaff- 
haufen von der Univerfität Königsberg das Ehrendiplom eines 
Doftord der Theologie, „mit Rüdficht auf den fräftigen Wider: 
ftand, welchen Kirchhofer in den legten Jahren der Fatholifirenden 
Zendenz Hurter's entgegengefebt hatte.“ Um diefe Zeit wurden 
neue bedeutende Defizite in Staatd- und Stadtkaffen zu Schaff- 
haufen entdeckt, welche handgreiflich bewiefen, daß frühere Gebre- 
chen im Fache der Verwaltung in diefem Fleinen Freiftaat fort: 
wucherten. 

In Bern trat um diefe Zeit Karl von Tavel, der geweſene 
Kollege des Schultheißen Tſcharner, ald deſſen Nachfolger in das 
Schultheifenamt ein, nachdem er mehrere Jahre von den Staats» 
gefchäften entfernt geblieben. Politifch näherte fich diefer Kanton 
je mehr und mehr dem radikalen Extrem; aus Anlaß der ange- 
hobenen Hetze gegen den Sefuitenorden war ernftlich von Erlaf- 
fung eined Geſetzes die Rede, welches deſſen Zöglingen den Ein- 
tritt in den Staatödienft unterfagen ſollte. — Im Kanton 
Waadt trat ein fehr einflußreich gewefener trefflicher Bürger, Karl 
Monnard, von der Stelle im Großen Rathe zurüd. Einen alten 
Mitarbeiter deöfelben an eidgenöffifhen Tagen, den ehemaligen 
Landammann Sidler von Zug, nahm die Gemeinde Unterftraß 
und der Kanton Züri in das Bürgerrecht auf. 

Teffin fam, wie immer, mit feinen Hochverrathsprozeſſen 
nicht zu Ende. Die Verhaftungen infolge ded April-Ereigniffes 
von 4843 hatten abermald zu einem weitläufigen Kriminalpro- 
zeß, indbefondere gegen die angefehenen flüchtigen Bürger, ges 
führt. Das in Locarno verfammelte Appellationdgericht betätigte 
(26. April) die erftinftanzlichen Urtheile im Strafprozeſſe gegen 
jene politifhen Flüchtlinge, welche im April 1843 (wie die Ge- 
richte ausgemittelt haben wollten) einen bewaffneten Angriff auf 
Locarno vom Thale Vegezza und vom Lago Maggiore her be— 
abfichtiget hatten. Demgemäß blieb es gegen Advofat Poglia, 
früher: fhon zum Tode verurtheilt, fowie gegen die übrigen Be— 
theiligten, welche bereit durch die Urtheile von 1842 betroffen 
waren, bei den damals zuerfannten härteren Strafen, als die ihnen 
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dießmal hätten auferlegt werden können; dagegen wurde noch ein 
Joſaphat Moſi zum Tode, Cinquini von Bergamo zu acht Jahren 
Zwangsarbeit verurtheilt, — ſämmtliche Schuldige auch ſolidariſch 
in die Prozeßkoſten. Im Juni 1844 ging eine Reihe von Am—⸗ 
neftiegefuchen für die bei dem Juli-Attentat von 1841 Bethei- 
ligten ein und es fam ein Gefehedentwurf zur Vorlage, laut 
welchem die Sequeftration der Güter der in Folge der Ereigniffe 
von 1839 und 1841 Berurtheilten aufgehoben werden follte, in— 
fofern fie nicht erweislih an dem neuen Attentat von 1843 Theil 
genommen. 

In Graubünden entſpann ſich heftiger Schulftreit zwifchen 
dem Bifchof von Chur und der Staatögewalt. Ehedem war das 
fatholifche Schulmefen von Seite der Fatholifchen Behörden brach 
gelaffen. Dieß führte im Jahr 1803 zur Errichtung eines Schul- 
rathed von drei Mitgliedern. Die nächfte Sorge ded Corpus 
catholicum (dad Kollegium der Fatholifhen Mitglieder des allge- 
meinen Großen Rathes) war, ſich mit dem Fürftbifchof Karl Ru— 
dolf über Bereinigung der höheren Schule in Diſentis mit dem 
Priefterfeminar zu verftändigen, dad im Jahr 1807 von Meran 
nah St. Luzi verlegt worden war. Mehrjährige dahin zielende 
Beftrebungen der Schulrathämitglieder waren vergeblich, und fie 
gaben im Jahre 1811 entmuthigt ihre Demiffion ein. Mittler 
weile war das Prämonftratenfer Klofter St. Luzi abgebrannt und 
von ihm waren nur noch fünf lebende Mönche vorhanden. Der 
Große Rath entfchied über dad Schidfal des Klofterd (16. Mai 
1812), indem er dad Recht der Verfügung über eingegangene 
geiftliche Stifte nur dem Geſammtkanton zuftehend erflärte, dem 
fatholifhen Religionstheil aber fofort die Benupung der Zuger 
hörigfeiten jenes Klofters zu einer Fatholifhen Kantonsfchule be— 
willigte. Drei Tage fpäter überließ dad Corpus catholicum die 
Nutznießung von St. Luzi dem bifchöflichen Seminar und der 
fatholifchen Kantonsfhule auf dem Vertragswege. Bon dann hin» 
weg Anftände mit der biihöflichen Kurie, welche fih in die aus— 
fchließlihe Leitung der Schule zu ſetzen fuchte und ſolche thats 
fählih auch übte. Diefer Zuftand dauerte bis 1831. Das Cor- 
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pus catholicum fand die Schule, abgefehen vom Priefterfeminar, 
nicht befriedigend, und beabfichtigte daher eine verbefjerte Schul- 
einrichlung. Es wurde ein Vertrag entworfen, der dem Bifchof 
wefentliche Befugniffe einräumte, 3. B. die Ernennung zweier Mit- 
glieder des Schulrathes von fünfen und zwar aus dem geiftlichen 
Stand, das Auffichtsreht in religiöfer Beziehung und zu diefem 
Ende auch die Befugniß, auf die Entfernung von Lehrern zu 
dringen, die in fittlicher oder religiöfer Beziehung nicht entfprä= 
hen. Der fatholifhe Große Rath genehmigte die Anträge, aber 
feinen Anfinnen ftellte die Kurie den Grundfag entgegen: allein 
dem Bifchofe ftehe es zu, den Jugendunterricht zu beauffichtigen 
und Schuleinrichtungen zu treffen; fchriftlih wurde von ihr er— 
klärt: daß der Bifchof „die Leitung und Anordnung ded Schul- 
weſens als ein feiner Würde anhängendes ausjchließliches Recht 
betrachte.“ Die Unterhandlung zerfchlug ſich; der weltlichen Bes 
hörde (dem Corpus catholicum) ging die Geduld aus, und fie 
ſchloß endlich mit dem Abt des Klofterd Difentis für die Errich— 
tung einer dortigen Fatholifhen Kantonsſchule eine Webereinfunft 
ab, welche 1833 ind Leben trat. Bon dann bis 1842 wirkte die 
Anftalt in Difentid mit Erfolg, wenn auch unter Schwierigkeiten, 
welche theilweife der Entlegenheit des Ortes anflebten. Endlich 
fam die Rüdverfegung nah St. Luzi mittelft Vertrages zwifchen 
der Kurie und dem Corpus catholicum vom Jahr 1842 zu 
Stande, in welcher Urkunde dem Bifchof abermal nicht unmwich- 
tige Rechte eingeräumt wurden. Schule und Schulrath traten noch 
im Herbft genannten Jahres ins Leben, allein der Friede wollte 
doch nicht fommen. Kompetenzftreitigfeiten zwifchen geiftlicher und 
weltliher Gewalt erneuerten fih; der Bifchof gab die Abficht 
fund, fich erweiterte Befugniffe in Bezug auf Bildung ded Schuls 
rathes, Qehrerwahlen u. f. w. zu erwerben, und wirkte dur ein 
bifhöfliches Rundfchreiben (6. Mai 1843) auf die Gemeinden, 
auf daß die fatholifchen Volferepräfentanten in diefem Sinn in» 
firuirt würden. Sept fehritt die ftaatlihe Gewalt ein: big da» 
hin beftand (feit 1838) zwar ein allgemeiner Erziehungsrath für 
die Volksſchulen; die höheren Schulen beider Konfeffionen dage— 
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gen waren diefer Behörde nicht unterftellt; bürgerliche Rechte oder 
Anfprüche gegenüber der bifchöflichen Gewalt zu wahren, befchloß 
der Große Rath (1. Juli 1843) die Aufftellung einer durch ihn 
felbft zu mwählenden gemeinfhaftlihen Erziehungsbehörde, 
welcher auch die Kantonsſchulen beider Konfeffionen untergeordnet 
wurden; eine fpätere Verordnung regelte noch genauer deren 
Kompetenzen. Für die Kurie lag nun neuer Stoff zur Befchmwerde- 
führung vor. Der Bifchof Kafpar v. Carl verlangte (8. Juni 
1844) von dem fatholifhen Großrathöfollegium, daß der eben 
angeführte Befchluß des allgemeinen Großen Rathes rüdgängig 
gemacht werde, legte Verwahrung ein gegen jegliche Kompetenz- 
ausübung feitend eines gemifchten Erziehungsrathed auf Fatho> 
liſche Schulanftalten, Tieß im Herbft, ald die Fatholifche Kantons— 
ſchule unter Leitung und Wirkſamkeit des allgemeinen Erziehungs: 
rathes wieder eröffnet werden follte, die dafür beſtimmten Räum- 
lichkeiten unter Siegel legen und verbot den Fatholifchen Geift- 
lichen die Betheiligung ald Lehrer. Der Kleine Rath aber ließ 
jene Räumlichkeiten durch KRommiffarien auf dem Erefutionsweg - 
öffnen. Die Schule nahm ihren Anfang (21. Dftober) und hatte 
fih bald eines zahlreichen Beſuches zu erfreuen; man unterhans 
delte, wonach die weltliche Behörde fih zu einer mildernden Er— 
Märung über die Schranken der erziehungsräthlichen Befugniffe 
berbeizulaffen verfprach, der Biſchof hinwieder dad Verbot der 
Zulaffung der Fatholifchen Priefter an die Lehrftellen zurückzog. 
Es war ein fauler Friede, der nach” wenigen Jahren mit der 
Aufhebung auch diefer fatholifchen Rantonsfchule und der Grün— 
dung einer allgemeinen, gemifhten Kantonsſchule endete. In 
diefen Tagen (4. Dezember) ftarb in Chur Friedrih v. Tſchar— 
ner, der mannliche Vertreter der Stadt Bafel im eifernen Kampf 
mit der Landfchaft. 

Nah der Meberwindung der Jungſchweiz konnte der Rück— 
fhlag im Kanton Wallis nicht ausbleiben. Die neue Berfaffung 
war in Folge der friegerifchen Greigniffe von 1840 eingeführt 
worden, daher einem ftarfen Theil der Bevölkerung ein Gegen 
fand der Abneigung. Der Große Rath fchritt deßhalb zur Revi- 
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fion, bei der vorzugsmeife die Sicherung der Nechte auf religid- 
fem und firchlichem Gebiete bezwedt, jedoch an den Grundlagen 
jener Berfaffung, namentlih an der Rechtägleichheit, nicht gerüt- 
telt wurde. Das Stimmrecht des Bifchofes blieb; im Fernern er⸗ 
hielt die übrige Geiftlichfeit zwei Nepräfentanten im Großen 
Rath. Das bereitd beftehende Zentralgericht wurde durch die 
Revifion legitimirt und in die Verfaffung aufgenommen. Wider: 
wärtig war die Erörterung, ob den Proteftanten im Kanton übers 
haupt ein Kultus, wäre es auch fein öffentlicher, geſtattet wer- 
den folle; derfelbe wurde überhaupt abgelehnt, * was die Regie: 
rung von Zürih zur Abordnung ded Staatöfchreibers Hottinger 
nah Sitten veranlaßte. Seine Verwendungen waren fruchtlos ; 
ebenfo eine zu gleihem Zwecke geführte Korrefpondenz der Regie— 
rung von Neuenburg. Am 20. Dftober wurde die revidirte Ber: 
faffung durch die Mehrheit des Volfed angenommen, und zwar 
von 9849 gegen 2227 Bürger; zu den Verwerfenden murden 
übrigens auch noch 71142 abweſende oder nicht ſtimmende Bürs 
ger gerechnet. Unter den fünf Mitgliedern des neugewählten 
Staatsrathes findet fih auch Wilhelm v. Kalbermatten, der Sies 
ger. Gegen die Führer ded Aufftandes, Mori; Barman, orig 
und Andere, wurden herbe Strafurtheile, doch Feine Todesurtheile 
gefällt. ** Bon nun an blieb Wallis im ftabilen Zuftand nah 


* Aut. 2 der Berfaffung: „die römifch-fatholifchsnpoftolifche Religion ift die 
Religion des Saates; fie allein hat einen Gottesdienft; der Beiftand des Ge: 
feßes ift ihr zugefichert.“ 

** Moriz Barman wurde wegen Aufruhr und Hochverrath zu zwanzig» 
jährigem Gefängniß, febenslinglicher Entziehung des Aktivbürgerrechtes, Be— 
zahlung der Kriegskoften, dann der Koften für die Herftellung der Brüden von 
Riddes, Saillon, Fully und Branfon, auch zur Entjchädigung wegen des in 
Vernayaz veranlaßten Brandes verurtheilt, unter Vorbehalt der Entſchädigungs⸗ 
quoten, welche andern Mitichuldigen würden auferlegt werden. Joris: lebens— 
längliche Entziehung des Aftivbürgerrechts; fünfzehn Jahre Gefängniß; Zahlung 
der Kriegäkoften u. f. w. wie Moriz Barman. Zofeph Abbet, der Sekretär des 
Martinaher Komite's: Tebenslängliche Entziehung des Aktivbürgerrechts; fünf 
Jahre Gefängniß; Vergütung des eilften Theiled der Kriegskoſten. Alphons 
Morand, gewejener Nedaktor des „Echo des Alpes“, unter Anderem auch der 
Beihimpfung und Verleumdung aller geſetzlichen „geiftlihen und weltlichen Bes 
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neuer Ordnung, bis ernftere Greigniffe folhen gewaltfam vers 
drängten. 

Um diefe Zeit wurde den Katholiken in Zürich die ehemalige 
Auguftiner-Kirche eingeräumt; Morfee im Kanton Waadt erhielt 
ebenfalld die obrigkeitliche Bewilligung zur Errichtung einer Kirche 
gleichen Befenntniffes. 

Aber alle Begebenheiten im Kreife der Kantone überragte 
an Bedeutung die nun zum Schluß gelangende Unterhandlung 
über Berufung der Sefuiten nah Luzern. Mit derfelben wurden 
Ehorherr Kaufmann und Grofrath Leu, beide Mitglieder des Er— 
ziehungsrathes, betraut. In Folge zweier Reifen im Auguft und 
September nach Freiburg fahen fie fih mit dem Beauftragten 
des Ordens, P. Kafpar Rothenflue, „VBorfteher der oberdeutfchen 
Provinz der Gefellfhaft Jeſu,“ im Reinen, und ed wurde nach— 
ftehender Bertrag zmifchen diefem und dem Erziehungsrath aus- 
gemwechfelt: 1. Die Gefellfhaft Jeſu übernimmt fpäteftend mit Ans 
fang des Schuljahres 1845 auf 1846 die Beforgung der theo- 
logifchen Lehranftalt für den Kanton Luzern und der Pfarrfiliale 


hörden“, dann der Nufreizung zum Aufftand, angeklagt: wurde mit Infamie 
belegt („d&clar& infäme*, jagt das Urtbeil), fünf Jahren Gefängniß, Geldbuße, 
Prozedurkoften. Kafimir Dufour, Oberkommandant der Artillerie der Inſur— 
genten: acht Jahre Gefängniß, zehnjährige Einftellung im Aftivbürgerrecht, 
Eilftel der Kriegskoſten Aehnlih Andere: Advokat Moriz Filliez, Ludwig 
Martin (wegen Mikbandlung des Voeffrey), Joſ. Klaudius Ger, Johann Jo— 
ſeph Barman, ala Theilnehmer an derfelben; Philibert Chevalley, wegen Ge: 
walttbätigfeiten gegen den Präfidenten de fa Pierre; Notar Hippolyte Pignat, 
von Bouory, wegen Theilnahme am Mai-Aufftand von 1844, Brandlegung in 
Dernayaz nach dem Gefecht am Trient, Verbindung mit den Freijchäärlern geyen 
Luzern zum Behuf ähnlicher Gewaltthat gegen Wallis, 

Auch Dr. Joſeph Hyacintd Barman, von St. Moriz, der Führer im 
frühern Verfaffungsfampfe von 1839, wurde wegen Betbeiligung bei den Ereig- 
niffen von 1844 mit Strafe belegt, und zwar zu einem Drittheil der Kriegs: 
foften, dann zu Fr. 35,000 anderweitiger Entſchädigung an den Staat verfällt, 
durch Urtheil des Anpellationsgerichtes vom 1. Zuli 1846. Die Urtheile gegen 
die übrigen Angefchufdigten gingen vom Zentralgericht aus, und fallen in den 
Zeitraum von 1844 bis 1846. Es fcheint, daß einzig der Fall von Dr. Yof- 
Barman vor das Appellationägericht gezogen wurde. 

Die Berurtheilten waren flüchtig. 
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für die Kleinftadt Luzern, — und mo möglich auf gleiche Zeit 
das geiftlihe Seminar diefes Kantone. 2. Zu diefem Behuf fen- 
det die Geſellſchaft Jeſu menigftend fieben Geiftlihe ihres Or- 
den, nebft den zu ihrer Bedienung nöthigen Laienbrüdern, nad 
Zuzern, und bezieht für jeden Geiftlichen einen Jahresgehalt von 
750 Schweizerfranfen. Eine Vermehrung des Perfonald darf bei 
vorhandenem Bedürfniß nur mit Bewilligung der Regierung ftatt- 
finden. 3. Die Regierung hat die nöthigen Gebäulichfeiten fammt 
Inventar der Kirche anzumeifen und das erforderliche Brennma— 
terial zu Tiefern, ebenfo das Inventar für die Wohnung der Vä— 
ter Sefuiten. 4. Gleich allen andern Ordens- und Weltgeiftlichen 
im Kanton Quzern find aud die Mitglieder der Gefellfchaft Jeſu 
dafelbft, fowie den Geſetzen des Kantons überhaupt, fo auch den 
fämmtlihen Beftimmungen und benanntlih den 88 5, 6, 11 
und 63 der Kantondverfaffung unterworfen. * 5. Mit Rüdficht 
auf den $ 63 der genannten Kantonsverfaffung wird die Gefell» 
ſchaft Jeſu in Bezug auf die Theologie jih nach dem bier in 
feinen Grundlinien beigefügten, im Einverftändniffe mit dem Bi- 
fhofe und dem Erziehungsrathe und nach vorangegangener Kennt- 
nißgabe an den Negierungsrath abgefaßten Plane und der in 
Uebereinftimmung damit gefegten Lehrweiſe richten. (Folgt die 
Aufzählung der Fächer u. dgl.) 6. Den sub 2 bezeichneten Vä— 
tern der Gefellfchaft Jeſu ift geftattet, im Kanton Quzern nad 
den von der Kirche gutgeheißenen Regeln ihres Ordens zu les 
ben und zu wirken. 7. Ueber die Lehrbücher der Theologie wird 
ſich die Gefellfchaft Jefu mit dem Bifchof durch Vermittlung des 
Erziehungsrathes ins Einverftändnig fegen. 8. Allfällige Abän- 
derungen in dem hier dargegebenen Lehrplan fönnen nur in Folge 


* Sie lauten: 

„F 5. Es gibt im Kanton Luzern feine Vorrechte, weder der Orte, noch 
der Geburt, der Perfonen oder Kamilien, jondern alle Bürger find an politifchen 
Rechten und vor dem Gefege gleich. Jeder Bürger des Kantons hat, wenn er die 
erforderlichen Eigenſchaften befigt, Zutritt zu allen Stellen und Aemtern. 

$ 6. Die perfünlihe Freiheit ift umverfeglih. Niemand darf gerichtlich 
verfolgt, verhaftet oder in Verhaft gehalten werden, außer in den vom Gefeße vor: 
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einer gegenfeitigen Berftändigung zwifchen der Gefellihaft Jeſu, 
dem Biihof und dem Erziehungsrath vorgenommen werden. Am 
12, und 14. September wurde der Vertrag unterzeichnet. Zwei 
Zage fpäter fügte der Bifchof auch feine Genehmigung bei, „jedoch 
ohne Präjudiz des laut apoftolifcher Zirkumffriptionsbulle in So— 
lothurn zu errichtenden allgemeinen Diözefanfeminard.* Der Große 
Rath genehmigte den Bertrag nad zwölfſtündiger Sipung, mit 
70 gegen 24 Stimmen (24. Dftober). Bergebend hatte Alt- 
Schultheiß Kopp eindringlich auf Verwerfung angetragen und im 
Fluß der Rede die Genehmigung felbft ald Verrath am Bater- 
land erklärt, was ihm auf Leu's Antrag ein Mißfallensdekret des 
Großen Rath zuzog. Derfelbe Kopp, im Berein mit Kafimir 
Pfyffer, Joſeph Bühler, Martin Arnold und Ignaz Kaufmann, 
wollten aus dem Grund eine Verwahrung gegen den Hauptber 
ſchluß eingeben, weil fie in $ 6 des Vertrages eine Verlekung 
der Kantondverfaffung erblidten. Der Große Rath aber verwei- 
gerte die Aufnahme. Leu, nun Sieger, war auf Alles gefaßt 
und fcheint, wie die Regierung felbft, das Schlimmfte auch be- 
fürdtet zu haben. Denn auf feinen Antrag wurde der Negie- 
rungsrath ermächtiget, gegen allfällige Ruheſtörungen nöthige 
Borfichtömaßnahmen zu treffen, ihm audy der hiezu erforderliche 
Kredit eröffnet. Folgenden Tages (25. Dftober) ertheilte die Re— 
gierung fämmtlichen Amtsftatthaltern Auftrag und Ermächtigung, 


gejebenen Fällen und auf die vom Geſetze vorgefchriebene Weife. Niemand darf 
* feinem ordentlichen Richter entzogen werden. 

$ 11. Alles Vermögen, Einkommen und der Erwerb ift fteuerbar. Stifte 
und Klöfter leiften von ihrem Korporationsvermögen die Vermögensfteuer mittels 
jährlicher Beiträge an das öffentliche Exziehungswefen und für geiftliche Zwecke. 
Der Große Rath wird alljährlich dieſe Beiträge nach Maßgabe des Vermögens 
beftimmen. Zu Polizei und Armenfteuern der Gemeinden werden die Riegen- 
ſchaften der Stifte und Klöfter, fowie des Staates, gleich andern Liegenfchaften 
nach dem Katafterwerth befteuert. 

$ 63. Es wird ein Erziehungsrath von neun Mitgliedern aufgeftellt. Ibm 
ift unter Oberaufficht des Regierungsrathes die Auffiht und Leitung des Er 
ziehungsweſens übertragen. Demfelben kommt auch die Vorberathung über Alles, 
was die Berhältniffe zwifchen Staat und Kirche betrifft, zu. Die vorbehaltenen 
Gegenftände gelangen an den Regierungsrath.“ 
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falls es zu aufrührerifchen Auftritten in ihrem Amt, oder im 
Kanton überhaupt fommen folte, fofort die ganze miligpflichtige 
Mannfhaft unter die Waffen zu rufen; fie bezeichnete für jedes 
Amt einen Truppenfommandanten, ernannte ald Oberfommans 
dant aller fantonalen Truppen den Oberftlieutenant Göldlin, von 
Surſee; für Zeughaus und Negierungdgebäude wurden nöthige 
Sicherheitsmaßnahmen getroffen; Anfangs November waren nahe 
an 300 Mann Garnijondtruppen in der Hauptfladt. 

Die Würfel waren geworfen; laut Kantondverfaffung war 
das Volk berechtiget, gegen Einführung neuer Korporationen das 
Beto zu erheben; fomit war der Vertrag für Ginführung der 
Sefuiten von dem Ausgang einer allfälligen Vetobewegung ab- 
hängig. Die radikale DOppofition brachte aldbald eine foldye in 
Bewegung. Ob fie felbft an die Verfaſſungswidrigkeit des Ver— 
trages glaubte oder nicht, fommt bier nicht in Betracht; genug, 
fie berief fi auf die im Vertrage felbft angeführten Borfchriften 
der Berfaffung und behauptete, daß fie durch die Beflimmungen 
des Vertrages (namentlich 4, 5, 7 und 8 desfelben) keineswegs 
gewahrt feien. Umgekehrt ftügten ſich die Bertheidiger der Groß- 
rathömehrheit auf die durch $ 4 des Vertraged von den Sefuiten 
unbedingt ausgefprochene Unterwerfung unter Berfaffung und Ges 
fee, demnad) fie Feinerlei Borrechte, alfo weder Perſonal- noch Real⸗ 
Immunitäten anfprechen konnten, fondern vielmehr dem weltlichen 
Richter und den Steuern unterworfen waren, überhaupt auch die 
verfaffungsmäßige und gefegliche Wirffamkeit der Staatsbehörden 
über fih erfannten; im Weitern auf die vertragdmäßigen Befug- 
niffe des Erziehungsrathes bezüglich auf Lehrplan und Lehrweiſe. 
Als Mittel der Oppofition wurden von deren Führern ferner ges 
braucht die zeitläufige Anrüchigfeit der Jeſuiten und die Rüde 
fihten, weldhe man den andern Kantonen, zumal der reformirten 
Bevölkerung, fchuldig fei. Umgekehrt priefen Leu und feine geift- 
liben und weltlihen Freunde den religiöfen Gewinn, der aus 
dem Vertrag, demnach aus der Enthaltung vom Veto, hervors 
gehen werde. Die Gemüther erhigten fih in folder Weife, daß 
der Bifhof von Bafel der Klugheit angemefjen fand, die Geift- 
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lichkeit durch ein allgemeines Mahnſchreiben anzuweiſen, ſich ſelbſt 
aller Umtriebe zu enthalten, ſo wie überhin die Gemüther zur 
Sanftmuth und Ruhe zu ſtimmen; und damit ihm überhaupt 
nicht vorgeworfen werden könne, er habe für oder gegen die Je— 
ſuiten auf die Gewiſſen der Bürger eingewirkt, ſprach er aus— 
drücklich aus, es möge das Volk, frei und nad eigenem Ermef- 
fen, fih für Ja oder Nein erklären. 

Die Zahl der BVetirenden war verhältnigmäßig flarf; von 
26,231 flimmfähigen Bürgern verwarfen (in 72 Gemeinden) 
7985 den Bertrag; 18,246 erhoben feine Einfprache gegen den- 
felben. Im Berlauf der Vetozeit und noch vor Ausgang derfelben 
war ein Theil der radikalen Partei thätig für Einleitungen zu 
einem bewaffneten Aufftand, die Regierung hinwieder wachſam 
auf alle ihre Schritte. Die Spannung im Innern ded Kantons 
hatte bereit# den höchſten Grad erreicht; fie mar nicht geringer 
in der übrigen Schweiz. Die Reformirten fahen in der Berufung 
der fieben Ordendmänner nad) Quzern einen gefährlichen Angriff 
auf ihren Glauben und ihre fonfeffionelle Stellung in der 
Schweiz; und felbft hochfonfervative Preßorgane proteftantifcher 
Redaktion vermochten nicht, fich zu der allein richtigen Auffaffung 
zu erheben, daß Luzern die Berufung wefentlih nur aus Rüd- 
fiht auf die pädagogifchen und religiöfen Intereſſen feiner eige— 
nen Bevölferung, keineswegs mit Rüdgedanfen gegen die ſchwei— 
zerifchen Proteftanten, befchloffen habe. 

Diefe wußten nicht, oder wollten nicht glauben, daß der Dr- 
den keineswegs dem Kanton Luzern fich aufgedrängt, fondern daß 
vielmehr des Ichteren Regierung und Volk feine Rückkehr in den 
Kanton verlangt und betrieben habe. Sie hatten feine Ahnung 
davon, daß, als der Vorfteher des Ordens in der Schweiz, auf 
ausdrüdlichen Befehl feines Generalobern in Rom, ein zaudern- 
des Berfahren einhielt, von Luzern aus nicht nur bei diefem, 
fondern auch bei dem Papft Vorftellungen dagegen gemacht wor: 
den: feltfam, ja unbegreiflicdy erfcheine es, daß die Jeſuiten, die 
fih doch nie weigerten, zu den wilden Völkern zu gehen, nun fo 
viel Widerwillen zeigten, nad) Luzern zu kommen. 
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Fünfter Abſchnitt. 


Aufruhr in Luzern in Verbindung mit Landfriedensbruch und Freiſchaarenzug 
gegen dieſen Kanton. Niederlage der Aufrührer und ihrer Genoſſen. Allgemeine 
über die ganze Schweiz verbreitete Agitation zur Austreibung der Jeſuiten und 
Verdrängung der Luzerner Regierung. Waffnung der Urkantone. Zürich Vorort, 
in unhaltbarer Stellung. Umwälzung im Kanton Waadt. Außerordentliche Tag— 
ſatzung. Das Ausland ſtutzig. Bern und Aargau, Haupthehler des Landfrie- 
densbruches. Der zweite Freifchaarenzug unter Ochjenbein; die geſetzliche 
Ordnung fiegreih. (Dezember 1844 bis Frühjahr 1845.) 

Die radikale Partei war in Luzern fchon längſt mit dem 
Gedanken an bemwaffnete Selbfthülfe vertraut. Schon während 
der Dreißiger Jahre, ald fie zu wiederholten Malen wahrnehmen 
mußte, daß die-politifche Richtung der Regierung mit den Ge- 
finnungen von einem großen Theil ded Volkes nicht in Ueber; 
einftimmung gebe, organifirte fie Vereine, die je nach Umftänden 
eine bewaffnete Macht neben den gefeglichen Milizen hätten bil- 
den follen. Einzelne Gruppen folcher Bereindgenoffen hatten ſich 
in den Angelegenheiten von Schwyz hervorgethan im Jahr 1833 *; 
ähnlich hatten früher ſchon Zuzüger aus dem Kanton Luzern 
fi bei dem Aufftande der Landſchaft Bafel betheiliget. Die Nie- 
derlage genannter Partei im Jahr 1841 brachte zeitweife eine 
etwelche Befcheidenheit in diefelbe; allein fie ermannte fich mit 
der Zeit wieder; die Führer fanden fi abermald zufammen; 
aus dem Tandwirthichaftlihen oder Kulturverein organifirte ſich 
gegenüber der gefeßlichen Obrigkeit eine Art Parteiregierung, die 
fih durch aftiven und paffiven Widerftand geltend zu machen 
fuhte. Daß die Partei auch mildere oder gemäßigte, jedenfalls 
borfichtigere Elemente in fich zählte, benimmt ihrem Beftande 
nichts. Als die demofratifhe Negierung je mehr und mehr Fuß 
faßte und die Schritte für die Berufung der Sefuiten Gelegen- 
beit zu verftärkter Oppofition boten, ward in einer Berfammlung 
auf der Gerwern zu Quzern ein größerer. Ausfhuß zur Durd- 
führung der Parteivorhaben beftellt. Bon jetzt an vermehrte Thär 


* Band I, Seite 423 und 430, 
Die Schweiz III, 12 
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tigkeit. Bon dem, was folgt, war aber die Berufung der Jeſui— 
ten keineswegs der Urfprung, fie war vielmehr nur die willfom- 
mene DBeranlaffung zu größter Kraftanfirengung gegenüber der 
Regierung. Es murden Verbindungen mit den Gleichgefinnten 
von Aargau, Solothurn und Bern angefnüpftz Amtsgerichts— 
präfident Ixrog und Oberamtmann Fröhliher aus Olten hatten 
fih in Reiden zu fchaffen gemacht, Andere, man nennt Auguftin 
Keller aus Yargau, in Luzern. Ungemwiß bleibt, ob die unzufrie- 
denen Quzerner mehr ihre Nachbarn, oder diefe die Luzerner auf- 
gefucht und angeregt haben; zuverläffig aber ift, daß die Aar— 
gauer Regierung und ihre radifalen Anhänger wichtige Gründe 
hatten, zu wünſchen, daß die Lebensdauer der fonfervativen Re— 
gierung von Luzern möglicht abgekürzt werde. Auch in Baſel— 
land fanden Vorbereitungen zu bewaffnetem Zuzug flatt, und 
jelbft die Radifalen der Stadt Bafel traten ein in den Geheim- 
bund. Der Betobewegung folgten in Luzern größere Verſamm— 
lungen; an einer derfelben im Gafthof zum Adler (26. Novem- 
ber) wurde der Aufruhr, den gleichzeitig ein verbrecherifcher, bun— 
ded- und völferrechtömwidriger bemwaffneter Einfall aus den 
genannten Nachbarfantonen unterftügen follte, umftändlich be- 
jprochen. Als Mitglieder des fpeziell mit der Ausführung betraus 
ten Komite’d nennen die Unterfuchungsaften den Fürſprech 
Eduard Schnyder, Julius Salzmann, Stadtammann Berchtold, 
Alt-Regierungsrath Baumann, Alt-Oberrichter Fellmann. Dr. Stei- 
ger wird ferner ald einer derjenigen bezeichnet, welche Mitglieder 
eined größeren Ausfchuffes geweſen. Mehrere Militärperfonen . 
wurden mit ins Geheimniß und zur Aktivität gezogen, fo vor: 
nemlich Oberftlieutenant Guggenbühler. Glaube der untergeord« 
neten Verſchworenen oder Mithelfer war, daß auch höhere Amts— 
perfonen, welche unter den Bezeichneten nicht vorfommen, bei dem 
Unternehmen betheiligt gewefen, oder doch nicht ermangelt hätten, 
in geeignetem Augenblid, bei gutem Fortfchreiten desfelben, fol- 
ches mit ihrem Einfluß zu unterflügen. Der Plan war: in der 
Hauptitadt des Kantons ſich des Zeughaufes und der Kaferne zu 
bemächtigen, in Surfee eine proviforifche Negierung zu beftellen, 
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dur diefe und mit Hülfe von Aufrührern in den Landbezirfen 
und der bewaffneten Zuzüger aus den benachbarten Kantonen dad 
Aufgebot und die Wirkfamkeit der gefeglichen Miligen, welche die 
Regierung etwa aufrufen würde, unwirkſam zu machen, endlich 
gleichzeitig die Emmenbrüde zu befegen und den Aufrührern in 
der Stadt die Hand zu bieten zum Sturz der verfaffungsmäßigen 
Regierung. Nah den Ausfagen einzelner Betheiligten wäre den 
Aufrührern die Abficht nicht fremd gewefen, nach gewaltfamer 
Aenderung der Dinge im Kanton Quzern auch nah Schwyz zu 
marfchiren, dort ein Gleiches zu verfuhen und die Urkantone 
zur Unterwerfung unter eine projeftirte neue Bundesverfaffung 
zu zwingen. Allem vorgängig gedachten die Verſchworenen, ſich 
der von der Regierung in Willisau aufgeftellten vier Stüde Ka— 
nonen durch einen Handftreich zu bemächtigen. * Der Ausbruch 
von Unruhen in diefem Städtchen brachte der Regierung heil— 
fame Warnung. Am 4. Dezember ging nämlich in Willisau das 
Serücht, der Aufftand werde auöbrechen, von Triengen her eine 
Kolonne einrüden und die vier Kanonen zum Weitermarfch nad) 
Luzern in Befit nehmen. Sofort bot der Truppenfommandant 
ded Amtes, Auartier-Adjutant Fellmann, Mannfchaft zum Schuß 
auf; als er mit derfelben aber den bezeichneten Wachtpoften be- 
ziehen laffen wollte, Teifteten die radikalen Bewohner Widerftand; 
endlich vermittelte man und fam überein, daß die Stadt- und die 
Landgemeinde Willisau gemeinfam (diefe beiden Gemeinden waren 
politifche Gegner) dad Geſchütz hüten follten. Schleunigft fandte 
nun die Regierung ihr Mitglied Wendelin Koft ald Kommiſſär 
ab und verftärkte die Garnifon in der Hauptftadt (5. Dezember). 
Kaum hatte die Regierung von Bern Kunde von den Vorfällen 
in Willisau erhalten, welche fie ald den Anfang vom Ende der 
verhaßten Quzerner Regierung anfah, bot fie eine namhafte Trup- 
penzahl auf, ftellte fie unter den Oberbefehl des Oberften Zim— 


* Bericht über die Unterfuchung, den Aufruhr vom 8, Dezember 1844 be- 
treffend, an den Regierungsrath von Luzern erftattet durch das außerordentliche 
Verhöramt. Luzern 1846, 
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merli und beorderte fie an die Grenze, theilmeife in das Ober- 
land gegen die Urfantone. Zimmerli’d Beftimmung mar, mit den 
ihm untergeordneten Truppen, auf Begehren einer provifori= 
[chen Regierung des Kantond Ruzern, in denfelben einzurüden 
und ihrer Wünfche gemwärtig zu fein; der beftehenden und geſetz— 
lichen Regierung von Luzern wurde vom Truppenaufgebot feine 
Anzeige gemacht. Letztere verlangte durch einen perfönlichen Ab— 
geordneten, Vinzenz Fiſcher, Auskunft über den Zweck des ber- 
nifchen Aufgebote® und erhielt die unwahre mündliche Antwort, 
daß die Berner Truppen beftimmt feien, das Eindringen von 
Freifchaaren in den Kanton Quzern zu verhindern. Unwahr ift 
jene Antwort gewefen, weil aud dem genau ermittelten Zufam- 
menhang aller damaligen Greigniffe hervorgeht, daß die Berfü- 
gung Bern's mit der angezettelten Luzerner Verſchwörung in 
Wechfelwirfung ftand und deren Erfolg in Sicherheit bringen 
follte; Schultheiß von Tavel felbit prahlte gegenüber jenem Ab- 
geordneten mit zahlreichen Berichten über bereits ausgebrochenen 
Aufruhr im Kanton Quzern. Gleichzeitig mit dem Truppenaufge- 
bot in Bern (über welches diefer Kanton auch von der Regie: 
rung von Obwalden zur Rede geftellt wurde) erfolgte ein ſolches 
auch von Seite Aargau’, und Bafelland rüftete fih zur Bereit- 
Ihaft, nahdem dad SHerumtreiben von Sendlingen in diefen 
Schweizergebieten bereitö zuvor, und ganz abgefehen von dem 
Handel in Willidau, hatte ahnen laffen, daB ein entfcheidender 
Streich im Wurfe liege. Noch wollte die Regierung von Quzern, 
jah fie auch den Aufftand im Innern herannahen, nicht glauben, 
daß ein eidgenöſſiſches Kantonsgebiet mitten im Frieden von bes 
waffneten Horden aus andern Kantonen werde überfallen wer— 
den. Inzwiſchen bat fie vorjichthalber die Regierungen von Uri, 
Schwyz, Unterwalden und Zug, ihre Truppen in Marfchbereit- 
haft zu fegen; die Standesfommiffion blieb in Bermanenz. In 
der Kajerne waren 2 bi8 300 Mann; mit Kartätfchen geladene 
Stüde im Zeughaufe waren mit binreichender Mannfchaft eben— 
falls zur Bertheidigung beftimmt; auch im Negierungsgebäude 
lagerte eine Kompagnie Truppen. Am Abend des 7. erhielt die 


— 1831 — 


Regierung vielfältige Anzeigen von bevorftehendem Ausbruch und 
verlangte nun von Seite der befreundeten Kantone das förmliche 
Aufgebot ihrer Truppen, dem bereitwilligft entiprochen wurde. 
Unterdeffen brachten die Verſchwörer den Vorabend und die Nacht 
vor dem 8. Dezember mit emfigen Vorbereitungen zu; die Same 
melpläge wurden angewiefen, die Bewaffneten in einzelne Häufer 
vertheilt; vom Gafthaus zum Engel aus, gegenüber dem Zeug- 
haus, follte diefes mit Hülfe anderer Aufrührer genommen, oder 
feine Bertheidiger meuchlerifch angegriffen werden. Sonntags, den 
8. Dezember, ded Morgen? 5 Uhr, zog eine bewaffnete Rotte, 
40 bis 50 Mann ftarf, an ihrer Spige Oberftlieutenant Guggen- 
bühler und Alt-Regierungsrat) Baumann, von der Adlergaffe her 
auf den Mühleplag, um über diefen und die Spreuerbrüde dad 
Zeughaus und die Kaferne zu erreichen und einzunehmen. Um 
eben diefe Zeit hatte der Milizinfpeftor, Oberſt Rüttimann, wach: 
fam drei Patrouillen ausgefendet, eine davon 28 Mann ftarf 
durch Lieutenant Jenny fommandirt. Die Jenny'ſche Streifwache 
vertrat den Aufrührern den Weg; im Sturmſchritt auf jene an- 
rückend, gaben die Aufrührer, flatt Antwort auf den Werda:Ruf, 
Feuer. Jenny erwiederte dasfelbe, drang dann mit gefälltem 
Bajonnet auf die Anftürmenden und zerfprengte fie. Die Auf 
rührer, welche, inbegriffen die fremden Gefellen vom Grütli- und 
Sängerverein, 600 Mahn allein in der Stadt zufammenzubrin= 
gen gehofft hatten, verkrochen ſich in Schlupfwinfel oder ergriffen 
die Flucht. Jenny zählte 9 Verwundete unter den Seinigen, 
mehrere unter den Gegnern. In der Stadt war nun der Aufruhr 
überwunden, da der Handftreih auf das Zeughaus mißlungen 
war; die Verhaftungen begannen, zunächſt im Gafthaufe zum 
Engel, wo zwanzig Perfonen eingezogen, eine Menge Stutzer, 
Gewehre und Munition vorgefunden und zu Handen genommen 
wurden. Guggenbühler entwich nach Lenzburg und ftarb dafelbft 
nah neun Tagen. Er und die Komiteglieder waren inzwifchen 
ala Hochverräther polizeilih ausgefchrieben worden. Der Aufitand 
war aber nicht bloß in der Stadt, fondern auch in den meiften 
Land-Aemtern vorbereitet. Während der Nacht fammelten fich die 
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einzelnen Aufrührer auf dem Lande zu Fleineren Banden und 
rüdten auf den verfchiedenen Straßen, zumeift in der Richtung 
vom Kanton Nargau und vom Oberamt Hochdorf her, nach der 
Emmenbrüde. Aufftändifche von Rothenburg waren die erften auf 
dem Hauptfammelplaß bei der Emmenbrüde und befegten fie. Die 
Nachrichten über den Ausgang der Dinge in Luzern machten die 
Aufrührer unentfchloffen; fie zogen fih nah Rothenburg zurüd. 
Im Laufe Vormittags fchloffen fih den Luzernern, in mehreren 
Zügen, aargauifche Freifchäärler unter Regierungsrath Waller an, 
der zum Behuf feined Zuges zuvor die Demiffion von feiner 
Amtsftelle eingereicht hatte. Waller wollte nicht unverrichteter 
Dinge zurüdfehren und empfahl abermaliged Vorrüden, Wieder- 
befegung des Poſtens an der Emme und einen Siegesmarſch nad 
Luzern. Unterdeffen hatte der treue Major Schmid eine Kolonne 
Milizen aus dem Dberamt Hochdorf in die Nähe der Brüde ge- 
führt; die vereinte Bande der Kreifchäärler, Quzerner und. Aar— 
gauer zufammen, 6 bi8 700 Mann ftarf, gab Feuer auf jene, 
tödtete der Kolonne Schmid fünf Mann; nebftbei verlor diefe an 
Berwundeten 20 Mann. Schmid, zu ſchwach, fah fich zum Rüd- 
zug genöthiget. Inmitten des Aufruhres aber, der in den meiften 
Gegenden ded Kantond, zumal in den längs dem Kanton Aar— 
gau gelegenen, hochauf zu lodern ſchien, erhoben fich die in allen 
Landestheilen aufgebotenen Milizen. Major Schmid rüdte ver- 
ftärft (ihm hatte fih Nathöherr Leu mit ein paar hundert Mann 
beigefellt) abermal vor, befegte die nunmehr von den Aufrührern 
aufgegebene Emmenbrüde und marfchirte am 8. Abends in die 
Stadt ein. Während der Naht war das Aufgebot auch in Sur- 
fee ergangen; von dort rückte Oberftlieutenant Göldlin mit Fleis 
ner Zahl Mannfchaft aus, zog unterwegs überall die übrigen 
Milizen an fih und traf 1260 Mann ſtark Abends am 8. Des 
zember ebenfalld in Quzern ein. Noch mehrere Truppen folgten 
am 9., fo daß an diefem Tage die Hauptftadt von Milizen 
wimmelte. Die Gefahr war vorüber. 

Längft fchon hatten inzwifchen die Freifchäärler, nachdem fie 
in verbrecherifcher Weife an der Emmenbrüde das Blut treuer 
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Bürger vergoffen, den Kampfplatz verlaffen; vertraut mit dem 
Ausgang des Aufruhrs in der Stadt Quzern, der ihnen ſchon vor 
dem Gefecht an der Emmenbrüde befannt war, und in höchiter 
Gefahr ſchwebend, von den aus den nordweftlihen Theilen des 
Kantons anrücdenden Milizen im Rücken gefaßt und vernichtet 
zu werden, ergriffen fie die Flucht über Rothenburg und Hildis- 
vieden, und verließen theild über Sempadh und Büron, theils 
über Münfter den Kanton. Das war der Heldenzug Franz Wal- 
ler's von Aargau und feiner luzernifchen Freunde. Zurüdgelaffene 
aargauifche Munition verrieth, daß felbft dad Aarauer Zeughaus 
in Mitleidenfchaft gezogen worden. Aber auch Solothurn follte 
fein Kontingent zum zuchtlofen Einfall in das Gebiet von Luzern 
liefern; Sonntags Vormittags war von dort eine Kolonne von 
80 Mann mit 2 Kanonen dur Dagmerfellen bis auf die Knut— 
wylerhöhe vorgerüdt, machte hier Halt und ſchwenkte gegen Bü— 
von ab; bei diefer Motte hatten ſich der Obergerichtspräfident 
Schmid von Solothurn, der Polizeidireftor Gugger und andere 
Standeöperfonen von Solothurn betheiliget, damit fund werde, 
daß im Lande der Aare alle Rechtsbegriffe abhanden gekommen; 
folgenden Tages faßen die betheiligten Solothurner Magiftraten 
wieder gravitätifch im Großen Rath. Abends endlich trafen ein- 
zelne Banden aus Bern und Bafelland in Reiden ein, ergriffen 
aber auch aldbald den Rüdzug. Profeffor Herzog aus Bern batte 
40 Studenten von dorther bis nach Zofingen verführt. Montags 
den 9. früh fand fih das ganze Gebiet von Quzern mit weniger 
Ausnahme von Freifchaaren geräumt. Die Nachbarfantone fahen 
- nicht nur ihre eigenen Auszüger wieder, fondern hatten von nun 
an auch die zahlreichen Iuzernifchen Aufrührer, die zur Flucht ges 
jwungen waren, zu beherbergen. Ueber das unfelige Ereigniß be— 
richtete die Regierung an den Großen Rath *: „die neueſte Ge- 
fhichte unfers Baterlandes bieter leider die traurige Erfahrung, 
daß unfer Kanton nicht der einzige ift, wo Aufruhr gegen die 
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* Bericht des Regierungsrathes des Kantons Luzern an den Großen Rath 
über den Aufruhr am 8. Chriſtmonat 1844; vom 31. Dezember gl. J. 
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berfaffungsmäßigen Landesgewalten ftattgefunden hat. Einzig 
mag unfer Kanton nur in dem Punkte fein, daß der hier ftatt- 
gehabte Aufruhr feine vereinzelte Kantonalerfheinung war, fon- 
dern auf einer ausgedehnten, in viele Kantone verziveigten, Per 
ſchwörung fußete, daß er gegen die legal ausgefprochene Mehr⸗ 
heit des Volkes, den Souverän felbit, ftattfand, und auf 
Befnechtung deffen Willens und feiner Rechte abzielte. Es war 
ein Krieg gegen ein gefammtes Volk im tiefften Frieden, aus- 
geführt zur Stunde der Nacht, der Vertrauten jeder fchlechten 
That.“ Der vorbereitete Umfang der Berfhwörung war ein weit 
größerer geweſen, als er in der Ausführung erſchien; und doch 
fann die Zahl der Aufrührer und Freifchäärler, melde in und 
außer dem Kanton Luzern fih in Bewegung geſetzt hatten, auf 
2000 angenommen werden. * 

Den günftigen Ausgang diefer Aufruhrtage hatte die Re 
gierung von Quzern mehr ihrem guten Geſchicke, ald eigener, Flug 
entwicelter Thatkraft zu danken. Gewitziget, wollte fie fih nun 
auf fefteren Fuß ftellen gegenüber einer, wie fie vorausfehen 
fonnte, ſchwierigen Zukunft. Sie blieb bewaffnet, bis Bern und 
Aargau ihre Truppen gänzlich entlaffen hatten, Tieß auch die auf— 
gebotenen Truppen der Urfantone und von Zug nicht verabfchie- 
den, ehe Jenes gefchehen war; fie verlangte von Bern nter- 
nirung der Flüchtlinge und erhielt wenigſtens das Verſprechen 
derfelben; fie verlangte überhin von den Kantonen, von deren 
Gebiet her der Landfriedendbruh begangen worden, aljo von 
Bern, Solothurn, Aargau, Bafelland und Bafelftadt, die Beftra- 
fung der Schuldigen, empfieng aber feine oder nur ablehnende 
Antwort; ehrenvolle Ausnahme machte die Regierung von Bafel- 
ftadt, welche die Schuldigen, unter ihnen den Großrath und Advo⸗ 
faten Dr. Brenner, ernftlich dem Strafrichter einleitete, obwohl 
fie den Kanton Luzern nicht betreten, fondern fich bloß auf den 
Marſch begeben hatten. Die Regierung von Luzern verlangte im 


* Siehe die Schrift: „Erflärung des luzerniſchen Ueberfalld vom 8. Chrift- 
monat 1844,“ Zuzern. 1845. 
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Fernern durch SKreiäfchreiben an die Stände, dab von Bundes— 
wegen ein Geſetz gegen fünftige reifchäärlerei erlaſſen werde, im 
guten Glauben, daß der Rechtefinn der eidgenöffifhen Stände 
noch nicht ganz erftorben fei, und noch immer nicht begreifen, 
bis zu welchem Grade der Parteigeift denfelben im größeren 
Theile der Eidgenoffenfhaft bereits weggeſchwemmt habe. Im 
Innern befehligte fie den fräftigen Regierungsrath Wendelin Koft 
ald Kommiffär in die Amtsbezirke zur Herftelung der gefeglichen 
Drdnung, zur Verhaftung und Einlieferung der Schuldigen; bes 
ftellte ein außerordentliches Verhöramt zur Führung des Straf« 
prozeffed gegen die bei dem Aufruhr Beteiligten, Verhaftete und 
Flüchtlinge, verordnete Befchlagnahme alled Vermögens derfelben, 
damit der Staat für die durch den Aufruhr dem Fiskus erlau« 
fenen Koften fo viel möglich, zu Gunften der gefeglich gefinnten 
Bürger, fih ſchadlos halten möge, organifirte den Landfturm, 
verordnete ein jährliches Firchliches Dankfeſt für die glüdliche Er— 
rettung des Kantons, jeweilen auf das Feſt von Mariä Em: 
pfängniß (8. Dezember), endlich Belohnung und Unterftüßung 
Derjenigen, welche fich in Vertheidigung der gefeglichen Ordnung 
um den Kanton verdient gemacht. Diejenigen von den aufges 
zählten Maßnahmen, welche wegen ihrer Tragweite der Befugniß 
des Großen Rathes anheimfielen, wurden von diefem im Wefent: 
lichen genehmiget. 

So ſchloß Luzern ald Kanton das Jahr 1844, fo feine Iebte 
Amtsdauer ald Vorort nad) dem Bundesvertrag von 1815. 

Bon Bedeutung ift die Stellung, melde im Laufe diefer 
Greigniffe die Regierung von Zürich einnahm. Erſchreckt durch 
das auffallende und flarfe Truppenaufgebot von Bern, cben fo 
durch die Mahnfchreiben der Regierung von Luzern und durch 
den beforgten baldigen Aufbruch von Truppen aus den vier katho— 
lifhen Kantonen nach Quzern, fchritt der Negierungsrath (9. Des 
zember) zu ganz außerordentlihen Maßregeln, bot ein kleines Heer 
von 3000 Mann eigener Truppen aller Waffen auf, befchloß eine 
außerordentliche Verfammlung des Großen Rathes, wollte bei 
Luzern auch die Einberufung einer außerordentlihen Tagfagung 
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verlangen, Iud die Regierungen der öftlihen Nachbarſtände Gla— 
rus, Schaffhaufen, Appenzell beider Nhoden, St. Gallen, Graus 
bünden und Thurgau zu einer eben fo außerordentlichen Kon- 
ferenz nad) Zürich, und verbot endlich den Zuzug von Freifchäär- 
lern außer den Kanton, Alles, nachdem er zwei Tage zuvor auch 
eine perfönliche Abordnung zur Erfundigung nach Quzern hatte 
abgehen laſſen. Aus diefen Einleitungen ift zu fchließen, welche 
eidgenöffifhen Berwidelungen eingetreten wären, falls Luzern | 
nicht felbft auf eigenem Boden Herr gegen die Aufrührer gewor— 
den wäre. In den Verfügungen der Regierung von Zürich war 
im Allgemeinen der Wille für Handhabung der bundesrechtlichen 
Ordnung ausgeſprochen; die Ausführung diefes Willend machte 
fie felbit aber wieder unausführbar durch ihre Furcht vor dem 
Einfluß der „ultramontanen Tendenzen auf die politifchen Zus 
fände des Baterlandes.* Auch fie war von der Jefuitenfurcht 
ergriffen, daher zu demfelben Ziele getrieben wie Bern; Bern 
aber wollte Gewaltanwendung zu Erreichung desfelben, Zürich, 
zwar drängende Rathichläge, nicht aber zwingende Befchlüffe. Nach 
Vertreibung der Aufrührer und Freifhäärler aus Luzern nahm 
Zürich feine Maßnahmen augenblidlih zurüd. In feinem Innern 
aber herrſchte gleichwohl heftige Gährung. Perfonen und Saden 
lagen nicht mehr im Blei zu einander. Bürgermeifter Konrad 
v. Muralt, müde fruchtlofen Ringens in der Staatsleitung, trat 
aus der Regierung aus und wurde als Bürgermeifter durch den 
radifalen Dr. Zehnder erfeht. Bon nun an war die Einheit in 
der Negierung vollends gebrochen, ein erklecklicher Einfluß von 
Dr Bluntihli für die fonfervative Partei nicht mehr möglich. 
Das Neich der legtern nahte feinem Ende; fie war nicht ftarf 
genug, die Grundjäge, auf weldhen fie zur Regierung ded Kan— 
tons emporgeftiegen, ungeſchwächt auch auf die eidgenöffiichen 
Angelegenheiten anzuwenden, hatte aber doch noch zu viel An— 
bang, um mit Ehren das Ruder abgeben zu können. In der lep- 
ten Hälfte Dezemberd trat der Große Rath felbft über die An— 
gelegenheiten Luzerns ein und befchloß auf den Antrag von Dr. 
Furrer eine perfönliche Sendung dorthin, um die Berufung der 
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Jeſuiten rüdgängig zu machen, mit der beigefügten Drohung, 
daB im Fall einer unbefriedigenden Antwort auf Einberufung 
einer außerordentlihen Tagfagung gedrungen werden würde; Abs 
geordnete: der neue Bürgermeifter Zehnder und Melchior Sulzer; 
fie wurden gut empfangen, reisten aber erfolglos. 

Unter diefen Zuftänden trat Zürich abermal, und zum lebten 
Mal, ald eidgenöffifcher Vorort auf die Zeitbühne (1. Jänner 
1845). Bürgermeifter Heinrih Mouffon war Borftand der Re— 
gierung, als ſolcher der nächfte Präfident der Tagſatzung. Eid- 
gendffifcher Staatäfchreiber während einigen Jahren, wifjenfchaft- 
ih und in der Schule des praftifhen Lebens gleich vortheilhaft 
gebildet, von einnehmendem befcheidenen Weſen, in diefer Hinficht 
ein perfönlicher Gegenfag zur Selbftüberhebung, die fo manchen 
feiner politifhen Gegner fennzeichnete, genoß Bürgermeifter Moufs 
fon zwar allgemeine Hochachtung, aber an feinen perfönlichen 
Einfluß fonnten ſich bei der eingetretenen Sachlage feine erheb- 
lihen Hoffnungen fnüpfen. Eine der erften Verrichtungen des 
neuen Vorortes war, die Regierung Yargau’d von Duldung fer 
nerer Freifchaarenzüge abzumahnen, Beriht und Nachweis über 
die gegen folche getroffenen vorbeugenden Maßregeln von ihr zu 
fordern und vorörtlichen Beiftand in gleicher Richtung zugufichern. 
Aargau aber fhob die Schuld des Gefchehenen auf Luzern und 
gab fih den Anfchein, an Erneuerung jener Züge nicht zu 
glauben. 

Die Niederlage der Luzerner Oppofition und ihrer Zuzüger 
hatte außer dem Kanton Luzern Niemanden eines Befferen be— 
lehrt. Wie in Luzern nun das Volk maffenhaft fih um die fie 
gende Regierung fchaarte, zahlreiche Jefuitengegner in deren Las 
ger übergingen, die gefeglihe Ordnung dadurd einen feiten Halt 
für die Zukunft gewann, fo war umgefehrt in der radikalen Nach— 
barfchaft jene Niederlage nur dad Signal zu neuen Wagniffen, 
zu verftärftem Terrorismus. Damals fohrieb ein reformirter ſchwei— 
zerifcher Staatdmann *: „Eine ruhigere Zukunft wird ed unbe: 


* Dr. Heusler in der Basler Zeitung. 
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greiflich finden, daß man es heutzutage für eine ganz erlaubte 
Beichäftigung halten fann, von Zofingen aus eine Jagdpartie 
nad der Emmenbrüde zu machen, um dort inter pocula einige 
Quzerner Bauern, die fich deifen nicht verfahen, über den Haufen 
zu fchießen.“ Aber die Schweiz war noch nicht am Ende der 
Trevel angelangt. Kaum waren die Freifhaaren wieder in der 
warmen Stube zu Haus eingetroffen, rief ein Yargauer Häupt- 
ling, ohne Zweifel Waller, im „Schweizerboten“: „Eidgenoffen, 
in Bafel war die Stunde des Wortes, jept ift die ernfte Stunde 
der That!“ * Gbendemfelben Waller wurde von feinem Großen 
Rath die früher verlangte Entlaffung aus der Regierung vers 
weigert und großes Lob für feinen Patriotismud gefpendet. Eine 
ftarfe Minderheit von vierzig Mitgliedern wollte eine ernft miß— 
billigende Erklärung über den Freifhaarenzug zu Protokoll ge— 
ben; der Große Rath aber verweigerte die Aufnahme und gab 
vielmehr der. Regierung Auftrag, mit den andern Ständen, welche 
„über die verderblihen Folgen der Jeſuiten in der Schweiz“ mit . 
Aargau einig gehen, weiter nöthige DVerabredungen zu treffen. 
Die wühleriſchen Gegner der Jeſuiten fchieften fi übrigens be- 
reitd an, ohne Rückſicht auf die Negierungen vorzugehen. In 
Bern indbefondere nahmen die Dinge eine foldhe Wendung, und 
die Borboten der Anardhie und Bundesummwälzung Cum Teptere 
handelte es fi) in den Augen der Eingeweihten, die Schädlichs 
feit der Sefuiten und die angebliche Nothwendigfeit ihrer Ber: 
treibung mar nur Borwand) traten von Tag zu Tag ftärfer herz 
vor. Die radifalen Häuptlinge in der mittleren und weltlichen 
Schweiz nahmen Zuflucht zu den beliebten Volfdverfammlungen. 
In Fraubrunnen wurde der Anfang gemacht (15. Dezember). 
Hieher hatte ein Komite, an deſſen Spige der geweſene Regie— 
rungérath (nun Amtsftatthalter) Kohler von Bern, die Leute ein— 
berufen; 3000 Männer erfchienen da aus allen deutfchen Theilen 


* Zweifel in die Behauptung, da am Schügenfeft zu Bajel Abreden zu 
gewaltthätigem Handeln gegen Luzern getroffen worden, verloren nach folchen 
Aufforderungen ihr ganzes Gewicht, 
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des Kantons, Solothurner und Aargauer ebenfalls, unter ihnen 
Waller, der mit feuriger Beredtſamkeit die Leidenſchaften der 
Menge erregte. Beſchlüſſe: 1. die Regierung von Bern durch 
Adreſſen zu bitten, ſich an die Spitze der anti-jeſuitiſchen Be— 
wegung zu ſtellen und zu dieſem Ende Vereinbarung mit den 
übrigen „freifinnigen® Regierungen zu vereintem Handeln 
zu treffen; 2. eine Volfsadreife für Ausweifung der Jeſuiten aus 
der ganzen Schweiz an alle Kantonsregierungen in 100,000 
- Eremplaren zur Unterzeichnung in Umlauf zu feßen; 3. Errich« 
tung eines Zentralfomite’8 für die ganze Schweiz und von Kan— 
tonalfomite’3 in den einzelnen Kantonen. „Keine Sefuiten,“ hieß 
e8 da; „fort mit diefer Veit aus dem Vaterland !* war der ein- 
flimmige Ruf. Bon nun an ging ed wie ein Lauffeuer von Ort 
zu Ort, von Kanton zu Kanton: Berfammlung in Zofingen un— 
ter Auguftin Keller, wo neben der Vertreibung der Jeſuiten auch 
ein allgemeined Amneftiebegehren an Quzern befchloffen wurde; 
Verſammlung in Ins im bernifchen Seeland, wo Fürfprech UI: 
rih Ochfenbein, Fürſprech Imoberſteg und Profeffor Wilhelm 
Snell den Ton angaben. Da auch Wälfche hier, fo fehlte es nicht 
an lautem Zurufen, Jauchzen, Klatichen: „nix diete, bayon- 
nettes,“ riefen fie begeiftert, und die Deutfehen: „nit Suppliren, 
lieber Marſchiren;t fo ftürmte die Revolution in Knittelverſen 
einher. Arzt Knobel aus Luzern, ein zum Proteſtantismus über: 
getretener ehemaliger Franzisfaner, erfrifchte in Ins feine zwei— 
deutige Berühmtheit. Am heftigften war der Jugendlehrer Wil- 
helm Snell; diefer fhlug den „bewaffneten Volksbunde im Ges 
genfag von bloßen Adreffen vor; lieber wolle er ſich den rechten 
Arm abhaden laffen, ald eine folche unterzeichnen, rief diefer ber— 
nifhe Hochſchullehrer aus; Andere warteten mit zotenhaften Aus— 
drüden auf und verlangten, man folle endlich mit den Regieruns 
gen der Kleinen Kantone „fertig machen“; ein Bürger Druey aus 
Pfauen, Bruder des Staatsraths Heinrich Druey, ſchlug vor, den 
Schultheißen Siegwart und den Staatöfchreiber Bernhard Meyer 
in eidgenöffifhen Verruf zu erklären; zum Schluß fang 
die Berfammlung: „Rufft du mein Vaterland u. |. m.“ Am 
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» gleichen Tage (29. Dezember) radikale Derfammlungen im 
Kafino in Laufanne, in Montreur, in Genf ein eidgendffifcher 
Sicherheitöverein zu demfelben Zweck gebiltet, wie die Komite's 
anderwärtd; in Rangenthal (5. Sänner 1845) Berfammlung „von 
Ausfhüffen und Deputirten der einzelnen Kantone*, welche ein 
Zentraltomite des Antijefuitenvereind“ beftellten, von dem nad). 
bin eine fchnalzende Erklärung an das Schweizervolf ausging, 
daß es weder die Zertrümmerung ded Bundesvertrages, noch einen 
Eingriff in die Rechte der Katholifen beabfichtige (unter den Uns 
terzeichnern Großratb und Oberrichter Jmoberfteg, auch Stabe- 
hauptmann und Advokat Ochfenbein); in Sumiswald Borver- 
fammlung am gleiden Tage, am folgenden Sonntag (den 12.) 
ebendafelbft Berfammlung von 4000 Männern, unter ihnen Für: 
ſprech Niggeler, der fchon genannte Kohler und Regierungdrath 
Weber von Bern. In Wimmis Nehnliches; dann in Xieftal und 
Herzogenbuchfee (19. Fänner); die Befchlüffe waren aller Orten 
auf einen Leiften, doch in Herzogenbuchfee am Heftigften, weil 
in Folge der Tapferkeit der Vorgänger bereitd der Kamm ge- 
wachſen und das revolutionärfte Begehren zum Boraus auf 
Straflofigfeit rechnen Fonnte; daher wagte Buchdruder Weingart 
unbedenklihb den Antrag zum Aufitand gegen den bernifchen 
Großen Rath, falld er den ihm vorzutragenden Wünfchen nicht 
entfpräche; mir nennen noch Fleinere Verſammlungen in Dachs— 
felden (Kanton Bern), in Gais, in Lugano; alle im Laufe Jän- 
ners. Als Mitglieder des leitenden Komite’3 des „Volksbundes“ 
nannten fich in der Berner Zeitung felbft: Seminardireftor Keller, 
Präfident; Amtsgerichtspräfident Trog, in Olten, Oberftlieutes 
nant Kohler, von Büren im Kanton Bern, Alt-Regierungsrath 
Bürgi, von Zürih; Fürſprech Vögtli, in Aarau, ale Aktuar. Die 
Preſſe Leiftete üblichen Beiftand. Der „Schweizerbote® in Aarau 
rief ohne Rückhalt zu bewaffnetem Aufitand, „und wer dann mit 
Zrennung droht, der werde mit der Schärfe ded Schwertes zur 
Ruhe und Ordnung zurückgebracht.“ 

Das war die rauhe Seite der Agitation; diefelbe hatte aber 
auch eine feinere. Durch amtliche und außeramtlihe Sendungen 
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und Reifen von Perfonen in höherer Stellung wurde der Zweck 
des gewaltjamen Einfchreitend gegen Luzern und zur Aus- 
treibung der Jeſuiten aus der übrigen Schweiz bei den Regie- 
rungen umd ihren einzelnen Mitgliedern betrieben. Die Regierung 
von Bern entfendete den Schultheißen v. Tavel und Regierungs- 
rath Weber an die meiften Kantondregierungen;* nah Züri 
famen fie gemeinfchaftlih, von dort bereiste Weber allein die 
öftliche, v. Tavel die meftlihe Schweiz. Zweck war, die Regie 
tungen zu beftimmen, mittelft eines Zwölfer-Befchluffes der Tag- 
fagung die Austreibung der Sefuiten zu erkennen und, wenn 
gutwillig von den befehdeten Ständen nicht nachgegeben werde, 
Bollziehung des Beichluffes durch Waffengemwalt. Der Krieg gegen 
die Fatholifhen Kantone wurde demnach fchon offiziell betrieben 
lange zuvor, ehe ein Wort von einem fogenannten Sonderbund 
verlautet hatte, und zu einer Zeit, da felbft diefe Bezeichnung 
noch unbefannt war. Die Abgeordneten von Bern erhielten meift 
ungünftigen Befcheid, fo auch in Zürich. Außeramtlich hatten 
Furrer und Alfred Eicher (vorangehend) fich für ähnliche Zwecke 
nah Bern, Fürfprech Peftalug und Alt-Regierungsrath Rüegg, 
ebenfall® von Zürich, nah Frauenfeld begeben. In Zürich felbft 
mußte es nun biegen oder brechen. Die radikale Partei drängte 
zum Bruch und erzielte ihn. Am Tage, an welchem mehrere 
Bolfsverfammlungen in andern Kantonen gehalten worden (19. 
Januar), ward eine foldhe auch von der radifalen Partei in Züri) 
eingeleitet. Der Aufruf trägt die Unterfchriften von Dr. Furrer, 
Weiß, Fierz, Dr. Peftalug, Rüegg, Alfred Eſcher und Prokuratot 
Benz. Er übertrifft an Sophiftit Alles, was diefer Winter an 
ähnlichen Erzeugniffen hervorgebraht, nimmt die Befugniß der 
Zagfagung zu verbindlichen Befchlüffen von vornherein an, ohne 
fi) um die Rechtsfrage zu kümmern, ob die Kantone, als fie den 
Bundesvertrag eingegangen, je die Meinung hegten, die vielbe- 


* In Privatbriefen aus fundiger Hand ift der Verfaſſer damals aufmerks 
jam gemacht worden: es dürfte der franzöfifche Botfchafter, Graf v. Pontoid, 
zu diefer Reife mitgeblafen haben, 
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fprochene Befugniß der Tagfagung einzuräumen, und befchuldigt 
dann Diejenigen ald Urheber des Bürgerkriegs, welche fich ihren 
Befchlüffen widerfegen würden. Profeffor Hottinger, der Gefchichts- 
fchreiber, war anderer Meinung; obwohl eifriger Proteſtant, 
warnte er vor Gewaltfchritten gegen die Fatholifhen Kantone und 
rief aus: „Wer zu einem Religionsfriege zuerft in die Trompete 
ftößt, der verdient, daß des Himmel! Zorn ihn treffe. Die Re . 
gierung wollte nun ohne Zaudern feite Stellung nehmen, befchloß 
Einberufung einer außerordentlichen Tagſatzung auf den 24. Feb- 
ruar, und verkündete ihrem Volk dur Proflamation die Lage 
der Dinge, ihre Anfihten über diefelbe und die Anträge, welche 
fie in vorörtliher Stellung an die Tagſatzung bringen werde 
(21. und 23. Januar). Das Weſen diefer Anträge war: die 
Frage über Wegmweifung geiftlicher Orden gehöre grundfäglich in 
das Gebiet der Kantonalfouveränetät, unbefchadet des Rechtes, 
gegen ſolche Orden von Bundeöwegen einzujchreiten, infofern den— 
felben Theilnahme an Unternehmungen gegen die Unabhängig- 
feit der Schweiz oder an wirklichem Landfriedensbruch nachge- 
wiefen werden könne; gegenwärtig -liege in Betreff des efuiten- 
ordend fein Grund zu zwingenden Bundesbeichlüffen vor; 
dagegen richte die Tagſatzung die dringende Einladung an Luzern, 
daß ed mit Rüdficht auf feine vorörtlihe Stellung auf die Be— 
rufung Verzicht leifte. Gut gemeint; aber der weitere Inhalt der 
Proflamation ſprach über die Jeſuiten ein jo herbes Urtheil aus, 
daß darin mehr Veranlaffung zum Sturm ald zur Befchmwichti- 
gung lag, troß allen Schrednifjen des Bürgerfrieges, welche die 
Negierung auszumalen nicht vergaß. Die radikale Partei aber 
wollte entfcheidende Ergebniffe. Unter Leitung ihrer Führer ver- 
fammelten fih, infolge erwähnten Aufrufes, in Unterftraß bei 
12009 Menſchen mit 56 Schügenfähnlein (denn die Schüßen- 
gefellfchaften bildeten zur Zeit die bewegende politische Hauptfraft), 
unter ihnen Dr. Steiger von Quzern, der eben ein paar Tage 
zuvor für einmal aus feiner Haft entlafjen worden war, und eine 
Schaar Nahbarn aus Konftanz. Furrer, Weiß und Fierz führten 
das Wort; Steiger und Sidler wollten öffentlich nicht fprechen, 
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Das Ergebniß war die Gutheißung einer Petition an die Staats— 
behörde, durch welche eben das verlangt wurde, was die Regie— 
rung nicht wollte: ein Beſchluß der Tagfagung zur Ausweifung 
aller Jeſuiten und ernſte Vollſtreckung desfelben im Falle der 
Widerfeplichkeit. Am Schluß ward der Regierung die Erwartung 
zu Gemüthe geführt, „daß fie die Stimme des Volkes nicht un- 
. beachtet werde verflingen laſſen.“ Diefe Petition ward befräftiget 
durch 34,000 Unterfchriften. Eine Petition im Gegenfinn , von 
Anhängern der Regierung ausdgeboten, gelangte im Namen von 
18,251 einverftandenen Bürgern an die Behörden, vermochte aber 
den Strom Eonfeffioneller Aufregung nicht aufzuhalten. In außer 
ordentlicher Berfammlung verwarf der Große Rath mit 103 gegen 
95 Stimmen die Anträge der Negierung und flimmte für die 
Bundeskompetenz zum Einfchreiten gegen die Sefuiten und für 
unvermweilte Maßnahmen gegen die betheiligten Kantone, in 
Form einer Aufforderung an diefelben, den Drden aus ihrem 
Gebiet zu entfernen, beziehungsmweife ihm nicht aufzunehmen 
(7. Februar). Zürich ftand nun dem Wefen nah, wenn auch in 
gewundenen Ausdrüden, zu Bern, und der Religiond- oder Bür« 
gerfrieg, wie man ihn nennen will, war wenigftend mittelbar be= 
ſchloſſen. Furrer und Rüttimann, der fiegenden Mehrheit ange- 
hörend, wurden dem Präfidenten der Tagſatzung als Mitgefandte 
beigegeben. Die Regierung, in wie weit fie noch eine konſerva— 
tive und bundesrechtliche Richtung eingehalten hatte, war gefprengt; 
der Grundſatz der Gewaltanwendung in einer kirchlichen Angele- 
genheit gegen die allein betroffenen Fatholifchen Kantone halte 
nun felbft die vorörtliche Behörde der Eidgenoffenfchaft für ſich. 

So weit war ed gefommen, obwohl drei der angefehenften 
Männer von Zürih, Altbürgermeifter v. Muralt, der geweſene 
Kanzler Marfus Moufjon und Profeffor 3. 3. Hottinger, eine 
ernfte Adrefje an die Tagſatzung gegen gebieterifches Einfchreiten 
in Umlauf gefegt hatten, diefelbe auch namentlih in Bafel zur 
Unterzeichnung empfohlen worden mar. * 

— Staatöfchreiber Steiger von St, Gallen nannte im „Erzähler“ die drei 


genannten trefflichen Männer in Folge ihrer freimüthigen Vorſtellung: Parteis 
Die Schweiz. I. 13 


— 14 — 


Die Bewegung trieb aber unaufhaltfam noch meiter. Abge- 
ſehen von der außerordentlichen Aufregung, welche im Frühjahr 
1844 einen Theil des Kantons Waadt wegen der Wallifer An— 
gelegenheiten ergriffen hatte, genoß diefer Kanton wenigſtens äußer- 
(ih noch der Ruhe. Doch mar nicht zu verfennen, daß das innere 
Wohlvernehmen im Laufe der Zeit gelitten hatte. Auch hier ftan- 
den fich zwei Parteien gegenüber, von denen fich die eine bald liberal, 
bald konſervativ nannte, weil fie die freifinnigen Inſtitutionen 
des Landes zu behaupten bemüht war. Die andere nannte fich 
ungefcheut radikal; fie machte fein Hehl, daß der Staat auf neuer 
Grundlage aufgebaut werden follte; vor Allem aus aber wollte 
fie Bewegung. Begreiflich hatte fie die Tadelfüchtigen auf ihrer 
Seite; dazu die Menge fremder Handwerker, meift Deutfcher, die 
fih zahlreih in Vereine organifirt hatten, befonders eine rührige 
Motte von Kommuniften, die um diefe Zeit ihre Thätigfeit im 
Kanton Waadt entwidelten; in den Bibliotheken diefer legtern 
waren die Memoiren der franzöfifchen Nevolutionshäupter, Robes— 
pierre und Konforten, dann jene der franzöfifchen Kommuniften, 
Baboeuf und Nachfolger, ald Lieblingsleftüre zu finden. Reiche, 
Höhergebildete und Gelehrte verhielten fich überhin, durch ihre Le— 
bensweife, mehr vom Volk ab» ald ihm zugemwendet. Wer im 
Waadtland populär fein will, kann nicht leicht das Wirthshaus 
meiden, wo die heitern Bürger fich die Zeit vertreiben und ihre 
politifhen Anfichten und Wünfche austaufchen. Bald fprad man 
daher von Nriftofraten in diefem demofratifchen Land, wo die 
völligfte Rechtsgleichheit herrichte und Fein Menſch auf Privile- 
gien Anſpruch machte. Bolt wollte man nur nod die Männer 
der Klubs und die Anhänger einiger radifalen Führer nennen. 
Neben diefer bürgerlichen Ausfcheidung ging eine religiöfe einher. 
Viele Bewohner, von den angefeheneren zumal, waren mit den 


gänger, Mitverfchworere der Jefuiten, Mitkrieger im geheimen Kampfe gegen 
die Bolfsjahe, proteſtantiſche Mitwühler im Schweizerlande. So fchrieb eines 
der angejeheneren radifalen Blätter; man bemefje darnach die Eprache des Trojjes 
im gleichen politifchen Lager. 
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firhlichen Zuftänden des Landes nicht zufrieden und pflegten be- 
fondere Religionsübungen. Diefe. abermalige Auszeichnung auf 
dem geiftigen Gebiet war den Radifalen ebenfalld ein Dorn im 
Auge; die „Momierd® wurden ein Gegenftand der öffentlichen 
Fingerzeige. Statt einem hatte man nun zwei Parteinamen; beide 
bequem, um alle Jene dem Volk verhaßt zu machen, welche man 
nah Gutfinden ald „Ariftofraten® oder „Momierd“ dem Unwillen 
oder dem Gelächter der Maffen überliefern wollte. Bringt man 
noch in Betracht, daß ein paar Mitglieder der Regierung dur 
die Preffe das Vertrauen untergruben, deſſen ihre Mehrheit im 
Volke genoß, fo ift erflärlih, daß auch im Kanton Waadt zu 
diefer Zeit die fchöneren friedlihen Tage vorüber waren. Doc 
zum Durchbruch war ed noch nicht gefommen; noch in diefer Zeit 
wurde der Advokat de Mieville, ald Gegner der Nadifalen be- 
fannt, an eine erledigte Stelle im Staatsrath befördert. Im 
Frühling 1845 ftand eine Erneuerung des Staatsraths bevor, 
welche die radikale Minderheit desfelben getroffen hätte. Das 
war froß der Parteiung im Bolfe bedenklich für fie. Bringt man 
meiter in Anfchlag die ganze radifale Bewegung in der mittleren 
und Weſtſchweiz nach der Niederlage der Freiſchaaren in Quzern, 
fo erklärt fih, daß jebt, Ende 1844, die radikalen Führer in der 
Waadt einen entchloffenen Anlauf nahmen. Daher jene fhon 
oben berührte Verfammlung im Kafino in Laufanne (29. De— 
zember), Bildung eines patriotifhen Vereins, Abreden zur Er— 
haltung des Parteiblattes, des Nouvellifte Vaudois, der fih nur 
mit außerordentlichen Zuſchüſſen behelfen Fonnte. * 

Bald kam Schultheiß von Tavel auf feiner erwähnten Runde 


* Ein paar Wochen vorher hatte Druey, Proteftor de3 Blattes, 14,000 
Franken erhalten, welche in Bafel auf die Poft gegeben worden, und, wie ver: 
fihert wird, aus London angewiefen waren, wo fi Mazzini und Konforten auf 
hielten. Ob das Geld für das Blatt oder für andere Parteizwecke verwendet 
worden, darüber hat unjer Gewährämann feine Nachriht geben können. — 
Befremde man fi nicht über folche Angaben; »L’Italia del popolo«, Mazzini’s 
Journal, fam in den Jahren 1849 bis 1851 in Laufanne heraus, Mazzini war 
in der weftlihen Schweiz lange Jahre hindurch fein Fremdling. 
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reife an; in Genf wollte man von feiner Sefuitenausweifung 
nichts wiſſen; Staatsrat und Großer Rath lehnten die Ver: 
legung des Bundesvertraged, welche fie darin erblidten, von der 
Hand. Der Staatörath in Laufanne antwortete wie jener von 
Genf, aber nicht einträchtig. Bereits waren zwei feiner Mitglie— 
der, Drucy und Blanchenay, zur Partei der Gewalt übergetreten. 
Bon Druey fehien es um fo befremdlicher, ald er bei Anlaß der 
erften Inſtruktionsberathung über die Sefuitenfrage alles Ernftes 
gegen den aargauifchen Antrag geftimmt hatte: „fein Artikel 
ded Bundedvertrages, fo hatte er gefprochen, räumt der Tagſatzung 
eine Kompetenz ein, welche die Fantonale Souveränetät vernichten 
würde, weder Art. I noch Art. VIII. Hüten wir uns, felbft Je— 
fuiten zu fein, um die Sefuiten zu befämpfen; hüten wir und 
‚vor defpotifchen Handlungen zum angeblichen Vortheil der Frei— 
heit.“ Als diefer Mann fih in folder Weiſe äußerte, galt ihm 
das Recht. Aber damald war ähnlihe Antwort von fat allen 
Seiten der Schweiz zu erwarten. Sechs Monate fpäter tobte der 
Aufruhr durch die Schweiz. Druey, der doch früher in feiner bur- 
leöfen Umgangsfprahe die Jeſuiten ald „inchassables“ erflärt 
hatte, fühlte große Neigung, dem Strome der Maffen zu folgen, 
und fand fich dann beffer in feinem Element, als in der Raths— 
tube. Es galt jegt, langweilige Gegner vom Regiment zu ent 
fernen und fich felbft an die Spike zu ftellen, was er vergebend 
feit mehr denn einem Jahrzehnt angeftrebt hatte. Der Augenblid 
war günftig: die „Ariftofraten“ und „Momiers“ waren ſchon 
verfchrieen; es bedurfte nun nur noch, diefe beiden Bürgerflaffen 
dem übrigen Volk ald „Sefuiten® zu verzeigen, dann mit den 
gleihgefinnten Freunden in den andern Kantonen zunächft auf 
Vertreibung der Jeſuiten anzutragen, und den Maſſen zu ver 
ftehen zu geben, daß man nicht ermangeln werde, auf gleiche 
Weife mit den „Ariftofraten und Momierd“ aufzuräumen. Kaum 
war der bernifche Abgeordnete mit dem mündlichen Abfchlag ver: 
reifet, rief das Blatt der radifalen Partei: jebt liegt die Ver—⸗ 
wandtichaft zwifchen Jeſuitismus und Ariftofratie am Tage! Die 
Petitionen um Vertreibung der Sefuiten wurden in Umlauf 
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geſetzt, unter allerlei Borwänden, felbft unter dem, daß die Ne: 
gierung folhen Beiftand mwünfche, zur Unterfchrift empfohlen, 
und endlich mit 32,000 Namen beigebradht. Die Konfervativen 
faben dem Sturme faft unthätig zu und mühten fih, verfpätet 
erft, mit einer Gegenpetition ab, die nur fpärlichen Erfolg haben 
fonnte. Unterdeffen hatte der Staatsrath fein Fnftruftiondgutach- 
ten über die Sefuiten- und Freifchaarenfrage entworfen, dann auch 
unter dad Volk gebracht. Es ift ein Meifterftüd von Beweis: 
führung für ausſchließlich kantonale Rechtfame in Kirchen- und 
Schulfahen im Gegenfag jegliher Bundeskompetenz in diefen 
Lebenselementen des Volkes, demnach auch die ausgezeichnetfte 
MWiderlegung deffen, was Furrer und Andere im entgegengefeßten 
Sinn empfehlen zu dürfen glaubten, endlich rechtlih um fo werth— 
voller, weil es im Gutachten gleichzeitig an Darlegung der flärf- 
ften Antipathien gegen den Orden der Sefuiten nicht fehlt. Der 
neue Staatsrath de Misvile wird ald Verfaſſer desfelben ge— 
nannt. In den Schlußfäsen lautet das Gutachten einfah und 
rund gegen alle VBorfchläge für die Vertreibung der Fefuiten aus 
der Schweiz und für VBerwerfung des vorörtlichen Vorſchlages, 
ſich auf den Wunſch befchränfend, daß Luzern von freien Stüden 
verzichten möchte. Konfequent wollte diefes Gutachten auch nichts 
wiffen von einem Tagjapungdbefhluß gegen Freifchaaren; mem 
der Bundesvertrag nicht genug war und wer diefen nicht halten 
wollte, von dem war ohnehin Fein ernfted Einfchreiten gegen den 
Landfriedensbruch zu erwarten. Diefe offiziele Schrift fand feinen 
Eingang mehr, denn der Sinn ded Volkes war bereitd auf den 
Abweg gerathen. Das Maß der Verwirrung voll zu machen, 
hielten die Radifalen Bolföverfammlungen an verfchiedenen Dr- 
ten, fo in Cully, Milden, Morfee, Aubonne, Sferten, am zahl: 
reichten in PVilleneuve (2. Februar), wo bei 3000 Mann erfchie- 
nen, und die Regierung nebſt der zu ihr haltenden Partei offen 
und ohne Rückhalt angegriffen wurde. Die Sefuiten mußten nur 
ald Umfchlag gelten. „Das Volk hat Feinde, und diefe Feinde 
figen unter den erften Magiftraten;* "und weiter: „Als Kanaille 
fiebt man Euch an; wollt Ihr wirklich Kanaille fein?! Nein! 


— 18 — 


Nein! antwortete zornentbrannt die Maſſe. So machte man im 
Kanton Waadt Demokratie. Am nächften Sonntag (9. Februar) 
folgten ähnliche Berfammlungen in Coſſonay, Lucens und Lutry. 
Aus der beabfihtigten Fantonalen Ummwälzung machte man jept 
noch weniger ein Hehl als acht Tage zuvor. „EI wäre nicht ges 
nug,® hieß es, „die Jeſuiten aus Luzern zu verjagen, auch aus 
unferem Lande muß man fie vertreiben.“ Darauf lärmender Ruf: 
pNieder mit den Ariftofraten, nieder mit den Momiers!“ Und 
wie an den Bolfdverfammlungen der deutjchen Kantone, fo wurde 
auch hier der offene Widerftand gegen den Großen Rath and 
Herz gelegt, falls er die Yefuitenvertreibung nicht befchlöffe. Sm 
Namen der Freiheit fhlug man, wie auch ſchon gefchehen, die 
Freiheit felbft der Meinungsäußerung todt; in Lutry hatte ein 
junger Mann den Muth, das ftaatsräthliche Gutachten zu vers 
theidigen; das brachte ihm Lebensgefahr. Die Kräfte maßen fich 
bald im Großen Rath, der fih am 11. verfammelte. Ruchet, 
der Präfident des Staatsrathes, de Mieville und Andere flanden, 
troß der nun nicht mehr zu verfennenden Aufregung im Lande, 
entfchloffen zu ihrer Meinung. Druey ward ernftlih an meitere 
offizielle Aeußerungen gemwiefen, die er wenige Monate zuvor ges 
than: „Sein Artikel des Bundesvertrages, fo hatte er gefagt, gibt 
der Tagfabung die maß- und fchrankenlofe Gewalt, die man 
ihr jegt verleihen will. Heute wird fie diefe Gewalt gegen die 
Sefuiten, morgen gegen die Radikalen anwenden. Hüten wir und, 
dem Grundfage zu huldigen, mit Hülfe dejfen Rom den Deſpo— 
tismus gründet, die Ideen erſtickt und alle ihm entgegenftehenden 
freien Aeußerungen verbannt.“ Drucy, geübt in Gedankenfprüns 
gen, erwiederte dem Ankläger de Mieville: „ja wohl fei er für 
den Gebraud der geiftigen Waffen; gelte es aber Kampf, fo 
verlange er jedenfalld, daß die Waffen die gleichen feien. Nur 
ein Thor wird mit Geifteswaffen gegen Gegner fämpfen, welche 
Dolh und Gift brauchen.“ Zwei Tage lang dauerte diefer par: 
lamentarifche Kampf, an dem ſich eine Reihe anderer Redner be— 
theiligte, unter ihnen der ingenieur Fraiffe, der ernftlih vor Bes 
fhlüffen warnte, die nach feiner Anfiht nothiwendigerweife zum 
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Bürgerkrieg führen mußten. Der Große Rath genehmigte weder 
die Anträge der radikalen Stürmer, noch das Gutachten des 
Staatsrathes: er wagte feinen Entfcheid über die Nechtäfrage, 
und beſchränkte fih auf den Beſchluß, an der Tagſatzung für eine 
an den Stand Luzern zu erlaffende freundeidgenöffifhe Einla- 
dung zu flimmen. Während der Große Rath im Schlofje tagte, 
war eine andere Regierung im Kafino nicht unthätig. Zügen in 
Menge, unter andern die, daß die Konfervativen geheime Bewaff- 
nungen zu gewaltfamem Angriff auf das Volk im Schilde führen, 
wurden umgeboten; je ärger die Lügen, defto eleftrifcher wirkten 
fie auf die Higföpfe in der Laufanner Bevölkerung, und im Großen 
Rath murde bald die Nachricht umgeboten, daß die Stadt eine 
drohende Stellung einnehme, eine Berufung der Radikalen an 
die Maſſen bevorftehe. In diefer Stunde lehnten de Mieville und 
Ruchet die ihmen übertragene Sendung an die Tagfakung ab. 
Die Wahlen fielen nun auf Drucy und Briatte. jener gab ſo— 
fort zu verſtehen, daß er fih um die unvollftändige Inſtruktion 
nicht fümmern, fondern nad Umftänden handeln würde. So war 
mittelbar die Gewaltmaßregel befchloffen, weil das Votum des 
Standes einem Manne anvertraut worden, der zu diefer Zeit 
vielleicht der gemwaltthätigfte aller Schweizer und zehnmal gefähr- 
fiher als alle Freifhäärler war (13. Februar). Die Leute im 
Kafino aber waren noch nicht befriediget, denn die Regierung 
ftand noch aufrecht, und ihr galt es, nicht den Sefuiten. Sie 
eilten auf die Anhöhe zum „Signal und zündeten das ver- 
abredete Mahnfeuer an. * Das war das hellauflodernde Aufgebot 
an alle Jene auf dem Land, welche bereit? die Hand zum Auf— 
uhr gereicht hatten. Ed war Abends zehn Uhr. Die patriotifche 
Hitze der Leute bei dem Signal bezahlte der Staat fpäter mit Ein— 
löfung der Zeche für 193 Maß Wein, die bei diefem Anlaß ver- 
tilgt wurden. Seht fielen dem gutmüthigen und ehrlichen Staats» 


* Fremdlinge waren auch in diefer ernften Stunde der Schweiz thätig. 
Der revolutionäre und kommuniſtiſche Zungdeutiche Wilhelm Marr rühmt fich 
in eigener Schrift, zum Anzünden des Holzftoßes der Erfte aufgemuntert zu 
haben. 
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rath in feiner Mehrheit die Schuppen ganz von den Augen; er 
raffte ſich einen Augenblid auf, ftelte den ganzen Bundesauszug 
auf das Piquet, rief ſechs Bataillone unter dem Oberbefehl des 
Dberften Bontemd wirklich unter die Waffen, ließ in Laufanne 
den Generalmarfch fchlagen und veröffentlichte eine Proflamation 
an das Volf, in der er Beranlaffung und Zweck feiner Anorb- 
nungen, Handhabung der im höchften Maß bedrohten gefeplichen 
Drdnung, fundgab. Auf Mitternacht verfegte der Staatsrath feine 
Sitzung in dad Poſtgebäude; Druey aber, Mitberather und Mit— 
wiſſer der Maßregeln der Behörde, lief wieder ind Kafino; von 
dort gingen die Boten aus zum Aufgebot der Maffen, während 
feitend der Regierung die Ordonnanzen die Milizen einriefen. 
Shwah an Zahl rüdten am 14. die letztern ein, Bruchftüde 
von ein paar Bataillonen; die Rotten der Aufrührer in der 
Hauptftadt mwuchfen dagegen an Zahl und an Entfchlofjenheit; 
der Staatdrath ſaß wieder im Schloß; 2. Froffard, der Präfident 
ded Großen Rathes, begab fich mit einer Anzahl feiner Mitglie- 
der ebenfalld dorthin, und verlangte vom Staatsrath, Angefichts 
der drohenden Thätlichfeiten zwifchen den Milizen und den Auf- 
ftändifchen, Wiederverfammlung ded Großen Rathes zu nochma 
liger Berathung der Inftruftionen und Entlaffung der aufgebo- 
tenen Truppen, in der trügerifchen Hoffnung, dadurd die aufge: 
regten Maffen zu befhmwichtigen. Der Staatdrath, der fhon in 
der Nacht nügliche Hülfe, welche ihm guigefinnte Bürger von 
Lauſanne angeboten hatten, fehüchtern von der Hand gemwiefen, 
gab num auch nad, bemwilligte Die neue Einberufung ded Großen 
Rathes auf den 15. Februar und befchränfte das Milizaufgebot 
auf zwei Bataillone. Druey war eben vom Kafino in den Rath 
zurüdgefommen und hatte feine längere Abmefenheit mit einem 
Gang zum Schneider entfchuldiget, bei dem er ſich einen neuen 
Mod beftellt habe. Er übernahm alsbald die Abfaffung der noth- 
wendig getvordenen neuen Proflamation und gerieth darüber mit 
den Kollegen in Streit, indem er alle Truppen entlaffen wifjen 
wollte. Der Staatörath jedoch beharrte auf feinem Beſchluß, ver- 
mochte indefjen den gänzlichen Sturz der erfchütterten Staats- 
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ordnung nicht mehr zurüdzuhalten. Bom Kafino her rückten Eytel 
und Delarageaz mit einer zahlreichen Schaar Bewaffneter aller 
Gattung, unter ihnen auch die deutfchen Kommuniften, auf den 
Schloßplatz heran; die Verführung der Truppen wurde von num 
an in großem Maßftab betrieben; viele wanften in der Treue, 
in Folge deifen Bontemd dem Staatsrath erklärte, daß er auf 
die Miligen nicht zählen fönne, die Regierung aber in Gefammt- 
heit ihre Stellen niederlegte. Druey und Blanchenay beeilten 
fi, diefed Ergebniß des Tages den Aufrührern zu eröffnen. Die 
Umwälzung war gefchehen (14. Februar). 

Nun flürmte die fliegende Menge zum Kantonsfpital, befreite 
dort den einige Zeit zuvor wegen Preßvergehen in einem mit 
Recht verrufenen Blatt zu Gefängnißhaft verurtheilten Redaktor 
Luquiend und zog von dannen auf den Montbenon. In Erman- 
gelung eined Landsgemeindeſtuhls ward eine Leiter an einen 
Baum angefeßt. Delarageaz beftieg fie zuerft, belobte die Bürger 
um ihres denfwürdigen Werkes und empfahl ihnen die Hand» 
habung der Ordnung; ihm folgte Druey auf die Leiter. In 
furzer Einleitung rühmte er fih und Blanchenay, wie fie dem 
Aufgebot der Truppen fich widerfegt hätten, die Miligen nun aber 
entlaffen, der Große Rath auf folgenden Tag einberufen fei. 
»Es handelt fih nun darum, was wir thun wollen.“ Sprach's, 
zog ein Papier aus der Tafche, verlad die in Bereitfchaft gefep- 
ten Borfchläge und brachte fie in Abftimmung; befchloffen wurde 
folgfam, vom Großen Rath nad Maßgabe des Begehrens der 
32,000 Petenten die Austreibung der Jeſuiten und feine eigene , 
Auflöfung zu fordern, fodann eine proviforifche Regierung mit 
außerordentlicher Vollmacht einzufegen. Dann las er die Lifte der 
Mitglieder, an deren Spike feinen eigenen Namen Druey; fer: 
ner Blanchenay und Muret (Staatsräthe), Fifher, Karl Beillon, 
Schopfer, Mercier, Veret und Bourgeois, meift radikale Mitglie- 
der ded Großen Rathes; für die ablehnenden Murer und Schopfer 
traten fpäter Briatte und Bulliet ein. Das waren die „Befchlüffe 
der allgemeinen Volksverſammlung ded Kantons Waadt“, obwohl 
die ungeheure Mehrheit des Volkes weit entfernt gewefen, eine 
Revolution zu verlangen, 
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In der folgenden Naht zog Oberft Friedrih Veillon mit 
1500 Mann von Aigle her in die Hauptftadt ein. Am 15. Feb— 
ruar neue Volksverſammlung unter Leitung der proviforifchen 
Regierung; hier wurden alle Beamtungen als proviforifch erklärt 
und den Inhabern die Zuftimmung zu den „Bolfsbeihlüffen“ 
unter Androhung der Entlaffung zur Pflicht gemacht, das ganze 
Lehrerperfonale inbegriffen. Ein weiterer Befchluß dehnte das be— 
reits nach der Berfaffung von 1831 beftandene allgemeine Stimm- 
recht auch auf die Unterflügungsgenöffigen, Yalliten, Bevogteten 
und friminell Berurtheilten aus. Die Auflöfung ded Großen Rathes 
und des Staatsrathes wurde beftätiget, und die proviforifche Re— 
gierung nahm Beſitz vom Schloß, welches der alte Staatsrath 
feinerfeit3 verließ. Eben um diefe Zeit begaben fih 38 Mitglies 
der des Großen Rathes in den Sigungsfaal, Frofjard beftieg den 
Präfidentenftuhl, vernahm hier die offizielle Anzeige feitend der 
proviſoriſchen Regierung von der Abſetzung der oberſten Staats— 
behörde, mitten unter dem Gewühl bewaffneter Bürger, die in 
den Saal eingedrungen waren. Hierauf trat die Rumpf-Stellver- 
tretung ab; der Große Rath war „ausgefegt‘, wie ein Volfds 
redner ſich audzudrüden beliebte. 

Don nun an beginnt die mehrjährige Diktatur Druey's in 
dem Lande, das die „ireiheit® in feinem Wappen führt. Groß— 
rath und Ingenieur Fraiffe mußte flüchten, Poftdireftor Noblet 
eben fo, auch die noch vor Kurzem gefeierten Staatsräthe Ruchet 
und de Mieville, jener nach ſchwerer Lebensgefahr. Schreiende 
‚ Banden durchzogen die Stadt; die Zefuiten waren vergeſſen, felbit 
die Ariftofraten, um fo lauter die Rufe: „Nieder mit den Mo— 
mierd!- nieder mit den honnötes gens! nieder mit den Leuten, 
die Dienftboten haben! „A bas le bon Dieu!“ Es war eine 
Wuth gegen alles Höherftehende, die felbft bid zur Gottesläfterung 
ſich verftieg. * Die neue Freiheit wurde nah neumodifger Sitte 


* Aus der Schrift: „Le 14 fevrier, ou simple récit de la revolution 
du Canton de Vaud en 1845. Lausanne, librairie de Georges Bridel, 
1845.* Wir balten den bekannten Verfaſſer, Profeffor Quillemin, für einen 
Ehrenmaan, der die Wahrheit gejchrieben. 


- 
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durch zahllofe Freiheitsbäume zu Stadt und Land verkündet. 
Wenige Wochen nachher verfammelte fich der überwiegend aus 
der radifalen Partei gewählte Große Rath, beftellte die neue Re- 
gierung, zumeift aus den Mitgliedern der proviforifchen, mit Zus 
gabe von Delarageaz, und begann die Berathung einer neuen 
Kantonsverfaffung. Noch im Jänner hatten viele reformirte Ans 
hänger der ſchweizeriſchen fonfervativen Partei den Kanton Waadt 
ald den ftärfften Schugheren der gefeglihen Ordnung in der weft 
lihen Schweiz verehrt; von nun an trat derjelbe Kanton mit 
Bern und Zürich an die Spige für gewaltfame Entfcheidung der 
Bundeösfragen. 

Als Borort war Zürich der Wächter des Bundeövertrages, 
der die Kantondverfafjungen, darunter jene von Waadt aus dem 
Jahr 1831, garantirt hatte. Der Wächter aber fah ſchweigend 
zu, ala diefe Verfaffung niedergetreten ward. Was war aber an— 
dered zu thun? Er mußte gefchehen laffen, hatte er ja doch felbft 
im Jahr 1839 in ähnlichem Fall fich jede Intervention der Eid» 
genofjen faft ſtürmend verbeten. Hätte er aber auch gegen die 
nunmehrigen Herrfcher im Kanton Waadt die Fahne der Lega— 
lität erheben wollen, fo wäre er, Vorort, nur der gänzlichen Ohn— 
macht der Bundesbehörde neuerdingd Fund geworden; für die 
Geſetzlichkeit gab es feine Bundesgewalt mehr, fürder nur 
für die gänzliche Revolutionirung der Schweiz; das bewied, im 
Bunde mit der alljeitigften Anarchie, die politifhe Haltung von 
Bern mit feinen Trabanten. Uebrigend war aud in Zürich das 
Band der Gefeglichfeit bereitd zerriffen, wie aus den Verband» 
lungen ded Großen Rathes über die Sefuitenfrage bervorgegan- 
gen. Allüberall in der Schweiz beflagten die, nüchternen Staats» 
männer die Niederlage der ‚gejeglihen Ordnung in Waadt und 
der trefflihen Männer, welche dort, in uneigennügigfter Weife, 
für Bertheidigung des Rechtes ihre Stellungen preigegeben hat- 
ten. Mehr noch im Ausland beflagte man das Gefchehene; von 
Langem ber galten ald einer der Lieblingsflge der höheren Ge- 
ſellſchaft Europa's die fchönen Ufer des Lemanſee's, wo auch gei- 
fige Kultur in hohen Ehren fand, gelehrte Männer von Auf, 
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wie die Monnard, Vuillemin, Vinet, fih felbft, der Afademie zu 
Laufanne und dem ganzen Land Ehre einbrachten. Plöglih fah 
das Ausland den fehönen Kanton einer unheimlichen Demago- 
genherrfchaft zugefallen, mit deren Beftand es ſich nicht verföhnen 
fonnte. Unmittelbar gefährdet war Genf, aber es hielt feft, der 
beffere Sinn hatte noch treue Kräfte zu feiner Verfügung ; 2000 
Milizen ftanden bewaffnet zur Sicherung der gefeglihen Ordnung 
unter Führung des charakterfeften Milizinfpeftord Trembley und 
der Große Rath ſtimmte muthvoll und in flarfer Mehrheit (111 
gegen 35) gegen die Jeſuitenausweiſung; eine nicht zahlreich 
befuchte Volksverſammlung, an welcher ſich James Fazy, Carteret 
und Gamperio für die Sefuitenvertreibung hören ließen, blieb 
ohne Einfluß auf die Standesftimme von Genf. Aber ringsum 
dur die ganze Eidgenoffenfchaft jubelte die radikale Partei, die 
nun im rührigen Welten den Hort der Gefeglichkeit niederge- 
fehmettert fah. Bon nun an wurde die Waffnung der Fatholifchen 
Kantone noch, dringender, ald fie bis jetzt erfhienen. Im Wallis 
ertheilte der Große Rath dem Staatsrath Vollmachten zu den 
umfaffendften militärifhen Maßnahmen, zu diefem Behuf einen 
Kredit von 200,000 Franken; Freiburg ftellte feine Milizen un- 
ter den Oberbefehl eined bewährten, ältern Militärs, des Oberft- 
lieutenants Albiez; Luzern, gewarnt durch die eigenen Unſchlüſſig— 
feiten, welche vor und während dem 8. Dezember in Ergreifung 
und Durchführung militärifcher Maßnahmen zu Tage getreten 
waren *, hatte fchon früher feinen Bürger, den ehemaligen eid- 
genöffifchen Oberften Ludwig von Sonnenberg, jetzt Marechal 
de Camp in k. neapolitanifchen Dienften, zum Oberbefehl feines 
dur das Aufgebot des Landafturmes ſtark angewachfenen Heeres 
berufen, und Sonnenberg war wirklich nebft zwei wadern Söhnen 
Anfangs Februar mit königlichen Urlaub in Luzern eingetroffen; 
in Folge der Waadtländer Ummälzung fchritt die Regierung zu 
neuen Truppenaufgeboten ; dur eine Brigade wurde die Linie 


* Vergleiche Elgger: des Kantons Luzern und feiner Bundesgenoffen 
Kampf gegen den Radikalismus. Schaffhaufen 1850, S. 8, 9 und folgende. 
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von Willisau bis Münfter und Hochdorf beſetzt; eine zweite Bri- 
gade ward hinter die Emme und Neuß von Wohlhufen bis Gis- 
fifon in Kantonnemente verlegt. Rathsherr Leu zeichnete ſich aus 
durch Thätigkeit für Wehrhaftmahung ded Landfturms, er felbft 
Vorbild eined Landfturmführers, dem Jünglinge, Männer und 
Greife freudig in die Reihen folgten. Bon Zeit zu Zeit war in 
Luzern zu gemeinfamer Berathung der militärifchen Maßnahmen 
ein Kriegsrath der Fatholifchen Kantone verfammelt, in welchen 
der Landrath von Zug doch zögernd einen Abgeordneten erft am 
17. Februar eintreten ließ. In den Urfantonen ſah man in Folge 
der zahlreichen radikalen Volksverſammlungen und noch vor der 
Umwälzung im Kanton Waadt, daß die Zeit für die Faſſung 
ſtarker Entfchlüffe und die noch ftärfere Ausführung nahe; die 
Entfchiedenheit brach auch bei den ſchwächern durch; wo man 
ohnehin gewohnt war, ein hohes Wort zu führen, fo in Schwyz, 
zeugten die öffentlichen Aufrufe, infonderheit das Proflama der 
Regierung, für die Gefinnungen des entfchlofjenften Widerftan- 
des, ja für das Vorhandenfein des Muthes der Verzweiflung ; 
ungefcheut nannte fie den Freifchaareneinfall in den Kanton Lu— 
zern einen „Banditenzug“, riß die Maske vom Geficht der Geg- 
ner herab: „Nie können wir glauben, daß die befchloffene Ein- 
führung der Väter der Gefellihaft Jeſu an die Lehranftalt von 
Luzern die Urfache davon fei. Das ift offenbar nur Borwand, 
ein längft gefuchtes, verbreitete und ausgebeuteted Schlagwort, 
um den Neligionshaß unter den Proteftanten zu weden, die fo 
Srregeleiteten und Aufgeregten zu mißbrauchen und die längft 
angeftrebte Zentralherrfchaft durch einen Handftreich zu gewinnen.“ 
Und meiter: „Sie felbft (die Ruchloſen) fagen es, rufen es in 
alle Welt hinaus und verkünden fchamlos, was fie vorhaben und 
erzielen möchten: Auflöfung, gewaltfame Zerreißung des Schwei- 
zerbundes, Sturz der beftehenden Ordnung, Zernichtung des Ka— 
tholizismus, Knechtung und Unterdrüdung der Urfantone. Selbſt 
in Großrathsfäälen einiger Kantone fhämte man fih nicht, uns 
umwunden audzufprechen: » „ Aufgelößt muß er werden der Schwei- 
zerbund !« — ‚Wie man unfere fatholifchen Glaubensbrüder 
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behandelte, Recht und Gerechtigkeit, ja die Forderungen der 
Billigfeit und Menfhlichkeit außer Acht ſetzte, ift Euch befannt.® 
Und übergehend auf die radifalen Volksverſammlungen fagte die 
Regierung zum Schwyzervolk: „Da verfünden und gefichen fie 
es laut, daß ed nicht nur Quzern, daß es bis an den Mythen 
und den Urfantonen indgefammt gelte. Gefnechtet unter einer 
Gewaltherrfchaft des Radikalismus, beraubt unferer Firchlichen 
und politifchen Freiheiten und Nechte, wehr- und ſchutzlos follen 
wir werden, und die Gründer der fchweizerifchen Freiheit und 
Unabhängigkeit follen ihr gutes Recht und ihre Bünde zernichtet 
wiſſen durch zügellofe und räuberifche Horden! Und wer find diefe? 
Wir fagen es offen: hergelaufenes, fremdes Gefindel, das das 
Mark unfered Landes frißt und, ausgemworfen aus dem Heimat— 
lande, die Giftpflange undhriftlihen Sinnes und einer hohlen und 
mißbrauchten zügellofen Freiheit auh in unfere Hochebenen und 
Gebirge verfegen möchte; junge Schweizer, welche mißleitet oder 
boshaft ihre Mutter, die Schweiz, und ihre älteften Brüder uns 
dankbar mißhandeln und fflavifch beherrfchen möcten. Aber das 
find feine Söhne Tell's, unter ihren Ahnen ift fein Stauffacher 
und fein Winfelried; ihre Vorväter kämpften nicht am Morgar- 
ten, nicht zu Sempach; durch fie entitand feine freie, unabhän— 
gige Schweiz!" — „Wir fuhen und wollen feine Einmifchung 
in die Eonfeffionellen, kirchlichen Rechte unferer proteftantifchen 
Miteidgenofien. Nie haben wir und eines Ein- oder Webergriffs 
in diefelben ſchuldig gemacht; wir fönnen aber auch nicht dulden, 
daß fie und Geſetze geben, — daß fie und lehren, auf welchem 
Wege wir dad Heil unferer Seelen fuchen und finden follen, — 
daß fie und vorfchreiben, melde Lehren und Lehrer wir unfern 
Kindern geben und vorfegen follen.“ So fprad Schwyz am 21. 
Ssänner, ald Antwort auf die befchimpfende Herausforderung, die 
von den führern des fogenannten „Volksbundes“ in und außer 
den Rathsſäälen ausgegangen. Was vermechte zwifchen den Er- 
bitterten beider Theile hindurch die glatte Sprache vorörtlicher 
Behörden und Kanzleien, was die mindeftend zweideutigen Ver— 
fiherungen proteftantifcher Regierungen und ihrer Rathgeber: man 
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fuhe und molle ja nur den Frieden und weil die Sefuiten den 
Frieden ftören, fo folle man fie doc aufgeben? Revolution, pos 
fitifhe und kirchliche, ſtand bereits fampfgerüftet gegenüber; es 
war Alles in Frage geftellt, nicht die Epezialität der Sefuiten; 
aber diefe war beflimmt, die Revolution zum Durchbruch zu 
bringen. Ä 
Während auf folhe und ähnliche Rufe der Regierungen die 
ganze waffenfähige Mannfhaft in den fünf Fatholifchen Kanto— 
nen fich zu ernftem Kampfe rüftete, auch Freiburg und Wallis 
zu gleichem Zwecke Vorbereitungen trafen, wurden auch fromme 
Gebetübungen nicht unterlafen. Die Obmwaldner flehten in feier 
lihem Bittgang zum fel. Bruder Klaus den höhern Beiftand an. 
Unterdefjen erfchwerte fih die Lage Luzern’d von Tag zu 
Tag. In gerechtem Unmuth über den Frevel, mit welchem bun— 
deöwidrig am 8. Dezember fein Hausrecht verlegt worden war, 
hatte Luzern eine meitichichtige Kriminalunterfuchung angehoben, 
ſolche einem außerordentlichen Verhörrichter (Boffard) übertragen, 
die Gefängniffe mit Schuldigen und Kompromittirten angefüllt, 
Anträge von Kafimir Pfyffer im Großen Rathe auf gänzliche 
Niederichlagung des Prozeſſes und Zurüdnahme des Befchluffes 
für die Sefuitenberufung abgelehnt. Den in Folge des 8. Des 
zember Flüchtigen folgten zahlreiche Andere nach, die fih ob der 
inquifitorifchen Strenge nicht mehr ficher fühlten. Eine zahlreiche 
Luzerner Emigration füllte die Nachbarfantone an, klagte und 
beste, fehilderte das in ihren Augen defpotifhe Einfchreiten der 
Siegwart'ſchen Regierung und fachte durch alle erfinnliche Mittel 
zu neuem bewaffneten Zuge gegen diefelbe an. Zahlreich, mächtig 
und keck waren ihre Freunde überall, alt und jung; Dr. Stei- 
ger, der von der Bolföverfammlung von Zürich nad Bern ges 
eilt war, wurde dort durch ein Studentenftändchen gefeiert. Der 
herannahenden Tagfagung gaben die Flüchtlinge eine derbe Be- 
ſchwerdeſchrift ein, in welcher fie verlangten, daß die Tagfakung 
eine völlige Straflofigfeit zu ihren Gunften erfenne. Ueberhaupt 
verfäumten fie nichts, um überall den giftigften Haß gegen die 
heimatlihe Regierung mach zu erhalten oder anzufachen. Ein- 
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zelne Maßnahmen derſelben konnten leicht zu ihrem Nachtheil aus— 
gebeutet werden. Die allgemeine Beſchlagnahme des Vermögens 
der durch den Unterſuch Betroffenen ſchien manche Gläubiger der— 
felben auch in andern Kantonen zu gefährden; daher wurden leb- 
bafte Klagen laut gegen jene Anordnung und Zürich entjendete 
die Regierungdräthe Bluntfhli und Wild nach Luzern, um Ab- 
hülfe zu erhalten, was zur befchwichtigenden Erklärung führte, 
daß rechtmäßige Guthaben Dritter würden geachtet werden, 

Auf die frühere Sendung Zürich's wegen der Hauptfrage 
ertheilte Quzern völlig ablehnende Antwort: die freiwillige Ver— 
zihtung auf die Berufung der Sefuiten wäre ein rein vergebliches 
Opfer, jegliche Konzeſſion nur ein Neizmittel zu neuer Gier, eine 
Aufmunterung der radifalen Partei zu neuem Anftürmen gegen 
die bundesrechtlihe Ordnung, die Selbitftändigfeit der Kantone 
und die religiöfe Gleichberechtigung der Katholiken. * 

Als der Zufammentritt der außerordentlichen Tagſatzung 
herannahte, herrfchte allgemeine Aufregung, ein baldiger, neuer 
Freifchaarenzug gegen Luzern war dad Tagesgeſpräch; der Bor- 
ort felbft hielt ihn für bevorftehend, bot zürcherifche Truppen zum 
Schutze der Tagfapung auf, ließ ebenfalld Milizen von St. Gallen, 
Schaffhaufen und Thurgau auf das Piquet ftellen, ordnete den 
Bürgermeifter Zehnder und den Staatsrath Melchior Sulzer nad 
Bern und Yarau ab, um allen Ernſtes abmahnen zu laffen, traf 
außerordentliche polizeiliche Maßnahmen für fichere Reife der Lu— 
zerner Gefandten Siegwart und Meyer zur Tagſatzung, denen 
man nach allgemeinem Gered’ auf zürcherifchem Gebiet zu Leib 
gehen wollte. In Yarau wurden die Abgeordneten des Vororts 
mit der Aeußerung empfangen, daß man dorten von einem be- 
vorftehenden Freifchaarenzuge nichts wiſſe, übrigens feine Ver—⸗ 
fügungen treffen werde, die mit den Gefinnungen einer Mehr- 
zahl der aargauifchen Bevölkerung in Widerſpruch fländen; in 


* Schreiben der Regierung von Luzern an jene von Zürich, vom 1. Februar 
das bedeutfamfte Aktenftüd zur richtigen Würdigung der reformirterfeits beab- 
fitigten Einmifhung in die Angelegenheiten der andern Konfeffion. 
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Bern ungefähr im gleicher Weife, mit der durch nichts gerecht: 
fertigten Drohung gegen Luzern, daß Bern eine Verlegung ded 
aargauifchen Gebiet? von Luzern aus als Kriegserflärung an- 
fehen würde, Schließlich brachten die Abgeordneten den beruhis 
genden Bericht nah Haufe, daß fie in beiden Kantonen nichts 
Beunruhigendes bemerkt hätten; fie fahen alfo nicht, was alle 
Welt wußte. Der Vorort entließ dann die Truppen und mahnte 
Luzern, fich alles Aufregenden zu enthalten. Das war der Schuß, 
den der ſchwer gefährdete Kanton vom eidgenöffiihen Vorort 
empfing. 

Inzwifhen hatten die auswärtigen Kabinete fich ernfthaft 
mit den Borfällen in der Schweiz befchäftiget und waren über- 
eingefommen, eine gutgemeinte Mahnung zur Wiederherftellung 
oder Handhabung der gefeglichen Ordnung dur die großbritan- 
nifche Regierung an die Eidgenofjenfchaft gelangen zu lafjen. Am 
22. Februar gab der britifche Gefandte Morier dem vorörtlichen 
Präfidenten Kenntniß von einer Depefche Lord Aberdeen’d, in 
welcher den Eidgenoffen verdeutet wurde, daß eine Auflöfung der 
beftehenden Bundeszuftände die Schweiz der Gefahr ausſetze, in 
Konflift mit den befreundeten Mächten zu fommen und die Ans 
erfennung bisheriger Neutralität zu verlieren, ein ausbrechender 
Bürgerkrieg zur Intervention diefer Mächte in die Angelegen— 
heiten der Schweiz führen dürfte, 

Die Gefandtfchaften der Kantone erfchienen vollftändig an 
der Tagfagung, an ihrer Spige Bürgermeifter Mouffon, unter 
ihnen auch Druey und Briatte, ald Gefandte von Waadt. Der 
Präfident bezeichnete in der Eröffnungsrede die Lage der Dinge 
als die verhängnißvollfte, welche feit 1815 je einer Tagfagung 
vorgefommen, und fihilderte die Gefahren des Einfchreitend roher 
Gewalt und der Menge, während die Löfung der waltenden Fra— 
gen gefeglicher Weife nur von den Behörden ausgehen könne. 
Kaum waren die Kreditive verlefen, erhob fi) Streit über das— 
jenige der Gefandtfchaft von Waadt; Luzern bezeichnete ed ala 
ungültig und verlangte, daß diefe nicht zugelaffen werde, bis fie 
von einem ordnungsmäßig gewählten neuen Großen Rathe ein 
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Kreditiv vorlegen könne. Für Waadt führte Druey dad Wort: 
er war nicht verlegen, rühmte das Beglaubigungsichreiben, das 
ja von einem aus garantirter Berfaffung hervorgegangenen Großen 
Rath ausgeftellt worden; wollte man übrigens folches auch nicht 
anerfennen, fo habe er noch ein anderes, von der proviforifchen 
Regierung ausgeftellt, in der Tafche; halte man fih an die Form, 
jo genüge das alte Kreditiv, gehe man der Sache aber auf den 
Grund, jo fei die Gefandtichaft Stellvertreter eines fouveränen 
Volkes; hüte man ſich, feßte er bei, vor einer Ausſchließung, 
denn die waadtländifche Revolution habe bewiefen, wie weit der 
gerechte Zorn eines Volkes führen könne. Die Gefandifchaften 
gruppirten fich aldbald in zwei Lager, indem die meilten ganz 
oder halb radifalifirten Kantone für Anerfennung, die Gegner 
nach Antrag Luzerns flimmten. Ueber die Vergleihung mit dem 
Falle von Schwyz im Jahr 1838 mußten fich erftere mit ge: 
wohnter Unterfcheidungsfertigfeit hinwegzuſetzen; dortige Fantonale 
Behörden feien dur den Vorort als eingeftellt erflärt worden, 
und fomit habe von ihrer Nepräfentation nicht die Rede fein 
können. Ebenfo wenig fümmerten fie fih darum, daß im Jahr 
1839 nach dem Züricher Aufftande feine Tagſatzung gehalten wurde, 
bis nicht der neue Große Rath eine neue Gefandtfchaft gewählt 
hatte. Wer nicht durch die Parteiftellung beftimmt wurde, den 
leitete die Furcht vor gewaltthätigem Auftreten von Waadt und 
Bern, falld Druey heimgeſchickt würde; daher mußte Appenzell J. R. 
die nöthige Stimmenzahl vollmachen. Für die Zulaffung flimm- 
ten alsdann Zürih, Bern, Glarus, Solothurn, Schaffhaufen, 
Appenzell, Graubünden, Yargau, Thurgau, Teffin, endlich” Waadt 
ſelbſt und Genf, nebſt Bafelland, alfo die fnappen zwölf Stim- 
men, inbegriffen die eigene von Waadt; die übrigen vermeigerten 
die Anerfennung. Bon den zablreihen Petitionen für die Jeſui— 
tenausweifung wurde Kenntniß genommen, * dann Priorität für 


* Es waren im Ganzen aus den Kantonen Aargau, Bafelland, Bern, 
Glarus, Luzern, Schaffhaufen, Solothurn, Teffin, Thurgau und Waadt für Aus- 
weifung der Sejuiten, oder doch für Zurücknahme des Luzern'ſchen Berufungs: 
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die Frage der Zefuiten erfennt, mit Abmweifung von Luzern, wel⸗ 
ed vor Allem aus die nöthigen Maßregeln gegen das fFrei- 
fhaaren-Unmefen zu befprechen vorfchlug. In erfchöpfenden Reden 
wurde während mehreren Sipungen für und wider die verlangte 
Ausweifung gefprochen; felbftgefällig ſprach Bafellandfhaft die 
Freude aus, daß bereits jetzt manche Stände, welche an der uns 
mittelbar vorangegangenen Tagſatzung gegen den aargauifchen 
Antrag geftimmt hatten, fih nun auf dieſe Seite wendeten. 
Sehr gründlich fprah Siegwart für Luzern, mit Hinweifung 
darauf, wie man zu Gunften Yargau’d in der Klofterfrage die 
Kantonalfouveränetät zu den Himmeln erhoben habe und nun- 
mehr aus dem alfo gedeuteten Bundesvertrage eine bis dahin 
unerhörte Bundesbefugfame folgere. Das Wort für Zürich führte 
nicht Mouffon, der erfte Gefandte, fondern Furrer, der die von 
feinem Stand beantragte Maßregel der Ausweifung als durch 
die politifchen Konjunkturen geboten darftellte und beinebens auch 
geftand, daB die Frage eine Fonfeffionelle fei, „weil die Verbrei— 
tung des Sefuitenordend den Haß und Hader zwifchen Katholiken 
und Proteftanten erft recht pflanzen werde.“ Im Gegenfage zum 
Botum von Zürich war veformirterfeits dasjenige von Neuenburg 
ftreng bundesgemäß, troß zugeftandener Abneigung gegen den 
Sefuitenordenz; dasjenige von Bafel bewegte fih im Sinn einer 
Pazififation, zu der Niemand die Mittel in Händen hatte, Es 
gefiel endlich einer Mehrheit von Ständen, die Angelegenheit zur 
Begutachtung einer Kommiffion zu überweifen, an deren Beſetzung 
die fieben Stände Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug, Freis 
burg und Wallis feinen Antheil nahmen; ihre Stellung war die— 
jenige eines grnndfäglichen Widerftandes gegen alles und jedes 
Eintreten in diefe Tagesfrage. Um fo einfeitiger fiel aber die 
Wahl der Kommiffionsmitglieder aus: Mouffon, Neuhaus, Mun- 
zinger, Kern, Näff, Bürgermeifter Frei von Bafel, Druey; unter 


defretö und für dortige Amneftie, Petitionen mit 67,815 Unterfchriften bei der 
Zagfagung eingelangt, aus den Kantonen Aargau und Thurgau 13,643 Inter: 
ihriften für Aufrechthaltung des bundesmäßigen Rechtes der fatholifchen Kan: 
tone in Bezug auf Beibehaltung oder Einführung der Jeſuiten 
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diefen mochte man fünf gegen zwei ald der Partei gehörend an- 
fehen, welche in diefer oder jener Form mit den Jeſuiten aufjus 
räumen bereit war. Die Bedeutung der Kommiffion flieg, als 
ſich bald herausftellte, daß man auch alle übrigen wichtigen Bes 
rathungsgegenftände ihr zur Vorberathung in den Echooß legen 
werde, fo die Anträge und Begehren auf Maßnahmen gegen die 
Freiſchaaren, und die von vielen Seiten fo gebieterifch geforderte 
Amneftirung aller durch die angehobene Unterfuchung betroffenen 
Quzerner. Kern war Berichterftatter. Eine Majorität der Kom— 
miffion, erwägend, „daß der Tagſatzung das Recht zuftehe, in der 
Sefuitenfrage diejenigen Maßregeln zu treffen, welche fie für die 
gefährdete innere Sicherheit der Eidgenofjenfchaft nothwendig 
finde,® Chiedurd war die Omnipotenz der Tagſatzung audgefpro- 
hen) beantragte: 1. dem Stande Luzern die Einführung des 
Sefuitenordend von Bundeswegen zu unterfagen, mit dringender 
Empfehlung zu Ertheilung allgemeiner Ammneftie oder Begnadis 
gung wegen politifcher Vergehen vom Dezember 1844; drei durch) 
die Tagſatzung zu mählende eidgendffifche Repräfentanten follen 
dem Großen Rathe von Luzern diefe beiden Befchlüffe perfönlich 
eröffnen; diefer habe innert Monatöfrift feine Entfchließungen dem 
Borort zu Handen der gegenwärtigen außerordentlichen Tagſatzung 
mitzutheilen; 2. im Falle des Nichtentfprechend feitend Luzern 
behalte fih die Tagfagung die mweitern Maßnahmen vor; 3. folle 
eine freundeidgenöffiihe und dringende Einladung an Schwyz, 
Freiburg und Wallis ergehen, den Sefuitenorden aus ihrem Ge— 
biet zu entfernen; 4. jede weitere Aufnahme des Sefuitenordend 
in fchmweizerifhen Kantonen fei von Bundeswegen unterfagt; 
9. Bertagung der Tagſatzung, falld feine Mehrheit fich ergebe, 
damit feitend der Stände neue Snftruftionen ertheilt merden. 
Eine Minderheit der Kommiffion wollte gegenüber von Luzern 
wegen der Jeſuiten nicht weiter gehen, als zu einer dringenden 
Einladung, mit Rüdficht auf feine hohe eidgenöffifhe Stellung, 
als einer der drei Vororte, auf die Berufung der Sefuiten Ver— 
zicht zu leiſten. Infolge einer St. Gallifchen Inſtruktion kam 
gleichzeitig eine „dringende Empfehlung“ an Aargau, Teffin und 
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Wallis zu allgemeiner Amneftie auf das Tapet. Dem allgemeinen 
Ruf nah Amneftirung der Luzerner Aufftändifchen glaubte näm— 
lich der St. Gallifche Große Rath nicht anderd entfprechen zu 
fönnen, als wenn man gleichzeitig eine ähnliche Einladung 
an die drei genannten Kantone erlaffe, wo die Hochverrathäpro- 
zeife, zum Theil von länger her, einen wichtigen Theil der Tages: 
gefhichte ausfüllen. Der Freifchaaren wegen wurde folgender 
Beſchluß beantragt: „1. die Bildung bewaffneter Freikorps (Frei⸗ 
fchaaren), fowie jedes Auftreten folcher Korps ohne Zuftimmung 
oder Mitwirfung der Kantondregierung, fei nach dem Sinn und 
Zweck des Bundeövertraged unzuläffig; 2. die eidgenöffifchen 
Stände feien demnach eingeladen, die geeigneten Maßregeln zu 
treffen, daß ſolche Korps ſich nicht bilden und daß feinerlei Ges 
bietöverlegungen durch folche Freifchaaren oder durch einzelne be- 
waffnete Zuzüger flattfinden; 3. die Kantone feien eingeladen, 
zu diefem Zweck angemeffene Strafbeftimmungen zu erlafjen.“ 
Welche ſtarke Fortfchritte die Gegner der Luzerner Regierung 
und der Sefuiten feit wenigen Monaten gemacht, zeigte die Ab- 
ſtimmunz; im Jahr 1844 erklärten achtzehn Stände, es fei nicht 
der Fall, in den aargauifchen Antrag einzutreten; viele aus ihnen 
waren dabei allein von der Anficht geleitet, daß der Bundesver- 
trag eine ſolche Einmifchung fchlechterdingd nicht zulaffe, denn 
am guten Willen hätte es ſchon damals nicht gefehlt; gegen 
Ende März 1845 erklärten fich bereitd eilf Kantone für dag Ein- 
treten, zehn von ihnen für Wegmweifung der Sefuiten aus dem 
Borort, nämlih: Zürich, Bern, Glarus, Solothurn, Schaffhau- 
fen, Graubünden, Aargau, Thurgau, Zeffin und Waadt, nebft 
Bafelland und Appenzell A. R.; die hisigften von diefen zehn 
ganzen Stimmen, unter ihnen Solothurn, wollten die Sefuiten 
fofort aus der ganzen Schweiz wegweiſen, dann neun Kantone 
die Aufnahme der Sefuiten für alle Zeiten und unter allen For- 
men unterfagen. Sp weit war man num gefommen, wenn auch 
der Hauptantrag der Kommiffton eine reglementarifche Mehrheit 
von Ständen noch nicht erhalten konnte; es fehlte nämlich noch 
die Zuftimmung. der Kantone St. Gallen und Genf, melde die 
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radifale Partei möglicher Weife noch zu erhalten hoffte (St. Gallen 
war ſchon auf halbem Weg entgegengefommen); entfchiedene 
Gegner blieben die fieben Fatholifchen Stände, neben ihnen Neuen- 
burg; nicht in Zählung fielen die getrennten Landestheile von 
Bafel und Appenzell, weil ihre Voten auseinander gingen. Der 
angetragene Beſchluß gegen die Freifhaaren kam mit dreizehn 
ganzen Kantonsftimmen zu Stande; fern blieben demfelben: Bern, 
Glarus, Solothurn, Schaffhaufen, Aargau, Waadt und Neuen 
burg, mehrere von ihnen, weil fie das Freiſchaaren-Unweſen felbft 
großgezogen hatten, Neuenburg, weil es jeden Beſchluß als ſchwä⸗ 
her hielt, denn die Grundbeflimmungen des Bundeövertrages; 
beide Bafel und Appenzell hoben fich auch bei diefer Frage ge- 
genfeitig auf. Für einfeitige Amneftirung der Quzerner brachte es 
die radikale Partei bid auf neun ganze Stimmen; die gleiche 
Elle gegen Teffin, Aargau und Wallis fand gar feinen Anklang. 

Mährend die Kommiffion und die Tagfakung über diefe 
und andere Dinge verhandelten, trafen fortgefeßte und verftärfte 
Mahnungen des Auslandes ein. Die „Schweizerwirren® follten 
nach Wunfch einzelner Kabinete in förmlichen diplomatifchen Kons 
ferenzen erörtert werden, die entweder in London oder Parid 
hätten gehalten werden follen ; allein eine Berftändigung hierüber 
fand nicht ftatt, und es blieb bei Einzelfchritten der Kabinete. 
Der franzöfifhe Minifter ded Auswärtigen, Guizot, gab in einer 
Depeſche an den Botfchafter Graf v. Pontois die Mipbilligung 
der anarchiſchen Bewegungen in der Schweiz in einer Sprade 
fund, welche vielfeitig verlegte. Hinweifend auf die Gefahren, 
mit welchen diefe „bewaffnete Anarchie" (die Freifchaarenzüge) 
nicht bloß die Ruhe, fondern ſelbſt die Eriftenz der Eidgenof- 
fenfchaft bedrohe, gab Guizot dem Botſchafter den Auftrag, „die 
ernftefte Aufmerffamfeit des Präfidenten der Tagfabung auf die 
entfchiedene SSllegalität und die unberechenbaren Folgen einer der- 
artigen Organifation zu lenken. Theilen Sie ihm in den beflimm- 
teten Ausdrüden unfere vollendete Meberzeugung mit, daß es für 
die Zagfagung eine gebieterifhe Verpflichtung ift, vor ihrem Aus— 
einandergehen die fräftigften und wirkfamften Maßregeln zu er- 
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greifen, um der Erneuerung der Unternehmungen, welche die Ruhe 
der Schweiz gefährdet haben, zuvorzufommen. Machen Sie drins 
gend auf die unermeßliche DBerantwortlichkeit aufmerkſam, melde 
in den Augen der Schweiz und von ganz Europa diejenigen 
Kantondregierungen auf fich laden würden, welche in Mißachtung 
des Völferrehtd und der Beſtimmungen des Bundesvertrages 
eine Berlegung des öffentlichen Friedens entweder dulden würden 
oder nicht zu verhindern müßten (Paris, 3. März)." Der Ton 
der Note war einem Befehl an die Tagfagung gleichfommend 
und mißfiel um fo mehr, je freundlicher und zarter die englifche 
Depefche gelautet hatte. Bürgermeifter Mouffon empfing gewohns 
termaßen in einer Audienz, die er dem Grafen v. Pontois diefer 
Sache halber ertheilte, eine Abſchrift. „Auf einen groben Klo 
ein grober Keil!“ So dachte Schultheiß Neuhaus, der erfte Ge— 
fandte von Bern an der Tagſatzung. Ald die Beichlußfaffung 
gegen die Freifchaaren zur Tagesordnung fam (19. März), zog 
er in einer durh Schärfe der Dialeftif, derben Wiß und eine 
in eidgenöffifhen Kreifen beinahe unerhörte Freimüthigkeit ſich 
auszeichnenden Rede gegen die bereits in zwei diplomatischen 
Aktenftüden zu Tage getretene Einmifchung ded Auslandes in die 
innern Angelegenheiten der Schweiz zu Felde, unterwarf die eng- 
liſche und die franzöſiſche Verbalnote der Reihe nach einer firengen 
Analyfe, billigte jene im Ton und zum Theil auch in der Auf: 
faffung der völferrehtlihen DVerhältniffe, ohne jedoch den von 
Lord Aberdeen aufgeftellten Sab als richtig anzuerkennen, daß 
die unveränderte Erhaltung des Bundesvertrages von 1815 eine 
Grundbedingung der völferrechtlich gewährleifteten Neutralität 
der Schweiz fei, — ſchwang dann aber um fo muthwilliger das 
Schwert über dem Haupte des Lehrmeiſters in Paris, „dem zwar 
ohne Zweifel geftattet fein möge, für die helvetiſchen Demofra- 
tien feine Sympathie zu haben, dem dagegen, fo lange die 
Schweiz nicht aus der Karte von Europa getilgt ift, Das nicht 
geftattet fein folle, unfer Vaterland wie ein franzöſiſches Depar- 
tement zu behandeln.“ Neuhaus betonte beſonders ſtark, daß in 
der Schweiz allerdingd einige Unordnungen vorgefommen, daß es 
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aber in andern Ländern auch ſchon Unordnungen, und lange 
Unordnungen gegeben habe, ohne daß deßwegen die vereinte Di- 
plomatie Europa’s fi in Bewegung gefeßt habe; daß die Schweiz 
ftarf genug fei, die Ordnung in ihrem Innern mit eigener Kraft 
zu erhalten; — daß eine Verlegung völferrechilicher Pflichten 
(gegen das Ausland) in dem einzig vorgefommenen Falle nicht 
liege, den die Schweizer unter fi) audzutragen haben; daß ge- 
gentheild Frankreich gegen die Schweiz feine völferrechtlichen Pflich- 
ten nicht erfüllt habe (beifende Anfpielung auf das vorenthaltene 
Dappentbal); — daß die auswärtigen Regierungen bei viel ftär- 
feren Unordnungen im Sinne der Reaktion (Zürcher Aufftand im 
Jahr 1839, Volksbewaffnung in Wallis gegen die Sungfchweizer) 
gefchwiegen. Zum Schluß erflärte Neuhaus übermüthig, daß er 
nunmehr, da man vom Audland her Maßnahmen gegen Frei— 
Ihaaren gebieten wolle, von feiner Inſtruktion zur Theilnahme 
an daheriger Befchlußfaffung feinen Gebrauch machen werde. Das 
alfo wenigſtens der oftenfible Grund, warum mwir Bern unter den 
dreizehn Kantonen nicht gefehen haben. Erklärlih, daB fich die 
radifale Partei durch die Redekunſt ihres zeitigen Oberhauptes 
gefchmeichelt und ermuthiget fand; für die Konfervativen änderte 
fie die Lage nicht: fie wollten Sicherheit gegen Angriff auf ihre 
fantonalen Rechtſame und gegen allgemeine Umwälzung; diefe 
Sicherheit brachten ihnen die Noten von Lord Aberdeen und Mi— 
nifter Guizot ebenfo wenig, ald die Meifterreden von Siegmwart, 
Bernhard Meyer, Galame aus Neuenburg und Andern. Die 
Wirkung der Noten war eher eine nachtheilige als eine nützliche 
für die Sache des Rechtd und der Ordnung. Gleichwohl wurden 
die fatholifchen Stände durch den Gefandten von Bafelland be— 
ſchuldiget, daß fie dieſelben „erbettelt® hätten, worauf ein Sturm 
in der Tagſatzung den frechen Kläger (Hug) zu einer Art Wider: 
ruf zwang. 

Bei der englifchen und franzöfifchen Note hatte es fein Bes 
wenden nicht. Bald ließ ſich auch Fürft Metternich für das öfter 
reichifhe Kabinet zu gleichem Zwede vernehmen (13. März). 
Sein Schreiben beftätigte einläßlih die in der englifchen Note 
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ausgefprochene Anficht, daß mit der Vernichtung des Bundesver- 
traged auch die günftige völferrechtliche Stellung gegenüber dem 
Ausland gebrochen fein werde, Bürgerkrieg, Anarchie und Ber 
drüdung ungerechnet, die einem folchen Ereigniß auf dem Fuße 
folgen würden. Noch fchärfer ald die franzöfifche züchtigte die 
öfterreichifche Depefche die Freifchärlerei: „Eine Regierung, die 
nicht die Macht hätte, ihre Untergebenen hinreichend zu beherr- 
fhen, daß fie nicht mit kewaffneter Hand Raub und Mord in 
das Gebiet eines ruhigen Nachbars tragen, eine ſolche Regierung 
würde den Namen einer Regierung nicht verdienen; ja wenn fie 
folh ein Unweſen nicht bloß duldete, fondern demfelben fogar 
Vorſchub Teiften würde, fo verdiente fie, in den Bann der öffent- 
lihen Meinung des ganzen zivilifirten Europa’d gethan zu wer— 
den.“ So entfchieden der Inhalt diefer Note, fo fühlte doch Je— 
dermann, daß der befehlende Ton in derfelben nicht vorfomme, 
fondern nur derjenige der ernfteften Warnung. Bald folgte auch 
ehe ruffifhe Note nach, welche mit Grund vorwarf, daß die Tags 
fasung gegen den Freifchaaren-Unfug nur „ohnmächtige For— 
meln“ auägefprochen habe. Preußen ſchwieg zur Zeit, wenig: 
fteng offiziell. Im Laufe Jänners war dem dortigen Kabinet ein 
ausführlicher Bericht ded Staatsraths von Neuenburg über die 
Lage der Schweiz, mit befonderer Beziehung auf den Freifchaaren- 
zug gegen Luzern zugefommen; der Staatörath erwähnte darin, 
wie im Volke feither die Beforgniß aufgeftiegen, daß radifaler- 
feitö das gleiche Mittel gegen Neuenburg verfucht werden dürfte, 
welches gegen die Negierung von Luzern in Anmwendung gefom- 
men; diefe Furcht theile er, der Staatsrath, zwar nicht, denn er 
wiffe aus guter Quelle, daß für den Augenblid die Neuenburger 
Frage ald „noch nicht zu genügender Neife gebracht“, in den 
Hintergrund geftellt und die Revolutionirung von Neuenburg 
„auf befjere Zeiten“ vertagt worden fei. So ganz ohne alle Be— 
forgniffe war der Staatsrath indeffen nicht; er wies auf die höchſt 
fhlimme Gefinnung Bern’d, auf die Schwierigfeit und Gefähr- 
lichkeit, vorbeugende militärifche Maßregeln zu treffen, auf die 
unangenehme Nachbarfchaft der Volksverſammlung in Ins, welche 
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in der befondern Abficht, die revolutionären Neuenburger zur 
Theilnahme zu loden, fo nahe an der Grenze von Neuenburg 
abgehalten worden fei. Der Bericht ſchloß mit der Bitte, es möge 
das Minifterium den Gouverneur v. Pfuel bemächtigen, auf er= 
ften Ruf des Staatsrathed nach Neuenburg zu eilen. Pfuel ver- 
Sprach das Beſte, witterte aber feine Gefahr für Neuenburg; zus 
nächſt gehe ed noch einmal gegen Quzern los, doch wahrfcheinlich 
erft, nachdem die Tagfagung fich mit der Jefuitenfrage werde be- 
Ihäftiget haben; der Staatdrath möge nur ruhig fein und ja 
nichts thun, was zu Gunften der Sefuiten ausgelegt werden 
fönnte. Dabei tadelte Pfuel fharf die Luzerner Politik; am Rechte 
zur Sefuitenberufung fei zwar nicht zu zweifeln, aber Angefichts 
der proteftantifchen Kantone klinge diefelbe gleich einer Heraus: 
forderung. Der Gouverneur v. Pfuel, wie der damalige preußifche 
Minifter ded Auswärtigen, fahen Alles, was für die Vertheidi— 
gung der Fatholifchen Rechtſame in der Schweiz gefchah, mit Un- 
lieb. Der Staatörathepräfident v. Chambrier und fein Kollege 
Calame hielten nichts defto weniger an ihrer rechtlichen Weber- 
zeugung: der Bundeövertrag erlaube das Einfchreiten gegen Lu— 
zern und die übrigen fatholifchen Kantone zur Entfernung der 
Jeſuiten nicht; fo entftand das gemeldete Botum Neuenburgs in 
der Sefuitenfrage. Bon dann an Gerede im Boll: Chambrier 
fei Krypto-Katholif. 

Die Tagfapung vertagte fib am 20. März. Das Einzige, 
was von ihr ausging, der Befchluß gegen die Freifchaaren, war 
im Grund nicht viel befjer ald ein Akt der Täufchung. Bon den 
dreizehn Kantonen, die ihn gefaßt, waren fieben die Angegriffes 
nen; fünf andere: Zürih, St. Gallen, Graubünden, Thurgau, 
Teffin waren troß den Formeln von Legalität, innert melden 
fie fih noch bewegten, dur die radikalen Umtriebe bereit der— 
maßen unterwühlt, daß aus ihrer Mitte ein thatfächliches Ein- 
fchreiten gegen Bern, Aargau, Solothurn, Waadt und Bafelland- 
fhaft, wo der Kern der anarchifchen Elemente. und der Sig der 
FreifhaarensHäuptlinge war, nicht erwartet werden konnte; Genf 
endlich lag zu entfernt, um in die Waagſchale zu fallen. Deßhalb 
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nahmen jene Häuptlinge von dem Befchluffe der Tagſatzung nicht 
die geringfie Notiz, und die radifalen Regierungen, welche dem 
felben nicht beigepflichtet hatten, machten es ebenfo. Was feit 
ein paar Monaten durch die beffer unterrichteten Zeitungen der 
fonfervativen Partei voraudgefagt wurde, ein zweiter Freifchaarens 
zug nach größerem Maßſtab, das war auf dem Punkt, zur Reife 
zu gelangen. Der Vorort rathichlagte dann in Folge umlaufender 
Gerüchte, was zu thun (24. März), wußte aber fein Mittel zur 
Berhütung. * Bald nachher Tangten wiederholte fchriftliche und 
mündliche Klagen von Luzern ein, leßtere durch die Negierungd- 
räthe Eutych Kopp und Peyer überbracht, daß auf aargauifchem 
Boden neuerdings gewaffnet werde, ein neuer Einfall bevorftehe; 
damit verband Luzern die Forderung, daß die jenfeit feiner 
Grenze angefammelten Freifchaaren aufgelöst, die Ruzernifchen 
Flüchtlinge von der Grenze in das Innere verlegt werden, drohte 
mit Erfaßbegehren für eigene Koften und endlich mit Selbfthülfe. 
Der Vorort fohrieb an Aargau, zog Erkundigungen ein, was für 
Gegenmaßregeln dort getroffen worden. Aargau erwiederte wie 
immer mit Berweifung auf Anordnungen, die nichts zu "bedeuten 
hatten, flagte über den Abgang eined Tagfagungsbefchluffes zur 
Sefuitenausweifung und über die Strenge Quzernd gegen die 
Flüchtlinge. Mit diefem nichtsfagenden amtlichen Briefwechfel ver- 
liefen Tage und Nächte, bis ein neued Freifchaarenheer auf den 
Beinen war. 

Die Vorbereitungen zum zweiten Freifchaarenzuge, mie fie 
der nachherige Anführer felbft angibt, reichen auf ein paar Mos 
nate zurüd. Den Blan zu folhem hatte er am 2. Februar in 
Diten fünfundzwanzig Offizieren aus Bafelland, Aargau, Solo: 
thurn und Bern vorgelegt. Damals verfprachen die Aargauer 
allein, 2000 Mann aus ihrem Kanton zu bringen. Man fuchte 
die Auswanderung aus Quzern zum Heere zu mehren, während 


* Es gab nur ein Mittel: Die äußere Grenze von Luzern gegen Zürich, 
Aargau und Bern mif einer zuverläffigen ſtarken eidgenöififchen Truppenmacht 
zu befeßen und jeden verfuchten neuen Einfall mit dem Bajonnet zurückweiſen 
zu laffen. Dazu fehlte am Vororte Macht und Wille, 


— 20 — 


die Regierung von Aargau nicht müde wurde, das Zuftrömen 
der Luzerner Flüchtlinge auf ihrem Gebiet ausfchließlih dem 
Berfolgungsfyitem der Luzerner Regierung zuzufchreiben. Mit dem 
eidgenöffifhen Oberften Ludwig Rilliet-Conftant aus Genf waren 
Unterhandlungen zur Uebernahme des Oberbefehls angefnüpft, 
ed waren Zuficherungen von ihm gewonnen worden; vieljeitigen 
Angaben zufolge war ed der Geldpunft, über den die Parteien 
nicht einig wurden und welcher für den in ungünftigen Vermö— 
gensumftänden lebenden Oberſten nicht gleihgütttg fein Fonnte. 
Die Leitung der Unternehmung war inzwifchen von dem in Lan— 
genthal am 5. Januar gewählten Zentralfomite ded Antijefuiten- 
vereind auf ein ausſchließlich aus Luzerner Flüchtlingen beftelltes 
Militärfomite übergegangen. Jakob Robert Steiger von Luzern, 
Flühtling nad) einer Haft von 47 Tagen, war wohl die Seele 
des Ausſchuſſes und das geiftige Haupt der neuen Verſchwörung. 
Jenes Komite trug dann auf Ablehnung Rilliet’d den Oberbe— 
fehl dem Advofaten Ulrich Ochfenbein von Nidau an, der ſich 
bis dahin ausfchließlih durch feine Stellung als eidgenöfftfcher 
Stabshauptmann befannt gemacht hatte. Dchfenbein hatte län- 
gern Aufenthalt im Kanton Luzern gemacht, mit falfhem Paß, 
zu militärifchen Studien ded Terrains, um fich defto beffer zum 
Wagniß vorzubereiten; von der Widerrechtlichfeit desfelben fchien 
der junge Mann feinen Begriff gehabt zu haben. Dchfenbein 
wohnte (20. März) in Aarau einem aus den „angefehenften 
Männern“ der Eidgenofjenfchaft beftehenden „Kriegsrathe® bei, 
will damals noch abgelehnt haben, nahm aber endlich, (28. März) 
den gefährlichen Ruf an. Bon Luzern her hatten die in Aarau 
tagenden Verſchwörer die günftigften Berichte; dortige Freunde 
verficherten: fobald die Freifchaaren die Emme überfchritten hät- 
ten, würden fie die Revolution in der Stadt ausführen, den 
Freifchaaren die Thore öffnen, den Gütfh und Sonnenberg 
während der im Kriegsplan biezu vorbezeichneten Naht vom 30, 
auf den 31. März befeten, zum Poſtiren der freifchäärlerifchen 
Artillerie die von den Regierungstruppen angelegten Berhaue 
ausfägen, den untern See mit bewaffneter Mannſchaft in Fleinen 


— 21 — 


Schiffen bewachen und fo jeden Zuzug aus den Urfantonen auf 
Dampfichiffen verhindern; Meggen und Umgegend hatten, laut 
jenen Berichten, jeden Zuzug von Schwyz oder Zug, zu Land, 
abzumehren verfprochen. Darüberhin hatten die Luzerner Flüchts 
linge ihren Freunden aus den übrigen Kantonen vorgegeben, es 
würden die Freifchaaren vom Quzerner Volk ald Retter empfangen, 
die aufgebotenen Truppen zum größern Theil fi ihnen an— 
Schließen. Eben fo günftige Berfprehungen waren bei dem Kos 
mite in Aarau aus Zürich eingegangen, von woher ein Offizier 
die Beſetzung von Gififon mit 600 Zürchern verfprochen habe. 
Ochſenbein erzählt in eigenen Berichten folhe un? ähnliche Dinge, 
um die Tolheit feined Unternehmens weniger ftarf bervortreten 
zu laffen. Die wirklichen Aufgebote an die einzelnen heranziehen- 
den Rotten von Freifchaaren erließ Steiger, „Namens des Ober: 
fommandanten“; Dchfenbein jelbft blieb im Hintergrund und 
fommandirte in verdächtigem Inkognito. Bon Bern, Solothurn, 
Bafelland rücten alsbald die Aufgebotenen und Angeworbenen 
heran, Aargauer gefellten fich in Menge dazu; Ueberläufer von 
Zuzern ber mehrten die Schaaren. Bon Seite der Regierungen 
von Yargau, Bern, Solothurn, Bafelland geſchah Vieles zur 
Begünftigung ded Zuges, nichts Ernftlihed zu feiner Verbin: 
derung; einzelne Häupter diefer Kantone mochten als in die Ver— 
ſchwörung Eingemweihte gelten und boten Beiftand jeglicher Art. 
Die von der Gefandtfhaft von Aargau am 20. März in der 
Tagfagung abgegebene Berwahrung war eine mittelbare Provo- 
fation zum bewaffneten Einfchreiten der Freifhaaren. Zu einem 
der Befehlöhaber wurde der aargauifche Milizinfpektor Rothpletz 
erfiefet, nicht ohne Wiffen des Präfidenten der Militärfommiffion, 
Freisherofee, der den Milizinfpektor durch Dchfenbein nur erinnern 
ließ, daß er im Falle der Theilnahme am Zuge für einen Stell- 
vertreter im Amt zu forgen hätte, Rothpletz hielt öffentlihe Mu- 
fterungen der Freifchaaren. In dem eben verfammelten Großen 
Nathe von Aargau prahlte Negierungsrath Waller offen bei An- 
laß der befprochenen Amneftie für die Luzerner Flüchtlinge: es 
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lohne fih der Mühe nicht, weiter hierüber zu verhandeln, in 
wenigen Tagen werden fich die Flüchtlinge die Amneftie in Lu— 
zern felbjt geben. Andern Sinnes dedten die Großräthe Yahr- 
länder und Wilhelm Baldinger vollends das ganze Gewebe der 
amtlihen Mitwirfung des Regierungdperfonald und der Unters 
beamteten in öffentliher Sigung des Großen Rathes auf. Aus 
dem Zeughaufe von Aarau wurde zahlreihe Munition mit amt- 
lichen Etiquetten beigebracht; eben dafelbft wurden die kongrev'ſchen 
Raketen gefertigt, mittelft welchen die Stadt Quzern befhofjen wer- 
den follte; des in Aarburg liegenden groben Geſchützes Fonnten 
die Freifchaaren fich bemächtigen, ohne daß die Regierung ernit- 
liche Anftalt getroffen hätte, folched zu verhindern; gegen den 
Borwurf, daß die Militärverwaltung die Kanonen abfichtlih von 
Aarau nach Aarburg habe führen laffen, damit fie um fo leichter 
entführt werden mögen, hat fich diefelbe niemals rein wajchen 
können. Die Aufgebote an die Freifchaaren gingen durch amtliche 
Hände, wie früher Amts- und Militärperfonen vorzüglich für die 
Werbungen thätig gewefen. Die Stadt Aarau lieferte offen reich- 
lihen Proviant, und, wie berechtiget, ald handelte es fih um 
einen von der Eidgenoſſenſchaft aufgebotenen Zug, fammelten ſich 
die Heinen Heerſchaaren an den bezeichneten Hauptfammelplägen, 
Zofingen und Hutwyl. Auf ähnliche Weife wie in Aarburg nahmen 
fi) die Befreundeten zwei Kanonen aus dem Schloß Nidau. 
Die Regierung von Bern, gern und eitel auf ihre 40,000 Ba- 
jonnete pochend, war mit all diefer Macht nicht flarf genug, den 
Raub zu verhindern, weil fie nicht wollte. In Bafelland erfchien 
der Aufruf zur Sammlung mit den Unterfchriften von Landräthen, 
Negierungsräthen und deutjchen Flüchtlingen in buntem Gemifch. 
Wenige Tage naher folgte eine Bekanntmachung der Regierung, 
welche das Freifchaarenverbot der Tagſatzung zu öffentlicher Kunde 
bringen follte; an ihrem Fuß ftand die Unterfehrift des nämlichen 
Regierungspräfidenten, der jenen Aufruf zum Zuge mit unterzeich- 
net hatte. Die Abmahnung erfhien eben, ald die Mannfchaft 
trefflih audgerüftet zum Abmarfchiren fich in Bereitfchaft gefegt 
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hatte; zuvor hatte ſich die Regierung in ftiller Mitternadhtäftunde 
zwei Haubigen aus dem Zeughaus entführen laſſen; zum Schein 
wurde der Militärinfpefter Sulzberger nachgefendet, um die 
Schaar zur Rüdfehr zu mahnen, fam aber ohne Verdruß allein 
zurüd. Die Regierung von Solothurn ließ eigene und Schaaren 
aus andern Kantonen frei durchziehen, ohne ein Wort dagegen 
zu fagen, und veröffentlichte den Tagſatzungsbeſchluß mit einer 
an Hohn gegen die oberfte Behörde grenzenden Wortfargheit. 
Beſſer gehalten der Form nach war die Abmahnung Bern’s; fie 
warnte, aber ließ es hiebei bewenden. Bon woher das viele Geld 
gefloffen, welches für diefe außeramtliche Waffnung erforderlich 
gewefen, ift bis dahin nur zum geringern Theil ermittelt; viele 
Gemeinden der genannten Kantone zahlten Handgeld und reich- 
lihen Sold, oder verfprachen foldhes wenigſtens; in Reinady war 
eine Komitefafje , deren Beftand auf 6000 Franken angegeben 
ward, ohne Zweifel von früher her zum Unterhalt der Quzerni- 
fchen Flüchtlinge gefammelt. Man nannte feither hohe Radikale 
in fehmeizerifchen Städten, welche große Summen beigeſchoſſen 
hätten; behauptet wird auch, daß aniehnliche Beiträge von den 
Proteftanten in Frankreich gefpendet worden ſeien; zuverläffige 
Angaben aber find nicht zur Hand; Ochfenbein felbft fpricht in 
feinen Berichten von der urfprünglichen Abficht, die erforderlichen 
Geldmittel durch Subffriptionen zu fammeln. 

Dem Kriegsplan zufolge war der 30. März zur Sammlung 
auf genannten Hauptplägen, die folgende Nacht zum Aufbruch, 
der lebte Tag des Monats zur Einnahme der Stadt Luzern und 
zum Sturz der dortigen gefeßlichen Regierung beſtimmt; in den 
Nachmittagsftunden gedachte der Oberführer Ochfenbein dort ein- 
zurüden. Das Freifchaarenheer follte in zwei Kolonnen marfchiren, 
die Hauptkolonne, Brigade Rothple genannt, von Zofingen aus; 
ihre Stärfe mag zu mehr denn vierthalb taufend Mann ange— 
nommen werden; die andere unter Major Billo aus Aargau von 
Hutwyl weg, 1600 bi8 1800 Mann ftark; bei diefer Kolonne 
befand fih ald Kommandant der Artillerie Karl Eduard Funf 
von Nidau ; in runder Zahl mögen beide Korps eine Stärfe von 
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5300 Mann erreicht haben *, wovon etwa der fechäte Theil aus 
Quzernern beftanden haben mag. Das Kleine Heer führte zehn 
Stüde grobes Gefhüg mit fih. Unter den Bewaffneten von 
Bern, Aargau, Solothurn und Bafelland fanden fich jüngere 
und ältere Männer aus angefehenen Familien, neben ihnen dann 
wohl auch Leute von gemeinem Schlag, die mit Geld gewonnen 
werden mußten. Ein geordneter Zuzug von Zürchern hat nicht 
ftattgefunden ; ebenfo blieben Berheißungen aus Glarus, melde 
Ochſenbein empfangen, für Aufftellung eines Korps gegen Schwyz, 
unerfüllt. Obengenannte beide Hauptfolonnen, gleichzeitig von 
Zofingen und Hutwyl aufbrechend, follten fi in Ettiswyl ver- 
einigen, um unterhalb Hellbühl einen doppelten Angriff auf die 
Pofitionen der Stadt Quzern auszuführen, nämlich einen Schein- 
angriff gegen dad Bad Nothen, und einen Hauptangriff über die 
Zhorbergbrüde auf Littau und auf die, die Stadt Luzern beherr- 
chenden Anhöhen. Dadurch hätte es den Freifchaaren möglich 
werden follen, auf kürzeſtem Wege durch Gebietötheile von Lu— 
zern zu dringen, die nicht mit Regierungstruppen beſetzt waren, 
fowie dad enge Defile bei der Emmenbrüde und die dabei be— 
findlihen Befeftigungen zu umgehen. Dem Abmarjch ging ein 
Aufruf ded Quzerner Komite's an das Quzern’sche Volk voraus, 
in dem zum Schluß die Drohung enthalten, daß im unerwarte- 
ten Fall des Widerſtandes fie, die Flüchtlinge, einen Kampf der 
Berzweiflung auf Tod und Leben aufnehmen und vorzüglich ge: 
gen diejenigen einen Vernichtungskrieg führen werden, welche ver- 
rätherifch in ihrem Rüden die Waffen gegen fie erheben würden, 
denn ihre Loofung fei: Tod oder Sieg. Eine Kriegserklärung 
ging nicht voran; wer hätte fie ausſtellen follen? 

Seit bald vier Monaten war Luzern im Kriegszuftand, zu 
wiederholten Aufgeboten der eigenen Milizen und jener der Nach— 
barfantone, fowie zu außerordentlihen Ausgaben gezwungen. 


* Nahe an 6000 Mann nad der Schrift: „Der Aprilgang der Freie 
Ihaarenz Luzern, 1845." Elgger nimmt 5300 Mann an. Ochfenbein bringt 
Etats von blog 3499 Mann. Die ftarfe Zahl der fpätern Gefangenen und ans 
dere Umftände rechtfertigen die Annahme wenigftens der mittlern Zahl. 
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Zage der Entfcheidung waren ihm daher Bedürfniß, wenn auch 
Regierung und Volk mit Entrüftung auf das in ihren Augen 
treulofe Berhalten der gegnerifchen Nachbarregierungen hinblick— 
ten, und erftere mit gerechtem Unmuth ihren Beſchwerden und 
Klagen bei dem ohnmäcdhtigen, an eigener Zerrüttung leidenden 
Vororte geltend zu machen fuchte. In den legten Tagen ded März 
Hand Luzern gerüftet, den bewaffneten Einfall erwartend. An die 
aargauifche Grenze war die Brigade Göldlin vorgefhoben, die 
zweite Brigade Meyer auf der feiten Linie aufgeftellt, welche von 
Wohlhuſen bis Gififon durch die Emme und Reuß, fo wie durd) 
die Schanzen an der Nengg und an der Emmenbrüde (mo Minen 
angelegt waren) gededt if. Der Landſturm war in Bereitfchaft, 
fammelte fich jedoch erft auf die Nahriht vom flattgefundenen 
feindlichen Ginmarfh. Die Milizen der befreundeten Urfantone 
nebft Zug wurden ebenfalld erft in diefer Zeit berufen 

In der Naht vom 30. auf den 31. März, nad) Mitter- 
nacht, fammelte fih die Mannfchaft der Hauptlolonne der reis 
Ihaaren in Zofingen unter ftarfem Zulauf der Bevdlferung. Nach 
zwei Uhr feßte fie fich in Bewegung; ed waren vier Bataillone 
Infanterie, dazu an 1200 mwohlbewaffnete Schügen, Artillerie 
mit ſechs Gefhügen, darunter vier Haubitzen, und eiwas Rei— 
terei ald Nachtrab. Ein Aufruf des Oberfommandanten an die 
Theilnehmer des Zuges mahnte zu treuer Pflichterfüllung und 
Einhaltung ftrenger Mannszucht und follte zugleich die luzerniſche 
Bevölkerung beruhigen ; das Papier wurde aldbald in den näch— 
ſten Dörfern verbreitet, welche der Zug erreichte. In Ettiswyl, 
wo die Kolonne Billo ſchon in den Morgenftunden angelangt 
war, wurde Halt gemaht, um fih zu fammeln und Proviant 
auszutheilen. Ueber diefem Gefchäfte, welches aus Saumjeligfeit 
des Kommifjariates fchleht von ftatten ging (daherige Schuld 
wurde auf die Quzernifchen- Komitemitglieder Baumann und 
Bühler geworfen) gingen zwei Stunden verloren, wobei die 
Hälfte der Truppen nichts zu genießen befam. Alſo vereiniget, 
jegte nun das Freiſchaarenheer voll ftolzer Siegeshoffnung den 
Marfch zum erfehnten Ziele fort über Großwangen, bei Buttisholz 
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vorbei, bis Ruswyl, wo eine Befagung von 150 Mann zurüd» 
gelaſſen und nebenbei laut amtlichem Bericht ein Mann erfchoffen, 
eine Magd ſchwer verwundet, Unfhuldige an ihrem Eigenthum 
gefchädiget wurden. Die Luzernifche Brigade Göldlin, vermöge 
früher empfangener Befehle angewiefen, den Feind zu beobad)- 
ten, durch geeignete Auffitellungen zur Demaskirung feiner Kräfte - 
und feiner Plane zu veranlaffen, endlich feinen Marfch zu ver 
zögern und fih auf diefe Weife Schritt für Schritt bis in die 
Stellung von Neuenkirch zurüdzuziehen,, vollzog den Befehl we— 
nigftens in letzterem Punkt, ſo daß die Freiſchaaren ungehindert 
in der Nichtung nach Hellbühl vorwärtd dringen Fonnten. Ges 
neral v. Sonnenberg erhielt ded Morgens früh Nachricht von der 
rückgängigen Bewegung der Seinigen, traf dann verfchiedene An— 
ordnungen zu Dedung der michtigfien Poften in der Nähe von 
Luzern, felbft auf den Fall eined Angriffe von Gififon ber, 
nahm bei der Emmenbrüde nähere Kenntniß von dem Stande 
der Bertheidigungdmaßregeln und eilte mit feinem Chef des Ges 
neralftabes, Oberftlieutenant v. Elgger, felbft nad Neuenkirch. 
Hier vernahm er den Bericht, daß die Freiſchaaren in langem, 
wohlgeordneten Zuge mit vielem Geſchütz bereit3 über das Rus— 
wyler Moos zögen. Da Ruswyl von Luzern nur drei Stunden 
entfernt ift, auf diefer Straße nur eine ſchwache Kompagnie po- 
flirt war, fo wurden eingreifendere Maßnahmen dringend. Srri- 
gerweife hielt man bei dem Luzerner Oberfommando die reis 
ſchaaren nach Gerüchten 10 bis 12,000 Mann ftarf. Elgger wurde 
befehligt, fünf in den nahen Ortichaften gelegene Kompagnien 
zu fammeln und ſich dem Feind in der Gegend von Hellbühl 
entgegenzumwerfen. Diefe Kleine Truppe traf dafelbft auf die Bor: 
hut der Freifchaaren, die 6 bis 800 Mann ſtark war; das Feuer 
wurde eröffnet, von beiden Seiten mit geringem Erfolg geführt; 
Uebermacht aber brachte die Ptegierungstruppen bald zum Wan: 
fen und Elager ſah fih mit Verlurft von ein paar Mann zum 
Rückzug auf die Emmenlinie genöthiget. Seiner eigenen Erzäh— 
lung zufolge hatten ſich die ihm untergebenen Truppen feines- 
wegs ausgezeichnet. | 
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Diefer Fleine Anfang vom wirklihen Krieg, bei welchem auch 
die Freifchaaren einen unbedentenden Verlurſt an Mannfchaft er= 
litten, hatte wenigftens zur Folge, daß von nun an ihr Heered- 
zug langfamer vorrüdte. Bald nah diefem Vorpoſtengefechte 
rüdte die Hauptmacht der Freifchaaren in Hellbühl ein, wo fie 
in Wirthahäufern und einzelnen Höfen dur reichliche Nequifi- 
tionen an Nahrung und Trank den thatfächlichen Beweis leifteten, 
daß ihr Kriegsfommiffariat höchſt unbefriedigend feinen Dienft 
verrichtet hatte. Wie früher in Ruswyl, fo wurde nun auch in 
Hellbücl eine Beſatzung von 200 Mann nebſt zwei Stüden Ges 
ſchütz als Neferveforps zurüdgelaffen. Es war 3 Uhr Nachmit- 
tags. Bon Helbühl aus theilte Ochfenbein fein Heerz den linken 
Flügel unter Major Billo befehligte er in der Richtung ded 
Schooßwäldchens vorzurüden, zum Angriff gegen die Pofition 
der Luzerner an der Emmenbrüde; diefe Schaar mar 1000 bis 
1200 Mann ftarf; mit dem Hauptkorps rückte er felbft gegen 
die Thorenbergbrüde und Littau vor. Bon Neuenkirch inzwifchen 
nach Luzern zurüdgefehrt, erließ General v. Sonnenberg an alle 
detafchirten Bataillone den Befehl fih der Stadt zu nähern, und 
während der folgenden Nacht alle verfügbaren Kräfte zu einem 
auf den 1. April projeftirten Gefammtangriff gegen die reis 
[haaren zu konzentriren. Brigadefommandant Göldlin aber er— 
hielt Befehl, mit ein paar feiner Bataillone nebft Artillerie und 
Scharfihügen, Truppen, die bis dahin dem Feinde feitwärts ge— 
fanden, von Oberfirh bei Surfee über Buttisholz auf die 
Straße hinter Ruswyl zu ziehen, dann im Rüden des Feindes 
gegen Luzern vorzudringen. Um diefe Zeit waren die treuen Bun- 
deögenofien von Ob: und Nidwalden (die Engelberger wurden 
in Wagen auf den Sammelplat geführt), 6 Kompagnien ftarf 
unter Oberfilieutenant Röttlin, die erften eidgenöffifchen Hülfs— 
truppen, in Luzern eingerüdt. Es wurde befchloffen, diefe Trup— 
pen fofort zur Vertheidigung der Pofition von Littau zu ver 
wenden; mit diefer wichtigen Aufgabe betraut, eilte Elgger nun 
voran auf den neuen Kampfplatz. Die wenigen dort bereit aufs 
geftellten Truppen fuchten vergebens den Uebergang der Frei— 
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ſchaaren über die Thorenbergbrücke zu verhindern und ſolche 
abzudecken. Der Vorſatz mußte aufgegeben werden; Freiſchäärler 
Scharfſchützen von Luzern drangen über die Brücke vor, ſtellten 
dieſelbe völlig wieder her und erklommen die Hochebene von 
Littau. Von der Anhöhe jenſeits der Emme herab wälzte ſich nun 
die Hauptkolonne des Ochſenbein-Steiger'ſchen Heeres in langem 
Zuge, voran die beiden Führer, ein impoſanter Anblick für die 
ſpärlich aufgeſtellten und bereits entmuthigten Regierungstruppen; 
ſie ſetzte ebenfalls über die Brücke; den Widerſtand vom Kirch— 
hofe bei Littau her brachte das Feuer des groben Geſchützes der 
Freiſchaaren zum Schweigen; der Augenblick war peinlich für 
Elgger, denn noch immer waren die Unterwaldner nicht da und 
eine von Luzern her erwartete halbe Batterie war ebenfalls nicht 
eingetroffen. Endlich rückten jene heran, doch nur theilweiſe, weil 
über ein paar ihrer Kompagnien wieder anders verfügt worden 
war; Elgger führte ſie im Sturmſchritt zum Kampfe gegen die 
Freiſchaaren, die inzwiſchen das Littauer Plateau ſelbſt beſetzt 
hatten, ſein Pferd wurde verwundet; das brachte Verwirrung, 
die kleine Truppe hielt nicht weiter Stand und es wurde aber— 
mal der Rückzug angetreten. In die Stadt zurückgekehrt und mit 
einem von Seite der Regierungstruppen inzwiſchen bei der Em: 
menbrüde mit Erfolg beftandenen Gefechte noch nicht befannt, 
hielt Elgger felbft die Lage nun für bedenflih. Der Regierungs— 
rath und der Kriegsrath der fünf Drte waren eben verfammelt 
und bejprachen diefelbe in Gegenwart ded Generald von Sonnens 
berg und feines Stabschefs; die Behörden zeigten Entjchlofjen- 
heit und Ausdauer, unter ihren Mitgliedern vornemlid die 
Schultbeißen Siegwart und Rüttimann, und Landammann 
Schmid von Uri. Der General erhielt mündlich und fohriftlich 
den Befehl, falls etwa die Stadt Luzern nicht gehalten werden 
fönnte, die fantonalen Truppen auf irgend einem andern Punkt 
des Quzerner Gebietes zu fammeln und mit jenen der vier ber 
freundeten Kantone zu vereinigen, fodann mit der alfo verſtärk— 
ten Macht die Freiſchaaren unmittelbar wieder anzugreifen. Es 
war Abend; die detajhirten Bataillone rüdten in die Stadt ein; 
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es wurde der Gütſch befegt, von dort'und von der Stadt aus 
ein gemeinfamer Angriff gegen die inzwifchen von Littau her ans 
rücende SFreifchaarenfolonne, deren Vortrab bereits beim „Lädeli® 
nahe an der Sentivorftadt angefommen war, befchloffen, nad 
reiferer Ueberlegung aber für die Nacht aufgegeben und auf die 
Frühftunden des 1. April verfchoben. 

Faſt zu derfelben Zeit, ald die Brüde von Thorenberg durch 
die Hauptfolonne der Freiſchaaren genommen wurde, erreichte die 
Kolonne Billo das Emmenfeld, wollte vordringen, wurde aber 
von der Artillerie und den Scharfihüten der Regierung übel 
empfangen und zugerichtet. Nach anderthalbftündigem Kampfe, 
in welchem beide Theile fih tapfer hielten, die Freifchaaren aber, 
unter ihnen befonders die Quzerner feldft, namhaften Berlurit er- 
litten, zog fih diefe Kolonne auf Hellbühl zurüd, vereinigte fi 
dort mit den Befabungen von Hellbühl und Ruswyl und 
gedachte am folgenden Tag über Zittau zum Hauptkorps zu 
marfchiren. 

Ochſenbein fand jest mit der Hauptkolonne vor der. Stadt 
Luzern, mit dem größten Theil feiner Mannfchaft, Geſchütz und 
Bagage, auf der zwifchen Hügeln eingefchachtelten engen Entles 
bucher Straße, aber viele Stunden fpäter, ald er gehofft und be- 
rechnet hatte, denn ed war bereitd finftere Nacht geworden ; die 
Beſchießung der Stadt, die früher im Plane gelegen, hielt er 
nicht mehr für räthlih und unterließ diefelbe, unter heftigen 
Widerfpruh von Steiger, aus den gleichen Urſachen, aus wel- 
chen General dv. Sonnenberg den von ihm felbit beichlofjenen 
Ausfall auf den Feind ebenfalld auf den nächiten Tag verfchob. 
Als er dann die anderweitigen Anordnungen für die Nacht und 
den folgenden Tag getroffen, — ſchon früher hatte er den Bri- 
gadefommandanten Rothpleg mit zahlreicher Mannfchaft zur Be- 
jeßung ded Sonnenbergs und des Gütſch, auf welch lektern es 
beſonders abgefehen war, detafhirt —, brachten Zufälle, Indis— 
ziplin, Ermüdung und Entmuthigung eine allgemeine Verwirrung 
unter das Hauptkorps, welches er unter eigenem Befehl behalten. 
Bon der Emmenbrüde ber wollte ein Zug Quzerner Truppen nad) 
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der Stadt zurück; fie geriethen in die DOchfenbein’fchen Vorpoſten, 
ed entftand ein regellofes Gefecht, deffen Zweck Niemand vers 
ftand, in Folge deffen Unordnung und Flucht, darum felbjtver- 
ftändlich die Nothwendigkeit für Ochſenbein, diefer Thatfache den 
formalen Befehl zum Rückzug nah Littau folgen zu laffen 
(Abends 9 Uhr), ungerechnet die Kunde von dem projeftirten 
nächtlichen Ausfall aus der Stadt, und den Eindrud, den fie auf 
den Führer der Freifhaaren gemacht haben mochte. Mit dem 
Rückzug Ochfenbeind fland in genauefter Verbindung das Ver— 
halten feiner politifchen Freunde in der Luzern'ſchen Hauptftadt. 
Auf fie und den revolutionären Aufftand hatte Ochſenbein ficher 
gerechnet. Daß Verbindungen unterhalten worden, ift nicht zu bes 
zweifelt: ſchon am 31. Mittags mußten die, Radifalen genau, 
woher der Angriff fommen werde; um diefe Zeit nämlich hatten 
fie am „Luogislandthurm“, einem Punkt, von welhem aus man 
die Straße von Rittau, und feine andere, überfchauen Fann, einen 
Beobachtungspoſten aufgeftellt, der aber alsbald durch die Bür- 
gerwache aufgehoben ward; die Gefichter der Radifalen wurden 
freudiger und trogiger, je näher das in ihren Augen befreundete 
Heer heranrüdte, allein die Permanenz der Regierung und des 
fünfortigen Kriegdrathes, beider Ausdauer, der je mehr und mehr 
in die militärifchen Bertheidigungsmaßregeln übergehende Zu— 
fammenhang, der Umftand, da ftarfe Hülfsforpd im Anmarfche 
waren und noch ganz frifch zum Kampfe geführt werden konnten, 
dab der Landſturm mit der wachfenden Gefahr ebenfalls. in Thä- 
tigkeit gefeßt werden fonnte und wirklich geſetzt wurde: das Alles 
waren Ericheinungen, welche einen Aufſtand in der Stadt zu 
Gunften des Freifchaarenheeres zurüdhielten, gleichviel ob zu die— 
ſem Zwed eine wirkliche Leitung organifirt geweſen fei oder 
nicht. Die Mißrechnung Ochfenbein’d war alſo eine vollitändige 
getworden. 

Während die Negierung und ihre Getreuen fih auf den 
Kampf des folgenden Tages vorbereiteten, erlitten, in der Nacht 
vom 31. März auf den 1. April, die Freifchaaren die ftärffte 
Niederlage, welche ihnen in diefem Zuge geworden. Ochfenbein, 
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voller Pläne (bald wollte er mittelft Feſthaltung des Reuggpaſſes, 
der Rengabrüde und der Thorenbergbrüde ſich behaupten, bald 
und im fhlimmften Falle von Malters aus über Schwarzenberg 
in das Thal von Kriens einfallen) ſah fih, nach allen gedenk— 
baren Berfuchen, feine Leute auf den bezeichneten Hauptpunften 
zum Stehen zu bringen, zu ununterbrochenem Rüdzug in der 
Richtung nah Malters gezwungen; die geordnete Mannfchaft bil- 
dete aber doch nur noch eine ſchwache Kolonne, die er bis St. Soft 
begleitete. Im Zuge befand fich die Artillerie von Bafelland und 
Solothurn. Malterd war von den Negierungstruppen befegt, 
welche die heranziehenden Feinde während dem Dunkel der Nacht 
mit Muth, Ausdauer und Glüf in einem mehrftündigen Nacht- 
fampfe mitten im Dorf Malterd, mit befonderem Erfolg aus dem 
Klöſterliwirthohaus, das als Gitadelle benutzt wurde, beinahe 
gänzlich vernichteten. Vier Haubisen von Bafelland und Nargau, 
drei Kanonen von Yarau und Bern, vier Caiſſons, ein Wagen 
mit fongrevefchen Nafeten, ein Wagen mit Schanzzeug, mehrere 
Wagen mit Lebensmitteln, eine Menge Waffen und 30 lebende 
Pferde waren die Beute dieſes nächtlichen Gefechts. Die Frei- 
fchaaren verloren an Todten 25, an Verwundeten 26, an Ge: 
fangenen 370 Mann, wozu im Laufe des folgenden Tages noch 
an 100 eingebracht wurden. Dreißig Pferde lagen todt auf dem 
Plabe; was in Malterd an Geſchütz, Mannfchaft und Pferden 
durhfchlüpfte, wurde nachträglich mit gleichem Erfolg in Scha: 
hen aufgehoben. Die Regierungstruppen in Malters hatten im 
Ganzen fünf Mann, darunter nur einen Todten, verloren, Von 
den mehreren ihrer Offiziere, welche bei diefem Anlaß fich aus— 
zeichneten, ragt vor Allen der Brigadeadjutant Joſeph Plazidus 
Segeſſer hervor, der Angriff und PVertheidigung geleitet hatte. 
Ochſenbein war nicht dabei; bereitd war er, wie er in feinem 
eigenen Berichte fagt, muthlo8 über die Verwirrung, deren Zeuge 
er don der Vorſtadt Luzern’s hinweg bis Zittau gewefen, mit 
dürftiger Begleitung nach Hellbühl geeilt, um die Kolonne Billo 
abzuholen, die er jedoch nicht mehr antraf. 

Bon dem glüdlichen Kampf bei Malters erhielt man in 


— 232 — 


Luzern erft am folgenden Mittag Kunde. Dort waren inzwifchen, 
in der Naht vom 31. März auf den 1. April, die Hülfstruppen 
von Uri und Zug eingerüdt; Großrath Leu hatte 1200 Mann 
Landfturm nach Emmen gebracht; die Dispofitionen für den An— 
griff der Freifchaaren von der Stadt aus, — man glaubte die- 
felben noch in voller Stärke in den Stellungen, welche fie Abends 
zuvor eingenommen, während nur einzelne Banden in der Ge— 
gend des „Lädelis und die Schaar Rothpleg auf dem Sonnen- 
berg geblieben, — waren in umfafjender Weife getroffen. Am 1. April 
früh krachten die Signalſchüſſe, die Truppen der Regierung dran— 
gen aus der Sentivorjtadt vor gegen das „Lädeli“, fäuberten 
Häufer und Gegend gänzlid von den Freifchaaren und traten den 
Marſch an zur Wiedereinnahme von Littau, während die auf den 
Gütfh und den Sonnenberg befehligten Luzerner und Hülfs- 
truppen (namentlih die Unterwaldner) die zahlreichen dortigen 
Freifhaaren, welche alein an Scharffehügen 450° Mann zählten, 
in dreiftündigem Kampfe völlig übermältigten, wobei die reis 
fhaaren bedeutende Einbuße an Zodten, Berwundeten und Ge- 
fangenen erlitten. Zittau wurde wieder genommen, der Feind über 
die Thorenberger Brüde zurüdgetrieben, und noch denjelben 
Abend erreichte Elgger, der Führer der Expedition, mit feinen 
Truppen Ettiswyl, nachdem in Hellbühl auf diefem Zuge der legte 
Schuß gefallen. Elgger hatte vor fi) nur noch flüchtige Heeres— 
reite; fein Marfh war um fo leichter geweien, ald Billo, welcher 
in Hellbühl angefommen von der bei der Hauptfolonne einges 
riffenen Verwirrung Kenntniß erhielt, mit feiner Mannfchaft am 
1. April, ein paar Stunden nah Mitternacht, den Rückzug nad 
Zofingen angetreten hatte, wo er Abends mit 1100 Mann und 
zwei Kanonen wieder eintraf, nachdem diefe Abtheilung auf ihrem 
Rüdzug noch ein Gefecht gegen die von Surfee über Buttishol; 
nad Quzern vordringenden Truppen von der Brigade Göldlin 
beitanden hatte. 

Wir ſtehen nun am Schluß der friegerifchen Operationen 
beider Theile, haben im Fluge das rafhe Wordringen des Frei: 
Ihaarenheeres bis an die Borftadt Luzern’, an den nahen Poften 
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bei der Emmenbrüde und auf die am Rüden der Kleinftadt von 
Luzern gelegenen, die ganze Stadt beherrfchenden Anhöhen, dann 
die mißlungenen Berfuche, diefen Marſch in Hellbühl und Littau 
aufzuhalten, erzählt; haben erzählt, wie ein überrafchender Sieg 
der Freifchaaren, oberflächlich zu urtheilen, nahe ſchien, ein Sieg, 
der von ihren zahlreichen mit unfäglicher Gefpanntheit auf den 
Ausgang lauernden Freunden in und außer den Nathöfäälen der 
übrigen Schweiz, weil gewünſcht, darum auch unausbleiblich er- 
wartet wurde; wie die von der Regierung aufgeitellte Kriegsleis 
tung fih anfänglich etwas unbeholfen bewegte, doch im Berein 
mit der Regierung und ihren treuen, biedern Bundesgenofjen feſt— 
hielt, mittlerweile die Bürgertreue im Volke wuchs und fih in 
einer allgemeinen Erhebung des Landſturmes fundgab; wie die 
Truppen der befreundeten Stände, weil nicht früher als bei 
äußerfier Noth berufen, zum Theil erft in Verwendung kamen, 
als bereitd Unordnung im eigenen Lager der Freifchaaren den 
Beginn ihres Rückzuges herbeigeführt, in dunkler Mitternachts- 
ftunde die Nemefis einen wichtigen Theil ihrer Heereskräfte auf 
der Flucht in Malterd ereilt und der Vernichtung überliefert 
hatte; wie dann endlich, nach wohl angelegtem Kampfplan feitend 
ded Kommandanten der Regierungstruppen, diefe in Gemeinfhaft 
mit den Milizen von Unterwalden, Uri und Zug die am meiften 
vorgefchobene von ihrem Dberanführer getrennte Abtheilung der 
Sreifhaaren aus ihren Stellungen verdrängten und zerfprengten, 
und am erften Tage Aprild bis auf eine Entfernung von fieben 
Stunden vorrüdten. Der Sieg war gefichert. Er follte aber nicht 
bloß ein entjcheidender, fondern ein überaus befchämender, mora= 
If vernichtender für die übermüthigen Führer der Freifchaaren, 
wie für die theild mitjchuldigen, theild mehr bloß verführten Theil: 
nehmer am Zuge werden. Mit Ausnahme der Kolonne Billo 
wurden alle Freifchaarenhaufen theild von den NRegierungstruppen 
und ihren Bundesgenoffen, vornämlih aber durch den allerwärtg 
hervorgebrochenen, den Feind in einem großen Halbkreis umge- 
benden Landfturm, der die Flüchtigen über alle Berge und durch 
alle Thäler verfolgte, entweder verfprengt oder gefangen genommen. 
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Während Elgger am 2. April mit feiner Kolonne bi an die 
Kantondgrenze nah Dagmarfellen vordrang, Billo von Zofingen 
aus einen vergeblihen Verſuch machte, mit zwei Kanonen auf 
Luzerner Boden abermal einzufallen, folchen aber in Folge des 
Siegedmarfches der Regierungstruppen und der Urner aufgeben 
mußte, in Quzern (etwas fpät) zwei Hülfsbataillone aus Schwyz 
einrücdten, ward in den Nachmittagsftunden desfelben Tages eine 
Legion von Gefangenen, 800 an Zahl, in Luzern eingebracht; 
an langen Tauen paarweife und mittelft zum Theil felbft mitge- 
brachter Stride gebunden, gingen fie düfter, zerknickt, übel zuges 
richtet und übel ausfehend einher; in ihrem Gefolge waren eine 
Menge Fahnen und Fähnchen, die erbeuteten Geſchütze, der Wa- 
gen mit den fongrevefihen Nafeten, deffen Anblid den Zorn der 
Sieger am meiften wedte, viel Wagenwerk fonft noch, eine Menge 
erbeuteter Pferde. Im Laufe der nächften Tage wuchs die Zahl 
der Gefangenen bis nahe an 2000 an* und betrug demnach 
mehr ald den dritten Theil des ganzen Freifchaarenheeres. Unter 
den Gefangenen waren Robert Steiger, den nur die Kavallerie 
Begleitung vor dem Ausbruche der Volkswuth zu fichern vers 
mochte, Rothpletz, der aargauifche Milizinfpektor, ſechs Oberft- 
lieutenants, nebſtbei viele andere Offiziere, auch höhere Staatd- 
angeftellte aus Aargau, Solothurn, Bafelland und Bern, andere 
bürgerliche Häupter der Agitation vom vorangegangenen Winter, 
wie Profeffor Herzog von Bern (urfprünglih aus Münfter im 
Kanton Luzern), ‚der Er-Franziskaner Knobel und der Lehrer 
Hagnauer von Aarau, viele Namendverwandte von Schultheiß 
Neuhaus, ein Bruder des Landammanns Munzinger von Solo: 
thurn. Steiger wurde im Kefjelthurm verwahrt, die übrigen Führer, 
die fhuldigen Luzerner zumal, in andern Gefängniffen. Die 
Hauptfihaar jener zahlreichen lebendigen Zeugen des im Laufe 
jener Ngitation errichteten Antijefuitenvereing wurde in der ehe— 
maligen Jeſuitenkirche untergebracht und verpflegt. Ungefähr 
200 der Freifhäärler (genau fonnte ihre Zahl nie ermittelt 


* Die Zahl wird genau auf 1931 feftgeftellt. 
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werden), unter ihnen einzelne junge Männer aus angeſehenen 
Familien der Nachbarkantone von Luzern, büßten die frevelhafte 
Theilnahme mit dem Verlurſt ihres Lebens; Verwundete kamen 
68 in den Feldſpital nach Luzern zur ärztlichen Behandlung. 
Die Regierungstruppen von Luzern verloren nicht ein volles 
Dutzend Mann an Todten und zählten 31 Verwundete. Ochſen— 
bein, der militärifche Führer, entging dem Schidfal von Steiger 
und Rothpleg nur durch fhmähliche Flucht. Nachdem er Hellbühl 
von den Seinigen verlaffen gefunden, verlor er feine Geiftes- 
gegenwart, überließ fein Pferd eigenem Belieben, irrte todtmüde 
in der. Schredendnacht durd Wald und Didicht, dann noch län 
ger, herum, und kroch fich endlich, doch erft am 3. April, unters 
halb Botenwyl zum Lande hinaus in den Kanton Aargau, 
ſchmachbeladen vor Freund und Feind, doh auch dann noch nicht 
über das entfegliche Unrecht belehrt, das er verübt hatte. 

Biel wurde geklagt, daß der Luzerner Landflurm in fana- 
tifche Wuth fich gegen die Freifchäärler ausgelaffen habe; einzelne 
wilde Auftritte mögen auch ihm zur Laft fallen; aber im Ganzen 
fiegte er auch über eigene Leidenfchaftz hätte er das Luzerner 
Gefeg, welches die (nicht-Luzerniſchen) Freifhaaren der Vernich— 
tung preisgab *, vollzogen, jo würde die Gefchichte ein ſcheuß— 
liches Blutbad, ftatt der Einpferhung der Volksbündler in eine 
geräumige Kirche, zu melden haben. Jene Klagen erjcheinen übris 
gend um fo weniger am Plage, als fih die Freifhaaren felbft 
Unthaten, wie die’ Ermordung eines Offiziers (Widmer) , nad) 
deffen erfolgter Gefangennehmung, zu Schulden kommen lteßen, 
und ein aufgefundenes Berzeichniß der Perſonen, welche „im Amt 


* Darin war unter Anderem die Beftimmung: „Derjenige Freijhäärler, 
weicher einen Menfchen umbringt, joll mit der auf das Verbrechen des Mordes 
gelegten Strafe belegt werden. Sollten fremde Freifchäärler im Kanton Unrube 
ftiften oder in denjelben eindringen, jo ift Jedermann verpflichtet, auf diefelben 
loszuziehen und fie als Gebietsverleger, Räuber und Mörder zu vertilgen. — 
„Gefangene Freifchäärler follen dem Kriegsgericht zur Beurtheilung überliefert 
und von demfelben nach der Strenge des Kriegsgeſetzes als Hochverräther oder 
Aufrührer behandelt werden.” 
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Willisau follen aufgefnüpft werden“, ahnen läßt, welcherlei Kriegs— 
recht die Freiſchaaren bei einem allfälligen Sieg eingehalten ha— 
ben würten. * 

Während der Wirren über die Luzerner Zuftände hatte auch 
der Kanton St. Gallen feinen Theil innerer Bewegung. In deffen 
Entwicklungsgeſchichte fteht hervorragend die endliche Regulirung 
feiner Bisthumdverhältniffe. Für die Verwaltung ded Sprengels 
wirkte jeit 1836 ein apoftolifcher Bifar. Bald fahen die welts 
fihen Fatholifhen Behörden wie die Geiftlichfeit felbft ein, daß 
der Zuftand eine gänzlihe Bereinigung erheiſche; das Fatholifche 
Großrathskollegium beichloß deshalb die Wiederaufnahme der feit 
1835 unterbrochenen Unterhandlungen, zum Zwed der Errichtung 
eines eigenen Bisthums, wie die Einen fagten, zur Reorganiſa— 
tion ded fhon vorhandenen Bisthums, wie die Andern fich aus- 
drüdten, im Gegenfaße zu dem von Baumgartner abermal ange- 
regten Anjchluß an das Bisthum Bafel (24. September 1839). ** 
Als neue Unterhandlungstommiffarien bezeichnete der Fatholifche 
Adminiftrationsrath feinen Präfidenten Leonhard Gmür und Jo— 
hann Nepomuk v. Saylern, Mitglied der Behörde. Die Unter— 
handlungen zogen fich jehr in die Länge. Endlich Fam zwifchen 
den genannten Beauftragten und dem Bevollmächtigten des päpft- 
lichen Stuhled, dem Nuntius Hieronymus d’Andrea, Erzbifhof 
von Melitene, der Entwurf zu einer neuen Organifation des 
Bisthums St. Gallen zu Stande, welcher jedoch, vor der gegen- 
feitigen Unterzeichnung, dem Fatholifchen Großrathskollegium zur 
Genehmigung unterftellt werden mußte. Diefer Entwurf war aller- 
dings mit dem urfprünglichen Projeft von 1834 nicht in allen 
Theilen übereiftimmend, behielt aber doch deſſen Weſenheit bei: 


* Das Driginal diefed Verzeichnifjed gelangte in das Staatsarchiv von 
Luzern. Neben den böswilligen gingen auch muthwillige Drohungen der Freis 
ſchaaren einher, jo lang fie Siegeshoffnungen hatten, jo beim Durchmarfch durch 
Ruswyl gegen Luzern: „in ein paar Tagen leſe man in Luzern feine Mefle 
mehr;“ „die Klofterfrauen jollen nur luftig fein, morgen muß jede ihren Mann 
haben.” — Beijpiele von Ausrüfen, die wir ald fannibalifch bezeichnen müßten, 
übergehen wir lieber mit Stillichweigen, 

** Vergleiche Band IL, Seite 159, 163 und 375. 
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eine höchſt einfache Organifation mit verhältnißmäßig fehr fpar- 
famer Dotation. Hingegen verſchwand aus dem ältern Entwurf, 
‘ was indbefondere bezüglich der Bifchofswahl nah demokratiſchen 
Formen, und mwiderfprechend mit der allgemeinen Kirchenverfafjung, 
in denfelben hineingebracht worden war. Es hatte nämlich damals 
(1834) die Geiftlichfeit in ihrer großen Mehrheit ein Kathedral- 
fapitel nicht zugeben und die Wahl des Bifchofs einem zahlrei— 
hen Ausſchuß aus eigener Mitte, auf mehrfachen Borfchlag des 
fatholifchen Großrathskollegiums, zulegen wollen. Befeitigte nun 
die neue Organifation diefe Wünfche, welche in fpätern Tagen 
von der Geiftlichfeit ſelbſt nicht mehr unterftügt wurden, fo brachte 
fie hinwieder eine ſolche Einrichtung des Kathedralfapiteld, gegen 
welche fich nichts Erhebliches einwenden lieb, indem bloß die be— 
ftehenden Benefizien an der Hauptficche in Nefidenzialfanonifate 
umgefhaffen, die übrigen Domherren ald forenses aufgeftellt 
wurden. Dem Entwurf ging deßhalb bei der großen Mehrheit 
der Fatholifchen Geiftlihen und Laien des Kantond der Auf der 
Annehmbarkeit voran. Gleichwohl wurde im fatholifchen Kolle- 
gium (Dftober 1844) ein erbitterter Kampf während drei Tagen 
gefochten, indem die radikale Partei, früher Iebhaft für die 
Wünſche der Geiftlichfeit um ein eigenes Bisthum eingenommen, 
nunmehr diefe Stellung ganz verließ und von nichts Anderem 
mehr wiſſen wollte, ald von dem Anfchluß an irgind ein anderes 
Bistum, was die Freunde der endlichen kirchlichen Pazifikation 
zu dem wohlbegründeten Vorwurfe ‚berettigte, daß diefe Gegner 
überhaupt nichts, als bloße Negation, wollten. Von zwei andern 
Sraftionen ded Rathes war die weitaus zahlreichfte diejenige, 
welche in Form und Sache mit dem PVorfchlag einig war; ihr 
Ichloffen fich einzelne der früheren Opponenten an, unter ihnen 
Baumgartner, geleitet vom Pflichtgefühl, dab die Firchlichen 
Wirren zum allgemeinen Beten des Landes jchlechterdings an 
ein Ziel gebracht werden müßten, dann von der Ueberzeugung, 
daß der früher, meift nur eventuell, beſprochene Anſchluß an das 
Bisthum Baſel durch die im Laufe der letzten Jahre eingetrete— 
nen allgemeinen konfeſſionellen Fehden in der Schweiz eine gänz— 
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liche Unmöglichkeit geworden, und das endlich die zu Stande 
gebrachte Vereinbarung das unter waltenden Umftänden Erreich- 
bare enthalte. Mit 58 gegen 13 Stimmen ward Annahme be— 
fhloffen und es eilten die Kommiffarien zum Nuntius nad Lu— 
zern zur Unterzeichnung (30. Dftober). Dem Staatögefebe ger 
mäß bedurfte das Konfordat der Sanftion des Großen Rathes, 
die fofort auch eingeholt wurde. Bei ſchwacher Geneigtheit des 
Kleinen Rathes, die Angelegenheit zu fördern, trat der Große 
Rath felbft ins Mittel, beftellte jhbon im November eine Kom— 
miffion zur Begutachtung der Angelegenheit und beauftragte den 
Kleinen Rath, ohne Verſchub feinen eigenen Befund abzugeben. 
Zur Schlußfaffung des Großen Rathes wurde eine außerordent- 
lihe Sitzung auf Februar 1845 angeordnet. Die Leidenjchaften 
geriethen abermals in Gährung: die radifalen Katholifen be— 
fhuldigten die Behörden ihrer Konfeffion der Vergeudung einer 
halben Million Gulden für das Bisthum, während ihre Gegner, 
die firchlichegefinnten Katholifen, mit weit mehr Wahrheit die 
Behauptung hätten aufftellen mögen, daß die Dotation in allen 
ihren Theilen als eine faft fnauferige erſcheine. Der Staatsfchrei- 
ber Steiger feinerjeitd refrutirte durch ein von ihm emfig be 
diented Zeitungsblatt ein Heer proteftantifcher Beforgniffe. Statt 
ruhig zu prüfen, ob durch dasielbe wirkliche Rechte des Staats 
verlegt jeien, griff er das Projeft unmittelbar nach feinem Er— 
fcheinen mit Leidenfchaftlichfeit, „ja mit wahrer Brutalität® an. * 
So trübten ſich die Ausfihten auf endliche Firchliche Beruhigung 
des bis in’d Innerſte aufgeregten Kantone. Der ausführlich be— 
gründete Antrag des Kleinen Rathes lautete auf Verweigerung 
der Staatsfanktion, zwar anerfennend, „daß in der durch vorer- 
wähntes Konfordat in Ausficht geftellten Errichtung eines eige— 
nen St. Gallifhen Bisthums fein Grund zur Sanftionsvermwei- 
gerung liege,“ allein im Entwurf verfchiedene Garantieen fich 
nicht vorfinden, auf welche der Staat fchlechterding® nicht ver- 


* Basler Zeitung vom 22.-November 1844, 
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jichten dürfe. * Der Kleine Rath erachtete namentlich die vorge⸗ 
ſchlagene Formel für den Eid des Biſchofs nicht als genügend 
(ſie war die konkordatsgemäß ſeit Langem für den Biſchof von 
Baſel beſtehende), vermißte im Weitern das Recht der Plazeti- 
rung der Biſchofswahl, ſo wie der Wahlen ſämmtlicher Dom— 
herren, Dignitare und Hülfsvikarien, rügte gewiſſe Einflüſſe und 
Berechtigungen des Biſchofs bei Beſetzung der Kanonikate als 
widerſprechend mit einer Beſtimmung der Verfaſſung über Los— 
kauf der Kollaturrechte, witterte Gefährdung der Anſprüche der 
katholiſchen Armen auf den allgemeinen Fond der katholiſchen 
Korporation durch die dem Bisthum zugeſchiedene Dotation von 
160,000 Gulden, und verlangte fchließlih, daß die bedungenen 
Abänderungen in das Konkordat felbft aufgenommen würden, 
Wie in den mittlern und weftlihen Kantonen das Feuer hoch 
aufloderte, welches gegen Luzern und feine Jeſuiten angefacht 
worden, fo litt auch St. Gallen wegen der Fonfeffionellen Ver— 
hältniffe überhaupt und der Bisthumsfrage im Befondern eine 
nicht gewöhnliche Aufregung, die in alle Volksſchichten eindrang 
und fich felbft der reformirten Nachbarkantone bemächtigte. In 
folder Stimmung bot die Negierung von Appenzell U. R. uns 
gerufen derjenigen von St. Gallen, zu großem Befremden der 
legtern, die bewaffnete Macht jenes Kantond zur Handhabung 
der gefeglihen Ordnung in St. Gallen an, was dann der 
St. Gallifhe Kleine Rath höflich mit dem Ausdrude der Hoffe 
nung erwiederte, daß er davon feinen Gebraud zu machen im 
Fall fein werde, und auch in Thurgau machte man Miene zu 
Sleihem. Die Katholifen von St. Gallen fonnten jenes Ans 
erbieten nicht anders deuten, als daß es, eventuell, gegen fie ge- 
richtet war und in unbefugter Weife eingeblafen worden fei. Die 
Verhandlungen des Großen Rathes verliefen in Ruhe; zwei Mit- 
glieder der Kommiffion, Baumgartner und Großratb Johann 
Joſeph Müller, trugen auf unbedingte Sanftion an, Gurti und 


* Bericht des Kleinen Rathes an den Großen * über Sanktion des 
Bisthumskonkordates, vom 3. Januar 1845. 
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Hoffmann, mit den reformirten Mitgliedern Stadler, Näff und 
Steiger, auf Annahme des Eleinräthlihen Borfchlaged. Im Laufe 
der Berathung wurde zunähft ein Antrag von Hungerbühler: 
die Errichtung eined eigenen St. Galliſchen Bisthums mit der 
ftaatlihen Ordnung ald unverträglich zu erklären, faft einhellig 
verworfen, fodann durch anfehnliche Mehrheit zwar die Sanktion 
für dießmal abgelehnt, von den neuen Begehren aber nur dies 
jenigen genehmiget, welche fih auf Eid und Plazet beziehen, die 
übrigen abgelehnt, ebenjo das Begehren, daß die geforderten Ga— 
rantieen im Konfordat jelbft aufgenommen werden müßten. Da— 
durch ward die Möglichkeit gefichert, durch neue Unterbandlungen 
doch noch zum Ziele der Sanktion zu gelangen. Diefelben wur— 
den al&bald durh Baumgartner und Leonhard Gmür, ald neus 
gewählte Kommiffarien, mit dem Nuntius in perjönlicher Sen— 
dung eröffnet (März 1845). — 
Auch in Glarus waren die kirchlichen Angelegenheiten der 
Katholiken noch immer nicht bereiniget. Der proviſoriſche Bis— 
thumeverband mit Chur war feit Langem aufgehoben * und Un— 
terhandlungen der Regierung für den Anfchluß an ein anderes 
ſchweizeriſches Bisthum blieben ohne Erfolg. Ihatfächlih wurde 
indeffen die fatholifche Bevölkerung kirchlich gleichwohl von Chur 
aus adminiftrirt, was die Regierung nicht hindern Eonnte. Das 
bei war fie bemüht, dem waltenden Zuftand der Dinge auf dem 
Konferenzweg ein Ende zu machen. Im Jahr 1842 wurden deß— 
halb Berhandlungen mit dem Nuntius in Schwyz, dann im Jahr 
1844 mit eben demfelben in Luzern gepflogen, dießmal mit vor— 
läufigem Erfolg. Bereinbart wurde: 1. Glarus trete in früherer 
proviforifher Weife unter Chur zurüd, es bleibe ihm jedoch vor— 
behalten, über den definitiven Anſchluß an ein anderes Bisthum 
zu unterhandeln; 2. die im Jahr 1838 wegen Widerfeglichfeit 
gegen die Obrigkeit verurtheilten Priefter werden begnadiget, dür— 
fen aber in ihre Pfründen nur wieder eintreten, wenn fie zuvor 
den Randeseid geleitet haben; 3. Glarus gibt die fürmliche 


* Band IL, Seit? 255. 
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Erflärung ab, daß aus dem Prieftereid nicht? gefolgert werden 
dürfe, was den Rechten der Kirche zumiderlaufe; endlih 4. in 
Betreff der Fahrtfeier fol die Regierung fi mit dem Bifchof 
von Chur unmittelbar verftändigen. Der Bifchof zeigte ſich in den 
von ihm abhängenden Punften mwillfährig und der Landrath ge— 
nehmigte das Webereinfommen (22. Auguft 1844); vom päpft- 
lihen Stuhl jedoch ging feinerlei Erklärung ein. Der Gegenftand 
überging deßhalb auf die Traktanden einer fpätern Zeit. * 


* Im Jahr 1848 erlaubte die Regierung dem Biſchof von Chur, der fa- 
tholiſchen Bevölkerung das lang erfehnte Saframent der Firmung auszufpenden ; 
bei diefem Anlaß unterhandelte fie unmittelbar mit dem Bifchof zu Beilegung 
der Anſtände. Diefelbe erfolgte jedoch erft im 3. 18575 die Regierung verzich— 
tete auf die bejondere Eidesleiftung der katholiſchen Geiftlichen (da ohnehin ſchon 
nah der Kantonsverfaffung jeder katholiſche Geiftlihe unter der Verpflichtung 
des Randeseides ftehe, gleichviel ob er an der Landsgemeinde ericheine oder nicht) ; 
eben fo ftand fie ab vom Plazet, wogegen jedoch der Biſchof fih verpflichtete, 
jeden zur Publikation beſtimmten Erlaß, welchen er an die katholiſchen Geift- 
lichen richte, gleichzeitig auch der Negierung mitzutheilen. Unter diefen Verabs 
redungen trat Glarus in früherer provfforifcher Weife unter das Bisthum Chur 
zurüd. Die Anftände wegen der früher verurtbeilten Priefter hatte der Tod ge- 
boben, jene wegen der Fahrtfeier ließ der Biſchof felbft fallen. 
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Fünftes Bud). 


Don der Niederlage der Freifchaaren bis zum Kriegszug der 
Tagfagung gegen die VII fatholifhen Kantone. 
(Frühjahr 1845 bis Herbft 1847.) 


Erfter Abſchnitt. 


Eidgenöffiiche Bewaffnung. Gänzliher Sieg der Nadifalen in Züri. Jonas 
Zurrer erfler Bundeamagiftrat. Die außerordentliche Tagfagung wieder vers 
fammelt, Neue Mahnungen ded Auslandes. Einlenken der Berner Regierung. 
Loskauf und Entlaffung der Freifchaaren. Aargauer Amneftie. Dr. Steiger’s 
Schickſale. Stimmung im fehweizerifhen Often; in St. Gallen Fünfundfiebenzig 
gegen Fünfundfiebenzig. Die Pläne der Führer der jchweizerifchen vadifalen 
Partei durchkreuzt. Die Jeſuiten in Luzern, 
(Frühjahr 1845.) 


Während die Freifchaaren Angefichts der Regierungen von 
Yargau, Bern, Solothurn und Bafelland ſich gerüftet und den 
Marſch angetreten hatten, war zmwifchen dem Vorort und den bei— 
den Regierungen von Luzern und Yargau ein emfiger Briefwech- 
ſel gepflogen worden. Luzern war Kläger in Folge der Nachrichten, 
die ihm von allen Seiten her über den bevorftehenden Angriff 
zugingen; Yargau der Beklagte, der für alle ihm vorgehaltenen 
Thatſachen Entfhuldigungen oder Berneinungen in Bereitichaft 
hatte. Statt aufrichtig und wahr anzuzeigen, was die eigenen 
Bürger alled Ernftes trieben, meldete die Regierung von Yargau 
noch am 29. März bloß foridauernden Uchergang der Luzerner 
Radifalen aus Wynifon und Reiden; von mweitern Freifchaaren: 
zügen, fagte fie, fei ihr nicht die mindefte fichere Kunde zugefom- 
men, obwohl fich deshalb manche Gerüchte durchfreuzten. Dabei 
berief fi die Regierung auf bevorftehende Berathung des Großen 
Rathes, in welcher, wie bereitd erzählt worden, ihr der Spiegel 
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ber Thatfachen vorgehalten wurde, ficherte unausgeſetzte Wach: 
famfeit zu, ließ jedoch durhbliden, „daß die Verhältniſſe ſich 
immer ernfter geftalten.“ Als endlich das kleine Heer zum Ab» 
marſch und Angriff wie bereit ftand, rücte fie in bombaftifchem, 
gewundenem Styl mit der halben Wahrheit heraus: es feien den 
Luzerner Freifhäärlern Verftärfungen aus mehreren Kantonen 
jugefommen, ein das Gewitter entladendes Ereigniß fei unver: 
meidlich geworden, ihr felbft fehle die Macht, demfelben mit Ge- 
walt entgegenzutreten, übrigens habe die Bevölferung von Aar—⸗ 
gau bis zur Stunde noch feinen bedeutenden Antheil; dabei ver- 
langte Aargau abermalige und unvermeilte Einberufung der 
Zagfagung zur Wiederanhandnahme der efuitenangelegenheit; 
denn die feitend der Tagſatzung unterlaffene Beichlußfaffung 
gegen die Jeſuiten fei die Quelle alles Unheild. So jchrieb Aar— 
gau am 30. März Mittags, alfo kurz vor dem Abmarfch der 
Hauptkolonne aus Zofingen. Alsdann bot es bei 2000 Mann 
eigener Truppen auf, die entweder müßig gehen mußten oder die 
Beftimmung hatten, im Fall der erwarteten Einfeßung einer pro- 
viforifchen Regierung in Luzern fofort für bewaffnete Einmifchung 
zu ihren Gunften verwendet zu werden. Noh am 31. März er- 
ließ die aargauifche Regierung einen weitern Bericht an den Bor- 
ort, der ihre Erwartungen vom Siege der Freiſchaaren nicht ver- 
hehlte. Im Laufe diefer Tage hatte die rührigfte Thätigkeit der 
vorörtlichen Behörde fih auf Einziehen von Berichten, Mahnuns 
gen an Aargau zur Wachjamkeit gegen Landfriedensbrud, Erin« 
nerungen an Luzern zu mildernden Maßnahmen gegen die Flüch— 
tigen beſchränkt. Mochte bei einzelnen Mitgliedern guter Wille 
zur Verhütung des Schlimmften gewaltet haben, das darf voraus— 
geſetzt werden; einheitliche, zwedentfprechende Maßnahmen unter: 
blieben fhon deßhalb, weil die grundfägliche Spaltung im Großen 
Nath von Zürich nachtheiligft auf die Regierung zurüdwirfen 
mußte. Der Vorort fchritt erft ein, als feine Aktion den Land— 
friedendbruch nicht mehr verhüten fonnte, am 31. März, nachdem 
er von dem wirklichen Einmarfch der Freifchaaren in Luzern fichere 
Kunde erhalten hatte, Er rief ein zahlreiches Heer eidgenöſſiſcher 
16 * 
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Truppen zunächft aus den Kantonen Zürih, Bern, St. Gallen 
und Thurgau in Dienft, beftehend in 17 Bataillonen Infanterie, 
8 Batterien Artillerie rebft 2 Parkfompagnien, 9 Kompag- 
nien Scharffhügen, 8 Kompagnien Kavallerie, 2 Kompagnien 
Sappeurd und Pontonniers, ftellte fie unter den Oberbefehl des 
eidgenöſſiſchen Oberften v. Donats aus Graubünden, ließ aus 
ihnen eine weftliche Divifion unter Oberft Zimmerli und eine 
öftliche unter Oberft Gmür bilden; als dritte Divifion gedachte 
er die dem Kanton Quzern zueilenden Hülfstruppen der Urfan- 
tone und von Zug (von deren Aufgebot hatte ihm Luzern Kunde 
gegeben), fo wie die Luzerner Truppen felbft, ebenfalld unter eid- 
genöffiihen Dberbefehl zu ftellen. Zweck diefes vorörtlichen Auf: 
gebotes ſollte die Wiederherftellung des Landfriedend, Entwaff- 
nung der Freiſchaaren und Rüdweifung derfelben in die heimat- 
fihen Kantone fein; fpäter, nach befannt gewordenem Siege 
Zuzern’d, Fam die weitere Abfiht hinzu, das allfällige Vorrücken 
von Luzerner Truppen in den Kanton Aargau zu verhindern, 
nachdem in umgefehrter Richtung nichts Erkleckliches gefchehen 
war, das Gebiet Luzern’d vor bewaffnetem Einfall zu fichern. 
Die politifche Ausführung diefer Maßnahmen wurde zwei eidge- 
nöffifhen Kommiffarien, Landammann Wilhelm Näff von 
St Gallen und Kanzleidireftor Hößli aus Graubünden, übertra- 
gen, welch leßterer erft gewählt wurde, nachdem zuvor zwei Ka— 
tholifen, Landrichter Balthafar Vieli aus Graubünden und Ober: 
richter dv. Streng aus Thurgau, die mißliche Beehrung abgelehnt 
hatten. Gleichzeitig berief der Vorort auf den 5. April die ver- 
tagte Tagſatzung wieder ein. 

Schreden und Entfegen verbreiteten fich im reformirten Aar— 
gau, in feiner Eleinen Hauptftadt zumal, ald die Hiobspoften von 
der Niederlage der Freifhaaren dort einliefen. Die Regierung 
ſelbſt ſah im Geifte bereitö das verdiente Schidfal über fich her- 
einbrechen; fchleunigft mahnte fie Bern, Solothurn, Bafelland 
und Zürich zu getreuem Auffehen, worauf Bern fogleich wieder 
Truppen aufbot. Allüberall hin verbreitete fih das (unwahre) 
Gerücht: Fatholifch Aargau fei im Aufftand, in Villmergen fchlage 
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man fich bereitd. In Solothurn gleiche Furcht und eben fo böfes 
Gemwiffen ald weiter unten an der Aare. Auf folche Berichte und 
die Hülferufe Aargau's befchloß der Vorort unverweilt eine Bers 
färfung der bereitö aufgebotenen Truppenmadt. LUnfäglich ger 
fpannt war inzwifchen auch die Stimmung in beinahe allen Kan— 
tonen geweſen; vom Aufbruch der Freifchaaren hinweg und ald 
die erften Nachrichten darüber durch die Poftfondufteure ſich vers 
breiteten, waren die Poftgebäude in allen größeren Schweizer- 
ſtädten eigentlich umlagert. Nach baldigem Eintreffen der Berichte 
über Flucht und Auflöfung des Dchfenbein’fchen Heeres malten 
ſich Niedergefchlagenheit, Scham und Zorn auf den Gefichtern 
aller Derer, welche die Sprengung der verhaßten Luzerner Re— 
gierung als jelbftverftändlich angefehen, weil fie diefelbe innig ge- 
wünfcht und den lügenhaften Berichten der radikalen Preffe von 
ungünftiger Bolföftimmung im Kanton Luzern blinden Glauben 
geſchenkt hatten; in der Stadt St. Gallen machte der Unwille 
über fehlgefchlagene Hoffnungen fich Luft durch Fenftereinwerfen 
in den Wohnungen angefehener Fatholifcher Konfervativen und 
andere ähnliche Bübereien gegen diefelben. Mit freudigem Händes 
druck begrüßten fich anderfeitd die Konfervativen, die Katholiken 
zumal, welche mit Bangen dem Ausgang der langen Agitatiou 
ded vorangegangenen Winters entgegengefehen hatten. Sie hat- 
ten das keineswegs auf Täufchung beruhende Gefühl mit fich her— 
umgetragen, daß ein gelungener Sturm auf Quzern fofort aud 
zum Einfall in die Urfantone und zu einer allgemeinen radifalen 
Gewaltherrfhaft geführt hätte. Bon den Boten der Stände rüd- 
ten zur Tagſatzung in Zürich die Einen ald Sieger, die Andern 
als Befiegte, die Dritten ald Solche ein, die fih nun beffern Er- 
folg als bisher von ihren vermittelnden Anſichten oder Inſtruk⸗ 
tionen verfprachen. 

Unterdeffen brach im vorörtlichen Stande felbft die legte 
fonfervative Kraft zufammen. Berfaffungsgemäß fiel ein Dritt- 
theil der Mitglieder des Negierungsrathes in Austritt; es waren 
deren fünf, von denen nur Bürgermeifter Mouffon wieder ge- 
wählt wurde; vier andere Mitglieder, noch aus den Wahlen von 
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1839 herſtammend, mußten der Abneigung der radikalen Partei 
als Opfer weichen. Von den Erſatzmännern war für die bisherige 
Politik der Regierung eine Unterſtützung nicht zu hoffen. Deß— 
halb nahm Staatsrath Bluntſchli am folgenden Tag, nach ihm 
auch Mouſſon die Entlaſſung; Furrer wurde zum Regierungs- 
rath und in gleicher Stunde mit 120 von 165 Stimmen zum 
Amtsbürgermeifter gewählt. Das war das Erlöfchen der Reaktion 
von 1839 und ihres Einfluffed. Der in den erften Dreißiger 
Fahren vorherrfchend gewefene Geift fam wieder zu Ehren, doch 
mit der fchlimmen Zuthat der fonfeffionellen Spannung und der 
Befehdung Fatholifcher Inſtitute. 

Jonas Furrer trat mit dem 5. April in die Würde eines 
Präſidenten der Tagſatzung ein. Furrer, Bürger von Winterthur, 
wiſſenſchaftlich gebildeter Juriſt, beliebter Advokat, im ſchönſten 
Mannesalter ſtehend, hatte ſich ſeit mehreren Jahren her durch 
ſcharfen Verſtand, gewandte Dialektik, durch geſellſchaftliche For: 
men, die auch den politiſchen Gegner nicht abſtießen, durch eine 
gewiſſe Ruhe in der Auffaſſung der Zagedereigniffe, durch eine 
Verfolgung der Parteizwede, welcher die Mäßigung wenigſtens 
in ihrem äußern Auftreten nicht abzufprechen war, vortheilhaft 
befannt gemacht, Anfehen und Einfluß gewonnen. Furrer war 
der Mann der Zeit, wie ihn Zürich für feine damalige Gefin- 
nung und Zwecke bedurfte. Er war hinaus über die Legalität 
der Dreißiger Jahre, denn diefe war zur Erfüllung der Zwecke 
der radifalen Partei, welchen bereits ein größerer Umfang ange- 
wiefen worden, nicht mehr hinreichend. Er war Gegner des Er— 
haltungsfyitemsd der Katholiken für Fatholifhe Rechte und hielt 
fie ald unvereinbar mit dem Wohle der Schweiz. Er war aber 
auch nicht einverftanden mit dem Stürmen und Gemwaltwefen der 
»Volksbündler“e, die fo eben die verdiente Strafe für ihren Wahn- 
finn empfangen. Er wollte Erreihung der radikalen Zwecke durch 
die verfaffungs- und bundesgemäßen Organe. Man konnte ihn 
das Haupt der legal:radifalen, im Gegenfat der brutalsradifalen 
Partei nennen; feine Fraktion der Gefammtpartei war der Hof- 
faat derfelben. Furrer's gemefjenes Wefen war für foldje Stellung 
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wie gemacht. Als eigenthümlich in einer Demokratie erſcheint, daß 
die Stadt Winterthur dem neuen Amtsbürgermeiſter von Zürich 
eine Gehaltszulage aus der Gemeindekaſſe zuwendete, die auch 
angenommen wurde. Dem neuen Tagſatzungspräſidenten hatte 
der Große Rath den noch jüngeren Dr. Alfred Eſcher als dritten 
Geſandten beigegeben. 

Als die Wiedereröffnung der Tagſatzung herannahte, war 
Zürich in Gefahr, das Gaſtrecht, Völkerrecht und Bundesrecht 
zugleich in feiner eigenen Hauptftadt verlegt zu ſehen; ed herrſchte 
in der Bevölferung gegen die Gefandtfchaft von Quzern eine über: 
aus gereiste Stimmung, die auf dem Punkt war, in thatfächliche 
Beihimpfung auszubrechen. VBorforglich hatte die Regierung in- 
deffen eine Kompagnie Infanterie zum Schutze ber Tagfapung 
aufgeboten und in der PBerfon des Oberſtlieutenants Schultheß 
ein Platzkommando beftellt. Die Eröffnungdrede Furrer's war 
furz und parteilos zugleich. Er gedachte des Freifchaaren-Einfalls, 
er erinnerte, daß ein furchtbares Gericht die Verblendeten erreicht, 
groß der Sammer der Hinterbliebenen, noch größer die gegenfei- 
tige Erbitterung im Baterlande fei, empfahl der Bundesbehörde, 
vor Allem zu erwägen, was den Frieden im Daterlande wieder 
herbeiführen und die Achtung des Auslandes für die Schweiz 
erhalten möge. Ausdrüdlich fepte er bei, daß die Perfonalverän- 
derungen in der vorörtlichen Behörde feinerlei Einfluß auf An— 
fichten und Inftruftion des Standes Zürich geübt hätten. Be— 
redter ald Furrer war der Anblid der Tagfagung. Auf dem 
Stuhle Bern’d vermißte man den ftolzen Schultheiß Neuhaus, 
der zwei Wochen zuvor den Miniftern mächtiger Reiche den Hand- 
ſchuh hingeworfen hatte. Druey war frank zu Haufe geblieben. 
Die Gefandten von Solothurn, Bafelland, Aargau, Thurgau, 
mit einigem Anhang, faßen ſtumm oder furzfylbig in ihren Fau— 
teuile. Es ſah aus, als hätte jeder eine Tafel an der Bruft, auf 
welcher gefchrieben: „hr habt gewußt, was im Schilde geführt 
worden; hr habt e8 geläugnet, nicht verhindert; Ihr feid Haupt-, 
nicht bloß Mitjchuldige am verübten Frevel!" Aengſtlich hafteten 
ihre Erwartungen auf der Thätigfeit des Kommiffärs Näff, von 
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dem fie wenigftend mildernded Einfchreiten für die Dpfer des 
Landfriedenäbruches erwarteten. * Vom Vororte wurde über die 
jüngften Ereigniffe Bericht erftattet, dann zunächft die „Berathung 
der Maßnahmen für Aufrechthaltung der Ordnung und Wieder 
berftellung des Landfriedend® auf die Tagesordnung genommen. 
Gefandte von Luzern waren wieder Siegwart und Bernhard 
Meyer. Jener ließ Namens feined Standes die Sprache der Ent- 
rüftung vernehmen; nachdem er ded Verhaltens der Tagſatzung 

und der gegnerifchen Kantondregierungen, dann des errungenen 
Sieges in furzen Worten gedacht, ſprach er alfo: „Der Sieg 
wurde durch feine Graufamfeiten befledt; nicht ein Einziger, wel- 
cher um Gnade bat, wurde getödtet. Diefen vollftändigen Sieg 
verdanfte Quzern feinem getreuen Volk, den Bundesgenoffen von 
Unterwalden, Zug und Uri, der gefchicten Leitung des Truppen- 
fommandanten, und zuerft und zulegt dem allmächtigen Gott, 
welcher es in der Gefahr fichtbar beſchützt hat! Mit tiefem 
Schmerz wendet der Gefandte feinen Blid von einem treuen 
Bolf auf treulofe Regierungen, auf meineidige Bundesbrüder, 
auf die Werfftätten des Verrathes. Ein Blid auf die gefangenen 
Horden in den Kirchen von Quzern überzeugt Einen fofort , daß 
fie zum großen Theil aus fremdem Gefindel und dem Abfhaum 
der fchmeizerifchen Bevölferung beftehen. Der Gefandte muß aber 
reden von den Regierungen, melde foldhe Horden unter ihren 
Milizoffizieren fich organifiren liegen. Es ſtehen ald fprechende 
Zeugen diefer Zulaffung und Begünftigung in Quzern die Kano— 
nen von Yargau, es ftehen im Sonnenglanze zwei neue Geſchütze 
von Bafelland, eined von Solothurn und fogar eined von Bern, 
welches mit feinen 40,000 Bajonneten nicht ftarf genug war, 
eine feiner Kanonen zu ſchützen!“ Hierauf Hinweifung auf die 
befannten Offiziere, Militär- und Civilbeamten, die an der Spitze 


* „Auf der Tagfakung waren anfänglich die Radifalen wie zufammenge: 
wettert;“ jo fchrieb dem Verfaffer ein vertrauter und in politifchen Dingen 
Iharffichtiger Korreipondent. Andere Augenzeugen bemerkten, daß die Beftürzung 
der Gejandten der Freifchaarenkantone nur fo lange gedauert habe, bis fie wuß⸗ 
ten, daß fein einziger Mann von höherer Stellung geblieben. 
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der Freifchaaren geftanden. Dann fährt der Luzerner Schultheiß 
fort: „Eine Menge aufgefangener Schriften bemeifen die Konni- 
venz der obrigkfeitlihen Behörden. Doc, genug der Beweife. Die 
Negierungen tragen die Schuld des Tandfriedensbruches und hafs 
ten für die Folgen. Luzern ftellt daher folgende Begehren: 
1. Entfernung der Luzerner Flüchtlinge von feinen Grenzen; 
2. Entwaffnung der Freifchaaren, wo fie fich finden, durch Be— 
fehl der Tagſatzung; 3. daß zunächſt Aargau und Bafelland für 
die feit dem Dezember v. J. dem Kanton Luzern verurfachten 
Koften und Schaden zu haften haben; 4. Genugthuung durch die 
gleichen Kantone, nebft Solothurn und Bern, für die verübten 
Gebietöverlegungen durch Freifchaaren von dort her. Solchen For—⸗ 
derungen gegenüber‘ fprachen andere Kantone, die Schuldigften 
voraus, für die Nothiwendigfeit baldiger Amneftie; die Unterlafs 
fung einer folchen fei eine Hauptquelle des Gefchehenen. Aargau 
wagte eine Nechifertigung gegen die Befchuldigungen Luzern’s 
nicht und verwies zu diefem Behuf auf feine zahlreichen Schrei: 
ben; es fer nicht wohlgethan, in der Wunde zu mwühlen, der lin— 
dernde Balfam das Befte. Das war die füße Sprache feined Ges 
fandten, des Regierungsraths Wieland. Bemerkenswerth war das 
Botum von Bafel-Stadt. Den Aeußerungen entgegen, welche alle 
Schuld auf die Tagfagung felbft warfen, die feinen entfprechen- 
den Beichluß gegen die Sefuiten gefaßt habe, antwortete Bafel: 
hätte man einen billigen Beihluß in der Jefuiten-Angelegenheit 
gewollt, fo wäre ein folcher erhältlich gewefen, und hätte man 
gegen die Freifchaaren einfchreiten wollen, fo hätte man es eben- 
falld gekonnt. Wolle man jest endlich Ordnung ſchaffen, fo ge- 
{hehe es nicht durch verlegende Aufforderungen an Luzern zu 
einer allgemeinen Amneftie, fondern dur Erlaffung ftrenger Bes 
fchlüffe gegen weiteres Auficeten von Freifchaaren. In ähnlichem 
Geift warf St. Gallen die Schuld der Ereigniffe auf die Unbot- 
mäßigfeit gegen verfaffungdmäßige Regierungdgewalt, auf anar- 
hifche und gefeglofe Thätigkeit, welche zur Einmiſchung bewaff- 
neter Schaaren in die Angelegenheiten eined andern Kantond 
geführt; um fo unfchidlicher fei Drängen gegen Luzern, welchem 
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Kanton man Zeit Taffen folle, in der Amneftiefrage das Geeig- 
nete zu befchließen, vollends ein vereinzelted Drängen gegen die— 
fen Kanton, während andere feit Jahren her mit ähnlichen Zur 
muthungen verfchont worden; überhaupt möge eine Einladung 
zur Amneftie-Ertheilung fchidlih nur dann Platz finden, wenn 
fie an alle betroffenen Kantone erlaffen werde, alfo nicht bloß an 
Luzern allein, fondern auch an alle übrigen Kantone, in welchen 
politifhe Prozeife an der Tagesordnung gewefen (gemeint waren 
Teffin, Aargau und Wallis). Die Tagſatzung erwählte eine Kom- 
mifftion zur ‘Borberathung, in welche neben Furrer, Weber (von 
Bern), Kern und Blumer (Ddiefer von Glarus), dann die wefent- 
lich verfchieden gefinnten Schmid von Uri, Calame von Neuenburg 
und J. 5. Müller von St. Gallen gewählt wurden. Gegen ſchroffe 
Einfeitigfeit Tag hierin ein Gegengewicht. Ein noch ftärferes fand 
fih in dem günftigen Bericht, den der Kommiffär Näff über die 
Behandlung der gefangenen Freifchäärler in Quzern erflattete, an 
welcher er auch vom Standpunkt der firengften Humanität nichts 
auszufegen gefunden hatte. Die Kommiffion umfaßte mit ihren 
Berathungen alle Hauptfragen der Zeitlage, doc mit Ausnahme 
jener der Jeſuiten; dem thurgauifchen Gefandten Kern war ed 
befchieden, hierbei der eifrigfie Gegner Luzern's und der gemand- 
tefte Berfechter aller Ssntereffen Derjenigen zu fein, welche fih an 
der bundesmäßigen Drdnung im Baterlande fo fchwer vergangen 
hatten. 

Während in Zürich alfo berathichlagt wurde, war das bes 
trächtliche eidgenöffifhe Heer aufgeftellt worden. Es beſetzte die 
Grenzen der Nachbarkantone Luzern's, befonderd jene von Aar— 
gau und Bern. Kommifjär Näff eilte nad Luzern, empfahl Scho- 
nung gegen die gefangenen Luzerner überhaupt *, verwendete ſich 
insbefondere, daß fein Bluturtheil gegen Steiger erlaffen werde, 
zog Erfundigung ein über Behandlung der Luzerner ſowohl als 


* Nicht immer zur Zufriedenheit der Luzerner: im Regierungsratb empfahl 
er die Anmeftie in Formen und Ausdrüden, welche jelbft die mäßiger gefinnten 
Mitglieder nicht paffend fanden und zum Murren veranlaßten. 
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der Gefangenen aus andern Kantonen, fo wie über jene der Ber- 
wundeten, überzeugte ſich namentlich in legtern Beziehungen, daß 
Luzern dießfalld Feine Vorwürfe verdiene, in Folge deffen er dann 
den fchon erwähnten günftigen Bericht an die Tagſatzung erftat« 
tete; — er verficherte fih, daß wegen Zufammenrottung neuer 
Freifchaaren nichts weiter zu beforgen fei. Nach diefen erſten 
Schritten eilte er nach Zürich zurüd, um dort an den Verhand— 
lungen der Tagſatzung und an deren Schlußnahmen als erfter 
Gefandter von St. Gallen Theil zu nehmen. Wenige Tage nach— 
ber (12, April) faßte der Große Rath von Quzern verfchiedene 
auf das Schickſal der Gefangenen bezüglihe Schlußnahmen: er 
beauftragte die Regierung, Anordnung zu treffen, daß mit Aus- 
nahme der Chefs, Haupt: und Nottenführer, ausländifche Frei— 
fchäärler mit Beförderung dur ftrafrichterliched Urtheil aus der 
Eidgenoffenfchaft verbannt werden; junge Leute unter 20 Jahren 
feien fofort gegen angemefjene Vergütung der Berpflegungsfoften 
auszuliefern; bezüglich der gefangenen Freifchäärler aus andern 
Kantonen — mit Ausnahme der fchon erwähnten Führer, welche 
nach dem Gefeg gegen die Freiſchaaren beurtheilt werden follen — 
gab er Vollmacht, mit den Regierungen der Heimatkantone, falls 
fie e8 wünfchen, einen Loslafjungsvertrag zu unterhandeln, doch 
gegen genügende Garantien für Berhinderung eines fünftigen 
Landfriedensbruches und vollftändige Tilgung aller dem Kanton 
Luzern durch den Freifchaaren-Unfug erwachfenen Koften; falld 
ein folcher Vertrag nicht zu Stande fäme, behielt ſich der Große 
Rath in allen Beziehungen die weitern Verfügungen vor. Wegen 
der betheiligten Kantonsangehörigen von Quzern verordnete er 
Einleitung an den zuftändigen Richter zur Beurtheilung nach den 
ordentlichen Strafgefegen, unter Zuficherung, auf Anfuchen hin Bes 
gnadigung eintreten zu laffen, — wieder mit Ausnahme der Führer, 
gegen welche das befondere Freifchaarengefeb in Anmwendung zu 
treten babe. 

In ſolcher Weife verfügte Quzern aus eigenem Antrieb, nad) 
den Umftänden milde genug, und feinesfalld ftrenger, ald es un- 
ter gleichen Verhältniffen andere Kantone geihan haben würden, 


* 
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Um ſo weniger wollte es ſich Eingriffe in ſouveräne Befugniſſe 
wegen der Amneſtie ſeitens der Tagſatzung gefallen laſſen. Das 
Letztere begriff am Beſten der eidgenöſſiſche Kommiſſär ſelbſt, der 
in Luzern perſönliche Eindrücke empfangen hatte, welchen andere 
Mitglieder der Tagfagung fremd blieben. Auf feine Empfehlung 
und Verwendung ergab fi) eine Mehrheit von zwölf Standes- 
fimmen, welche fich auf eine dringende Empfehlung an den Kan: 
ton Luzern befchränften: bezüglich der Dezember: und April-Er- 
eigniffe Amneftie oder Begnadigung zu erkennen, allfällige To— 
desurtheile aber nicht vollftreden zu laffen, während anfänglich 
eine Anzahl Kantone zu gleihem Zwed eine „Einladung® an 
Luzern erlaffen wollten. Nah damaligem Sprachgebrauch wäre 
das Letztere einem verbindlichen Befehle gleich zu halten gemefen. 
Ebenfo mußte der von der Kommiffionsmehrheit ausgegangene 
Antrag, die Amneftie-Ertheilung durch zwei eidgenöffifche Kom— 
miffarien den Behörden Luzern's befonderd und mündlich zu em« 
pfehlen, al& mwiderwärtige und dem Zwede nur fchädliche Drän- 
gerei fallen gelaffen werden. Oberwähnte Schlußfaffung Fonnte 
Luzern freilich nicht verhindern, aber es war ganz in der Lage, 
der Mehrheit der Tagſatzung fchneidende Wahıheiten ind Geficht 
zu fagen: fei der gefaßte Beſchluß auch Fein Eingriff in feine 
Souveränetätsrechte, fo erfcheine er doch als unbillige Zumuthung, 
unbillig, weil derfelbe, im Gegenfaß zu dem gegen andere Stände 
gerichteten DBerfahren, unmittelbar nad) den vorgefallenen Ereig- 
niffen erlaffen worden; unbillig, indem er erlaffen wurde, während 
man allgemein wußte, daß fich der Große Rath bereitö mit Er- 
theilung einer Amneftie befchäftige; unbillig, weil man gegen Aar— 
gau und Teffin zu feinem ähnlichen Beſchluß fih veranlaßt ge— 
funden; unbillig, weil Fein Anfuchen der Gefangenen in Luzern 
vorlag, man aber feiner Zeit eine wirkliche Petition der Aargauer 
Katholiten um Erlaffung einer Amneftie von der Hand gewieſen 
habe; mehr als unbillig fand Luzern endlich, daß Teffin zu jenem 
Beſchluß ftimmte, während es fi) felbft jede ähnliche Zumuthung 
feitend der Tagſatzung verbat. 

War eine reglementarifche Mehrheit bei der Hand gewefen, 
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um Luzern der Amneſtie wegen dringende Räthe zu geben, und 
war vorangehend feinem Begehren um Internirung der Quzerner 
Flüchtlinge entfprochen worden, fo blieb diefer Kanton dagegen 
unbefriedigt in Hinficht feiner Klage auf Koftenerfa und Genug- 
thuung, obwohl Schultheiß Siegmwart in einer ausführlichen Rede 
vom 16. April die Verfhuldungen der vier betheiligten Kantone 
unmwiderleglih nachgemwiefen hatte. Die angefochtenen Stände hat» 
ten feine Neigung, fih als die Schuldigen anzuerfennen und 
vertheidigten fih, fo gut es gehen mochte, immerhin ſchwach; an« 
dere hatten noch Feine Inſtruktionen gegeben und zu foldhen aud) 
weder Luft noch beftimmte Beranlafjung gehabt; die Freunde Lu— 
zern’3 felbft, jo Schmid und Galame in der Kommijfion, wußten 
nur auf das eidgenöſſiſche Necht zu verweifen; fo blieb der Ges 
genftand für einmal auf ſich beruhen. Indeſſen hatte Luzern eine 
Pfandfchaft in der Hand, die es geltend machen fonnte, Auch ein 
Beichluß zur Entwaffnung der Freiſchaaren unterblieb. Ueberein- 
ftimmend mit der Kommilfion lehnten achtzehn Stände das von 
Aargau und Bern abermals verlangte Eintreten in die Jeſuiten— 
frage ab, die Einen für immer, die Mehreren für dießmal. Lu— 
zern’s Antrag, die Stabsoffiziere, welhe am Freifchaarenzug Theil 
genommen, Ochfenbein voran, aus dem eidgenöſſiſchen General- 
ftab zu ftreichen, wurde für die nächte ordentliche TZagfabung auf 
die Traftanden genommen. 

Noch mißlicher ald gegenüber von Luzern war die Stellung 
der Mehrheit der Stände in Bezug auf das Ausland, Mochte 
ein Einmifdhungsrecht der auswärtigen Mächte mit Berufung auf 
die Ereigniffe in der Schweiz völferrechtlich ein begründetes fein 
oder auch nicht: immerhin war ſchwer zu antworten auf die Kla— 
gen und Vorwürfe, die von den Kabineten ausgingen. Der fran- 
zöfifche Minifter des Auswärtigen, Guizot, hatte auf die erfte 
Note eine befchwichtigende Erwiederung feitens des Präfidenten 
der Tagſatzung, Mouffon, erhalten ; davon nahm er Veranlaffung, 
zwar in fehieflicheren Ausdrüden ald früher, aber neuerdings ta- 
delnd, auf die fehweren Unordnungen in der Schweiz zurückzu— 
fommen, wobei ihm die inzwifchen eingetretene Ummälzung von 
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Waadt reichlihen Stoff darbot (Note vom 25. März). Graf von 
Pontoid ward in Folge des zweiten Freifchaarenzuges beauftragt, 
diefe neue Depefche ebenfalls zur Kenntniß des Vorortöpräfidenten 
zu bringen. Sardinien fprah am 8. April, aufrichtige Rückkehr 
zu den Grundfäßen empfehlend, welche (mach feiner Anficht) die 
Ruhe der Eidgenoffenfhaft während langen Jahren begründet 
haben: nämtich Aufrechthaltung und Beachtung der Souveräne- 
tät der Kantone und Schuß der religiöfen Befenntniffe vor jeder 
Beeinträchtigung und DBerlegung. Gleichzeitig brachten felbit die 
befonnenften Blätter düftere Berichte von unausweihlichem Ein- 
rüden der Truppen auswärtiger Mächte im Falle neuer Konflikte, 
was, fo wenig begründet ed war, doch als Fingerzeig damaliger 
Volksſtimmung gelten kann. Nach kurzer Paufe traf eine preußifche 
Note vom 11. April ein; darin wurde gelagt und geklagt, daß 
der Befchluß der Tagſatzung gegen die Freiſchaaren ein todter 
Buchftabe geblieben und ein neues gehäffiges Attentat ausgeführt 
worden fei gegen ein Bundesglied, dem doch der Bundesverband 
zum Schilde gegen Angriffe hätte dienen follen, welche die öffent- 
liche Meinung Europa’d längft mit energifcher und einftimmiger 
Berwerfung Kebrandmarft habe. Dann wurde die angeblich in- 
ternationale Bedeutung ded Bundesvertraged ausgehoben und 
beigefügt: es fei unmöglich, die traurigen und unberechenbaren 
Folgen zu verfennen, welche die Vernichtung dieſes Bundeöver- 
trages nicht nur in den innern, fondern auch in den wölferrecht- 
lichen Verhältniffen der Schweiz nach fi ziehen müßte. Es war 
dieß die übliche eventuelle Auffündung der Anerkennung, falle 
die Schweiz ihre innere Bundeseinrichtung, namentlich gewaltfam, 
ändern würde. Dem Bürgermeifter Furrer wurden diefe neuen 
Noten, wie die frühern feinem Vorgänger, durch Verlefung und 
Abſchrift zur Kenntnig gebracht. Eine offizielle Erörterung fand 
nicht ftatt. Neuhaus, der inzwifchen von Bern her in die Tags 
fagung eingerüdt war, hielt diegmal das Schweigen für zeitges 
mäßer. Der Eindrud folder Noten wurde übrigens im Ausland 
überihägt; die Gefinnungen und Abfichten der radikalen Par- 
tei änderten fie nicht; bei manchen Anhängern der konſerva— 
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tiven Politik machten ſie Hoffnungen rege, die ſie beſſer bei ſich 
nicht hätten aufkommen laſſen. Aus der gleichzeitigen diploma— 
tiſchen Korreſpondenz zwiſchen den Höfen ging hervor, daß 
Frankreich in Berlin augenblidlih eine Konferenz der fünf 
Mächte in Antrag gebracht habe; es blich bei der bloßen Anre— 
gung; Preußen befchränfte fich auf jene Depefche, der öfterrei- 
chiſche Staatskanzler, Fürft von Metternich, erließ eine Berbalnote, 
die wefentlih beftimmt war, der Regierung von Luzern ald Be— 
glüdwünfhung zu dienen. England unterließ, neuerdings in den 
Bordergrund zu treten. 

Nah diefen Zwifchenhandlungen, im Laufe deren bereits die 
Hälfte der in Dienft geftandenen eidgenöffifchen Truppen ent- 
laſſen worden, mar die Tagſatzung am Schluß ihrer Berathun- 
gen angefommen; fie vertagte ſich (22. April) mit Bevollmäch— 
tigung des Vorortes, den Reſt jener Truppen ebenfalld zu ent- 
lafjen, nahdem im Laufe des Monats vergebliche Verſuche ges 
macht worden, auch die Luzerner Milizen mit jenen der Urkan— 
tone und von Zug unter das früher erwähnte eidgenöffifche 
Kommando zu bringen. m weitern bemächtigte die Tagſatzung 
den Borort, über Entlafjung des Kommifjariatd nad Ermeſſen 
zu verfügen (Hößli hatte fhon vorangehend die Entlaſſung ge— 
wünfcht und erhalten), auch nah Gutfinden neue Truppenaufges 
bote zu befchließen, falle es zu Behauptung des Landfriedens 
nöthig werden follte. Luzern, immerhin ſchwach befriediget durch 
die Ergebniffe der Tagfabung, gab zum Schluß eine Erklärung 
zu Protokoll, die durh Form und inhalt die Bedeutung eines 
neuen politifhen Manifeftes hat und als Deklaration der Rechte 
der Bundesgenoffen erfcheint. Diefe Urkunde erinnert im Eingang 
an den zweimaligen Landfriedensbruch durch bewaffnete reis 
ſchaaren aus mehreren Kantonen, an den Sieg der gefeplichen 
Drdnung über die Anarchie, welchen, nicht die Eidgenofjenfchaft, 
jondern die Treue des Quzerner Bolfes und feiner älteften Bun» 
desgenoffen unter Gottes Beiftand erfochten. Weiter heißt ed 
darin mwörtlih: „Die jüngften Ereignijfe zeigten deutlich, daß 
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die Schweiz in ihren Grundfeſten erſchüttert ſei, daß die Boll— 
werke ihres ruhigen freien Fortbeſtandes und ihres Gedeihens: 
Geſetzlichkeit, Gerechtigkeit und Treue, wanken.“ Luzern wolle die 
Bollwerke des ſchweizeriſchen Vaterlandes befeſtigen helfen; es 
findet ſie im Bundesvertrage von 1815, beruhend auf der Zu— 
ſtimmung aller 22 Kantone. Dieſes Band der Eidgenoſſen wolle 
Luzern heilig halten wie bisher. „Reißt dasſelbe, keine Kraft, 
kein Intereſſe, kein Gedanke, mögen ſie noch ſo ſtark, noch ſo 
tief, noch ſo erhaben ſein, werden die auseinander gefallenen Theile 
mehr weder zuſammenbinden noch zuſammenhalten.“ Folgt die 
Bezeichnung des Weſens der Kantonalſouveränetät. „Reine Mehr— 
heit der Stände ift befugt, etwas in den Bereich der Tagſatzung 
zu ziehen, was die innern Angelegenheiten der Kantone betrifft. 
hut fie ed dennoch, fo wandelt fie eine bundeswidrige, revolu- 
tionäre Bahn. Jeder Stand ift nicht nur berechtigt, er ift fogar 
verpflichtet, fich einer folhen Entſcheidung der Mehrheit und der 
Vollſtreckung derfelben nicht zu unterziehen. Vor Allem find uns 
abhängig von der Tagſatzung die Konfeffionen oder die Ange: 
legenheiten der Kirche und der Erziehung. Feder Eingriff in diefe 
ift eine Verletzung der Kantonalfouveränetät und fomit auch des 
Bundesvertrages; er ift zugleih die Quelle zerflörender Zwie— 
trat. So heilig ift das Gebiet des Glaubens, der Kirche und 
der Erziehung, daß Feine Macht befugt ift, fie anzutaften. Glaube, 
Kirhe und Erziehung müffen das Eigenthum und Heiligthum 
jeder Konfeffionsgenoffenfchaft fein, ohne flörende Einwirkung der 
einen Konfeffiondgenofjenfhaft auf die andere.“ Zum Schluß 
folgte endlich eine Stelle, in welcher der Pflicht der Tagſatzung 
gerufen wurde, den geftörten bundesgemäßen Rechtäzuftand, mit 
andern Worten, die gewaltfam aufgehobenen Klöfter in Aargau, 
wieder herzuftellen. Uri, Schwyz, Unterwalden, Wallis und 
Appenzell 3. R. ſchloſſen fi) der feierlichen Erklärung unbedingt 
an; Zug, Freiburg und Neuenburg fprachen fih in ähnlicher 
Weife aus, 

So war man vom Frieden entfernter denn je: Furrer mit 
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ſeinen Freunden hielt die Einmiſchung in die konfeſſionellen Rechte 
der Katholiken und die Entſcheidung daheriger Fragen durch die 
Tagſatzung auf Grund einer Stimmenmehrheit für erlaubt und 
mit dem Bundesvertrage verträglich, überhin für ein zur Pflege 
eidgenöſſiſcher Wohlfahrt nothwendiges Werk; Siegwart mit zahl— 
reichen Katholiken und einer proteſtantiſchen Minderheit ſah in 
ihr nichts Anderes und Beſſeres als Bundesbruch, revolutionäre 
Gewaltthat und den Ruin des Vaterlandes. Das ganze öffentliche 
Leben bewegte ſich um dieſen Streitpunkt. Der radikalen Partei 
galt die Niederlage der Freiſchaaren nicht etwa als Mahnung, 
zu den Grundſätzen des ſtrengen Rechtes zurückzukehren, ſondern 
als Erinnerung, daß es noth thue, die Sache klüger anzufaſſen. 
Bald werden die „legalen“ Freiſchaaren folgen, rief Steiger 
in St. Gallen ſchon im: April diefes Jahres, das heißt: die Trup— 
pen der Tagfagung werden durchführen, was Dchfenbein mit feis 
nen Rotten nicht vermochte. 

Geht man auf den äußern Gang der April-Tagſatzung zu— 
rüd, fo macht fie weniger ungünftigen Eindrud als die frühere. 
Durch die Umftände gezwungen, benahmen fid; die radifalen Ge- 
fandtfhaften weniger keck und gebieterifh ald vorangehend; Lu— 
zern und die fo oft verhöhnten Urfantone ihrerfeits hüteten fich 
vor Prahlerei, unmürdiger Schadenfreude oder verlegendem Hohn 
gegen die Unterlegenen; fie blieben troß ihres Sieges die Ber 
fcheideneren. Die Deklaration der Rechte, deren wir oben erwähn- 
ten, war fein Dofument der Anmaßung, fondern vielmehr ein 
in guten Treuen gegebenes Urtheil über die Pflichten Aller gegen 
Alle. Furrer erhielt, wie früher Siegwart, Anerkennung für ruhige 
und leidenfchaftlofe Zeitung der Verſammlung. 

Im Laufe Aprild entließ Quzern die Zuzüger aus den fatho- 
lichen Kantonen, jede Truppe mit einem Theil ded über die Frei— 
ſchaaren eroberten ſchweren Geſchützes ala Gefchenf für bewährte 
Treue, Jubelnd fehrte die Mannſchaft heim, mit Feftlichfeit wurde 
fie empfangen *; die ſchwachen Oppofitionen in den gleichen 

* So in Obwalden. Rede des Landammanns Franz Wirz an die heim— 


fehrende Mannfchaft am 18, April. Es wurden Ghrenmedaillen verheißen, 
Die Schweiz. II. 17 
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Kantonen mußten noch ſchweigſamer werden, als ſie es bisher 
geweſen. Als die legten kehrten die Bataillone von Schwyz zu⸗ 
rück, welche Wochen lang die Luzerner Grenze gegen Aargau ge— 
hütet hatten (3. Mai). Für die Rettung aus ſchwerem Drang 
hielt Luzern ein allgemeines kirchliches Dankfeſt; Obwalden ver— 
anſtaltete eine „allgemeine Landeswahlfahrt zur Grabſtätte des 
hochſeligen Landesvaterss (Anfangs Mai). Rührend und erhe— 
bend war die Theilnahme in den katholiſchen Gebieten der Schweiz 
für die Angegriffenen, die gefallenen Opfer und ihre Familien; 
auch die proteſtantiſchen Basler blieben nicht zurück. In Luzern 
bildeten ſich zwei Unterftüßungsfomite, dad eine von Gegnern, 
das andere von Freunden der Negierung. Reiche Gaben liefen 
an beide ein, befonderd an das Unterflüßungsfomite, welches un- 
ter Schultheiß Rüttimann beftand. Die anfehnlihen Summen, 
die ed empfing, waren den Befämpfern der Sreifchaaren gewid— 
met (mehr denn Fr. 50,000); was nicht für die Verwundeten 
und für die Familien der Gefallenen benöthigt war, wurde ver- 
theilt an die Haushaltungen der Milizen, welche am meiften in 
der ſchweren Zeit gelitten. 

Aargau und Bern mendeten ihre nächften Sorgen den ger 
fangenen Freifchäärlern zu. Bon Yarau her wurden Oberrichter 
Hürner und Stadtammann Feer, von Bern der Regierungsrath 
Aubry ald Vertrauensperfonen nach Quzern entfendet, um für die 
Gefangenen um Milde und Schonung zu bitten. Das gefammte 
diplomatifche Korps: die Gefandten von Frankreich, Defterreich, 
Preußen, Rußland, England, Sardinien brachten der Regierung 
von Luzern, durch Beſuch bei dem Amtsfchultheißen, die Glück— 
wünfche dar zu dem errungenen Sieg, überzeugten fich durch per— 
fönlihe Gänge von der milden Behandlung der Gefangenen, 
nahmen Augenfchein von den Kampfplägen des 31. März und 
1. April, und freuten fich der nunmehrigen Lage der Dinge, nicht 
weniger, als hätten fie felbft das Wefentlichfte dazu beigetragen. 
Zahlreiche Quzerner, 3 bis 4000 an Zahl, unter ihnen der fromme 


Soldzulagen bezahlt, die Offiziere gaftirt. Die Vertheilung der Medaillen ger 
ſchah fpäter, im Oktober, 
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und entfchloffene Großrath Leu, machten um gleiche Zeit, in danf- 
barer Gefinnung für die Errettung aus ſchwerer Gefahr, einen 
Pilgerzug nach Einfiedeln. 

Mährend folher Vorgänge in den Waldftätten grinste die 
politifche Leidenfchaft in andern Gebieten der Schweiz. Wie überall 
fo herrſchte auch in Genf zur Zeit des Freifchaarenzuges die höchfte 
Spannung auf den Ausgang. „Luzern ift genommen“, fo mel- 
dete ein Poſtkondukteur. Wie ein Lauffeuer ging die Nachricht 
von Mund zu Mund. Waadtländer Sendlinge brachten fofort die 
Bildung einer Freifchaar in Antrag; darauf Verſammlang aur 
Paquis (Borftadt) am 3. April, an welcher fich jedoch nur fehr 
wenige Genfer, dagegen fämmtliche Mitglieder des Grütlivereing, 
MWaadtländer, Neuenburger und Deutfche, betheiligten. Aus dies 
fer Maffe nun hörte man bald den Ruf: „Nieder mit der Re- 
gierung! auf das Rathhaus load! Ohne Verzug erhielt man in 
der Stadt Kunde von der Gefahr, und ließ das Rathhaus von 
der Bürgerwache befeßen; eine wilde Maſſe wälzte ſich heran, 
ließ e8 aber bei dem Toben bewenden, ald der obrigfeitliche Ernft 
ſich ftärfer vernehmen ließ als erwartet worden war. Die Tumul— 
tuanten verliefen fih, und einen neuen Freifchaarenzug verhin- 
derte die baldige Aufklärung über den wirklichen Ausgang in Lu— 
zern. Nicht zu zweifeln ift, daB, falld Luzern durch Steiger und 
Dihfenbein genommen worden wäre, ein Strom von Bewaffne- 
ten aus dem MWaadtland mit Reißluftigen aus Genf fih über 
Wallis ergofien hätte, um Rache zu nehmen für die Niederlage 
am Trient. Aufregung im umgekehrten Sinn herrfchte in den 
Zhälern Graubündend: auf die Nachricht von der Niederlage der 
Sreifchaaren trat beinahe allgemeine Beftürzung in Chur ein, nur 
Wenige lächelten verftohlen; das vorörtliche Truppenaufgebot gab 
Anlaß zu Gerüchten in den meift Fatholifhen Thälern, zumal in 
DOberhalbftein und im Oberland, daß die eidgenöffiichen Truppen 
gegen Luzern beftimmt feienz man fpradh von bevorftehender 
Widerfeglichkeit der Katholifen, dann von willfürlicher Bewaff— 
nung in reformirten Landesgegenden zur Gegenwehr. Der Kleine 
Rath fandte zur Erfundigung und Beruhigung je zwei Kommif- 

17 * 
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ſarien nach Oberhalbſtein und in das Oberland ab. Nächſt der 
Aargauiſchen war keine andere Regierung von dem Rückſchlag 
der Freiſchaaren-Niederlage in ſo hohem Maße betroffen, als jene 
von Bern. Unter ihren Augen und unter dem Schutz ihres treu— 
loſen Zuſehens und Gewährens war die Agitation groß gewach— 
ſen, waren Hunderte von Bürgern in das ſchwerſte Unglück ge— 
führt worden; reich war die Erndte von Verwünſchungen, die ſie 
trafen, und auch die ernſthafteſten Maßnahmen vermochten nicht 
mehr, die Mackel zu tilgen, welche fie ſelbſt ſich aufgedrückt, eben 
fo wenig ihr früheres Anſehen herzuſtellen. Maßnahmen der er— 
wähnten Art ergriff ſie jetzt: ſie ſtellte alle Staatsbeamteten, welche 
bei dem Freiſchaarenzug betheiliget geweſen, in ihren Verrichtun— 
gen ein, mit Feſtſetzung kurzer Friſt zur Verantwortung; ja ſelbſt 
von Abberufung der gleichmäßig betroffenen Offiziere war die 
Rede gewefen, ohne daß fie jedoch durchgeführt wurde. Es wur— 
den die Regierungsftatthalter beauftragt, gegen neue Berfuche zu 
Bildung von Freifhaaren einzufchreiten und die übrigen Beam: 
teten zu eigenem guten Beifpiele zu ermahnen. Gleichzeitig rich- 
tete der Negierungdrath die Aufmerffamfeit auf die Preſſe, die 
allerdingd im Kanton Bern wie in Yargau einen unfäglichen 
Grad von Zügellofigfeit erreicht hatte. Die amtlichen Preßprozeſſe 
wurden von nun an fo häufig, ald fie früher felten geweſen, ers 
ftered mit Recht. Blöſch, mit den Gebrechen der Staatöverwaltung 
und der öffentlichen Zuftände genau vertraut, jo wie mit der 
nöthigen Unbefangenheit ausgeftattet, folche anzuerkennen, erklärte 
öffentlich im Großen Rath, bei Anlaß einer Verhandlung über 
den Gegenftand: die Zerrüttung im Gemeinweſen babe ihre vor- 
züglichen Urfachen in der Hochſchule und in der öffentlichen Preffe. 
Beide Anftalten waren wirklich die Pflanzftätte und Fabrik aller poli- 
tifhen Ausſchweifungen. Das ſchien nun die Regierung nicht nur 
zu erkennen, fondern auch gut machen zu wollen, denn neben der. 
gerichtlichen Verfolgung der wühlerifchen und revolutionären Preffe 
legte fie Hand felbft an das Perfonale der Hochſchule. Deren 
politifch am höchſten Gefeierten, den Profeffor Wilhelm Snell, 
entfegte fie mit Berufung auf feine Trunkſucht und daherige 
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fhädliche Einwirkung auf die Moralität der akademiſchen Jugend, 
in Wahrheit aber nicht bloß deßhalb, fondern mweil er Anarchie 
und Revolution geprediget *; vorangehend hatte Profeffor Stettler 
noch fürzeren Prozeß gemacht und fich mit der ihm eigenen Ent- 
fhiedenheit gemweigert, neben ihm im Senat zu fißen. Für Snell 
folgten übrigens feitend der Studenten und amderer politifcher 
Jünger die üblihen Ehrenbezeugungen und Verwendungen; jene 
brachten ihren Fadelzug; eine Berfammlung im Gafthaus zum 
Bären, dem Hauptquartier der Freifchäärlerei, befchloß bei dem 
Großen Rath um Aufhebung der regierungsräthlichen Verfügung 
einzufommen und für Wilhelm Shell inzwifchen die erforderlichen 
Subfiftenzmittel zu fammeln. Die Regierung ließ ſich indeffen nicht 
‚abfchreden und verwies den herrfchfüchtigen Gelehrten polizeilich 
des Landes, worauf ſich derfelbe in feine neue Heimath, nad 
Bafelland, begab; dortiger Landrath war fpäter nahe daran, den 
Bertriebenen ald Gefandten an die Tagſatzung zu ſchicken, indem 
nur wenige Stimmen zur Wahl fehlten. Eben fo niederträchtig 
alde dumm maren die Mißhandlungen, welche an Quzernifchen 
Land» und Gemwerböleuten, die in den Kantonen Yargau, Solos 
thurn und Bern zu thun hatten, eben fo im Berner Oberland 
gegen Unterwaldner Marftleute, verübt worden find; kaum vers 
ging ein Markttag, an dem nicht Gewaltthaten gegen diefe uns 
Ihuldigen Einzelnen begangen wurden. Das Stärkfte in diefem 
Fach war die Brandlegung an einem für ordentliche Fuhre von 
Luzern nad) Bern verwendeten Güterwagen in Höchitetten. Ueber 
Schandthaten diefer Art Hagten etwa die befferen Zeitungen, aber 
an ftrenge Juſtiz gegen die Frevler war nicht zu denfen. ** Die 
Gefhichte müßte Folianten fchreiben, wollte fie die zahllofen, in 
diefer Zeit der Zerrüttung der öffentlihen Ordnung unter allen 
Formen an PBerfonen und Eigenthum verübten Beeinträchtigun« 


* Wilhelm Snell hatte auch den Fehler begangen, auf die Lifte einer 
neuen Regierung den Schultheis Neuhaus erft als das vierte Mitglied zu 
ſetzen. 

x* Jener Fall in Höchſtetten ging ſtraflos durch; Ehren halber reichte die 
Regierung dem Fuhrmann eine Entſchädigung von Fr. 600. 
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gen der Rechtöficherheit erzählen. Wenn die ſchwerſte Miffethat 
in einem Staatenbunde möglich gemwefen, der bewaffnete Angriff 
unberufener Banden in großem Mapftab gegen ein Bundesglied 
in Widerſpruch felbit mit einem Beichluß der oberften Bundes- 
behörde, fonnten rachſüchtige Gewaltthaten Einzelner fein befon- 
dered Aufſehen mehr mweden. 

Die Ausgleihung der nächften Folgen jener Miffethat Tiefen 
fih die Behörden allfeitig angelegen fein. Luzern hatte ein hohes 
Sintereffe, der Gefangenen recht bald entledigt zu werden, ein 
gleiches, fich bei diefem Anlaß für feine außerordentlichen Kriegs- 
foften bezahlt zu machen. Die Regierungen der fhuldigen Kan— 
tone hatten eine moralifche Pflicht, ihren gefangenen Angehörigen 
fo fchnell als möglich wieder zur Freiheit zu verhelfen, weil fie 
von dem Vorwurf keineswegs freigefprochen werden konnten, das 
Unglüd derfelben weſentlich mitverfchuldet zu haben. Die Bun 
desbehörden endlich, und für fie deren Beauftragte, mußten im 
Intereffe der Beruhigung der öffentlihen Zuftände mwünfchen, 
Alles in das ordentliche Geleiſe zurüdzubringen, abgeſehen von 
den politifchen Sympathien, welche mehr den Gefangenen ala 
der Regierung von Luzern zugewendet waren. Deßhalb entfendete 
Bern zur Unterhandlung eines Losfaufsvertraged als genehme 
Perfonen den Alt-Landammann Blöfh nebft dem fhon genannten 
Aubry nach Luzern, Aargau den Bezirfdamtmann v. Schmiel und 
Großrathspräfident Jäger, Solothurn den Regierungsrath Reinert, 
der gewöhnlich mit Rath und That bei der Hand fein mußte, 
wenn Munzinger und feine Freunde fih in Berlegenheit gerannt 
hatten; Bafelland feinen Stephan Gutzwiller. Die Wortführer 
Luzern's forderten zuerft eine Million Schweizerfranken; fo hoch 
nämlih wären, nad ihrer Ausfage, die Ausgaben von Luzern 
und feiner Bundesbrüder anzufchlagen. Der Drang der Umftände 
mehr, als die Dazmwifchenfunft des Kommiſſärs Näff, der nament⸗ 
lich das Vertrauen Luzern’d nicht befaß, führte zur Ausgleichung: 
denn diefem Kanton waren die Gefangenen eine fchwere Laft, für 
feine Gegner war deren fihnelle Befreiung eine Eriftenzfrage. So 
entjtand bald ein Auslöfungsvertrag, wefentlih folgenden In— 
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haltes: 1. Luzern gibt volftändige Amneftie allen bei den zwei 
Freifchaarenzügen Betheiligten aus andern Kantonen; 2. für diefe 
Betheiligten und indbefondere für die Gefangenen wird eine Aus— 
löfungsfumme von 350,000 Franken an Quzern bezahlt; 3. an 
diefe Summe find für die Angehörigen von Bern 70,000, für 
jene von Solothurn 20,000, für jene von Bafelland 35,000, 
für jene von Aargau 200,000, für jene aus den andern Kan— 
tonen zufammen 25,000 zu entrichten; 4. da für diefe lebte Ab- 
theilung Wreifchäärler Fein Repräfentant erfchienen ift (Zürich, 
Glarus, Schaffhaufen hatten feine Luft dazu gefühlt), fo garan— 
tiren die Abgeordneten von Bern und Conforten au die Be— 
zahlung jener Summe von 25,000 Fr. 5. die Tagfakung wird 
angegangen, die für die Hülfstruppen von Uri, Schwyz, Unter- 
walden und Zug erlaufenen Koften nad dem eidgenöffifchen Be— 
foldungsfuße im Betrage von 130 bis 150,000 Franken aus 
den eidgenöſſiſchen Kriegsfonds zu bezahlen. 6. Bleibt die Zu- 
flimmung für die Gefangenen eined Kantons nad) Ziffer 3 aus, 
fo ift Luzern berechtiget, nebft der ausgemittelten Auslöfungs- 
fumme vom 1. Mai an täglih 1 Fr. für den Mann in Anrech- 
nung zu bringen (23. April). * Der Große Rath von Bern ges 
nehmigte diefen Vertrag wenige Tage nachher und befhloß auch 
feinerfeit8 nun allgemeine Amneftie bezüglich des Freifchaaren- 
zuges, womit entgegenfiehende Maßnahmen des Regierungsrathes, 
darunter auch der Einftellungsbefchluß gegen die Beamten, ihr 
Ende erreichten; fortgefegte drohende Haltung der Freifchäärler- 
partei gegen die Negierung zählte mit unter den beflimmenden 
Einflüffen. Bei diefem Anlaß hatte Blöfch das erwähnte ungün- 
ftige Urtheil über die bernerifchen Zuftände ausgefprochen. Die 
Regierung von Yargau mahnte zu allgemeiner Privatunterzeich- 
nung durch Proflama vom 25. April, worin zugegeben ward, 


* Bor Empfang der Loskaufsſummen hatte Yuzern Geldbedarf; es wen⸗ 
dete fich dephalb unter Andern an den Staatöratb von Neuenburg zur Bethei- 
ligung bei dem Anleihen; derfelbe antwortete für fich ablehnend, ſetzte aber trö— 
ftend hinzu, daß er mit Vergnügen die Betheiligung feitens der Angehörigen 
fehen werde, Das Anleihen kam dann ohne Neuenburger Hülfe zu Stande. 
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daß die Gefangenen feiner Zeit „aus eigener Wahl, vor dem 
äußern Recht nicht beftehende Wege befchritten hätten.“ Die Bes 
rufung auf diefed „äußere“ Recht febt die Anerkennung eines ab- 
mweichenden „innern“ Rechtes voraus, mit andern Worten die 
Willkür jedes Einzelnen, und dieſe verfchrobene Rechtslehre ift 
e8, welche den Kanton und feine Mitbürger in das ſchwere Un— 
glüd von damals geworfen hatten. Der Große Rath genehmigte 
in außerordentlicher Sitzung den Auslöfungsvertrag, bezahlte das 
Yargauer Betreffniß von 200,000 Franken aus der Staatskaſſe, 
und that endlich, erichüttert durch den Gang der Ereigniffe, was 
er feit langen vier Jahren im Partei-Starrfin gegen alle Bitten 
und Vorftellungen abgelehnt hatte: er fprach allgemeine Amneftie 
aus für alle bei dem Aufftand von 1841 Betheiligtenz die zahl: 
reichen Todes- und andere Strafurtheile, die in Folge desfelben 
gefällt worden, verloren dadurch ihre rechtliche Wirkfamfeit, und 
eine bedeutende Zahl Unglücdlicher, die lange Jahre außer dem 
Kanton in Verbannung gelebt hatten, konnte nun zurüdfehren 
an den heimathlichen Heerd. Auch für die gefangenen Luzerner 
war diefer Vorgang von Bedeutung; ihre politifhen Freunde 
hegten die Anfiht, daß die Aargauer Amneftie wefentlich geeig- 
net fei, eine foldhe auch in Luzern zu fördern, und hatten daher 
jene zu folhem Zwede empfohlen. Allgemeine Befriedigung er- 
zeugte der Nargauifche Amneftie-Befhluß noch nicht: Grundfäße 
und Perfonale der Regierung waren fich gleich geblieben, die Stel- 
fung und die Nechte der Katholiken nach wie vor nicht gefichert, 
wie viele derfelben erachteten. Daher trat Schleuniger in einer 
folgenden Sigung des Großen Rathes auf (6. Mai), fchilderte 
in ausführlich motivirter Rede die Verwerflichkeit der biöherigen 
Negierungspolitif, die nicht in der Verfaſſung, fondern allein in 
den Perfonen ihren Sitz habe; die nadhtheiligen Folgen für die 
Zufunft abzuwenden, fei nur ein Mittel genügend: daß die Mit- 
glieder des Kleinen Rathes nebft Seminardireftor Keller abtreten 
und ihre Stellen Männern von anderen Gefinnungen und Grund— 
fäßen einräumen; auch der Große Rath habe fich einer ſchweren 
Mitſchuld theilhaftig gemacht, darum follte auch er fein Mandat 
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in die Hände des Volkes niederlegen. Keller und FreisHerofee fan- 
fen ſich getroffen; Waller blieb ftumm, die Anregung Schleunis 
ger's refultatlos, weil fie weder von Andern aufgegriffen und 
unterftüßt, noch von ihm felbft in gehöriger Form eingebracht 
worden war. Die Repräfentanten der Fatholifchen Bezirke ließen 
indeffen die Angelegenheit nicht liegen. Bald nach jener Berhand- 
lung verlangten fünfundzwanzig Großräthe diefer Konfeffion eine 
außerordentlihe Wiederverfammlung des Großen Rathes. Schleu- 
niger faßte bei Anlaß derfelben feinen Plan neuerdings auf, zeich- 
nete mit einer feltenen Beredtfamkeit die entfegliche Lage des 
Landes, den Fanatismus in der reformirten Bevölkerung, die 
Ichauderhaften Folgen desfelben in einer Reihe von Mißhandlun- 
gen der Fatholifchen Bürger, nicht bloß aus dem Freienamt, ſon⸗ 
dern auch aus den übrigen fatholifchen Bezirken, bei ihrem Markt- 
und fonftigen Verkehr in dem andern Landestheil, die Unfähig- 
feit und Willenlofigkeit der Regierung, den Freveln zu fleuern 
und eine wahre Gefetlichkeit herzuftellen, ihre innigfte, ja unauf- 
lösbare Brüderfchaft mit der Partei des Freiſchaarenthums, der 
Gewalt und Anarchie, ihre eingefleifchte Feindfhaft gegenüber 
der doch verfaffungsmäßig garantirten Fatholifchen Kirche, mit 
einem Wort ihre ganze politifche Sündhaftigfeit und ihre Ver— 
fommenheit unter dem glänzenden Aushängefhild der Kultur und 
des Fortfchritteg; — er ftellte dar, wie ein längeres Zufammen- 
leben der Bevölferungen beider Konfeffionen nur unter dem Bes 
dinge möglih, daß eine unparteiifche Regierung fürder dem 
Lande vorftehe, die doch wohl zu finden fein dürfte. Er fchien 
jelbft die Zufammenfegung einer folhen ald möglich zu erachten, 
indem er darauf hindeutete, daß die wahre und wirkliche Gefin- 
nung vieler Proteftanten mit ihrer Handlungsmweife doch in Wider: 
fpruch fei; er erinnerte nämlich, wie in der Klofterfrage, im Kampf 
gegen Wallis und Luzern, in der Jeſuiten- und Freifchaarenfache 
zwar fein Proteftant mit den Katholiken geftimmt habe; aber 
mehr ald einmal fei ihm begegnet, daß ihn nach der Sitzung re- 
formirte Mitglieder des Großen Rathes treuherzig gegrüßt und 
ihm gefagt hätten: „Wir fühlen es freilich wohl, daß Sie recht 


— 266 — 


haben; aber wir müſſen halt doch auch mit den Unſern ſtimmen.“ 
„Wird ſich nicht ein reformirtes Mitglied ermannen?* fo rief 
er nun aus. Am Schluß der Rede, und gewißiget durch die Er- 
folglofigfeit feines frühern Vortrages, fchloß er nun diefen mit 
dem förmlichen Antrag: daß fofort die Urwahlen angeordnet, ein 
neuer Großer Rath und Kleiner Rath gewählt werden. * Diefer 
Antrag war um fünfzig Tage verfpätet; die Reformirten blieben 
barthörig wie immer; mit 147 gegen 48 Stimmen fhritt die 
Berfammlung zur Tagesordnung. Ein milderer Antrag von Dr. 
Fahrländer, die Trage über Eonfeffionelle Trennung und damit 
Verwandte, woran dem fatholifhen Volk am meiften gelegen 
war, einer näheren Prüfung zu unterftellen, erhielt nur 50 Stim- 
men: ed war Alles verfpätet, der gute Augenblid verpaßt, denn 
die Gefahr für die herrfchende Partei war vorüber, das Löfegeld 
von Staatöwegen bezahlt, die Gefangenen waren frei; ** unter 
folden Umftänden war für die Katholiken Feine Erleichterung 
ihrer politifchen Lage mehr zu gewinnen. Rothpleg war äußerlich 
glücliher: mach der Heimkehr aus dem Gefängniß zu Luzern 
überreichten ihm Abgeordnete von Zofingen und Aarburg eine 
Dankadreffe und einen „Ehrenfäbel®. Die zu diefer Zeit viel be- 
fprochene Krankheit Aargau's beftand darin, daß fich die Proteftanten 
zum Werkzeug einiger fatholifchen Radikalen hergegeben hatten. *** 

Während diefer Vorgänge in den Kantonen war der Bor- 
ort in die glüdliche Lage gekommen, die lebten noch im Dienft 
und Sold der Eidgenoffenfhaft gebliebenen Truppen (6000 M.) 
fammt dem Oberbefehlähaber v. Donats und dem Generalftabs- 
perfonale zu entlaffen, ein Ereigniß, das von Alt und Jung und 
von allen Parteien in der Eidgenofjenfchaft gern gefehen wurde; 
gleichzeitig erhielt der eidgenöſſiſche Kommiſſär Näff Urlaub, da 


* Die Meifterrede ift gedruckt erfchienen: „Vortrag des Herrn Schleuniger 
gehalten in der außerordentlichen Sigung des Großen Nathes am 29. Mai 1845. 
Luzern 1845." 

** Wie Bern und Aargau, jo hatte auch Solothurn fich mit der Ratifis 
fation des Loskaufsvertrages beeilt und fehon in den letzten Tagen Aprils 
nahmen die Entlaffung und der Heimmarfch der Gefangenen ihren Anfang. 

**x* Basler Zeitung vom 2. Juni 1845. 
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das Feld ſeiner Einwirkungen ſich erſchöpft fand; die förmliche 
Entlaſſung ward ihm erſt ſpäter, kurze Zeit vor der ordentlichen 
Tagſatzung, ertheilt, unter warmer Belobung ſeitens des Vorortes 
für geleiſtete gute Dienſte. 

Trotz der nun erfolgten allgemeinen Entwaffnung hatte man 
feinen Frieden und konnte ihn nicht haben. Die Toleranzverhält- 
niffe waren durch und durch in der ganzen Schweiz geftört, in 
der öftlihen Schweiz nicht weniger als in der mittlern und weſt— 
lichen. Verweilen wir einen Augenblid in den Kantonen bed 
Dften. In Appenzell U. R. beftand die unverfennbarfte Gereizts 
heit gegen die Katholifen; fie war bereit? während der St. Gal- 
lifhen Verhandlungen über das Bisthum zu Tage getreten. An 
der Landsgemeinde des Frühjahrs rieb fie fih an den eigenen 
Landesbeamteten: Landeshauptman Roth von Teufen wurde von 
feinem Amt entfernt, und fragte man nad) der Urfache, fo war 
feine andere zu finden, ald daß er furz zuvor feinen Freund, den 
Staatsrath Bluntfchli, bei ſich beherbergt hatte; Bluntfchli aber hatte 
fich geweigert, die Katholifen der Schweiz als rechtlos zu behandeln 
und ihnen den offenen Krieg zu machen. Im gleichen Kanton 
berrfchte glühender Haß gegen Luzern, obwohl es Beweife von 
ungewöhnlicher Milde und Mäßigung zur Genüge gegeben und 
am menigften dem Kanton Appenzell A. R. irgend etwas in den 
Weg gelegt hatte. In Thurgau war es bereit? um politifche Ver— 
nichtung des Fatholifchen Elementes zu thun; fein fonft anerfann- 
ter Mann, der fi nicht zum brauchbaren Werkzeug reformirter 
Ueberſpanntheit hergeben wollte, Fonnte bei Wählern diefer Kon- 
feffion noch Gnade und Rüdfiht finden. Gelüfte bewaffneter In— 
tervention in die Angelegenheiten St. Gallend waren dort noch 
nicht verflungen, fo wenig als in Appenzell A. R. und es fehlte 
an der überfreundlichen Abficht nicht, mit thurgauifchen Batails 
Ionen einzufchreiten, falls die radikale Partei bei bevorftehendem 
dortigen Wahlkampf eine entfdiedene Niederlage erleiden follte, 
Mit großer DBereitwilligkeit waren diefe nämlichen Bataillone 
Anfangs April dem vorörtlihen Aufgebote gefolgt: fie hofften 
gegen Luzern verwendet zu werden; ihren Unmwillen darüber, daß 
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es nicht geſchehen, haben die radikalen Blätter keineswegs ver— 
hehlt. An den Freiſchaarenkrieg gegen Luzern hatte die fanati— 
firte Maſſe im Thurgau überſpannte und verwegene Hoffnungen 
und ebenio unlautere Abfichten geknüpft: die Vernichtung der 
Luzerner Regierung wäre das Signal zur erfehnten Aufhebung 
der Klöfter gemwefen. Im Kanton Glarus war die Stimmung 
der Proteftanten wo möglich noch gereizter ald in Appenzell A. R.; 
dieß der Grund, warum jener Kanton auf den bundeswidrigen 
Abweg gerieth, der Regierung von Luzern eine Amneftie fogar 
befehlen zu wollen; unter der Spannung mußten die Katho- 
lifen von Glarus ebenfalld leiden: die Reformirten, ftatt fich mit 
der durch die neue Verfaſſung errungenen Rechtögleichheit zu be 
gnügen *, fchloffen nun die Kathelifen von allen wichtigen Lan— 
desämtern und Sendungen aus; fein Katholit von Glarus er- 
hielt mehr Ehre und Würde eines Standesgefandten zur Tag- 
fagung. 
Sm Kanton St. Gallen erlaubte das Verhältniß der Bes 
völferung zwifchen Katholifen und Reformirten das Gleiche zwar 
nicht; aber an Verſuchen und Gelüften, alle Katholiken, die nicht 
der eigenen Kirche die herbfte Oppofition entgegenftellten, von 
politifcher Geltung auszufhließen, hat e8 nicht gefehlt. Diefer 
Kanton fand wieder im Wahljahr; der Große Rath fam zu in« 
tegraler Erneuerung. Die unmittelbar vorangegangenen Ereigniffe, 
von denen die ganze Schweiz betroffen gemwefen, übten ihren Rüd- 
Ihlag auch auf den Kanton St. Gallen. Da der Schlag gegen 
Luzern und feine Sefuitenberufung mißlungen, follte eine eilfte 
Stimme für die Austreibung gewonnen werden; der Große Rath 
aber von 1843 bis 1845 hatte fich zu diefem Behuf nicht ge- 
[hmeidig genug gezeigt. Die radikale Partei fpannte darum den 
Bogen auf das Höchfte; nichts wurde verfäumt, um die prote- 
ftantifhen Wähler nach Bedarf zu erhigen und wo möglich den 
Kreis der radikalen Elemente in der fatholifchen Bevölkerung zu 
erweitern; vor Allem aber galt es, wie in Zürich, alle Mitglie- 


x Vergleiche Band II, Seite 227 bis 237 und Seite 249 bis 256. 
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der evangelifcher Konfeffion, welche bis dahin dem Bundesrechte 
in den objchwebenden Fonfeffionellen Fragen mehr oder weniger 
hatten Rechnung tragen wollen, aus der Behörde zu verdrängen. 
Katholifcherfeitd hatte man Grund, fih in den Bezirken diefer 
Konfeffion ausfchließlih um Nepräfentanten umzufehen, welche 
nicht felbft ald Widerfaher gegen die Rechte der fchweizerifchen 
Katholiken aufträten. Zudem war die Bisthumsfrage noch nicht 
erlediget, und ed mußten deßhalb Wahlen betrieben werden, welche 
auch in diefer Beziehung den Wünfchen der Katholifen entfprä= 
hen. Die Wahlagitation übertraf bisher befannte Anftrengungen. 
Für die radiale Partei rief Steiger in feinem „Erzähler“ noch 
im legten Augenblid: „Sreifinnige! Mann für Mann an bie 
Bezirkögemeinden, auch wenn es Kiefelfteine vom Himmel reg- 
nen follte! Gefämpft werde um jeden Mann, wie wenn’ um 
den Kanton ginge!“ Die Wähler beider Parteien thaten im Sinn 
derfelben ihre Schuldigfeit auf glänzende Weife; — in der Stadt 
St. Gallen wurden nicht nur die Katholifen, welche fich im 
Sturm gegen Klöfter und Jefuiten ungefügig gezeigt hatten, fon= 
dern auch alle für Eonfervativ gehaltenen oder verfchrieenen evan— 
gelifhen Mitglieder ausgeftoßen; aus beiden Klaffen acht von 
fünfzehn, unter ihnen der Bezirfägerichtöpräfident Karl v. Gon- 
zenbah, Kantonsrichter Wegelin und Bezirförichter Weydmann, 
Männer evangelifcher Konfefjion, die in verfchiedenen öffentlichen 
Stellungen ald die Zierden der Stadt galten, von den fädtifchen 
MWahlbehörden, von jenen des evangelifchen Kantonstheild, fo 
wie vom Großen Rathe felbit häufig und mit Recht zu hoben 
Ehrenftellen und Aemtern berufen worden waren. Die Wegmwer- 
fung des greifen Gonzenbach erſchien den billig denfenden Zeitge— 
nofjen als ein Aft fchmählicher Undankbarfeit gegen einen Mann, 
welcher feiner engern Heimath mit Geift und Gut gleich zuge— 
than war; jene von Wegelin entzog dem Großen Rath einen Mit- 
arbeiter, der feit Jahren für Zivil- und Strafgefeßgebung We- 
fentliches geleiftet hatte. Sn ähnlichem Sinn wurde in den übrigen 
reformirten Bezirken gewählt, zumal in jenen der ehemaligen 
Landfchaft Toggenburg: da war, wie ein mitten im Volk Ieben- 
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der Reformirter vertraulich fehrieb, nicht bloß die fogenannte 
Maffe, fondern auch der weitaus größere Theil der höher Gebils 
deten mit Mißtrauen, Furcht und Haß gegen die Katholifen er- 
füllt worden; nicht beffer war es im Unterrheinthal, wo die ges 
mäßigten Männer unter den Reformirten, mie der evangelifche 
Erziehungsrathspräfident Kaufmann, ebenfalld dem milden Aus- 
fegungsprozeß meichen mußten. So fanden fich die neun ganz 
oder in Mehrheit Fatholifchen Bezirfe und die fechd ganz oder in 
Mehrheit evangelifchen Bezirfe als zwei große Kampflager ge 
genüber: die Katholifen maffenhaft für Bertheidigung ihrer Rechte, 
die Reformirten mafjenhaft für die Behauptung einer politifch 
und Fonfeffionell bereit3 günftiger gewordenen Stelung. Aus den 
MWahlverfammlungen vom 4. Mai in Verbindung mit einigen 
Nachmahlen ergab fich folgender Beftand des Großen Nathes: 
74 katholiſche Konfervative mit 1 Proteftanten * gleicher Gefin- 
nung auf der einen; 58 Proteftanten mit 17 radikalen Katho- 
lifen auf der andern Seite. Die ſechs evangelifhen Bezirke hatten 
Alles zufammengerafft, was fich an radifalen Notabilitäten katho— 
lifcher Konfeffion finden ließ oder voraudfichtlih von den fatho- 
lifchen Bezirken entfernt werde und entfernt werden mußte. Alfo 
eine greifbare Mehrheit beftand nicht, und die Bildung einer 
folhen war auch faum zu hoffen. Wo lag die Urfahe? Die Ber: 
faffung von 1831 gab dem Stadtbezirf St. Gallen, aus damals 
erflärlihen Rüdfichten **, ein Vorrecht in der Nepräfentation, fünf 
bis ſechs Abgeordnete über das Betreffniß nach der Volkszahl. 
Hätte der Stadtbezirf nur feine neun oder zehn Abgeordnete zu 
wählen gehabt, fo wäre die Zahl der auf radifaler Seite Stim- 


* Johann Jakob Häni, aus der Gemeinde Kirchberg, ein Greis von nahe 
an 70 Fahren, gläubiger und eifriger Proteftant, aber der unentweglichen Ans 
ficht, daß feine Konfeffion in die Rechte der andern eingreifen fol. Diefer Mann 
bat Fahre fang in feiner ifolirten Stellung verharrt, während gefammte übrige 
Evangelifche im Großen Rath jeden Anfchlag, jede Laune, jedes Diktat radi- 
faler Führer der einen oder der andern Konfeffion in Maſſe zur Ausführung 
bringen halfen, 

** Vergleiche die Schrift: „Erlebniffe auf dem Felde der Politif, von 
Baumgartner; Schaffhaufen, 1844,” S. 487 und 488. 
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menden höchſtens 69 oder 70 gemwefen gegen jene 75 der Fathos 
lifchen Bezirke. Die Katholiken fprachen daher bald ernſtlich von 
der Nothwendigkeit einer Berfaffungsrevifion zum Zwed der Her« 
ftellung der Nechtögleichheit in der Nepräfentation. Allein das 
Feuer war bald verglommen : die fatholifchen Konfervativen find 
zwar bereit zur Wahrung ihrer religiöfen Rechte, weniger geneigt 
zum Angriff um Staatöveränderungen herbeizuführen, welche oft 
mit ganz unerwarteten und unmwillfommenen GErgebniffen enden. 
Es blieb bei einigen Anregungen. Um fo impofanter wurde die 
Stellung der Katholifen bei Eröffnung des Großen Rathes. Bis— 
ber theilweife nachgiebig in politifchen und Eonfeffionellen Fra- 
gen, glaubten fie den Augenblid eingetroffen, von welchem aus 
feine Konzeffionen mehr möglich feien: in Frage fei Beftand oder 
Nichtbeftand ihrer Rechte, Ebenbürtigfeit neben den Proteftanten, 
oder dann SHelotifirung. Im Großrathsſaale verfammelt, ftritten 
fih unter Vorſitz des älteften Mitgliedes drei Tage lang die bei— 
den Parteien um die Präfidentfchaft des Großen Rathes, weil 
feine Partei fie haben wollte, aus Beforgniß, bei Entjcheidung 
wichtiger Fragen eine Stimme zu verlieren; auf dreizehn Wahlen 
aus beiden Lagern folgten dreizehn Ablehnungen. Der Kanton 
fand in großer Gefahr, der Anarchie anheimzufallen. Nach drei 
fruchtlofen Sigungen verfammelten fich in privatlicher Stellung 
ſechszehn Mitglieder aus beiden Parteien zur Berftändigung, die 
in Veränderung des Reglements gefunden wurde. Es wurde ver- 
einbart, daß der jeweilige Präfident fein Stimmrecht bei allen 
vorfommenden Fragen (nicht bloß bei geheimen Wahlen) aus— 
üben möge, bei Wahlen, nach zweimaligem Einftehen der Stim« 
men, dad Roos entfcheiden folle. Der Große Rath nahm an und 
fonftituirte fih endlich am vierten Tage diefer Debatten (5. Juni). 

Zu fo gefpannten Berhältniffen hatte eine wichtige Thatfache 
die Beranlaffung gegeben; einige Zeit vor der Großrathöverfamme 
lung hatte man noch hoffen können, daß ed nicht bis zu dem 
äußerften kommen, einzelne Mitglieder beider Parteien fich freie 
Bewegung wahren und den Entfcheid wenigftend in's Schwan— 
fen bringen würden. Allein kurz vor derfelben ward ein Inftufs 
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tionsvorfchlag des Kleinen Rathes über die Jeſuitenfrage ver- 
öffentlicht, welcher die Katholiken zu ernfter Einigung zwang und 
dann Gleiches für die Gegenpartei hervorriefz; jenem Entwurf 
zufolge follte die Angelegenheit der Jeſuiten in der Schweiz als 
Bundesfahe erklärt, jede weitere Aufnahme von Bundesiwegen 
unterfagt und der Beſchluß bereitd auf Yuzern angewendet wer- 
den. Vielfältig ward verfichert, es habe diefer Vorfchlag fein 
eigentliches Entftehen in Verabredungen gehabt, welche die radi- 
falen Zagfagungsgefandten beim Sceiden aus Zürich in einer 
Privatverfammlung getroffen; gewiß ift, daß fie fich dort das 
Wort gegeben hatten, die Tagſatzung an die Stelle der Frei— 
fhaaren zu feben! Jene Verfhärfung der St. Gallifhen In— 
ftruftion entfchuldigten Einzelne mit der (aus der Luft gegrif— 
fenen) Beforgniß, daß die Konfervativen St. Gallens felbft mit 
der Einführung der SJefuiten in diefem Kanton umgingen. Wahr 
ift nur, daß ihre entfchiedene Haltung der Gegenpartei imponirte, 
wie nie zuvor, und daß fie entfchloffen waren, den in Ausficht 
ftehenden Bürger- und Religiondfrieg dur ihre Stimmgebung 
unmöglich zu machen. Wie ftarf übrigens die Organifation bei- 
der Parteien geworden, zeigt der Umftand, daß ein Kantondrath 
während der Seffion aushielt, ohne dem geftorbenen Vater das 
Geleite zur Grabftätte zu geben; — und es hat diefe Partei- 
organifation durch zwei lange Jahre gehalten. Nach der Konſti— 
tuirung pflegte der Große Rath fo friedlich, ald ed die Umftände 
zuließen, die adminiftrativen Angelegenheiten; in politifchen Fra— 
gen fprühte das Feuer von Links und von Rechts. Aus den 
längern Berathungen konnte eine Inſtruktion weder in Sachen 
der Klöfter noch in jenen der Sefuiten hervorgehen. Die Konfer- 
vativen hielten fich feit an ihre bundesrechtliche Anfchauung, daß 
die Bundesgemwalt feine Befugniß. habe, in die Jeſuitenfrage ein— 
zutreten, da Kirchen» und Schulangelegenheiten dem freien Er- 
mefjen der Kantone nicht entrüdt werden dürfen, fodann daß die 
Bundesbehörde hinfichtlich der Klöfter zu ihrer wirffamen Garan- 
tirung, beziehungsweiſe zur Wiederherftellung der aufgehobenen 
Klofterkorporationen , pflichtig ſei; die vereinte reformirtsradifale 
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Partei wollte das Gegentheil, bezüglich der Sefuiten im Sinne 
des kleinräthlichen Antrages, mehr oder weniger fharf formulirt. 
Die Gefandtfchaft erhielt in Folge deffen die Weifung, im Schoße 
der Tagfagung einfach zu eröffnen, „daß der Große Rath wegen 
Einfiehen der Stimmen zu Feiner Inftruftion gefommen fei.“ * 
Die wichtigeren Wahlen fielen dem Loos anheim: Fürſprech 
Breni, der gewaltigfte Redner der fonfervativen Katholifen, ward 
Großrathspräfident; Negierungsrath Eurti, der ald Agitator der 
Freiſchäärler fih fompromittirt hatte, Landammann; Baumgart- 
ner, ald Führer der Eonfervativen Katholifen angefehen, erfter 
Standesgefandter; Steiger, dem die reformirte Bevölkerung auf 
den Wink folgte, zweiter Gefandter, nachdem ein anderes refor- 
mirted Mitglied die auf Betrieb der Konfervativen ihm zugefals 
lene Wahl in fchroffer Einhaltung der Partei:Organifation abs 
gelehnt hatte. Mit diefen Sach- und Wahlergebniffen im Kanton 
St. Gallen nahm die ganze Situation der Eidgenoffenfhaft eine 
wefentlich veränderte Geftalt an: für die Beftätigung der aargauis 
hen Klofteraufhebung war eine der zwölf Stimmen verloren ger 
gangen; von einem auch nur einleitenden Tagfagungsbefhluß ges 
gen die Sefuiten Eonnte feine Rede mehr fein, das Stillfchwei- 
gen St. Gallens war lautes Wort für längern Widerftand Genfs; 
auf zwei Jahre hin, man durfte glauben auf noch länger, war 
das Einfchreiten gegen die Fatholifchen Kantone und der in Folge 
desfelben beforgte Bürger: und Neligionäfrieg zur Unmöglichkeit 
geworden. Einen fo außerordentlichen Erfolg hatten die Wahlen 
der katholiſchen St. Galler Bezirke und das fefte Zufammenhal- 
ten ihrer Repräfentanten. Die Politik der Furrer, Kern, Näff 
war für einmal überwunden. Auch perfönlich machte diefe Pars 
tei namhaften Berlurft. Das Votum Baumgartner’d in der Wal- 
lifer Sache gegen die Jungſchweiz und perfönliches Uebelwollen 
hatte ihn im Jahr 1844 und feither von der Gefandtichaftäftelle 


* Derfaffer erinnert fih noch, daß felbft die Redaktion dDiejer unjchul- 
digen Erklärung nicht ohne längere Erörterungen in der Inſtruktionskommiſſion 
zu Stande gefommen ift. 
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verdrängt; für ihn war Näff gewählt worden, aus deffen Botum 
und Haltung, bei aller Mäßigung in den Formen, die radifale 
Partei immer noch Nutzen zog, ein Einfluß, den auch der Mit- 
gefandte, Großrath Müller, ungeachtet feiner ausgezeichneten Res 
den, 3. B. über die bundeswidrige Mißhandlung der Thurgauer 
Klöfter durch dortige Behörden und Geſetze, nicht hatte verhin- 
dern, höchſtens ſchwächen können. Bon jest an lag Baumgart- 
ner's perfönliches Gewicht wieder in der Waagfchale der Tag— 
fagung. Dasfelbe zum Beften des Baterlandes, mie er folches 
auffaffen zu follen glaubte, nugbar zu machen, wandte er fi 
alfogleich an das damalige Haupt der Genfer Regierung, Syn- 
die Demole, damit auch von dorther eine die radifalen Pläne 
durchkreuzende Inſtruktion gegeben werde. In Genf blieb indefjen 
Molitit und Stimmung eine fchwanfende: man trug fih mit 
Ausgleihungsgedanken, hatte große Furcht, zu der radikalen Pars 
tei gedrängt zu werden, und war daher weder flarf genug, noch 
geneigt, dem Treiben für die Sefuitenausweifung eine einfache 
Berneinung entgegenzufegen. Dabei aber fehlte der Edelfinn nicht, 
die Stimmgebung zur Gemwaltanwendung gegen Quzern und die 
übrigen fatholifchen Kantone auch ferner zu verfagen. 

Auch Luzern hatte feine Sintegralerneuerung des Großen 
Rathes; die Wahl von 90 konfervativen Mitgliedern gegen 10 
war das Ergebniß; außer dem freifchäärlerifchen Kreid Reiden 
hatte nur die Hanptftadt in Widerfpruh zum Syftem der Res 
gierung gewählt: diefe beiden Elemente waren zur Zeit unver- 
föhnlih. Für den Kanton war der Zwiefpalt zwifchen Stadt und 
Megierung ein unglüdlicher, gleichviel wer ihn verfchuldete. Im 
Perfonale der Regierung geſchah hHeilfamer Wechfel und es ge 
wann diefelbe namhafte Kräfte, neben General v. Sonnenberg 
den Ingenieur Karl Emanuel Müller in Altorf, welcher, ganz in 
MWiderfpruch mit perfönlichen Neigungen, bloß zur Bertheidigung 
fatholifcher Rechte dem Ruf in die Regierung von Luzern folgte, 
dann, bei dem Scheiden aus Altorf, eine Bergabung von 16,000 
Franken zur Gründung eines Armen- und Kranfenhaufes für den 
Bezirk Uri zurüdließ. Der erwähnten Wahlfiege ungeachtet ers 
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fchien die Lage deö Kantons und der Regierung noch immer als 
eine qualvolle; fie hatte ed mit einer nie raftenden Gegnerfchaft 
zu thun. Bon Bern her war noch immer feine Beruhigung ein- 
getreten; bald wurden neue Freiſchaarenzüge angefündigt, bald 
trat Beforgniß ein, daß der Kanton als folher ein Truppenaufs 
gebot ergehen laſſe und gewaltfam in die Angelegenheiten Luzern’s 
eingreife. In leßterem Sinn trieb anfänglich die Partei der ges 
ſchlagenen Anhänger des „Volksbundes“e, glüdlicher Weife ohne 
Erfolg. Die Beunruhigung ging fo weit, daB gegen Ende April 
Luzern und feine Fatholifhen Nachbarkantone plöglich zu neuer 
Waffnung genöthigt zu fein glaubten und zu ſolchem Zwed ber 
reits die Staffetten hin- und herritten. Dabei blieben eidgenöfs 
fifhe Programme zu erfüllen: die fieben Kantone erließen zu 
diefem Zwede ein neued SKreisfchreiben an fämmtliche übrige 
Stände für Wiederherftellung aller aargauifchen Klöfter; befon- 
dere Schreiben erließen fie zu gleichem Zweck an die fatholifchen 
Mitftände Solothurn und Teffin; ed war und blieb ihnen ber 
fremdlich, daß die Regenten zweier Kantone, deren Bevölkerung 
ihre Anhänglichkeit an die Fatholifche Kirche keineswegs aufges 
geben hatte, fernerhin gemeinfame Sahe mit Solchen machen 
follten, welche die nämliche Kirche augenfällig befehdeten. Aber 
die Antworten von Solothurn und Teffin waren ablehnend; nad 
den Behauptungen dortiger Regenten wäre der Kampf ein eitel 
politifcher gewefen und hätte mit nichten dem befugten Fortbe- 
ftande der Fatholifchen Kirche in der Schweiz gegolten. 

Um diefe Zeit erneuerten auch die Aebte von Muri und 
Wettingen für ihre Klofterforporationen das fchriftlihe Begehren 
an die Stände um Wiedereinfegung derfelben in ihre Rechte. 

Am meiften war die Sorge der Regierung von Luzern durch 
die zahlreichen Strafprozeffe in Anfpruch genommen, welche feit 
länger ber fchon eingeleitet worden und die fih in Folge des 
zweiten Freifchaarenzuges außerordentlich vermehrt hatten. Es war 
ein Unftern für Luzern, daß Robert Steiger gefangen worden; 
der Hochverrathäprozeß gegen ihn war unvermeidlich, ein Toded- 
urtheil nach den Gefepen eben fo. Eine glänzende Bertheidigungds 
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rede von Kafimir Pfyffer vor dem Obergericht, fo wie das muth- 
volle und männliche Betragen Steiger's felbft, der auch perfön- 
ih das feinige mit MWohlredenheit zur Rechtfertigung beitrug, 
fonnte das Unabwendbare nicht abwenden: das erftinftanzliche 
Todesurtheil wurde beftätiget (17. Mai); das Volk erwartete 
Steiger’ 8 Hinrihtung. Nun trat namenlofe Berlegenheit für die 
Regierung ein: von allen Seiten ward fie gedrängt, feine To- 
desurtheile vollftreden zu laffen, was befonders zu Gunften von 
Steiger gemeint war; die Mitglieder der Regierung felbft, Schult- 
heiß Siegwart an der Spike, waren nichtd weniger als blutdürs 
flig oder rahfüchtig, wohl aber vom Bedürfniß durchdrungen, 
- fih und dem Kanton gegenüber der politifchen Rührigkeit des 
Berurtheilten Ruhe zu verfchaffen. Der Große Rath pflog die 
heifle Verhandlung am 19 Mai: ein Begnadigungsgefuh von 
Steiger lag vor, das er vorzüglich auf die Unfhuld und Hülf- 
lofigfeit feiner Familie fügte, das Verfprechen beifügend, daß er, 
für den Fall der Begnadigung, zu freiwilliger Verbannung aus 
der Eidgenoffenichaft, ja felbft aus dem ganzen Kontinent, be- 
veit feiz zu feinen Gunften lagen auch Bittfchriften mit zahlrei> 
hen Unterfchriften von Männern und Frauen vor, eben fo Em— 
pfehlungen von höhern geiftlichen Behörden; Milde, Milde für 
Steiger, hieß es überall her; aber Milde wurde auch aus der 
Mitte des Großen Rathes felbft empfohlen; fo vom Rathsherrn 
Leu, deifen Wort in Hauptfragen den wirffamften Einfluß auf 
die Mehrheit der Mitglieder übte; ſchon früher und noch bevor 
die Bittfcehriften in reicher Zahl berbeiftrömten, hatte Leu den 
Rath gegeben: „Machet ihn (Steiger) unfhädlich, aber tödtet feinen 
Gefangenen !® Die Begnadigung ward thatfächlih gewährt durch 
Annahme eined von Siegwart geftellten Antrages: ed folle der 
Regierungsrath berichten, ob und wie der Bittfteller ohne Boll: 
ziehung des Todesurtheild für den Kanton Luzern unfchädlich ge> 
macht werden könne. Bon nun an folgten viele und lange Er— 
Örterungen über die nicht unfchwierige Aufgabe. Die Regierung 
verfiel zulegt auf das fchlimmfte aller Ausfunftmittel: auf den 
Plan, den Dr. Steiger dur Einverfländniß mit einer auswär— 
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tigen Regierung in dortige Haft zu bringen; befondere Unter: 
handlung zu diefem Behufe wurde mit der fardinifchen Regierung 
gepflogen, nachdem der Vorort früher ſchon durch perfönlihe Sen- 
dung des eidgendffifchen Staatöfchreiberd v. Gonzenbach bei den 
auswärtigen Gefandten Berwendung hatte eintreten laffen, auf 
daß fie die bloße Verbannung Steiger's durch eigened Entgegen- 
fommen ihrer Regierungen ermöglichen. Gegen Ende Mai waren 
die beiden unterhandelnden Theile fich fo nahe gefommen, daß 
eine Berftändigung faum mehr ausgeblieben wäre. Die Anerbie- 
tungen Sardiniend gingen aber nicht weiter, als zur Uebernahme 
ded zu Derbannenden für Eingrenzung in der Stadt Coni; ob 
die Regierung von Quzern ſich zulegt hiemit begnügt hätte oder 
nicht, mag bier außer Befprehung fallen. Unterdeffen Hatten von 
Wochen her politifche Freunde der Quzerner Flüchtlinge in Zürich 
ein Komplott zu liftiger Befreiung Steigerd gepflogen, dad durch 
Mitwirkung dreier beftochener Landjäger gründlich gelang. Am 
20. Juni früh traf Steiger in Begleit der legtern und einiger 
Freunde mwohlbehalten in Zürich ein, ward der Gegenftand eines 
allgemeinen Jubels, zugleich aber auch der Berlegenheit für die 
vorörtliche Behörde. Furrer beeilte fi, den Geretteten zu fchleus 
niger Weiterreife nad Winterthur zu bewegen, wo Ali-Regie- 
rungsrath Weiß und Hunderte von Gleichgefinnten ihn mit einem 
glänzenden FFefteffen beehrten. Bon nun an erfcholl durch die 
meiften Gebiete der Schweiz maßlofed Freudengefchrei über die 
glückliche Entweichung, Kanonenfchüffe da und dort verherrlichten 
das Ereigniß; an Spott und Hohn über die Klügeleien der Lu— 
zerner Regierung und ihre DVereitelung gebrah es auch nicht. 
Genannte Regierung ſchrieb pro forma den Flühtigen aus, 
eben fo die pflichtvergeffenen drei Landjäger. Daß Steiger nicht 
wirde auögeliefert werden, verftand fich von felbft, da die Kans 
tone gegenfeitig fhon länger her (auch Quzern bezüglich der Nar- 
gauer Flüchtlinge) den wegen politifcher Vergehen Berurtheilten 
Afyl gewährten. Daß diefe Gunft auch jenen Landjägern zu Theil 
werde, rief dagegen den begründeten Tadel aller Derjenigen her— 
vor, welche der politifchen Moral nicht entfagen wollten. Die 
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Perirrung ging übrigens noch viel meiter: nicht bloß wurde 
Steiger in den Kantonen Zürich und Bern in’d Bürgerrecht auf: 
genommen, * fondern diefelbe Beehrung wurde von zürcherifchen 
Gemeinden und der dortigen Regierung auch den drei „Befreiern“ 
zugewendet. Wie man in Häufern der fatholifchen Schweiz das 
Bildniß des Gefreuzigten erblict, fo fah man von dann an meh: 
rere Sahre hindurch in den Wohnungen der fchmeizerifchen Pro- 
teftanten oder gleichgefinnter Fatholifcher Radifaler, vornämlich an 
den Wänden der Wirthäftuben, das Konterfei jener drei Lands 
jäger. Die Gefchichte findet überflüffig, ihre Namen der Nachwelt 
aufzubewahren. Quzern grollte nicht über das eingetretene Ende 
der Schwierigkeiten, welches die Flucht Steiger’d herbeigeführt 
hatte, wohl aber über die zu Tage getretene Fonfordatswidrige 
Begünftigung gemeiner Verbrecher durch die verbündeten Kans 
tondregierungen. Die Geldfumme, welche das Gewiffen der Land- 
jäger zum Schweigen gebracht hat, ift nach mehrfeitigen Berfiches 
rungen aus dem Kanton Zürich beigefchafft worden. Stets waren 
dort und anderswo die nöthigen Gelder bereit zu fortgefehter Be— 
fehdung der Quzerner Regierung. ** Sie ließ fih indeffen nicht 
irre machen und fuhr fort, ihre Pflichten in Gemäßheit des von 
ihr eingenommenen rechtlichen Standpunftes zu erfüllen. Spen- 
dete fie Gunft, fo geſchah es für Ehrenmänner: Oberftlieutenant 
von Elager, der für Recht und Ordnung mit Eifer und Muth 
eingeftanden, wurde in dad Luzerner Staatöbürgerreht aufge 
nommen. Während diefer Zeit ftellte man fih in Aargau, ala 


* Dppofitionsblätter von Zürich griffen die Regierung wegen der Schen- 
fung des „Landrechts“ an Steiger an; nach dem Geſetz fei ſolche Schenfung 
nur zuläffig. wenn der Betreffende fi „um eine Gemeinde, oder um den Kan» 
ton Berdienfte erworben.” Steiger aber babe feine Verdienfte um Zürich. 

** Steiger jelbft behauptet, ein Nicht-Schweizer,, deffen Arzt er gemefen, 
babe großmüthig 4000 Fr. zum Zweck der Befreiung vorgeftredt,, welchen Be- 
trag er, Steiger, fpäter zurüdbezablt habe. Für die drei Landjäger ift, laut 
gleicher Quelle, nach feiner Befreiung in der ganzen Eidgenofjenfchaft gefam- 
melt worden; der Ertrag (24,568 Fr.) fei für Ankauf der Bürgerrechte ver: 
wendet, theild jenen „Befreiern“ baar ausbezahlt worden; im Kanton Zürich 
feien an jene Gefammtfumme 13,102 $r. geflofjen. 
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ob diefer Kanton durch Freifhäärleret von Luzern und den Urs 
fantonen her bedroht fei, fehrieb in folhem Sinn felbft an den 
Vorort und jagte parteigenöffige Kantone zur Wachfamfeit auf, 
fo Bern, deſſen Regierung, in gewohnter Hige und Webereilung, 
fofort dem Schultheißen Vollmacht zu alfällig nöthigem Trup- 
penaufgebot ertheilte, Luzern und feine treuen Nachbarkantone 
ermangelten nicht, den ihnen dur jene Zulage angethanen 
Schimpf nah Gebühr durch Kreisfchreiben zurüczumeifen, 

Mittlerweile waren die meiften Kantone mit Erlaffung von 
Gefegen gegen das FreifchaareneUnmefen befchäftiget, deren Form 
und Inhalt bekundet, wie fauer den Berfaffern die Arbeit gewe— 
fen. Auch diefer Theil der Thätigkeit der Behörden legte Zeugs 
niß ab, daß der Durft nach politifchen Siegen über dad Pflicht- 
gefühl für die Pflege des Rechtes die Oberhand gewonnen hatte, 

Wie Luzern, fo hatte auch Wallis in diefer Zeit noch mit 
feinen politifhen Strafprogzeffen zu thun; das früher fo vielfei- 
tig angegriffene Zentralgericht beftand noch und fällte über meh- 
rere der flüchtigen angefehenen Bürger, welche bei den Ereignif- 
fen von 1844 betheiligt gewefen, Strafurtheile, welche nicht zur 
Bollziehung kommen konnten, fo über Alexis Joris fünfzehn« 
jähriges Gefängniß und Tebenslänglichen Verlurft des Aftivbür- 
gerrechtes, über Dr. Joſeph Barman und den gewefenen Staatd- 
rathspräfidenten Sofeph Torrent mehrjährige Einftellung im As 
tiobürgerrecht mit Geldbuße; zu fortgefegter Bethätigung des 
Zribunald wurde für dasjelbe eine neue Präfidentenmahl vorge: 
nommen. Die Präfidentfchaft des Staatsrathed überging, nad 
Berdienen, an Wilhelm v. Kalbermatten. 

Die ordentlihe Tagſatzung nahte heran; vergebens hätte 
man fich der Hoffnung hingegeben, daß fie den wünfchbaren Zu- 
ftand bundesmäßiger Ordnung herbeiführen werde, denn dieſe 
hatte in den meiften Kantonen ihre Organe verloren. An guten 
Formen fehlte es höheren Ortes in der Regel nie. So hatte 
Furrer, der Zagfagungspräfident, bei Anlaß der Frühjahrsver⸗ 
fammlung der oberften Bundesbehörde, nur Worte der Legali- 
tät ausgeſprochen; aber was vermochte dieß, wenn man fich in 
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den Handlungen verirrte? Der gleiche zürcheriſche Staatsmann 
war alſogleich bei der Hand geweſen, die ſchlimmſte Revolution, 
welche die Schweiz in jenen Zeiten erlebte, aus der Taufe zu 
heben und in die Gemeinſchaft der legal Berechtigten aufzunehmen, 
ohne auch nur die vorangehende Wiederbeſetzung des Großen 
Rathes zu fordern. Der Feldzugsplan für die Sommertagſatzung 
war kein leeres Gerede; in Weinfelden ward am 1. Mai große 
Verſammlung gehalten, der bei 3000 Perſonen anwohnten, und 
welcher der Geſandte Kern frohe Zuſicherung gab, daß bisherige 
Zwecke unentwegt würden verfolgt werden; den beabſichtigten 
Druck auf St. Gallen konnte man in dieſer Erſcheinung nicht 
verkennen. Auf dieſen Kanton hatte man mit Zuverſicht gezählt: 
er ſollte übergehen zu den früheren zehn Stimmen, und wie, das 
hat die beſprochene Inſtruktion enthüllt. Mit den eilf Stimmen 
gedachte man der zwölften auf den Leib zu rücken: für Genf 
wäre die Lage eine unhaltbare geworden gegenüber der eigenen 
innern Oppofition und der auch dort vorherrfchenden proteftan- 
tifchen Gefinnung, fo wie gegenüber dem Andrang der ſtürmi— 
[hen Waadtländer. Die Erfüllung diefer Abfichten zu fichern, 
hatte Bern die Beranftaltung einer befondern Berfammlung der 
zwölf Stände, nebſt den zwei halben, Bafelland und Appenzell 
A. R., betrieben, jedoch bei Zürich Feine Mitwirkung gefunden. 
Mit dem Umſchwung in St. Gallen waren jene Plane nun zu 
Waſſer geworden und ftand bereits feft, daß die allgemeine Lage 
in der nächften Zeit eine flationäre fein werde. Indeſſen blieben 
doch, anderswo fo wenig ald in St. Gallen, die politifch-fons 
feffionellen Kämpfe bei den Inſtruktionsberathungen aus, welche 
die wichtigften Tageöfragen befchlugen: im Großen Rathe Grau- 
bündens theilte man ſich wegen der Jeſuiten mefentlich nach Kons 
feffionen; beinahe alle Katholiken flimmten im Sinne Quzern’s, 
die Proteftanten mit wenigen Ausnahmen für die Anfhauungen 
von Zürich und Bern; die Mehrheit in legterm Sinne erfchien 
als eine fnappe. Auch im Großen NRathe von Teffin war trotz 
aller gewaltihätigen Einflüffe der herrfchenden Partei eine Min- 
derheit für die Rechte der Katholiken aufgeftanden,, welche nicht 
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weit von der Hälfte der Stimmen entfernt war. Während diefer 
Vorgänge war Siegwart bemüht, dem Streit über das Bundes- 
recht eine vollendete TIhatfache in den Weg zu legen: er betrieb 
eifrig das baldige Eintreffen der Jeſuiten; wirklich nahmen noch 
im Juni zwei derfelben Beſitz vom Franziskaner-Kloſter und traten 
in ihre ganz friedlichen paftoralen Verrichtungen ein; ed waren 
P. Simmen und P. Burgftahler, die durch ihre Kanzelvorträge voll 
Ruhe und Würde, in denen von verdammender Polemik gegen 
die andere Konfeffion nicht? zu vernehmen war, bald die Aner- 
fennung auch der politifhen und Fonfeffionellen Gegner ſich er: 
warben. Die Eröffnung der theologifhen Schule blieb vertrags- 
gemäß auf den Herbft verfchoben. Aber auch Bern wollte in der 
Pflege der religiöfen Intereffen der Angehörigen des Bisthums 
Bafel nicht zurücdbleiben; es that folches indeffen auf eigenthüm- 
liche Weife. In Bern war fchon länger ber die Abficht genährt 
worden, alle Schüler der Jeſuiten vom Stautsdienft, und über: 
einftimmend hiermit auch von der Seelforge, auszufchließen. Allein 
vermochte Bern nichts; ed fuchte demnach ein ſolches Ausfchluß- 
defret feitend aller Diozefankantone hervorzurufen, von denen es 
die Mitwirfung erwarten zu dürfen glaubte; das waren Solo- 
thurn, Aargau, Thurgau, Bafelland und Schaffhaufen. Die Hülle, 
unter welcher diefer Plan verfolgt wurde, war die Einladung an 
gedachte Kantone Can Luzern und Zug erging fie nicht), behufs 
der Errichtung einer katholiſch-theologiſchen Lehranftalt in Kon» 
ferenz zufammenzutreten, ein Schritt, der von einem großen Theile 
der Fatholifchen Bevölkerung mit gutem Fug nur mißtrauiſch auf- 
genommen wurde; ed ging nämlich das Einladungdfchreiben, in 
einer Angelegenheit der Katholifen, ganz vom proteftantifchen 
Standpunft aus und befchuldigte jene, fich einer Richtung hin— 
zugeben, welche die freien Inſtitutionen und den konfeſſionellen 
Frieden der Schweiz gefährde. Das war in diefer Zeit ſtets die 
Sprache derer, welche fich durch Srrthümer und Gewaltthaten am 
ſchwerſten gegen den Fonfeffionellen Frieden der Schweiz verfün- 
digt hatten. An der fpäter gehaltenen Konferenz wurde ein Pro: 
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tokoll auf ſechs Jahre vereinbart, laut welchem zwei neue Pro— 
feſſorate an der theologiſchen Lehranſtalt in Solothurn errichtet 
und dafür 4000 Fr. angewieſen werden ſollten. 


Zweiter Abfchnitt 


Ordentlihe Tagſatzung; Ohn macht der radikalen Partei in derfelben. Rathsherr 
Leu ermordet. Verhörrickter Ammann und fein Wirken. Strafprozeffe und Ams 
neftie in Zuzern. Nekonftituirung von Waadt; Verfolgung der Kirche dafelbft. 
Katholiſche und proteftantiiche Vereine. Die Berner Regierung von den Eigenen 
bedroht; Einleitungen zu der Verfaffungsrevifiun. Käppiftreit in Bafel. Revo: 
Iutionäre Propaganda. Anfänge des Eifenbahnwefens. 
(Bon Mitte bis Ende des Jahres 1845.) 


Jammerten die Schweizer unter fih über die traurige Lage 
ded Vaterlandes und glaubte hier und da Einer: es follten die 
allfeitig gemachten traurigen Erfahrungen doch endlich zu irgend 
einer Verftändigung über die maltenden Streitfragen, oder zu 
einer theilmeifen Bundesrevifion auf füderaler Grundlage, dem- 
nah mit gebührender Beachtung der Fantonalen Souveränetät 
führen, damit die Eidgenoffenfchaft nicht für und für das Schaus 
fpiel eines anardhifch aufgelösten Gemeinweſens darbiete: fo waren 
dieß höchſtens ſogenannte fromme Wünfhe, die ohne allen Er— 
folg bleiben mußten. Der Streit war einmal auf das religiöfe 
Feld geführt worden; nah folder Verrüdung aller. Berhältniffe 
hing der Frieden von dem Eintreten der einen oder der andern 
Borausfegung ab: daß entweder die vereinte radikale und pro— 
teftantifche Partei von der Befehdung der Fatholifhen Inſtitutio— 
nen ablaffe, oder daß die fieben Fatholifhen Stände und ihre 
Gefinnungsgenofjen gleicher Konfeffion in den übrigen Kantonen 
den nach ihrer Anficht mwiderrechtlihen Zumuthungen der Gegner 
fi freiwillig unterwärfen. Was zmifchen inne lag, Fonnte Nie 
manden befriedigen, am wenigften Rechtsgarantien für die Zu— 
funft fchaffen. In gleicher Weife wie die Schweizer ſelhſt mühten 
fih die Kabinete der auswärtigen Mächte mit fruchtlofer Beſpre— 
hung ab. Bis dahin hatten diefelben einzeln der Eidgenoffen- 
haft zu verftehen gegeben, daß deren fernere wölferrechtliche Ans 
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erfennung von der ungefchwächten Handhabung des Bundesvers 
trags abhängen dürfte. Der öfterreichifche Staatskanzler hielt nun 
für rathfam, daß eine gemeinfame Erklärung der Mächte an die 
Schweiz gerichtet werde, deren Zweck die unangefochtene Beibe- 
haltung jenes Bundeövertrages fein follte, und erließ deßhalb an 
das englifhe Kabinet ein einläßliches Memorandum (3. Juni). 
Auch diefer Verfuch des greifen Staatsmannes mußte ohne allen 
Erfolg bleiben fchon dehhalb, weil die Mächte das ganze Ges 
wicht der Fanfeffionellen Frage entweder nicht erfannten 
oder abweichend darüber dachten. Preußen und England hielten 
ſich nicht in der Stellung mitzureden, wenn fatholifhe Rechte 
oder Anfprüche in Gefahr waren; Rußland fand fih in ähnlicher 
Lage; Franfreih befhäftigte fich felbft mit dem Verdrängen der 
Jeſuiten vom eigenen Gebiete und mar zudem eiferfüchtig auf 
jeglihen Einfluß Defterreihd in Löſung fchweizerifcher Wirren. 
Denkichriften und Briefe wanderten daher zu den Akten und die 
Schweiz blieb auch ferner von thätlicher Einmifhung der aus- 
wärtigen Mächte befreit. Gleichwohl wurde folhe Einmifhung 
immer gefürchtet; felbft der DVorort glaubte daran und gab dem 
Gefhäftsträger in Wien eventuelle Aufträge zu einer Rechtöver- 
wahrung gegen Schritte erwähnter Art, welche der fchmeizerifchen 
Unabhängigkeit hätten Gefahr drohen mögen. Bei genauer Nach— 
forfhung wäre leicht gewefen, ausländifche Einflüffe oder Ber: 
fuhe zu folhen, auch zum Zmede der Revolution, zu ermitteln. 
In Schriften, welche fi) mit der Freimaurerei befaffen, kann 
neben Anderm gelefen werden, daß der Aufruhr in der Schweiz, 
wie er durch bewaffneten Volksbund und Freiſchaaren zu Tage 
trat, feinen Urfprung den Machinationen diefer geheimen Gefell« 
fhaft verdanfe, Bruder Befaegz, Großmeifter der belgifchen Logen, 
im Sommer 1844 bloß aus dem Grunde eine Reife dahin un- 
ternommen hatte, um jene Bewegung vorzubereiten. Iſt auch 
folcherlei Angaben nicht unbedingter Glaube beizumefjen, fo kön— 
nen fie doch ald Mahnung für alle Schweizer gelten, nicht für 
Fremde die Kohlen’aus dem Feuer zu holen. 

Unter erwähnten unglüdlihen Aufpizien verſammelte ſich die 
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ordentliche Tagſatzung. Gelärm, das vor der Wohnung des Tag: 
faßungspräfidenten entftand, während die Gefandtfchaft von Lu— 
zern reglementsgemäß ihre Kreditive demfelben überreichte, gab 
Kunde von der Gefinnung eines Theild der Bevölkerung gegen 
Siegwart. Zur Eröffnung hatte fih beinahe das ganze diploma- 
tifche Korps wieder eingeftellt, denn es galt, ferner zu beobach— 
ten und zu berichten, ob die Tagfakung und wie den öffentlichen 
Frieden in der Schweiz, und vor Allem die Geltung des Bun: 
deövertrages zu erhalten vermöge. Da war aus Franfreich ans 
wefend der Botfchafter Graf von Pontois; Morier, Gefandter 
von Großbritannien; der Fürft von Palazzolo, Nepräfentant Bei: 
der Sizilien; der Graf Grotti di Coftigliole, für Sardinien; Graf 
v. Wyllich, für Preußen; Torre y Aillon für Spanien; Freiherr 
v. Berger für Baiern; Legationdrath v. Philippsberg für Defter- 
reich, mit ihren Gefretären und Attachés; alle die Herren, welche 
furz zuvor der Eidgenoffenfchaft fo ernftliche Lektionen gegeben 
hatten. Den Bomp übliher Maßen zu erhöhen, wohnten der eid- 
genöffifche Kriegsrath und die Standesbehörden von Zürich bei. 
Ein herrliches Orcheſter füllte die bedeutungsvolle Stunde aus. 
Mer hätte, Angefihts folcher Feier, gedacht oder glauben follen, 
daß die oberfte Bundeöbehörde, der fie galt, ein in fich durch und 
durch zerrütteter Körper fei, getreued Ebenbild des Staatenbundeg, 
den fie zufammenhalten follte? Die Eröffnungsrede des Amts— 
bürgermeifterd Furrer war vom Ernft der Zeit tief durchdrungen 
und geeignet, jenen Theil der Bundedverfammlung, welcher vor 
Allem Bund und Geje gehandhabt wiffen wollte, weit beffer zu 
befriedigen, ald die Partei, für deren Anfprüche er zu wirken und 
zu flimmen gewohnt war; auch geeignet, gute Aufnahme zu fin: 
den bei den auswärtigen Kabineten. Der Präfident der Tagſatzung 
erblidte in den fehmweren Zerwürfniffen der Schweiz jenen Kampf 
der Ideen, der einen großen Theil von Europa bewege, und der 
feinenfall® mit Einem Schlage, mit einem Federftriche beendiget 
werden könne; die fich widerftrebenden geiftigen Elemente feien 
auch fo befchaffen, daß es keineswegs im Intereſſe des Staates 
liegen könne, das Eine derfelben völlig zu unterdrüden, auch wenn 
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die Möglichkeit dazu gegeben wäre, Uebrigend habe nicht ſowohl 
der Kampf der Ideen an fih, als die Form und Richtung, in 
welcher er in neuerer Zeit geführt worden, die Herzen der Eid- 
genoffen fo weit auseinander geriffen; er verftehe hiermit die Ap- 
pellation an die rohe Gewalt, fobald eine Partei fich hierzu 
ftarf genug glaubt, — die Szenen ded Aufruhre, der Staatö- 
ummälzung und des Landfriedendbruches, die leider fo häufig die 
neuere Geſchichte der Schweiz befleden. Es feien das Greigniffe, 
welche die Leidenfchaften entfeffeln, bittern Haß zwifchen den 
Bundesgenofjen pflanzen, das Volk demoralifiren und das An— 
fehen des gefammten Baterlanded gegenüber dem Ausland er- 
niedrigen. Mit diefem ernjten Tadel des anarhifchen Unweſens, 
welches in letzter Zeit die Ehre der Schweiz befledt, konnte der 
Präfident der TZagfagung die Berficherung verbinden, daß, unge: 
achtet der befannten Greigniffe und der in Folge derfelben ge— 
ichehenen Schritte des Auslandes, dad gute Einverftändniß zwi— 
fhen der Eidgenofjenfchaft und den auswärtigen Mächten ohne 
Störung fortbeftehe. 

Die Inſtruktionen der Standesgefandtfhaften waren nicht 
durchweg friedlich, aber ed waren der friedlichen noch genug, um 
die Kriegsluftigen im Schach zu halten. Die radifale Partei fand 
fich feit dem Frühjahr anfehnlich geſchwächt; die Ergebniffe der 
Anarchie waren auf die fhuldigen Kantone felbft zurüdgefallen 
und ihre Regierungen wußten zur Stunde nicht, ob fie ſtark ge- 
nug fein werden, die Folgen der früheren Bewegungen zu bes 
gwältigen; zeitweiligen Troft und Aufmunterung hatte die Bes 
freiung Steiger’8 gegeben; denn in Zeiten des Bürgerfrieged oder 
feiner Borboten ift die Erhaltung oder der Berluft eines Mans 
nes von Willenskraft für jede Partei eine Lebensfrage. Diefer 
Gewinn war aber anderfeits mehr ald aufgewogen durch die neue 
Stellung St. Gallens, welche nun noch entfchiedener war als in 
den Jahren 1841 und 1842. Die Gejandtjchaften waren anfäng— 
fih bemüht, unter fich auf leidlihem Fuß durchzukommen; es 
zeigte fi) aber bald der unheilbare Riß: Mißtrauen und Haß, 
und die thatfächliche Zerflüftung am fih, hatten fhon fo tief 
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gefreffen, daß fich die einzelnen Deputirten bald in zwei ungefähr 
gleich ftarfe Gruppen theilten. Es waren dieß Züri, Bern, 
Glarus, Solothurn, Schaffhaufen, Graubünden, Aargau, Thurs 
gau, Teffin, Waadt, Bafelland und Appenzell A. R. auf der 
einen Seite, — auf der andern Quzern, Uri, Schwyz, Unterwals 
den, Zug, Freiburg, St. Gallen, Neuenburg, Wallis, Genf, 
Bafelftadt und Appenzell 3. R.; es flanden fich demnach zehn 
und zwei halbe Kantone, dieß- und jenſeits der friedlichen Mitte, 
feindlih gegenüber, manche einzelne Gefandte mehr nur grund: 
fäglich, andere nun auch perfönlich unter fich in Fehde. Hier und 
da mar ein einzelner Gefandter auch in fo glüdlicher Stellung, 
mit Männern beider Lager Verbindung unterhalten zu fönnen; 
fo jene von Genf und Stadt Bafel, außer diefen höchſtens noch 
Graubündner. Im Laufe der Verhandlungen und ded Beifam- 
menfeind wurde die Parteiung je länger je fehroffer und es fam 
fo weit, daß eine Anzahl Wahlen für den eidgenöffifchen Gene- 
ralftab, vom Oberften bis zum Major herab, durch das Roos 
vollendet werden mußten, wie die wichtigeren Standeswahlen im 
Großen Rathe zu St. Gallen; die Vorfchläge, theild vom eid- 
genöffifchen Kriegdrath, theild von einzelnen Gefandtfchaften aus- 
gehend, betrafen zum Theil Männer, welche auch eine politifche 
Färbung trugen oder deren Wahl ald Triumph der einen oder 
der andern Partei ausgebeutet werden mochte. In diefen Fällen 
fchieden fih die Gefandtfchaften in die zehn gegen zehn ganze 
Stimmen aus, wie wir fie oben gegen einander aufgezählt haben; 
die getheilten Kantone Bafel und Appenzell aber annullirten ge- 
genfeitig ihr Fantonaled Stimmrechtz dann mußte das Loos an— 
gerufen werden. Diefe Erfcheinung mar übrigens keineswegs dad 
Ergebniß bloßer Leidenschaft, fondern vielmehr der Rückſchlag der 
allgemeinen Lage der Dinge, welche die Gefandtfchaften zwang, 
die Farbe ihrer Mandanten einzuhalten.“ In jener Weife find 
mehrere eidgenöffiihe Oberften gewählt worden, unter ihnen Elg« 
ger. Die Verhandlungen über politifche Fragen nahmen wie fchon 
feit länger her die allgemeine Aufmerkfamfeit am meiften in Ans 
fprud, voran die Angelegenheit der Sefuiten. Der Vorort hatte 
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fie einfach auf den Traktanden gelaffen, ohne von fih aus Ans 
träge zu ftellen. Zwei Tage lang verwendete die Tagfakung auf 
Anhörung der Standedvoten. Bern eröffnete zuerft in menigen 
Worten feine befannte Inftruftion, erging ſich aber fpäter in 
Entgegnungen, mittelft welchen es die Jeſuiten ald wahre Scheu- 
füle der Menfchheit darftellte; die Fatholifhen Kantone fprachen 
ihrerfeitö die befannten Berwahrungen aus, fo wie ihr begrün- 
deted Entfeßen über die zunehmende Verwilderung auf dem Felde 
des eidgenöffifchen Staatörechtes, und ihre keineswegs übertriebe- 
nen Klagen über ununterbrochene, in jeder Weife fünftlich fort 
geſetzte Befehdung ihrer Eriftenz, ihrer Ruhe und ihres fozialen 
Friedens. Solothurn, Graubünden (ed fprach der Fatholifhe Ab» 
geordnete) und Zeffin thaten groß mit ihrem nichtsjefuitifchen 
Katholizismus, ohne es je wagen zu dürfen, an die freien fatho- 
lifhen Bürger ihres Kantons zu appelliren; Bafelftadt und 
Neuenburg hielten feſt an dem bundeömäßigen Rechtöprinzip; 
St. Gallen berichtete buchſtäblich was ihm in Auftrag gegeben 
worden; Aargau ftellte fich jehr unfchuldig, und meinte, wenn es 
auch den erften Anlaß gegeben, fo fei der Gegenftand wenigſtens 
dermal ohne feine Veranlaffung zur Zagedordnung gefommen ; 
Thurgau fuhr fort, das Leben in der Schweiz, fo lange Sefuiten 
in derfelben feien, für tödtlich anzufehen. Am zweiten Tag hob 
Genf an, indem es der Tagfakung das Recht zu dermaligem 
Einfhreiten abſprach, da feine genügenden Klagegründe gegen den 
Orden vorliegen, und fih demnach auf wiederholte Empfehlung 
an Quzern befchränfte, von freien Stüden auf die Berufung zu 
verzichten. Zürich, zulegt fprechend, beklagte fih ſchwer über dro- 
hende Unterdrüdung des Proteftantismus. Ergebniß: zehn ganze 
Stimmen dafür, die Angelegenheit der Jeſuiten ald Bundesſache 
zu erflären und jede weitere Aufnahme von Sefuiten in den Kan— 
tonen von Bundeswegen zu unterfagen. Das waren Zürich, Bern, 
Glarus, Solothurn, Schaffhaufen, Graubünden, Aargau, Thur— 
gau, Teffin und Waadt, nebft den mehrgenannten zwei Halbfan- 
tonen. Für Ausweifung der Sefuiten aus der Schweiz flimmten 
acht von jenen Kantonen. Ebenfo ftarf war die Anzahl Derer, 
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welche für Nichteintreten ſtimmten, weil die Tagſatzung infompe- 
tent, — nämlich die ſieben katholiſchen Kantone und Neuenburg 
mit Baſelſtadt und Appenzell J. R. Der Rückſchritt für die ra— 
dikale Partei ſeit der außerordentlichen Tagſatzung lag nun augen— 
ſcheinlich vor; damals waren bereits eilf Kantone, welche die An— 
gelegenheit der Jeſuiten als Bundesſache erklärt hatten; das 
Zuſtandekommen eines wirklichen Bundesbeſchluſſes ſcheiterte da— 
mals nur an dem feſten Willen von Genf, dem Bunde nicht eine 
Autorität einzuräumen, welche, in ähnlicher Weiſe auf andere Ge— 
genſtände und Rechtsbeziehungen angewendet, bald den Ruin kan— 
tonaler Selbſtſtändigkeit zur Folge haben müßte. Jetzt ſtand nebſt 
Genf auch St. Gallen unbeugſam ſeitwärts, und der beabſichtigte 
Bundesbeſchluß war zur Zeit eine Unmöglichkeit geworden. 

Die Kloſterangelegenheit nahm eine lange Sitzung in An— 
ſpruch; die katholiſchen Stände brachten und empfahlen ihr Be— 
gehren um Wiedereinſetzung aller Klöſter; eine Reihe der übrigen 
wollte die Sache als ausgemacht anſehen und brüſtete ſich mit 
dem fogenannten Befchluß vom 31. Auguft 1843. Aargau rüdte 
mit einem Noviziatödefret aus und rühmte es ald Beweis feiner 
willfährigen Gefinnung, mährend fchriftliche Klage der Frauen- 
flöfter vorlag über fortdauernde Verkümmerung ihrer Eriftenz; 
Bafelftadt und Genf empfahlen Vermittlung, legtered durch Nach» 
geben von Seite Aargau's in der Klofterfache, von Seite Luzern’d 
in der Sefuitenfrage. Die Erörterung wich fehr von der Haupt- 
frage ab, warf den legten Reft von Würde der Bundedverfamms 
lung über Bord und gab zu erfennen, daß die Verwilderung im 
Volke ſich wenigftend ald Anftandslofigfeit in der Tagfagung fort— 
jeße. Eine Abftimmung, die Angelegenheit ald durch die Befchlüffe 
von 1843 und 1844 erledigt zu erklären, und aus dem Abjchied 
zu entfernen, wagte die Aargauer Partei nicht, weil fie nur noch 
eilf Stimmen gehabt hätte. So ftanden acht Kantone eilfen 
gegenüber; Bafel, Appenzell und St. Gallen zählten nicht; und 
die Wiederkehr des Begehrens um Anerkennung ded guten Rechts 
war zu erwarten. Das war die Lage dieſer Angelegenheit nad 
Berfluß von fünfthalb mühfeligen Jahren! Die vielen anderwei- 
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tigen Begehren und Klagen wegen Beeinträchtigung der Klöfter 
und ihrer Vorfteher mögen der Kürze wegen übergangen werden; 
die Verhandlungen mußten fruchtlos bleiben, weil die Zerſtö— 
rung der Klöfter in den Abfichten Vieler gelegen, daher alle 
gedenkbaren Nechtögründe nichts zum Zwecke der Abhülfe vers 
mochten. 

Bedeutungsvoll war die Behandlung der Amneftiefrage; die 
brängende Sprache der radikalen Kantone gegen Luzern verftummte, 
und ed wurden die früheren Wünfhe um Amneftirung der Lu— 
zerner Flüchtlinge von denfelben ohne alle Wärme vorgetragen. 
Einläßliher fprah bloß St. Gallen, und zwar für eine gleiche 
zeitige Empfehlung an Luzern, Teffin und Wallis, Teſſin anlan- 
gend mit Anführung der Thatfache, dab noch jegt, feit den Auf- 
ftänden von 1839 und den fpätern Sahren, fünfzehn teffinifche 
Magiftratsperfonen (ehemalige Mitglieder der Regierung oder des 
Großen Rathes) ald fontumazirte Flüchtlinge im Exil umher— 
irren. Glarus wollte nun allen drei Kantonen die Amneftie bes 
fehlen. Abſchluß: dringende Amneſtie-Empfehlung an Luzern, 
nicht aber an Teffin und Wallis. Der Freifchaaren wegen wurde 
ein Bericht ded Vorortes über die (ſehr fchwachen) gefeßgeberi- 
hen Maßnahmen der Kantore gegen die Theilnehmer an Frei— 
fhaarenzügen verlefen und verhandelt. Der Vorort wurde mit 
fernerer Vollziehung des früheren Tagſatzungsbeſchluſſes beauf- 
tragt. Entfchiedener lautete ein Antrag von St. Gallen: der Vor— 
ort habe, bei drohenden neuen Freifchaarenzügen, den oder die 
Kantone, wo fie jih verfammeln, fall fie die Anfammlungen 
nicht felbft verhindern, mit eidgenöffifchen Truppen zu befegen, die 
Freifchaaren mit Hülfe derfelben zu entwaffnen und dadurch den 
bedrohten Kantonen wirkſame Sicherheit zu gewähren; aus Man— 
gel an Inſtruktionen oder gutem Willen blieb der Anwurf ohne 
Folge. Bereitwilig fchöpfte die Tagfapung dagegen 150,000 
Tranfen aus den eidgenöffifchen Kriegsfonden an die zwifchen den 
betheiligten Kantonen akkordirte Loskaufsſumme für die gefangen 
gewefenen Freifchaaren; der Loskaufsvertrag erhielt dadurch feine 
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ſchuldige Kantone. Die Freiſchaarenhäuptlinge Ochſenbein und 
Mollet, eidgenöſſiſche Stabshauptleute, wurden aus dem eidge— 
nöſſiſchen Stabe geſtrichen. Ein Antrag Luzern's zu gleicher Vers 
fügung gegen Mori; Barman aus Wallis fand feine genügende 
Unterftügßung; diefer hinwieder, Flüchtling noch immer, hatte 
Schuß verlangt gegen die Wirkſamkeit des Zentralgerichted, und 
Einleitung des ordentlichen Strafverfahrens gegen ihn; die Tag- 
fagung jchritt darüber zur Tagesordnung. In Berbindung mit 
der politifchen Lage ftand eine längere Erörterung über reglemen= 
tarifche Abhaltung des Uebungslagers von 1846. Luzern und die 
ihm befonderd befreundeten Kantone hatten Grund zu beforgen, 
daß bei herrichender Gereistheit der Bevölkerungen verfchiedener 
Kantone ein Zufammentreffen ihrer Truppen zu Mißhelligfeiten 
und Unordnungen führen möchte; fie unterließen jedoch, beſtimmte 
Anträge gegen die Abhaltung des Lagers zu ftellen. Die übri- 
gen Kantone fanden, daß man nicht immer das Schlimmite be- 
forgen folle und zählten auf ruhigen Verlauf; dabei hatte es fein 
Bewenden. Die Garantie der Wallifer Berfaffung erhielt die Mehr: 
heit der Stimmen noch nicht, wegen der befannten Ausfchließung 
des proteftantifchen Kultus. Gegen die Garantie erhoben fich bes 
fonders Bern, Aargau, Waadt, Glarus und Bafellandfhaftz Zürich, 
Graubünden, Genf, Neuenburg und Schaffhaufen hielten aus 
ähnlichen Gründen zurück; ungelegen fam einzelnen diefer Kan— 
tone die Nachmweifung des St. Gallifhen Gefandten, daß die erfte 
neue Wallifer Berfaffung vom Jänner 1839 in bewußtem Punkt 
ganz gleichlautend geweſen fei mit derjenigen von 1844 und 
damals gleihwohl ohne Anftand und eilig von Waadt und Bas 
felland unter eidgenöffifche Garantie genommen worden fei, ohne 
Zweifel auch bald die Garantie der übrigen „liberalen“ Kantone 
erhalten hätte, falls nicht die befannte Nefonftituirung geboten 
worden wäre. So fehr hatten fich feit fünf Jahren die Dinge 
geändert; man wog fie jegt auf der Fonfeffionellen Waag- 
fhale. Große prafiifhe Bedeutung hatte jener Streit übrigens 
nicht; es waren damald mehr nicht ald 250 bis 300 Proteftan- 
ten in Wallis, zerftrent in 169 Gemeinden lebend, 
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Von den manchen militäriſchen Berathungsgegenſtänden ver— 
dient Erwähnung die von Teſſin in Antrag gebrachte Herſtel— 
lung der alten Feſtungswerke bei Bellinzona; fie fand anfehn- 
lichen Widerftand, der auch dadurch begünftiget war, daß eine 
Empfehlung feitend des eidgenöffifhen Kriegsrathes nicht vors 
lag. — Ein wichtiger Rechtöftreit waltete zwifchen den Kantonen 
Freiburg und Waadt: der ganze Murtnerfee mit einem Theil der 
Broye ftand in Frage und Freiburg behauptete den Poſſeß; die 
Kantone hatten früher ihren Jurisdiktionsſtreit durch Feftnehmen 
jelbft von Landjägern geführt. Vorläufig ſprach Waadt die Rechte- 
anficht aus, daß die Frage, wie weit die Souveränetät des einen 
und des andern Kantons reiche, nicht vom eidgenöffifchen Rich— 
ter, fondern von der Tagſatzung zu entjcheiden fei. Der Entſcheid 
blieb vertagt. — Die Verhandlungen über die Bundesrevifion 
blieben ftationär; der Kampf, ob Verfaffungsrath oder nicht, hatte 
feine Bedeutung verloren, feitdem man fürchten mußte, daß, ab» 
gefehben von Aufftellung jener außerordentlichen Behörde, die Lö— 
fung der Frage zuletzt durch die Gewalt der Waffen herbeigeführt 
werde. Bon den Gegenftänden aus dem Gebiete der Nationals 
öfonomie war der wichtigfte die Löſung der Handeldfrage; von 
der eidgenöffifhen Erpertenfommilfion waren Mehrheitd- und 
Minderheitögutachten erftattet worden, in Folge deren ſich die 
Stände zu äußern hatten, ob allgemeine Schugmaßregeln, na= 
mentlich mittelft Aufftellung eiued allgemeinen Zollſyſtems gegen 
Außen, nothwendig, wünſchbar oder möglich, oder von Allem das 
Gegentheil feien. Im Ganzen blieben die fogenannten agrifolen 
Stände (Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug) in biöheriger 
Paffivität, fie zeigten fich dem Srgreifen jener Maßregeln wenig: 
tens abgeneigt; in förmliche Oppofition gegen diefelben haben 
ſich wie immer die Grenzfantone Genf, Waadt, Neuenburg und 
Baſel geftellt, indem fie nicht bloß alle Kompetenz der Tagſatzung 
abfprachen, fondern überhin die Zweckmäßigkeit von Schußjolls 
maßregeln entjchieden beftritten. Glarus hatte die ſchwierige Aufs 
gabe der Vertheidigung eingreifender Maßnahmen übernommen 

19 * 





— 22 — 


und blieb fo gut als allein; andere Stände waren ſchwankend 
oder wollten doc nur auf dem Vertragswege für Zentralifation 
der Zölle vorgeben; Zürich und St. Gallen hatten den Gegen« 
ftand noch in Unterfuchung; fo ergab fich eine Mehrheit für Bei- 
behaltung des „freien Handelö“, nur vier Stände für Verlegung 
der Zölle an die Grenze, womit jedoch die Frage der Errichtung 
einer innern Zollunion auf dem Konkordatswege nicht ausge 
fchloffen blieb. Nah Erfhöpfung der Traktanden brachte Neuen- 
burg den Antrag auf bloße Vertagung, der fchlimmen Zeitläufe 
wegen; er erhielt feine Mehrheit. Es erfolgte demnach die Auf: 
löfung der Tagfagung (22. Auguft). „Nocd nie ift die Tagfagung, 
fo fchroff in zwei Parteien gefchieden, auseinandergegangen;@ fo 
fihrieb damals ein aftived Mitglied der Bundesbehörde. Wirklich 
hatten fih im Laufe derfelben die gegenfeitigen Stellungen je 
mehr und mehr verbittert; ein außerordentliches Ereigniß, das 
wie ein Blitz in’d ganze Schweizerland fchlug, hatte auch auf die 
Berhältniffe in der Tagfagung die verderblichften Einflüffe geübt. 

In Unter-Eberfol war am 19. Juli Abends Rathsherr Jo— 
feph Leu, der fromme Führer der Quzerner Demokraten, wie immer 
heiteren Gemüthes zur Ruhe gegangen. In mitternächtlicher Stunde 
Ihoß ihn ein Böfewicht todt im Bett, neben Gattin und Kind. 
Die Trauernahricht ging wie ein Lauffener durch die Eidgenofs 
fenfchaft, gelangte Sonntags den 20. auch nad Zürich und am 
folgenden Tag war fie der Gegenftand des Gefpräches unter den 
wiederverfammelten Standesgefandten. Munzinger beklagte den 
Todesfall mit den Worten: „Leu war der einzige redlihe Mann 
feiner Barteil® Hat die Leidenschaft bei Staatdmännern einen 
folhen Grad erreicht, wie ift da noch Berftändigung, oder auch 
nur leidliches Nebeneinanderleben möglih? — Kaum war die 
Trauerbotichaft im Kanton Luzern befannt geworden, entitand 
grenzenlofe Erbitterung im Volk, fo daß Erzeffe beforgt wurden; 
der befjere Einn der Luzerner Landleute hat fi ſolche indefjen 
nicht zu Schulden fommen laffen. Maſſenhaft firömte die Be— 
völferung aus Ruswyl, Hochdorf, Hitzkirch, mit Unterbrechung des 
Gottesdienftes, nach Eberfol zu Leu's Reiche. In der Stadt ſchoſſen 
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trübe Gerüchte wie Pilze auf; der Gedanke an politifhen Mord 
wurde die Meinung Vieler. Die Polizei fchritt eiligft ein, ver 
hieß eine Belohnung von 2000 Franken Demjenigen, welcher be 
flimmte Indizien über die Perfon ded Thäterd beibringe, eine 
foldhe von 6000 Franken für mwirflihe Entdefung und Einbrins 
gung des Mörderd. Der Große Rath, am 21. verfammelt, bes 
trachtete in düfterer Schweigfamfeit das mit Kränzen umwundene 
Bildniß des Gemordeten und beftellte eine Abordnung zur Theil 
nahme an dem feierlichen Leichenbegängniß; eben fo der Regie— 
rungdrath und der Erziehungsrath, deffen Mitglied Leu gemefen. 
Nicht minder ernft, rührend und allgemein war auch die Bethei- 
ligung ded Volkes; mehr denn 8000 Menfchen erfchienen, „dem 
edeln Landesvater die letzte Ehre zu ermeifen,“ unter den An— 
wefenden auch Gäfte aus den Urfantonen und Fatholifh Aargau. 
Daß Leu's Tod einem Morde beizumefjen, war ohne Verzug uns 
zweifelhaft ermittelt; die Spuren der Flucht des Thäters zeigten 
ſich alsbald; diejenigen, die ſich zuerft dem Leichnam näherten, 
rohen noch den Pulver- und Schwefeldampf; die mit Beförde- 
rung vorgenommene Legalfektion zeigte, daß ein tödtliher Schuß 
beigebracht worden, der von der rechten Unterleibshöhle durch die 
edeliten Theile der Eingemweide hindurd und zum hintern Theile 
des Schulterblatted hinausdrang. Deffenungeachtet gefchah das 
Scheußlichfte, was fich erfinnen ließ. Die „Neue Zürcher Zeitung“, 
damals das meift verbreitete Blatt in Zürich, das zudem in den 
liberalen Kreifen der Schweiz und des Auslandes über Schweizer 
Angelegenheiten meift mit Erfolg den Ton angab, ſprach behend 
und mit feder Beftimmtheit die Meinung aus: Leu habe ‚durch 
Selbftmord geendet. Die beffere radikale Preffe (von der fchlech- 
ten nicht zu reden), anfänglich ergriffen vom Greigniß, ftimmte 
nun alsbald ebenfalld in die frehe Lüge ein. Die „Neue Zür— 
her Zeitung“ aber blieb bei dem erften Wort nicht ftehen; fie 
brachte fpaltenlange Artifel, um die zahlreichen Leſer des Blattes 
für ihre Behauptung und Darftellung der Kataftrophe zu gemwin- 
nen, tobei fie ein außerordentlihes Maß von medizinifher und 
juriftifcher Spipfindigfeit zum Beften gab. Die Berfaffer folder 
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Artifel waren entweder Quzernifche Flüchtlinge oder ihnen befreun- 
dete Korrefpondenten aus Luzern felbft. Was die Nadifalen Lu— 
zern’3 der Gegenpartei in Folge der Nachricht vom Tode des 
flüchtigen Oberftlieutenants Guggenbühler (Dezember 1844) vor- 
geworfen hatten: „über feinen Tod ftreuten die Feinde des Ders 
blicyenen abfcheuliche Gerüchte aus und legten ihm einen verüb- 
ten Selbftmord zur Laſt,“ — das thaten fie nun felbft, aber mit 
beifpiellofer Hartnädigfeit und Ausdauer, während das Tieblofe 
Gerede gegen Guggenbühler nur vorübergehend gewefen und fchnell 
verftummte. Ernſte und redliche Blätter, wie die „Eidgenöffifche 
Zeitung® in Zürich und die „Basler Zeitung®, traten der empö— 
renden Anklage gegen Leu mit Nahdrud entgegen; fie fagten: 
ein Mann, deijen Neligiöfität feine erheuchelte, fondern eine tief 
gefühlte und im Leben bewährte geweſen, — deijen Firchlicher 
Glaube, dem er unbedingt vertraute, den Selbftmord für eine 
fhmwere Sünde gegen Gott erkläre, — deſſen lebensfrohes, von 
Melanholie ganz und gar freied Weſen feinen Gedanken an 
Selbftmord auffommen laffen Fonnte, — ein Mann, deffen Ber: 
mögend- und Yamilienverhältniffe darüberhin fehr glücklich waren 
und der unter feinen Mitbürgern das größte Anfehen genoß, — 
fönne fein Selbfimörder fein, vollends nicht im Bette ruhend, 
in der Nähe feiner Frau und feines Kindes; unter folhen Um— 
ftänden jei die Behauptung eines Selbftmorded moralifher Un- 
finn, wie es phyſiſch unmöglich, fich durch einen Schuß tief in 
die Seite und hinauf zur Schulter das Leben zu nehmen und 
das Gewehr dann unfichtbar zu machen, mit dem es gefchehen. 
Mar ed jchon ein bedauerlides Zeichen der moralifchen Zerrüt- 
tung in der Schweiz, daß ed unerläßlich geworden, der frechen 
Lüge während längerer Zeit die Argumente des gefunden Ber: 
ftandes und die Gebote der Ehrlichkeit, der Humanität und der ° 
hriftlichen Liebe entgegenhalten zu müſſen, jo erfcheint noch ala 
viel beflagendwerther, daß der Eindrud jener Züge in einem Theile 
der radifalen Bevölkerung der Schweiz nie ganz hat verwifcht 
werden Fönnen, felbft ald die zuverläffige Ausmittlung des Mör- 
ders erfolgt war. Und wie Leu ein Selbftmörder hatte fein müſſen 
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in den Augen ſo vieler Verblendeter in der Schweiz, ſo geſchah 
es auch im Auslande: die viel geleſenen (ſogenannten liberalen) 
franzöſiſchen Blätter ſchrieben nach, was ſie ihrer Parteiſtellung 
zufolge ſo bereit waren zu glauben oder doch zu wünſchen. Aber 
auch ſolche, welche in Leu einen Gemordeten ſahen, gaben Beweiſe 
von entſetzlichem Parteifanatismus; es gab Frauen ſogar, die bei 
der Nachricht von feiner Ermordung ausriefen: „Gott ſei Dank, 
daß diefer Nuheftörer todt ift!* 

Bald nach der Ermordung Leu's eilte Schultheiß Siegwart 
nad) Luzern zurüd, wo er Dringenderes zu thun hatte, ala an 
der Tagſatzung; für ihn nahm nun Schultheiß Nüttimann den 
Gefandtichaftspoften ein, unterftügt durch den allen Borfommens 
heiten gewachſenen Staatöfchreiber Meyer. Es galt vor Allem 
den oder die Mörder zu entdeden. Siegwart hatte aber auch per- 
fönlihe Gründe; von den vielen verbrecherifhen Aufrufen der 
Preffe, befonders jener in den Freifchaarenfantonen, zum Morde 
mißfälliger Magiftratöperfonen (am meiften wurden Siegivart, 
Meyer und Leu ald Opfer, die zu fallen beftimmt feien, bezeich» 
net) war nun ein erfter fchauerlicher Erfolg vorhanden; in Zürich 
und der übrigen radikalen Schweiz war jedenfalld noch weniger 
Sicherheit für Siegwart und andere Bedrohte, als in der eigenen 
Heimath. Der Geichichtfchreiber iſt pflichtig, dieſe perfönlichen 
Gründe auch anzuführen, obwohl er keineswegs der Anficht ift, 
dag fih Siegwart durch diefelben habe beftimmen lafjen. Welches 
die Stimmung in den amtlichen Kreifen Luzern's in Folge des 
Trauerereigniffed gewefen, zeigte eine Stelle im Bericht der Re— 
gierung an den Großen Rath vom 21. Zuli: „Ein fchredlichereg 
Verbrechen hat die Gefchichte des Kantons Luzern noch niemals 
geſehen es iſt ein Brandmal für die Faktion, aus wel— 
cher der Mörder hervorging, die würdige Vollendung der Grund— 
ſätze, welche für Aufruhr, Landesverrath, Beſtechung, Meineid 
leichte Entſchuldigung, ja offene Belobung haben.“ Die Regie— 
rung glaubte alſo an ein Mörderfomplot, welches der ihr gegen« 
über ftehenden radikalen Partei zur Laft falle. Ein folhes gründ» 
ih an den Tag zu bringen, berief fie, ald außerordentlichen 
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Unterſuchungsrichter, den Mann, welcher damals vor allen An« 
dern feines Faches im Rufe ftand, jedem, auch dem fchwierigften 
Kriminalprozeſſe, gewwachfen zu fein; das war Wilhelm Ammann, 
Berhörrichter im Kanton Thurgau, der ſich nicht lange zuvor durch 
eine amtliche Darftellung des Heimathlofens, Vaganten- und Gau- 
nerwefend in der Schweiz das Vertrauen aller mit Polizei- und 
Straffahen vielfach geplagten Beamten und Richter erworben 
hatte. * Dem Verhörrichter Ammann wurde ebenfalls die Durchs 
führung des Unterfuch® gegen die von den Dezember: und März. 
Greigniffen ber Angeklagten übertragen. Ammann hatte gegenüber 
der aufgewühlten Schweiz eine ſchwere Aufgabe übernommen ; 
von dem Beginn feiner Verrichtungen an fließ er auf ununter- 
brochene Hinderniffe in und außer dem Kanton, und bald war 
er auch der Gegenftand des grimmigften Haffed von Seite der 
radifalen Partei. Ammann ließ ſich indeffen nicht irre machen und 
erfüllte mit feltenem Muth die übernommenen Pflichten. Ein 
Gleiches ihat die Luzerner Polizei, an deren Spitze Schultheiß 
Siegwart ftand. Das meifte zur Ausmittlung des Mörders trug 
indeffen die Denunziation eines Michael Adermann aus dem 
Kanton Luzern bei, welcher, als Flüchtling in Zürich mweilend, ge- 
gen Ende Juli dem Luzerner Gefandten Meyer in weitläufiger 
Depofition den Hergang ded Mordes eröffnete und den Mörder 
in der PBerfon des Jakob Müller, von Stechenrain, Kantons Lu— 


* „Aktenbericht über eine, gegen mehrere jogenannte Heimathloſe geführte 
Polizeiprozedur u. |. w. in Beitrag zur richtigen Beurtheilung der wahren 
Verhältniſſe diefer Leute. Frauenfeld 1843—1844." In diefem Bericht ift das 
Treiben der meift ausländifchen gefährlichen Vaganten enthüllt, die man gemeine 
bin Heimatblofe nannte und als ſolche auch anjah. Die fo viel befprochene „‚Hei- 
matblofigfeit” wurde dadurch in ein ganz anderes Stadium der Beurtheilung 
geftellt und fonnte von nun an nicht mehr fo leicht als bloßes Mittel zu fehön- 
rebnerifchen Tiraden ausgebeutet werden, mit denen fi Mancher in Vereinen 
und Zeitjchriften jpreizte, der von der Sache wenig oder nicht? verftund. Die 
Schrift ſchloß, für Abhülfe gegen jenes läftige Gauner: und Vagantenweſen, mit 
durchgreifenden Vorſchlägen, die Norm und Grundlage für alle fpätern Be: 
ratbungen fchmweizeriicher Behörden wurden und zufegt in dem Bundesgeſetz vom 
3. Dezember 1850 über die Heimatblofigkeit ihren Abichluß gefunden haben. 
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sern, bezeichnete. Müller ward alsbald verhaftet, von nun an die 
Unterfuhung im umfaffendften Maßſtab geführt. Perfönliche Ver— 
höre mit Adermann, zu welchen cr mit Sicerheitöbrief (als 
Garantie für die ihm vorläufig von der Gefandtfchaft verfprochene 
Begnadigung) nach Quzern ſich begab, lieferten die Spuren des 
wüften Gemwebed und zugleich die Mittel, mit Erfolg auf ein 
Geftändnif des Thäters einzumirfen. Nah beinahe dreimonatlichem 
beharrlichen Läugnen erfolgte ein ſolches am 31. Dftober in Folge 
einer Konfrontation, deren Berlauf dem Inquiſiten Feine weitern 
Ausflüchte übrig lieh. Müller, ein durchaus Fiederlicher Menſch, 
war mit einem ald Mitwiffer ebenfall® in Unterfuch gezogenen 
Bruder Befiker eined Bauernhofes, dabei aber ökonomiſch in fehr 
fchlechten Umftänden, hatte fi) bei dem erften Aufſtande bethei- 
liget, dann eine Zeit lang im Aargau herumgetrieben und da ge- 
hört, wie viele Flüchtlinge gefagt, daß Leu, Siegwart und Koft 
weggefchafft werden müßten. Nach Haufe zurücgefehrt, von Haß 
gegen Leu durchdrungen, deffen Einfluffe auf den Gang der Dinge 
er eine frühere Haft zufchrieb, befaßte er fih von dann an mit 
dem Gedanken, den Rathäheren zu erfchießen, falld er ein „Or— 
dentliches« dafür befäme. Eigene innere Verdorbenheit, die Hoff: 
nung auf folche Weife ſich vor öfonomifhem Ruin zu retten, der 
fheußliche Leichtſinn, mit welchem damals der politifche Mord 
öffentlich befprochen, empfohlen und als letztes Parteihülfsmittel 
bezeichnet wurde *, und mehrfache wenigftend mittelbare Aufmun— 


* Als Probe diefer Sprache führen wir an: den Brief de& aarganifchen 
Pesirfeammanns WMeibel, welcher zur Zeit der Freifchaaren feine Gefinnungs- 
genoffen aufforderte, Siegwart, Leu und Meyer „daran glauben zu lajjen”; 
Aufrüfe zu den Bären und MWolfsjagden gegen „Sefuiten und Ariftofraten”; 
der Rath zu Errichtung eines wandernden Galgend zur Vertilgung aller dem 
Volksbunde nicht befreundeten Schweizer; die Aufforderung, die Thuner Allmend 
zum Galgenfeld umzuwandeln, um jeden, den das Volk nicht ald radikal erfenne- 
da aufzubängen,, ein Spiel der Winde und Fraß der Naben. Der Drohbriefe 
und Hobngedichte nicht zu gedenken, welche Ammann mittheilt in der Schrift: 
„Die Kriminalprozedur gegen Jakob Müller von Stechenrain, Zürih 1846. 
Später, unmittelbar nah dem Mord, erichien in Bern in dem fogenannten 
„Guckkaſten“ eine Karrifatur auf die Ermordung und das Begräbniß Leu’s, 
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terung trieben den Müller zur That. Hauptfahe war ihm dabei, 
fih einer namhaften Summe ald Blutgeldes zu verfihern. Zu 
diefem Zwecke machte er zu verfchiedenen Zeiten mehrere Gänge 
in die Stadt Quzern, auch zu einigen Perfonen auf der Land» 
fhaft, dann nah Zürich. Er glaubte ſich gededt, hielt den Kohn 
für gewiß in Folge mehrerer Geldverfprechen, welche Müller bis 
in die legten Tage feines Lebens ald fürmlich gefchehen behaup- 
tete, und fchritt zu Ausführung des Verbrechens, als ihm die 
Zeit hiefür durch Winke Vertrauter ald die Geeignete bezeichnet 
worden. Nächtliher Weile jchlih er in das ihm mwohlbefannte 
Haus des Großraths Leu und in deſſen Schlaffammer und that 
den tödtlichen Schuß, bei mondheller Nacht, auf den im Bette 
ruhig Schlafenden. * In den nächften Tagen wollte er dann bei 
einzelnen Perfonen in Luzern und in Zürih die ihm, wie er 
meinte, im Ernſt verfprochenen Summen erheben, ** ging aber 
beinahe leer aus, während er von verfchiedenen Seiten her zus 
fammen auf 60,000 Franken gerechnet hatte. Darauf folgte die 
fhon gemeldete Verhaftung. Der Prozeß nahm bald eine Wen- 
dung, welche die Borausfegungen der Behörden zu beftätigen 
fhien. Aus den Angaben des Mörders und‘ mehrerer Mitwiffer, 


voll Hohn und Spott auf das Opfer der Meuchelei, voll Beifall und Applaus 
an die Mörder, mit dem teuflifchen Aufruf: „vivat sequens!* zu neuem 
Mord; der Wiſch wurde auch in andere Kantone eingeichmuggelt. Kein Wun— 
der, wenn aus der Mitte des Volkes hier und da fich eine blutdürftige Rohheit 
fundaab; als die Nachricht vom Mord nah Gt. Gallen kam, wurde an offenem 
Wirthstiſch gelagt: „Der hat ein Trinkgeld verdient!" Ein anderer rief aus: 
„Hat's einmal Einen! will man nun noch die zwei, drei andern auch auf die 
Seite fchaffen, jo geb’ ich auch noch eine Hand voll Thaler!” 

* Derfaffer hat ungefähr acht Tage nah dem Geftändnig einem Verhör 
beigewohnt, welches mit dem Inquifiten vor mehreren Gerichtäperfonen vorge: 
nommen wurde. Auf Einladung des Verhörrichterd Ammann erzählte Müller 
bei dieſem Anlaß den ganzen Hergang und zeigte zugleih, mit der Mordwaffe 
in der Hand unter der Gefängnißtbüre jtebend, wie er durch die Thüre des 
Schlafjimmers den Mord vollbradt. Zu den Anwefenden jagte er dann noch, 
auf das Gewehr zeigend: „Seht Ihr Herren, das ift der Fluch (das Unglücks— 
werfzeug) mit dem ich's gethan habe.“ 

#6 Mach Luzern nahın er zu diefem Ende, aftengemäß, einen Sad mit. 
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unter welchen deifen Bruder Anton Müller und der fchon ge 
nannte Denunziant Adermann, in Berbindung mit einigen bei 
gebrachten Korrefpondenzftüden, ergab ſich eine Reihe von Inzich— 
ten auf Mitfehuld gegen mehrere theild im Kanton Quzern felbft, 
theild als Flüchtlinge außer demfelben wohnende Luzerner Bür— 
ger, unter ihnen Altoberrichter Bühler von Büron, Lieutenant 
Ludwig Brunner von Küfhmwand, Venanz Neinhart von Lu— 
zen, Hauptmann Karl Rudolf Corragioni von ebendafelbft, 
Altamtsrath Hüsler von Eſchenbach, Ludwig Ineichen von 
Rothenburg, Altregierungsrath Lauren; Baumann von Ober: 
firch, endlich Adlerwirth Troller in Luzern, Bürger des Kantons 
Solothurn. Sie alle waren durch die Aften der Miturheberfchaft 
oder der Begünftigung ded Mordes beinzichtet, Bühler, Corra— 
gioni, Hüsler und Ineichen insbefondere als diejenigen bezeich- 
net, welche anfehnliche Geldverfprehungen zu Gunften des Mör— 
ders gemacht haben follten. Gorragioni, Hüsler und Syneichen 
wurden in Haft und Unterfuhung gezogen, Bühler und Treller 
bei den Regierungen von Bafelland und Solothurn vequirirt, 
auf deren Gebiet fie fih geflüchtet hatten, Bühler wenige Tage, 
nachdem ihm der Mörder in perfönlihem Beſuch zu Zürich den 
Bericht von der gefchehenen That gebraht und den Blutfold ab- 
gefordert. hatte, und nachdem in dem benachbarten Höngg wie in 
Zürcher Kaffehäufern bereits viel Gerede über die Beranlaffung 
des Mordes in Umlauf gefommen, — Troller, nachdem Müller 
fogleih nah dem Mord zu ähnlichem Zwed ihn im Gafthaus 
zum Adler befucht und zu geheimer Unterredung auf die Seite 
genommen hatte. Bon Bafelland und Solothurn wurde die Auss 
lieferung der beiden Requirirten, obwohl fie auf Grund eines 
eidgenöffiihen Konfordated gefordert wurde, unter der Behaups 
tung abgelehnt, daß die Inzichten nicht als genügend erfchienen 
oder vollends jeden Verdacht einer Mitfhuld oder Begünftigung 
ausfchließen. War die Erbitterung zwifchen Luzern und denjenigen 
Kantonen , von welchen dortige Regierung ſchon lange her 
ununterbrochen befehdet wurde, fchon früher groß gemwefen, fo 
erreichte fie nun ihren Höhepunkt, Die moralifche Ueberzeugung 
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von der Mitfchuld war nun einmal bei der Regierungspartei in 
Luzern feftgeftelt und zugleich auch außer dem Kanton von Allen 
getheilt, welche die politifchen Bewegungen diefer Jahre nach den 
Grundfägen des firengen Rechtes beurtheilten; die Akten felbft 
ſchienen die moralifhe Ueberzeugung bald zur rechtlichen zu geftal- 
ten. Allein die Unterfuhung mußte, bei den eingetretenen poli- 
tifchen und andern Hinderniffen, eine unvolftändige bleiben. Nach 
längerer Bemühung der Unterfuchungsbehörden, ein zufammen- 
hängendes Ergebniß zu erhalten, ſah fih das Obergericht zur 
Schlußnahme veranlaßt (9. Januar 1846), die Beurtheilung des 
geftändigen Mörderd von jener der übrigen Inkulpaten zu tren- 
nen. Für den Kanton Quzern war dieß ein Aft politifcher Klug- 
heit, denn die Gerechtigkeit forderte ihr Opfer, dad Bolt Sühne 
des Verbrechens, die Ruhe des Landes Entfcheide. Jakob Müller 
wurde zum Tode verurtheilt und mit dem Schwert hingerichtet 
(31. Jänner). * Die Unterfuchung gegen die andern Angefchul- 
digten verfchleppte fich in die folgenden Jahre hinaus. 

Der Kriminalprozeß gegen Müller führte ein Ereigniß her— 
bei, das mehr ald alle übrigen Einzelnheiten der Prozedur die 
öffentliche Aufmerkfamfeit im In- und Ausland auf fich zog. 
Unmittelbar, nachdem der Mörder fein Geſtändniß abgelegt hatte, 
Schritt das Verhöramt zur Verhaftung des Großraths Dr. Kafimir 
Pfyffer, gewefenen Präfidenten des Appellationdgerichts. Es war 
zwar nur VBorunterfuchungd- oder Polizeihaft, aber der Bericht, 
welchen hierüber das Verhöramt dem Großen Nathe erftattete, 
(3. November) ließ Ernftered erwarten. Das gleiche Aftenftüd 
bezeichnete den Berhafteten ald unter der Zahl Derjenigen ftehend, 
„denen der Mörder von feinem Vorhaben Kenntniß gegeben, fich 
bei ihnen Raths geholt,“ zugleich ald einen „durch feine Stellung 
im Staate zur Heilighaltung der öffentlichen Sicherheit beſonders 
verpflichteten Mann.“ Möge die Prozedur, fo fuhr der Bericht 


* Noch am Tage vorher gelangten an Schultheiß Siegwart Drohbriefe aus 
dem Aargau, welche ihm und Andern den Tod drohten, wenn Jakob Müller 
hingerichtet würde. 
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weiter fort, gegen ihn ſpäter erweiſen was da wolle, „ſo erſcheint 
jetzt ſchon die Thatſache gegen ihn feſtgeſtellt, daß er es unter— 
laſſen hat, die Abſicht des Mörders zu verzeigen vor und nach 
der That.“ Der Große Rath genehmigte die Fortdauer der Haft 
und ſcheint auch ſpätere Anträge auf Spezialunterſuchung erwar—⸗ 
tet zu haben. Pfyffer's Haft dauerte drei Wochen lang, eben ſo 
läftig für ihn als kompromittirend für die Regierung. Das Er— 
gebniß des Unterfuhs war fein anderes, ald daß Jakob Müller 
zweimal wegen Errichtung einer Pfandverfchreibung auf fein Gut 
bei ihm gemwefen und das zweite Mal, ald er ungünftigen Be— 
ſcheid erhielt, in fchwere Drohungen gegen Leu audgebrochen fei, 
Pfyffer fodann ihn von verbrecherifcher Handlung abgemahnt 
habe; dag Pfyffer, in Bezug auf eine rechtliche Denunziationd- 
pflicht, folche ablehnte, übrigens ſich darauf berief, einige Zeit nad) 
der Berhaftung Müllers von der gefchehenen Drohung die Staates 
anwaltihaft in Kenntniß gefeßt zu haben. Nach erwähnter Frift 
wurde diefer erſte Rechtögelehrte Luzern's aus Unterfuch und Haft 
entlaffen und jeder weitere Schritt gegen ihm unterblieb. Gleich 
nachher wohnte Kafimir Pfyffer ald Mitglied einer Sitzung des 
Bezirkögerichts bei und fpäter gab er in eigener Schrift feine 
Rechtfertigung heraus. * Wie Scleuniger im Aargau, fo war 
auch Pfyffer in Luzern die Zielfheibe ungeſchickter Rohheit: die 
erften zwei Tage lang mußte er in der nämlichen finftern Zelle 
fiten, in welcher unmittelbar vorher der Mörder Müller längere 
Zeit gefeffen, und in welcher ganz befondere Vorkehrungen gegen 
allfällige Befreiungsverfuche getroffen waren. Höhere und niedere 
Angeftellte in beiden Kantonen und auf beiden Parteien litten 
faft durchgehende an folcher Befangenheit, daß fid erwähnte Ders 
fündigungen an der Rechtöpflege leicht erklären, freilich nie ent- 
fhuldigen laſſen. Der Berfaffer diefed Buchs, der die vielfachen 
über den ganzen Prozeß erſchienenen Drudichriften und anderes 
Material durchlefen, wurde von Edel ergriffen, ale er fo oft von 


* Meine Betheiligung an der Rathsherr Leu'ſchen Mordgeichichte. Zürich, 
1846, 
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„Roth und „Schwarz“ Iefen mußte; es wurden nämlich die Kon- 
fervativen Luzern's die „Rothen“, die Liberalen oder NRadifalen 
die „Schwarzen“ genannt. Drang aber der Parteigeift auch in 
die Juſtizpflege, fo haben es die höher geftellten Männer (wohl 
beider Parteien) weit mehr verfchuldet, ald die bloßen Werkjeuge 
in untergeordneten Stellungen. Gewöhnlih ſchwiegen die Höher: 
geftellten zu den Fehlern oder Schlechtigfeiten, die von der eige- 
nen Partei begangen worden. E3 ift namentlich eine höchſt be: 
dauerlihe Erfcheinung, daß die Liberalen der Schweiz, nachdem 
fie im Laufe des vorigen und im Anfange des jegigen Jahrhun— 
derts jedes gerichtliche Einfchreiten der Altern Regierungen als 
defpotifche Juſtizgräuel verfchrieen hatten, hinwieder gegenüber allen 
Gemaltthaten, die bei Anlaß der aargauischen (früher auch der 
bernifchen und teffinifchen) Händel auf dem Gebiet der Rechter 
pflege begangen wurden , fein Wort des Tadeld zu finden wuß— 
ten. Leider hüllte auch Kafimir Pfyffer, einer Derjenigen, deren 
Wort Großed und Gutes in der Eidgenofjenfhaft vermocht hätte, 
wenn es überall und zu rechter Zeit gefprochen worden wäre, 
bei jenen Anläfjen ſich gewöhnlich in Stillfhweigen ein, und 
fein außerordentliher Scharfjinn, feine juriftifhe Gründlichfeit 
und Belefenheit, fein Eifer für fledenlofe Rehtöpflege traten 
im Laufe der langen Schweizerwirren in der Negel nur dann 
hervor, wenn Leute, denen das Prädifat „liberal zu ftatten Fam, 
der Gegenftand widerrechtlicher Verfolgung oder brutaler Behand- 
lung wurde. So wirkt der Unſegen, der auf den Parteiausfcheis 
dungen haftet. Auf betrübende Weife trat das Parteimefen in 
diefem Prozeffe befonderd auch in Zürich hervor. Während Am— 
mann für Ausmittlung aller Berfonal- und thatfächlihen Pers 
bältniffe, welche zur Entdedung des oder der Thäter, vor Allem 
aber zur Ausmittlung von alfälliger Urheberfchaft im Kreife der 
zahlreichen Luzerner Flüchtlinge führen fonnten, thätige Mitwir- 
fung bei der ftädtifchen Polizei in Zürich fand, hatte er dagegen 
mit manchen formalen Hinderniffen zu fämpfen, wenn es fih um 
Unterflügung feitens der dortigen kantonalen Behörden handelte; 
feinen Mittheilungen und Unterfuchungsergebnifien wollte man 


— 300 — 


feinen oder nur befchränften Glauben beimefjen oder tadelte fie 
ald Erzeugniffe verpönter Torturmittel, dieß in fo hohem Grad, 
daß der Luzernifche Verhörrichter zuletzt felbft das fürmliche Er- 
ſuchen an die Zürcher Gerichtöbehörden ftellte, ſich durch perſön— 
liche Abordnung und Einfihtnahme in die Akten eines Beffern 
zu belehren. Das Alles mochte dad Miptrauen nicht heben, weil 
ed auf ganz abweichender politifcher Richtung beruhte. In der 
Auslieferungdfrage handelte die Regierung von Zürich wie Bar 
felland und Solothurn; fie antwortete bezüglich des beinzichteten 
Lieutenant? Brunner (Flüchtling) ablehnend, indem fie dem res 
quirirten Kanton ein unbedingtes Entfcheidungsrecht zufchrieb, 
welches das eidgenöffiihe Konfordat in feiner Weife vorbehalten 
hatte. * Die Preſſe bemächtigte ſich auch dieſes Streited und be= 
urtheilte ihn je nach ihrer politifchen Stellung. Bor allen aber 
war ed noch immer die radifale zürcherifche Prejje, welche dem 
Verhörrichter Ammann am fchärfiten zu Leib flieg; er fah fih 
zuleßt genöthiget, Injurienprozeſſe gegen drei zürcherifche Blätter 
anzuheben. — jun diefer traurigen Zeit war zu Quzern an der 
fogenannten „Lafterbanf® eine Tafel angefchlagen, auf welcher 
die Worte gefchrieben: „Jakob Robert Steiger, dato landesflüch- 
tig, ift wegen Hochverraths laut Freifchaarengefeg zum Tod durd 
Erſchießen verurtheilt.“ Wenige Tage nachher ertheilte der Re— 

gierungsrath von Zürich dem Dr. Steiger unentgeltlich das zür— 
herifche Landrecht (23. Auguft). ** 

Mit den Strafprozefjen gegen die Aufrührer und Freiſchäär— 
ler vom Dezember und März hatte fich die Regierung von Zus 
zern eine ſchwerere Laſt aufgebürdet als fie felbft einfehen mochte. 
Die Erbitterung war im Volk; aus diefer Erbitterung überging 
die Meinung in die Regierungsbehörden: es fei gut, wenn exem— 
plarifch eingeichritten werde; fo entjtand die Riefenunterfuchung, 


* Dffizielle Sammlung der das jchweizeriiche Staatsrecht betreffenden Afs 
tenftücte. 1820. Band I, ©. 296 bis 305. 

** Bezüglich feiner berüchtigten „Befreier“ ift nachträglich zu berichten, 
daß das Haupt derjelben, der Landjägerwachtmeifter, einige Jabre jpäter, wahn: 
finnig geworden, in der Irrenanftalt von Solothurn ftarb, 
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deren Fortfebung und Beendigung der thätige Ammann hatte 
verfchieben müffen, bis das Hauptziel in der Prozedur wegen des 
Leuen-Mordes erreicht war. Aus den zweimaligen Aufftänden fa- 
men bei 800 Perfonen in Unterfuhung, ein großer Theil der- 
felben wurde mit wirklicher Kriminalftrafe belegt. Das machte 
ungewöhnliches Aufiehen, erhielt die Aufregung und Erbitterung 
in und außer dem Lande, nahm die Behörden über Gebühr in 
Anfpruh und entzog ihre Aufmerffamfeit wenigftend theilweife 
nüglichern und erfprießlichern Dingen. Dad Schlimmfte an der 
Sache war, daß fie noch fhlimmer ausfah, als fie in Wirklichkeit 
gewefen: nur ein geringer Theil der Betroffenen war oder blieb 
längere Zeit im Gefängniß; die Behandlung auch diefer war in 
der Regel nichtd weniger ald hart; ein großer Theil wurde ohne— 
hin nicht unmittelbar betroffen, weil flüchtig oder fonft abwefend. 
Frühere Zufagen und Entfhlüffe follten nun doch endlich durch 
eine erweiterte Amneftie in Erfüllung gehen. Dabei fam nun 
aber die Geldfrage in Betracht: die Staatöfaffe hatte durch den 
fo zu fagen permanenten Belagerungszuftand, in welchem der Kan— 
ton fi behaupten mußte, außerordentlihe Opfer gebracht; die 
Negierung fürdhtete, neue Steuern erheben oder Schulden machen 
zu müffen; beides aber wäre Waffer auf die Mühle ihrer Gegner 
gewejen, denn diefe befhuldigten die Regierung ohnehin fortan, 
daß fie den Kanton zum finanziellen Ruin bringe. Nah Bezah: 
lung der halben Million Franfen theild von Seite der Frei— 
fhaarenfantone, theild aus dem eidgenöffiihen Kriegsfond war 
Luzern noch für 450,000 Fr. in Schaden (die Prozeßkoſten in: 
begriffen); für dieſe Summe nun glaubte die Regierung Erſatz 
fuchen zu follen. Solche Beweggründe führten den Großen Rath 
zu einem bedingten Begnadigungs= oder Amneſtieakt (Dezember), 
folgenden Inhalts: die Theilnehmer an dem zweimaligen Auf 
ruhr und Landfriedendbruh haben bis zum Februar 1846 zur 
Dedung der Kriegs- und Prozeßkoften die Summe von 400,000 
Sranfen zu entrichten; 2. fobald diefe Summe bezahlt oder dus 
für genügende Sicherheit geleiftet fein wird, ift den Betroffenen, 
mit Ausnahme der Ausſchließung vom Aktivbürgerredht, jede Strafe 
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erlaffen; alfällig noch Verhaftete find dannzumal in Freiheit zu 
feßen; 3. ausgenommen von der Begnadigung find die Mitglie- 
der der Komite’d beider Perioden: Steiger, Bühler, Baumann, 
Berchtold, Julius Salzmann, Eduard Schnyder, Anton Schny- 
der, Franz Fellmann, und Altfhultheiß Schnyder, ferner ale 
Flüchtigen, die fih bis 1. Februar 1846 nicht geftellt haben wer- 
den. „Es follen jedoch an den hier ausgenommenen Berbrechern, 
mit Ausnahme von Steiger, deifen Begnadigungdgefuch * abge- 
wieſen bleibt, allfällige Todesurtheile nicht vollzogen werden" (ed 
waren folcher einzelne wirklich gefällt). Wohl befugt konnte ſich 
Luzern gegenüber den Kantonen Yargau und Solothurn mit dies 
fem Begnadigungsaft brüften, denn im Kanton Aargau wurde 
die Amneftie troß vielfacher Bitten vier Jahre lang abgelehnt, 
drei Jahre nach dem Aufftand waren noch eine Menge Spezial: 
inquifitionen verhängt worden. In Quzern hatte man innert acht 
Monaten zu drei verfchiedenen Malen je mehr und mehr eriveis 
terte Amneftie oder Begnadigung bemilliget. In Solothurn wurde 
nicht nur feine Amneftie gegeben, fondern darüberhin eine große 
Summe von den Berurtheilten erpreit. Man kann aber flüger 
und milder fein ald ed Aargau und Solothurn damald gewefen, 
und dad Rechte doch nicht getroffen haben. Die Vollziehung des 
bedingten Gnadenaktes war eine fehwierige: weder die. Quzernis 
hen noch andere Freunde der Betroffenen hatten Luſt oder die 
Möglichkeit, die geforderte beträchtliche Summe zufammenzuthun; 
am Ende entftand ein unerbaulicher Markt zwifchen der Regie— 
rung und- den einzelnen Berurtheilten um ein verhältnigmäßi- 
ges Betreffniß; die Einen fonnten bezahlen und bezahlten wirf- 
lich; von Andern geſchah es nicht, und in Folge deijen dauerte 
die vielfeitige Unzufriedenheit über das ganze Prozedere fort, wo— 
bei die Regierung von Luzern weder zu völligem Erfaß der Ko: 
ften gelangte, noch viel weniger neue Freunde gewann. 

Druey mar am Montbenon Haupt ded Landes geworden; 
ed galt die Herrfchaft zu befeftigen. Ueber die Mittel hierzu war 


* In Folge der Entweichung. 
Die Schweiz. III. 20 
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er nicht verlegen; er ſelbſt hatte ja geſagt: „große Dinge ſchafft 
man nicht allein durch die Wege der Vernunft, ſondern mittelſt 
der Leidenſchaften, und nicht etwa ausſchließlich mittelſt der edeln 
und guten, ſondern auch mit den niedrigen und haßreichen Lei— 
denfchaften (passions haineuses).“ Mit ſolchen Klugheitdregeln 
fann man fehr weit fommen, am ficherften zu längerer Herrichaft 
in einem zum Schwanfen gebrachten Sreiftaate. jener, der fo 
ſprach, war nicht mehr der jüngere Druey, der gern bei jedem 
Anlaß die Grundfäge eines gefunden Liberalismus befennt hatte, 
fondern ein entfchloffener Demagoge, dem jedes Mittel zum Zwede 
gut genug war und dem überhin jeder Widerfpruch weihen mußte. 
Ihm gegenüber war ed begreiflih, daß die verjagte Regierung 
von Manchen zurüdgewünfct, von Andern bemitleidet und belä- 
helt wurde; in Sturm und Gewitter fanden dieje nun heraus, 
daß es bloß eine Regierung „pour le beau temps“ geweſen fei. 
Für die gebildeten hohen Stände war das gute Wetter wirklich 
vorüber und damit fie den Ernſt der Zeit ganz ermejjen mögen, 
wurde, im Berlauf der Ereigniffe, die Akademie von Laufanne, 
die ſchon länger her .ald Zierde des Kantons Waadt angefehen 
war und ald höhere Unterrichtsanftalt großes Vertrauen in der 
übrigen Schweiz genoß, aufgehoben; die Ariftofratie der Bildung 
follte in ihrer Feftung vernichtet, die Quellen des Unterrichts ra- 
difalifirt werden. 

Bei folder Stimmung wurde vom Großen Rath die Ber: 
fafjungsrevifion zur Hand genommen. Abficht war, von Grund 
aus neu zu bauen; doc wurden die Arbeiter bald auf. alte Fun— 
bamente und Formen gewiefen, jo daß nach Vollendung des Wer: 
kes gerade nicht viel Neues, doch Gewichtiges zum Borfchein fam. 
Die Vorarbeit ward einem Fünfzehner Ausihuß übertragen, an 
defjen Spige Druey fland, neben ihm an befannten Männern 
Pidou, Delarageaz, Kehrwand, Muret, Fornerod. Die Berathun- 
gen des Großen Rathed waren meitjhichtig und den Wagnifjen 
Druey's nicht immer günftig. Er war damals ftarf von den Lehren 
des Kommunismus eingenommen und hatte den vielen Fremd- 
lingen, die ihn im Kanton Waadt pflegten, mehr Gunft ermwiefen 
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als fie verdienten. Er wagte folgenden Antrag: „die Arbeit ift 
geheiligt. Jeder Waadtländer und jeder Eidgenofje ift nach feinen 
Kräften und Anlagen zur Arbeit verbunden. Die Arbeit fol auf 
eine Allen zugängliche Weife organifirt werden, erträglich, 
fein und angemeffen entfchädiget werden.“ * Wie die große Na— 
tionalwerfftätte herausgefommen wäre, welche Druey in feinem 
Gehirn entworfen zu haben ſchien, ift nicht zu fagen; um fo ge 
mwiffer ift in Erinnerung, daß der Antrag in der ganzen Schweiz 
mit Grauen aufgenommen ward. Mit demfelben hing ein zweiter 
Vorfchlag zufammen: „Die Armengüter werden unter die Auf: 
fiht und Oberleitung der (Staatd-) Verwaltung geftellt, die über 
die ihrer Beftimmung am meiften angemefjene Verwendung ver- 
fügt.“ So ftand die fommuniftifche Verwendung der Armengüter 
in Ausficht, und das Eigenthumsrecht der alten Gemeinden war 
in Gefahr, in der Allmacht eines fozialiftifchen Staates aufzu- 
gehen. Nur wenige Mitglieder, unter ihnen Eytel und Delara- 
geaz, fprachen für Druey's Vorfchläge; der Große Rath_verwarf 
beinahe einhellig. Druey's Niederlage war eine gründliche, und 
doch blieb er der Mann des Tages. Unter den auffallenden Neues 
rungen, welche eingeführt werden wollten, war aud dad Ge- 
fhwornengericht für bürgerliche Rechtöftreitigfeiten; nach wmieder- 
holtem Kampf fiel es durch. Nachdem dem ganzen Entwurf ziwei- 
malige Verathung gewidmet worden, wurde er faft einftimmig 
vom Großen Rath angenommen. Als ihn die übrigen Eidgenoffen 
in die Hand befamen, ftaunten fie wie billig über einige fehr ge- 
wagte Beftimmungen, welche der Demokratie die fichere Baſis 
zu entrüden fchienen. Ueber die Abfchaffung des Zenfus war man 
längft einig und die Gleichberechtigung der felbftftändigen 
Bürger fand Feine Widerfprecher mehr. Die neue Verfaffung von 
Waadt ging nun aber weiter; nicht bloß febte fie das Alter für 
die Stimmfähigfeit vom 23ften auf das 2i1fte Jahr herab, fon- 


* „Le travail est sacre. Tout Vaudois ou tout Confeder& est tenu 
au travail suivant ses forces et sa capacit€. Le travail doit ätre orga- 
nise de maniere & ötre accessible & tous, supportable et &quitablement 
retribue.* 

20 * 
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dern ſie berief überhin zur Ausübung des Stimmrechtes auch 
Diejenigen, welche öffentliche Armenunterſtützung genießen, während 
Bevogtete ausgeſchloſſen blieben. Der Staatsrath bemäntelte die 
demagogiſche Neuerung mit der Behauptung: es ſeien doch wohl 
Alle, welche die Militärpflicht erfüllen, zum Stimmrechte befugt. 
Eine andere wichtige Veränderung war, daß das bisherige oberſte 
Regierungsrecht des Großen Rathes zum Theil an die Urgemein— 
den abgetreten wurde: dieſe wurden nicht bloß befugt erklärt, 
über die Abänderungen an der Kantonsverfaſſung und am Bun— 
desvertrag abzuſtimmen, ſondern auch über: beliebige andere Bor: 
Ihläge, welche der Große Rath an die Gemeinden zu bringen 
gut finde; eben fo wurde feftgefeßt, daB wenn 2000 Bürger ein 
beftimmtes Begehren ftellen und darüber den Volksentſcheid ver: 
langen, folcher in den Gemeinden eingeholt werden müſſe; für 
beide Fälle wurden die Erfenntniffe der Mehrheit des Volkes ver: 
bindlich erklärt. * Ueber den Unterricht beftimmt die neue Verfaſ— 
fung: es fei Feder zum Ertheilen deöfelben berechtiget, falls er 
fih den dießfallfigen Gefegen unterziehe; doch feien die Eltern 
pflihtig, ihren Kindern wenigſtens den Unterricht ertheilen zu 
lafien, der dem in den öffentlichen Primarfchulen gleichfomme; 
der Unterricht in den öffentlihen Schulen foll mit den Grund- 
fügen des Chriſtenthums und der Demofratie in Uebereinftimmung 
gehen.“ Man fieht aus diefen Anführungen, daß die Staats— 
veränderung des Jahres 1845 im Kanton Waadt viel wichtiger 
und mächtiger war im Leben und in Wirklichkeit, als durch die 
Formen und Beflimmungen der Berfaffung. Wichtig mar dem 
Großen Rath, die Zügel in der Hand zu behalten, daher wurde 
nicht bloß die Verfaffung, fondern auch die Frage zur Abſtim— 
mung gebracht, ob das Volk einen neuen Großen Rath (mittel: 
bar auch einen neuen Staatsrath) beftellen wolle oder nicht; viele 
Bittfteller hatten die Erneuerung der hohen Staatöbehörden ver- 


* Abficht war, mit derlei Verfügungen nachträglich die Bedeutung zu legi— 
timiren, welche während der Winterflürme den Petitionen zur Austreibung der 
Jeſuiten eingeräumt worden. 
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langt, was aber diefe abzumenden bemüht waren. Augenblicklich 
machte die fonfervative Partei, durh einen dem „Volföverein® 
gegenüber geftellten „liberalen Verein“, unter Leitung des gewe— 
fenen Staatsrathes Ruchet einen Verſuch zum Widerftand: fie 
brachte ed aber nicht meiter ald zu einer ehrenhaften Minderheit. 
Die Berfaffung wurde vom Bolf mit 17,677 gegen 10,031 
Stimmen genehmiget, die Beibehaltung des beftehenden Großen 
Rathes mit 17,118 gegen 8468 Stimmen ausgeſprochen (10, 
Auguf). Dadurch war die unmittelbar aus der Revolution her- 
vorgegangene Stellvertretung für vier Jahre beftätiget, mit ihr 
der Sinn für Gewaltthätigfeit, im Gegenfag zu dem Syftem der 
billigen Rüdfichten und der freundlichen guten Formen, welche 
lange Zeit hindurch der Kanton Waadt nad Innen und Außen, 
mit feltenen Ausnahmen, bethätigt hatte. 

Bon firhlihen Fragen war der Kanton Waadt feit länger 
her nicht weniger bewegt ald von politifchen. Jetzt traten Zeiten 
ſchweren Drudes ein gegen die reformirte Kirche des Landes fei- 
tens der nämlichen politifchen Partei, melde Anfangs dieſes 
Jahres im Gewande des eifrigften Proteſtantismus das reformirte 
Bolf gegen die Jeſuiten aufgehept hatte. — Wir haben früher 
des ftrengen Gefeged von 1824 gegen die Diffidenten-Berfamm- 
lungen und der deßhalb eingeleiteten Revifion gedadht.* Zum 
Berftändniß des Folgenden ift mitzutheilen, daß neben dem ordent- 
lihen Gottesdienft der National» oder Landeskirche das religiöfe 
Bedürfniß in zwei verfchiedenen Weifen feine Befriedigung fuchte: 
einmal in Berfammlungen von Diffidenten, welche die Gemein: 
haft mit der Nationalfirche aufgaben, fodann in folhen Dra- 
torien, bei welchen Prediger und Glieder der Nationalfirche fich 
betheiligten. Die Behörden waren mit jener Gefekeörevifion nicht 
unbedingt glücklich. Zwar wurde das Geſetz von 1824 gegen die 
Diffidenten-Berfammlungen, das auch Anmwendung finden Fonnte 
gegen die Privatandachten von Gliedern der Nationalfirche (in 
Bethäufern oder fogenannten oratoires) zurüdgenommen; die 


* Band II, Seite 13 und 14. 
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Diffidenten und die Freunde der Oratorien konnten fich freier 
bewegen, das religiöfe Leben der Proteftanten im Kanton Waadt 
fonnte höhern Auffhwung nehmen, zu welchem Ziele der eines 
hohen Rufes genießende Theologe Vinet, ald Profeffor und Pres 
diger, Wefentliched beitrug. Die Aufhebung erwähnten Geſetzes 
fonnte aber nur theilmeife und vorübergehende Befriedigung ge- 
ben. Die Hauptfragen zwifchen Kirche und Staat waren noch nicht 
gelöjet. Noch beftanden die alten Berner-Ordonnanzen in Kraft, 
vermöge welchen der Staat die Kirche beherrſchte; feit Waadt 
Kanton geworden, regierte die neue Obrigkeit nach alter Borfchrift. 
Alle einfhlägigen Fragen bildeten daher auch nach 1834 den Ges 
genftand ernfter Kontroverfe. Endlih Fam es, nad langer Vor— 
berathung eines firhlichen Ausfchuffes, im Großen Rathe felbft 
zum GEntfcheid, der die Freunde religiöfer Freiheit und einer von 
den Diktaten der Staatöbehörde freien Kirche nicht befriedigte. 
Das neue Geſetz, welches nach unfäglich langen Vor- und End- 
berathungen und nachdem der Große Rath; mit einer Fluth von 
Petitionen für und wider eine unabhängige Stellung der Kirche 
überſchwemmt worden, am 14. Dezember 1839 zu Stande fam, 
fhonte zwar die materiellen Intereſſen der Paſtoren, hielt aber 
die Kirche auch ferner in der Abhängigkeit des Staates und be- 
flätigte fomit in Ddiefer Hinficht ungefähr den alten Zuſtand der 
Dinge. Freunde des Firchlichen Lebens hatten im Fernern zu be- 
flagen, daß der Große Rath ſich nicht auf den disziplinären Theil 
der Firchlichen Ordnung befchränfte, fondern , gleihfam ald Sy— 
node, felbft in das Lehrgebiet der Kirche übergriff; wirklich war 
zu wiederholten Malen einläßliche Berathung gepflogen worden, 
ob der Eid der Geiftlichfeit auf das „helvetifche Glaubensbekennt⸗ 
niß® beizubehalten oder nicht. Der Entfcheid fiel verneinend, das 
Band des Glaubend ward zerriffen, Glaubendfragen jchienen von 
nun an der Staatdallmacht anheimzufallen. Diefer Theil der neuen 
Gefeggebung verlegte manche der angefehenen Geiſtlichen; Vinet, 
Bertheidiger der Trennung von Kirche und Staat, „ald Garantie 
der Gewiſſensfreiheit,“ und Pfarrer Burnier legten ihre geiftlichen 
Stellen nieder. Inzwiſchen fehrte, für kurze Zeit, der Friede in's 
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Land zurüd; der Staatsrath befliß fich der Milde in VBollziehung 
des neuen Geſetzes, und die Geiftlichkeit ſchien fich im Allgemei« 
nen zu beruhigen. Nach wenigen Jahren aber ſchoß die Saat 
einer bewegungsluftigen Zeit auf: Großer Rath und Regierung 
(feit den Wahlen von 1841 ohnehin nicht nach dem Gefhmad 
der anwachfenden radikalen Partei) follten entfernt und diefe auf 
den Thron gefebt werden. Wie ed gelungen, ift bereitd erzählt. 
Wer damald an Geſetz und Bund erinnerte, galt ald „efuit ; 
wer für den Frieden fprach, wer ftill und treu der Kirche anhing 
und den Gottesdienft befuchte, war „proteftantifcher Sefuit“. * 
Die proviforifche Regierung hatte dad Verſtändniß oder den In— 
ftinft, daß die Geiftlichfeit im Ganzen ihr und ihrer Handlungs«- 
weiſe (mit Grundfägen quälte Druey fih nicht) kaum gewogen 
fein könne. Statt fie indeffen, wie e8 Obliegenheit war, gleich« 
wohl der ruhigen Erfüllung ihrer kirchlichen Verpflichtungen zu 
überlaffen, wurde die bewußte Ergebenheitserflärung auch von ge— 
fammten Geiftlichen verlangt. Bon dann an wetteiferten das auf- 
geregte Volk und die Regierung mit einander in Berfolgungen 
gegen die Kirche und ihre Diener. Sm Laufe der beftigiten Auf- 
regung hatten die Geiftlichen der Nationalkirche, welche den Pris 
vatandachten in den Dratorien vorftanden, diefelben aus Klug- 
heit unterbrochen. Als fie foldhe wieder aufnahmen (März) ging 
der Sturm los. Gleichzeitig in Aelen und Morfee wurde der 
Abendgottesdienft geftört, an legterm Ort, obwohl er in der Kirche 
ftattgefunden ; mit Rohheiten aller Art wurden die frommen Chris 
fien gezwungen, den Berfammlungsort zu verlaffen und waren 
darüberhin dem höhnenden Gefchrei der Menge überantwortet- 
In Laufanne drangen am Abend des Oſterfeſtes junge beivaff- 
nete Leute in fünf Privathäufer zu gleichem Zwed ein. Haus 
recht, Eigenthum, nichts galt mehr, befonders gegenüber den Diffi- 
denten; wilde Banden flürmten in ihre Wohnungen, mißhandel- 
ten die Familie, zerftörten den Haudrath. Anrufung der Polizei 


* Siehe: Der Konflilt der waadtländifchen Geiftlichkeit mit ihren Staats; 
behörden u. f. w,; Aarau, 1846. 
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und des Nichterd war vergebend. In Staatsfchreiben wurden die 
Mißhandelten „Fanatifer genannt; ftatt daß die wirklichen Störer 
der Ordnung, die Verleger der dur Berfaffung und Geſetze 
garantirten individuellen Rechte der Bürger, zur Beftrafung eins 
geleitet worden wären, hieß man verzichten auf die ftille Relis 
gionsübung im eigenen Haufe und auf die zu diefem Zweck ges 
haltenen, Niemanden beläftigenden, wenig zahlreichen Verſamm— 
lungen, aus dem vorgefhügten Grund, „daß lebtere die öffent- 
liche Ordnung ftören.* Würden die Betheiligten folche fortjegen, 
fo geſchehe es auf ihre eigene Gefahr; der Staat habe nur den 
Gottesdienft der Nationalfirche gewährleiftet. So ſchrieb der flaatd- 
räthliche Wizepräfident, Blanchenay, in ähnlichem Sinn bald 
nachher der Staatdrath felbft (15. Mai): diefer mahnte die Pa— 
ftoren, fih der Theilnahme am Privatgottesdienft oder an der 
Leitung desfelben zu enthalten; das fei das befte Mittel, den 
Unordnungen zu fleuern; ohnehin fei ſolche Theilnahme mit ihrer 
Stellung zur Nationalfirhe nicht vereinbarlih. Das Alles wurde 
mit viel Salbung gefchrieben. Der Staatsrath machte fih auch 
fonft mit den Verbältniffen der Geiftlichkeit zu fchaffen ; fie hatte 
im Allgemeinen ihre Unterwerfung unter die neue Regierung an— 
gezeigt, gleichwohl rieb er fih an einzelnen Mipfälligen, fo am 
Pfarrer in Montreug. Es folgte eine Abfegung, gegen welche das 
betreffende Kapitel (die Geiftlichfeit war in vier Kapitel oder 
»Klaſſen“ eingetheilt) mit Berufung auf die formellen Vorſchrif⸗ 
ten ded Kirchengeſetzes Rekurs erhob, da ſolche willfürliche Ab- 
fegungen mit dem Gefeb nicht vereinbarlih wären. Der Staats— 
rath fchritt über diefe Klagfchrift (von 45 Paſtoren jener „Rlaffe*) 
eigenwillig zur Tagedordnung. Es konnte nicht fehlen, daß der 
Große Rath, während er die Verfaffung berieth, auch mit kirch— 
lichen Fragen behelligt wurde, denn die täglichen Ereignifje waren 
empörend, dieß um fo mehr, als ein paar einzelne Fälle gezeigt 
hatten, daß, wo guter Wille der Gegenpartei oder der Beamte: 
ten waltete, Störungen der religiöfen Separat-Andachten ohne 
Mühe verhindert werden Eonnten. Die Parteien im Volt maßen 
ſich: Petitionen für oder gegen die „Methodiften“ (mit diefem 
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Namen wurden Alle belegt, die fih micht auf den öffentlichen 
Gottesdienst befchränkten) liefen bei dem Großen Rath ein; für 
die religiöfe Freiheit petitionirten unter Andern 207 Paſtoren der 
Nationalkirhe, alfo die überwiegende Mehrheit der Geiftlichkeit 
reformirten Befenntniffes; es folgte Abweifung, felbft bloße Ueber- 
mittfung an den Staatörath zur Begutachtung war nicht erhält- 
ih. Unmittelbar nachher follte dad im Verfaſſungsentwurf zu— 
geficherte „allgemeine Vereinsrecht“ garantirt werden; ed mußte 
weichen, meil die Mebrheit des Großen Nathes von Beforgniß 
ergriffen war, daß es zu Gunften der freien Neligiondübung in 
Anwendung gebracht werden fönnte. Bei Berathung der Artikel 
über die Nationalfirche wurde der Antrag geftellt, denjenigen Geift- 
lichen derfelben, welche auch an andern als den offiziellen gottes— 
dienftlichen "Uebungen theilnehmen, den Gehalt zu entziehen, was 
einer Entjegung gleichfäme (20. Mai). Diefe defpotifhe Maß— 
regel wurde im Grundfaß angenommen, doch nicht in die Ver— 
fafjung niedergelegt, fondern follte in Form eines Gefeges er- 
laffen werden. In Folge jener Verfügung trat Vinet nun auch 
als Profeffor der Theologie ab; die große Mehrheit der Geiftli- 
hen aber, 221 an Zahl, machten Vorftellungen gegen den Ber 
Ihluß, in welchem dem Staatdrath zu Gemüthe. geführt wurde, 
daß die im Werk liegende Befchränfung der Andahtsübungen, 
weit entfernt, zum Bortheil der Nationalkirche ſich zu wenden, 
nur ihren Gegnern Vorſchub leiften würde; die Befchwerdeführer 
verfäumten nicht, unter diefen auch die römifchsfatholifche Kirche 
zu nennen, ftetö bereit, ihre Anſprüche auf ein Land geltend zu 
machen, deijen Berlurft fie noch nicht verfchmerzt habe; fie hoben 
die Inkonfequenz aus, welche darin liege, daß die Katholiken ſich 
ungeftört der Profelytenmacherei hingeben, die proteftantifchen 
Diffidenten nah Gutfinden in ihrem Geifte der Trennung vers 
harten fönnten, während fie, die Paftoren der Nationalfirche, zu 
all diefen gegnerifchen Bewegungen ftillfehweigen müßten und auf 
das ausjchließliche Predigtamt in den Tempeln befchränft blieben. 
Der Erfolg der Klagſchrift war null und die halbamtliche Zeitung 
ermangelte nicht, über ihre Verfaſſer fich Iuftig zu machen. 
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Die proteftantifche Geiftlichfeit des Kantond Waadt follte 
den Kelch bis zur Hefe trinken. Als das neue Verfaſſungswerk 
vollendet, erließ der Staatsrath eine überaus lange und gefprär 
chige Proflamation an das Voll, enthaltend eine vergleichende 
Meberficht der mefentlichen Aenderungen in der Verfaſſung mit 
ihrer Begründung, Erörterungen über Neuwahl der höhern Staatö- 
behörden oder deren Unterlaffung, Anweiſungen über daherige 
Abftimmungen und endlih eine Tracht Selbftlob und Rechtfer- 
tigung gegen die Anfchuidigungen wegen Unterftüßung des Kom— 
munismus. Es war dieß eine Proflamation rein politifchen In— 
haltes (29. Juli), ohne irgend welche Beziehung zu den religiös 
fen und firchlichen Intereffen, denn auch die Hinmweifung auf das 
kirchliche Gebiet enthielt nichts als die Furze Angabe, daß die 
reformirte Nationalfirche wie bis jet garantirt fei, eben fo der 
fatholifche Kultus in den zehn Fatholifchen Gemeinden. Gleich- 
zeitig befahl der Staatsrath den Paftoren, für die Verleſung der 
Proffamation ab der Kanzel bei Gelegenheit des ordentlichen 
Sonntagsgotteödienfted zu forgen (3. Auguft). Das gefiel den 
Geiftlihen nicht; fie machten Einwendungen gegen die Zus 
muthung; ihrer ungefähr 40 an Zahl weigerten jih und unter 
ließen die Verleſung; der Staatsrath mußte Schullehrer oder 
weltliche Unterbeamtete zu Hülfe nehmen; während der Berlefung 
verließen da und dort die Baftoren fammt einem Theil des Vol: 
kes die Kirche und kehrten erſt nachher zurück; es gab felbit foldye, 
die dann ihre Predigt vor dem Bolt auf dem freien Pla vor 
der Kirche hielten. Es war allgemeine Aufregung. Die Geiftlichen 
waren mit ihrer Weigerung im guten Recht. Wohl beftand in 
Folge der von der alten Berner Regierung im Jahr 1773 
erlaffenen Kirchenordnung eine Borfehrift, nach welcher die Pa— 
ftoren die obrigfeitlihen Mandate von der Kanzel zu verlefen 
hatten; das Geſetz von 1839 hob jene Kirchenordnung auf, und 
ſchon vorangehend (1832) hatte ein anderes Geſetz über die öffent- 
lichen Bekanntmachungen abweichend verfügt und die Berlefung 
der obrigfeitlichen Verordnungen ab der Kanzel abgeichafft, mit ein- 
jiger Ausnahme Derer, die ſich auf religiöfe Gegenftände beziehen 
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(offenbar war unter leßtern das Bettagsmandat verftanden). Der 
Staatörath aber wollte wieder Recht behalten; er erließ ein lan« 
ged Kreisfchreiben an Statthalter und Munizipalitäten, voller 
Sophismen und hoheitlihen Zornd; jene Proflamation ftehe mit 
der Religion in gar naher Verbindung und wäre dieß auch nicht, 
fo habe ihm das Gefeb von 1832 mit der ertheilten Erlaubniß, 
Mandate über religiöfe Gegenftände ab der Kanzel verlefen zu 
lofjen, feineswegs die Verfündung anderer obrigkeitlicher Erlaffe 
ab gleicher Stelle verboten; das Unterlaffen der Berlefung fei 
demnach ſchwerer Ungehorfam, Ungehorfam feitend der Geiſtlich— 
feit aber dulde er nicht; ed wäre deflen am früheren fihon ges 
nug gewefen. Die angeblih Schuldigen verwies der Staatdrath 
nun zur Beftrafung an die vier Kapitel, fich vorbehaltend, ihr 
Urtheil zu beftätigen oder aber auch nicht (6. Auguft). Die vers 
folgten Geiftlichen fchrieben eine Rechtfertigungdadreife an das 
Bolt und ließen ſich ein Rechtögutachten von neunzehn Nechtö- 
anmwälten des Kantons, unter diefen die angefehenften Juriſten 
des Landes, verfaffen, ein Gutachten, das die Angeklagten unbe- 
dingt freifprah und dem Staatsrath in allen Theilen Unrecht 
gab. Während diefen und den fpätern Schlußverhandlungen be: 
gannen die Berfolgungen gegen die freien Hausandachten aber: 
mal und in Aelen wurde eine folhe Berfammlung, nur aus zwölf 
Perfonen beftehend, felbft mit Anwendung polizeiliher Gewalt 
aufgehoben, „im Namen des Geſetzes,“ das nicht beitand. Das 
Urtheil der „vier Klaffen® lautete von Seite jeder einzelnen, bei— 
nahe einhellig, auf gänzliche Freiſprechung der wegen des Pro— 
klamationshandels angeklagten Geiftlihen, eben fo einzelner an- 
derer Angeklagten, welche an Dratorien Theil genommen (denn 
das am 20. Mai vorläufig beichloffene Verbot war noch nicht 
in Geſetzeskraft erfchienen). Der Staatsrath, nicht zufrieden mit 
dem freifprechenden Urtheil, fällte ein anderes, welches einen der 
Paftoren auf ein ganzes Jahr, vier derfelben auf drei Monate, 
achtunddreifig (unter ihnen Karl Monnard, der ehemalige Tags 
jagungdgefandte von Waadt, kurz vorher neugewählter Pfarrer 
in Montreug) auf einen Monat in Amt und Gehalt fufpendirte, 
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einen letzten endlich mit einer fleinen Disziplinarftrafe belegte 
(3. November); ed waren demnach 43 Paftoren getroffen. Dem mit 
allem Scharfſinn abgefaßten ftaatsräthlichen Urtheil wurde von 
Freunden der Geiftlichfeit entgegengeftellt, daß der Staatärath 
nah Art. 148 des Kirchengefeßed von 1839 eine Strafbefugniß 
keineswegs beſitze; derfelbe erlaube ihm nur, eine von den vier 
Kapiteln ausgefällte Strafe zu beftätigen, zu erhöhen, zu ver: 
mindern, oder gänzlich aufzuheben; fei aber Freiſprechung von 
den vier Kapiteln erfolgt, fo habe ihr Spruch Rechtskraft; das 
ftaatsräthliche Urtheil fei fonadh ein unbefugter Aft der Staats— 
willfür. * Solche Ereigniffe führten zum Bruch. 

„Ein hehres Beifpiel von chriftlihem Muth und Entfagung 
auf zeitliche Vortheile ift fo eben durch die Geiftlichfeit des Kan= 
tons Waadt der Kirche aller Länder ded Erdbodend gegeben 
worden; ** am 11. und 12. November waren nämlih im Rath: 
haus zu Laufanne 225 Geiftliche zur Befprechung deffen ver⸗ 
fammelt, was bei nunmehriger Rage der reformirten Kirche zu 
gefchehen habe. Bald einig im Grundfaß, waren fie e8 nur nad) 
längerer Erörterung über die Form, in welcher der ftaatlichen 
Defpotie zu antworten ſei; Pfarrer Mieville war Präfident, Mons 
nard Vizepräfident der Verſammlung, diefer feine Nedefunft und 
höhere Anfchauung der Dinge auch hier bewährend. Nach reifer 
Erwägung und allfeitiger Erbauung entfchloffen fie fich zu Dem, 
was jedem von ihnen am bitterften und peinlichften fein mußte, 
und ihr Entfchluß gibt Zeugniß von der Tiefe ihrer Ueberzeu— 
gungen wie von der Hochherzigkeit ihrer Gefinnung: fie hielten 
es nämlich mit ihren Pflichten gegen die Kirche, mit den Rech— 
ten und dem Wohl derfelben nicht mehr für verträglich, ihre Ver— 
richtungen fortzufegen, legten ihre Stellen nieder, verzichteten da— 
mit auf ihr Einfommen, das für ihrer viele, inbegriffen Gattin 


* Man vergleiche hierüber: „Lettres d’un eitoyen des Etats-Unis sur 
la crise religieuse du Canton de Vaud, par Girard. M&moire couronne. 
Paris et Lausanae 1849; und das „Jugement“ des Staatörathed, nebft den 
einfchlägigen und zitirten Proflamationen u. f. w. 

** Girard, in der angeführten Schrift, S. 83, 
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und Kinder, das einzige Unterhaltömittel bot; das Maß der 
öffentlichen Berlegenheiten zu fchonen, fegten fie jedoch den Tag 
des Rüdtrittes auf den 15. Dezember an. Bon den Anmwefenden 
unterzeichneten fofort 153, andere 31 ließen bald darauf ihre Zu— 
ſtimmung und Unterfchrift ebenfalls folgen. Verfaſſer der Adreſſe 
an den Staatörath und Großen Rath war Monnard. Darin 
wurde im entfchiedener Sprache erflärt, daß und warum alles vom 
Staatdrath Verfügte mwidergefeglich ſei; jo folle nun die Kirche, 
ftatt mit dem Staat verbunden, demfelben untergeordnet fein; 
ftatt durch die Gefege von der Willfür ded Staatsrathes regiert, 
es follen Tempel und Kanzel für weltliche Intereſſen in Anſpruch 
genommen werten: ald Wächter des Gottesdienfted und der Res 
ligion können fie, die Unterzeichner, folher Zumuthung und Stels 
lung fih nicht unterwerfen; — fo folle nun den Pfarrern vers 
wehrt fein, fih nach Gutfinden zu religiöfer Andacht mit den 
Pfarrfindern zu vereinigen, follen die Grenzen des geiftlihen 
Amtes der Pfarrer nach Belieben durch die weltliche Obrigfeit 
beftimmt werden: dieſe „iFeffeln® dürfen und wollen die Unter: 
zeichner nicht annehmen. Sie erklären daher den Rücktritt, und 
‚nur dann würden wir zu unfern amtlichen VBerrichtungen zus 
„rüdkehren, falls wir genügende Bürgfchaft gegen Maßregeln er- 
„halten, mie diejenigen find, durch welche Sie die Rechte und 
„Freiheiten unferer Landeskirche und des geiftlihen Amtes in der 
„Kirche angetaftet haben.“ An das Volk erließen die Unterzeich— 
ner gleichzeitig einen rührenden Hirtenbrief; am Schluß deöfelben 
heißt es: „wir rufen Euch auf, mit und die Kirche der Refor— 
mation in unferm Lande, die Landeskirche, die Kirche der Väter 
zu retten. Bon dem Augenblide an, wo fie aufhört, Regie— 
rungskirche zu fein, möge fie auf wahrhaftere Weife die Lan— 
deöfirche werden.“ Endlich: „Was und, Euere Hirten, anbetrifft, 
werden wir fortfahren Euch zu dienen, Euere Ehen einzufegnen, 
Euere Kinder zu taufen, Euere Jugend zu unterrichten, Euere 
Kranken und Sterbenden zu tröften, Euch in den heiligen Bü— 
hern zu unterrichten.“ Solches Ereigniß erzeugte tiefen Eindrud 
im Lande; große Befümmerniß, Beifall und Zuneigung auf der 
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einen Seite, auf der andern gefteigerte Abneigung und Hab. Die 
tadifale Partei ſäumte nicht, nah Möglichkeit das Volk gegen 
die Geiftlihen aufzuhetzen und den moralifhen Eindrud ihres 
Schritted zu ſchwächen; derfelbe wurde ein Selbftmord der Kirche 
an ſich felbft genannt, wie man Leu zum Selbftmörder hatte 
machen wollen. * Druey mit feinem Staatsrath verlor die Faſ— 
fung nicht. Schleunigft folgte feine Gegenproflamation an das. 
Volk, in welcher das Strafurtheil nochmals begründet, den vier 
Kapiteln für alle Fälle bloß erftinftanzliche Befugniß eingeräumt, 
dad Verhältniß zwifchen Kirche und Staat ganz anders, ald von 
der Berfammlung der Geiftlihen ausgelegt, die Verantwortlich— 
feit für die etwa erfolgenden Berlegenheiten wegen der Seelforge 
auf die Austretenden gewälzt wurde. Zugleich kündigte der 
Staatöratd an, daß er. beftens für die Forſetzung ded Gotted- 
dienftes zu forgen und zugleich auch die verfaffungsmäßige Vers 
bindung zwifchen Kirche und Staat zu erhalten wiſſen merde. 
Zu diefem Behuf brachte er einen Defretövorfchlag ein, durd 
welhen er für die Frift bi8 Ende Mai 1846 unbedingte Boll- 
macht verlangte, die mit der Zeitlage nicht verträglichen Beftim- 
mungen der Gefeße und Megulative über Kirchen- und Scul- 
ſachen (Dogmen und Kultusformen uneinbegriffen) zu fufpendiren, 
auch hinfihtlich der Dratorien und anderer religiöfer Separat- 
verfammlungen nach Ermeffen.zu verfügen; der Große Rath ge 
mwährte die verlangte Vollmacht, troß des Widerfpruched einer 
ehrenwerthen Minderheit, deren Reden (fo diejenige des Groß— 
rathe Julius Correvon) häufig durch Mipbilligungen im Saal 
und von den Männern der Klubbs auf der Tribüne unterbro- 
hen wurden. So hatte Waadt im Februar die politifche Dikta- 
tur, neun Monate fpäter eine folche in Kirchen und Schulfachen ; 
den Sieg diefer zweiten Diktatur hatte Druey durch einläßliche Re— 
den voll farkaftifchen Muthwillend gegen feine Gegner vorbereitet **, 


* Siehe die angeführte Schrift: Konflift der waadtländifchen Geiftlichfeit 
u. ſ. w. 
** Sie liegen auch gedruckt vor. 
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denen er unter Anderem vorhielt, daß fie bei Beginn ihrer Ver⸗ 
fammlungen im Ratbhaus noch andere Stellen der Bibel ſich 
hätten vorlefen mögen als den Pfalm 37; beifpielöweife führte 
er Stellen aus dem 13. Kapitel des erften Briefs des heil. Bau- 
lus an die Korinther an. 

Herrfchte Willfür bis dabin, fo lang noch Gefepe beitanden, 
fo konnte das Reich der Gefeglichfeit noch weniger einfehren, 
nachdem Alles dem unverantwortlihen Willen ded Staatsrathes 
überantwortet worden, welcher fich felbft für den Staat hielt. Vor 
Allem fuchte er weitern Austritt zu verhüten und belobte darum 
die auf ihren Pfarreien gebliebenen Geiftlihen; dann trachtete 
er Spaltung zu bringen unter die Demiffionäre; er wendete fich 
mit Kreisſchreiben an die Mehrzahl, um deren Rückkehr zu ver- 
anlaffen, nahm aber von diefem Schritt folche Geiftliche aus, 
welche ihm befonderd mißfällig waren und von deren Charakter 
er einen Erfolg nicht erwarten fonnte. Die Ausfcheidung war 
verlegend und die Erflärung, daß der Staatsrath bei feinem Be- 
nehmen verharren werde, für den Frieden und für die Nechte der 
Kirche nichts weniger ald beruhigend. Wiederholte Verſuche mit 
verlängerter Frift brachten es nicht weit; nur etwa dreißig der 
Demiffionäre traten zurüd, daher blieben deren immer noch 150, 
jo daß weit über die Hälfte der Pfarreien ohne offizielle Seel⸗ 
forge waren. Anfragen an Genf und Neuenburg, ob nicht Aus- 
hülfe von dorther erhältlich, blieben erfolglos. Der Staatsrath 
wies daher zwei, drei Pfarreien je einem einzigen Pfarrer zur 
Paftoration zu, fo durh das ganze Land, * ſetzte die PVifarien 
und Predigtamtsfandidaten für bleibend in Requiſition, lockte 
fremde Prediger herbei. Was ihm aber am wichtigften, war die 
Unterdrüdung jeglichen Gottesdienftes außer dem offiziellen in 
den Tempeln, um die Bildung der freien Kirche neben der Staats— 
firhe gründlich zu verhindern, die religidfe Wirkjamfeit der be- 
harrlichen Demiffionäre unmöglich zu machen; den Unterbeam- 
ten erklärte er, daß diejenigen von den legtern, welche fich wei— 


* Dekret und Tabelle vom 5. Dezember. 
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tere Funktionen erfauben würden, zu frimineller Beftrafung zu 
überweifen feien. Nach einem Auflauf, durch welchen ein Ora— 
torium in Lauſanne geftört worden, erließ er das Machtgebot, 
daß alle religiöfen Sonderverfammlungen von nun an in jener 
Hauptftadt unterfagt fein, nöthigenfall® mit polizeilicher Gewalt 
aufgelöst werden follen; für andere ähnlihe Fälle im übrigen 
Kanton drohte er ein Gleiches zu thun. Der Wink blieb nicht 
unbeachtet. Um diefe Zeit eröffnete Dr. Bluntihli in Zürich ala 
Präfident den dortigen Großen Rath; in feiner einleitenden Rede 
beſprach er unter Anderem auch die Greigniffe im fchmeizerifchen 
MWeften: „Der vormals fo blühende Stand Waadt wurde dad 
Opfer einer gewaltfamen Revolution. Und nun ift es innerhalb 
weniger Monate dahin gefommen, daß in einem Lande, wo 
das Wort Freiheit auf Aller Zungen tft, die religiöfe Freiheit 
der Nationalfirhe in einer Weife niedergedrüdt und gefeffelt ift, 
die in älterer Zeit nur in der Chriftenverfolgung unter einzelnen 
heidnifchen Kaifern des römifchen Reiches, und in neuerer Zeit 
einzig in der Schredensperiode der franzöſiſchen Revolution, Ana— 
logie findet. Durch Pöbelhaufen und durch Genddarmen werden 
die, welche mit und denfelben evangelifchen Glauben theilen, 
daran verhindert, ſelbſt im ihren eigenen Häufern verhindert, ge 
meinfame gotteödienftliche Uebungen zu begehen." Sofort ver: 
langte der Staateraty von Waadt, im Auftrage des Großen 
Rathes und in bitterfter Sprache, beruhigende Erläuterung oder 
aber volle Genugthung. Die offizielle Heftigfeit überging in die 
Blätter, wobei von theilweife übler Stimmung in Montreug die 
Nede war. Ald dann Pfarrer Monnard eines Sonntags mit ef 
lihem Begleit, darunter auch angefehene Fremde, fih in eine 
wenig zahlreiche Berfammlung der freien Kirche begab (18. Jänner), 
wurden fie indgefammt mit einer Ladung Waſſer aus einer Feuer— 
jprige begofjen und folgenden Tags hatte die halboffizielle Zeis 
tung die Frechheit zu fpotten: einige Männer hätten bloß eine 
Sprigenprobe halten wollen. Acht Tage nachher verbot der Staatd- 
rath alle religiöfen Sonderverfammlungen in Montreur; das galt 
dem Paſtor, Gelehrten, Schriftfteller und Staatsmann Karl 
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Monnard, weniger weil er eine Predigt hatte vortragen wollen, 
ald weil er, vielleicht fchärfer ald Andere, das Weſen der Kirchen- 
politif der neuen Regierung durchfchaute und im Rufe ftand, auf 
den Entfhluß der Novemberverfammlung zu allgemeinem Aus— 
tritt befondern Einfluß geübt zu haben. Die Erzählung jener 
Nohheiten ſchließt hier für einmal. Bei der evangelifchen Geift- 
lichkeit in mehreren Theilen der übrigen Schweiz, dann in Deutjch- 
land, Frankteich, England, bei den gebildeten Ständen diefer 
Länder überhaupt, fanden die waadtländifchen Demifjionäre die 
wärmften Sympathien; ed gingen ihnen Glüdwünfhe und er- 
muthigende Adreffen ein; * in Edinburg, in Gladgow und in 
andern Gegenden Schottlands wurden Berfammlungen gehalten, 
um fich über die Mittel des Beiftandes für jene Bedrängten zu 
befprechen und um inöbefondere die Regierung Großbritannieng 
zu ſchützender Dazmifchenfunft für diefelben zu erjuchen. 

Bon der antifatholiihen Aufregung zur Zeit der Agitation 
gegen die Jeſuiten und der Freiſchaarenzüge wurde auch der res 
formirte Bezirt Murten im Kanton Freiburg ergriffen. Obwohl 
fonfeffionell in Minderheit und nicht viel mehr ald den zehnten 
Theil der Gefammtbevölferung enthaltend, fonnte er fich gegen- 
über der meift fatholifchen Regierung ganz wohl befinden. Seit 
1806 aus dem engern Verband mit der proteftantifchen Kirche 
von Bern getreten, bildete die Murtener Geiftlichfeit von dann 
an ein eigenes Kapitel, von dem die Regierung von Freiburg 
als firchliches Haupt anerfannt wurde; die Befugniffe und Ders 
rihtungen der Negierung in jener Eigenſchaft waren übrigeng 
mehr formaler Natur als eingreifend, und fie war überhin da— 
rauf bedacht, diefelben mit Zartheit und Schonung auszuüben. 
Das Wefentlihe der Fonfeffionellen Auffihtsbefugniffe war dem 
Kapitel felbft und einem Kirchenrath von dreizehn Mitgliedern 
anvertraut, der zugleich die Berrichtungen eines Schulrathes übte, 


* Adreffen der freien ſchottiſchen Kirche, der fchottiichen Nationalfirche, der 
engliichen Presbyterialkirche, der evangelifchen Gefellichaft und der vendrable 
Compagnie in Genf, der evangelischen Kirche von Colmar, Mülbaufen und 
Frankfurt, 

Die Schweiz. II. 21 
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Die Stadt Murten befaß zudem eine eigene höhere Schulanftalt 
unter der nähern Aufficht ihres Gemeinderathed. So genoß Mur— 
ten eine rechtliche und thatfächliche Selbitftändigfeit, die aus dem 
fonfeffionellen Standpunkte nichts zu wünfhen übrig ließ. Die 
Kantonsverfafjungen von 1803 und 1814 waren diefem Zuftand 
günftigz; fie garantirten die freie Religionsübung des proteftan- 
tifchen Bezirks Murten; jene von 1831 ging weiter, indem fie 
die „evangelifchereformirte Religion als die einzige öffentliche 
Religion diefes Bezirkes" erklärte. Um auch jeder finanziellen 
Eiferfüchtelei vorzubeugen, ſetzte jene Verfaſſung weiter feft, daß 
jo oft Geldverwendungen für das Fatholiihe Kirchen: oder Schul: 
weſen gemacht würden, für das reformirte Kirchen- oder Schul: 
weſen eine Summe gleich dem zehnten Theil jener Verwendung 
zu fpenden fei. Endlidy mußte der NRegierungsftatthalter (prefet) 
von der Konfelfion des Bezirks fein. Aber nicht bloß die Ver— 
faffung, auch die Verwaltung war forgfam bemüht, den proteftan- 
tifhen Sonderwünfhen der Murtner in vorfommenden Fällen 
zu entfprechen. Unter der Fonfervativen Regierung von 1842 wur: 
den Fonde zur Errichtung eines Kantonal-Kranfenhaufes ange: 
wiefen und jährliche milde Beiträge zu fammeln befchloffen; bei 
diefem Anlaß gab der evangelifche Kirchenrath von Murten Ber 
forgniffe fund wegen bevorftehender Vereinigung beider Kulte in 
der neuen Anftalt und verlangte Garantie für den eigenen. Sole 
Aengftlichkeit zu befchwichtigen, wurden fämmtliche proteftantijche 
Gaben befonders verzeichnet, damit bei der endlichen Organiſa— 
tion der Kranfenanftalt deren Verwendung nach dem Sinn der 
Geber gefichert werden möge. Es genoß, nad) dem Gefagten, der 
proteftantifhe Bezirk Murten eine fo rüdfichtvolle Behandlung 
feitend der Fatholifhen Mehrheit, daß mande Fatholifche Min- 
derheit in andern Kantonen Grund gehabt hätte, ihn deßhalb zu 
beneiden. Und doch entiprah die Stimmung der Murtner fo 
günftiger Behandlung nit. Durch die Kämpfe der übrigen 
Schweiz wurde fie ebenfalls verbittert; die Murtner glaubten an 
die Gefahr feitend der Sefuiten, wie Züricher und Berner und 
Andere, und fahen in der Niederlage der Freifchaaren eine folche 
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des Proteftantismug. Die Staatöbehörden Freiburgs hatten Grund 
gehabt, von den Stürmen des Winterd von 1844 auf 1845 alles 
Unheil für die Selbftftändigfeit und die Ruhe ded Kantons zu 
beforgen. Mit dem Siege Quzern’d vom 1. April fiel ihnen ein 
Stein ab dem Herzen; darum verordneten fie, wie Quzern und 
feine Nachbaren, ein religiöfes Dankfeſt auf Sonntag den 1. Juni, 
Die Gefchichte diefer Jahre zeigt uns überhaupt, daß dort, wo 
die Freunde und Anhänger der Fatholifchen Kirche Siege feiern 
zu können glaubten, die Vorliebe für Anordnung folcher außer: 
ordentlicher Danffefte fih wiederholt fund gab; Luzern hatte we— 
fentlih den Anftoß gegeben. Der größere Theil der Murtner und 
ihr Kirchenrath waren mit der befohlenen Feierlichkeit keineswegs 
einverjtanden. Der Kirchenrath traf zwar gehorfam die vorgefchrie- 
benen Anordnungen; Wirthshäufer und Schenken waren den gan— 
zen Tag gefchloffen geblieben; fein Vorfall ftörte die äußere Ruhe 
des Tages. Aber nachdem die bittere Pille verfhludt war, gab 
der Kirdyenrath feinen ganzen Unwillen dem Großen Rath fund *: 
fein einziger proteftantifcher Kanton habe den Gedanken gehabt, 
dem Andenken jener Ereigniffe ein Feft zu widmen; darum fönne 
es nicht befremden, wenn Murten in den Befchlüffen der Obrig- 
feit einen Angriff auf feine fonftitutionell geficherte religiöfe Freis 
beit erblidt habe; die erlaffene Proflamation felbft beweiſe, daß 
ed fih nur darum gehandelt habe, den Triumph einer Partei, 
und zwar den Triumph des Jeſuitenordens, zu feiern; dazu aber 
hätten die „evangelifchen Chriften® jegt noch weniger Grund ala 
fonft; für die Bevölkerung von Murten fei darum das Feſt ein 
Tag der Demüthigung und Trauer gewefen; mit Murren wurde 
die Verlefung der Proflamation angehört und e& fehlte nicht viel, 
jo wären die Kirchen durch ungeziemende Aeußerungen entweiht 
worden. Das Gefchehene trage nicht mehr das Gepräge der Weis— 
heit, mit der fie, Murtener, früher zur Verwunderung benach— 
barter Staaten behandelt worden. Alles mit Mehrerem. Anges 


* Memorial des Kirchenrathes des Bezirks Murten an den Großen Rath 
des Kantons Freiburg, betreffend das Danffeft vom 1. Juni 1845. 
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fnüpft wurden Klagen über Zurüdfegung in Schulverhäftniffen, 
fatholifchen Bekehrungseifer („Profelytenfucht®), Verbote von Bü- 
hern und des Diſteli-Kalenders, über das neue Preßgeſetz und 
„die Tendenzen der Gegenwart im Allgemeinen. Am Schluß die 
Drohung: würde ſich Aehnliches wegen Gegenftänden, die auf die 
Religion Bezug haben, ohne vorherige Zuratheziehung des Kirs 
chenrathes wiederholen, fo müßte derfelbe feine Mitwirkung zur 
Bollftredung verfagen. Das Memorial flog gedrudt in die ganze 
Schmeiz. Erft gegen Ende Jahres berieth über die Klage der 
Große Rath und ließ durch die Regierung rechtfertigend und ab- 
lehnend antworten: * die frühere Schlußnahme der oberften Lan— 
deöbehörde habe keineswegs den Charakter, den ihr der Kirchen- 
rath beilege, und fie fonnte daher auch feineswegs für die refor- 
mirte Bevölkerung von Murten ein Gegenftand von Beforgniffen 
fein; denfe man zurüd an die Ereigniffe des Winters, melde die 
ganze öffentliche Ordnung bedrohten, die brutale Gewalt an die 
Stelle der Behörden fegten, die Eidgenofjenfchaft mit gänzlicher 
Anarchie und Auflöfung bedrohten; dad Danffeft habe demnach 
der Wiederherftellung der Ordnung, der Unabhängigfeit und der 
Freiheit des Baterlandes gegolten, und hätte daher mit nichten 
die religiöfe Empfindlichkeit der reformirten Murtner aufregen 
follen; fei in der Proflamation von Gefährdung religiöfer In— 
flitutionen und von den verderblichen Folgen eined entgegenges 
fepten Ausganges (des Freifchaareneinfalls) die Rede gemefen, 
jo war das nur allzu wahr; darin aber, daß man die religiöfen 
Rechte der Katholiken gefchügt wiſſen wolle, liege fein Eingriff in 
jene der Reformirten; der Staatsrath anerfenne übrigend gerne 
die ruhige Haltung, die Murten bei Anlaß des Feftes bewährte. 
Betreffend die Preßpolizei, fo habe die Regierung Pflicht und 
Recht gehabt, gegen die empörenden Erzeugniffe von Cynismus 
und Immoralität einzufchreiten, welche in Frage gelegen; Be— 
fehrungen anlangend, folge ihre Möglichfeit aus dem nicht zu 
beichränfenden Recht der Gewiffensfreiheit; die Zumuthung end- 


* Ausführliches Antwortichreiben des Staatsrathes vom 19, Januar 1846. 
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lich, daß die Negierung fich in der Folge für ähnliche Borfallen- 
heiten und für Arbeiten im Fache der Gefeßgebung mit dem Kirs 
chenraty von Murten zuvor in’d Vernehmen febe, wurde abge- 
lehnt. — So tar der Geift der Zeit: von einem Ende der 
Schweiz zum andern ein Kampf in Sachen des Gewiſſens, der 
Proteftanten gegen die Katholifen und umgekehrt, des Rationa- 
lismus gegen die pofitiven chriftlichen Befenntniffe, das katho— 
lifche zumal. 

Im DOften der Schweiz beobachtete Baumgartner den uns 
glüdlihen Stand der vaterländifchen Angelegenheiten; er fuchte 
dem maltenden Streit auf den Grund zu fommen und er konnte 
ihn in Anderem nicht finden, als in der Störung der gegenfei- 
tigen Beziehungen zwifchen beiden Konfeffionen. Nah feinen Ans 
fhauungen waren die Nechte der Evangelifhen in der Neuzeit 
unangefochten geblieben; die Katholifen dagegen führten manche 
im Bundesrecht begründete Klage; wolle man Frieden, fo könne 
er anders nicht gewonnen werden, ald in Beachtung der bundes- 
mäßigen Rechte der Fatholifchen Kantone und des Fatholifchen 
Glaubendbefenntniffes in der Schweiz überhaupt; mit der Wie- 
dergewinnung des Friedens auf dem fonfeffionellen Gebiete würs 
den die Gemüther vom herrfchenden Parteidrude befreit, würde 
die Löfung der rein politifchen und materiellen Fragen ohne die 
gefährliche Beimifhung Eonfeffionellen Mißtrauens und Haſſes 
möglih, die Eidgenoffenfchaft vor weiterer Gefährdung gefichert 
werden. Er erwog ferner, daß die ifolirte Bethätiguug der fieben 
fatholifchen Kantone dem Frieden der Schweiz weniger zuträglich 
fei, ald wenn fi die große Mehrheit der Katholiken in gefamm« 
ten Kantonen zu dem bezeichneten Pazifikationszwecke vereinigte, 
vollends wenn es gelänge, die angefehenen Neformirten in der 
Schweiz, welche die Hintanfegung desBundesrechtes in den Fon- 
fejfionellen Fragen bereits ernsthaft mißbilliget hatten, zu gemein- 
famem Wirken zu bewegen. Aus folhen Beweggründen_ faßte 
Baumgartner den Entſchluß, einen allgemeinen Katholifenverein 
zu gründen und, hinwieder die Affoziation des legtern mit polis 
tiſch gleichgefinnten Evangelifchen zu verfuchen. Das war im 
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April, ald die Angelegenheiten einen gewiſſen Ruhepunft wieder 
gefunden hatten. Während der folgenden Tagſatzung nahm er 
darüber Rückſprache mit Mehreren und vernahm nur billigende 
Aeußerungen. Auf feine Einladung verfammelten fih in Zug 
fiebenundfünfzig angefehene Katholifen aus Luzern, Uri, Schwyz, 
Unterwalden, Glarus, Zug, Freiburg, Appenzell J. R. St. Gallen, 
Thurgau, Aargau, Teffin und Wallis, unter ihnen, neben den 
erften Kantonalvorftänden, auch andere Männer, welche fchon 
damals oder fpäter in höherer Stellung fih bewegten (15. und 
16. September). Für Zug war die Verfammlung ein wahres 
Feſt; die Gemüther erfchloffen fih; mar hoffte Heilung ſchwerer 
Wunden von dem Zufammenmwirken fo vieler achtbarer Männer 
aus theilweife felbft entlegenen Kantonen; den Saal ded Land- 
wing’fchen Landhauſes, in welchem der Verein tagte, ſchuf Zu: 
ger'ſche Gaftfreundfchaft zum ſchmuck- und blumenreichen Garten. 
Unter ſolchen günftigen Aufpizien Eonftituirte fih der ſchwei— 
zerifhe Katholifenverein; Bernhard Meyer von Luzern 
führte die Feder. Ald Vereinszweck wurde bezeichnet die Wahrung 
der angefeindeten Rechte des Katholizismus, fo wie des allge 
meinen bundesmäßigen Rechtözuftandes gegen mwillfürliche Ein- 
ariffe und Verletzungen; der Berein erhielt fomit einen weſentlich 
politifchen Charakter, nicht zur Spaltung, fondern zur brüder- 
lichen Einigung der Konfeffionen beftimmt.* Es fonnte nicht 
fehlen, daß neben den Grundſätzen des Vereins auch die Fragen 
des Tages in Befprechung gefegt wurden. Solle und fünne die 
bisher eingehaltene Rechtäftellung der Katholiten in der Sache 
der Klöfter und der religiöfen Orden überhaupt beibehalten oder 
aufgegeben werden? Das war der Gegenftand einläßlicher Erör- 
terung unter Männern, deren große Mehrzahl eine ganz nüchterne, 
konfelfionelleunbefangene Anfchauung zu hegen und zu pflegen 
gewohnt war. Gene Frage wurde aus dem Standpunfte des Bun— 


* Der Verfaſſer befigt noch das von ihm entworfene Programm für die 
Wirkfamkeit des Vereins. Die darin enthaltenen Grundgedanken find und bfei- 
ben maßgebend für Wiedergewinnung des Fonfeffionellen Friedens in der 
Schweiz, 
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desrechted und wahrer religiöfer Toleranz einhellig bejaht. Daher 
die Vereinbarung: auch ferner auf die Wiederherftellung der Klö— 
fter im Yargau zu dringen und zur Beihügung der übrigen 
Klöfter thätig zu fein, durch erneuerte Kreidfchreiben der VII 
Konferenzftände an gefammte Kantone, durch perfönliche Sen— 
dungen an einzelne Kantondregierungen, wo etwa Einfluß ge- 
denfbar, durch Einwirkung auf gefammte fatholifhe Bevölkerung 
der Schweiz, damit fie fich im gleichen Sinn ausfpreche an Landes 
gemeinden, oder durch Petitionen an die Tagſatzung, oder dur 
Volksverfammlungen, wo das Sammeln von Unterfchriften wegen 
der Dertlichfeiten weniger zuläffig, — daneben auch durch eifrige 
Benutzung der Preffe. In Bezug der Jefuitenfrage insbefondere 
war der Verein einftimmig, daß das pofitive Bundesrecht eine 
Einmifhung der Bundesgewalt fchlechterdings nicht verſtatte; dies 
felbe folle und dürfe daher auch nicht zugegeben werden; zu die— 
ſem Behuf fei eine die Vorurtheile der proteftantifchen Bevöl— 
ferung zu heben geeignete Drudichrift audzugeben, auch durch alle 
erlaubten Mittel dahin zu wirken, daß für ein Einfchreiten der 
Bundesbehörde Feine ferneren Standesftimmen gewonnen, ſchon 
biäher in jenem Sinn abgegebene Boten zurüdigenommen werden. 
Der Fall etwa fpäter eintretender Gewalt-Anwendung gegen die 
betroffenen fatholifchen Kantone wurde zwar auch beiprochen; es 
fonnte dieß aber begreiflich zu nichtd Anderem führen, als daß 
ſolches Gegenftand fünftiger Erwägung fein möge. Biel Unheil 
fahen die Berfammelten in der vorherrfchenden Ausartung der 
Preſſe: auch diefer entgegenzumirfen wurde übernommen. Eben 
fo wenig entging ihnen, daß gewiſſe öffentliche Feſte (fo die Ver— 
fammlungen des fchmweizerifchen Schüßenvereins) den allgemeinen 
und Fonfeffionellen Frieden zu trüben angefangen hatten, und fie 
nahmen fih vor, den Nachtheilen folcher Erfcheinungen fo viel 
möglich zu begegnen. Speziell in katholiſchen Dingen lag vor: 
daß zweideutige Bildung und Gefinnung eines Theild der katho— 
liſchen Geiftlihen Vieles zu den mwaltenden Fonfeffionellen Wirren 
der Schweiz beigetragen hatten, daher auch die Nefolution gefaßt 
wurde, die Errichtung guter Priefterfeminarien nach Möglichkeit 
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zu begünſtigen. Uebereinſtimmend mit dem allgemeinen Bereind- 
zwecke follten Kantonalvereine, namentlich aud in Solothurn und 
fatholifch Bern, gegründet werden, welche bei diefer Berfammlung 
nicht vertreten waren. Zu ununterbrochener Bethätigung des 
Hauptvereind und zur Durchführung der gefaßten Befchlüffe be- 
ftellte die Berfammlung ein eigenes Komite aus drei St. Galli: 
[hen Mitgliedern: Baumgartıer, Höfliger und Leonhard Gmür, 
und gab ihnen für allgemeinere Verhandlungen ſechs andere bei: 
Siegwart, Schmid von Uri, Fürfpreh Fahrländer von Aargau, 
Arpagaus von Sumvix, Schultheiß Wed von Freiburg, Ram— 
fperger von Thurgau. Zum guten Schluß wurde diefem Komite 
der ernſte Verſuch einer Verftändigung mit den gleichgefinnten 
Proteftanten der Schweiz zu gemeinfamer Erreichung der Dereind- 
zwecke, in wie weit fie fih auf den bundesmäßigen Nechtszuftand 
beziehen, in Auftrag gegeben. Der Verſuch murde nicht unter- 
laffen, allein die zunächit mit angefehenen Zürichern gepflogenen 
Befprechungen fheiterten eben an dem, was erzielt werden follte: 
fefte Rechtögrundlage, dann auch ihre Anerfennung und Geltend: 
machung. Die volle Gleichberechtigung und Selbftftändigfeit der 
Katholiken glaubten die Züricher nicht zugeben zu können; die 
fatholifhen Vereinsgmänner dagegen erachteten, daß Konzeffionen 
zu Gunften proteftantifcher Anfhauungen oder Anfprüche den 
Rechtsbeſtand auf ſolche Weife verrüden, daß er endlich ganz ver- 
loren gehe. Darum wurde die Verftändigung eine Unmöglichkeit. 
In übrigen Dingen fuchte das Komite durch thätigen Brief: 
wechfel die Vereinszwecke zu fördern, war einigemal verfammelt, 
bethätigte viel guten Willen; im Drange der Zeiten und. Ges 
fchäfte aber blieb fein Wirken, wie es bei fchmeizerifchen Vereinen 
meift Uebung ift, unter den eigenen Wünfchen und Vorfägen. — 
Man hat damals und fpäter den Katholifenverein mit den Stan» 
deöfonferenzen der fieben Fatholifchen Kantone identifiziren wollen: 
diefe Anficht oder Darftellung war irrig; die Aufftelung eines 
leitenden Komite's in St. Gallen zeigt zur — daß man 
die Dinge allgemeiner auffaßte. 

AlteBürgermeifter Moufjon und Dr. Bluntſchli in Zürich, 
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mit dem Gang der Dinge fo wenig einverftanden, ald die in 
Zug verfammelten Katholifen , veranlaßten ihrerfeits in Zürich 
eine Berfammlung angefehener Proteftanten, an welcher Bürger 
von Zürich, Bern, Glarus, Bafel, Schaffhaufen, Aargau, Thur- 
gau, Graubünden und Waadt Theil nahmen (25. September). 
Ein förmlihes Einverftändniß zur Bethätigung in irgend einer 
beftimmten Richtung ift nicht erfolgt, wenn auch die gleiche 
Grundanficht alle Anweſenden beleben mochte; es mwaltete nament- 
lich Berfchiedenheit der Meinungen über Zwedmäßigfeit und Zeit: 
gemäßheit allfälligen Auftretens. 

Ueber beide Verfammlungen, in Zug und Zürich, wurden 
alsbald zur Bermehrung des allgemeinen Mißtrauens die Schleufen 
der radifalen Preffe geöffnet: in Zug follte es ſich um einen 
neuen borromäifchen Bund gehandelt haben; * in Zürich um 
Ginleitungen zu politifcher Reaktion. Die radifale Partei wollte 
auch das Vereinsrecht, wie die Herrfchaft, für fi) monopolifiren. 

Die fehmeizerifchen Milizen lieben Abwechfelung in der Mode 
gleich den Frauen. In Bafel wurde die Einführung des Käppi 
für die Milizen, doch mit Ausfhluß der Artillerie, beabfichtiget. 
Großrath Dr. Brenner, felbft diefer Waffe angehörend, Haupt der 
Radikalen in Bafel, ließ in einem dortigen Blatt das Mißfallen 
über die Ausnahme in einer Weife ausſprechen, von welcher die 
Regierung eine Aufregung unter der Truppe beforgte; da deren 
Mufterung bevorftand, ließ fie den Dr. Brenner vorforglich ver- 
haften. Um eine ſchöne Hoffnung ärmer geworden, gaben die Ars 
tilferiften, nach vollendeter Mufterung, in lebhaftefter Weife ihren 
Unmuth fund und fchieten fih an, die Freigebung ihres Fürs 
fprechers zu fordern. Schlimmered zu verhüten, begaben fich zwei 
höhere Offiziere auf das Nathhaus, um der Negierungsbehörde 
den Wunfh der Milizen um Freigebung des Verhafteten münd- 
ih an's Herz zu legen; zu gleichem Zweck folgten eine Anzahl 


* Gegen folhe Zulagen trat die konfervative proteftantifche Preffe verthei— 
digend auf; f. eidgenöffifche Monatsfchrift, 1845, S 134; und Basler-Zeitung 
vom 30. September. 
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Unteroffiziere nah. Da ihre Verwendungen nicht alfogleich zum 
Ziele führten, ftürmte die Mannfchaft aus dem Klingenthal, wo 
fie verfammelt war, in die große Stadt hinüber, am Rathhaufe 
vorbei nah dem Lohnhof, wo Brenner ſaß. Dort hatte fih der 
Amtsbürgermeifter Dr. Burkhardt aufgeftellt und mahnte verge- 
bens ab. Die tumultuirende Maffe (den Milizen hatte fih auch 
andered Volk angefchloffen) fprengte mit Brecheifen und Werten 
dad Thor und drang in die inneren Räume ein. Muthig ftellte 
fih Burkhardt nun vor den Haupteingang zu den Gefängniffen 
und rief: nur über feine Perfon würde man eindringen können! 
Perfönlihen Angriff auf den Bürgermeifter meidend, fliegen die 
Erbitterten zu den Fenftern hinein und befreiten den Verhafteten. 
Unter mufilalifhem Begleit führte ihn eine große Wolfsmaffe 
triumphirend nach dem Klingenthal zurüd. Es geſchah dieß Alles, 
nachdem kurz zuvor im Großen Rathe den Urfachen der Verhaf— 
tung nachgefragt worden und Bürgermeifter Burkhardt fich dabei 
auf den ausdrüdlichen Wortlaut des forreftionellen Geſetzes be- 
rufen hatte (4. Auguft). Die Regierung bot nun vier Randwehr- 
fompagnien auf, empfing Adreſſen gutgefinnter Bürger und 
brachte den erfhütternden Vorfall vor den Großen Rath. Bon 
der Tagfagung eilte Bürgermeifter Frey zur Mitberathung her. 
Der Behörde lag unter Anderem eine Eingabe von 136 Ar— 
tilleriften vor, unter denen die Schuldigften; diefelben baten die 
Behörde, den wahren Sachverhalt im Auge zu behalten, indem 
feine Nebenabfichten gewaltet hätten und wenn ein Fehler ber 
gangen ivorden, felber aus gefränktem militärifhem Ehrgefühl 
hervorgegangen fei. Die beiden Bürgermeifter, feit Langem her 
Bertheidiger der ftrengen gefeglihen Ordnung bei allen fchweis 
zerifhen Vorkommenheiten, waren tief ergriffen über die Symp— 
tome von Losgebundenheit, welche fih nun auch in Bafel kund— 
gegeben hatten, und fprachen darüber ein ernfled Bedauern aus, 
das nicht frei von Beforgniffen vor der Zufunft fich ausdrückte. 
Der Rath bewilligte allgemeine Amneftie, gab fo den Ernft der 
Geſetze preis, aber mich auch den Verlegenheiten aus, welche ein 
auf Maffen von Schuldigen audgedehnter Strafprogeß bereitet 
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hätte. Ronfervative Männer, fo Dr. Heusler, beflagten die Schluß» 
nahme wie das Greigniß, entfchuldigten die erftere aber mit der 
abfoluten Nothwendigfeit, Unglüd und Trauer von einer großen 
Zahl Familien abzumenden, deren Angehörige hätten betroffen 
werden müffen. Den Urfachen der nunmehrigen Lage Bafeld nach- 
forfchend, fagte Heusler: „Wir haben den Feind in unfern Ein- 
geweiden; es ift ein materieller, auf Genuß, Befib und Bequem- 
lichfeit gerichteter Sinn, eine durch zwölf Jahre der Ruhe, des 
Friedens, der innern Eintracht herbeigeführte Verweichlichung,“ 
gefährlicher ald der vielbefprochene Radikalismus. Wie dem auch 
fei: Das ftrengslegale Syftem fing felbjt in der Stadt Bafel zu 
wanfen an; die Gemüther waren aufgeregt, leicht entzündlich, 
ergriffen durch den politifch-fonfeffionellen Kampf in der übrigen 
Schweiz; mit diefer Stimmung lief ein Zug von Beforgniß durch 
die Reihen eined Theils der Konfervativen, daß Bafelftadt fich 
durch allzu ängſtliche Legalität an das Schlepptau der Fatholis 
fhen Kantone habe nehmen laffen, was die Stellung der leiten- 
den Häupter, Burkhardt und Frey, für die Folge mefentlich er— 
ſchwerte. 

In Bern war der Bruch zwiſchen der radikalen und der 
anarchiſchen Partei ein bleibender und er nahm bald auch for— 
melle Geſtalt an; erſtere Partei, durch die Regierung repräſentirt, 
machte einen Verſuch der Rückkehr zur Legalität; die früher anar— 
chiſche Partei trat in die Stellung einer liberalen Oppoſition 
gegen die Regierung und deren Parteigenoſſen. Ihr Streben war 
durchgreifend: ſie gedachte die Herrſchaft ſelbſt an ſich zu ziehen 
und ſetzte dafür die üblichen Hebel an: ökonomiſche und finan— 
zielle Reformen zur Erleichterung des Volkes und Durchführung 
der Regimentsveränderung mittelſt Verfaſſungsreviſion. Eine ſolche 
Umwälzung hatte ſie ſchon früher gewollt und es iſt nicht zu 
zweifeln, daß nach dem Sturz der Regierung von Luzern und der 
Einſchüchterung oder Begwältigung der Urkantone, falls den Frei— 
ſchaaren ſolches gelungen wäre, ihr Uebermuth ſich rückwärts auch 
gegen die geſetzliche Ordnung der Dinge in Bern gewendet hätte. 
Die Rollen waren ſchon vertheilt und in den Druckſchriften jener 
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Zeit kann man ein Berzeichniß der Kandidaten lefen, durch deren 
Mahl die mißfällig gewordene Regierung hätte aufgefrifcht wer— 
den follen, unter ihnen Ochfenbein , der Bärenwirth Karlen, die 
Advofaten Niggeler und Jakob Stämpfli, Imoberſteg, der Re— 
gierungsftatthalter Kohler, neben andern weniger befannten Nas 
men. * Die unfreiwillige Reife Ochſenbeins von Luzern nad 
Nidau zurüd, in den erften Apriltagen, machte den Plan fchei- 
tern. Die anarchifhe Partei mußte wenigftend die Kampfweiſe 
wechſeln, die Regierung fuchen, fih wieder fefter in den Sattel 
zu feßen. Jene organifirte in verfchiedenen Verſammlungen flatt 
des ehemaligen „bewaffneten Volksbundes“ den neuen unbewaff- 
neten „Volksverein,“ der die Verfafjungsrevifion ald Ziel ver- 
fündete. Es erfchien der Entwurf zu einem neuen Grundgefek 
für den Kanton Bern, fehr radifal gehalten im Bergleich zur 
Berfaffung von 1831, doch weniger als die neue Verfaſſung von 
Waadt geworden, originell in manchen Beziehungen. So fagte 
der DBerfaffer zur Erläuterung: „von der fogenannten Volksſou— 
veränetät ift (im Entwurf) feine Nede, fo wenig ald von Meer: 
jungfern, feuerfpeienden Drachen und andern mefenlofen Phan— 
taflegebilden; unfer Grundgefeg fchafft ein in der That freies 
Volk, ftatt eines durch das Nebelbild der Volfsfouveränetät ges 
föderten und geblendeten Pöbels. Die Glaubenäfreiheit gewähr- 
leiften wir fo wenig ald die Freiheit ded Blutumlaufes, der Ber- 
dauung, ded Gedächtniffes, der Liebe und anderer geifliger und 
leiblicher Kräfte und Verrichtungen, die Niemand weder verhin- 
dern noch gemwährleiften kann. Dagegen geftattet dad Gefeß die 
mit dem Strafgefege nicht Follidirende Ausübung jedes Gottes: 
dienftes u. f. w.“ Diefer Entwurf feheint indeffen zu der Frei— 
fhäärlerpartei in feiner unmittelbaren Beziehung gemwefen zu fein, 
da er fih richt innert ihrem üblichen Ideenkreis bewegt. Er gilt 
aber immerhin ald Zeichen der Zeit. Der Volksverein felbft ließ 
fih auf das Materielle ein, verhieß dem Volk im alten Kanton 


* Dr. Johann Schnell: Meine Erlebniffe unter den Berner Freifchaaren- 
Regiment; Burgdorf, 1851; S. 117, 
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Abfhaffung der Feudallaften (Zehnten und Bodenzinfe), zu die» 
fem Behuf allgemeine Reform des Finanzweſens, wobei Jeder 
nur zu gewinnen, Niemand zu verlieren hoffte, obwohl die ers 
wähnte Abfchaffung jener Grundlaften den Fisfus mit einem Ka- 
pitalverlurfi von 7 Millionen Franken bedrohte; Neform des 
Armenmefend, das fih in drüdender Weife entfaltet hatte, Abfür- 
zung des Prozeßganged. Nachdem der Kanton anderthalb Fahr: 
zehnte lang als ein fortfchrittlicher Staat fich felbit gelobt und 
hatte loben laffen, erfchien er unerwartet als einer, in welchem 
ed keineswegs geheuer ausfehe und eine gänzliche Umfehr erfor- 
derlich fei. Dem Volksverein gegenüber raffte ſich eine halb-fons 
fervative Partei in einigen Aemtern, wie Konolfingen und Schwar- 
zenburg, auf und ſchlug fih auf Seite der Regierung. Diefe er= 
fannte die Schwierigkeit ihrer Stellung und wollte dem Treiben 
ihrer Gegner durch eigenes Eintreten in die Verfaſſungsreviſion 
die Spige abbredhen und befaßte fich felbft mit einem Entwurf 
zu Berfaffungsabänderungen, Taut welchem die Zahl der Regie— 
rungsmitglieder von 17 auf 9 herabgeſetzt, dem Großen Rath 
dad Recht eingeräumt werden follte, den Regierungsrath in Ger 
fammtheit oder auch einzelne Mitglieder desfelben abzuberufen, 
mit Anderem mehr, das fi) aber mit den demofratifcher gewors 
denen Anfichten im Volk nicht vertrug. Stämpfli ergoß ſich dar- 
über in Spott, worauf ihm die Regierung die Führung gewiffer 
Staatöprozeffe entzog, jener dann mit der Aeußerung antwortete: 
er wolle fürohin nur den Bauern dienen. Der mwichtigfte Schritt 
der Regierung zu neuer Befeftigung ihres Anſehens mar die 
außerordentliche Einberufung des Großen Rathes und die Bor: 
legung eined Berichtes über die Lage des Staates, mit dem mit- 
telbaren Begehren eined Vertrauensvotums; der Bericht enthüllt 
die Lockerung aller gefeglichen Bande, die Irrthümer und die Il— 
legalität des Freiſchaarenweſens, das verwerfliche Drängen zu ge: 
waltfamem Einfchreiten gegen Quzern vom Kanton aus mittelit 
geordnetem Milizaufgebot, die Komplizität ded Volksvereins wie 
überhaupt den mwühlerifchen Charakter der Oppofition, und vers 
ſpricht Abhülfe, auf befferem Wege, ald diefe ed wolle. Zu dies 
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ſem Behuf wurden verfchiedene Berfprechungen gemacht für Re— 
vifion diefer und jener Gefebe fo wie einzelner Verfaſſungsbe— 
flimmungen, und die Unterftüßung des Großen Rathes verlangt. 
Diefelbe werde die Regierung finden in der Billigung diefes Be— 
richts und der darin enthaltenen Regierungdgrundfäße; gewährte 
der Große Rath ſolches Vertrauensvotum nicht, fo würde die Re— 
gierung die ihr anvertraute Gewalt niederlegen. In dreitägiger 
Disfuffion wurde nun ein feit Jahren angehäufter Unrath an’s 
Tageslicht gebracht: die erhigten Kämpfer beider Seiten warfen 
ſich gegenfeitig im Saale der oberften Landesbehörde vor, was 
fonft offiziell weggeläugnet worden war, und befonderd erfchienen 
einzelne Mitglieder der Regierung in der ganzen Blöße, melde 
fie fih in der Freichaarenzeit gegeben hatten. Das Ergebniß war 
den Vorbereitungen entiprechend : mit 137 gegen 42 Stimmen 
wurde das verlangte Bertrauensvotum bewilliget. Ju dem neuen 
Glaubensbekenntniß der Negierung von Bern lag große Genug- 
thuung für die Männer, welche, wie Blöſch und Johann Schnell, 
in Nede und Schrift fo nahdrüdlich gegen die befannten Etzeſſe 
aufgetreten waren, für Quzern und die andern angefochtenen Kan— 
tone, für die Bertheidiger der gefeglichen Ordnung in der ganzen 
Eidgenoſſenſchaft. Allein, wenn der Kern faul, was frommt die 
glänzende Schale? Johann Schnell hatte in jener Zeit gefchrie- 
ben: „wenn die Negierung nicht eine diametral entgegengefepte 
Nichtung in der Erziehung und Bildung unfered Volkes von 
oben bis unten einfchlägt, fo gehen wir nothiwendig einer Krife 
entgegen, die mit der überftandenen feinen Vergleich aushält.“ 
Das Uebel ſaß mindeftens fo tief, als der wohlerfahrene Burgdorfer 
ahnte und fagte. Solches thaten die nächften Wahlen fund; bei 
Anlaß der Drittelderneuerung des Großen Rathes trug die Frei— 
fchaarenpartei manchen ſchönen Sieg davon und fchmwächte die 
Reihen der Negierungdfreunde; fo wurde Ochfenbein doppelt, 
Blöfh nur mit fnapper Noth wieder gewählt. Am menigften gab 
jene Partei ihre Projekte auf; ein paar Wochen nad) dem Ber: 
trauendvotum verlangte der weitere Ausfhuß des Volksvereins 
eine Totalrevifion der Berfaffung und gegen Ende Jahres eine 
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baldige außerordentliche Einberufung des Großen Rathes, damit 
er vorgehen könne in Sachen des Kantond Bern wie in den 
Parteifchritten gegen die Fatholifchen Stände. — Wie es in Bern 
trog der äußern Rückkehr zur gefeglihen Ordnung ausfah, zeigt 
der Hergang bei Ausweifung zweier ausländifcher Freifchäärler. 
Daffner und Fein, beide Deutfche, leßterer in früherer Zeit Re— 
daftor der Neuen Zürcher-Zeitung, faßen feit April gefangen in 
Luzern; um ihrer für bleibend los zu werden, war dortige Re— 
gierung genöthiget, fie über die Furka und fardinifches Gebiet 
nah Deutjchland zu inftradiren; faum glüdte e8 den begleiten« 
den Landjägern, fie ficher Bid an den Simplon zu bringen. Am 
„Öletfherhaus“ unterhalb der Furfa follten fie durch eine Bande 
von 35 Bernern aufgehoben und befreit werden; diefe famen um 
Weniges zu fpät. Sicerheitshalber mußte die Luzerner Polizeis 
mannfchaft durch eine halbe Kompagnie Wallifer Scharfihügen 
auf die Furka zurücgeleitet werden. Das war der Landfrieden, 
den die Tagſatzung und Bern einhielten! Der gefangene Profefjor 
Herzog war der Gegenftand langen Streites zwifchen den Regie— 
rungen von Luzern und Bern, da er in beiden Kantonen Bür- 
ger gemwefen. Luzern behandelte ihn lange ald Eigenen und wollte 
ihn nicht in der Rosfaufsfumme begriffen wiſſen. Endlich, nad 
mehr ald achtmonatlicher Haft, rüdte er wieder in die Areife der 
Berner Hochſchule ein. 

In der meftlihen Schweiz machten fih die Kommuniften 
und die politifchen Geheimbündler breit. In Folge etmwelchen 
firengern Einfchreitend einer Anzahl Kantone gegen fremde Flücht- 
linge und Abenteurer mancher Art im Sommer und Herbft 1836 * 
war bei jenen Leuten augenblidlicher Stillftand eingetreten. Da 
die Wegweifungen nicht gründlich gewefen, fo ſchlich fich, wer Luft 
zu Fortſetzung der Umtriebe hatte, nah den Kautonen Waadt 
und Genf zurück; insbefondere Jene, welche zum Bunde des 
„jungen Deutfchlands" gehörten, gründeten eine neue Verbin- 
dung unter dem alten Namen, befchloffen jedoch nur Handwerker 
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in denfelben aufzunehmen. Der Same, der in folcher Weiſe fer- 
ner auögeftreut wurde, trug feine reichlichen Früchte. Nach Jahren 
machte die Negierung von Neuenburg Entdedungen, die zu einem 
neuen umfaffenden Unterfuche führten, mie der bernifche unter 
Roſchi geweſen. Deſſen Ergebnifje veröffentlichte fie amtlich. * 
Die Dofumente, deren die Neuenburger Polizei bei der Verhaf— 
tung von acht Mitgliedern des „jungen Deutfchlands* im Juni 
1845 habhaft wurde, und das Ergebniß fpäterer Unterfuchungen, 
welche fie in Laufanne gepflogen, bewiefen den Beftand eines 
geheimen Bundes von fünfzehn verfchiedenen Vereinen, feine Ver— 
jweigung über den weitaus größten Theil der Schweiz, feine ver 
derbliche Richtung in Bezug auf Politif, öffentlihe Ordnung, 
Bildung, Wiffenfhaft und Religion. ** Die Neuenburger Unter 
fuhungen führten bis ind Jahr 1838 zurüd. Die Angaben 
Marr's, der fich felbjt im Getriebe befunden, gehen noch meiter 
und finden die neue Gruppirung und Organifirung fchon im 
Jahr 1836, in Folge bereits erwähnter Wanderung. Die Sta- 
tuten des Vereins fand die Neuenburger Polizei tegtuell auf. Der 
Geheimbund hatte wefentlih die Revolutionirung Deutfchlandg, 
von der Schweiz aus, zum Zweck; ald die wichtigften Werkzeuge 
waren die Handwerker auderfehen. Zu diefem Behuf wurde ge 


* Rapport general adresse au Conseil d’Etat de Neuchätel sur la 
propagande secröte allemande et sur les Clubs de la jeune Allemagne 
en Suisse. Imprim& par ordre du Gouvernement. 1845. 

Der Verfaſſer bat auch verglichen und benupt dad Buch von W. Marr: 
„Das junge Deutichland in der Schweiz. in Beitrag zur Geſchichte der ge- 
heimen Verbindungen unferer Tage, Leipzig, 1846. 

** Der Verhafteten in Neuenburg waren im Ganzen 43, wovon nur 14 
im ande bleiben durften. Großer Rumor unmittelbar nach den Verhaftungen 
unter den Schufter- und Schneidermeiftern im Lande über Gejchäftsbehinderung ; 
der Staatörath empfahl ihnen beffere Auswahl der Gefellen. Maire Lardy, der 
Entdedfer der Klubbs, dem König zur Berücdfichtigung für geleiftete Dienſte 
eınpfoblen, wurde dafür mit einem Orden ‚belohnt. Den Geſandten Oeſterreichs 
und Preußens in der Schweiz machte der Staatärath von der Entdefung An, 
zeige; alle auswärtigen Regierungen geriethen ob derfelben in große Aufregung; 
auch Guizot wollte nähere Ausfunit haben. 
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trachtet, daß in jeden der ſchweizeriſchen Handwerkervereine we— 
nigſtens einer der Geheimbündler ſich eindränge. Das Zentral: 
geſchäftsbüreau ſollte zun ächſt in der Schweiz beſtehen, von dort 
ſich nach Deutſchland ausdehnen und Filialen errichten. Der 
Mitglieder des Geheimbundes waren ungefähr 100, wovon 40 
mit Namen bekannt geworden. Größer war begreiflich die Zahl 
der zu Werkzeugen der Verführer gewordenen Handwerfögefellen. 
Die Bereinsgründer beabfichtigten, nach den Statuten, deren Be— 
waffnung. „Wahrhaft teuflifche Mittel wurden angewandt, um 
diefe armen Gefellen zu verführen,® fagt der Neuenburger Be: 
richt. Sie beftanden in gänzlicher Demoralifirtung und Entchriſt— 
lihung der Arbeiter. Die großen Klubbs von Genf, Laufanne 
und Lachaurdefonds fchienen dem Atheismus verfallen zu fein. Um 
diefen und die Revolution recht gründlich vorzubereiten, ſchuf 
Marr im Dezember 1844 zu Laufanne die „Blätter der Gegen- 
wart“, eine Monatöfchrift, in welcher Religion, Moral und öffent: 
liche Ordnung fyftematifch untergraben wurden. In Nummer 2 
la8 man: 

»O daß ich große Lafter ſäh'! 

Berbrechen, blutig, koloſſal — 

Nur diefe fatte Tugend nicht 

Und zuhlungsfähige Moral!“ 
Marr's fozialiftiihe Pläne find in Folgendem ausgefprochen : 
»Es hat viele Arme und die Arbeiter verdienen nicht genug; 
daran find die Regierungen, die Könige, die Geiftlichen, die Rei- 
hen und die Handeltreibenden Schuld. Der Handel iſt etwas 
Infames, ift ein Diebftahl. Endlich in politifher Hinfiht müffen 
die Regierungen über den Haufen geworfen werden. Zu diefem 
Zweck find alle Mittel, alle Berbrechen. gut. Der Königsmord ift 
ein heroifcher Akt.“ Der Klubbs waren 26 in verfchiedenen Städ- 
ten der Schweiz; in Lachauxdefonds allein nahmen 450 Mitglie- 
der Antheil. Die hauptſächlichſte Literatur der Vereine entdedte 
man in einer Kifte zu Biel; fie enthielt die Blüthe der revolu- 
tionären und atheiftifhen Geiftesprodufte naher und ferner Häup- 


ter. Die Berführer handelten in den Kantonen verfchieden, je 
Die Schweiz. II. 22 
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nach deren politifcher und gefellfchaftlicher Stimmung; fo mußten 
in Bafel, wegen firengerer Polizei, die Bündler ald „Gefang- 
verein® auftreten; in Zürich bewegten fie fich fchon etwas freier 
und nannten fih darum „Bildungsverein®, in Bern wagten fie 
„furchtlofes Politifiren“, im Kanton Waadt endlih trugen fie 
die „revolutionäre Tendenz“ offen zur Schau.* Wirklih mar 
der Kanton Waadt zu jener Zeit die große Werfftätte der Vers 
ſchwörer, die ihnen fo gut gefiel, daß fie Laufanne zum Mittel 
punft eined neuen „jungen Europa® zu machen beabfichtigten. 
In diefe Zeit fiel die fchon gemeldete Betheiligung diefer frem— 
den Meifter und ihrer Gefellen bei der Revolution von Waadt. 
Wäre auch die Behauptung von W. Marr, dad Zeichen zum 
Anzünden des Holjftoßed auf Montbenon gegeben zu haben, nur 
Prahlerei, fo fcheint ed doch außer Zweifel, daß die deutjchen 
Arbeiter fi mitten unter den Patrioten befunden, welche vom 
Kafino aus den Aufftand in’d Werk festen. Drucy hatte an- ' 
fänglih dem Unfug mit zweideutiger Paffivität zugefehen; im 
Laufe der Berfafjungsrevifionsarbeiten ertwachte die beffere öffent: 
liche Stimmung im Volk und in den Nathefäälen; fie verlangte in 
zahlreichen ‘Petitionen an den Großen Rath gegen die kommuni— 
ftifchen Umtriebe Nechenfchaft von der Regierung, welche ſich end- 
lich zum Einfchreiten gezwungen ſah. Marr und Andere wurden 
ausgemwiejen; die „Blätter der Gegenwart“ hörten auf. In Waadt 
und Neuenburg wurden die Vereine aufgelöfet; einige der Führer 
follten polizeilih an die deutiche Grenze geführt werden, fanden 
aber in Bafelland mieder Borfhub zur Flucht nah Frankreich. 
Die meiften andern Kantone folgten dem Beifpiele von Neuen: 
burg und Waadt. Doc mwurde das Uebel nicht ernſtlich ausge— 
rottet, Marr ſelbſt prophezeite das MWiedererftehen der deutfchen 
„Arbeitervereines in der Schweiz zu revolutionären Zweden. 
Unter Trauer erinnert die Gefchichte, daß zwei Häuptern jener 
Klubbiften öffentliche Lehrftellen anvertraut gewefen: der eine 
war zur Zeit der Verhaftung Lehrer am Gymnafium in Lachaux— 
defonds, der andere ift es früher geweſen. 


* Marr in feiner Schrift. 
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In Luzern eröffneten die Väter Jeſuiten vertragsgemäß im 
Dftober ihre theologifchen und Seminarfurfe: es waren die PP. 
Simmen, Burgftahler, Deharbe, Rob, Damberger, Afchwanden, 
Roder; Männer, von denen einzelne feither in weiten Kreifen als 
ausgezeichnete Kanzelredner befannt geworden, oder ſich durd 
wifjenfchaftlihe Werke einen Namen gemacht haben. Faſt gleich- 
zeitig trafen Ronge und Domiat in Konftanz ein, um dort uns 
ter dem Aushängefchild eines rationaliftifhen Chriſtenthums den 
Abfall von der Fatholifchen Kirche zu predigen. Da das Bezirks— 
amt ihr öffentliches Auftreten verbot, fo wendeten fie fih nad 
dem Thurgau, fchlugen ihr Hauptquartier in Kreuzlingen auf und 
feierten „deutfchefatholifhen Gottesdienft in der reformirten 
Pfarrfirche zu Tägerweilen, welche der Gemeinderath auf befon- 
dered Verwenden des eidgenöffiichen Oberſten Egloff eingeräumt 
hatte. Abendmahl in der Kirche, an welchem ſich etwa dreißig 
badifche Katholiken betheiligten, dann Gaftmahl im Wirthshaus, 
folgten fih nad einander. Weiter einwärts in die Schweiz wagte 
ſich Ronge nicht; nach kurzem Weilen verließ er mit feinem Bes 
gleiter Kreuzlingen und Konftanz, ohne eine bleibende Spur ſei— 
nes Wirkens zurücgelaffen zu haben. Der fatholifche Kirchenrath 
von Thurgau führte Befchwerde bei der Regierung über die re— 
formirterfeitö gefchehenen Begünftigungen Ronge's und dabei vor— 
gefallene Angriffe auf die Snftitutionen der Fatholifchen Kirche, 
worauf Zuficherung erfolgte, daß ſolche Berfammlungen von 
Staatöwegen nicht mehr geduldet würden. 

Der Schluß des Jahres in politifch-Fonfefffoneller Beziehung 
war nichts weniger ald erfreulich. Im Aargau lehnte der Große 
Rath die wiederholt berathene, durch Petitionen von Katholiken 
neuerdings verlangte, Fonfefjionelle Trennung in Folge ausführ- 
lihen ablehnenden Gutachtens der Regierung mit ftarfer Mehr: 
heit ab und erließ ein Geſetz, welches die Jefuitenzöglinge von 
der Maturitäts- und Staatöprüfung für öffentliche Anftellungen 
ausſchloß. Freifchäärler feierten im Römerbad bei Zofingen den 
8. Dezember, uneingeden? der Schmach, welche fie dem Kanton 
zugezogen, und eines finanziellen Schadens von Fr. 400,000, die 

22? 
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ihm aus den beiden Freifhaarenzügen erwachfen. In Schaffhau- 
fen wurde in Bittfchriften von Geiftlichen und Weltlihen an den 
Großen Rath ein Gefe verlangt, nach welchem Konvertiten wie 
rechtlo8 geworden wären. — Eine Rundreije des Grafen v. Pon- 
toi, franzöfifchen Botſchafters, durch beinahe alle Kantone der 
Schmeiz, hatte Pazifitations-Abfihten, bei denen das freiwillige 
Aufgeben der Sefuiten durch Luzern die Grundlage zu bilden 
gehabt hätte. Es waren das eitle Verfuche einer Regierung, die 
zu jener Zeit befchäftiget war, eigene politifche Gegner durch Be— 
ſchränkung des Ordens auf franzöfiihem Gebiet zufrieden zu 
ftellen. 

In Teffin kamen firchlihe Anftände, welche die Regierung 
ſelbſt hervorgerufen, zu ernfterer Befprehung. Sie beftanden in 
Folgendem: in diefem Kanton wechfelten die flaatlihen Verfü— 
gungen gegenüber der Kirche von Zeit zu Zeit, je nachdem eine 
derfelben günftige oder ungünftige Stellvertretung jich im Großen 
Mathe befand, War in den Jahren 1836 und 1837 die Inven— 
tarifirung des Kloftervermögend und die Eingabe jährlicher Ver— 
waltungsausweife verordnet worden, jo machte der Große Rath 
ein Jahr nachher die gleichen Defrete wieder wirfungslos. m 
Sabre 1841 dann wurde diefe legte Verfügung zurüdgezogen, 
die Inventariſirung durchgefegt. Ein Echritt führte zum andern: 
aus den Inventarien wollte der Staatsrath erfehen haben, daß 
der Zuftand der Flöfterlihen Korporationen erweiterte VBorfchriften 
erheijche, daher brachte er einen Gefeßesvorfchlag ein, welcher be— 
forgen ließ, daß er die allmälige Auflöfung der Klöfter zur Folge 
haben werde, ferner einen zweiten Vorſchlag, der die von geifl- 
lichen Dbern oder Korporationen gegründeten, gepflegten und ges 
leiteten Unterrichtds und Erziehungsanftalten mit einer drüden- 
den und ſchädlichen Staatsauffiht bedrohte. Gegen dieſe Ent- 
würfe, ebenfo gegen den Preßmißbrauch und was fonft Mip- 
fälliges damald im Kanton Teffin vorging, erhoben ſich die 
firhlichen Vorficher des Landes, der Erzbifhof von Mailand 
und der Bifchof von Como. Ihnen fehloffen fih an: die Rural- 
fapitel der Geiftlichfeit in den verfchiedenen Thalfchaften, die Bors 
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fteher der höheren Kollegien, dann der Manns- und Frauenklö— 
fter, mehr denn 4000 Familienväter und Eigenthümer in den 
wichtigften Städten und übrigen Drtfchaften des Kantond. Das 
Kloftergefeb übertraf an Vorforglichkeiten aller Art die fonft be— 
fannten Berordnungen anderer Kantone über diefe Materie, be— 
jonders in Hinficht der Verwaltung, die einer defpotifchen Bevog— 
tung gleihfam und die Klöfter darüberhin mit einer Borfchrift 
bedrohte, nach welcher ein ſchöner Theil ihrer Einfünfte der meift 
blöden Staatöfaffe, gegen vierprogentige Obligo's, baar anheim- 
gefallen wäre. Die Beichmwerdeführer ermangelten nicht zu lagen, 
daß die in der Weife des Gefegesvorfchlages eingerichtete Staatd- 
oberaufficht den beften Theil der Einfünfte vorwegnähme; „wer’d 
nicht glauben will, gehe nach Muri und Wettingen!“ * Das Un- 
terrichtögejeß, welches Privat: und öffentliche Anftalten gleichzei- 
tig umfaßte, unterwarf auch die bisher unabhängigen höhern 
Schulanftalten aus frommen kirchlichen Stiftungen der ftrengften 
Aufficht und Leitung in Bezug auf Unterrichtsprogramme, Lehrer: 
perfonal und Disziplin, mit einem Wort einer Unterordnung, 
welche, abgefehen vom Umfang der ftaatlihen Kompetenzen, je- 
denfalld eine freie forporative Thätigkeit erdrüdte. ** Durch die 
beiden Gefebe fah fich daher die Kirche in ihren mwichtigften In— 
flituten und Schöpfungen bedroht; der Widerftand, den fie lei— 
ftete, war ein allumfafjender; die angeführten Gegenfchriften waren 
erſchöpfend in gefchichtlicher und Firchenrechtlicher Darftellung. Das 
ganze Bolf nahm an der Bewegung Theil; die Garabinieri 
(Schüsengefelfchaften), „nicht ala bewaffnete Macht, fondern nur 
ald verfaffungätreue Bürger,“ wie fie fich ſelbſt nannten, mit 
Proteften gegen die Hierarchie. Die Regierung aber drang durch 
mit flarfer Mehrheit in Bezug auf beide Geſetze (19. Jenner 


* „A Muri, a Wettingen, chi non vuol credere! ..... “ Aus der 
umfaflenden Schrift: Note, Petizioni ed opuscoli contro i progetti di 
legge 3 giugno 1845 sulle corporazioni religiose, 5 maggio 1845 sugli 
istituti letterari. Lugano, 1846. 

** Es war vornemlich auf die Zerftörung der beiden bifchöflichen Knaben- 
feminarien in Pollegio und in Ascona abgefehen. 
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1846), denn die Stellvertretung war der fchroffe Gegenfag jener 
von 1838. Dem Triumph folgte muthwillige Siegeöfeier dur 
Kanonendonner, auch nächtliches Gewehrſchießen, Berfolgungen 
gegen die Unterzeichner der Petitionen und die Unterfchriften- 
fammler. Der Staatsrath proflamirte, daß die Geſetze Feine 
Rechtöverlegungen gegen die Kirche enthalten; der Firchlichstreue 
Theil des Volkes aber glaubte nicht ihm, fondern der Geiftlich- 
feit. Im Laufe des langen und heftigen Streited wirkte die ra— 
difale Preffe wie anderwärts; fie befchimpfte die Bilchöfe und 
eine Maſſe ehrlicher Bürger; ed war dieß die gleiche Preffe, welche 
die Jefuiten Räuber, die Freifchäärler Heroen, Leu einen Selbft- 
mörder nannte. 

Politifche und fonfeffionelle Streitigkeiten nahmen die Schwei- 
zer nicht ausfchlieglih in Anſpruch: fie warfen ihre Blide aud 
auf die materielle Entwidelung der größeren Staaten, zumal im 
Eiſenbahnweſen, und fuchten foldhe überzutragen auf das vater- 
ländifche Gebiet. Die erfte Anregung zum Bau fchmeizerifcher 
Gifenbahnen ging von der Handeldfammer in Zürich aus; nad 
ihren Anordnungen trat ein Ausfhuß unter Leitung des Bür- 
germeifters Konrad v. Muralt in Ihätigfeit, der feinerfeitd Zu— 
fammenfünfte auch mit Männern aus andern Kantonen veran- 
faltete; urfprünglicher Zwed war Verbindung des Rheins über 
Zürich und Graubünden mit Italien; bald nachher aber befchränf- 
ten fich die wirklichen Einleitungen auf den Entwurf einer Eiſen⸗ 
bahn von Zürich nach Bafel* und auf VBerfuche zu Gründung 
einer Baus und Betriebsgefellfchaft für diefe Linie (1837 und 
1838). Erft einige Jahre fpäter (1845) gewann die Unterneh: 
mung fejten Boden; es wurden Konzeffionen feiten® der Kantone 
Zürih und Aargau beigebracht, Unterhandlungen mit dem Groß- 
berzogthum Baden für die Linie über Waldshut nah Baſel 
gepflogen, vorläufig eifrig Anftalten getroffen, um im folgenden 
Jahr wenigſtens den Bau bis Baden im Aargau beginnen zu 
fönnen, der Ingenieur Negrelli aus Defterreich zur technifchen 


* Band II, S. 271. 
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Oberleitung berufen; dieß iſt das Entſtehen der ſchweizeriſchen 
Nordoſtbahn. Baſel ging mit ausgedehnteren Entwürfen um, 
ſuchte für ſich einen Knotenpunkt für die Eiſenbahnlinien nach 
den verſchiedenen Richtungen in der Schweiz zu gewinnen und 
entſchloß ſfich zu dieſem Behuf zur Erbauung einer direkten Eifen- 
bahn nach Olten durch den untern Hauenſtein; von dort, fo er- 
achteten die unternehmenden Basler, finde fich der natürliche Weg 
nach Zürich, nach Luzern und nach dem Welten der Schweiz: 
Urfprung der ſchweizeriſchen Zentralbahn. So gingen zwei der 
fommerziellen Hauptflädte der Schweiz fchon in diefem Jahr meit 
audeinander und legten den Grund zu langjährigen Rivalitäten 
auch in Eifenbahn-Angelegenheiten. Neben diefen Entwürfen tauchte 
ein anderer auf für eine Eifenbahn vom Bodenfee durch die 
Kantone St. Gallen, Graubünden und Teffin an den Langen» 
fee, angeregt zuerft durch den ingenieur Richard Lanicca in Chur; 
er richtete Konzeffiondbegehren an die Kantone Graubünden und 
St. Gallen; die Regierungen der beiden Kantone traten darüber 
in Verbindung unter fih; Lanicca dehnte feine Betriebfamteit 
noch weiter aus und in Piemont bildete ſich eine größere Ges 
ſellſchaft von Bankfierd in Turin, Genua und andern Handeld- 
ftädten zu genanntem Zweck, wobei verfianden war, daß vorläu- 
fig die Eifenbahn bloß dieß- umd jenfeitd des Lukmaniers ge- 
baut und diefer Bergpab auf weniger foftfpieligem Weg über: 
fchritten würde. Die Behörden von St. Gallen, Graubünden und 
Teffin nahmen diefe Entwürfe und einfchlägige Konzeſſionsbe— 
dingungen bald ernftlih in Erwägung und fchidten fich auch 
felbft zu einläßlichen Unterhandlungen an; dieß die erfte Veran— 
laffung zur nachherigen fchmeizerifhen Südoftbahn. Auf Bafeler 
. Gebiet wurde die erfte ſchweizeriſche Eifenbahnftrede (von 
St. Louis her) zur Vollendung gebracht und unter Beifein fran- 
zöfifcher und fchweizerifher Behörden feftlich eröffnet (11. De— 
zember). 
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Dritter Abjchnitt. 


rich Zehnder, Antsbürgermeifter von Zürich und SPräfident der vorörtlichen 
Behörde. Verhältniffe in Zürih. Die legten Tage der Berner Regierung von 
18315 Neuhaus fällt, nah bebarrlihem Kampf; Verfaſſungsrath. Fortſetzung 
des Kirchenftreites in Waadt. Politiiche Feſte und Aufruhrprozeſſe in Zuzern. 
Die borromätiche Akademie daſelbſt. Das Schutzbündniß der VII katholiſchen 
Kantone; Luzern darüber zur Rede geftellt. (Bon Anfang 
bis Mitte des Jahres 1846.) 


Mit den erften Tagen ded Jahres ſchloß mancher, neben 
feinen Haus- und Gefchäftsrehnungen, auch die Rechnung ab 
über die politifchen Zuftände des geliebten Vaterlandes. Da hieß 
ed: der „Sefuitenraufch“ ift vorüber, äußerlich ruhiger die Zeit, 
der Sturm hat ausgetobt. Ging man aber den Dingen auf den 
Grund, fo mußte man fih doch geftehen, daß diefe äußerliche 
Ruhe nur eine Sceinrube, die Schweiz in ihrem innerften Le— 
bensmark angegriffen und erfchüttert, die Entfremdung und Er- 
bitterung nichts weniger ald erlofhen, nur durch Ermüdung dar« 
niedergehalten fei. Die politifche, foztale und Fonfeffionelle Gäh— 
rung gab fich fortan fund überall, vorherrfchend die lebte. Sie 
gab, mie feit länger her, gemwiffermaßen den Ton an und mirfte 
verderblich zurüd auf alle übrigen Perhältniffe. 

Unter diefen Zuftänden trat Zürih fein zweites, nun leßtes, 
vorörtliched Amtsjahr an. Der zweite Bürgermeifter, Ulrich Zehn- 
der, Doftor der Medizin, rüdte zum Amtäbürgermeifter vor, um 
bald auch die höchſte Würde der Eidgenoffenfhaft, die Präfident- 
haft der Tagfatung, zu übernehmen. Zehnder wird um eine? 
Grundes willen vielfeitige Anerfennung finden: er bat, ohne in 
feinen jüngeren Fahren die Vortheile einer höhern und allgemei— 
nen wiffenfchaftlichen Bildung genoffen zu haben, von ungün— 
fliger Stellung (er fing mit dem untergeordneten Beruf eines 
Chirurgen an) fih zur erſten Magiftratur erhoben, meniger durch 
Ehrgeiz, ald durch vielfeitige, ihn mit dem Volk in nahe Bes 
rührung bringende Bereinsthätigkeit ſich emporgeſchwungen. Als 
politiſcher Charakter und gemwiegter Staatdmann erſchien er weder 
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damals noch feither, aber praftifch griff er in's Leben ein. Feſte 
Grundfäße leiteten ihn nicht, und Fonnten ihn daher auch nicht 
empfehlen. Allein er war bemüht, fein politifhes und Amtsleben 
der vorberrfihenden allgemeinen Strömung anzufchmiegen, wußte 
fich jeweilen mundgereht im Sinne derfelben auszufprechen, ers 
warb fich auf ſolche Weife das Vertrauen der radifalen Partei, 
indem er gleichzeitig durch mäßige und humane Formen wenig- 
ftend den fyftematifchen Haß der Gegenpartei vermied. Einſicht 
in die Grundelemente wahrer Toleranz zwifchen beiden Konfeffio- 
nen fonnte von ihm, bei einfeitig proteftantifcher Bildung, nicht 
erwartet werden; er war eben Kind und Mann der Zeit, doc 
feiner ihrer Agitatoren. Die Regierung von Zürich follte in die— 
fer Zeit drei verfchiedene Aufgaben Töfen: das fchmeizerifche Bun— 
desfhiff wenn möglich vor dem Scheitern zu bewahren, in Lei: 
tung des fantonalen Staatsruders ſich nicht mit dem nun ein— 
mal in beftimmte Richtung getriebenen Sinn des eigenen Volkes 
zu überwerfen, * dann auch den inneren fozialen Schäden zu 
wehren, welche ſich bereits auf der Oberfläche des öffentlichen Le- 
bens fundgaben. Kommuniftifches Treiben oder was man dafür 
hielt, war nicht innert den Kreifen der früher befprochenen Ber- 
eine der fremden Arbeiter und ihrer Verführer ftehen geblieben ; 
die Negierung hielt die einheimische Bevölkerung felbft demfelben 
zugänglich. Sie beftellte, in einmüthigem Botum, einen Ausfchuß 
aus ihrer Mitte (Furrer, Zehnder und Nüttimann) zur Vorbe— 
ratbung abhülfliher Maßnahmen, veranlaßt durch die Thätigfeit 


* „Dem Volksgefühl war es zuwider, unſern Etand mit und neben den 
Urkantonen zu ſehen; es ſah in Zürich die Schugmacht für die regenerirten 
Kantone. Es wollte weder Klöfter noch Jeſuiten, und zwar beim eigentlichen 
Volke aus traditionellem Haffe gegen ſolche katholiſche Inſſitute. Denn gerade 
die Männer in unierer Gegend, die im Jahr 1839 am erbittertften waren gegen 
Strauß und Radikale, waren es auch am meiften im Jahr 1844 gegen die Je: 
fuiten: Es lag in diefen Leuten ein, jo zu fagen, proteſtantiſcher Inſtinkt.“ 

S. die Schrift: „Politiſche Zuftände des Kantons Zürich; Weinfelden, 
1846.* 

Drinnen in den Bergen überwog der katholiſche „Inſtinkt“, jo berechtiget 
wie der „proteftantifche Inſtinkt“. 
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eines Lehrerd Treichler, * der in Rede und Schrift („Noth- und 
Hülfsblatte) fich der arbeitenden Klaffen in einer Weife annahm, 
welche man für die Häupter der Induſtrie und ihre Intereſſen, 
wohl auch für die Ruhe ded ganzen Kantons als verderblich ans 
fah. Man warf Treichler'n vor, daß er, bewußt und mit Abficht, 
in den von ihm geleiteten Berfammlungen, die Fabrifarbeiter ge- 
gen die Fabrikherren aufhetze und letztere ald Geldtyrannen dar: 
ftelle, in Folge deſſen angefehene Häufer fich veranlaßt gefehen, 
eine gute Zahl Arbeiter zu entlaffen, welche jene Berfammlungen 
befuchten. Treichler wollte fich wenigftend vor dem Vorwurf un- 
würdiger geheimer Umtriebe fichern, antwortete auf jene Kom— 
miffionsbeftellung mit „öffentlichen Vorlefungen über die Sozial 
reform“, die anfänglich von zahlreichen Zuhörern befucht waren, 
und befchmwerte fich überhin fchriftlich bei dem Negierungsrath 
über die geräufchvoll angeordnete allgemeine Unterfuchung. Sein 
„Rothe und Hülfeblatt“ verlegte er nah Bafelland. Nach vielem 
Gerede hin und her fihritt niedere und höhere Polizei (Stadtrath 
und Polizeirath) gegen den unmillfommenen Lehrer ein; ermä- 
gend, daß Treichler erwiefenermaßen mit der fommuniftifchen Pro: 
paganda des Auslandes in Verbindung ftehe, fowohl im „Not: 
und Hülfsblatt“ ald in feinen mündlichen Vorträgen das Eigen- 
thum befehde, zum Haffe gegen die Befigenden aufreize und die 
Grundlage der bürgerlichen Gefellfchaft zu untergraben fuche, 
endlich daß diefe Thätigkeit nicht ala ein unbefangenes Forfchen 
nach der Wahrheit erfcheine, fondern den Charakter einer die Ruhe 
und Ordnung im Staate gefährdenden Aufheserei trage, unter: 
fagte der Polizeirath die Fortſetzung der öffentlichen Vorträge 
über Sozialismus und Kommunismus. Groß war die Furdt 
der Befigenden. Im einzelnen Gegenden des Kantons (jo in Wald) 
lad man Maueranfchläge, welche in aufrührerifcher Faffung ver- 
fündeten, daß ed num einmal der Bedrüdung genug fei, und zum 


* „Zreichler, der vadikalerfeits groß gezogene Held der zürcherifchen Schul- 
meifter-Märtyrologie.” | 
S. obige Schrift, 
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Zwecke der „Gütertheilunge zu einer Volksverſammlung auf den 
klaſſiſchen Boden nach Ufter luden; nähere polizeiliche Unterfus 
hung ftellte jedoch die Thatfache als vereinzelte Handlung irgend 
eined Böswilligen dar und die Gefahr verfchwand wenigitend 
theilweife aus den aufgeregten Gemüthern. Gleichwohl erließ der 
Große Nath ein Strafgefeb gegen fommuniftifhe Umtriebe, in 
welchem unterfagt wurde, Diebftahl oder ähnliche Verbrechen 
öffentlich zu rechtfertigen, oder eine Klaffe von Bürgern gegen 
eine andere, 3. B. Beſitzloſe gegen Befigende, zum Haffe aufju- 
reizen, oder überhaupt durch Angriffe auf die Unverleglichfeit des 
Eigenthums oder anderer im Staate gefchüßter Rechte die be= 
ftehende rechtliche Ordnung böswillig zu gefährden (24. März). 
Unterdeſſen fuchte der Kampf der politifchen Parteien im Kanton 
neue Opfer. Die Integralerneuerung ded Großen Rathes ftand, 
nach erfüllter vierjäßriger Amtsdauer, abermald bevor; die Zeit 
hatte inzwifchen die Ffonfervative Partei in die Oppofition ver: 
feßt, das Staatöruder ihren Gegnern in die Hand gegeben. Doch 
war die Stellung der erftern noch anfehnlid und von einem ge— 
wiſſen mäßigenden Einfluß. Der 1. Mai ftürzte auch diefes Boll- 
werk gegen die bereitd zur Schranfenlofigkeit übergegangene Be— 
wegungspartei. Diefe errang mehr als fie felbft erwartet hatte; 
die Zahl ihrer Gegner ſchmolz am Wahltage auf etlihe und 30 
zufammen; Wetterfundige erachteten, daß das Reich des „legalen 
Radifalismus“ nun zu Ende gehen, die revolutionäre Richtung 
zum Durchbruch kommen und der vorörtliche Kanton fich bald 
dem in Bern, Solothurn, Aargau, Bafelland und Waadt vor: 
herrfchenden Getriebe anfchließen werde. Es war, dieß die ſchlimmſte 
Borbedeutung für die Erhaltung des Friedens in der Eidgenof- 
fenfchaft, eine Annäherung der Parteien nun gänzlich auch in den 
Augen Derjenigen, die bisher noch auf eine folche gehofft hatten, 
zur Unmöglichkeit geworden. Solcher Ausgang in Züri war die 
unvermeidlihe Folge der Verlegung des Parteifampfed auf das 
fonfeffionelle Gebiet, von der Schwamendinger Berfammlung im 
Jahr 1841 hinweg bis zum Frühjahr 1846. 

Mit der Aushebung ded Kommuniftennefted war dem fürft- 
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fihen Kanton Neuenburg nicht geholfen; er theilte die Verlegen: 
beiten Anderer, und hatte überhin nody die eigenen. Die bun— 
dedrechtliche Anficht dortiger Staatdmänner über die eidgenöffi- 
fhen Hauptfragen ftand feſt und hatte zudem den Vortheil, in 
Einklang zu gehen mit ihrer politifhen Aufgabe, jede Umgeftal- 
tung im Bunde ſich fern vom Leibe zu halten. Aber im Streit 
lagen mwefentlich die Rechte der fatholifchen Kantone und jene 
der Bevölkerungen gleicher Konfeffion im Allgemeinen. Dabei 
follten die reformirten Sympathien der eigenen Bevölkerung ge— 
fhont, gewiſſe Rüdfihten auf ähnliche Anfchauungen im preußi- 
fhen Kabinet beachtet werden: das ging faft über die Kräfte 
auch der gemandteften Staatdmänner. Bon Berlin her wurde vom 
neuenburgifchen Staatsrath nichts Geringered verlangt, ald eine 
mefentlihe Aenderung in der bisher eingehaltenen Politik. Mi- 
nifter v. Werther warnte den Staatsrath zu Neuenburg eben fo 
ernſtlich als umftändlih vor einer Handlungsmweife, die ald An- 
ſchluß an die fatholifhen Stände und ald Verlegung der großen 
proteftantifchen Nachbarfantone ausgelegt werden möchte (Screi: 
ben vom 15. Auguft 1845). Es geſchah dieß in Form einer 
Zenfur über die Haltung ded „Constitutionnel neuchätelois“, der 
ald Negierungsblatt galt. Nach einer gefhichtlihen Einleitung, 
wie der König im Jahr 1832 auf Bitte ded Gouverneurs von 
Pfuel dem gedachten Blatt eine Subvention bemilliget, um die 
Negierung gegen die Oppofition im Lande und gegen die zahl: 
reichen Gegner in der übrigen Schweiz zu unterftüßen; nach Auf: 
zählung der bedeutenden Koften, welche das Blatt bereits verur- 
faht habe, und nach leichter Belobung des guten Sinned und 
Willens der Redaktion, gelangte der Minifter zu folgenden Bes 
tradhtungen: Die Zeitrihtung, früher mefentlich Fonftitutionell, 
fpäter in Sozialismus und Kommunidmus übergegangen, babe 
fih gänzlich geändert, werfe fich jegt auf die fonfeffionellen 
Tragen. So lang nur Politifches in Erörterung gelegen, mochte 
Neuenburg ganz wohl mit den fatholifchen Kantonen gehen, denn 
die Intereſſen feien völlig identifch gemwefen. Die dermalige Lage 
num aber fei eine andere, weit Fomplizirtere geworden. Die fatho- 
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liſchen Kantone glauben ihr Heil in befonderer Pflege des Katho- 
lizismus zu finden; * die öffentlihe Stimmung im Fürſtenthum 
dagegen ift entfchieden proteftantifden Gepräged; deßhalb fünne 
Die alte Sympathie nicht fortdauern. Diefem Umſtand folle jenes 
Blatt Rechnung tragen und, ohne von dem firengen Recht zu 
weichen, fich jo viel möglich außerhalb eined Kampfes jtellen, in 
welchem glüdlicher Weile das Fürftenthum nicht intereffirt fei, 
welcher aber, falls es fih mit in denfelben hineinreipen ließe, 
bei wachfender Heftigfeit und Aufregung in der übrigen Schweiz, 
unfehlbar ein für das Fürſtenthum unheilvolles Ende nehmen 
müßte. Folgt eine weitere lange Ermahnung, die umgebenden 
großen radifalen Kantone zu fchonen, fie nicht zu veizen; auch 
mit dem Sturz dortiger Negierungen wäre wahriheinlich nichts 
zu gewinnen. Der Minifter empfahl jomit gewijjermaßen ein 
Syftem von Neutralität. Wie dasfelbe mit den bisherigen Rechts— 
anfchauungen der Neuenburger Staatdmänner über die pofitiven 
Bundesvorfchriften zu vereinbaren fei, dafür hat der Minifter die 
Mittel nicht angegeben. Daß unter dem „Constitutionnel“ die Po- 
litit der Regierung mit gemeint, oder doch wenigſtens betroffen 
war, ging aus der Schlußbemerfung des Minifters hervor, daB, 
jo fang jened Zeitungsblatt dad Organ der Regierung bleibe, 
die Farbe deöfelben als jene der Regierung ſelbſt angefehen werde. 
Die Streitigkeiten über die gemiſchten Ehen durften auch in 
Neuenburg nicht fehlen. Der Biſchof hatte für die Difpenje den 
Vorbehalt Fatholifcher Kindererziehung gemacht. Pfuel hatte ſich 
in diefen und ähnlichen Angelegenheiten auf Seite der Elagenden 
veformirten Geiftlichfeit und der Bourgeoifie geivorfen und vers 
anlaßte ein ablehnendes Schreiben des Staatörathed (1844); 
würde der Bifchof jenen Vorbehalt nicht zurüdziehen, fo ſähe er 
fi zu angemefjenen Verfügungen genöthiget. Auch ein ftaate- 
räthliches Gutachten, dem fatholifchen Kultus vermehrte Fonde 
anzumeifen, verwarf der Gouverneur, ald unbegründet; diefe Leute 
(die Katholiten) hätten erſt fürzlih ein Schulhaus erworben und 


* „Pensent trouver leur salut dans un catholicisme renforce,“ 
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von der franzöfifchen Glaubend-Propaganda mehr denn fr. 20,000 
bezogen; fie litten gar Feine Noth; noch habe die Fatholifche Ka— 
pelle in Lachauxdefonds die königliche Sanktion nicht erlangt, 
und ſchon dächten fie an eine zweite in Locle, troß der Nähe 
Frankreichs und einer guten dahin führenden Straße. An den be- 
züglihen Konferenzen mit Delegirten der mißvergnügten Körper— 
haften ließ ſich General v. Pfuel noch einläßlicher gegen die 
Ausdehnungd- und Eroberungsfuht vernehmen, welche er dem 
Katholizismus, zur Verdrängung des Proteftantismus, zufchrieb. 
Die Neuenburger, meinte Pfuel, möchten fih am Kanton Waadt, 
der auch unvorfichtiger und unnöthiger Weife die fatholifchen Ka- 
pellen habe errichten laffen, ein warnendes Beifpiel nehmen. In 
folhem Sinn erfolgte Vortrag des Minifterd an den König, dann 
von diefem eine Kabinet3ordre (15. Januar 1844), welche Pfuel’s 
und Werther's Anfihten großen Theild wiedergab. Verſchiedene 
MWünfche der Katholiken wurden abgewiefen, die Schritte des 
Staatsrathes bei dem Bifchof wegen der Mifh-Ehen gebilliget 
und für den Fall eines Abfchlaged von feiner Seite energifche 
Maßregeln gegen die „unzuläffige Prätenfion® in Ausficht ge: 
ftellt. Später verlangte der Minifter genauen ftatiftifchen Bericht 
über die religiöfen Zahlenverhältniffe im Fürftenthbum, denn es 
handle fih nicht mehr bloß um die gemifchten Ehen, fondern um 
den Katholizismus im Lande überhaupt. Die Statiftif wurde in 
Folge deſſen wirklich verfaßt und brachte 301 gemifchte Ehen, 
von denen meniger als ein Dritttheil alle Kinder Fatholifch er- 
ziehen ließ. Im Staatsrath mwaltete Streit; Chambrier mit feiner 
Mehrheit gab den Befund ab: In folhen Dingen und ſelbſt nad) 
den Grundſätzen unferer Berfafjung hat die proteftantifche Mebrs 
heit feinerlei Recht, der fatholifchen Minderheit eine Anfiht und 
ein Verfahren aufzudringen, die ausfchließlich oder doch, weſent⸗ 
ih vom Intereſſe der proteftantifhen Mehrheit diftirt wären. 
Der föniglihe Minifter zog vor, den ganzen Handel in der 
Schwebe zu laffen, ftatt dem ftaatsräthlichen Mehrheitsantrag An- 
erfennung zu verfchaffen. Bei folher Stimmung und ſolchen Kund- 
gebungen ded Miniſteriums über Fatholifche Angelegenheiten übers 
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haupt und über die Stellung der fieben fatholifhen Stände ind- 
befondere war die Regierung von Neuenburg nad zwei Jahren 
betrübender allgemeiner Aufregung in das neue Jahr eingetreten. 
Ihre Klemme nahm zu mit der wachjenden Spaltung zwifchen 
den Fatholifchen und den reformirten Kantonen, mit der Ver— 
Härfung radikaler Herrfchaft in den Kantonen Zürich und Bern, 
Bon ihren fleigenden Berlegenheiten fpäter. 

In Bern war der materielle Hebel zum Sturz der verfafe 
fungsmäßigen Ordnung bereits feit länger her angefeßt, ein großer 
Theil des Volkes lüftern nach den verheißenen „goldenen Bergen“. 
Die radifalen Führer verfolgten mit Kedheit ihr Ziel: Berfaf- 
fungsrevifion durch Verfaſſungsrath. Solcher ftand entgegen der 
Buchftabe der Berfaffung vom 6. Juli 1831, laut welchem die 
Revifion auf dem Wege der Gefepgebung durch den Großen Rath 
zu gefchehen hatte, das Befchloffene einer zweimaligen Berathung 
(das zweite Mal erft nach Verfluß eined Jahres) und endlich 
der Annahme oder Verwerfung durch das Volf zu unterliegen 
hatte. Bekanntlich war man in den Dreißiger Jahren mit den 
wirfiichen oder vermutheten Gegnern ver Verfaſſung nicht jehr 
glimpflih umgegangen; Beweis die früher erzählten Strafpro- 
zejfe und adminiftrativen Maßnahmen mander Art. Dan war 
daher zu der Erwartung berechtiget, daß von Seite der Freunde 
der neuen Ordnung die Berfaffung unmiderfprochen auch im er- 
wähnten PBunft würde heilig gehalten werden. Aber nur die 
Einen wollten fefthalten; Andere, vorab die junge Schule, Zög- 
linge Wilhelm Snell's und Gleichgefinnter, wollten von folder 
Zegalität nichts willen; für fie hatte das verfaljungsmäßige Re— 
vifiongjahr eilf Monate zu viel. Sie träumten Umfturz überall: 
Umfturz in Luzern uud in den Urfantonen, Umfturz am eigenen 
Herd, Umfturz in Sachen des Bundes, Alles nad eigenem Willen 
und Befund, nöthigenfalld mit Gewalt, wenn Wort und Schrift 
nicht zur Nachgiebigkeit führe. Das bemunderten Diele als vor: 
zugsweife „liberal“, und in den übrigen liberalen Kantonen ju— 
belte ob ſolcher Energie mancher, der ſich mit Angft an feinen 
‚grünen Sefjel“ geflammert hätte, würde man denfelben in gleich 
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energifcher Weife angefaßt haben. Sonntage den 11. Jenner, 
faft genau fünfzehn Jahre nach der thatfächlichen Thronentfagung 
der alten ariftofratifchen Regierung von Bern, wurden Volks— 
verfammlungen gehalten in Aarberg, Sumiswald, Gmatt bei 
hun, Unterfeen. In Aarberg führte die Elite der Freifchaaren- 
partei das Wort: Kohler, Herzog, Ochfenbein, Stämpfli, Knobel, 
Weingart; Totalrevifion durch Verfaſſungsrath war Lofungswort 
und Beichluß; überhin wurde verabredet, durch Veranſtaltung einer 
allgemeinen Bolfäverfammlung in Bern nachzubelfen, falle 
das Begehren im bereitd einberufenen Großen Rath in Minder: 
heit bliebe. Diefer verfammelte fih folgenden Tages; Ulrich Och— 
fenbein erfchien zum erftenmal in feiner Mitte. Der Negierungd- 
rath mit Sechszehnern und ihr Berichterftatter Neuhaus waren 
in Bereitfchaft mit einem legal gehaltenen Gutachten. Neuhaus 
lieferte den fcharfen Beweis, daß ein anderer Modus der Revi— 
fion, als der durd die Berfaffung felbft vorgefchriebene und durch 
den Regierungdrath empfohlene, unzuläffig, die Zuftimmung zu 
einem andern folhen Modus ein Eidesbrud wäre. Drei Tage 
währte der parlamentarifche Kampf, während die Ausſchüſſe von 
dreiundzwanzig Sektionen des Volksvereins ald „Regierung Num— 
mer 2° gleichzeitig in Bern tageten und die Häupter ded Staa- 
te8 in halbem Belagerungszuftand hielten. Unter diefen, zumal 
unter den beiden Schultheißen, hatte die Uneinigfeit eingerifjen: 
v. Tavel, ſchmiegſam wie ein Schilf, wollte fih fügen, Neuhaus, 
unbeugfam gleich einer hundertjährigen Eiche, das Reich der Ger 
ſetzlichkeit durchfechten, entfchloffen, eher zu unterliegen, als ein 
Haar breit von derfelben zu weichen. Biel wurde vom „Bol“ 
gefprochen, deffen Wille zu achten fei. Neuhaus entgegnete: daß 
das Volk über dem Gefeke ftehe, ift nur theilmeife wahr; Volks— 
verfammlungen find nur Abtheilungen des Volkes, die fich je nad 
der Tongebung der Führer audfprechen; wo Dihfenbein das Wort 
führt, wird das Volk für einen Berfaffungsrath, wo Blöſch, wird 
ed dagegen ſtimmen. Das Bolf verfteht die Verfaffungsfrage 
nicht. Der Berfaffungsrath von 1831 mar unbehülflih und un- 
erfahren; der jegige Große Rath dagegen hat alle Elemente in 
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fih, um eine beffere Verfaffung zu Stande zu bringen; ihm das 
Recht zur Revifion entwinden, ift Revolution. So der früher All: 
gewaltige. Aber die Zauberfraft feiner Nede war gewichen: es 
gibt Feine Legalität nach Innen, mit revolutionären Hinterges 
danken nad Außen, denen Neuhaus ein Jahr zuvor gefröhnt, 
Dem Schultheißen wurde erwiedert: die Berfaffungsvorfchrift paſſe 
nicht, der Fall einer Totalrevifion fei in derfelben gar nicht vor- 
gefehen, Großer Rath und Volk daher frei, nach Umftänden zu 
handeln; und Andere: ift einmal das Wort „VBolfsfouveränetät® 
in die Berfaffung aufgenommen , fo läßt fih das Volk nicht fo 
leicht wieder abfertigen, wie die Gewalthaber glauben möchten. 
Vielen von der Regierungspartei ſchwebte auch die Erfolglofigfeit 
der Iegalen Beftrebungen vor, daher fie fhon jetzt auf Einlenfen 
Bedacht nahmen. So entftand, nachdem 99 Mitglieder gegen 112 
ſich in erfter Linie für einen Verfaffungsrath erflärt hatten, ein 
Zwitterbefhluß: die Revifion zwar vom Großen Rath aus vor: 
zunehmen, für den Fall aber, daß die revidirte Berfaffung vom 
Volk nicht angenommen würde, den Nevifionsabfhnitt der alten 
Derfaffung zu ändern und die Aufgabe einem Berfaffungdrath 
zu Übertragen; endlih: das Ganze dieſes Beihluffes zur Ans 
nahme oder Berwerfung dem Bolfe vorzulegen (15. Januar). 
Der Große Rath hatte hierdurch mittelbar abgedanft; die bei- 
den Nachſätze waren dad Erzeugniß des vorherrfchenden Gefühle, 
daß man die Handhabung der verfafjungsmäßigen Vorſchriften 
uicht mehr in der Gewalt habe. Doch mußte der Große Rath 
vorgehen: er beftellte zurfQAlusarbeitung des Berfaffungsentwurfes 
einen Ausfhuß von AL Mitgliedern, in dem folgende bekannte 
Namen: Neuhaus, Ochfenbein, Obergerichtöpräfident Funf, Kohler, 
Fiſcher von Reichenbach, Blöfh, Migy (Sohn), Stämpfli, Aus 
bry, Altregierungsrath Wyß, im Ganzen die radikale Partei etwas 
zahlreicher als die gegnerifche. Nach üblicher Erlaffung einer Pros 
famation an das Volk löste der Große Rath fih auf; in jener 
war zu lefen: „Eine neue Zeit ift angebrocen; fie fordert Bes 
friedigung anderer Wünfche und eine dem geiftigen Yortfchritte 
und der geläuterten Einficht des Volkes angemefjene Entwide- 
Die Schweiz. II. 23 
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lung.“ Auf den 1. Februar ordnete die Regierung die (geheime) 
Abftimmung der Urverfammlungen über den Großrathsbeſchluß an. 

In diefem Zuftand ſah nun die übrige Schweiz den Niefen 
unter den Ihrigen, mit dem einen Fuß noch auf dem Boden des 
Geſetzes, mit dem andern auf jenem der Revolution. Die ent- 
zweiten Parteien waren thätig für die Erreichung ihrer Ziele, jede 
in eigener Weife, die radikale wie immer rühriger. Der Volfe- 
verein erließ eine Dankadreſſe an die 99 des Großen Rathes, 
welche in feinem Sinne geftimmt hatten, und bereitete im 
ganzen weiten Lande die Verwerfung des großräthlichen Be— 
ſchluſſes, wobei er nicht unterließ, manche Gründe für feine Hand- 
lungsweiſe aus der eigenen Abtrünnigfeit des Großen Rathes 
vom firengen Buchflaben der Berfaffung zu fchöpfen. Solcher 
Spott gegen Diejenigen, welche in Zeiten der Kriſis die gefeß- 
lihe Ordnung verlaffen und doch nur ſchwache Ausficht haben, 
mit ihren Halbheiten durchzudringen, bleibt in der Regel in uns 
fern fehmweizerifchen Freiftaaten felten aus. Auf Seite der Legali- 
tätspartei feßte vornemlih Neuhaus den Kampf mit Ausdauer 
fort; gemeinfam mit acht feiner Kollegen forderte er in öffent— 
licher Erklärung die Bürger Bern's zu zahlreicher Stimmgebung 
für den großräthlichen Beſchluß auf. Hinwieder gaben neunzig 
Mitglieder des Großen Rathes an die Regierung eine TreusAdrefje 
ab, die Erwartung audfprechend, es werde diefelbe mit fefter Hand 
dad Ruder des Staates führen, die gefegliche Ordnung und Ruhe 
mit Ernſt und Nahdrud handhaben; zu diefem Behuf wurde der 
Regierung kräftiger Beiftand verheißen. DVergeblihe Mühe. Bon 
37,853 ald gültig anerkannten Stimmen verwarfen 26,320 (ge= 
gen 11,533 Annehmende) den großräthlichen Befchluß. Man be- 
vechnete, daß etwas mehr als die Hälfte der gefammten ſtimm— 
fähigen Bürger bei dem Afte fich betheiligt hatten. So fiel die 
neue Regierung Bern's, ein Opfer ihrer Unbeholfenheit und in- 
nern Zerrifjenheit, ver ſchlimmen Saat, welche unter ihr durch 
Schule und Prefje ausgeftreut worden, der Zmweizüngigfeit und 
der unredlichen Politik im Kampfe der radifalen Partei gegen 
Luzern und feine Gefinnungdgenoffen, — bedauert von Niemanden. 
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Maßlos war der Jubel der fiegenden Partei, voll Argwohn 
und Bitterfeit ihr Benehmen gegen die Gegner. In dem öffent« 
lichen Aufruf der neun Regierungdräthe an das Bolf wollte fie 
einen fträflihen Parteiaft erbliden, wozu Mitglieder der Negie- 
rung nicht befugt feien. Neuhaus, ald Haupt der neun, mit ihm 
feine Genofjen, follten fofort gefprengt werden, damit die Sieger 
defto fchneller zum Ziele gelangen möchten. An der Spike von 
61 Großräthen machte Kohler im Großen Rath den Antrag, jene 
Mehrheit der Regierung aufzufordern, durch eine befriedigende 
Erklärung ſich über ihr Votum und ihre Stellung gegenüber 
einem allfälligen Berfaffungsrath zu rechtfertigen. Dieß wurde be- 
ſchloſſen; Neuhaus aber und feine Genofjen hielten fih zu fol- 
chem nicht verpflichtet, fanden die Zumuthung überhin ihrer Ehre 
zuwider. In fcharfer Rede bewies Jener die Ungebühr der For: 
derung: wohl möge man ihn und die übrigen abberufen, ſelbſt 
ihnen den Prozeß machen, aber dazu fei der Große Rath unver: 
mögend, ihm, dem Redner, eine entehrende Kniebeugung abzu— 
nöthigen. Solcher Feftigfeit gegenüber bequemten ſich die Gegner 
zur Geduld und vertagten die Verhandlung auf Anfang März. 
Mit 80 gegen 96 Stimmen blieb alddann die verlangte Abbe- 
rufung in Minderheit und es befchränfte fich der Große Rath auf 
eine Gıflärung des Bedaurend über das Gefchehene. Bon bloß 
neun Stimmen alfo hatte es abgehangen, daß Neuhaus das gleiche 
Schickſal theilte, das er einft feinem Kollegen Stodmar bereitet 
hatte. Dem Regierungsrath v. Tillier war ed gelungen, durch 
vermittelnde Rede den Gewaltftreih abzuwenden (4. März). 

Inzwiſchen hatten fich Regierung und Sechözehner beeilt, 
zum Ausgange der Dinge zu führen. Neuhaus wollte auch jeßt 
noch nicht dem ftürmifchen Treiben nach einem Verfaſſungsrath 
weichen und beantragte in jener gemifchten Staatsbehörde den 
Vorſchlag zu mafjenhaftem Rücktritt des Großen Rathes und zur 
Neuwahl desfelben; aber ftarfe ablehnende Mehrheit überwog. 
Eben fo im Großen Rath. Hier und dort war Schultheiß v. Ta- 
vel der formelle Führer für Aufftelung des Berfaffungsrathes; 
neben Neuhaus beugten fich auch andere nicht, fo Stettler und 
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Blöfh. Die Mehrften folgten der herrfchenden Strömung. Och- 
fenbein und Funk fanden Revolution hier und Revolution dort, 
ob man bloß einen neuen Großen Rath oder einen Verfaſſungs⸗ 
rath wähle; müſſe dann aber eine Revolution fein, fo fei es 
beffer, wenn fie vom Bolf, ald vom Kabinet ausgehe. Dabei 
beriefen fie fich wie gewohnt (als ob vor ihnen tiefe Finfterniß all⸗ 
überall geherrfcht hätte) auf die Natur des mwaltenden Kampfes: 
»Der Kampf, an dem auch Bern jept Theil nehme, fei ein all- 
gemeiner; es fei ein Kampf zwifchen Licht und Finfterniß, der in 
allen Völkern malte." Schultheiß v. Tavel erfiärte jetzt fchon, 
daß er fih von allen öffentlichen Gefhäften zurücziehen, eine 
Mahl weder in den Berfaffungsrath noch in den Großen Rath 
annehmen werde. Der Verfaſſungsrath wurde befchlofjen (13. 
Februar), der voreilig gewählte Einundvierzigerausfchuß ftillfchweis 
gend zu Grabe geleitet. Bei Ausmittlung der Stimmberehtigung 
für die Wahlen in den Berfaffungsrath ging der Große Rath 
einen ftarfen Schritt vorwärts in der Demofratie, indem er deren 
Ausübung vom zurüdgelegten 23ften auf das zurüdgelegte ‚20fte 
Altersjahr vorrüdte; den vergegenrechteten Schmweizern (von Zür 
ih, Aargau, Waadt und Bafelland) wurde das Stimmrecht eben- 
falls ausdrüdlich zuerfannt. Die anrüchige Großherzigfeit der 
MWaadtländer zu Gunften der Unterftügungdgenöffigen vermied der 
Große Rath. Zahl der Mitglieder: 140. Die Wahlen fielen im 
herrfchenden Geift aus; Ochfenbein hatte bei denfelben am mei- 
fien Stimmen auf fi vereinigetz Neuhaus fonnte in der eigenen 
Heimath nicht, fondern nur in zwei obffuren Kreifen durchdrin⸗ 
gen. * Der Berfafjungsrath verfammelte fih am 16. März, wählte 


* Wie die Aufgabe fchweizerifcher Staatsmänner noch in neuerer Zeit auf 
gefaßt wird, zeigt eine Bemerfung im „Bund“ vom 22, Mat 1858 über 
Neubaus: 

„Seine Kataftrophe zog er fich zu, als er in dem ihm eigenen Glanzge— 
biet feiner ſelbſt untreu wurde umd mitten in feinem Alphabet Halt machte. 
Statt die geichlagenen Freiſchaaren zu verfolgen, hätte er auf der Stelle durch 
geordnete Bataillone in die Lücke treten und den zwei Jahre fpäter erfolgten 
Sonderbundsfeldzug fammt der Revifion des Bundes antizipiren 
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fih den Dbergerichtöpräftdenten Funk zum Präfidenten, beftellte 
einen zahlreichen Ausfchuß zur Entwerfung der neuen Berfaffung, 
in welchem Ochfenbein ald Redaktor und Berichterftatter fich be- 
thätigte. Er war bereitd der Mann des Tages geworden, und Viele 
erwarteten oder beforgten fchon jetzt, Bern werde, in vorörtliches 
Amt eintretend, im kommenden Jahre das im jahr 1845 von 
dem damaligen oftgenannten Haupt der Freifchaaren begonnene 
Werk. vollenden. 

Für den Verfaffungsrath und die fünftigen Behörden Bern’s 
häuften fih Berge von Volksbegierlichkeiten, melde die nun- 
mehrigen thatfächlichen Staatshäupter zum größern Theil felbft 
hervorgerufen hatten. Das Seeland begehrte die Entfumpfung 
feines moorigen Geländes und gedachte gleichzeitig, fich der bis- 
berigen Abgaben zu entladen; eben fo das Oberland Entfum- 
pfung des Brienz.:Meiringer-Grundes, dabei Anlegung einer Straße 
längs dem Brienzerfee zur Verbindung der obern Landestheile 
mit Interlaken; der Jura Erleichterung der Grundfteuer und Er— 
mäßigung der Einregiftrirungsgebühren, Straßen ebenfalld; das 
gegen verhieß er fefted Zufammenhalten mit dem Kanton Bern, 
Aufgeben jeder Sonderftellung zumal für fonfeffionelle Zwede. 
So lauteten nämlich die Kundgebungen des Jura von Seite der 
radikalen Partei; einzelne Fatholifche Gemeinden dagegen verlang- 
ten gänzliche Eonfeffionelle Trennung, zumal auch im Schulmefen, 
insbefondere Aufhebung der gemifchten Normalfchule. Der vers 
bannte Stodmar wurde auch nicht vergeffen; daher aus dem glei- 
hen Landestheile dad Begehren einer Amneftie einging. Die Re- 
gierung zog bereitwillig den vor Jahren gegen Stockmar erlaffe- 
nen Verhaftsbefehl zurüd, auf deſſen Erklärung, daß er fi 
freiwillig zur Reviſion des gegen ihn geführten Prozeſſes ftellen 
wolle. Am 9. März rüdte er, mit Ehrenbezeugungen überhäuft, 


ſollen. So wie er vor dieſer legten Konſequenz zurüdichredte, entzog ihm das 
jchnellrechnende Geſchick den Szepter und überlieferte es einem keckern Geſchlecht.“ 

Was foll bei ſolchen Willfüranfprühen in jeweiliger Periode des ſchwei— 
zeriſchen Bundeslebens aus dem Bundesrechte werden ? 
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wieder in Pruntrut ein und erſchien bald nachher im Verfaſſungs— 
rath als eines feiner Mitglieder. 

Die Regierung Großbritanniens mar von zwei Seiten we— 
gen der Ereigniffe im Kanton Waadt in Anſpruch genommen, 
einmal durch die eigenen Angehörigen, melde fih für die be- 
drängten Geiftlihen im Kanton Waadt verwendeten, dann von 
ihrem eigenen Gefandten in der Schweiz. Morier hatte dem Mi- 
nifterium ſchon im DBerlaufe Novemberd 1845 vom SKirchenftreit 
in Waadt und vom Berhalten der dortigen Negierung gegen die 
Geiftlichfeit Bericht erftattet. Später empfing dasfelbe von Glie- 
dern verfchiedener evangelifher Befenntniffe im eigenen Land zu 
Gunften jener Geiftlihen Petitionen, in welchen die Verwendung 
der britifchen Regierung zum Schutze derfelben für freie Aus— 
übung des Gottesdienftes, jedoch nicht für Wiedereinfegung in 
ihre Pfründen, nachgefucht war. Bon diefer Thatſache gab Lord 
Aberdeen, der britiihe Minifter der auswärtigen Angelegenheiten, 
dem Gefandten in Bern Kenntniß, beifügend, daß fih Ihrer 
Majeftät Regierung nicht Fompetent finde, auch innert jenen en- 
gern Schranken bloß, in die innere Berwaltung eined unabhän- 
gigen Staates fich einzumifchen. Wohl aber fprach er das tiefe 
Bedauern der britifchen Regierung über das Gefchehene aus, wie 
die Ueberzeugung, daß ein längeres Berharren auf diefem Wege 
über furz oder lang den Kanton und die Eidgenoffenfchaft in 
neue Wirren verfegen und die Beilegung der ſchon beftehenden 
hindern werde. Morier wurde ermächtiget, diefe Gefinnung feiner 
Regierung geeigneten Ortes fund zu geben (13. Jenner). Drucy 
und fein Staatsrath mochten derlei Mahnungen vorfehen. Daher 
famen fie auf den Gedanken, das öffentliche Urtheil Europa’s 
durch eigene Mittheilungen gefangen zu nehmen oder doch zu 
mäßigen. Bon folchen Borausfegungen ausgehend fandte der 
Staatdrath allen Rantondregierungen fowie den Gefandtichaften 
der auswärtigen Staaten bei der Eidgenoffenfhaft, auch einzelnen 
angefehenen Männern Europa's und felbft Amerifa’s, mit kurzem 
Begleitfchreiben (vom 14. Jenner) eine Anzahl Akten über den 
Kirchenftreit. Den auswärtigen Gefandten fehrieb er ausdrücklich: 
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„vielleicht finden Sie angemeffen, diefe Akten Ihrer 5. Regierung 
mitzutheilen, damit fie der Aufmerkfamfeit fompetenter Männer 
unterftellt werden können, die ſich damit zu befchäftigen Neigung 
haben. Es wird Ihnen nicht entgangen fein, daß diefe Frage 
fi) an andere ähnliche in Europa und in der ganzen chriftlichen 
Welt überhaupt anſchließt. Uebrigens ift leicht zu entfcheiden, 
welche von den mitgetheilten Akten von allgemeinem Belang find 
und melche hinmwieder der waadtländifchen Gefepgebung und Stel— 
lung eigenthümlich feien.“ In diefer fpielenden Weife glaubte 
der Staatörath von Waadt den Tadel der Welt von fich abzu— 
menden. Es gelang nicht. Für England antwortete Morier auf 
die Mittheilung: er vermifle dabei verfchiedene Aftenftüde, denen 
die andern rufen, fo die Urtheile der Kapitel, insbefondere des— 
jenigen von Laufanne, dann die Briefe und übrigen Schriften 
der Paftoren und Suffraganen, welche die Rechtfertigung ihres 
Berhaltens zum Zwecke hatten. Er werde diefe Akten, nad) Em- 
pfang, gleich den andern feiner Regierung mitiheilen. Eben fo 
wenig fand man Gefchmad an dem offiziellen Schritte der Waadt- 
länder Regierung in der übrigen Schweiz und im Kanton Waadt 
felbft. Hier war er möglichft geheim gehalten worden und man 
vernahm ihn erft aus den Zeitungen der deutfchen Schweiz. Die 
Einen tadelten nun das Gefchehene fofort ald eine, wenn auch 
unabfichtliche, Einladung zu ausländifcher Dazwifchenfunft in eine 
rein inländifche Angelegenheit; Andere fanden die Ehre des Lan— 
des gefährdet durch die, wenn nicht unredliche doc Lächerliche, 
Borenthaltung der wichtigeren Aftenftüde des Prozeſſes. Die Un— 
zufriedenheit wie der Tadel über das Verfahren mar allgemein, 
eben fo gering fein Erfolg. Dem britifchen Gefandten übermit- 
telte der Staatörath eine neue Lieferung von Akten, ob alle ge: 
forderten oder nicht, ift aus dem Begleitfchreiben nicht erfichtlich; 
gleichzeitig fuchte er fein eigenes Verfahren zu verbejjern, indem 
er beifeßte: es habe diefe Mittheilung, wie die vorangegangene, 
keineswegs den Zweck, irgend eine Dazwifchenfunft, Rathgebung 
oder Urtheil der Regierungen zu veranlaffen, an melde fie ge- 
ſchehen, fondern lediglich fie in den Stand zu ſetzen, ein richtiges 
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Urteil über die Lage der Dinge zu fällen. Aber die Regierung 
von Großbritannien wollte doch nicht fehmeigen, da ihr die Ber- 
anlaffung zum Reden immerhin geboten worden. Sie ließ nun 
der Regierung von Waadt unmittelbar ihr tiefes Bedauern über 
das Verfahren gegen die Geiftlichfeit ausdrüden , das fie vorher 
nur unter.einer allgemeinen Adreffe zu erfennen gegeben hatte. 
Zudem fprach fie ihren Befund aus, daß in ihren Augen meder 
die Gefepgebung noch die Stellung ded Kantons ein Aufgeben 
der erften Grundfäge der bürgerlichen und religiöfen (Freiheit zu 
rechtfertigen vermögen, deren Handhabung biöher die zivilifirten 
hriftlihen Staaten ausgezeichnet habe und bis dahin auch der 
Stolz des Kantons Waadt geweſen fei. Gegentheild hätte die 
britifhe Regierung erwartet, e8 würden jene Kantone, die fidh 
felbft die freifinnigen nennen, diefe Bezeichnung durch gewiffen- 
hafte Beachtung der Rechte und Freiheiten ihrer eigenen Mits 
bürger. fo mie derjenigen ihrer Eidgenoffen rechtfertigen. Aus 
Achtung für die Unabhängigkeit der fchmeizerifchen Kantone hätte 
die britifche Regierung gefchmwiegen; aber da der Stand Waadt 
felbft ihr Urtheil angerufen, fo fünne fie ihre aufrichtige Theil 
nahme an dem Wohl der ganzen Eidgenoffenfchaft, wovon Waadt 
ein fo wichtiges Glied, nicht beifer bethätigen, ald indem fie frei— 
müthig und mit tiefem Bedauern ihre Ueberzeugung auafpreche, 
daß das Verfahren von Waadt zu neuen Verwickelungen führen, 
namentlih aber die Audgleihung der übrigen Anftände in der 
Schweiz hindern werde, und dadurch — meil der Bruch des 
Bundeevertrages felbft beforgt werden müffe —, die nationale 
Seldftitändigfeit des ganzen ſchweizeriſchen Volkes in Gefahr febe 
(30. Jenner). Morier ermangelte nicht, dieſes herbe Urtheil dem 
Staatsrat mitzutheilen, mas diefen zu einer Ermwiederung von 
der ungebühbrlichften Länge und Ginläßlichkeit veranlaßte. Por 
Allem wollte fih der Staatsrath der ungebetenen Dazmifchen- 
funft der britifhen Negierung in jener rein inneren Ange— 
legenheit, und des Vorwurfes erwehren, daß er fie felbft her— 
vorgerufen babe: ganz unrichtig habe der englifche Minifter die 
Mittheilung der Akten ald Wunfch gedeutet, daß feine Regierung 
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25 
über die Vorfälle in Waadt ein Urtheil fällen möge; davon 
fei Waadt weit entfernt, die Abficht der Mittheilung feine andere 
gewefen, als daß, beliebigen Falls, die geeigneten Männer nähere 
Kenntniß vom wirklichen Stand der Dinge nehmen mögen; gleich 
wie dem englifchen Gefandten, fo feien jene Papiere den Reprä- 
fentanten der übrigen Mächte in der Schweiz, den Regierungen 
der ſchweizeriſchen Kantone, den fchmweizerifchen Gefchäftsträgern 
und Konfuln im Auslande, fo wie auch mehreren Männern in 
Europa und Amerifa, welche mit den Berhältniffen zwiſchen 
Staat und Kirche befonderd vertraut feien, mitgetheilt worden, 
ja felbft dem -päpftlihen Nuntius. Annehmen, Waadt habe das 
Urtheil der britifhen Negierung zu vernehmen gemünfcht, hieße 
alfo aerade fo viel, ald wenn es auch vom Haupte der römifch- 
fatholifchsapoftolifhen Kirche einen maßgebenden Befcheid verlangt 
hätte über die Verfügungen einer proteftantifchen Regierung gegen 
die Geiftlichfeit einer evangelifchreformirten Kirche. Eben fo mes 
nig als die Ginmifhung und den Vorwurf, folche hervorgerufen 
zu haben, wollte der Staadrath die Klage dulden, daß fein Bors 
gehen gegen die Geiftlichfeit die ſchweizeriſchen Wirren und den 
innern Zmiefpalt vermehre und dadurch die Unakhängigkeit der 
Eidgenoffenfhaft aefährde; jene Angelegenheiten von Waadt, 
fagte er weiter, fünden mit den füderalen und völferrechtlichen 
Verhältniffen der Schweiz nicht im geringften Zufammenbang, 
und zudem feien die Maßnahmen des Staatsrathes mit dem beften 
Erfolge für die Beruhigung des Landes gefrönt worden. m 
übrigen Theil der Antwort wurde der Vorwurf zurüdgemiefen, 
ala hätte Waadt, liberaler Kanton, durch bewußte Vorgänge am 
eigenen Rebendgrundfage fih verfündiget. Der Staatsrath zählte 
eine Reihe unbefriedigender und felbft tadelnswerther Zuftände 
in den britifchen Reichen auf, durch welche ſich die englifhe Na- 
tion keineswegs hindern laffe, fih gleihmwohl als eines der zivi- 
fifirteften Völker des Erdbodend anzufehen. Es bemeife dieß ge- 
nug, daß jeweilige Zuftände und Ereigniffe in jedem Land nad) 
den befondern dortigen Verhältniffen, keineswegs nad bloßen 
Abftraftionen, richtig beurteilt werden können. Alles mit Mehre- 
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rem. Die Korrefpondenz hatte damit ein Ende; die englifche Ne 
gierung hatte gefprochen, und war ohne Zweifel weit entfernt, 
ihr tadelndes Urtheil zurüdzunehmen. 

Im Sinne von England handelte auch der Befchüger des 
Proteftantigmus auf dem Kontinent, der König von Preußen. 
Er ließ dem Präfidenten des Staatörathes von Waadt fein Be- 
fremden durch perfönlichen Beſuch des preußifchen Gefandten bei 
der Eidgenoffenfchaft, Grafen v. Willih und Lottum, ausſpre— 
hen; für die audgetretenen PBaftoren fpendete er eine Gabe von 
12,000 franz. Franfen. Das war für die radifale Partei neuer 
Grund, die Berfolgten ihren Haß fühlen zu laffen; fie wurden 
nun Reaftionäre im Solde des Auslandes gefholten. Es floffen 
aber Unterflügungen aus der Schweiz, wie von fremden Staaten 
ber, — fo aus Zürich, wo Altbürgermeifter v. Muralt die Lifte 
der Unterzeichner eröffnete, und aus Schaffhaufen, St. Gallen. 
Bon fremden und einheimifhen Gaben machten fie indeffen nur 
einen befcheidenen Gebrauch; die vermöglicheren Prediger nahmen 
nichts an, amdere höchſtens einen Fleinen Theil der ihnen ange- 
wiefenen Unterftügungen; felbft die dürftigften unter ihnen be- 
zogen nicht fo viel, als für den Unterhalt ihrer Familien nöthig 
gewefen wäre. 

Mittlerweile blieb der Zuftand der waadtländifchen Natio- 
nalfirche ein troftlofer. Das fonnte auch ihren eigenen Paftoren 
nicht entgehen. Bom Kapitel Peterlingen verfammelten ſich zwan⸗ 
zig derfelben in Moudon; nach Berathung der Lage gaben fie 
dem Staatdrath fchriftlich ihre Beforgniffe fund über den gänz- 
lihen Zerfall der Seelforge, zumal über das Einführen in die- 
felbe von Fremden, welche doch nur die Hefe anderer Länder fein 
fönnen, felbit im günftigften Falle mit Sitten und Gebräuchen, 
ja wohl aud mit der Sprache ded Landes nicht vertraut feien. 
Sie führten dem Staatsrath zu Gemüthe, daß der Wiederein- 
tritt der Demiffionäre unerläßlich geworden, wolle man dem gänz- 
lihen Ruin vorbeugen, mit welchem die Nationalfirche bedroht 
fei. Jenen Eintritt aber zu ermöglichen, werden verſchiedene Ga- 
rantien erforderlich fein, als welche folgende aufgezählt wurden; 
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Wiederherſtellung der religidfen Freiheit, wie fie von 1834 bis 
1845 beftanden, Erhaltung der Freiheit des heiligen Minifteriumsg, * 
eine beffere Organifation der Synode und der Kapitel; für die 
Kanzel, gänzliche Enthebung von der Publikation politifher Ge- 
genftände. Die Regierung antwortete ablehnend. Bald nachher 
verfammelten fich gefammte Kapitel in ähnlicher Gefinnung, wie 
jene Einzelnen in Moudon, wendeten fich ebenfalld an den Staats» 
rath für entfprehende Garantien behufd der Rückkehr ihrer aus— 
getretenen Mitbrüder, und an diefe felbft mit der Bitte für die- 
fen Wiedereintriti. Die beiden Abtheilungen der Geiftlichkeit hatten 
indeffen allzu verfchiedene Stellungen eingenommen, ald daß eine 
MWiedervereinigung zur Zeit möglich gewefen wäre. in dem Um— 
ftand, daß das Verhalten der Regierung ſich nicht änderte, am 
wenigften milderte, lag zudem für die Demiffionäre ein entſchei⸗— 
dender Beweggrund,, in den ihnen zugemutheten Widerruf eines 
reiflich gefaßten Entjchluffes nicht einzugehen. Die Antwort ded 
Staatsrathes auf die Begehren der vereinigten Kapitel war aber- 
mals ablehnend: cr habe nichts gegen die wirklichen Separatiften, 
deren Duldung er vielmehr empfehle; gegen die audgetretenen 
Baftoren aber müſſe es bei dem Gefchehenen fein Bewenden has 
ben, da fie gleiche Lehren befennen, wie die Nationalfirche, alfo 
eines bejondern Kultus nicht bedürfen. Gegen fernere Widerfep- 
lichkeit wurden firengere Maßregeln in Ausficht geſtellt; die Wer- 
bung von Pfarreifandidaten aus aller Herren Ländern wurde uns 
ermüdet, doch mit fehr unbefriedigendem Erfolg, forigefeßt. 
Gegen die religiöfen Privatverfammlungen erneuerten fich 
inzwifchen von Zeit zu Zeit die gewaltthätigen Angriffe; fo am 
3. März in Aran, im Haufe eines jonft unbekannten Bürgers 
Parifot. Einige Männer und Frauen begingen da unter fich die 
Sonntagsandacht. Während ihrer Gebete drangen einige Burfche 
mit Gewalt in die Wohnung ein, zerriffen die Bibel in Stüde, 
zwangen (mach der Flucht der Männer) die frommen Frauen zu 
Trunk und Tanz, warfen ihnen und einem zurüdgebliebenen Greis 


* „Le maintien de la libert& du saint Ministere.“ 
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den Strid um den Hald und fchleppten fie, drei PViertelftunden 
weit, bis gen Cully. Aehnliches in Bretonnieres; in Cully ſelbſt 
und oberhalb Cherbres Gewaltthätigfeiten gegen Paftoren und 
einzelne Diffidenten, ohne dab von Seite der Beleidigten irgend 
Etwas gefchehen wäre, was Necht, Wohlfein und Ruhe anderer 
Bürger geftört hätte. Statt gegen die Störer ded Haudrechtes 
gefeglich einzufchreiten, ließ die Regierung alle religiöfen Ber 
fammlungen außerhalb der Nationalfirhe von Stund an in den 
Kreifen Eully und St. Saphorin verbieten, nahdem einen Mor 
nat zuvor Gleiches in Drbe verordnet worden war. In der Re 
gel ſchloß jede Nechtöverlegung der erzählten Art mit neuer Bes 
fhränfung der bürgerlichen und religiöfen Freiheit. Staatsange— 
ftellte, welche einer jener Verfammlungen beizumohnen magten, 
wurden ihres Amtes entfebt. In Laufanne wurden am Ende 
März fünf Verfammlungen an einem Tag, bier von der Polis 
zei felbft, aufgehoben; Abgeordnete der fchottifchen Kirche, gekom— 
men, um fih für ihre Kommittenten perfönlih vom Stande der 
Dinge zu unterrichten, waren die flaunenden Zeugen eines fol- 
hen Aktes. Das Stärkfte gefhah in Echallend. Dort beftand ein 
Krankenhaus, in welchem unter Leitung von Paftor Germond 
und unter Obforge von einigen Diafoniffinnen feit drei Jahren 
mehr denn 450 Kranfe, meift unentgeldlich, verpflegt worden 
waren. Aber Germond war einer der Demiffionäre und ftand 
jeglichen Sonntag dem Gotteödienft der Kranken und der Dia- 
foniffinnen vor. Sonntags den 19. April fpät Abends (ed war 
ein Wahltag) flürmten, nah einem Signalfhuß, 40 bis 50 
Männer, mit Hacken und Kolben bewaffnet, das Kranfenhausg, 
drangen durch zerfchlagene Fenſter in den Betfaal ein, zerriffen 
auch bier die auf der Kanzel liegende Bibel, zertrümmerten Kan- 
zel, Bänke, Stühle, Alles unter den roheften Aeußerungen. Nach 
verübter Heldenthat zerftreute fich die Rotte, während, allzu fpät, 
die Bevölkerung der Ortjchaft zur Sicherung ded Kranfenhaufes 
herbeieilte. Während der Nacht wollten einige Fanatifer abermals 
in dad Gebäude eindringen, wurden aber von den Wachen zu: 
rüdgewiefen. Die Obrigfeit hatte fih, wie gewohnt, verhalten. 
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Der Regierungsftattbalter war eine halbe Stunde vor der fFrevel- 
that von Echallend verreifet; * das dortige Krankenhaus mußte 
aufgelöfet, e8 mußten die Kranken in Privathäufer untergebracht 
werden; der Staaterath verbot im Fernern die religidfen Ver— 
fammlungen in Echallend. Staatsanwalt Guifan wollte gegen 
die Frevler einfchreiten; der Staatsrath aber unterfagte es ihm 
förmlih, worauf jener, Mann von Rechtägefühl und Charakter, 
feine Stelle niederlegte. Ihm folgten bald andere Männer von 
Bedeutung, fo Dlivier, Profeffor an der Afademie. Edel über 
die Öffentlichen Zuftände ergriff viele Männer geiftlichen und welt- 
lichen Standes. Eine achtungswerthe Familie amerifanifcher Quäcker 
durchzog, wie andere Länder Europa's, fo auch den Kanton Waadt; 
in Nigle verfammelte fie bei 40 Perfonen um fih. Sobald die 
Ruheſtörer hievon Wind befommen, poftirten fie fih mit der bes 
fiebten Feuerfprige vor dem Gaſthaus, drangen in dasfelbe ein, 
zwangen die DBerfammelten zum Weggehen und ließen fie alle 
Gewalt der Sprige empfinden. Der Unfug dauerte zwei Stunden 
lang; zwei Frauen wurden vom heftigen Waflerftrahl niederge- 
worfen. Große Aufregung, zumal bei den Geiftlichen, veranlaßte 
auch die Berfendung verfchiedener Lefebücher an die Schulen dur 
den Präfidenten des Erziehungsrathes, Staatsrath Delarageaz ; 
unter denfelben befand fich ein Nationalfalender, in welchem ne— 
ben Anderem des Franzofen abet Apologie ded Kommunismus 
zu lefen mar. 

Die Kirchenfrage mußte endlich mieder im Großen Rathe 
von Waadt felbft verhandelt werden, da die Vollmachten des 
Staatörathed wieder ihrem Ende entgegengingen. Den Berhand- 
lungen hierüber vorangehend trug Froſſard auf neue geſetzliche 
Regulirung der Kultusverhältniffe an; in feinen Wünfchen Tag 
freilich der größtmögliche Grad von Freiheit im Gebiete der Got« 
teöverehrung ; follte aber feinen Anfichten nicht unbefchränft bei- 
gepflichtet werden, hielt er immerhin ein Geſetz befjer als die 
Willkür der Polizeigewalt, zumal, wenn fie nur zu Gunften der 


* Das fagte das Regierungsblatt, der „Nouvelifte Vaudois“ ſelbſt. 
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Uebertreter der öffentlichen Ordnung wirkte. Sein Vorfchlag ward 
zurüdgemwiefen. Bachelard äußerte bei diefem Anlaß: „die waadt- 
ländifche Nation will dermal die Freiheit des Kultus nicht und 
wird fie niemald wollen; jede Regierung, welche fie ausfprechen 
würde, hätte ihr Todesurtheil unterzeichnet.“ Es ift nicht zu 
läugnen, daß es eine fehwierige Aufgabe für die Regierung ger 
weſen wäre, die einmal entfeffelten Leidenfchaften zu bändigen. 
Die Frage der Erneuerung der Vollmachten nahm zwei lange 
Tage des Großen Rathes in Anfprudy (25. und 27. Mai). Druey 
war, wie immer fo auch bei diefem Anlaß, der einzige wirkliche 
Redner feiner Partei. Im Grund erflärten ſich alle Mitglieder, 
die dad Wort ergriffen, ald Freunde der religiöfen Freiheit, aber 
die Redner der Regierungspartei wollten fie nicht gewähren, weil, 
wie fie fagten, das Volk fie nicht wolle. Das Salz der Dis- 
fuffion mar die gefchichtliche Erinnerung an Druey's Vorträge 
aus den Jahren 1829, 1831 und 1834 für die religiöfe Frei- 
heit; in legterem Jahr insbefondere hatte Druey mit Würde, 
Glanz und Veberzeugung den Stab über jede Verfolgung aus 
religiöfen Gründen gebrochen und felbft die englifhe Emanzipa- 
tion der Katholiken für feine Anficht angerufen. Jaccard war's, 
der an diefe Vorgänge erinnerte. Druey antwortete: „Der Menſch 
ift fortfchreitend; kann man vernünftiger Weife einem Jüngling 
von 16 Fahren vorwerfen, was er mit 4 Jahren gefagt ?* Seine 
Gegner wollten aber in der Berläugnung jener Grundfäge einen 
Fortſchritt nicht fehen. Für die religiöfe Freiheit ftanden neben 
Saccard ein: Pidou, Correvon, Ruchet, Pellis, Muret und De- 
laharpe , leßterer einer der abgetretenen Geiftlihen. Ihrer Ein- 
wendungen ungeachtet beftätigte die Mehrheit die Vollmachten des 
Staatdrathes neuerdings, und zwar bid Ende Jahres. Das Reich 
der Willkür follte alfo fortbeftehen. 

Die Befchwerde von Waadt über Bluntſchli's Rede verlief 
würdelos für diefen Kanton wie für Zürich. Der Großrathsprä- 
fident von Zürich rechtfertigte, unaufgefordert, in einem längern 
Schreiben an dortige Regierung feine Eröffnungdrede, that dieß 
in Vergleihungen zwifchen älterer und neuerer Zeit, die nicht 
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verbindlicher für Waadt waren als die Rede ſelbſt, ſchwächte aber 
doh den Inhalt diefer felbft und ihrer Rechtfertinung durch eine 
mittelbare Satisfaktionderflärung: „meine Abfiht war nicht, 
fagte er zum Schluß, die gegenwärtige Regierung des Waadt— 
landes zu beleidigen, noch wollte ich der Ehre des Waadtländer 
Bolfes Schaden thun. Ich legte einfach ein Zeugniß ab von der 
Geichichte, welche über das Jahr 1845 richten wid; — — id 
hatte dabei keineswegs die Anmaßung, ein Standesvotum abzu— 
geben, noch die, im Namen des Großen Rathes zu reden; — — 
ih ſprach als ein freies Individuum, und fo wird auch dieſe 
Nede beftehen.“ In gleicher Weile faßte die Regierung von Zürich) 
den Gegenftand felbft auf, bemerkte dem Staatdrath von Waadt, 
daß der Vortrag des Großrathöpräfidenten eine andere als indi- 
viduelle Bedeutung nicht gehabt habe, und erflärte im Fernern 
die Geneigtheit, falld der Große Rath fich hiermit nicht begnüs 
gen würde, die Angelegenheit der oberiten Landesbehörde von 
Züri vorzulegen. Der gegen Bluntfchli vorherrfhende Partei- 
geift hatte noch meiter gehen und dem Staatdrath von Waadt 
felbft das Bedauern über den Inhalt der Eröffnungsrede aus- 
drüden wollen. Die Regierung von Wuadt ergriff die dargebo- 
tene Hand, gab fich mit der erhaltenen ausmweichenden Antwort 
nicht zufrieden, fondern beharrte, daß ihr Genugthuungsbegehren 
dem Züricher Großen Rath felbft vorgelegt werde. Hier wurde 
die Berathung lebhaft: Großrath v. Schultheß-Rechberg bean- 
tragte eine Erwiederung mit empfehlender Dazwiſchenkunft für 
Gewährung der freien Neligionsübung und des freien Vereins— 
rechtes für religiöfe Zwecke; Scheu vor der Kantonalfouveränetät 
fönne den Stand Zürich nicht abhalten, denn habe man fich be- 
fugt geglaubt, gegen Luzern aus Rüdfichten des Friedens fich we— 
gen der Sefuitenberufung einzumifchen, fo zieme es fih nicht we 
niger, wenn im Lager ded Proteſtantismus felbft der Unfrieden 
eingefehrt jei. Im gleichen Sinn für religiöfe Freiheit der Alt- 
bürgermeifter v. Muralt. Zehnder ftellte fih auf den entgegenge- 
festen Standpunft und empfahl Mikbilligung der eingeflagten 
Nede, für welche Bluntichli nicht ermangelte, neuerdings die Waffe 
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feined Geiftes in glänzender Weife zu ſchwingen. Der Abichluß 
lautete: einfache Ablehnung des Begehrend mit Hinweifung auf 
den von der Regierung angebrachten formellen Grund, daß die 
Aeußerung des Präfidenten nur eine individuelle gewefen. Der 
Parteiftandpunft entfchied alfo auch in diefer Angelegenheit; die 
Mehrheit ded Großen Rathes wollte die Freunde in der Waadt 
weder mißbilligen, noch auch nur in DVerlegenheit feßen. Der 
Stand Zürich aber gab fih, troß der Warnung des Großraths 
v. Schultheß-NRechberg, dem verdienten Vorwurf von Widerfpruch 
preis: bier wiederholte Sendungen nach Ruzern und Mahnungen 
gegen Aufnahme der Jeſuiten, die mancherlei Verwendungen zu 
Gunſten der Luzerner Flüchtlinge, die fichtbar hervorgetretene Er— 
fhwerung der Prozedur über den Leuenmord, — mit einem Wort 
Vieles, wenn nicht Alles, zu Gunften der radifulen Partei, — 
gegenüber von Waadt dagegen nicht eine Sylbe zu Gunften von 
firchlich DBerfolgten, deren Schickſal Schaaren von Gebildeten Eu- 
ropa’s beklagten! — Waadt gab fih) mit der Antwort zufrieden 
und Drucy belobte den Ausgang als befriedigend für feinen Kan- 
ton. Was fonft noch und außer dem kirchlichen Gebiet im Kan— 
ton Waadt vorging, befriedigte die Freunde eines gemäßigten 
Regierungsſyſtems ebenfall® nicht; die Folgen feiner Umwälzung 
wurden allgemein bedauert; man wies auf die Scheu der ange 
fehenen Fremden, länger in dem aufgeregten Lande zu weilen, 
auf die Störung aller innern Berhältniffe, auf das Parteiwefen 
in gefammten Wahlen, den Richterftand nicht ausgenommen, auf 
bedenklihen Ausfall in den Finanzen. 

Es fann nicht auffallen, daß bei ununterbrochener Andauer 
politifcher und kirchlicher Fehden die Thätigfeit der eidgenöſſiſchen 
Behörden, des Vorortes zumal, in andern Gebieten eine be- 
fhränfte fein mußte. Was in gewerblicher und adminiftrativer 
Beziehung Erwähnung verdient, ging weſentlich vou den Kan- 
tonen aus. Diefe festen ihre Bethätigung für die Eifenbahnen 
fort. Die Kantone Bern, Solothurn, Aargau und Bajelland 
machten unter fich den Verſuch einer Zollunion, d. h. eines Ber: 
trages, durch welchen fie ſich anheifchig zu machen gedachten, die 
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eigenen inneren Zölle aufzuheben und an die Gefammtgrenze ihres 
Bereindgebieted zu verlegen. Die Verhandlungen fanden ftatt 
unter Leitung von Schultheiß Neuhaus, fpäter unter jener des 
Regierungsraths Dr. Schneider. Sie rechneten zufammen 400,000 
Franken einzunehmen, und verftändigten fich über die Skala der 
Bertheilung. Der Borort fammelte das Material zu einem Han— 
delövertrag mit den Bereinigten Staaten von Nordamerifa und 
berieth eine ihm vorgelegte Denkſchrift des eidgenöffifchen Staats— 
ſchreibers v. Gonzenbach für Errichtung eines Geſandtſchaftspo— 
ſtens in Berlin, ebenfalls im beſondern Hinblick auf die Han— 
delsintereſſen der Schweiz. Einem dem Vororte vom berüchtigten 
Italiener Mazzini zugegangenen Schreiben, womit dieſer, für die 
Befreiung Italiens vom Fremdenjoche, die Zurückberufung der 
Schweizerregimenter aus Neapel befürwortete, fonnte er die Ebre 
einer Berathung nicht widmen. 

Inzwifchen wurden Lebende und Todte in der Schweiz ger 
feiert. Schultheiß Neuhaus erhielt aus dem Aargau, in Würdi- 
gung feiner Verdienfte um diefen Kanton bei Anlaß der Kloſter— 
frage, einen Ehrenbecher nebft Silbergefchirr im Werthe von 2050 
Franken. Ueble Nachrede wollte die Summe aus Kloftergeld ent- 
hoben wiſſen; die Geber oder ihre Freunde beriefen fih auf ges 
ſchehene Privatunterzeihnung. Schaffhaufen bereitete ein Dent- 
mal feinem Johann v. Müller. In den Kantonen Yargau, 
Zürih, St. Gallen, Bafel, Bern, wo immer das Wirken Pefta- 
lozzi's in lebhafter Erinnerung geblieben, wurde der hundert: 
jährige Geburtstag jened Erzieherd und Armenvaterd am 12. 
Jenner 1846 durch eigene FFeftlichkeiten oder milde Sammlungen 
begangen, am feierlichften und unter Theilnahme der Behörden 
in Birr, Kanton Yargau, wo zu Ehren des Verewigten nicht bloß 
deſſen Grabmal errichtet, fondern auch das neue Schulhaus und 
eine landwirthfchaftliche Armenerziehungsanftalt eröffnet wurde. 
Auch das Fatholifhe Zug lieg Gaben fammeln für die „Peſta— 
lozzi⸗Stiftung!. 

Ende März verſammelten ſich in Solothurn 150 Freiſchäärler 


aus verſchiedenen Kantonen, wohl weniger zur —— ihrer 
Die Schweiz. III. 
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traurigen Erlebniffe, als zur gegenfeitigen Kräftigung in ihren 
Geſinnungen: „um ſich wiederzuſehen und die biedere Hand zu 
drüden, welche ein Jahr zuvor zum Schwerte griff, um den Erz- 
feind unſeres Vaterlandes aus feinen fehönen Gauen zu vertreis 
ben.“ So hatte nämlich die Einladung zum Felt aus Nidau ger 
lautet. Der bafellandfchaftliche Landrath, Dr. Wilhelm Snell, war 
die Hauptperfon an diefem Verein; auf feinen Antrag wurde die 
„Bildung eines fchmeizerifchen Volksbundes“ beichloffen. Geg— 
nerifche Blätter nannten den Borgang eine „Iodtenfeier, würdig der 
erlittenen Niederlage“ ; die Regierung von Solothurn wollte feinen 
Antheil an dem unziemlichen Feſte nehmen. Eine kleinere Schaar 
hielt Gedächtnißfeier in Aarau, zum Andenken an die „Ichredlich- 
traurige“ Nacht. 

In Freiburg Schloß Biſchof Peter Tobias Yenni eine lange 
oberhirtliche Laufbahn (8. Dezember 1845). Als fein Nachfolger 
wurde zu Rom im geheimen Konfiftorium vom 19. Jenner des 
folgenden Jahres der gleiche Priefter bezeichnet, welchen die Po— 
lizei von Genf nicht lange vorher an die Grenze geleitet hatte: 
Stephan Marilley, geboren im Jahr 1804 in Chatel St. Denys, 
beitieg den bifchöflihen Stuhl von Laufanne und Genf.* Er 


* Durch päpftliches Breve vom 20. September 1819 waren die Fatholifchen 
Genfer Gemeinden vom Erzbisthum Chambery abgetrennt und dem Bisthum 
Zaufanne einverleibt worden. Später verlangte der Staatörath von Genf jelbft, 
durch Vermittelung der preußijchen Gefandtichaft in Nom, die Vergünftigung 
für den Bifchof von Laufanne, diejem feinem Titel noch denjenigen eines Bijchofs 
von Genf beizufügen. Gin päpftliches Breve vom 30. Januar 1821 willfahrte 
dem Begehren. Später begab ſich Pfarrer Vuarin auf ausdrüdlichen Befehl 
Papſt Leo's XII. nah Nom; auf Vuarin's Anrathen und nach einem von ihm 
entworfenen Ausführungsplan beitloß der Heil. Vater die Erhebung von Genf 
zu einem eigenen Bistbum durch Breve vom 13. September 1824 an den Bis 
Ichof Yenni, unter Vorbehalt, daß diejer freiwillig um Enthebung von dem Ober: 
hirtenamt in Genf einfomme. Als Biichof von Genf hatte Yuarin den dama— 
ligen Biichof von Straßburg, Tharin, in Vorſchlag gebracht. Allein der Biſchof 
von Paufanne und Genf lehnte Die ibm angejonnene Verzichtleiftung auf den 
genferifchen Theil eines Bisthums mittelbar ab, indem er begehrte, daß ihm das 
Vorhaben des keil. Stuhles zuvor in oftenfibler Form mityetheilt werde, ein Ver 
fabren, welches man in Rom fchen zum Voraus zu unterfafien beichloflen hatte. Eben 
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trat in feine Würde und Verrichtungen ein, ohne Widerfpruch 
auch feitens der Regierung von Genf, von woher die Verficherung 
einging, daß der befannte Kompetenzftreit der Achtung, melde die 
Regierung vor den Kenntniffen und dem Gharafter jenes Prie- 
fterö hege, feinen Eintrag gethan habe. Die politischen Beziehun- 
gen in Freiburg fonnten ſich, vermöge der Zeitentwidelung, nur 
noch zu mehrerer Entfchiedenheit wenden. In diefem Sinn fielen 
die Erneuerungdwahlen für den Großen Rath aus, obwohl die 
Stadt in ihrer Oppofition verharrte. Die ftreng fonfervative 
Partei ging verftärft aus diefen Wahlen hervor; wer wegen ab- 
weichender Anficht nicht zu ihr hielt, konnte auf Einfluß nicht 
mehr Anfpruch machen und zog vor, auf die politifche Stellung 
zu verzichten. In diefem Falle befanden fich der Staatsrath Charles 
und der Kanzler v. Werro. Sie beide begründeten ihren Rück— 
tritt in Erklärungen, welche zur Deffentlichfeit gelangten; das Heil 
ded DBaterlandes nur in einer Politik der Vermittlung erblidend, 
glaubten fie fürder an der Leitung der öffentlichen Angelegenheiten 
nicht Theil nehmen zu können; dieſen Schritt begleiteten fie übri- 
gend mit unummundener Verurtheilung der Uebertreibungen und 
Gemwalttyätigfeiten des Radikalismus. Charles jchrieb an den 
Großen Rath (15. Mai): „Erklärter Feind des Radifalismus, 
der durch feine Gewaltihätigfeiten und durch die furchtbare Ueber— 
treibung feiner Prinzipien die Schweiz mit Trauer und Gefahr 
erfüllt hat, habe ich nichts defto weniger eine Politik der Ver— 
jöhnung angerathen, als die einzige, welche mir geeignet jchien, 


fo wenig ging Biſchof Yenni auf eine Abänderung diejes Projektes ein, nad) 
welcher er während ſechs Monaten des Jahres alljährlich feinen Sitz in Genf 
aufzufchlagen gehabt hätte. So zerichlug ſich das Vorhaben, in Genf einen wirf- 
lichen Biſchofsſitz zu errichten. Vuarin indefien gab ſolches nicht auf, ſondern 
fam vielmehr im Jahr 1832 unter dem Pontifitate Gregor's XVI. auf dasjelbe 
zurüd, doch erfolglos. Gleichwohl legte Buarin noch im Jahre 1835 in ein Ma- 
nuſkript feine Anficht nieder: die Erhebung von Genf zum Bisthum bleibe eine 
früber oder jpäter zu löfente Aufgabe des heil. Stuhles. Ausgezogen aus der 
Schrift: „Histoire de M. Vuarin et du retablissement du (atholieisme 
à Geneve, par M, l’abbe Fleury et M. l’ahbe Martin; Tom. II.; Geneve 
1861.“ 
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den gefchehenen Konflikten vorzubeugen und auf dauerhafte Weife 
die Ruhe in die Gemüther zurüdzuführen.“ Kanzler v. Werro 
betonte ausdrüdlih, daB auch er Freiheit, Ordnung, Geſetz, die 
Rechte eined Jeden, die Religion und ihre Berfünder geachtet, 
den Bundesvertrag gewiſſenhaft eingehalten wifjen wolle, aber 
gleichzeitig eine redliche Verſöhnung unter den Eidgenoffen an— 
firebe, weil ohne diefe nur Unglüd und Demüthigung für das 
Baterland hervorgehen werde. Den Nadifalismus betreffend, 
„wende ich mich ab von feiner Maplofigkeit, ich verdamme feine » 
politifhen Ausfchweifungen und verwahre mid) gegen die Verſuche, 
die Männer eines weifen und gemäßigten Liberalismus in diefem 
Kanton mit den Radifalen auf eine Linie zu ftellen.* Charles 
und dv. Werro gehörten zu den wenigen Staatdmännern der 
Schweiz, die auch damald noch eine Mittelftellung, wenn nicht 
für möglich, doc) für rathfam hielten. Ihre Erklärungen gaben wür- 
diged Zeugniß von ihrem Charakter; von Erfolg konnten fie nicht 
mehr fein aus dem entjcheidenden Grunde, weil das radikale 
Syftem Berföhnung und DBermittlung nicht zuläßt. | 
Solothurn, Fatholifcher Kanton wie Freiburg und doch fo 
verfchieden von Freiburg, ging den entgegengefegten Weg. Hier 
war, nach fünfjährigem Regiment, die Hälfte des Großen Rathes 
zu erneuern. ** Die Machthaber hatten fchon vorangehend durch 
ein wohl berechneted Gefeß für eigene Lebensverlängerung ger 
forgt, in Folge deſſen fämmtliche Negierungsräthe, DOberrichter, 
Kriminalrichter, Amtörichter, Oberamtmänner, Amtsgerichtspräſi— 
denten,. mit einem Wort eine ganze Beamtenhierarchie, in der 
unmittelbar vorangegangenen Berfammlung ded Großen Rathes 
beftätigen lafjen, was der Munzinger’fhen Regierung den dop- 
pelten Vortheil brachte, nicht weiter um ihre Rathöherrenftühle 


* „Lettre adresscee à MM. les redacteurs de l’Union Suisse ete.;" 
Freiburg 18. Mai 1846. Interzeichnet RN. Werro. Mit dem Rücktritt der oben 
Genannten von ihren Aemtern brashte man die faft gleichzeitige Demilfion des 
Vizekanzlers Jakob Nemy, von Charmey, in Verbindung; ganz unrichtig, Dieler 
Beamtete hat fpäter (1848) unter den radifalen Häuptern fiqurirt, 

** Bergl. Band II. S. 420. 
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beforgt fein zu müſſen und zugleih den wirkfamften Einfluß auf 
die Erneuerungswahlen in den Großen Rath üben zu fönnen, 
Sie fielen ganz nad ihrem Wunſch aus; die Konfervativen be— 
thätigten fich dabei nur ſchwach und überließen das Feld ihren 
Gegnern, ohne Zweifel entmutbiget durch die harte Behandlung, 
welche mehreren von ihren Führern im Jahr 1841 und feither 
geworden. Einzelne entjchiedene Charaktere behaupteten nahhin: 
dak die Führer der Partei durch ihre ganz paffive Haltung wäh— 
rend der eben verftrichenen Amtsdauer dad Zutrauen der konſer— 
vativen Wähler verwirft hatten. Hoc erfreut machte die aber- 
mals fiegreiche Regierung befannt, daß fih bei dem Wahlgefchäft 
neben 6874 Liberalen nur 1843 fonfervative Wähler betheiligt 
hatten. Gegner derfelben in andern Kantonen warnten, das So— 
lothurner Regiment für ein gemäßigtes anzufehen, ließen es aber 
ganz unmiderfprochen als ein Fluges, noch Andere als ein fchlaues 
gelten. Mar Daffner, einer der polizeilih aus der Schweiz ab- 
geführten Freifchäärler, fam von München her wieder herein und 
erhielt eine Lebrerftelle in Solothurn. 

Genf hatte in diefer Zeit das Glück, wenig von fich reden 
zu machen. Die Erneuerungswahlen für die eine Hälfte des 
Großen Rathed gingen ohne erhebliche Erfcheinungen vor fidh. 
Die numerifche Stärfe der Parteien blieb unverändert; die Kon- 
jervativen rühmten, daß von den zehn Wahlbezirfen die radifalen 
nur noch in einem einzigen, im Quartier St. Gervais, die Herr: 
haft inne haben. Nicht zu überfehen ift, daß die üblichen Par— 
teibezeichnungen, auf verfchiedene Kantone angewendet, fehr abmei- 
hende Meinungsfchattirungen repräfentirten. Charles und Werro 
von Freiburg galten ald „Liberale® in Freiburg, wären in Genf 
ala entfhiedene Konfervative angefehen worden. 

Zeffin hatte Mühe, die von ihm erlaffenen VBorfchriften über 
die geiftlichen Körperfchaften uud über den öffentlichen Unterricht 
gegenüber der Geiftlichkeit zur Vollziehung zu bringen. Zwei Ab: 
geordnete ded Staatsraths, unter ihnen Franscini, fanden fich 
zur Infpeftion in dem vom Erzbifhof von Mailand dotirten und 
unterhaltenen Seminar zu Poleggio ein; der Neftor war abive- 
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fend; für ihn erklärte der Vizerektor, daß er, erhaltenen Befehlen 
gemäß, den Abgeordneten der Regierung felbft unter Vorbehalt 
der Rechte des Erzbifchofes die Ausübung jener Funktion nit 
geftatten könne. Die Deputation des Staatsrathed, mit Voll 
macht verfehen, entfegte ihn feiner Stelle und fündigte ihm an, 
daß er, als Fremder, alfogleih den Kanton zu verlaffen habe; 
ebenfalld wurde ein Lehrer aus Quzern, der die Proteftation des 
Vizerektors Imterftübt hatte, von feiner Stelle entfernt. Boran- 
gehend, bei Anlaß der üblichen Faftendifpenfe, hatte der Nuntius 
die Regierung von einer DBerwahrung des päpitlihen Stuhles 
gegen die gefeßgeberifchen Akte, deren Folgen wir foeben ange- 
führt, in Kenntniß gefegt. In friedlihem Sinn fam eine Ueber: 
einfunft zu Stande, fraft welcher der Kanton Teffin die dem 
Stand Uri laut Wiener Kongreßakte zuftehende Hälfte des Er- 
traged vom Livinerzoll mit 115,563 Franken loskaufte. 

Luzern war in ununterbrochener Thätigkeit, theild für eigene 
innere Angelegenheiten, theild für die fatholifchen Kantone ins— 
gefammt. Die Unterfuchung wegen Leu's Ermordung wurde fort: 
gefegt, doch ohne neue erhebliche Ergebniffe. Eben jo der Pro: 
zeß wegen des zmweimaligen Aufruhrs und die Verhandlung über 
Bezahlung daheriger Koften. Weil die geforderte Gefammtent- 
ſchädigungsſumme von den Betheiligten nicht erhältlich war, die 
dazu beftellten Komite's derfelben fi) vergeblich um Vereinbarung 
bemüht hatten, murden neue Defrete des Großen Rathes erfors 
derlih, in Folge deren dasjenige vom abgewichenen Dezember 
noch eine mehrere Milderung fand. Es wurde nämlich die fchon 
berührte Verhandlung mit den Einzelnen verordnet, was im 
Ganzen der Staatöfaffe bei Fr. 200,000 einbrachte. Die darge: 
botene Möglichkeit des Losfaufes hatten mehr als zwei Dritt- 
teile der vermöglihen Betheiligten benugt. Die Eidgenoffen der 
übrigen Stände blickten nicht ohne Befremden auf diefe Art 
Begnadigung und Abfindung. Bon den nicht ausgenommenen 
Häuptern wurde einer der Schuldigften, deffen man habhaft ge- 
worden, Eduard Schnyder, mit mehrjähriger Kettenftrafe belegt. 
Die drei Randjäger, melde dem Dr. Steiger das Gefängniß 
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geöffnet, wurden in contumaciam zu 5 bis 6 Jahren Zuchthauss 
ftrafe verurtheilt. Ueber ihm felbjt erging der Konkurs. Endlich 
ermüdete, wenn nicht die Yuftiz, doch der Große Nath. Nachdem 
die Unterfuchungen noch, etliche Monate fortgefegt worden waren, 
verfügte der Große Rath deren Schluß in den legten Monaten 
ded Jahres 1846. Eduard Schnyder erhielt Ende Jahres, Danf 
der nachdrüdlichen Verwendung von DBerwandten und Bezahlung 
von 4000 Franken, volle Befreiung. Auf Anfang April® wurde 
das Programm zu einem zahlreichen Offiziersfeft „aus den fünf 
Orten! zur Jahresfeier ded Sieged über die Freifchaaren ent: 
worfen und durchgeführt: Es fanden fih 444 Offiziere, davon 
300 aus dem Kanton Luzern, zu dem Felt ein, verhältnigmäßig 
am wenigften, nur 17, aus dem Kanton Zug, wo die Offiziere 
dem Zuzug gegen die Freifchaaren weniger günftig geweſen; die: 
jenigen, welche am Feſte theilnahmen, erhielten obrigfeitliche Be: 
lobung, den zu Haufe Gebliebenen brachten 50 Soldaten in der 
Stadt Zug einen Fackelzug. Bei Anlaß jener Feier wurden die 
von der Luzerner Regierung zuerfannten Berdienftmedaillen auss 
getheilt. Auch ein jährliches kirchliches Danffeft verabredeten die 
fünf Kantone, nicht achtend das Berlegende, das ihre Gegner in 
den übrigen Kantonen in ſolchen Anordnungen zu finden bereit 
fein würden. Selbft Studenten in München begingen den Jahred- . 
tag der Niederlage der Freifhaaren. In ähnlihem Sinne gebot 
der Große Rath von Wallis die Abhaltung eines jährlichen reli- 
giöfen Danffefted für den früher errungenen Sieg über die Anar- 
hie. Dem General v. Sonnenberg ließ die Regierung von Luzern 
ald Zeichen deriDanfbarfeit des Kantons einen prachtvollen Ehren« 
degen überreichen. Um dieje Zeit wurde über die Unterflüßungs- 
gelder, welche für die durch die Freifchaaren Berunglüdten aus 
verfchiedenen Theilen der Schweiz eingegangen (Fr. 95,417) Rech— 
nung abgelegt. Anfangs März zogen bei 2000 Wallfahrer aus 
dem Freienamt in geordnetem Zug nad Einfiedeln. In diefem 
Klofter trat Abt Heinrih Schmid, von Baar, im Frühjahr Ber: 
waltung und Regierung des Stiftes an; feinem Eifer ift die nach: 
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herige Hebung und Wiederbelebung ded Gymnaflums und Lyceums 
am Stift zu verdanfen. 

Bon der Anficht durchdrungen, daß die Stellung der fatho- 
liſchen Kirche in der Schweiz nicht allein von politifher Bethä— 
tigung abhängig fei, vereinigten ſich anfehnliche Katholifen auch 
zu wiffenfchaftlicher Wirffamfeit. Dr. Theodor Scherer empfahl 
in einem Rundſchreiben die Errichtung einer katholiſchen Afade- 
mie „des heil. Karl Borromeo“. Als Zweck der Geſellſchaft 
wurde bezeichnet: „die miffenichaftlichen Kräfte der fatholifchen 
Schweiz zu konzentriren und fo die Wahrung und Beförderung 
der Fatholifchen Neligion auf dem Gebiete der Wiffenfchaft an- 
zuftreben.“ Die Gefellfchaft foll ihren Sitz in Luzern haben und 
and höchftens fünfzig ordentlichen Mitgliedern beftehen, außer— 
ordentliche und ordentliche Chrenmitglieder nicht gerechnet; alle 
drei Jahre feftliche Verfammlung, die mit einer religiöfen Feier 
eröffnet wird. Sämmtlihe Mitglieder der Gefellfchaft find ver- 
pflichtet, dad Andenken des Heiligen, deffen Namen fie trägt, be- 
fonders zu ehren und denfelben als Vorbild in Schrift und That 
möglichft nachzuahmen. So das Programm. Die Ausführung ent- 
fprach demfelben ; die gelehrte Gefellfhaft Fam wirklich zu Stande 
und begann ihre Thätigkeit. Papft Pius IX. ſprach fpäter die 
erbetene Genehmigung aus. Mitglieder des Worftanded waren: 
Schultheiß Siegwart, ala Präfident, Propft Kaufmann in Luzern, 
Dr. Theodor Scherer, Chorherr Chriftophor Fuchs, Negierungd- 
rath Emanuel Müller in Ruzern, Dekan Greith in St. Gallen, 
und der Sefuit P. Rob, Profeffor der Theologie in Luzern. * 

Zur Wahrung der ntereffen und Rechte der Fatholifchen 
Kantone indgefammt, lieh Quzern, vor Allem auf Anregung von 
Schultheiß Siegmwart, die früher beliebten Konferenzen unter den 
Ständen fortfegen. Siegmart war beharrlich auf eine feftere und 
engere Vereinbarung bedacht. Wir haben aefehen, welchen Wider: 
ftand fie früher gefunden, und wie die Befchlüffe der fatholifchen 


* Katholiſche Annalen. Zeitichrift für religiöſes Wiſſen und 2eben; heraus: 
gegeben durch Dr. Theodor Scherer. I. Band. Luzern, 1847. 
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Stände ſich thatſächlich auf bloße Beſchwerden und Begehren um 
Beachtung des Bundesvertrages zu Gunſten der Katholiken und 
der katholiſchen Inſtitute beſchränkten. Nach den gewaltſamen An— 
griffen durch Die Freiſchaarenzüge hörten die früheren Einwen— 
dungen aufz der Widerftand mar gebrochen. Schon im April 1845 
bei Anlaß der außerordentlichen, dann fpäter im Juli und Aus 
guft während der ordentlichen Tagſatzung (diefmal in Folge der 
offiziellen Einladung der Neyierung von Quzern vom 25. Juli 
1845) verfammelten fih die Gefandten der ſieben Stände zu be- 
wußtem Zmwede, indbefondere zu Berathung der Anträge, welche 
von Luzern, und Namens diefed Standes durch Schultheiß Sieg— 
wart, vorbereitet worden. Der Zweck war ein Schugbündniß, 
nachdem die fieben Kantone gefehen, daß fie ſeitens der übrigen 
Stände, und der Tagfakung zumal, fchußlos den Angriffen der 
Freifhaarenpartei und ihrer Banden ausgefept geblieben, auch 
alle Anzeichen vorhanden waren, daß neue Gewaltfchritte gegen 
die Fatholifchen Kantone faum ausbleiben würden. Ueber den 
Zweck waren die Gefandtfchaften einig, nicht fo in der Form; 
der Abgeordnete von Zug, Landammann Boffard, warnte vor 
einem förmlichen und fchriftlihen Schußvertrag, doch fruchtlos. 
Die Berathungen fanden flatt in der Wohnung der Luzern’fchen 
Gefandtihaft, im Haus „zum Tiefenhof“ genannt. Schultheiß 
Rüttimann oder Staatsfchreiber Meyer leitete die Verhandlungen, 
während Siegwart von Quzern aus weſentlich durch Briefwechfel 
Einfluß übte. Am eifrigften neben’ den Quzerner Abgeordneten 
waren Abyberg, Schmid, Durrer, Fournier, während die Bedenk— 
lichkeiten Anderer, zumal von K. Muheim (aus Uri) und Boffard, 
nie ganz verftummten. 

Protokoll wurde feines geführt, wohl aber den Konferenz: 
mitgliedern das Ergebniß der Verhandlungen vertraulih mitge- 
theilt. Die entfcheidenden Berathungen fielen auf Anfang Au- 
aufts, alfo in die Zeit nach der Ermordung des Rathsherrn Leu, 
welche nicht geeignet war, den Eifer der Konferenztheilnehmer zu 
mäßigen. Den Gefandten anderer Kantone, deren Gefinnungen 
und Sinftruftionen der radifalen Partei gegenüberftunden, waren 
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die öftern Zuſammenkünfte kein Geheimniß, und ſie fanden ſie 
durch die allſeitigen Parteiſtellungen mehr als gerechtfertiget. Ver— 
lauf und ſpezieller Zweck der Verhandlungen war ihnen jedoch 
nicht bekannt; fie hielten auch feine Nachfrage darüber, und um— 
gekehrt wurden fie nicht mit Bertraulichfeiten feitend der Konferenz: 
fantone bebelliget. Der beabfichtigte Schußvertrag war und blieb 
das Werk der fieben Theilnehmenden, die fich auch früher ſchon 
zu gemeinjchaftlichen Schritten verftändiget hatten. Der erfte aud 
den Berfammlungen in Zürich hervorgegangene Entwurf ift nicht 
weſentlich verfchieden von dem nachherigen definitiven Vertrag. 
Als einmal diefer Grund gelegt war, Tieß Luzern Einladungen 
zu ferneren Berathungen über das in Zürich Befchloffene und 
Angeregte ergehen. Die Bereitwilligfeit war ungleich es erfchienen 
Abordnungen von allen Ständen, auh von Zug, von bier jedoch 
mit der ausdrüdlichen Inftruftion, dad Ergebniß ad referendum 
zu nehmen. Abgeordnete waren von Quzern: Rudolph Rüttimann 
und Siegwart; von Uri: Vinzenz; Müller und Anton Schmid; 
von Schwyz: Theodor Abyberg und J. B. Düggelin ; von Nid- 
walden: Adermann und Durrer; von Obwalden Hermann und 
Wirz; von Zug: Konrad Boffard und Andermatt; von Freiburg : 
Fournier und Grifet de Forel; von Wallis: Adrian v. Courten. 
Sie waren verfammelt vom 9. bis 11. Dezember 1845. Die 
Berathungen bewegten ſich nicht bloß um den Entwurf ded Schup- 
vertrages, fondern auch um Gegenftände, wie fie fhon an früheren 
Konferenzen befprodhen worden. Zunächft einige Worte von 
diefen. 

Es wurde ein abermaliges Kreisfchreiben an gefammte Stände 
für bundesrechtliche Wiederherftellung der aargauiſchen Klöfter ver: 
abredet, eben fo eine befondere Einladung an die Fatholifchen 
Stände Solothurn und Teffin, in diefer Angelegenheit gemein- 
Ihaftlihe Sache mit den fieben Ständen zu maden. Im Fer: 
nern wurde die Abhaltung eines jährlichen gemeinfamen Dank— 
fefte8 zur Erinnerung an die Befiegung der Freifchaaren, jeweilen 
auf Oftermontag verabredet. * Ueber den Entwurf des Schuß: 


* Der wirflichen Feier desfelben im Frühjahr 1846 wurde oben ſchon gedacht. 
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vertraged waren von Ruzern, Uri, Schwyz, beiden Unterwalden 
und Wallis bald nad den Züricher Konferenzen zum Theil be- 
dingte und mit Wünfchen um etwelche Abänderungen begleitete 
Zuftimmungserflärungen eingelaufen, während Zug unb Freiburg . 
fih noch nicht ausgefprochen hatten. Aus den Berathungen ift 
bemerfenswerth die von Wallis zu Protokoll gegebene Erklärung: 
daß die abgefonderte Lage diefed Kantons nicht gejtatte, die Lei- 
tung der Ariegsoperationen im Wallid einem in Quzern refidiren- 
den Kriegsrath unbedingt zu überlaffen, obfhon Wallis entfchloffen 
fei, die gemeinfame Sache im Friedens- und Kriegazuftand mit 
allen ihm zu Gebote ftehenden Mitteln zu unterftügen. Am Schluß 
der Beratungen wurde allfeitig zugefichert, „bei den Kommit- 
tenten auf möglichit baldige Ratififation der gefaßten Befchlüffe 
hinzumirfen.“ Folgendes ift der Wortlaut des Schußver- 
trages: 

1. Die Kantone Luzern, Uri, Schwyz, Unterwalden ob und 
nid dem Wald, Zug, Freiburg und Wallis verpflichten fich, fo 
mie einer oder mehrere aus ihnen angegriffen würden, zur Wah— 
rung ihrer Souveränetätd- und Kantonalrechte den Angriff ge: 
mäß dem Bundeövertrag vom 7. Augftmonat 1815, ſowie ge: 
mäß den alten Bünden gemeinfhaftlih mit allen zu Gebote 
ftehenden Mitteln abzumehren. 

2. Die Kantone werden fih über die zweckmäßigſte Weife, 
fih gegenfeitig in Kenntniß von allen Vorfällen zu erhalten, ver— 
fändigen. So mie ein Kanton von einem bevorftehenden oder 
erfolgten Angriff fihere Kenntniß erhält, ift er bereitd als bun- 
deögemäß aufgemahnt anzufehen und verpflichtet, die nach Um— 
ftänden erforderliche waffenfähige Mannfchaft aufzubieten, ohne 
geradezu die offizielle Mahnung des betreffenden Kantons abzu- 
warten. 

3. Ein Kriegsrath, beftehend aus einem Abgeordneten aus 
jedem der obgenannten Stände, mit allgemeinen und fo viel möge 
fih ausgedehnten Vollmachten von den Regierungen verjehen, 
hat die oberfte Leitung des Krieges zu beforgen. Er wird bei 
einem bevorftehenden oder erfolgten Angriff zufammentreten. 
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4. Der Kriegsrath, mit der ihm ertheilten Vollmacht, hat 
im Falle der Noth alle zur Bertheidigung der betreffenden Kan— 
tone erforderlihen Maßregeln zu treffen. Wo die Gefahr nicht 
fo dringender Natur ift, wird er fih mit den Regierungen diefer 
Kantone in Rückſprache fegen. 

5. In Beziehung auf Beftreitung der durch ſolche Truppen- 
aufgebote erwahfenen Koften, fo wird ald Regel angenommen, 
daß der mahnende Kanton die Koften ded von ihm verlangten 
TIruppenaufgeboted zu beftreiten hat. Vorbehalten bleiben hiermit 
jedoch ſolche Fälle, wo befondere Gründe vorhanden find, daß ein 
befonderer Maßſtab der Bertheilung einzutreten habe. Andere 
Koften, die im gemeinfchaftlichen Intereſſe dem einen oder andern 
Kantone erwachfen find, follen von allen Eingangs benannten 
Kantonen nad der eidgenöffifchen Geldifala getragen werden.“ 

Alfo abgefchloffen am 10. Dezember. Am gleihen und am 
folgenden Tage wurde ein Entwurf über Drganifation der Streit- 
fräfte der fieben Stände in Berathung gezogen, ebenfalld ein 
Ergebniß der Züricher Vorfonferenzen. Derfelbe behandelt in vier 
Adtheilungen: die Organifation und den Beftand der Streitfräfte ; 
die Verwendung der Mannfchaft, im Allgemeinen und Befondern ; 
- den Kriegsrath, deffen Zufammenfegung und Verrichtungen; den 
Oberbefehlshaber in feinem Verhältniß zum Kriegsrath, feine 
Verpflichtungen und Vollmachten. In diefer gedrängten Militär: 
organifation wird Luzern ald der bedrohtefte Punkt angefehen, 
dortige Regierung deßhalb insbefondere eingeladen, alle zweck— 
mäßigen Vorkehrungen zur Vertheidigung ihred Gebietes einzu: 
leiten; die übrigen Kantone wurden erfucht, ihre volle Aufmerf- 
famfeit denjenigen Grenzpunften zuzumwenden, welche ſowohl der 
Lage „ald der Nahbarn wegen“ Schein- oder wirkliche An- 
griffe befürchten Taffen. „Die Stände Freiburg und Wallis find 
im Befondern noch anzugehen, bei einem allgemeinen Angriff den 
angegriffenen Mitftänden auf wirkſame Weife hülfreiche Hand zu 
bieten und zu diefem Behuf vorläufig ungefäumt alle Päſſe und 
militärifchen Punkte, von denen aus am wirkfamften agirt wer: 
den könnte, zu befegen. Ein gleiches Verfahren hätten auch die 
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vereinigten Stände hinwieder bei einem Angriff auf Wallis oder 
Freiburg zu beachten.“ In den Kriegsrath hatte jeder Kanton 
„aus feinen Militärperfonen“ ein Mitglied nebft einem Sup— 
-pleanten abzufenden. Der Kriegdrath hatte den Oberbefehlshaber 
zu beftellen, dem berathende Stimme in demjelben zugeftanden 
war. „Ueber den Bertheidigungd- und Operationsplan mwird der 
Kriegsrath fih mit dem Oberfommandanten in’d Einverftändniß 
jegen, für denfelben vorläufig eine Inſtruktion bearbeiten, und, 
je nah Erforderniß der Umftände, ihm auch die mweitern anges 
meffenen Befehle zugehen lafjen. * Die fieben Kantone gedachten 
ſich demnach in vollftändige Kriegsbereiifchaft zu feßen, immerhin 
den Fall eined Angriffes vorausgefebt, und nurgegen einen 
Angriff. In Luzern war man jchon um diefe Zeit thätig im 
militärifchen Vorkehrungen und fammelte Berichte aus den fieben 
Kantonen über dortige Streitkräfte. 

Der Entwurf des Schußvertraged (wir fprechen von der er— 
wähnten Militärorganifation nicht mehr) blieb Monate lang noch 
geheim; nur die Mitglieder der eigentlichen Regierungsbehörden 
hatten Willen von ihm; vertraulich auch einzelne der fremden 
Gefandten, fo der fardinifche. Die endliche Genehmigung ergab 
feine Anftände in den Kantonen Quzern, Uri, Schwyz, Unterwals 
den und Wallis, wobei indefjen die angeführte Erklärung des 
legtgenannten Rantond wegen des Kommando’d aufrecht blieb; 
ſchwieriger war die Lage in den Kantonen Zug und Freiburg. 
Zug hatte fih immer nur mit einer gemiffen Abneigung und 
beforgnißvoll nachfchleppen laffen; in Freiburg lauerte eine kräf— 
tige Oppofition auf Blößen der Regierung. Daß in beiden Kan— 
tonen Vorlage an höhere Behörde und einläßliche Befprechung 
verfaffungsgemäß nicht vermieden werden konnte, war eine ſchwache 
Seite ded Unternehmens. Indeſſen erfolgte die Genehmigung in 
Zug, nad) erfchöpfender Berathung mit 103 gegen 5 Stimmen 
(13. März 1846); vorgelegt ward nur der Schußvertrag ſelbſt; die 


* Die ganze Urkunde ift zu lefen in der Schrift: „Der Bürgerkrieg in 
der Schweiz. von 3. B. ri. Einfiedeln, 1850. Seite 22 der Beilagen, 
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Inſtruktionskommiſſion aber hatte auch Kenntnig genommen von 
der militärifchen Organifation und dem Landrath beliebt gemacht, 
die Regierung eventuell zu deren Ausführung zu ermächtigen. 
Die Oppofition hatte fih zahm benommen; in öffentlichen Blät-, 
tern vernahm man in Folge deſſen mehr nicht, ald im Allge— 
meinen den Sinn der gefahten Beichlüfje, die eigentlich an dem 
Zuftande der Dinge, welcher bereitd im Winter von 1844 auf 
1845 eingetreten war, nichts Wefentliches änderten. Gin paar 
Monate fpäter trat auch der Große Nath von Freiburg ein (9. 
Suni). Der Streit ward bier lebhafter; der Staatdrath beantragte 
Gutheißung, doch mit der Erklärung bezüglich der Art. 3 und 
4, daß die Regierung von Freiburg fih, nah Umftänden, die 
eigene Verfügung über die Truppen vorbehalte. Er behandelte 
den Gegenftand wie etwas ganz Gewöhnliches, fah die Annahme 
als jelbftverftändlih an. Ob er die gewaltige Oppofition in Rech— 
nung gebracht, die fich ihm entgegenftellte? Es ift faum wahr: 
ſcheinlich; denn eine richtige Würdigung derfelben hätte ihn auf 
den Gedanfen führen müffen, der Angelegenheit eine weniger 
gefährliche Wendung zu geben. Die Oppofition aber war eine 
dreifache: jene der radifalen Partei an fich, welche im Allgemei- 
nen ed mit der ſchweizeriſchen Mehrheit hielt; dann die prote- 
ſtantiſche Gegnerſchaft; endlich die Widerfacher oder Aengftlichen 
im eigenen Lager. Dr. Buſſard fand an der Spite der radikalen 
Partei. In einer längern Rede * drang er in alle Blößen ein, 
welche die politifche Stellung der Freiburgiſchen Mehrheit und 
der Schußvertrag felbit darbieten mochten; er hielt Abrechnung 
mit jener Mehrheit; juchte feine Partei gegen den Vorwurf des 
Radifalismus zu rechtfertigen; ftellte dar, daß fie gegen manche 
Projekte und Handlungen desfelben in andern Kantonen Einrede 
gemacht, wenn fie auch der Klugheit und Pflicht angemefjen er- 
achtet habe, die eidgenöffiihe Mehrheit gelten zu laffen, wie jie 


* Discours de M. le Dr. Bussard, Avocat & Fribourg, dans la 
seance du Grand-Conseil du 9 juin 1846, au sujet de l’alliance entre 
les cantons qui ont pris part à la conference de Lucerne. Fribourg; 
41846. 
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ſich jeweilen ausgefprochen; befchuldigte die Freiburgifche Mehrheit 
einer tadelnswerthen Ausfchließlichfeit, während fich die frühere 
liberale Mehrheit von Freiburg und die aus ihr hervorgegangene 
Regierung einer folchen nicht fchuldig gemacht hätten; führte an, 
wie felbft ein Mitglied der jegigen Mehrheit aus Anlaß der Lu- 
zerner Konferenzen von 1844 die Berficherung gegeben habe, daß 
man feine Nebentagfagung beabfichtige, wie man fich aber gleich. 
wohl je länger je tiefer in ſolche Sonderftellung bineindrängen 
lafje; er wollte die befannten Klagen gegen den Vorort und ein- 
zelne Kantone wegen bundeswidriger Angriffe oder verfäumten 
Schutzes nicht ald wohlbegründet anerfennen, zumal man ja, ftatt 
der Bundesautorität, befondere gleichgejinnte Kantone zum näme 
lihen Schuß angerufen habe; er behauptete, daß es Fein ander 
Heil gebe, als: wie im Kanton, fo auch in der Bundesgenoffenfchaft, 
die jeweilige Mehrheit anzuerkennen und fich ihr zu unterwerfen, 
da das Gegentheil unausweichlich zur Anarchie führen müßte; 
er griff die im Schußvertrag vorfommende Hinweifung auf die 
palten Bünde“ ald etwas höchſt Seltfames, Dunfles und Ger, 
wagtes an und fragte in gewandter Berdächtigung, ob man denn 
etwa, analog mit gemwifjen alten Allianzen, das Haus Savoyen 
und die jegigen Nachfolger der Herzoge von Mailand für die 
Löſung unferer jchmeizerifchen Zwiſte herbeirufen wolle? er mit- 
terte im Wortlaut des Schußvertrages nicht bloß die militärische 
Defenfive, fondern auch die Offenfive, da ja die Kriegführung 
bald diefe bald jene ald vorzüglicher erfcheinen lafje; er wies auf 
das finanzielle Mißverhältniß hin, in welches jech Freiburg be- 
züglich der Ausgaben ftürze, da es laut Geldfontingentsffala allein 
27,345 Kranken bezahlen müſſe, während die übrigen ſechs Kan— 
tone zufammen nur 21,455 Fr. erlegen würden; er erinnerte an 
die Stellung Freiburgs im 5. 1833 gegen die Surner Konferenz, 
zu deren Auflöfung es feiner Zeit fräftig mitgewirkt; in der Rede 
war endlich auch die formelle Beweisführung enthalten, daß der 
Schupvertrag nad) Maßgabe des Bundesrechtes mit dem Bun- 
deöverivag von 1815 überhaupt unverträglich jei. Der Redner 
ging weiter; er fchritt zum Aeußerſten; ftatt fih auf ein perfön- 
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liches verwerfendes Botum zu befhränfen, legte er cine von 23 
feiner Meinungsgenofjen unterzeichnete Erklärung in das Raths— 
protofoll nieder, welche eine ausführlich motivirte VBerurtheilung 
des Schupvertrages enthielt, jchließend mit den Worten: „treu 
dem Eide, der mich gegenüber dem fchweizerifchen Vaterland und 
meinem Kanton verbindet, werde ich feinen Theil an der Be— 
rathung nehmen und überlajje die Berantwortlichkeit für das Vor— 
gefchlagene Denen, die es treffen mag.“ Unter den Mitunterzeich- 
nern finden fich mehrere in meitern Kreifen befannte Namen: 
Berchtold, Bielmann, Gaftella, Froſſard, Glaſſon, Landerſet, Per: 
vier, Pittet, Schaller; einzelne der Genannten unterftügten den 
Dr. Buſſard durch eigene Vorträge, fo einläßlich der Staatsrath 
Landerjet. Eine Ähnliche Verwahrung gaben die neun protejtans 
tifhen Mitglieder des Bezirfed Murten ein, weldhe im Schup: 
vertrag, abgefehen von der Bundeswidrigfeit desfelben, auch einen 
Angriff auf die Religion ihres Bezirkes zu fehen behaupteten, 
auch Flagten, daß die Anrufung der „alten Bünde“ ohne Zweifel 
nichts Anderes bezwede, ald den fogenannten goldenen oder Bor: 
romäer Bund wieder in’d Leben zu rufen, ‚der mefentlich gegen 
die reformirte Kirche gerichtet gewefen, wie denn auch wirklich der 
vorgefchlagene Separatbund rein katholiſch fei und bloß katho— 
lifche Sntereffen verfolge, Feindfeligteiten diefer Art bereits einen 
Anfang von Ausführung befommen haben durch jenes Defret von 
1845, welches dem Bezirf Murten ein Danffeft für beflagend- 
werthe Borfälle auferlegt hatte. Die Murtener Abgeordneten 30: 
gen ſich nah Abgabe der Verwahrung aus der Großrathäver- 
fammlung zurüd und nahmen daher felbit eine Art Sonderftel- 
lung ein, während fie der Negierung über das gleiche Thema 
Borwürfe machten. Auf Eonfervativer Seite felbft ftanden eilf 
fatholifhe Deputirte ald Gegner ded Vorfchlaged auf, an ihrer 
Spitze Schultheiß Deglife; er hielt für Flüger, fich der Vertrags— 
form zu enthalten und den fatholifchen Ständen die einfache Ant— 
wort zu geben, daß Freiburg, für den Fall von Angriffen gegen 
die andern fatholifchen Kantone, ſtets bereit fein werde, ihnen zu 
Hülfe zu fommen. Die Abmehrung brachte nur 47 Stimmen für 


— 385 — 


den Vorſchlag der Regierung gegen 11 verwerfende; zu letztern 
find zu rechnen 33 proteſtirende, macht eine Minderheit von 44; 
klägliches Rathsergebniß für einen ARubiconfgritt! Der Eindrud 
war für die Negierung und für die übrigen Konferenzfantone 
fein günftiger. Großes und Entfcheidendes aber fchafft nur die 
alle Kräfte in fih aufnehmende und moralifch beherrfchende Ein: 
heit des Zield und der Ausführung. Rechnet man hinzu den Bor: 
behalt von Wallis, für fein Gebiet nicht von der gemeinfamen 
Kriegsleitung abhängig zu fein, fo tritt die Meinung in den 
Vordergrund, daß der Schußvertrag ſchon von feiner Entftehung 
ber feine rechte Lebenskräftigkeit gehabt habe. 

Das Feuer, welches die Proteftirenden in Freiburg angefacht, 
fladerte aldbald auf. Abgeordnete gefammter Gemeinden des Be— 
zirtd Murten verfammelten ſich und reichten eine Befchwerde- 
Ihrift an die Regierung ein, in welcher fie unter andern ſchweren 
Vorwürfen auch den vortrugen, daß fie vereint mit den Kon— 
ferenztantonen der „jejuitifhen Propaganda“ eine bewaffnete 
Macht in die Hände zu fpielen beabfichtige. Die Bittfchrift ver- 
langte abermalige Zufammenberufung des Großen Rathes zum 
Zwede beförderlicher Zurücknahme feines Beſchluſſes. Eine vors 
angegangene perfönliche Abordnung des Staatsrathes hatte nicht 
zu befchwichtigen vermocht. Der Staatsrath lehnte die Zumuthung 
ab und brachte in einer gleichzeitigen Proflamation an das Frei- 
burgifche Volt und mittelft Kreisfchreibend an die Murtener den 
wahren Sachverhalt zur allgemeinen Kenntniß: der Schußvertrag 
fei nichts Anderes ald die Folge der Freifchaarenzüge und das 
Mittel, der durch den Bund verfprochenen Gewährleiftung größere 
Wirkfamkeit zu geben; Freiburg werde am Bundesvertrage un— 
verbrüchlich fefthalten; den Murtenern insbefondere hielt er vor, 
wie fie bis dahin die ungeftörtefte Neligionsfreiheit genojjen und 
ficher auch ferner genießen werden; denn die Konferenzfantone 
bezweden nicht Angriff, fondern bloß die Sicherftellung eigener 
fantonaler und religiöfer Selbftftändigfeit. * Aber die Murtener 

* Proclamation du 2 jvillet 1846, au peuple fribourgeois, concer- 
nant l’accession du Canton de Fribourg à lalliance des VII Cantons 

Die Schweiz. III. 
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wollten fich doch nicht beruhigen und verldngten mit Denkſchrift 
vom Juli die Dazmwifchenkunft der Tagſatzung zum Zweck der 
Aufhebung des großräthlichen Befchluffes, gegen welchen ihre Re— 
präfentanten vergeblich DBerwahrung eingelegt. Die Berner See— 
länder waren bei diefen Schritten ihrer Nachbarn befonders thä- 
tig, der Advofat Ochjenbein- Schmidt von Nidau Berfafjer der 
Murtener Adreffe an die Tagſatzung. Verſuche auch in der Haupt: 
ftadt und in den übrigen Theilen des Kantons, der Regierung 
Schwierigfeiten zu bereiten, blieben ohne unmittelbaren Erfolg. 
Gegentheild ging fpäter eine Adreſſe der fatholifchen deutichen 
Gemeinden an den Staatsrath im Sinn der Konferenzbeichlüffe 
ein; die Unterzeichner erklärten fich bereit, mit allen ihnen zu 
Gebot ftehenden Mitteln zur Handhabung ded Großrathäbefchluffes 
mitzuwirken, empfahlen der Regierung, die nöthigen militärifchen 
Vorkehren zur Dertheidigung zu treffen, indbefondere den Land» 
flurm zu organifiren und einer Inſpektion zu unterftellen. 

Wie im Bezirk Murten, fo regte ed fih auch in andern 
Theilen der Schweiz. Einzelne Kantone waren, wie wir gejehen, 
durch die diegjährigen Wahlen dem radifalen Extreme näher ges 
trieben worden; in Bern war baldige Einfepung einer Regierung 
zu erwarten, die man ſchon jebt geneigt war, als die „reis 
häärler-Regierung® zu bezeichnen. Der Radikalismus Fonnte 
daher nicht ruhen. Aber mit dem zur Zeit etwas verbrauchten 
Gelärme gegen die Jeſuiten oder den „Jeſuitismus“ fonnte man 
nicht fo leicht auf Erfolge rechnen. Ein neues „Schlagwort? war 
daher von großem Gewicht und mit den geräufchvollen Berhand- 
lungen von Freiburg war es gefunden; der „Sonderbund“ hatte 
fi jelbft auf die Bühne geftellt; der „Sonderbund“ müffe fchleus 
nigft aufgehoben werden, fo hieß es nun plöglic. Wenige Tage, 
nachdem jene Verhandlungen befannt geworden, trat faft gleich- 
zeitig offizielles Einfchreiten ein, wahrſcheinlich auf vorherige Ab— 
rede zwiſchen Magiftraten von Thurgau und Zürich. Auf Antrag 


catholiques. — Circulaire du 2 juillet 1846 aux communes du distriet 
de Morat, über den gleichen Gegenſtand; beide im Bulletin des Lois, 
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Kern’3 inftruirte der Große Rath von Thurgau: die Tagfagung 
habe fih von dem Separatbündniß offizielle Kenntniß zu ver- 
fchaffen und darüber nah Maßgabe von Art. VI des Bundes» 
vertraged zu rathſchlagen. Der Vorort aber fchrieb an Luzern 
(20. Zuni): den Bundeöbehörden liege die Handhabung von 
Art. VI ob;* zu folhem Zweck aber fei vollftändige und offi- 
zielle Kenntniß von dem erforderlih, was die fieben Stände un- 
ter fich befchloffen haben; der Vorort verlange daher Mitthei- 
lung; er fegte bei: „Zugleich können wir nicht umhin, für den 
Fall, daß der durch die Prefje veröffentlichte Tert der fraglichen 
Mebereinfunft im Wefentlihen genau fein follte, jett fihon un— 
fere Anfiht dahin auszufprechen, daß durch dieſelbe die Rechte 
des Bundes gefährdet werden, und fehen und aus diefem Grunde 
verpflichtet, diefe Rechte zum Voraus zu verwahren.“ Gleichzeitig 
gab der Vorort gefammten eidgenöffifchen Ständen von feinem 
Schritte Kenntnig und lud fie zur Inſtruktionsertheilung ein. 
Inzwifchen hatte er, Namens der Eidgenoffenfchaft, das Urtheil 
gefprochen, noch bevor die Tagſatzung verfammelt, auch bevor die 
Angeklagten vernommen worden. Die Eile, womit es gefchehen, 
erfcheint ald Gegenftüd zur vorörtlihen Unbehülflichkeit, fo oft 
es galt, die von den fieben Ständen angerufenen Bundesartifel 
zur Anerkennung und Nachachtung zu bringen. Schritt der Vor— 
ort gegen Luzern und feine Freunde in einer Weife ein, die das 
äußerliche Gepräge der Legalität an fi) trug, fo waren hinwie— 
der Bern und Aargau mit Befchlüffen bei der Hand, welche die. 
fhleunige Gewaltanwendung gegen diefelben zum Zwecke hatten; 
der Große Rath von Aargau gab feinen Willen alfo fund: es 
folle die ordentliche Tagſatzung ſich nicht eher auflöfen ala bis 
dem zu faflenden Auflöfungsbefchluß gegen den „Sonderbund“ 
volftändig Genüge geleiftet fei. Eben jo Ochfenbein im Großen 
Rathe von Bern; gegen den Rath von Eduard Blöſch, der den 
unausbleiblihen Zufammenftoß beider fchmweizerifchen Parteien 


* „Es follen unter den einzelnen Kantonen feine, dem allgemeinen Bund 
oder den Rechten anderer Kantone nachtheilige Verbindungen gefchluffen werden.” 
235* 
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nicht bloß vorausſah, ſondern auch vorausſagte, und ſich gegen 
alle Folgen des angetragenen Vorſchreitens verwahrte, gab der 
Große Rath ſeiner Geſandtſchaft die Inſtruktion, den gegen die 
Konferenzkantone zu faſſenden Beſchluß durch alle der Tagſatzung 
zu Gebote ſtehenden Mittel zur Vollziehung zu bringen. In den 
Augen Vieler war nun der ſo oft ſchon beſprochene Bürger⸗ und 
Religionskrieg vor der Thür; ein konſervatives Blatt proteſtan— 
tiſcher Redaktion rief aus: „Das materielle Unglück, dad Blut, 
die Leichen, die Zerftörung find das geringfte Uebel bei einem 
Bürgerkrieg, folche Berlürfte kann ein Volk wieder erfegen, oft 
in unglaublich furzer Zeit. Weit unfeliger find die moralifchen 
Folgen eined Bürgerkrieges, befonders eines Fonfeffionellen. 
Luzern antwortete, im Einverfländniß mit den übrigen Kon- 
ferenzftänden, alsbald auf die vorörtliche Aufforderung, ſprach fein 
Erftaunen aus über Form und Zeit, in der es zur Rede geitellt 
worden, jo wie über die Verwahrung gegen eine Handlung, über 
welche erft offizielle Ausfunft verlangt werde, tadelte die Partei: 
lichkeit des Vorortes, der die Kantone ſchon zur Inſtruktionser⸗ 
theilung eingeladen, noch bevor er die Verantwortung der Be: 
Magten vernommen, und führte endlich die materiellen Gründe 
an, welche zum Schugvertrag gezwungen, wörtlich wie folgt: 
»In den Jahren 1844 und 1845 ift der Kanton Luzern 
zweimal von bewaffneten Banden aus andern Kantonen mit Krieg 
überzogen worden und auch nah dem Mißlingen diefer Ueber: 
fälle find die Drohungen einer Wiederholung derfelben nicht aus- 
geblieben. Es wäre überflüffig zu bemerken, welche Hilfe dem 
Kanton Luzern von dem damaligen Vorort Zürich im Frühling 
des Jahres 1845 geleiftet worden if. Wenige Tage vor dem 
zweiten Ueberfall hatte die Zagfagung ein Verbot der Freifchaaren 
erlaffen und dennoch ergoß ſich eine derartige Horde über unfern 
Kanton. Nah dem zweiten Freifchaarenzuge hat die Tagfagung 
fämmtlihe Stände zu gefeßgeberifhen Maßnahmen gegen die 
Wiederholung folcher Unfuge aufgefordert; es gibt aber eidge- 
nöffifche Stände, welche ſolche Gefege noch nicht haben zu Stande 
bringen können, und mo mächtige Oppofitionen fich gegen diefe 
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von der Tagſatzung geforderten Garantien zur Wahrung des 
Landfriedend erhoben haben. * Sollte in allem Diefem nicht ge— 
nugfamer Grund für Quzern und andere in gleicher Rage befind- 
lihe Stände liegen, ihr Gebiet und ihre Unabhängigkeit vor 
ähnlichen Invafionen möglichft ficher zu ftelen? Diefed und nichts 
anderes. bezweckt die Webereinfunft der fieben Kantone. Und fie 
haben diefen Zweck zu erreichen gefucht innert den Schranken 
des beftehenden Bundesvertrages, deffen unverlegter Beitand wahr⸗ 
ih am wenigften von ihnen bedroht oder in Frage geitellt, fon» 
dern bei jedem Anlaß angerufen und verfochten wird.“ Folgte 
die formale Bemweisführung über Bundesgemäßheit der Weber: 
einfunft und die Schluperflärung, ed werde Quzern an ben in 
derfelben liegenden —— Grundſätzen jederzeit feſt⸗ 
halten. 


Vierter Abſchnitt. 


Bern's neue Verfaſſung und Regierung. Ordentliche Tagſatzung von 1846. 

Erſte Verhandlung über das Schutzbündniß der VII Kantone. Zweite Ber 

fammlung des fehweizerifchen Katholifenvereins. Ummälzung in Genf; die eilfte 

Stimme für den innern Krieg gewonnen. Staatöveränderung in Bafel. Nüd: 

wirkung der Genfer Ummälzung ‘auf die VII Kantone. Berhältniffe des Aus: 
fandes zur Schweiz. (Von Mitte bis Ende des Jahres 1846.) 


Wie im Jahr 1831, fo nahm auch diegmal die Rekonſti— 
tuirung ded Kantons Bern eine längere Zeit in Anſpruch. Von 
der Reviſionskommiſſion ging der vollftändige Entwurf einer neuen 
Berfaffung aus; der Verfaſſungsrath behandelte ihn in öftern 
Sigungen. Die Beftrebungen feiner Häupter waren eben fowohl 
politifher Art, als auf Befriedigung der materiellen Intereſſen, 
Gelüfte oder Forderungen der einzelnen Landeögegenden berech— 
net, welche letztere mit großer Ueppigfeit und Zudringlichfeit auf- 
getreten waren. Fürſprech Stämpfli war für diefe Gegenftände 


* In Bafelland Veto gegen das Geſetzz in Aargau mit Taufenden von 
Unterfchriften bedeckte Petitionen gegen die Erlafjung eines ſolchen Geſetzes; der 
Inhalt der zu Stande gekommenen Geſetze allüberall lau, der Wille zu ihrer 
Ausführung nirgends befler. 
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das bewegende Element im Verfaſſungsrath, während Ochſenbein 
überwiegenden Einfluß für die Leitung der Umgeſtaltung in ihrem 
Ganzen übte und augenblicklich der erſte Repräſentant der ſie— 
genden Partei war. Die Verhandlungen, zumal über die In— 
tereſſe-Fragen, wurden übrigens nicht bloß offiziell, ſondern auch 
in Privatzuſammenkünften gepflogen, ſo am 29. April von einer 
nahezu 150 Männer zählenden freien Verſammlung in Bern. 
Stämpfli erftattete hier ausführlichen Bericht über die beabſich— 
tigte Reform ded Finanz und Armenweſens und die Art ihrer 
Ausführung, mit befonderer Bezugnahme auf die Ausgleichung 
der Intereffen aller Landestheile. Er wünfchte vor Allem, „daß 
man fich in den materiellen Laften endlich einmal die Hand rei- 
chen und die lekten Hinderniffe einer politifchen und gefellfchaft- 
lichen Einheit des Bernervolfed vernichten folle.* Sein Streben 
war in folgenden Säben oder Entwürfen ausgedrüdt: 1. Zen- 
tralifation des Armenweſens; die Armengüter bleiben dem Kapi— 
tal nach bei den Gemeinden, nur wird der Ertrag an den Staat 
abgegeben, oder aber der Staat übernehme auch die Kapitalien, 
garantire jedoch den ungefchmälerten Fortbeftand derfelben in der 
Berfaffung. Der Staat forgt für den Unterhalt der Armen; zu 
dem Ertrage der Armengüter der Gemeinden wird nad dem bis- 
berigen Maß der Auslagen für dad Armenweſen der Staat bei- 
ſchießen müffen Fr. 400,000, wovon nicht weniger ald Fr. 64,000 
für jährliche Einrichtungs= und VBerwaltungsfoften. 2. Aufhebung 
der Zehnten und Grundzinfe; billige Entfchädigung der Privat: 
befiger für ihre Einbuße, von Staatswegen; felbft Nüderftattung 
der Loskaufsſummen, welche den neuen Anſatz überfteigen 
würden; Berlurft des Staates: Fr. 300,000. 3. Aufhebung 
der Handänderungsgebühr; daherige Einbuße der Staatsfaffe: 
Fr. 100,000. 4. Aufhebung der Grundfteuer im Jura, zum 
Zwede der gleichen Belajtung desfelben mit dem alten Kanton; 
Ausfall Fr. 154,000. Ganzes Defizit: Fr. 954,000; zur Dedung 
deselben folle eine Vermögensſteuer eingeführt werden, und da 
Stämpfli das ſämmtliche Privatvermögen des Kantons auf 1000 
Millionen anſchlug, fo wäre mit Einem vom Taufend das finan- 
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zielle Gleichgewicht wieder hergeſtellt. Einzelne Landesgegenden, 
wie z. B. das Oberland, welches den Kopf beſonders hoch trug, 
ſollten, wenn nöthig, durch eigenthümliche Modifikationen der 
Hauptvorſchläge, befriediget werden; daher eine Progreſſivſteuer, 
in Folge deren das Oberland ald ärmere Landesgegend im Ber: 
hältniß weniger belaftet wäre; Zuficherung nüslicher Unterneh: 
mungen, wie 3. B. Tieferlegung des Brienzerfee’s, Anlegung der 
Brünigftraße u. dgl. Man fieht, daß die Umgeftaltung des gan- - 
zen bernifchen Haushaltes’ in Frage lag, die angeführten Projekte 
vornehmlich in das Gemeindewefen eingriffen. Sie waren daher 
von der empfindlichiten Art. Die Beforgniffe wurden laut und 
groß, befonderd bei den Hablichen überhaupt, bei den reichern 
Gemeinden insbeſondere. Die Gemeinden glaubten fi) mit Ver— 
nihtung bedroht. Die Form, in welcher die radikale Partei die 
Bortheile ihrer Entwürfe fehilderte, war nicht geeignet, die Be— 
fürchtungen der reichern Bürger und Gemeinden im Kanton zu 
befehwichtigen. Als die Revifionsfommiffion des Berfaffungs- 
rathes die Hauptbefchlüffe über erwähnte Entwürfe gefaßt hatte, 
gaben ihre Organe öffentlich zu vernehmen: 8 feien diefelben, 
falld fie Annahme finden, von der höchften Bedeutung für den 
Kanton Bern; „die gehäffigen und beläftigenden Ueberbleibfel der 
ehemaligen Feudalherrfchaft und der Herrfchaft der Ariftofratie 
find vernichtet; den Lüfternen Ariftofraten ift der Boden unter - 
den Füßen mweggerüdt und ihr Wiederaufleben unmöglich gemacht. 
Die Stadt Bern und in Fleinerem Maß die bevorrechteten Pro- 
vinzialftädte find in eine reelle Gleichheit zu den übrigen Staats— 
genoffen geftellt, weil fie die Staatslaften auch werden mittragen 
helfen müflen; die großen Sceidewände endlich, welche bisher 
die einzelnen Landesgegenden von einander hielten, find nieder- 
geriffen, das Bernervolf wird zu einem einigen und ftarfen Volke, 
der politifche Staatöverband desfelben vollendet werden. Nach 
folhen Weußerungen der Partei waren gegnerifche Vorwürfe über 
verhängnißvolle Neuerungsfucht oder Gleichmacherei nicht aus der 
Luft gegriffen und zwar jene gefährlichfte Gleichmacherei, welche 
Unterfhiede zu Laften bisher begünftigter oder bevorrechteter 
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Klaſſen der Bevölkerung ſchafft, ſomit neue Ungleichheit einführt. 
Vor Allem ſetzten ſich die Gemeindekorporationen (ſogenannte 
»Burgergemeinden®) zur Wehr. In großer Zahl (bei 200 Pers 
fonen, unter ihnen viele Stadtberner) im Kafino der Hauptftadt 
verfammelt, vereinigten fich diefe DVertheidiger der Burgergemein- 
den zu folgenden Begehren: 1. Es folle der Fortbeſtand der 
Burgerrechte gemährleiftet fein, eben fo die privatrechtliche Natur 
der Burgergüter und Armengüter und deren Verwaltung durch die 
Burgergemeinden, der Oberauffiht des Staates unbefchadet ; 
2. e8 folle ferner gemwährleiftet werden die Benukung und Ber: 
wendung des Ertragd der Gemeindegüter im bisherigen Beſtande; 
3. flreitige Fragen in Bezug auf Beflimmung und Bermendung 
von Gemeindegütern follen vor die Zivilgerichte gewielen; 4. dad 
Armenmwefen nicht zentralifirt; 5. die Einzugd- und Hinterfaß- 
gelder beibehalten werden. Den Statusquo in foldher Art feſtzu— 
halten, ernannte die Berfammlung, wie ed andere Vereine radi- 
falerfeit3 zu thun pflegten, ein zentraled Komite, um den Gang 
der Verhandlungen des Verfaſſungsrathes zu beobachten, damit 
die Intereffen der Befchwerdeführer je nach Umſtänden ferner ge- 
wahrt werden mögen. Unter den Komitemitgliedern fand fich Jo— 
hann Schnell, von Burgdorf. Mit üblicher Schlagfertigkeit machte 
fih die radifale Partei im Verfaffungsrath über die Gegner her, 
welche vom freien Vereinsrechte Gebrauch machten; das Komite 
wurde fofort zum „Ueberwachungsfomite® gegenüber dem Ber: 
faſſungsrath geftempelt, welcher ein folches nicht dulden dürfe; 
Parteihäuptlinge, wie Kohler, erklärten, es fönne, da ja ein Ars 
tifel des Verfaffungsentwurfes die Burgergüter wirklich gewähr— 
leifte, der Verein nichts Beſſeres beabfichtigen, als eine zweite 
Auflage der Reaktion von 1832; daher folle jened Komite auf 
gelöst werden. Und Neuhaus ging noch weiter: der Verfaſſungs— 
rath folle, bis ſolches geihehen, feine Berathungen einftellen; das 
war das legte Auffladern ded in Neuhaus vorherrfchenden Geis 
ſtes der Willkür. Und alfo geihah es. Die Regierung wurde mit 
der Auflöfung ded Komite’d beauftragt. Ihre Mehrheit gehorchte, 
nad einigem Widerftreben, und vollzog. Eine Proflamation des 
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Verfaſſungsrathes vom 19. Juni feste das Volk von dem Ge- 
waltfchritt und feinen Gründen in Kenntniß. Den „Anftiftern 
und Leitern“ der Berfammlung wurde „eine offenbar feindfelige 
Tendenz gegen die gefammte Neformbeftrebung des Bolfed und 
fein PBerfaffungsrecht® vorgeworfen, die angeftrebte Sicherung 
der Burgerrechte und Burgergüter nur als ihr „vorgefchobener 
Zwedt bezeichnet. Der Verfaſſungsrath habe daher „jenes 
Aufſichtskomite nicht über fih dulden dürfen. Zum 
Schluß der übliche Vorwurf, daB ed fih nur um Erneuerung 
der reaftionären Umtriebe früherer Jahre gehandelt habe. Wenn 
eine Partei nicht bloß die Gewalt des Staates in Händen hat, 
fondern die Bürger fchon vermöge ihrer „Tendenzen“ verurtheilt, 
fo mag fie vielleicht Gehorfam erzwingen, nicht aber die Achtung 
freigefinnter Republifaner fich erwerben. Doch auch zu erfterm 
war nicht Jedermann geneigt. Oberftlieutenant Knechtenhofer in 
Thun fagte ald Erwiederung auf das „Reaktiondgefchreit in 
eigenhändig umterzeichneter Erflärung: „daß er feft entſchloſſen 
fei, fo wie feined Wiſſens noch viele Taufende von Kantondans 
gehörigen, fich gegen jeden ungerechten, frevelbaften Angriff auf 
die Gemeinde- und Armengüter, von Seite der mwohlbefannten 
Spoliatoren, im Falle der Noth mit den Waffen in der Hand, 
zu vertheidigen. Dieß zur Richtfchnur für die Lüfternen nad) dem 
Gut Anderer!® Baldiger Abfchluß verhinderte Konflikte. Stämpfli 
und feine freunde festen die fogenannte Finanz und Armen 
reform im Wefentlihen durch; Eigenthum und Berwaltung der 
Gemeinde- oder Burgergüter im Allgemeinen blieben zwar ges 
fichert, die Armengüter aber hörten auf, in freier Dispofition der 
Gemeinden zu bleiben, dieß zum Zwed einer Zentralifirung der 
Armenverwaltung im Intereſſe der ärmern Gemeinden. Am 13. 
Juli wurde die neue Berfaifung abgefchloffen; fie enthält über 
den eben befprochenen Gegenftand folgende Vorſchriften: „Die 
gefegliche Pflicht der Gemeinden zur Unterftügung der Armen ift 
aufgehoben; die Armengüter find gemährleiftet und werden durch 
die Gemeinden verwaltet, ihr Ertrag wird nur unter der befon- 
dern Auffiht des Staates verwendet. Reicht derfelbe nicht hin, 
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ſo wird das Fehlende durch Gemeindeſteuern und Staatszuſchüſſe 
ergänzt; die letztern betragen, je nach den Mitteln der Gemein— 
den, mindeſtens die Hälfte und höchſtens drei Viertheile der 
fehlenden Summe. Den Gemeinden, in welchen der Staatszu— 
ſchüſſe ungeachtet die Steuer Eins vom Tauſend überſteigt, kann 
der Staat mit außerordentlichen Zuſchüſſen zu Hülfe kommen. 
Die geſammten Staatsbeiträge dürfen jedoch viermalhunderttau— 
ſend Franken nicht überſteigen. Der Staat iſt berechtiget, die Ver— 
wendung der Armenſteuern und ſeiner eigenen Beiträge vorzu— 
ſchreiben und dieſe Verwendung gutfindenden Falls ſelbſt zu 
leiten. € 

So verlor der Staat eine feiner Hauptgrundlagen, den fa— 
miliären Charakter der Gemeinden, in Folge deffen die Bürger 
jeder Gemeinde eine eigene Familie, gemilfermaßen nur eine 
größere Haushaltung vorftellen; für diefen Verlurſt erntete er eine 
ftehende große Ausgabe zu Laften des Fiskus und die Anwart- 
haft auf die Begierlichfeit aller Dürftigen im Lande. 

Meber die erhobenen Finanzfragen wurde entfchieden wie folgt: 
Die Zehnten, Bodenzinfe, Ehrfchäge und andere Feudallaften, 
fowie die von der Umwandlung folcher Gefälle herrührenden Lei— 
ftungen im alten Kantonstheile, find aufgehoben. Die Pflichtigen 
bezahlen dafür die Hälfte der im Gefeb (vom 20. Dezember 1845) 
beftimmten Ablöfungspreife; den Privatinhabern vergütet der 
Staat die andere Hälfte. Bon früher an den Staat entrichteten 
Ablöfungsfummen bezahlt er einen gewiffen Theil zurüd; für die 
Ablöfungen feit 1833 die Hälfte, für jene von 1803 bis Ende 
1832 den dritten Theil, für jene vor 1803 den vierten Theil. 
Der neue Kantonstheil behält Gefepgebung und Verwaltung im 
Armenweſen, fo wie fein Grundfteuerfyftem, und wird von den 
vermehrten Ausgaben für das Armenwefen im alten Kantonstheil 
nicht betroffen (wo ift nun die Einheit); die Grundfteuer im 
neuen Kantonstheil wird zu den Abgaben im alten in Berhält- 
niß gefegt. Es wird eine Hypothefar- und Schuldentilgungékaſſe 
für den ganzen Kanton errichtet; aus derfelben werden zum 
Voraus bis auf fünf Millionen Franken in den Amtöbezirten 
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des DOberlandes angelegt, wovon jeweilen ein und ein halbes 
vom Hundert an die Tilgung des Kapitald verwendet wird, (fo 
daß der Landmann in Wirklichkeit nur noch 31/, Prozent Zing 
zu bezahlen habe). Die neuen Auflagen werden auf das Vermö— 
gen, Einfommen oder Erwerb verlegt. Diefe gefammter Yinanz- 
operationen, wie fie in der Verfaſſung grundfäglich vorgefchrieben, 
dann fpäter durch Gefeßgebung und Verwaltung durchgeführt 
worden, erregten vielfeiligen Tadel und murden felbft als ruinos 
für die Finanzen Bern’d angefehen. * 

In politifcher Beziehung find in der neuen Verfaſſung be- 
merkenswerth: die Erweiterung des Stimmrechtes, wie für den 
Berfaffungsrath gefhehen; Erweiterung der Volfsredhte durch das 
dem Bolf zugefhiedene Recht der Abberufung des Großen Rathes 
und der Abftimmung über die Gefebe in befondern Fällen; uns 
mittelbare Wahlen für Beſetzung des Großen Rathes; Nichtwähl- 
barkeit aller vom Staat einen Gehalt Empfangenden, der Geift- 
lichen inbegriffen; Gefammterneuerung ded Großen Rathes von 
vier zu vier Jahren; zweimalige Durchberathung der Geſetzesvor—⸗ 
Schläge; Beſchränkung des Regierungsrathed auf neun Mitglieder, 
mit bloß berathender Stimme im Großen Rathe (eben fo für die 
Mitglieder des DObergerichtes, wenn fie zur Mitberathung von 
Geſetzen berufen werden); Feſtſetzung von ſechs Verwaltungs 
direftionen im Negierungsrath dur die Verfaſſung felbit (mas 
die Follegiale Wirkfamfeit des Regierungsrathes weſentlich zu 
ſchwächen geeignet war); Deffentlichfeit und Mündlichfeit der 
Nechtöpflege; Einführung der Gefchwornengerichte für Kriminal-, 
politifche und Preßvergehen; Garantie des Vereinsrechtes (das 
gegenüber der Kafino-Berfammlung nicht geachtet worden); freie 
Niederlaffung für Schweizerbürger und Fremde, unter Vorbehalt 
des Gegenrechted; Garantie der beiden Kirchen „in den zu ihnen 
fih befennenden Gemeinden“ (der Bifhof von Bafel hatte die 


* Man berechnete in fpätern Jahren ein jährliches Berner Defizit von 
31. 346,000. Siehe die Schrift: „Die Finanzen des Kantons Zürich in den 
Jahren 1832 bis 1848. Bon Eduard Sulzer. Zürich, 1851,” 
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Anerkennung der Nechte der Katholiken bei dem Verfaſſungsrath 
befürwortet); Ausfchluß religiöfer Korporationen vom Gebiete 
des Kantons und ihrer Glieder vom Rechte der Unterrichtserthei- 
fung, es fei denn mit ausdrüdlicher Bewilligung des Großen 
Nathes; jeweilige Abftimmung über Bornahme einer Verfaffungs- 
reviſion, fobald es der Große Rath befchließt, oder 8000 Bür- 
ger verlangen; Berpflihtung ded Großen Rathes, unverzüglich 
jene wichtigen Gefeße zu revidiren, auf deren Abänderung es der 
Berfaffungsrath vorzüglich abgefehen hatte. 

Bei der Abftimmung über die Verfaffung und das beige: 
gebene Uebergangsgeſetz ſtimmten ungefähr die Hälfte der Bür- 
ger: 34,079 für Annahme, 1257 für Verwerfung, unter den leß- 
tern Neubaus mit drei Namendvettern aus Biel, und Profeffor 
Stettler in Bern (31. Zul). Bon den Bergen verfündeten 130 
Freudenfener das Ergebniß, und die Zeitung der herrſchenden 
Partei Ochfenbein-Stämpfli rief frohlodend: „Bern wird jegt 
die Aufgabe, der Schild und Hort der liberalen Schweiz zu fein, 
wieder in vollem Maß erfüllen fönnen.“ Im gleichen Sinne 
ſprach der „Zentralausfhuß des bernifhen Volksvereins“ von ſei— 
ner Berbreitung” über die ganze Schweiz, damit die Reform der 
Bundesverhältniffe nun von unten, vom Bolfe, an Handen 
genommen werde. Noch vernehmlicher fprachen die Sieger an 
einem Banfet in Interlaken; die Feſtfahne trug die Inſchrift: 
»Es lebe die Verfaſſung von 1846; Ausmweifung der Sefuiten, 
Bundesrevifion 5“ der berüchtigte Verleger ded ‚Gukkaſtens“ wurde 
auf die Bühne gerufen; die Trinffprüche, die das Andenken an 
den Freifhaarenzug auffrifchten oder der Vertreibung der Jeſui— 
ten galten, fanden den lebhafteften Beifall; die Fahnen der „un— 
eidgenöffifhen Konferenzftände“ waren mit Flor umhüllt. Es war 
dieß ein Kriegsbanket. Die Wahlen in den Großen Rath fielen 
zeitgemäß aus, von 226 Mitgliedern höchftens 30, welche ala 
KRonfervative bezeichnet wurden; Ende Auguft wurde die neue 
Regierung gewählt: an ihrer Spige Funk, Ochfenbein und 
Stämpfli, neben ihnen auch Stockmar; fie befchloß unvermweilt 
Deffentlichfeit ihrer Sitzungen und Zurüdnahme ded Wegwei— 
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fungsdefretd gegen Wilhelm Snell. Der Große Rath aber be- 
ftätigte nicht nur die allgemeine Amneftie, fondern verhieß auch 
den Nachlaß der Gelder, die er für Auslöfung der einzelnen Freis 
fhäärler an Luzern bezahlt, beförderte ihren gewefenen Oberan- 
führer, Ochfenbein, zum Kantonsoberften und verfügte alsbal- 
dige Zurüdziehung der jogenannten ausländifchen Fonde, * für 
Ausführung der durch die neue Verfaſſung begründeten Finanz— 
operationen. 

Während das in den Grundfeften erfchütterte Bern fein 
Gleichgewicht wieder fuchte, war in den Kantonen das übliche 
Getriebe für die Stimmgebung an der Tagfagung in den großen 
eidgenöffiichen Fragen, viel Wiederholung; die Ziele waren immer 
die gleichen: hier Einbredhen in das Beftehende und Umfturz des— 
felben, dort ununterbrochene Anftrengung zu deſſen Befthalten. 
Friſches Leben in die radikale Partei brachte der Ausgang der 
Züriher Wahlen. Bon dann an war wieder ernftlih von Aus 
treibung der Sefuiten die Nede, und da mit St. Gallen (wo in 
allen wichtigen Fragen abermald 75 gegen 75 fanden) und mit 
Genf zur Zeit nicht? anzufangen war, waltete die Bemühung, 
Bafelftadt zu gewinnen. Eine mit 5 bis 600 Unterfchriften aus— 
geftattete Petition aus der Stadt und den wenigen Landgemein: 
den lautete in diefem Sinn; aber der Rath hielt doch feft und 
flimmte wie früher, daß der Bundesvertrag und die fchuldige 
Rüdfiht für die fonfeffionellen Rechte der Katholifen das ver- 
langte Einſchreiten nicht verftatten. Sn Graubünden brachte man 
eine Inftruftion gegen die Jefuiten nur mit einer Stimme Mehr— 
heit zu Stande. So näherte man fih der Tagfagung; unmittel- 


* Wie folhe aus: und inländifche Fonde angejammelt werden, davon fann 
man fich einen Begriff machen, wenn man einen Bli in die ältere Gefchichte 
Bern’s wirft. Zu Anfang des Jahres 1537 bemächtigte fih die Regierung von 
Bern mit Gewalt des Kirchenichages der Kathedrale in Lauſanne. Derfelbe 
wurde troß des Widerſpruchs der Zaufanner auf achtzehn Wagen nad Bern 
abgeführt; er wurde zu 125,000 Xouisd’or gewerthet. ©. „Mémoires histori- 
ques sur le diocese de Lausanne. Tome II, Fribourg, 1859.“ Das er 
zählte Beiſpiel ift nur eines von Dußenden, 
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bar vor derfelben begann der gemeldete Sturm gegen den Schuß. 
vertrag der VII Kantone, alfo zu einer Zeit, da die gewöhn— 
lichen Berfammlungen der fantonalen Snftruftionsbehörden ſchon 
beendigt waren. 

Bürgermeifter Zehnder eröffnete die Tagſatzung in der ihm 
eigenthümlichen glatten Redeweiſe (6. Juli): „Seit der ordent- 
lihen Zagfagung von 1845°, fagte er, „ift der Friede und die 
Öffentlihe Ordnung im Baterlande nicht mehr durch gefeglofe 
Ausbrühe bewaffneter Gewalt geftört worden, und es ift mit 
Zuverficht zu hoffen, daß die Heberzeugung: es könne auf diefem 
Wege dem Baterlande fein Heil gebracht werden, immer mehr 
Boden gewinne. ft die Gefahr der Wiederkehr ſolcher Erſchei— 
nungen erlofchen, wird die Appellation an die rohe Gewalt überall 
al3 verwerflich verpönt, dann wird, was wahr und gut, was mwirf- 
liches Bedürfniß der Zeit ift, durch alle Hinderniffe hindurch ſich 
Bahn brechen, gefördert und getragen durch den geiftigen Kampf 
der Ideen, der die ganze Welt zum Schauplag feiner Anſtren— 
gungen hat; — diefer Kampf der Ideen wird die Bevölferung 
der verjchiedenen Kantone nicht bloß zur Erkenntniß deffen führen, 
was für fie gut und heilfam, was für fie wahres Bedürfniß 
ift, fondern auch zu der Einfiht und Anerkennung, daß das Ber 
dürfnig nicht überall dasjelbe fei und daß unter andern Verhält— 
niffen andere Forderungen fich geltend machen. Ihn zu fürchten, 
verriethe ängftlihe Befangenheit; ihn hemmen oder unterdrüden 
zu wollen, wäre gänzlihe Mißkennung feiner Bedeutung und ein 
gefährliches Sichftemmen gegen die Gefebe der geiftigen Welt: 
ordnung, in denen er feine Kraft und feine Berechtigung findet.“ 
Mit ſolcher Verſchwommenheit der Rede konnte man in diefer Zeit 
Effeft machen, zumal der Hauptpunft mit Stillfchweigen über- 
gangen wurde: Daß der Kampf der Ideen befugter Weife nur 
inner den Schranfen des Rechts, das je länger je mehr in den 
Hintergrund gedrängt wurde, Anerkennung und Begünftigung 
finden dürfe. Im Bericht über die vorörtliche Amtsthätigkeit über- 
ging dann der Präfident allerdingd auf den Nechtöpunft, aber 
nur zu vorgreiflicher Beweisführung, daß der Schugvertrag der 
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VII Kantone die Rechte des Bundes verlebe und beeinträchtige; 
ein ernftliched Eingehen auf die Befchwerden der Angegriffenen 
und deren Beurtheilung nach den unzweideutigen Vorfehriften des 
Bundesrechtes unterblieb. 

Die Tagfasung fonnte eine friedliche nicht fein, und wie fehr 
man ihr auch. den Anftrich des freundlichen Vernehmens hätte 
geben wollen: es wäre damit für den wahren Frieden des Va— 
terlandes nichtd gewonnen geweſen. Politiſche und Tonfeffionelle 
Lebenöfragen der Kantone waren, zum Theil von länger ber, an 
der Tagesordnung; fanden fie nicht ihre rechtliche Löfung, fo 
mußte der Hader fortdauern; Eriftenzen werden in der Regel we— 
der von fleinen noch von großen Staaten vertrödelt; fie weichen 
nur der Macht. Zu der Schwierigkeit der Fragen gefellte ſich die 
Aufgeregtheit der Perfonen. Mit Ausnahme des Schultheißen 
Siegmwart waren die meiften Parteihäupter, wie die Repräfentan- 
ten wenig beliebter Mittelmeinungen, an der Tagfagung anwe— 
fend, voraus die Mitglieder der Standesfonferenzen der fieben Kan- 
tone, an ihrer Spige der erfte Abgeordnete von Luzern, Staatöfchreis 
ber Bernhard Meyer, auch ihr erjter und gewandtefter Wortführer; 
als thätigfte Gegner ftanden gegenüber Munzinger von Solo— 
thurn, Kern von Thurgau, Druey von Waadt, FreisHerofee von 
Aargau, Brofi von Graubünden. Bern war durch Regierungs- 
rath von Zillier vertreten, nachdem Neuhaus, noch vom alten 
Großen Rathe gewählt, baldige Abberufung beforgend, abgelehnt 
hatte; das Wort für die zwei reformirten Fonfervativen Stände 
führten Bürgermeifter Burkhardt von Bafel und Staaterath Ca— 
lame von Neuenburg; in St. Gallen hatte das Loos abermals 
gegen. die radikale Partei entfchieden, fo dab für diefen Kanton 
Baumgartner und ein jüngerer Staatsmann gleicher politifcher 
Anficht, Präfident Kaver Ridenmann, ald Abgeordnete erfchienen; 
Genf endlih war durch den Syndic Brocher vertreten, einen Ma— 
giftraten , deffen Meinungen jenen des ehemaligen Syndic’d Ni- 
gaud viel näher ftanden, ald den Tendenzen der jet tongebenden 
radifalen Partei; fpäter wurde Brocher durch feinen Kollegen 
Syndie Demole erfegt. Die vermittelnden Elemente waren 
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jedenfalls ſchwach vertreten, dagegen ein paar undisziplinirbare 
Köpfe anweſend, wie Dr. Frei, Abgeordneter von Baſelland, und 
Fürſprech Eytel, zweiter Geſandter von Waadt, welche beide ſich 
über allen parlamentariſchen Anſtand hinwegſetzten. Würden aber 
auch die Geſandten ſich friedlich vertragen haben, ſo hätte gleich— 
wohl der Hader im Volke gekocht, da die Preſſe die Leidenſchaf— 
ten nicht ruhen ließ. In den Abfichten der radifalen Partei lag 
e8, für die jogenannte Sonderbundäfrage einzelne noch mangelnde 
Stimmen zu gewinnen, daher wurde die erfte Hälfte der Berfamm- 
fung meift den adminiftrativen Fragen gewidmet; mittlerweile joll- 
ten jene Kantone, welche über den Schußvertrag der VII Stände 
ſich noch nicht ausgefprochen hatten, ihre Großen Räthe verfammeln. 

Unter den nichtspolitifchen Angelegenheiten fand, wie an 
allen Tagfagungen, das Militärwefen oben an; doch blieb es 
dießmal von den SParteiftellungen nicht unberührt. Schon lange 
war die Frage, ob denn das für 1846 angeſetzte eidgenöffiiche 
Mebungslager wirklich gehalten werden folle, an der Zagesord- 
nung. Mit Beziehung auf die öfonomifche Noth im Volke hatte 
Glarus den Antrag zur Berfchiebung geftellt, den andere, bejon- 
derö die VII Konferenzftände, auch Neuenburg, aus politifchen 
Gründen unterftügten. Der Meinung jener Kantone zufolge wäre 
es ein Wageſtück gewefen, bei waltender Entzweiung die Trup— 
pen zufammen in ein Lager zu berufen; es würden Auftritte von 
Befehdung und Unordnung faum zu vermeiden fein. Die Mehr: 
heit aber urtheilte anders: fei auch die Aufregung nicht zu läug— 
nen, fo dürfe man ſich doch auf den guten Sinn der Truppen 
und der leitenden Offiziere verlaffen; die Verfchiebung würde als 
offizielles Anerkenntniß waltender Anarchie erfcheinen. Alfo wurde 
das Lager rüftig befchlofjen und ebenfo rüftig durchgeführt. Die 
Milizen der verfchiedenen Kantone, unter ihnen auch Schwyzer, ver: 
trugen ſich in befriedigender Weife und verdienten fih das Lob 
ihres Kommandanten, des Oberften v. Maillardoz. Nur mußte 
wegen anhaltender Regengüffe das Lager vor Ablauf der regle 
mentarifchen Frift aufgelöfet werden. Gefchichtlich intereffant war 
dad Begehren von Bafelland, wegen der Berlürfte im Freifchaaren- 
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frieg der ordentlichen eidgenöffifchen Inſpektion enthoben zu 
werden. Die Berathung mehrerer neuen Reglemente für die ver- 
fhiedenen Waffengattungen wurde zu Ende geführt. Beinahe in’s 
Lächerliche fielen die Erörterungen über eine neue Kopfbedeckung 
der Truppen; fie war in den meiften Großen Räthen mit hohem 
Ernft verhandelt worden, daher allerlei Meinungen fielen und bei 
der Abftimmung in der Tagſatzung zehn verfchiedene Anträge be— 
rüdfichtigt werden mußten. Sie ergab wirklich nicht fofort ein 
beftimmtes Refultat und nur der Nachgiebigkeit von ein paar 
Geſandtſchaften, welche VBollmachten hatten, ift es zu danken, daß 
der am meiften Beifall findende koniſche Tſchako, oder das Käppi, 
endlich eine Mehrheit auf fich vereinigte. Die Rechnungen erjeig- 
ten, daß die außerordentlihen Aufgebote vom Jahr 1845, aus 
Anlaß des Freifchaarenmwefend, der Bundesfaffe eine Ausgabe von 
dr. 453,740 aufgeladen hatten. Das galt in diefer Zeit für fehr 
viel, denn nicht zu vergeffen war, welche unmittelbaren Ausgaben 
auch die fantonalen Staatäfaffen und die betroffenen Bürger zu 
tragen hatten. Wahlen in den eidgenöffifhen Stab erlitten die 
gleichen Schwierigkeiten wie ein Jahr zuvor; die politifhe Farbe 
fiel dabei ftarf in’d Gewicht. Der Antrag von Wallis, den Ma- 
jor Moriz Barman, gemwefenen Anführer der Inſurgenten im 
Mai 1844, aus dem eidgenöffifhen Generalftab zu ftreicken, er 
hielt nur die Stimmen der VII Stände; mande Kantone erach— 
teten, daß der Entfcheid der Prinzipienfragen durch folche Neben- 
verfügungen wenig gefördert werde; politifche Freunde ded Bes 
troffenen wollten fhon aus Parteirückſicht nicht eingreifen. 

Die Verhandlungen über dad Zollwefen, innern Verkehr 
(Ohmgeld von Bern), Handelöverhältniffe Calfällige Anbahnung 
eines Schutzzollſyſtems mit Verlegung aller innern Zölle an die 
Grenze) boten wenig Erhebliches dar, ald daß auch St. Gallen 
nachträglich fich gegen das leßtere Projekt erflärte; ein Antrag Tef- 
ſin's auf Befreiung ded Salztransportes von allen innern Zöllen . 
und Weggeldern machte wenig Glück; geneigter zeigten ſich die 
Stände fhon für Zollbefreiung zu Gunften der Schieneneinfuhr, 
denn die Gründung von Gefellfhaften für den Eifenbahnbau 
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wurde ununterbrochen und mit Ernft betrieben. Daß aber Eifen- 
bahnen nicht ohne allfeitige Verftändigung gebaut werden können, 
und daß das Einfchreiten der Bundesbehörde, wenn auch nur ein 
leitendes, unvermeidlich fein werde, diefe Anfiht war, bei dama— 
liger erfter Berathung der Eifenbahnunternehmungen in der 
Tagſatzung, noch nicht durchgedrungen. 

Zu dem früheren Streite zwifchen Waadt und Freiburg über 
die hoheitlichen Rechte auf den Murtener See, der auch jebt noch 
unandgetragen blieb, gefellte fih ein zweiter: Waadt fand für 
feine Staatskaſſe nüglih, die Liegenfchaften auswärtiger Korpo- 
rationen (zumal der Freiburgiſchen Klöfter und Stifte) einer Ab— 
gabe von 40/, des Kapitalwerthes zu unterftellen, und als Frei— 
burg darüber Beichmwerde führte, erwiederte Waadt, es fei diefe 
Abgabe nur eine billige Ausgleihung der Handänderungsgebühr, 
welche von andern Liegenfchaften, nicht aber von den Gütern in 
todter Hand, bezogen werde. Der Streit zwifchen Solothurn und 
Bern über die ehemalige bifchöflich-bafelfche Schuld rief einen 
der wichtigſten Entfcheide hervor, welche die Tagſatzung je gefaßt 
hat. Bei beharrlicher Weigerung des Standes Bern, nah $. V 
des Bundesvertrages das eidgenöffifhe Recht zu beftehen und 
feinerfeit8 zur Bildung des Schiedsgerichts mitzumirfen, melches 
über die Forderung des Standes Solothurn abzuurtheilen hätte, 
erfannten zwölf Stände, nämlich Zürich, Urt, Glarus, Zug, Frei: 
burg, Solothurn, Schaffhaufen, Appenzell, Graubünden, Teffin, 
Wallis und Neuenburg: es feien die Schiederichter für Bern und 
Namend Bern durch die Tagſatzung zu ernennen. Der Beſchluß 
hatte ſtarke exefutorifche Färbung ; andere Kantone wollten eher 
noch zumarten, bevor zu diefem Aeußerſten gefchritten werde. Die 
Schärfe des Beichluffes zu mildern, wurde dann in einer folgen» 
den Sitzung dem Kanton Bern noch eine Frift zu eigener Be- 
ftellung der Schiedsrichter gegeben; unterdeffen wurden aber doch 
eventuell diefelben durch. die Tagfakung gewählt. Mit mehr als 
gewöhnlicher Aufmerkjamfeit wurde die Angelegenheit ded Dap- 
penthaled behandelt, denn e8 waren Gerüchte umgelaufen über 
bevorfiehende Abtretung diefed waadtländifchen Gebietötheiles an 


— 43 — 


Frankreih. Doch auch diegmal fchloß die Verhandlung mit der 
üblichen Erneuerung der Vollmacht an den Vorort zu Fortfeßung 
der Unterhandlungen in geeignetem Zeitpunkt. 

Den andern Theil der Verhandlungen bildeten die ſchwe— 
benden politifhen ragen; fie wurden, man wußte faum warum, 
zufällig um zwei vermehrt, die jedoch das öffentliche Intereſſe 
nicht befonders in Anfpruch nahmen. Waadt beantragte ein Ver— 
bot des Tragens fremdländifcher Orden in der Tagfakung und 
‚ bei andern eidgenöffifchen Feierlichkeiten, fo wie der Annahme von 
Drden, Gefchenfen u. f. w. durch eidgenöffiiche Beamtete. Der 
vortragende Gefandte, Eytel, gleich herb in Meinung und Wort, 
trug das Mögliche bei, den Borfchlag ungenießbar zu machen. 
Zwar waren die meiften Stände und ihre Abgeordneten dem 
Prunfen mit erwähnten fremdländifchen Auszeichnungen keines— 
wegs günftig. Es waren aber auch die Anläffe, fie zu gewinnen, 
viel feltener ald chedem, ihre Bedeutung, fo auch die Lüftern- 
heit nach denfelben, gefunfen; daher fein Bedürfniß erfannt wurde, 
die angetragene Befchränfung eintreten zu laffen, zumal eine große 
Zahl Stände das Verbot ſchon von fi aus durch die Kantons-— 
verfafjungen erlaffen hatten. Der Antrag fiel gänzlich durch, denn 
das Thema war längft verbraucht: es galt der längft überwun- 
denen Ariftofratie und ihren ſchwachen Seiten. Dermal aber war 
das Hauptbeftreben der radikalen Partei gegen die Fatholifchen 
Inftitute, ihre Träger, Förderer und Gönner gerichtet. 

‚ Wie der Antrag von Waadt fremdländifchem Einfluffe wehren 
follte, fo ift hinwieder ein anderer Antrag von Teffin mittelbar 
oder unmittelbar aus fremdländifcher Quelle entjprungen. Man 
erinnert fih an das Schreiben Mazzini's an den Vorort, welches 
die Auflöfung der Schmeizerregimenter in Neapel zum Zwecke 
hatte. Später nahm fich der Große Rath von Teſſin dieſes Vor— 
habens an, mit dem Auftrag an feine Gefandtichaft, bei der Tag- 
fagung gegen den ortbeftand der Militärfapitulationen aufzus 
treten. Franfeini entledigte fich deöfelben mit anſehnlichem Auf- 
wande von Belefenheit, wobei alle längft behaupteten Nachtheile 
diefer Werbverträge und des fremden Kriegsdienſtes überhaupt 
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wiederholt wurden, gab indefjen felbft zu, daß es fih, nadı Bun— 
deövertrag, für dermal bloß um eine dringende Einladung an 
die betreffenden Kantone handeln könne, ihre Kapitulationen mit 
Neapel, nach Ablauf, nicht zu erneuern. Troß der unziveideutigen 
Beftimmtheit des Bundesvertrages, der ein Einfchreiten in feiner 
Weiſe rechtfertigt, ergriffen mehrere Kantone, fo Zürich, Glarus 
und Thurgau, befonders lebhaft aber Aargau und Bafelland, die 
Gelegenheit, das Aufgeben jener Werbverträge zu empfehlen, wo— 
gegen die betroffenen Kantone felbft theild ihre Souveränetät 
verwahrten, theild die angeführten Nachtheile der Kapitulationen 
beftritten. Eine Mehrheit im Sinne Teffin’d fam nicht zu Stande, 
aber auch feine für Ablehnung feines Antrages. Die Krankheit 
der Zeit war die Willkür in Beurtheilung der Bundesrechtefra— 
gen; das ergab fich auch bei diefem Anlaß. Der Antrag an fi 
enthüllt, welche Stellung die radifale Partei in Hinficht auf die 
Geſchicke Italiens der Eidgenoffenfhaft anzumeifen gedenfe. 

Alle Verhandlungen wurden indeffen überragt durch die brens 
nenden Fragen der Zeit: ed waren dieß die Luzerner Amneftie, 
die Herftellung der aufgehobenen und die Erhaltung der noch be- 
ftehenden Klöfter, Ausjagen oder Bleiben der Zefuiten, Sicherung 
gegen neue fFreifchäärlerei, endlich Beltand oder Aufhebung ded 
fogenannten Sonderbundes. Die verhängnißvolle Kette wurde nur 
von Wenigen richtig aufgefaßt; dab alle jene Anftände nur die 
eine Urquelle hatten, die heraufbeſchworene Gereiztheit gegen die 
Anftrengungen, welche die Fatholifhen Stände für ihre politifche 
und Eonfefjionelle Selbftftändigfeit, die große Mehrheit der ſchwei— 
zerifchen Katholifen für Erhaltung ihrer firhlichen Inſtitute mach— 
ten: das mollte von den Meiften weder erfannt noch zugegeben 
werden. Das Streben einer Partei nach politifcher Ummälzung 
als ſolcher, nah mwefentlicher Umgeftaltung der Bundesverhältniffe 
im Geifte der Zentralifation, ohne das Fonfeffionelle Ingredieng, 
hätte verhältnigmäßig nur ſchwachen, jedenfall ungenügenden 
Anklang gefunden. 

Die Verhandlung wegen der Amneftie war gegen Politik 
und Beſtand der rechtmäßigen Regierung von Luzern gerichtet 
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Daher ihr Widerftand. Es war befannt, daß Luzern im Laufe 
des Winterd durch mehrere von Zeit zu Zeit erlaffene Großraths— 
befehlüffe die Lage der Angeklagten gemildert, beinahe alle bei 
dem zweimaligen Aufruhr Betheiligten freigelaffen, höchſtens im 
Aftivbürgerrecht eingeftellt hatte. Seine allfälligen Mißgriffe wur: 
den ſchon angedeutet. Allein Luzern hätte es fo oder anders an— 
greifen mögen: die Gegenpartei würde nicht minder gefchrieen 
haben. Ihr war jegliches Einfchreiten der Juſtiz zuwider, vor 
Allem dasjenige wegen der Ermordung des Rathsherrn Leu. Die 
endlofen Angriffe und Befchwerden der radikalen Preffe fanden 
Anklang in den Großen NRäthen, und die Inftruftionen wurden 
ihr Echo. So fam es, daß die mehrften Kantone dem Stande 
Quzern eine, wie fie ed nannten, umfaffende Amneftie empfahlen, 
die einen mit füßen, freundlichen Worten, die andern unter Ein- 
mifhung von allerlei Vorwürfen. Herb ſprach auch jegt wieder 
Glarus, das früher die Amneftie fogar hatte befehlen wollen und 
ganz überfah, mit welcher Härte es eigene Angehörige behandelt 
hatte, obwohl von den bei dortigem Aufftande Betheiligten, nach 
der Lage der Dinge, ganz im Gegenfage zu den Luzerner Zu: 
ftänden, für die neue Ordnung in Glarus nicht die geringfte 
Gefährde mehr zu beforgen gewefen. Beleidigend vollends Tief 
fih Bafelland vernehmen, indem es dem Kanton Luzern Juſtiz— 
mord vorwarf (Anfpielung auf den im Gefängniß verftorbenen 
greifen Ineichen). Durch das Beifpiel St. Gallens gedrängt, 
wurde von einzelnen Ständen auch den Kantonen Teffin und 
Wallis Amneftie empfohlen, damit ihr Benehmen gegen Luzern 
menigftend die gute Form der Unparteilichkeit erhalte. Luzern ante 
wortete eben fo ausführlih ald in ruhiger Haltung und berich- 
tete über den ganzen Gang der Prozeffe (mas oben ſchon gemel« 
det worden). Dabei verwies der Gefandte Bernhard Meyer auf 
die Strenge,. mit welcher feiner Zeit von Aargau und Solothurn 
gegen die bei dortigen politifhen Händeln Betheiligten einge- 
fhritten worden fei, und erklärte die von Bafelland vorgebrachte 
Befhuldigung als unerwiefene und grundlofe Berdächtigung. 
Bei ſolchen gegenfeitigen Angriffen und Bertheidigungen trat die 
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ganze Macht der in den Gemüthern kochenden Leidenſchaften zu 
Tage und ergriff ſelbſt die Zuhörer auf der Tribüne. Eben bei 
dieſem Anlaß gab Uri, den frommen Vorſtellungen um Amneſtie 
gegenüber, feinen ganzen Abſcheu über die Ermordung Leu's zu 
erkennen, die fich der Gefandte nicht ala vereinzelte Thatfache den— 
fen mochte, eine Kundgebung, auf welche die Zuhörer mit Stam— 
pfen und Poltern antworteten. Ein Beſchluß fam nicht zu Stande ; 
die mehrften Stimmen wollten eine Empfehlung gleichzeitig an 
Luzern, Wallis und Teffin zu einer „umfaffenden“ Amneftie-Er- 
theilung richten, wogegen beinahe eben fo viele Stimmen den 
Gegenſtand fallen laffen wollten; das waren die zwei Haupt« 
gruppen; was zwifchen beiden fi bewegte, waren meift nur for= 
melle Abweichungen. 

Achnlicher Ausgang in Bezug auf die Klofterfrage. Es las 
gen vor: Das Kreiöfchreiben der VII Stände, eine Zufchrift der 
Ichmeizerifchen Bifchöfe, desgleichen eine ſolche der Aebte von Muri 
und Wettingen, eine von nahezu hunderttaufend Katholifen aus 
den verfihiedenen fatholifchen und gemifchten Kantonen unterzeich- 
nete Eingabe, eine Befchwerde aargauifcher Frauenklöfter; Schrei- 
ben und Borftellungen, welche theild die Wiederherftellung der 
Mannsklöſter, theild den jtandesgemäßen Unterhalt der Aebte und 
übrigen Konventualen, theild ungehemmte Wiedereröffnung des 
Noviziatd und freie Verwaltung für die Frauenklöfter zum Zmede 
hatten; es war dieß die fatholifche Schweiz in Gefammtheit, bit- 
tend und Recht juchend zugleich vor der reformirten Schweiz und 
ihren radikalen Lenkern, auch proteftirend, infofern pflihtige Stel- 
lung dazu aufforderte. Alle Gründe für Gewährung der vorlie- 
genden Gefuche wurden neu entwidelt dur die Gefandten der 
katholischen Stände. Aargau war bemüht, ſich fo viel möglich 
durh Aufzählung der mancherlei Dotationen aus dem Kloſter⸗ 
‚vermögen für Firchlihe, Schul- und Armenzwede fauber zu wa— 
hen. Die übrigen Stände zogen den früher gewonnenen Sta— 
tusquo zu Nuten, um ein Wiedereintreten abzulehnen, fo Bern 
an der Spige derjelben. Genf und Bafelftadt behaupteten noch 
eine Art Mittelftellung, indem erfteres wenigſtens die Beſchwerden 
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der Frauenklöſter einer Unterfuchung würdigen wollte, Bafeljtadt 
beiden Theilen in Bezug auf die Miederherftellung der Manne- 
Flöfter „einen billigen Vergleich“ vorſchlug, welcher einerfeits den 
Kanton Yargau nicht nöthige, eine durch den Lauf der Ereigniffe 
unmöglich gewordene Wiederherftellung des Zuftandes vor 1841 
zu gewähren, dem Elagenden und verlegten Theil aber doch eine 
namhafte Genugthuung und beruhigende Abhülfe gewähren würde. 
Es war diefes lebte Botum wohl gut gemeint, aber von der 
irrigen Boraudfegung ausgehend, dab die Flagführenden Katho- 
lifen nachgeben fönnten, die angeflagten aargauifchen Führer 
nachgeben wollten, — abgelegt ohne volle Einfiht in das 
Wefen des Kampfes, der auf der einen Seite Vernichtung, auf 
der andern die Abwehr derfelben anftrebte. Es blieb fonach der 
Gegenftand in der Lage, in welcher er zu Ende der Tagſatzung 
von 1845 gewefen; die radifale Partei konnte es nicht zu neuer 
Tagesordnung bringen, weil hiezu abermals die Stimme von 
St. Gallen fehlte; die Gegner aber brachten eben fo wenig einen 
Beſchluß zu Stande, daß der Gegenftand auf den Traftanden zu 
bleiben habe. Achnlih, wie die Klagen wegen der Aargauer Klö- 
fter, verliefen jene über Beeinträchtigung der Thurgauer Klöfter 
durch dad Noviziatögefeß und drüdende VBerwaltungsmaßregeln; 
ergiebige Hülfe war nicht zu finden. 

Die Vertreibung der Jeſuiten bildete die dritte der aufges 
worfenen Hauptfragen, gleichviel ob fie nun bloßer Vorwand zur 
Befehdung Luzern’s, oder wirkliche Abficht gewefen; ed mar von 
Beidem. Die Vorträge der Gefandtfchaften mit Inbegriff der Ab- 
flimmung nahmen drei volle Tage in Anfpruch; was namentlich 
feit der Mitte des vorigen Jahrhunderts gegen und dann für die 
Jeſuiten gefchrieben und gethan worden, das wurde aus Maſſen 
von gefchichtlichen oder doch gefhichtlich genannten Quellen herz 
vorgefucht und zu kürzern oder längern Reden verarbeitet. Der 
Berner Gefandte, v. Tillier, trug feinen ganzen weltgefchichtlichen 
Borrath zu Markte, zum Beweiſe, das die Jeſuiten allüberall 
nur Hader und Unglüd veranlaßt, den Ruin der Staaten und 
Regierungen herbeigeführt hätten. Solothurn (Schmid , der 
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befanntlih am SFreifchaarenzuge Theil genommen) ſchob alles 
Unheil, welches die Männer des bewaffneten Volfabundes über 
die Eidgenoffenfchaft gebracht, den Jefuiten in die Schuhe: „die 
Sefuiten haben ihren Weg nad der Bundesftadt mit Blut ge- 
tränkt und dadurd fich genügend charakterifirt; fie brachten die 
Schweiz an den Abgrund des Verderbens, weil fie in der einen 
Hand das Kreuz, in der andern die Brandfadel des Bürgerfries 
ge8 tragen;“ fo ſprach der Gefandte eines katholiſchen Standes, 
ſelbſt Katholif und Präfident des oberften Gerichtähofes von So— 
lothurn. Bafelland befchuldigte den Drden, daß er fein Baterland 
und feine Intereſſen kenne ald die eigenen, jeder Negierung und 
jedem Volke feind feiz der Gefandte forderte Ausweiſung mit 
Maffengewalt. Schaffhaufen und Appenzell A. R. wollten die 
Gnifernung des Drdend aus Gründen der Parität und ‚der Si— 
herung proteftantifcher Exiſtenz und Rechte, mit denen er unvers 
träglih. Waadt legte feinen obrigfeitlichen Haß gegen die Me— 
thodiften in die Waagfchaale und fagte: was diefe gegenüber dem 
Proteftantismug, das feien die Jefuiten gegenüber dem Katho- 
lizismus; beide Syfteme dem Chriſtenthum feindfelig, die Jeſui— 
ten nebenbei die entfchiedenften und gefährlichften Feinde der pro— 
teftantifchen Kirche. Ueberhin gehe dad Streben der Sefuiten 
nach Herrfchaft über alles Weltlihe, ja felbft über den Papft; 
ihre geheimen Snftruftionen zeigen ihre fhlechte Seite, ihre ſchlech— 
ten Zwecke, ihre ſchlechten Mittel. In gleihem Sinne Züri, das 
wirkliche Gefahr für die Eidgenoffenfhaft ald vorhanden erach- 
tete, weil der Jefuitenorden durch feine ſchlechte Moral das „gute 
Volksgefühls untergrabe, ein gutes Verhältniß zwifchen Volk und 
Regierung unmöglich mache und den Frieden zwifchen beiden Kon- 
feffionen ftöre. Leicht war der Angriff von diefem Standpunkte 
aus, fchmwieriger die Beweisführung, daß der Bundesgemwalt die 
Befugniß zum Einfhreiten zuftehe. Indeſſen wußte die radikale 
Partei auch für diefen Fall Rath. So fagte Zürich: die Abficht, 
die Katholiken in irgend einem Rechte zu verfümmern, walte nicht 
vor; was man wolle, fei nur Handhabung von Ruhe und Drd- 
nung. Ob nun diefe durch fraglichen Drden gefährdet werde, 
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darüber ftehe das oberfte Entfcheidungsreht Niemandem Andern 
als der Tagfakung zu. Und zwar verftehe fich folches von felbft, 
wenn ed aud) nicht im Bundesvertrage gefchrieben ſei; denn habe 
man einen Bundesftaat, jo habe man auch ein Bundesrecht und 
fein eriter Grundfaß fei der der Selbfterhaltung, der im Art. I 
jened Bundedvertrages ausgejprocdhene Zweck. Das Bundesrecht 
fönne aber nicht unter, fondern müſſe über dem Kantonalrecht 
ftehen. Habe die Tagfagung feiner Zeit die Befugniß geübt, gegen 
die phyſiſche Seuche (Cholera) einzufhreiten, fo habe fie ſolche 
auch in Sachen der efuiten, zumal ohne Ausübung der Bun— 
deöfompetenz die Selbfthülfe (aus der Mitte des Volkes) ein- 
träte. So wurde, wie früher durch Neuhaus Namens Bern in 
der Klofterfache die Staatsraifon ald oberſtes Bundesgefep ges 
feiert worden, jest in der Angelegenheit der Katholiken bezüglich 
der Sefuitenfrage die Zwölfftimmenwillfür ald das unzmeifelhafte 
Recht des Bundes hingeftellt, im MWiderfpruche zu allen Wars 
nungen, daß Willfür und Gewalt den Untergang der Freiftaaten 
herbeiführe. . Eben fo wurde durch obige Beweisführung, nahdem 
die Freifchäärlerei formell beflagt und formell verurtheilt worden, 
der angeblih zu beforgende bewaffnete Volksaufſtand, falld die 
Tagſatzung nicht einfchritte, dadurch zu Ehren gezogen, daß er 
als entfcheidendes Motiv für das Einfchreiten der Tagſatzung an- 
geführt und geltend gemacht wurde. Es war dieß die gleiche Be— 
weisführung in einer eidgenöffifhen Frage, weldhe im Kanton 
Waadt in einer fantonalen geltend gemacht worden: weil einige 
Lärmer in Folge der Hausandachten vor den dazu. benußten Häu— 
fern Unfug trieben, muß und darf die Theilnahme an jenen re— 
ligiöjen Uebungen als rubeftörend unterfagt werden. Aehnlich mit 
den Zefuiten: weil die Häupter und Genofjen der radifalen Par: 
tei mit eigener bewaffneter Austreibung derfelben drohen, erfor: 
dert die Ruhe und Ordnung der Eidgenofjenfchaft, daß die Bun- 
desbehörde felbft die Erefution übernehme. Die Konferenzitände 
thaten das Mögliche zur Entkräftung der Vorträge ihrer Gegner; 
Luzern führte an, daß die Sefuiten feit ihrer dortigen Wirkſam— 
feit durch Toleranz und Sitten fich auszeichnen, weder in Siaats- 
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noch Yamilienfahen fich einmifchen, daher aud die Zeitungen, 
die ihnen fo lange alles Schlechte angedichtet, verftummen muß- 
ten; der Gelandte (Emanuel Müller) berief fih auf das ent- 
fheidende Beifpiel von England, das in der Wirffamfeit des 
Ordens weder politifche noch konfeſſionelle Gefährde entdeckt habe. 
Uri wies alle Gefährdung und Berlegung der Ruhe und Drd- 
nung auf ihre wirklichen Urheber zurüd, auf die Agitatoren, von 
denen die Bolföverfammlungen und das unbefugte bewaffnete 
Einſchreiten in Fantonale Berhältniffe ausgegangen; es verlangte 
gleiches Recht für die Katholifen wie für die Proteftanten; habe 
man biefen bei Auswahl ihrer Lehrer nie eingeredet und hätten 
fie frei felbft einen Dr. Strauß berufen mögen, fo müffe gleiches 
Recht und gleiche Freiheit den Katholiken gewährt werden, nach 
Gutfinden die Lehrer und Erzieher an ihre Anftalten zu wählen. 
Einfchneidend fprach auch der Gefandte von Freiburg: unange— 
taftet müfje die Kantonalfowveränetät gelaffen, der Bundesgewalt 
nur zugeftanden werden, was fie laut der Bundesurfunde ans 
fprechen könne. Habe jeder Kanton das Recht, feine Bürger jelbft 
fozialiftifch oder fommuniftifch erziehen zu laffen, erziehe Bern 
auf feiner Hochſchule die fchmweizerifchen Söhne zu Freifhäärlern, 
jo dürfe Freiburg, und wohl mit befjerm Recht, die feinigen den 
Sefuiten zur Erziehung heimgeben. Im gleichen Geifte die übri- 
gen fatholifchen Gefandtfchaften. Bon den evangelifchen Ständen 
waren es drei, welche vom Sturme noch nicht erreicht, jedenfalls 
noch nicht ganz gebeugt waren, voran Neuenburg. Diefer Stand 
hielt feft am unwiderfprechbaren Satze, daß der Bundeövertrag 
in allen feinen Theilen ausſchließlich nur die politifchen, nicht 
die Lonfeffionellen Rechtöverhältniffe geordnet habe, mit alleiniger 
Ausnahme deffen, was Art. 12 zu Gunften der Klöfter feſtſetze, 
und zog hieraus die firenge Konfequenz, daß alled Einfchreiten 
abgelehnt werden müffe. So Bafelftadt nah dem Grundfage, daß 
jeder Kanton befugt fei, fein Schul= und Kirchenwefen nad eige- 
nem Ermeffen zu ordnen; aber es ſetzte ſchwächend bei: fo lang 
nicht ein Firchliches Inſtitut oder eine Erziehungsanftalt die innere 
Sicherheit der Eidgenoffenfchaft gefähtde; folhe Gefährdung Liege 
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nun feitend der Jeſuiten nicht vor. Noch fehwächer war Genf; 
zu einem Ginfchreiten im Allgemeinen fand es feine Gründe, 
aber es beflagte inabefondere die Berufung der Sjefuiten nad 
Luzern, weil Vorort; würde Luzern, fo fagte Genf, den Bitten 
und Vorftelungen feiner Verbündeten fein Gehör geben, fo be 
halte es fich fein ernftered Votum für den Fall vor, da die vor: 
Örtlihe Bundesleitung wieder auf den Stand Luzern übergehen 
werde. Wie in den Reden, fo zeigte ſich die Gruppirung der 
Stände auch bei der Abftimmung. Immer waren ed nur zehn 
und zwei halbe Stände, welche im Grundfaße die Frage der Je— 
fuiten als Bundesſache erklären wollten. 

Borangehend- ſchon war das Verbot der Freifchaaren in Bes 
rathung genommen worden; ed war dieß der Wärmemeffer für 
die Bundeslegalität der gegen den Sonderbund Magenden Kan: 
tone. Quzern klagte ernjt über vorörtlihe und kantonale Lauigfeit 
und führte an, daß ein Mitftand (Bafelland)- fogar förmlichen 
MWiderftand gegen die Tagfagungsbeichlüffe feifte. Uri meinte: 
die befte Gewähr gegen eine Wiederholung Fiege in der biwtigen 
Lektion vom April 1845 und in den Lüden einiger kantonalen 
Kaſſen und Zeughäufer. Es fehlte nicht an Entfehuldigungen von 
Seite der getroffenen Kantone. Bafelland aber fand beffer, die 
Rüge Luzernd mit Hohn zm erwiedern: mit Gefepen diefer Art 
fei ed ſchwer zu treffen; die Bundesbehörde hätte den Kantonen 
mit einem „Modell“ an die Hand gehen ſollen; man wie gar 
nicht, wie ed angehen; die Behörden von Bafelland hätten die 
Sache recht gut machen wollen, dann fei aber das Volt mit 
dem Beto dazwifchen gefommen. Der Borort müßte übrigend 
auch darüber wachen, daß die einmal erlaffenen Freifchaarenges 
fege hinterher nicht wieder aufgehoben werden. Zu diefem Ende 
follte ein eidgenöffifcher Freifchaarengefeginfpektor mit Tag: und 
Neifegeld aufgeftellt werden. Diefe Herausforderung blieb nicht 
unbeachtet; der St. Galler Gefandte äußerte darüber wörtlich: 
» Wenn die Inſolenz, welche, gegen alles Bundes- und Völker— 
recht, frech und verwegen zum Schwert und Stußer greift, fich 
auch noch herausnimmt, jedes beffere rechtliche Gefühl mit Spott 
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und Hohn zu überfchütten, fo ift es mit einem Lande ſchon meit 
gefommenz die Gefandtfhaft wünfcht für die Eidgenofjenfchaft 
nun einzig, daß es nicht noch weiter fomme!* Die weitläufige 
Befprehung endete mit einer troftlofen Einladung an die zu— 
rüdgebliebenen Stände, den Forderungen der Tagfabung Genüge 
zu thun, und an den Borort zur Ueberwachung.” 

Während diefen und andern Verhandlungen der Tagfapung 
wurden in den Kantonen Stimmen gegen den „Sonderbund* 
geworben. Der Große Rath von Waadt, am 22. und 23. Zuli 
außerordentlich verfammelt, entfchied für Auflöfung und gab ſchon 
jet Vollmacht zur Erefution mit 113 gegen 17 Stimmen. Aehn— 
liches befchloß der ebenfalls außerordentlih einberufene Große 
Rath von Teffin. In St. Gallen machte die radikale Partei eine 
Anftrengung in gleihem Sinne. Zwei von den 75 Konfervativen 
waren abwefend auf Reifen; diefen Anlaß benugten 33 von der 
radialen Hälfte des Großen Rathes, um deffen außerordentliche 
Einberufung zu verlangen, die dann verfaffungsgemäß aud er 
folgte. Mächtige Redner maßen ſich für und wider das Eintreten, 
wie für und wider die Zuläffigfeit des Sonderbundes felbft; auch 
die beiden Gefandten, Baumgartner und Rickenmann, waren von 
Züri her zu der Verhandlung eingetroffen. Die 73 Konferva- 
tiven flanden wie ein Mann; die Radikalen, vollzählig, fanden 
dießmal ihren Meifter an Regierungsrath Feld, der fein perſön— 
liches Veto gegen übereilt zu ertheilende Inftruftion einlegte. So 
flimmten 74 für, 74 gegen dießmaliges Eintreten, und die Ges 
fandtfchaft war mittelbar zum Referendum angewiefen. So wurde 
das Zufammenbringen von zwölf Standeöftimmen gegen die VII 
Kantone in Bezug auf die Sonderbundsfrage für einmal ver- 
hindert. 

Indeffen mußte die Verhandlung an der Tagfagung regle- 
mentariſch doch gepflogen werden. Auch fie nahm vier volle Tage 
in Anſpruch. Die Gefandten beider Parteien erſchöpften und 
überboten ſich an gefchichtlichen Zitaten älterer und neuerer Periode 
über die Gefährlichkeit oder Unſchädlichkeit befonderer Vereinba— 
rungen zwifchen einzelnen Ständen, an Beweisführungen für 
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die bundesrechtliche Zuläffigfeit oder Verwerflichkeit des fpeziell 
vorliegenden Schupvertraged, an Mahnungen und Warnungen 
zum Ablaffen vom Unrecht auf der einen, zum Aufgeben jeglicher 
Sonderftellung auf der andern Seite. Hervorragend Maren die 
Borträge der Gefandten von Bern (v. Tillier), von Thurgau, 
Waadt und Zürih gegen die VII Kantone, für diefelben vor. 
Allem die Nede des Gefandten von Luzern (Bernhard Meyer). 
Dem Gefandten von Bern fam zu Gunften, daß er perfönlich 
in feinem SHeimatfanton mehr ald einmal der Freifchaarenpartei 
gegenüber geftanden, jedenfalld von den durch fie verübten Rechts— 
verlegungen und Gemwaltthaten ganz frei geblieben, zudem, weil 
mit der Schweizergefchichte völlig vertraut, in der glüdlichen Stel- " 
lung war, diefe felbft ald Rathgeberin gegen alle Wagnifje der 
Bereinzelung anzurufen. Was immer Verfehlted oder Mißglücktes 
in frühern Zahrhunderten, das Unglüdsjahr 1798 einbegriffen, 
aus den PVerfuchen einzelner Kantone, oder mehrerer vereinzelt, 
fich der Fortentwidelung der Zeit entgegenzuftemmen , hervorge- 
gangen: das wurde in gewandter und freundlichfter Sprache vorz 
getragen; darüberhin dann die rechtliche Beweisführung verfucht, 
daß die Webereinfunft mit dem Bund unverträglich fei. In dies 
fer Hinficht wurde bemerkt: e8 füge fich diefelbe nicht nur auf 
den Bundeävertrag von 1815, fondern geheimnißvoller Wiife auf 
die alten Bünde. Wolle man nur das, was jener Bundesver« 
trag wolle, warum fchließe man denn einen neuen Vertrag ab? 
Wolle man etwas Anderes, wie fünne man dann noch behaup- 
ten, daß man bundesgemäß fein wolle? Nie follen fchmeizerifche 
Truppen unter anderm Befehl ald eidgenöſſiſchem ftehen; der Bes 
ftand eines eigenen Kriegsrathed der VII Stände fünne zu Kon— 
fliften führen. Die Berufung auf dad Garantiefonfordat von 1832 
falle weg, weil folches ald nicht mehr vorhanden erfcheine. Sei 
auch dad Wort den Ereigniffen von 1845 nicht zu reden, ſo bez 
ruhigen die feither erlaffenen SFreifchaarenverbote und der Bund 
felbft, der jederzeit angerufen werden fünne. Am Schluß appel- 
lirte der Redner an den alten eidgenöffifchen Sinn der ſieben 
Stände und fprah die Anerkennung aus, daß wohl felbft viele 
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der Männer, welche die Uebereinkunft gefchloffen, allerdings nichtd 
Anderes beabfihtigten, ald gegenfeitigen Schuß gegen ungerechte 
Angriffe; nach feiner Anficht aber täufchen fie fich felbft, wenn 
fie glauben, man fönne bei der vorherrfhenden Stimmung inner 
den erjt geitedten Schranfen bleiben. Was Bern im Wefentlichen 
gegen den Schußvertrag angebradht, das führten Andere weiter 
aus. Wie Bern, jo legten auch Thurgau, Waadt und Zürich aud- 
führlihe Voten theild über die politifche, theild über die bundes- 
rechtliche Seite des Schugvertrages ab. Faßt man die Gefammt: 
einreden zufammen, fo befteht ihr Kern in Folgendem: Das 
Sonderbündniß verbinde auf der einen Seite enger, lockere da— 
gegen das allgemeine Band; in ihm liege das Prinzip der Tren- 
nung; ein folcher Bund könne leicht einen Gegenbund hervor: 
rufen; Folge folhen Bündnigunmefens fei die Auflöfung der Eid- 
genoſſenſchaft; nicht Selbfterhaltung liege dem Sonderbündnif 
zu Grunde, fondern die Abficht der Selbithülfe, das Bermerflichite 
und Traurigfte von Allem. Im Texte felbft ded Sonderbündniſſes 
erfcheine ald unzuläffig, daß im Fall einer Mahnung oder eines 
Aufgebotes die Anzeige an den Borort "unterbleibe, der bedun- 
gene Zuzug von Kanton zu Kanton felbft ohne folhe Mahnung 
vor fi gehen fünne und folle, vor. Allem aber die Aufftellung 
des eigenen Kriegsrathed. Im Ganzen fahen diefe gegnerifchen 
Kantone vornämlih die Art. 6 und 4 des Bundesvertrages ver: 
legt, von denen erfterer alle befondern Bündnijje der Kantone 
unterfage, diefer die Begrüßung des Vorortes bei Mahnungen 
oder Zuzügen von einem Kanton zum andern ausdrüdlic 
bedinge. 

Mit Gründlichkeit, Muth und Geſchick vertheidigte der Ge— 
fandte Luzern's die Uebereinfunft in einer Rede von mehr denn 
drittehalb Stunden, die in ununterbrochener feierliher Stille 
angehört wurde. * Zwed der fieben Kantone fei fein anderer, als 


* Dotum der Gefandtihaft von Luzern, abgegeben auf der Tagſatzung in 
Zürich den 31. Auguft 1846, in der Angelegenheit der von den Ständen Lu: 
zern u. ſ. w. gemeinfchaftlich gefaßten Konferenzbefchlüffe, von Bernhard Meher. 
Zuzern, 1846, 
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die gemeinfchaftliche Abwehr eines ihre Souveränetätd- und Ters 
ritorialrechte bedrohenden Angriffes; ale Berabredung zur Des 
fenfive werden die Konferenzbefchlüffe nie in Wirffamfeit treten, 
wenn nicht ein folcher Angriff auf ihre Souveränetät- und Ter- 
ritorialrechte erfolge; ja fie feien bedeutungs- und wirkungslos, 
wenn dad, was fie vorausfegen, ein feindlicher Angriff auf die 
fieben Kantone, nicht erfolge. So warf der Redner die ganze 
Wucht der Anklage auf Jene zurüd, welche zur Gegenmwehr ge- 
nöthigt, und zeigte in erfchütternder Weiſe, daß nichts zu fürch— 
ten jei, wenn die Fürchtenden felbft nichts Arges im Schilde 
führen. Zum Nachmeife der Bundesmäßigfeit des Schupbünd- 
nifjed führte Meyer an: das im Bundeövertrag enthaltene Ber- 
bot näherer Verbindungen einzelner Kantone unter fich fei nichts 
weniger ald abfolut; nur Berfommniffe, die dem allgemeinen 
Bund oder den Rechten anderer Kantone zumiderlaufen, feien un- 
terfagt; der allgemeine Ausruf: „es ift ein Bund im Bunde«, 
genüge nicht, fondern eine wirkliche Beweisleiftung, daß die be= 
fondere Berbindung gegen den Bund fei. Die Konferenzbes 
Ichlüffe nun miderfprechen keineswegs dem Geifte des Bundes, 
wie man fage, fondern fie feien vielmehr ein Mittel zur Errei- 
hung des, fonft gefährdeten, Bundeszweckes; eben fo wenig feien 
fie im Widerfpruch zu den einzelnen Artikeln. Wa& die Snterven- 
tion, oder den Art. IV betreffe, fo fei aus dem Stillfchweigen 
der Konferenzbefchlüffe keineswegs zu folgern, daß die Anzeige an 
den Vorort bei eintretender Intervention wirklich unterbleiben 
werde; unbefugte Intervention, weil nicht pofitiv gerufen, werde 
fhon deßwegen nicht eintreten, weil die VII Kantone fih ja zu 
nichts Anderem verpflichtet haben, ald zu der durch den Bund 
felbft gebotenen Bundeshülfe; der vorgefehene Kriegsrath fei 
nichts mehr und nichts weniger ald die die Hülfstruppen leitende 
Dberbehörde; zu folcher felbfteigener Leitung aber feien die je— 
mweiligen betroffenen Kantone befugt, wie es thatfächlich bei den 
ftarken Truppenaufgeboten in den Kanton Aargau im Jahr 1841 
ftattgefunden, bei welhem Anlaß der von Zürich gemachte Antrag, 
daß jemweilen folche Iruppenaufgebote aus mehreren Kantonen 
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unter eidgenöffiiches Kommando geftellt merden follen, gänzlich) 
durchgefallen fei. Hier gab der Redner feinen Unmuth zu erfen- 
nen über die ganz entgegen geſetzten Bundesrechtötheorien, 
welche die radifalen Kantone bezüglich der gleichen Rechtsfragen, 
je nachdem ed den Freund oder den Gegner betreffe, geltend zu 
machen juchten. „Wer hätte es für glaublich gehalten,“ jo rief 
er aus, „daß man, während im Jahr 1841 dem Kanton Aar— 
gau laut Bund das Recht vindizirt wurde, die von ihm aufges 
mahnten Truppen anderer Kantone unter fein Rantonalfommando 
zu ftellen, nun im Jahr 1846 fieben andern Kantonen nicht nur 
diefes Recht, fondern fogar das viel angemeffenere und natür= 
lichere, ihre Truppen unter ein gemeinfam von ‚ihnen aufgeftelltes 
Kommando zu ftellen, beftritten werden will; daß, während man 
im Jahr 1844 (Angelegenheiten von Wallis) dem Vorort jed— 
wede Befugniß zu einer eidgenöffifchen Intervention feltft da, 
wo fie von der betreffenden Kantonsregierung verlangt würde, 
beftritt, man nun im Jahr 1846 eine Verlegung der den Bun 
desbehörden zufommenden Interventionsrechte erblicken will, weil 
ed einigen Ständen gefiel, von dem durch den Bund ausdrücklich 
ihnen zugeficherten Rechte der Selbfthülfe auf bundesgemäße Art 
gegen einen fie alle bedrohenden Feind Gebrauch zu machen, und 
auf Gott, ihr Recht und ihren Arm mehr Vertrauen ald auf die 
Hülfe der Bundesbehörden zu ſetzen!“ In folhen Widerfprüchen 
liege „ein heillofed Spiel mit Recht und Gerechtigkeit, eine Ers 
drüdung derfelben durch das niedrige Intereſſe einer einfeitigen 
Taged- und Parteipolitif, wenn man heute dem Aargau aus dem 
Bunde dad Necht hHerleitet, die von ihm zu Hülfe gemahnteh 
Truppen anderer Kantone unter fein Kantonalfommando zu ſtel— 
len, und gegen jedwede Intervention des Vorortes ald Bundee- 
verlegung proteftirt, morgen dem Stande Luzern oder Uri diefed 
Recht beftreitet, eine Verabredung diefer über ein gemeinfamed 
Kommando ihrer einander zu Hülfe eilenden Truppen als eine 
bundeswidrige Verlegung der nterventionsrechte der Bundes— 
behörden verpönt u. f. 1. Gegen dad Befremden über Anrufung 
auch der „alten Bünde“, worin die radikale Schule eine Wieder: 
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belebung des ſogenannten borromäiſchen Bündniſſes zu ſehen vor- 
gab, antwortete der Luzerner Geſandte treffend: „nicht zur feind⸗ 
lihen Befämpfung des Proteftantismus, zur Heraufbefchwörung 
jener Zeiten, wo Glaubenshaß Brüder gegen Brüder auf das 
Schlachtfeld führte, haben alſo diefe Stände ſich verbunden, fon« 
dern zur Abwehr eines gegen fie beabfichtigten Angriffe.“ Es fei 
jene Berufung übrigens etwas Bedeutungslofes, auf das Luzern 
gar feinen Werth fee. — Nach foldher Antwort auf die Ein- 
würfe gegen den Schußvertrag überging der Gefandte auf die 
Beranlaffung desfelben; er fchilderte in gedrängten, aber fcharfen 
und wahren Zügen dad Maß und Uebermaß der DBerfolgung, 
welches fein Kanton zu erdulden gehabt, die Freifchaarenzüge, 
das tadelnswerthe Berhalten der Kantone Aargau, Bern, Bafel- 
land, Solothurn, des Bororted und anderer Regierungen, und 
ſchloß mit nachftehender Erklärung in das Protofoll der Tag— 
ſatzung: 
„Der Stand Luzern hat die unvergeßlich traurige Erfahrung 

gemacht, daß man von dem Gebiete eidgenöffifcher Mitftände aus 
bewaffnete Angriffe auf fein Gebiet und feine Souveränetät ges 
macht hat, ohne daß die Regierungen diefer Stände oder der eid- 
gendffifche Vorort diefelben verhinderten. Die gegenwärtigen Be— 
firebungen und Zuftände in einem Theile der fchmeizerifchen Eid- 
genoffenfchaft geben ihm feine Gewähr, daß ähnliche bundes- und 
völferrechtämwidrige Einfälle fi nicht wiederholen fönnen. Um fol- 
hen allfällig beabfichtigten fünftigen Angriffen auf das Gebict 
und die Souveränetät des Kantons Quzern oder des einen oder 
ded andern der h. Mitftände Uri, Schwyz, Unterwalden, Zug, 
Freiburg und Wallis vermittelft vereinter Kraft einen entſchie— 
denen Widerftand entgegenfegen zu können, find von denfelben 
gemeinfchaftlich die Konferenzbeihlüffe angenommen worden. Das 
und fein anderer ift der Zweck derfelben, und ferne lag den be- 
treffenden Ständen irgend ein unerlaubter, bundeswidriger Rüd- 
gedanfe, namentlich derjenige einer feindfeligen Fatholifhen Ber: 
bindung gegen proteftantifhe Miteidgenoffen. Durch das Gebot 


der Selbfterhaltung verpflichtet, hielt fich amderfeitd der Stand 
Die Schweiz. III. 27 
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Quzern dur die Vorfähriften ded Bundesvertrages zum Erlaß 
diefer Befchlüffe berechtiget; daher es nie in feinem Willen lag, 
irgend eine Beftimmung deöfelben zu umgehen oder ihm fogar 
entgegenzutreten. Nach wie vor Erlaß derfelben wird es fich deß— 
wegen der Stand Luzern zur heiligften Pflicht machen, allen Be- 
fiimmungen des Bundeövertraged, daher auch den in Art. IV 
desfelben enthaltenen, in allen und jeden Theilen mit wahrer 
eidgenöffifcher Gemwiffenhaftigfeit und Treue nachzufommen. In— 
dem die Gefandtfhaft von Luzern im Bewußtſein folcher auf- 
richtiger Bundestreue dieſes ausfpricht, verbindet jie damit die 
weitere Erklärung, daß der Kanton Luzern ald treues Bundes- 
glied und eidgenöffifcher fouveräner Stand an diefen Befchlüffen 
unter allen Umftänden auf fo lange, aber auch nur auf fo lange 
fefthalten wird, ala die völferrechts- und bundeswidrigen Beſtre— 
bungen gegen die Souveränetät und dad Gebiet benannter Stände 
und ihres Standes indbefondere fortdauern. * 

Treu fanden die übrigen ſechs Fatholifhen Stände dem Red- 
ner von Luzern zur Seite, der Gefandte von Zug (Landammann 
Hegglin) mit einer Offenheit und Entfchiedenheit, die ihm Ehre 
machte. Meyer hatte in feiner ganzen Rede die Frage der Aus- 
weifung der Sefuiten nie wörtlich mit der verlangten Aufhebung 
des Sonderbundes in Berbindung gebracht; er bezeichnete den 
Schugvertrag als im Allgemeinen bloß gegen Angriffe auf die 
Souveränetätd- und ZTerritorialrechte beftimmt, wobei er zur Be- 
gründung des Gefchehenen vornämlich auf den Einfall der Frei- 
ſchaaren abjtellte. Hegglin ging näher in die Sache ein, bezeugte, 
wie fehr die VII Stände ſehnlich einen Zuftand der Dinge zu- 
rüdwünfchen, der ihnen erlauben würde, ihre Konferenzbefchlüffe 
wieder aufzuheben. Allein fo lang noch, ganz ernftlich, von der 
Austreibung der Jeſuiten gefprochen werde, fei dieß nicht der Fall. 
Er ſah alfo auch hierin einen Angriff auf die Souveränetätd- 
rechte der Fatholifchen Kantone, den fie nicht gleichgültig hinneh— 
men fönnten. Bon den evangelifchen Ständen hielten auch in 
diefer Angelegenheit Bafelftadt, Neuenburg und Genf eine zurück— 
haltende oder ftreng bundesrechtliche Stellung ein. Der Gefandte 
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von Bafelftadt war noch ohne Inſtruktion und hatte eine folche 
auch nicht einzuholen nöthig gefunden. Doc ſprach er ausführ- 
fih in einem für die VII Kantone entfchuldigenden Sinn. Ent- 
fhiedener der Gefandte von Neuenburg: wie man auch die for 
melle Zuläffigfeit des Schußvertraged anfehen möge, fo fei doch 
die Lage der Dinge fo befchaffen, daß man den VII Kantonen 
entweder Garantien gegen weitere Gefährdung ihrer fouveränen 
Rechte geben, oder dann aber geftatten müſſe, daß fie fich ſelbſt 
[hüten ; ihnen die Vertheidigung unterfagen, den Gegnern aber 
den Angriff freigeben, das wäre unverzeihlich. Genf ſah mit Be- 
forgniß auf den ganzen Stand der Dinge, hielt aber doch dafür, 
daß den VII Kantonen vor Allem Garantien gegen weitere An- 
ariffe gegeben werden müſſen. Bei der Endabftimmung erklärten 
fih, wie vorauszufehen war, nur zehn Standesflimmen für Auf- 
bebung des „Sonderbundes® von Bundeswegen, nad) der von 
Zürich angetragenen Formel: „1. Es fei der Schußvertrag der 
VII fatholifhen Stände ald bundeswidrig und demgemäß als 
ohne Weiteres aufgelöst zu betrachten; 2. ed feien jene fieben 
Stände für getreue Beachtung dieſes Beſchluſſes verantwortlich 
gemacht; 3. bei offenbarem Zumwiderhandeln von Seite der Be- 
treffenden behalte fich die Tagſatzung meitere gutfindende Schritte 
vor.“ Die Zuftimmenden waren: Zürich, Bern, Glarus, Solo- 
thurn, Schaffhaufen, Graubünden, Aargau, Thurgau, Teffin und 
Waadt, nebft den beiden Halbfantonen Bafelland und Appenzell 
AR. Appenzell 3. R. ſchlug fih in alter Fatholifcher Treue 
zu den VII; St. Gallen, Neuenburg und Bafelftadt fprachen das 
Referendum aus; Genf behielt ſich das Protokoll offen. 

Ein Ereigniß eigenthümlicher Art unterbrach die erzählten 
Verhandlungen. Der Große Rath von Bern war inzwifchen zu 
einer Neuwahl der Gefandtfchaft gefchritten. Anton v. Tillier wurde 
als erfter Gefandter beftätiget, Ulrich Ochfenbein, der ehemalige 
Feldhauptmann der Freifchaaren, ald zweiter ihm beigegeben. Dad 
Kreditiv wurde der Tagfabung am 4. September zur Kenntniß 
gebraht, ald die Verhandlungen über das Schutzbündniß eben 
im Zuge waren. Die Wahl Ochfenbein’3 zum Gefandten an die 
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Tagfagung mar beredter ald alle Reden der BVertheidiger des 
Schugvertrages, vielleicht der ftärffte aller Gründe zu feiner Recht- 
fertigung. Kein Wunder, daß dann die noch zurücgebliebenen 
Meden und Widerreden, Repliken und Duplifen einfchneidender 
lauteten, als es vielleicht fonft der Fall geweſen wäre. 

Die Tagfasung nahte ihrem Ende. Ochfenbein wollte noch 
perfönlih an derfelben erfcheinen. Am 11. September fuhr er, 
gleihfam ald Sieger nach langem Umgeftaltungsfampf in Bern, 
an der Seite Tillier’d durch die Gaffen der Stadt Zürih zum 
Rathhaus; der erfte Gefandte räumte ihm voll Entgegenfommens 
den Stuhl des Berner Gefandten ein. Als folcher leiſtete Ochfen- 
bein den feierlihen Eid auf Handhabung des Bundesvertrages 
von 1815 und nahm noch Antheil an der Berathung einiger 
Militärangelegenheiten, fodann an der Frage der Bertagung oder 
Auflöfung der Tagſatzung. Ungeachtet der vorangegangenen lan— 
gen Berathung über den Schußvertrag der VII Stände konnte 
Ochſenbein fich nicht enthalten, den Kantonen, die ihn verab— 
redet, zum guten Schluß noch Eines zu verfeßen: er machte be- 
fonderd aufmerffam, daß in jenem Bunde die Tendenz zur Offen- 
five nicht weniger verborgen liege, ald er äußerlich das Kennzei- 
zeichen der bloßen Defenfive trage; um fo nöthiger fei bloße 
Bertagung. Allein Ochfenbein brachte e8 mit feinem Antrag nicht 
über die zehn uud zwei halben Stimmen hinaus, die wir feit 
länger her fennen. Dadurch war mittelbar die Auflöfung der 
Zagfagung beichloffen, was alle Befonnenen mit Befriedigung 
erfüllte (12. September). Die legten Stunden der Bundesver- 
ſammlung wurden durch einen heftigen Wortwechfel zwischen Och— 
jenbein und Abyberg mißbraucht, der bald in eine Herausforde- 
rung zum Zweikampf auslief; dieſer ift jedoch unterblieben. 
Amtsbürgermeifter Zehnder erntete den üblichen Dank für treff— 
liche Präfidialführung. 

Bald nah Schluß der Tagfagung verfammelte fi in Schwyz, 
zum zweitenmale, der fchmeizerifche Katholifenverein (29. und 
30. September). Regierung und Bürgerfchaft von Schwyz hatten 
ihm den freundlichften Empfang bereitet, erftere zu den Verhand— 
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lungen das glänzend geſchmückte Rathhaus angewieſen. Die Ber- 
fammlung war weit zahlreicher als die vorangegangene, denn es 
hatten fih 113 Mitglieder eingefunden, zum größten Theil Ma- 
giſtraten und meift aus den gleichen Kantonen wie früher, viele 
befonderd von Ruzern ber, aus den Urfantonen und von St. Gallen. 
Baumgartner leitete die Verhandlungen, nah fehr einläßlicher 
Eröffnungdrede, in welcher die Anerkennung erworbener Rechte 
der fchmweizerifchen Proteftanten, chriftlihe Toleranz und Vermei— 
dung von Abgefhloffenheit und Trennung nahdrüdlich empfohlen 
wurden. Die Verhandlungen blieben den anfänglich feftgefeßten 
Zweden gewidmet, überfchritten diefelben in feiner Weife und 
erhielten fich frei von Einmifchung oder Lebergreifen in offizielle 
Berhältniffe. Die dießmaligen Berathungen fchloffen fich mefent- 
lich den vorangegangenen an. Es wurden Befchlüffe gefaßt für 
angemefjene Erweiterung und Bethätigung des Bereind, nament- 
lich in den Kantonen, wo er noch wenig Fuß gefaßt hatte; für 
fortgefegte Bertheidigung der Nechte der Klöfter, mit befonderem 
Bezug auf die Gefährdung und Bedrüdung der damals noch nicht 
aufgehobenen Klofterforporationen; für fernere Einwirfung, auf 
daß die Frage der Duldung oder Aufnahme des Sjefuitenordend 
jeder Einwirkung der Bundesgewalt entzogen und der fouverä- 
nen Verfügung der einzelnen Kantone überlaffen bleibe,“ und daß 
den mwahrgenommenen defpotifchen Gelüften einzelner Kantone, 
die Sefuitenanftalten den Fatholifchen Studirenden durch die An— 
drohung des Ausſchluſſes von jedem Staats: und Kirchendienft 
zu verfchließen, feine Folge gegeben werde. Diefen in die poli- 
tifchen Tagesfragen einfchlagenden Beftrebungen reihten fih Ans 
dere an, welche das Firchliche Leben der Katholifen unmittelbar 
angingen. Es fand die Verfammlung, daß der Epiffopat in feis 
ner Selbftftändigfeit und Wirkfamfeit vielfach gehemmt und ge— 
fährdet fei; daher eine feſte Firchliche Organifation, zu dieſem 
Behuf eine zwedmäßig abgeänderte Umfchreibung der fehweizeri- 
hen Bisthümer, die Errichtung entfprechender Priefterfeminarien, 
die Aufftellung einer angemeffenen Agentichaft für die Vertretung 
aller Intereſſen der ſchweizeriſchen Katholiten bei dem heiligen 
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Stuhl angeftrebt werden follte, Alles unbefchadet der Befugniffe 
und Wirkfamfeit firhlider Behörden, welchen nahe zu treten der 
Verein felbftverftändlich Feine Abdficht hatte oder haben Fonnte. 
Im Weitern gedachte die Berfammlung Vorforge zu treffen für 
wirffame Berhätigung der Fatholifchen Prefje, für Förderung und 
Gründung von Buchdrudereien und Buchhandlungen zur Ber- 
breitung guter fatholifher Schriften. Sie erwog, wie die bisheri- 
gen Nationalfefte zu vielfacher Kränkung der Fatholifchen Kirche 
und ihrer Anhänger mißbraucht worden, und wollte daher fo viel 
möglich von dem Befuche derfelben feitend der Katholifen ab— 
mahnen; fie befprach die ſchweren Kränkungen, welche einzelnen 
fatholifhen Gefandtfchaften an der Tagſatzung angethan worden, 
und die Mittel, ihnen für die Zukunft wirkſam zu begegnen, 
endlich auch die wegen des Schugvertrages angefeindete Stellung 
der VII Fatholifhen Kantone. Nachdem der Zweck desfelben dar- 
gelegt und gezeigt worden, daß ausfchließlich die Abwehr bundes- 
widriger Angriffe, Sicherung bedrohter Fantonaler Rechtfame, fo 
wie die Wahrung felbfiftändiger Negulirung der firchlichen und 
fonfeffionellen Angelegenheiten jenem Berfommniß zu Grunde 
lagen, erklärte fich die Berfammlung einhellig bereit, die Sache 
der fieben Fatholifchen Stände ald jene der ganzen Katholizität 
der Schweiz anzufehen, fomit die angegriffenen Rechte derfelben 
beftens in Schuß zu nehmen. Das Komite blieb in feinem 
Beſtande; doch wurde, auf ausdrüdliches Begehren des bie- 
herigen Borftanded, Leonhard Gmür von St. Gallen ald Ber- 
einspräfident bezeichnet, zum Schluß auch eine Wiederver- 
fammlung auf fommended Jahr befchloffen. Eintracht der Ge— 
finnung und vor Allem dad Bewußtfein, für das unzweifelhafte 
gute Recht und für die höchſten, die religiöfen Intereſſen des 
Volkes einzuftehen, dadurh auch die heiligften Pflichten gegen 
das allgemeine Vaterland auf dad Wirkfamfte zu erfüllen, hatte 
die Berfammlung belebt und zu freudigem Enthuſiasmus ges 
hoben. * 


* Tilfier meldet in feiner „Geſchichte der Eidgenoffenihaft während der 
Zeit des ſogeheißenen Fortſchrittes“, Band II., daß bei Anlaß obiger Katho: 
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Die Genfer, gern eigenen Gang einfchlagend, fchienen den 
für die Gegner der radikalen Partei günftigen Ausgang der Tag- 
fagung nicht richtig zu werthen. Der mächtige Anlauf gegen den 
„Sonderbund® mar ohne beftimmtes Ergebniß geblieben; die 
Zukunft lag verhüllt vor Federmannd Augen und mochte der 
einen oder der andern Partei zu Hülfe fommen. Schnelle Ent- 
fcheide gegenüber einem Keckern hervorzurufen, ift überhaupt nicht 
der Klugheit angemeffen. Gleihwohl mar der Staatsrath von 
Genf nad kaum gefchloffener Tagſatzung beeilt, den Großen Rath 
in außerordentliher Sitzung einzuberufen, um das offen behal- 
tene Protokoll über die Sonderbundäfrage zu ergänzen, obwohl 
er nicht die mindefte Pflicht dazu hatte. Irrthümlich hielt ed der 
Genfer Staatsrath für möglich, in großen Meinungd- und Prin- 
zipienfämpfen der Eidgenofjen eine Mittelftelung einzunehmen. 
Er machte den Borfchlag: dem Befchluffesantrag des Standes 
Züri für Auflöfung des Sonderbundes nicht beizutreten, dage- 
gen eine außerordentliche Tagfagung zu verlangen und diefer be- 
liebt zu machen: 1. Durch feierlichen Befchluß fämmtlicher Kan- 


lifenverfammlung der Kriegsrath der VII Kantone eingeleitet und Eonftituirt 
worden fei. Die Zufammenftellung gibt beinahe den Anfchein, ala hätten die 
Verhandlungen ded Katholifenvereind mit diefen amtlichen Schritten von Ab- 
geordneten der VII Kantone zufammengehangen. Das wäre Irrthum. Der Ver: 
faffer erfuhr zufällin etwas von offiziellen Sitzungen Anwefender; allein 
weder er noch der Verein ala folcher nahm davon irgend eine Notiz. Der Berein 
blieb haarſcharf bei feiner privativen Wirkſamkeit, in gleicher Weife wie andere 
Geſellſchaften, helvetifche u. dergl., wenn auch mit abweichenden Zweden. Dieß 
nicht etwa zur Entichuldigung. denn wer nur ein Recht geübt, bedarf derfelben 
nicht, jondern bloß zur Abwehr gegen allfällige Mipdeutung. Das Einladungs: 
fchreiben von Baumgartner fagte neben Anderem, mit Beziehung auf die Ver: 
fammfung von 1845: „In ſchöner Eintracht und mit gefchärftem Blick in die 
Zukunft, die Erfahrungen einer berben Gegenwart und lehrreichen Vergangen- 
heit benußend, beiprachen fie (die damals Berfammelten) die Angelegenheiten 
der fehweizerifchen Katholiken, und fie thaten e8 in dem frohen Bewußtjein, da- 
durch mittelbar auch die Wiederherftellung ded fo fehr getrübten Wohlverneh— 
mens unter allen Eidgenoſſen zu fördern. Diefer Zwed, ald der höchſte 
ihres Strebend, wenn auch der nächfte der gefährdeten Stellung der Katholiken 
gilt, wird fie dereinft rechtfertigen gegen jede ungebührliche Zulage.“ 
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tone die Einhaltung des Landfriedend einzufchärfen und fie dar- 
überhin für weitere Störung desfelben verantwortlich zu erklären; 
2. dem jeweiligen eidgenöffifchen Vorort den bundesgemäßen Re— 
präfentantenrath beizugeben; 3. nach folchen heilfamen Vorfehren 
fowohl das Garantiefonfordat von 1832 als das Sonderbündniß 
von 1846 durch Beſchluß der Tagfapung als aufgelöfet zu er- 
flären. Offenbar beruhte der Vorfchlag auf der mwohlgemeinten 
Borausfegung, es handle fih um Mehreres nicht, ald dem Kan— 
ton Quzern und feinen Nachbarn gewiffe Garantien gegen fer- 
nere Ueberfälle von Freifhaarenbanden zu geben; die Anfechtung 
der fonfeffionellen Souveränetätsrechte der fatholifchen Kan— 
tone durch den beabfichtigten Bundesbefhluß zur Austreibung 
der Jeſuiten überfahb er ganz Gleichwohl wurde der ftaatdräth- 
liche Antrag von der radikalen Preſſe, befonderd derjenigen von 
Genf, mit Zetergefchrei über „Niederträchtigfeit, Jeſuiterei und 
SHochverrath* empfangen und gegeißelt, fo gering auch die wirk— 
liche Beforgniß fein mochte, daß er durchgehen werde, da die Auf: 
ftelung des Repräfentantenrathed fünfzehn Standesftimmen 
erfordert hätte. Das Gelärme blieb indeffen, wie immer, nicht 
ohne Erfolg. Die großräthliche Kommiffion ließ in ihrem Gut— 
achten den Repräfentantenrath, wie die nachträgliche Auflöfung 
des veralteten Siebner:Konfordates von 1832, fallen. Der Syn- 
die Demole aber vertheidigte den urfprünglichen Antrag in fei- 
nem ganzen Umfang und mit rühmlicher Entfchiedenheit: er ſah 
im Zürcheriſchen Vorfchlag, troß feines Anfcheins von Mäßigung, 
die Quelle und den Ausgangspunkt zum Bürgerkrieg; denn, fo 
ſprach er, einer trodenen Erklärung der Auflöfung ded Sonder: 
bündniſſes, ohne gleichzeitige unerläßlihe Garantien für die An- 
erfennung fouveränen und territorialen Nechted, würden fich die 
vI Stände nicht unterziehen; dann würde weiters zur Exeku— 
tion gefchritten werden wollen, und Genf, als Mitftimmender, 
müßte mithalten. Aus der einläßlichen und ernften Verhandlung 
des Großen Rathes ergab fi (3. Dftober) der fouveräne Stan- 
desbeſchluß: 1. Für jeht dem Antrag von Zürich nicht beizutre- 
ten; 2. vom Vororte die Einberufung einer außerordentlichen 
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Tagfapung zu verlangen, auf daß Maßregeln getroffen werden, 
um, dur alle Mittel, welche innert den Schranfen des Bun— 
desvertrages vorgefchlagen werden Fönnten, die Erhaltung des 
Friedens im Schooße der Eidgenoffenfchaft, namentlich die gänz- 
liche Bollziehung der Befchlüffe vom 20. März und 19. April 
1845 gegen die Organifation der Freifchaaren, und die Feſtſetzung 
der Verantmwortlichfeit der Kantone, welche in Zukunft einen feind- 
lichen Einfall aus ihrem Gebiet in einen andern Stand organi= 
firen laſſen, zu fihern; 3. nachdem durch Ständemehrheit ein 
Beſchluß in diefem Sinne gefaßt worden, das betreffende Bünd- 
niß aufzulöfen und die VII Stände für Nichtbeachtung eines 
folhen Beſchluſſes verantwortlich zu erklären. Die radikale Min- 
derheit verließ, in proteftirender Haltung, den Saal, nachdem 
ihr Botum (Auflöfung ded Sonderbundes) unterlegen. Nun folgte, 
zumal im Quartier St. Gervais, eine Bolföverfammlung der 
andern, eine zahlreidhere am 5. Dftober Mittags in dortiger Kirche, 
von wenigftend 2000 Mann. Hier wurde der Entwurf einer Pro- 
teftation gegen das befchloffene Standesvotum feierlich angenom- 
men, diefes felbft, alfo der verfaffungsmäßig gefaßte Beichluß des 
Großen Rathes, ald unfchmweizerifch und bundeswidrig, zugleich 
auch ald mit der Fantonalen Berfaffung felbft unvereinbarlic, 
zum guten Schluß als null und nichtig für fo lange erklärt, bis 
nicht die Eidgenoffenfhaft felbft ihm verfaffungsmäßige Gültig: 
feit würde zuerfannt haben. Der Proteftation Halt und Gewicht 
zu geben, wurde ein Ausfchuß von fünfundzwanzig Männern 
beftellt, an ihrer Spike James Fazy, Viridet, Carteret, Gentin, 
Pong, Fazy-Paſteur, mit dem Auftrag, die befchloffene Urkunde 
ded Widerftanded dem Vorort und gefammten eidgenöffifchen 
Ständen zu übermachen ; für den Fall perfönlicher Ablehnungen, 
die auch wirklich von mehreren der Genannten erfolgte, war der 
Ausfhuß (commission constitutionelle genannt) zur Selbftergän- 
zung ermächtiget. Näher erläutert war feine Aufgabe: bei ge- 
fammter Eidgenofjenfchaft, auf Grund der bundesgemäßen Ga- 
tantie der fantonalen Berfaffung, den Rechten ded Genfer Volkes 
gegenüber feiner oberften Kantonsbehörde durch alle bundesge— 
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mäßen Mittel Achtung zu verfchaffen. Die Anklage lautete fomit 
auf Verfaſſungsbruch feitend der Landesregierung und lenkte ge- 
Ichieft die öffentliche Aufmerkjamkeit von den verworrenen eidge— 
nöffifchen Fragen auf die Stellung zwiſchen Volt und Regierung 
im eigenen Kanton. Sad» und Perfonenvorfchläge gingen we: 
jentlih von James Fazy aus. 

Die Regierung und die ihr zugethanen Bürger blieben wäh— 
rend dieſes revolutionären Treibend nicht müßig. Zahlreiche 
Schaaren aus allen Theilen des Kantons, mindeſtens 800 Mann, 
fanden fih auf dem Stadthaus ein und ftellten fi dem Staats— 
vath zur Verfügung. Bei Allen war ein Gefühl vorherrfchend: 
Der Unmille über die verwegene Verhöhnung der verfaffungs- 
mäßigen Ordnung, denn der Staatsrath und der Große Ratlı 
hatten mehr und anderes nicht gethan, als ein zuftändiges Vo— 
tum über eine ſchwebende eidgenöffifche Frage abgelegt ; laut und 
mit Freuden erflärten Alle ihren feften Willen, die Regierung 
und die Gefege des Kantons zu fhügen und zu fchirmen. 

Am 5. Abends verfammelten ſich die Unzufriedenen wieder 
und befchloffen zur Bewachung von St. Gervaid 300 Mann auf: 
zuftellen; wirflich zeigten fich fpäter einige Gruppen von Bewaff- 
neten in den Gaffen jenes Quartierd. Nun fchritt auch der Staats— 
vath ein, bot zwei Bataillone Milizen auf, erließ am folgenden 
Tag eine den Umftänden angemeffene Proflamation und zugleich 
Berhaftöbefehle gegen James Fazy und ein paar weniger be— 
Fannte Individuen, Müller und Baney, die ſich bei der aufflän- 
difchen Bewegung weſentlich betheiliget. Der Huiffier, welcher 
Fazy „im Namen ded Gefebes* verhaften wollte, ging unver: 
richteter Sache von dannen; nur die beiden andern wurden ein» 
gebracht. Ä 

Die verfuchte Verhaftung jenes Hauptes der Oppoſition führte 
zum thatlächlichen Ausbruch des Aufitandes, der fchon ſeit Tagen 
und Wochen in den Gemüthern einer aufgeregten Mafje gekocht 
hatte. Die Rührigften im Quartier riffen nah Franzoſenmanier 
die Pilafterfteine auf und errichteten, zur Handhabung der ges 
jeglichen Ordnung nad ihrem Begriff und Schnitt, die üblichen 
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Straßenfhanzen (Barrifaden), befeftigten unter Leitung gefchickter 
Offiziere (wie Janin und Bordier) die Zugänge zu den Brüden, 
welche beide Stadttheile mit einander verbinden, und verfahen 
fie felbft mit Flatterminen; deßgleichen befeßten. fie das Thor 
Gornavin, ficherten fih dadurd) den Rüden und freie Berbindung 
auf der Straße nach dem Kanton Waadt. 

Bon nun an ftanden fich die beiden Stadttheile, gefchieden 
durch die Rhone, feindlich gegenüber, am rechten Ufer St. Ger: 
vais mit feiner aufftändifhen Bevölkerung, am linken die große 
Stadt mit der Regierung und den zahlreichen Milizen, auf diefer 
Seite neben den aufgebotenen zwei Snfanterie-Bataillonen eine 
genügende Artillerie, diefe gefammte Truppe unter Befehl des 
Dberftlientenantd Trembley, der politifch zu der Partei der Re- 
gierung gehörte und neben Demole den Kanton an.der Tag- 
fasung repräfentirt hatte. Am 7. Vormittags waren die Milizen 
vollftändig eingerüdt und organifirt. Aber fchon war eine foft- 
bare Zeit vorbei. Nicht nur hatte man während der Nacht die 
Aufftändifchen fih ungehindert feitfegen und organifiren Laffen, 
fondern es gefchah darüberhin der Fehler, daß Mitglieder des 
Stadtrathed mit Wiffen der Regierung Unterhandlungsverfuche 
machten, um wo möglich jedem Blutvergießen zuvorzufommen. 
Dabei wurden freilich treffliche frategifhe Pläne entworfen: es 
follte feitend der Regierungstruppen ein Doppelangriff gefchehen, 
vom Platz Bel-air her gegenüber der Isle (Inſel zwifchen beiden 
Rhone-Armen), dann vom Thor Cornavin her, das aber die In— 
furgenten inne hatten. 

Den Aufrührern war bis Mittagd den 7. eine Friſt zur 
Unterwerfung gewährt worden; als leßtere nicht erfolgte, wurde 
der Befehl zum Angriff gegeben, aber mit jener Schüchternheit 
und militärifchen Schonung, welche von vornherein den Erfolg 
gefährden. Wie meift in folhen Fällen, wollte die Regierung 
nicht bloß ihr Amt verfehen, fondern auch noch die Verrichtun- 
gen des Dberbefehlähabers leiten. Dabei gingen die Häupter des 
Staatsrathes von der irrigen Anficht und Hoffnung aus, daß ein 
paar Kanonenſchüſſe genügen würden, um den Aufruhr zu bäns 
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digen.* Um 3 Uhr fand der Angriff feitens der Negierungs- 
truppen auf die Barrifaden und auf die verfchiedenen Zugänge 
in das jenfeitige Quartier mittelft Artillerie ftatt. Aber das Ka— 
nonen= und Kartätfchenfeuer war nicht im Stande, den verwe— 
genen Muth der Aufrührer zu bändigen;z fie erwiederten die Ka— 
nonade mit einem lebhaften Schügenfeuer. Doc gelang es den 
Regierungstruppen mit bedeutenden Opfern einen Theil der 
Barrifaden zu entfernen und fich der Inſel (Isle) zu bemäch— 
tigen. Es regnete in Strömen und die Milizen hatten nicht ge 
ade einen ganz geficherten Rüden, denn von einigen Dächern 
der Rhoneftraße (rue du Rhöne) follen meuchlerifche Schüffe auf 
die Truppen gefallen fein. Auch ward ihr Erfolg weſentlich durch 
das Miplingen desjenigen Angriffs gefchwächt, der mittlerweile 
in der Richtung von Gornavin dur ein Bataillon Milizen im 
Rüden der Aufrührer unternommen wurde. Es war nun Nacht 
geworden. Der eine Rhonearm mar gewonnen; noch hätte ein 
nächtlicher Angriff auf den zweiten weiter vorwärts gegen St. Ger- 
vais gelegenen Rhonearm, fodann auch weiter oben auf die mit 
Flatterminen verfehene Bergues-Brüde (pont des bergues) fol- 
gen follen, um der von den Aufrührern befegten Stellungen Mei- 
fier zu werden; allein bier verfagte der Negierung die Beharr- 
lichfeit; fie beforgte, zu viele Menfchenleben einem gewiſſen Tode 
ausfegen zu müffen, ließ die Artillerie zurüdziehen und verlegte 
die Truppen nach der Kaferne und dem Plab St. Anton. Auf 
Seite der Regierungstruppen zählte man ſechs Todte und min- 
deftend vierzig Verwundete, unter denen ſechs Offiziere ; etwa zehn 
von den Bermwundeten ftarben fpäter an den Wunden; die Auf: 
rührer, weniger ausgefegt ald die Angreifer, hatten nur drei Todte 
und ſechs bis acht Verwundete. 

Ernfter ald im Laufe der vorangegangenen Naht wurde 
während dieſes nachmittäglihen Kampfes die Unterhandlung fri- 
fcherdingd aufgenommen. Mehrere angefehene Männer, Anhänger 


* ©, „La Suisse sous le gouvernement des radicaux, par Joel 
Cherbuliez“ (in der Revue des Deux-Mondes). 
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der früheren Ordnung oder ſelbſt Magiſtraten aus jener Zeit, 
drangen in den Staatsrath um Bewilligung, den Aufſtändiſchen 
Friedensvorſchläge zu machen; Syndie Demole, erſchüttert durch 
den Gang der Dinge, ging in den Wunſch ein und ermächtigte 
Prevost-Martin gemeinſchaftlich mit Fazy-Paſteur zur Pazifikation 
unter Bedingungen, die fie ſelbſt für angemeſſen erachten würden. 
Sie drangen, nicht ohne Lebensgefahr, bis zu James Fazy vor, 
verabredeten mit ihm mehrere Abfindungspunfte, unter denen na— 
mentlich die freiwillige Auswanderung von Fazy auf acht Monate, 
fehrten dann zum Staatsrathe zurück, der fich mit ächt genferis 
ſcher Umftändlichkeit Stunden lang, zumal über das, was gegen 
James Fazy zu gefchehen hätte, berieth, endlich mehr bewilligte, 
ald gefordert und erwartet worden war. Um 10 Uhr Abends er: 
öffnete endlich Demole den beiden Unterhändlern nicht bloß die 
Genehmigung erwähnter Abfindung, fondern auch den Entichluß 
des Staatsrathes, — abzudanfen. Nun neue Berfammlung bei 
Fazy und Abfchluß eines Waffenftillftandes bis 11 Uhr Bormit- 
tage vom 8. Dftober. 

Die Entmuthigung des Staatdrathed war theilweife eine 
Folge der Stimmung, welche fih im Stadtrat, dann unter den 
angefehenen Bürgern fund gegeben; das Schwanfen, die Rath— 
lofigfeit und die Unentfchloffenheit des Staatsrathes hinwieder 
wirkte demoralifirend auf die Regierungstruppen, fo mie auf die 
urfprünglich Treuen im Volke zurüd; nur rajches Handeln und 
raſche Erfolge hätten vor dem Abfall fchügen mögen. Bei ein- 
getretenem Gegentheil Fonnte er nicht vermieden werden. Die 
Truppen waren ganz durchnäßt, entmuthiget und in der übelften 
Stimmung in ihre Kafernen zurücgefehrt. Die Infurgenten ftell- 
ten Nachts ihre Barrifaden wieder her und bereiteten ſich für 
alle Fälle zu neuem Kampf; das Bolf in der untern Stadt auf 
dem linken Rhoneufer gerieth in Ungeduld und Gährung, das 
Anfehen der Regierung war thatfächlich gebrochen; ed wurde am 
8. früh das allgemeine Gerede verbreitet, daß fofort zur Bes 
ihießung von St. Gervais gefchritten werde. Nun fammelte fish 
die unzufriedene Maſſe, Leute beider Parteien, um dad, was fie 
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Bürgerkrieg nannten, zu Ende zu bringen. Die allgemeine Stimme 
drängte zur Abdankung des Staatsrathes, dem nun alles 
Unglück beigemeſſen ward: Ausſprüche des Unwillens, gegen 
welche ihn der edle und muthige Rigaud-Conſtant vergeblich in 
Schutz nahm; die Lauteſten und Eifrigſten gaben dieſem Un— 
willen Ausdruck, ſchritten, als uaſi⸗Abgeordnete, dem Rathhaus 
zu, um dem Begehren Anerkennung zu verſchaffen. Gegen halb 
11 Uhr verkündete Trommelſchlag den Entſchluß des Staatsrathes, 
daß er abtrete, die Milizen des Dienſtes entlaſſe und ſeine Ge— 
walt in die Hände des Stadtrathes niederlege, der Große Rath 
aber am folgenden Tage ſich verſammeln werde. Der Stadtrath 
begann ſeine kurze Zwiſchenregierung mit Verkündung einer vollen 
Amneſtie „für alle Parteien“ und ernannte den Major Bordier, 
einen der thätigften militärifchen Führer der Inſurgenten, zum 
Kommandanten einer neu erftellten Bürgerwache. St. Gervais 
nahm zur Hand oder empfing die Kanonen, mit denen es be 
fämpft worden, und fünfzehnhundert Gewehre. Nachmittags am 
8. war die Verbindung zwifchen beiden Stadttheilen dieß⸗ und 
jenfeitö der Rhone wieder hergeftelt. 
Fazy zauderte nicht, die Negierung anzutreten; eine Ber: 
fammlung auf dem Plage Molard (er nannte fie Generalrath, 
Conseil general, dem alten Genferthum fehmeichelnd) befchloß die 
Abſetzung des Staatdrathed, die Einfeßung einer prowiforifchen 
Regierung, die Auflöfung der befoldeten Garde (der fogenannten 
Embrigades) und verurtheilte die Mitglieder des bisherigen 
Staatsrathes zur Bezahlung aller durch die Kriegsereigniffe her— 
beigeführten Koften und anderweitigen Schadens. Als proviforifche 
Regierung wurden ernannt oder ernannten eigentlich fich felbft: 
James Fazy, Ludwig Nilliet-Conftant, B. Decrey, 3. Fr. Mou- 
linie, Fr. Janin, U. Fontanel, Fr. Bordier, A. 2. Pong, 
J. J. Gaftoldi, 8. Gentin. Der Generalrath ſchloß im Fernern: 
die Herabfegung der Zahl der Großräthe auf die Hälfte, aus 
bloß drei Wahlfollegien (Stadt und die beiden Landestheile im 
Norten und im Süden der Stadt), Anfepung der Wahlen für 
einen neuen Großen Rath auf den 25. Dftober, endlidy Auftrag 
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an denfelben, eine neue Berfaffung zu entwerfen, wovon jedoch 
die Grundlagen ſchon gegeben waren, und foldhe der Genehmi- 
gung des Volkes zu unterftellen. Dann fohritten Führer und Volk 
zum Rathhaus. Hier hatte fih um eben diefe Zeit, unter Vor— 
fig von Rigaud-Conſtant, der rechtmäßige Große Rath verſam— 
melt, rednerte länger als fchidlich über die Frage bloßer Verta— 
gung oder wirklicher Abdanfung. Nun trat Fazy ein und ver- 
langte die Auflöfung des Großen Rathes; würdig entgegnete der 
Präfident: die gefegliche Behörde werde nur der Gewalt weichen. 
Fazy ſchickte fih eben an, den Saal mit feinen Leuten zu füllen, 
ald die Mitglieder endlich für gut fanden, das Sigungslofal zu 
verlaffen. Die neue Gewalt begann unvermweilt ihre Berrichtun« 
gen und machte dem Vorort und den eidgenöffifhen Ständen 
auf faufmännifchen Quartpoftbogen Anzeige hievon. Augenblid- 
fich drohte Jakobinerwuth ihre Rolle zu fpielen. In einem Schrift: 
lein „Volkswünſches wurden nicht bloß Anfinnen wegen Berän- 
derung der politifchen Staatöformen laut, fondern auch Rufe nach 
Aufftellung eines Ausnahmegerichted zur Beftrafung der Urheber 
der Kanonade, der „Reaktionäre® und „Feinde des Volkes". Bei 
allen diefen Vorgängen war die Stellung der Genfer'ſchen Katho- 
lifen eine durchaus loyale; fie waren dem Nufe der rechtmäßigen 
Regierung zur bewaffneten Bertheidigung der gefeglichen Drd- 
nung bereitwillig gefolgt, und noch in den legten Lebensmomen— 
ten der oberften Landesbehörde proteftirte, im Namen der Katho- 
Iifen, Großrath Chaulmontet gegen die gemwaltthätige Aufhebung 
der verfaffungsmäßigen Behörden. Die Oftoberrevolution, welche 
die Alt-Genfer ftürzte, war das Werk, nicht der Katholifen, fon- 
dern der radialen Partei aus ihrer eigenen Mitte, gehegt und 
unterftüßt durch die allgemeine revolutionäre Propaganda, durd) 
die Waadtländer Partei, welche am Montbenon ihr Banner er: 
hoben und fi den Rüden in Genf durch Umwälzung auch dies 
ſes Kantons fihern wollte, das Werk endlich der Unentjchieden- 
heit und des Zauderweſens der Regierung und der „guten Bür- 
ger®, ihrer Anhänger. Wohl haben von dann an die Wortführer 
der Alt-Genfer den Katholifen die Hinneigung zu Fazy's 
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Regierung ald Berläugnung ihrer beffern Grundfäße anrechnen 
wollen: allein Ihatfache ift nur, daß fie in Folge ded Gefchehe- 
nen ihre eigene fonfeffionelle Lage foviel möglich zu verbeffern 
ſuchten.* 

In der übrigen Schweiz riefen die Ereigniſſe in Genf eben 
ſo viel Aufregung hervor, als die vorangegangene Umwälzung 
im Kanton Waadt; der Vorort beſchloß eiligſt, die vom Großen 
Rathe geforderte Einberufung der außerordentlichen Tagſatzung 
abzulehnen; ſpäter in Kenntniß geſetzt vom Aufſtande, entſendete 
er den Staatsſchreiber v. Gonzenbach, den Regierungen von Waadt 
und Genf zeitgemäße Mahnungen zu bringen, zugleich ala Be— 
richterftatter zu Handen des Vorortes zu dienen; weiter verfügte 
er die Abfendung von Alt-Regierungsrath v. Tillier, von Bern, 
und Landammann Munzinger, von Solothurn, ale eidgenöffiicher 
Kommiffarien zur Handhabung von Ruhe und Drdnung; eine 
Sendung, welche indeffen wegen der ſchnellen Entwidelung in 
Genf nicht zur Ausführung fam. Nicht genug: auch Bern und 
Waadt wollten ihren Theil an der Intervention in Genf: erſteres 
fhidte den Negierungdrath Ochjenbein, Waadt feinen Druey an 
Ort und Stelle. Hätte Fazy fein Ziel nicht allein erreicht, fo 
würde es ihm demnach im Notbfalle an vertrauten eidgenöffifchen 
Helfern nicht gefehlt haben. Auch die offene Freifchäärlerei wollte 
ſich wieder breit machen; doch verhinderten amtliche Truppenauf- 
gebote von Waadt und die Dazwifchenfunft der dortigen Bezirks— 
behörden einen geregelten Marſch von theilnehmenden Waadt: 
ländern; gewiß ift indeffen, daß eine Anzahl derfelben zu den lau— 
teften Revolutionsfchreiern in St. Gervaid gezählt haben, und 


* Und dazu hatten fie genügenden Grund, zumal fie auch politiſch als 
Bürger behantelt wurden, denen die Gleichberechtigung gar nicht wohl anftünde. 
Zur Zeit, als der Staatsrath noch 28 Mitglieder zählte, die Bevölkerung aus 
25,000 Proteftanten und 18,000 Katholiken beftand, befanden fi nur zwei 
Katholiken im Staatsratb; von drei Gefandten an die Tagſatzung wurde auch 
nicht einer aus der Zahl der Katholifen gewählt. Unter 1021 Beamteten und 
Angeftellten, vom Waibel bis hinauf zum Erjten Syndie, waren nur 59 Ka— 
tholifen, 
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im neuen Großen Rathe von Genf wurde offiziell geflagt, daß 
in St. Gervais zwei Pulverfäfler mit dem Stempel von Waadt 
gefehen worden. 

In Genf verftummte bald alle Oppofition; der Federal, 
eine gut gehaltene Zeitung, vor Jahren von Roffi eröffnet, hörte 
auf; die proviforifche Regierung handelte im Allgemeinen vor- 
fihtig. Die neuen Wahlen fielen ganz zu ihren Gunften aus; 
unter den 44 dur die Stadt, und 49 von den beiden Land» _ 
wahlfollegien zu mwählenden Grofräthen zählte man nur ein hal- 
bed Dutzend reformirte Konfervative und eben fo viele Katho- 
lifen, die man ultramontan nannte. Fazy-Pafteur wurde Prä- 
fident des neuen Großen Rathes; diefer beftätigte die proviforifche 
Regierung; in Mitte des Großen Rathes fah man doch nod 
ein paar angefehene Männer des früheren Syftems, fo Rigauds 
Eonftant und Alt-Syndie Cramer. Ende Oftober wurde bereits 
die Revifion der Verfaſſung eingeleitet. In Eonfefftioneller Bezie— 
bung mar viel Gerede über veränderte Stellungen der Katholifen 
und der Reformirtenz; Beforgniffe der leßtern vor den erſten wurs 
den laut; thatfächlih blieb die Stellung der Katholiken eine un— 
tergeordnete, und fie fchicten fi) nun an, im radifalen Gefolge 
Fazy's den VII Kantonen feindlih gegenüberzutreien. Wirklich 
gab der neue Große Rath bald die Zuftimmung zum Züricher 
Antrag gegen den Sonderbund dem Vororte zu willen, fo daß 
für einen Beſchluß gegen die fatholifhen Stände nun ſchon eilf 
und zwei halbe Stimmen fich geeiniget hatten. Was diefe Genfer 
Ummälzung fchändete, war das NRacheverfahren gegen die unter- 
legene Regierung: Der Beichluß der widergefeplichen Volksver— 
fammlung vom 9. Oktober fam zur Vollziehung. So mußten 
die Mitglieder des Staatsrathed und der Truppenfommandant, 
welche nah Eid und in guten Treuen das Shrige für Hands 
habung der befchtworenen Berfaffung hatten thun wollen, die Ko- 
ften bezahlen, welche der Widerfiand gegen die geſetzliche Ord— 
nung veranlaßt hatte, die Koften des Aufruhrs, welchen verwegene 
Gegner angezettelt und durchgeführt. 

Die alten Regenten von Genf find fattfam aus bisherigen 
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Erzählungen befannt. Das neue Staatöhaupt, James Fazy, wird 
von nun an längere Zeit die Aufmerkfamfeit der Eidgenoffen auf 
fi ziehen. Fazy ift zwar geborener Genfer, nah Bildung, Stu- 
dien, Xebensweife und Lebendanfichten mehr Branzofe ald Schwei- 
zer. Seine Jugendjahre brachte er meift in Paris zu, wo er die 
Rechte ſtudirte. Dort trat er auch zuerft ald Zeitungsfchreiber 
auf; zur Zeit der Reftauration eines Preßvergehend angeklagt, 
entzog er fich der über ihn verhängten Strafe durch die Flucht 
nah Genf. Einige Zeit vor der Yulirevolution 1830 kehrte er 
nah der franzöfifhen Hauptftadt zurüd und arbeitete dort auf 
das Neue für die Tagespreffe, die fein Clement war. Jene Re— 
volution war für Fazy die Morgenröthe einer neuen Zeitz da 
jedoch Berfuche, bei der proviforifchen Regierung fein Glüd zu 
machen, mißlangen, weil er ald Nichtfrangofe unfanft abgemiefen 
wurde, warf er fi) ganz der damald auftauchenden propagandi- 
ſtiſchen Oppofition in die Arme, und diefer Richtung blieb er 
lange Jahre hindurch mit feltener Beharrlichkeit treu. Bon Gläu- 
bigern geplagt, ſah er fich bald wieder gezwungen, Paris und 
Tranfreich zu verlaffen, um der Schuldhaft zu entgehen, flüchtete 
fih abermals in feine Vaterftadt, wo er die revolutionäre Pro- 
paganda im Großen zu organifiren bemüht war, zu diefem Zweck 
die Europe centrale gründete, fpäter von einem Blatte zum an- 
dern überging, bei den Umtrieben der fremden Flüchtlinge fich 
betheiligte, die alten Inftitutionen Genfs und ihre Träger be- 
fehdete und nicht raftete, bis er fich felbft an die Spike der Gen- 
fer Republif gefchwungen hatte. Fazy ift eine äußerft bewegliche 
Natur, von feltener Thätigfeit, erfinderifch in den Mitteln zur 
Durchführung feiner politifhen Pläne, keineswegs mwählerifh in 
ihrer Feftfehung und Anwendung, von großer Selbftftändigfeit 
ded Charakters, im Negentenftuhl nicht minder gewandt als auf 
der Bank der Oppofition, Republikaner und genußfüchtiger Welt- 
mann zugleich, der Gründer des neuen Genf’s. 

Nach den erften Eindrücen ermaß man inner⸗ und außerhalb 
der Eidgenoſſenſchaft die ganze Tragweite des Geſchehenen. Der 
Verfaſſer dieſes Buches ſchrieb damals folgende inhaltſchwere 
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Worte in ein Tagblatt: „Ueber die Bedeutung und die Folgen 
des Genfer Ereigniffed fol man fich Feine Täufchung machen. 
Der Ning, der um die Tatholifchen Gebirgäfantone gefchlofjen 
wird, zieht fich je länger je enger zufammen, mittlerweile er auch 
an Dichtigkeit und äußerer Präftanz gewinnt. So weit find die 
Afpekten der revolutionären Partei vollfommen günftig, die Zu— 
funft der fatholifchen Kantone und jene der Katholiken überhaupt 
feine rofenfarbene. Es bedarf Männlichkeit, großen unerfchütter- 
lihen Muth und eine erhabene Entfchloffenheit, in den drohen- 
den Ungewittern feftzuftehen. Luzern bewegte fich bisher inner 
einem ziemlich engen Gefichtöfreife; ihm ſchwebten meift nur neue 
Freifchaarenangriffe vor; gegen diefe verlangte ed Schub; — 
gegen dieſe vornämlich hält ed ſich mit und neben Andern ger 
waffnet. Allein die Dinge fommen ganz anderd: Bern mit der 
übrigen weftlichen Schweiz, unter Umſtänden felbft die Tagfagung, 
d. h. zwölf bundesbrüdhige Stimmen, — werden die fatho- 
liſche Schweiz im Gebirge mit Krieg überziehen. Das wird der 
Kulminationspunft der ſich vorbereitenden Krifid fein.“ Neben 
folhen Gaffandraftimmen fchallte weithin, vom Rhein bid zum 
Jura, der Jubel der radikalen Partei über die gewonnene neue 
Berftärfung; gelang es noch, Halb-Bafel unter den gleichen Hut 
zu bringen, fo wurde jener große Ring zur eifernen Kette, alles 
für angebliche Handhabung ded Bundesvertraged, für welche Kern 
und Zehnder, v. Zillier und Druey fo falbungövoll in Züri 
geiprochen hatten. 

Die VII fatholifhen Kantone waren unterdeffen nicht müßig 
geblieben. Was fie an der Tagſatzung gehört und wahrgenom— 
men, war allein fhon Warnung genug für fie. Deßhalb traten 
fie bald zu neuen Berathungen zufammen; es verfammelte und 
fonftituirte fih in Schwyz, nad) Maßgabe des Schugvertrages, 
ihr Kriegdrath; diefer ernannte den Schultheißen Siegwart zum 
Präfidenten, den Staatsfchreiber Bernhard Meyer zum Sekretär, 
und empfahl dem erftern, wegen fortdauernder Gefahr eines neuen 
Angriffes auf beförderlihe Durchführung der bereitd vorangehend 
beſprochenen Militärorganifation in allen ihren Theilen Bedacht 
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zu nehmen (30. September). Die Genfer Revolution öffnete den 
vu Ständen vollends die Augen über die je mehr und mehr 
herannahende und fich in größerer Dimenfion vor ihnen auf 
tbürmende Gefahr. Der Große Rath von Luzern ertheilte feiner 
Regierung unbedingte Vollmacht und unbeſchränkten Kredit zu 
jeglicher Anordnung, welche zur Berheidigung ded Gebietes und 
der Kantonalfouveränetät nöthig werden könnte. Die Regierung 
zeigte gefammten Ständen an, daß fie die aus dem Aufruhr ber- 
vorgegangene proviforifche Regierung von Genf nicht anerkennen 
werde, eben fo wenig die noch zu mwählenden neuen Behörden. 
Gleiches wollte fie von den andern Kantonen erwarten. Schnei- 
dend fchrieb Luzern dem Borort: habe er unthätig der Nevolu- 
tion zufehen können, fo folle die vorörtlihe Behörde nun aud 
rechtmäßigen Regierungen unbehindert überlaffen, ihre Souverä- 
netätörechte zu üben. Die Erbitterung, eine wohlbegründete, ſprach 
aus jedem Buchftaben des Luzerner Briefd. Es wurde der Kriegs⸗ 
rath von Neuem verfammelt, der Staatsrathöpräfident Wilhelm 
v. Kalbermatten aus Wallis zum Oberfommandanten, der eid- 
genöffifhe Oberft Johann Ulrih v. Salis-Soglio, den wir bes 
veitd vom Aufgebot in Wallis her fennen gelernt, zum General: 
ftaböchef ernannt, auf Beftellung der Divifiond- und Brigade— 
kommando's Bedacht genommen, Regierungsrat) und ingenieur 
Emanuel Müller zum Kommandanten des Genieforps, Regie 
rungsrath Zünd von Luzern zum Kriegskommiſſär ernannt. * 
Eined Kriegsplaned wegen war allgemein die Meinung vorherr⸗ 
hend: die VII Kantone hätten fich innert der ſtrengſten Defen- 
five zu halten, den gegebenen amtlichen Erklärungen zufolge und 
da es ihrer politifchen Stellung zumider wäre, in irgend einer 
Form fih dem Vorwurf audzufegen, die Angreifer geweſen zu 
fein. Die Folge wird zeigen, daß diefe Anſchauung immer die 


* Es ift in andern Schriften auch von der Bethätigung des Fürften Frie— 
drih v. Schwarzenberg und von Befprechungen über jeine Wahl zum Oberbe: 
feblöhaber die Nede. Wir können den daherigen Mittheilungen fein befonderes 
Gewicht beilegen. 
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maßgebende blieb und zum Theil von den Eindrüden herrührte, 
welche ald Folge ausländifcher Anfichten gelten mögen. 

Gleiche Rührigkeit wie in Luzern herrſchte in den übrigen 
fatholifhen Kantonen; der Landrath von Zug ftellte unter Bors 
fiß des Landammannd Boffard eine außerordentliche Regierungs: 
fommiffion von neun Mitgliedern mit den ausgedehnteften Boll 
machten auf, da eine Erefutivbehörde von 54 Mitgliedern für 
diefe Zeiten ein Unding gewefen wäre. Schwyz und die übrigen 
verbündeten Kantone rüfteten; mit befonderer Thätigfeit und Auf: 
merkfamfeit, weil am meiften gefährdet, Freiburg. In diefem Kan— 
ton mwaltete, feit der befannten Großrathöverhandlung über den 
Sonderbund, eine nie raftende Bewegung zum Zwede des Um— 
ſturzes. Ihre Führer blieben keineswegs bei: den Verwahrungen 
vom Juni fliehen, eben fo wenig die Regierung bei ihren papier 
nen Kundgebungen. Diefe verordnete die Reorganifation der Land» 
wehr zweiter Klaffe und jene des Landfturmd, zog auf die Nach— 
riht von der Ummälzung in Genf und der gleichzeitigen Waffe 
nung im Kanton Waadt Truppen in die Hauptftadt, befahl un- 
verweilte Mufterung der Landwehr und ihre Vermehrung durch 
Freiwillige, beider vollftändige Bewaffnung, genehmigte das An— 
erbieten von Bürgern und Bewohnern der Hauptftadt zu frei- 
willigem Dienft für die Handhabung der Ordnung und die Si— 
herheit des Negierungsfiges. Diefen Maßnahmen gegenüber wollte 
der Gemeinderath von Freiburg eine Stadt: oder Bürgergarde 
organifiren, was der Staaterath aber unterfagte. Es war hier 
nach amtlichen Mittheilungen auf Unordnungen abgefehen, weß- 
halb die Regierung noch mehrere Truppen in die Kaferne ver- 
legen ließ. Durch die aufgezählten Schritte hoffte die Regierung 
den nahenden Sturm zu bändigen, den die radikalen Führer von 
Waadt und Bern, im Bunde mit Fazy, anfachten und unter- 
hielten. Unter folder Aufgeregtheit wurde die Herbftverfammlung 
des Großen Rathes eröffnet. Ein Abgeordneter der Oppofition, 
Berchtold, verlangte die Auflöfung und Entwaffnung ded von 
der Negierung bewilligten Freikorps der Hauptfladt; ein anderer 
verlangte, daß der Staatdrath über feine außerordentlichen Maß— 
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nahmen zur Verantwortung eingeladen werde; der Gemeinderath 
von Freiburg führte Beſchwerde gegen den die Bildung der Bür- 
gergarde ablehnenden Befchluß, mit herber Anklage über die Ge- 
fammtpolitif der Regierung; Biffaula von Murten verlangte wirf: 
famere Garantien für den reformirten Kultus mit Rüdtritt vom 
Sonderbund, NRüderftattung der durch den Bezirt Murten zu 
Gunften des Kantonalkrankenhaufes vergabten Summen, unver- 
züglichen Ausweis über den Stand der Kantonalfinanzen. AU 
diefem Anftürmen gegenüber, behauptete der Staatsrath und mit 
ihm eine überwiegende Mehrheit des Großen Rathes eine impo- 
nirende Haltung; diefe Mehrheit verwarf die erwähnten Anträge 
und Begehren, genehmigte und verdanfte nach zwölfſtündiger Dis— 
fuffion mit 54 gegen 24 Stimmen die Rechtfertigung des Staatd- 
rathes über die für die Selftftändigfeit des Kantons getroffenen außer: 
ordentlichen Sicherheitömaßnahmen (November und Anfang Des 
zember). Der gefetlichen Behörde zur Seite ftanden 92 Gemeinden, 
welche die Regierung, unter Billigung ded Schußvertrages, ihrer 
Treue und Anhänglichkeit verfiherten, und die zahlreichen Freis 
willigen von Stadt und Land, deren Organifation und Bewaff- 
nung den Aufruhrluftigen fo mißfällig geweſen. Solder Zeug: 
niffe bürgerlicher Treue bedurfte es in einem Kanton, deifen oberfte 
Behörde in Fritifher Zeit eine noch fo flarfe Oppofition hegte, 
wie erwähnte Abftimmung fundgegeben. 

Wirklich nahmen auch jetzt noch die Beunruhigungen fein 
Ende; es erfehien eine Flugfchrift, die den finanziellen Ruin des 
Kantond verkündete; der Staatdrath verordnete ihre Befchlag- 
nahme. In Montet, Bezirks Stäfis, wurde eine Bolköverfamm- 
lung aufgetrieben, an der fich jedoch beide Parteien betheiligten, 
der Präfekt befchimpft wurde, die Autorität überhaupt manche 
Schlappe erlitt, Ergiebiges für einen Aufitand aber nicht erzielt 
wurde. Viel Gerede über andere Störungsverfuche diefer Art be— 
unrubigten Ende Jahres das Volt und die Regierung. Diefe, 
von endlojen Berlegenheiten umlagert, verbot die Volksverſamm— 
lungen und bedrohte die Urheber derfelben mit den auf die Stö— 
rung der öffentlichen Ordnung und die Provokation zum Aufruhr 
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gefegten Strafen * Aus dem allgemeinen Gewirre fonnte man 
ohne Mühe die Vorzeichen irgend einer gewaltfamen Schilder 
hebung erkennen. 

Wie Freiburg ſah auch Wallis fih zu rüften genöthiget, 
befegte die höheren Militärftellen, ordnete außerordentliche Mus 
fterungen und Waffenübungen an, denn e8 hielt fih vor einem 
Einfalle von Waadt her nicht für ficher. Aber auh Waadt und 
Bern wollten fich nicht ficher glauben gegenüber von Wallis, 
ordneten daher außerordentlihe Wachen an wichtigen Gebirgs- 
poften an, feßten Gefhüge und Munition in Bereitfchaft. Der 
Krieg ſchien dem Ausbruche nahe; die Parteien trauten fich ge- 
genfeitig das Schlimmfte zu und Jeder wollte in Bereitfchaft fein, 
einem allfällig angegriffenen politifchen Freund militärifchen Bei- 
ftand zu leiften. Feft bauten die Freiburger auf Wallis. 

In diefe Zeit fällt die Gründung eined neuen Klofterd auf 
dem Gubel, Gemeinde Menzingen. Dort ftand feit 1596 eine 
freundliche Kapelle zur Erinnerung an frühere Leiden in kon— 
feffionellem Streite, an den Kampf und Sieg, errungen nad) 
frommem Glauben durch höhere Hülfe am 23. Dftober 1531. 
ALS die Zuger Mannfchaft im Frühjahr 1845 nad) Ueberwindung 
der Freiſchaaren wohlbehalten zurüdfehrte, die Furcht vor neuen 
Gefahren aber die Herzen bewegte: da wurde der Gedanke in 
Vielen rege, an jener gefchichtlihen Stätte zur Sühne menſch— 
licher VBerirrungen eine Anftalt „ewiger Anbetung“ gewidmet zu 
gründen. Mittelft Aktien und freiwilligen Gaben waren zu die— 
fem Zmede am 20. April 1846, dem Tage der erfien General- 
verfammlung der Stifter, bereitd Fr. 25,000 zufammengebradht, 
worauf der Bau befhloffen und zu baldiger Ausführung gefchrit- 
ten wurde. In Anmwefenheit zahlreichen Volkes wurde am 23. 
Dftober 1846 der Grundftein zum Klofter gelegt. * Die eben 


* Arröt& du 28 decembre 1846, concernant les assemblees po- 
pulaires, 

** Menige Jahre nachher (24. September 1851) wurden vom bifchöflichen 
Kommiſſär Bofjart den drei erften Drdensichweftern die heil. Gelübde abges 
nommen, „die ewige Anbetung“ kirchlich eröffnet, nachdem der Große Rath von 
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herrſchende Erbitterung zwiſchen Katholiken und Reformirten war 
Urſache, daß dieſes Ereigniß von letztern übel aufgenommen, von 
Vielen ſelbſt als beleidigende Herausforderung angeſehen wurde. 
Fünf Tage ſpäter wurde das alte Benediktinerkloſter Diſentis 
zum viertenmal ein Raub der Flammen (28. Oktober). 
Während folder Vorgänge in den katholiſchen Kantonen ſetz⸗ 
ten der Unfriede und die Gereiztheit ihre Runde in den refor— 
mirten Kantonen fort. Nach dem Fall der Fonfervativen Regie: 
rung von Genf, wurde die Art an jene von Bafel-Stadt ange 
febt. Auch Hier müſſe die Regierung „fpringen“, hieß es; 
Hoffnung auf Gaffenaufftand wie in Genf gab fih fund. Ange- 
fehbene Männer aber fuchten den Maffen zuvorzufommen oder 
wollten doch mwenigftend den günftigen Anlaß zur Geltendmachung 
ihrer oppofitionellen Anfichten benutzen. Bei vierzig Bürger, uns 
ter ihnen Achilles Bifhof und Dr. Med. Friedrich Brenner, ver: 
fammelten fih im Gafthof zu Dreifönigen, zu Berathung der 
Lage. Gleich gefinnt, vereinigten fie fih auch leicht zur Erlafs 
fung einer Adreffe an die Regierung, des wefentlichen Inhalts: 
Zwifchen Behörden und Bürgern beftehe das nöthige Zufammen- 
wirken nicht mehr; dagegen feien Mißtrauen und Mißſtimmung 
eingetreten, auch große Beunruhigung in Folge der Ereigniffe 
von Genf; zu gründlicher Heilung der Gebrechen im Staatswe— 
fen verlangen fie förderliche Berfammlung des Großen Rathes 
und DBerfaffungsrevifion durch Verfaſſungsrath. So die Scale: 
der Kern war eine gewünfchte Wendung halb oder ganz links 
zu der Eonfeffionellen Politif der reformirten Kantone. Bei 700 
Unterfchriften aus der Bürgerfchaft traten bei; die Nadifalen hät- 
ten noch mehr gewünfcht: Ausdehnung des Stimmrechtes auf die 
minderjährigen Milizfoldaten fchon für die Wuhl des Berfaflungs- 
rathes. Die Regierung erfannte das nahe Ende ihrer Wirkſam— 
feit und entfprach willfährig; auf ihren Ruf verfammelte ſich der 


Zug die verfaffungsgemäße Bewilligung zur Errichtung des Kloſters ertheilt 
hatte. Die fichtlich gedeihende Anftalt beruht ganz auf milden Privatbeiträgen, 
daher der Große Rath. um fo mehr den Antrag auf jährliche Rechnungsftellung 
an ihn verwarf. 
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Große Rath zu feierliher Sigung, in der fih die Oppofition 
zwar im Gewande der Mäßigung vernehmen lieh, doch das We- 
fen ihred Strebend nicht verhehlte. Fern von mwühlerifchen Ten» 
denzen wolle man bleiben, aber eben fo von unnatürlichen Sym— 
pathien (jo ſprach Oberftlieutenant Stehlin); das Verhältniß zur 
Eidgenofjenfhaft fei getrübt, für Bafel die Zeit angebrochen, eine 
der proteftantifchen Stadt würdige Politif einzufchlagen. In glei— 
chem Geifte, doch mit lauterem Verlangen einer Bereinigung mit 
den Kantonen der Bewegung, rügte Dr. Karl Brenner bisherige 
Gemeinfamkeit mit den Fatholifchen Kantonen. Gegner aus dem 
fonfervativen Lager erwiederten: was in Wirklichkeit von belobter 
Seite angeftrebt werde, fei eine erweiterte Zentralifation in Buns 
desfachen, welche für da8 Bafeler Gemeinmwefen nichts tauge und 
ihm namentlich die Gewährung freier Niederlaffung aufbürden 
werde, die keineswegs in feinem wohlverfiandenen Intereſſe liege. 
Am entfchiedenften von diefer Seite fpradh Dr. Schmid: mas man 
wolle, fei die zwölfte Stimme für befannte Zwecke; Bafel aber 
folle ausharren im Syftem der Gerechtigkeit und könne nicht die 
Beftimmung haben, die Katholiken mit dem Gewehrkolben zu an— 
derm Glauben zu bringen. Ernfte Warnungen des älteften Mit- 
glieded vor dem Hinüberlenken in das Geleife der Revolution 
wurden von der Tribüne mit Gelärm erwiedert. Die beiden Bür— 
germeifter Frey und Burkhardt blieben im Allgemeinen ihrer bis- 
herigen Anſchauungsweiſe treu, doch mar der erfte der Hinneigung 
zur proteftantifchen Politik nicht fremd, daher auch populärer als 
fein gelehrter Kollege. Der Große Rath ging ein in die Zwecke 
der Adreſſe und beftellte eine Fünfzehnerkommiſſion, an ihrer Spiße 
Frey, zur Begutachtung des Revifionsbegehrens, das wenige Tage 
nachher feine Erfüllung fand, mit Zugabe ded demofratifchen Ges 
fchenfes, daß von nun an die Stimmfähigfeit auf die Minder- 
jährigen ausgedehnt werde, welche das zwanzigfte Altersjahr über: 
fohritten haben. Mit großer Mehrheit genehmigte die Bürgerfchaft 
in förmlicher Abftimmung diefe Erweiterung des Stimmrechtes 
und fchritt zur Wahl ded DVerfaffungsrathes, der fih am legten 
Tag Novembers Fonftituirte und den bejahrten Bürgermeifter Frey 
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ſich zum Vorſtand wählte. Die radifale Partei hatte nun aller: 
dings einen Sieg errungen, doch mar er weniger einfchneidend 
ala was in Genf gefchehen. Die Bewegung war mehr übergäng- 
lich ald fprunghaft. Indeſſen waren doch die alten Zuftände, die 
Erhaltung des Zunftwefend, die Vorrechte der Handwerker, die 
Ausfchließlichkeit in Niederlaffungsfachen gefährdet. Einzelne bes 
- forgten. f[hon, daß die Stadt fich bald nicht mehr als eine rein 
proteftantifhe behaupten, fondern in eine paritätifche umgeftalten 
werde. So erbliden wir das feltfame Schaufpiel, daß eine Be- 
wegung, welche zum guten Theil gegen die fatholifchen Kantone 
gerichtet war, Elemente in fich zu tragen fchien, welche hinmwieder 
der bevorrechteten Erhaltung des Proteſtantismus in der Stadt 
nachtheilig fein werden. 

Auch in Schaffhaufen wollte man, obwohl aus andern Ur- 
ſachen ala in Bafel, wieder einmal eine Staatdveränderung ver: 
fuhen. Man wähnte dort Ueberfälle an Behörden und allzu zahl: 
reiches Perfonale in den einzelnen derfelben zu haben, hoffte 
Befferung der öffentlichen Zuftände durch Verminderung und Ber: 
einfachung, vielleicht vergeffend, daß die Freiheit und das Recht 
der Einzelnen in ſolcher Vielheit große Gewähr finde. In jenem 
wohlgemeinten Sinne gedachte der Große Rath zu einer Berfaf- 
fungsrevifion zu fehreiten und ließ das Volk darüber abftimmen. 
Aber mit 3695 gegen 1582 Stimmen wurde fie abgelehnt. Ald 
mwefentliche Triebfeder der Oppofition wurde die Vorliebe für das 
„Pöftlimefen® bezeichnet (November). 

Bern hatte freilich eine neue Berfaffung und Regierung, 
aber feit der Staatdveränderung dad Gleichgewicht doch noch nicht 
wieder gefunden; die Stimmung war durchgängig eine gereizte. 
Die Theurung der Lebensmittel wirkte nachtheilig auf die untere 
Volksſchichte; fie wurde unwirſch; nah Allem was fie noch bei 
jedem Aufftand in und außer dem Kanton gefehen, mochte fie 
der Anficht fein, daß Alles erlaubt fei. Am 17. Oktober überfiel 
eine Rotte in der Hauptitadt die Marktleute aus dem Wiftelach, 
angebliche oder wirkliche Vorkäufer, leiftete Widerſtand gegen die 
Polizei, ald fie den Anführer verhaftete, befreite fpäter diefen von 
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der Hauptwache hinweg, wohin er abgeführt worden, und warf 
ſich zuletzt auch auf einige Bäckerläden. Der übrige Tag verlief 
indeſſen ohne weitern Unfug von Seite des Volkes, dagegen 
wurde ſolcher Nachts von Seite der Regierung fortgeſetzt. Noch 
neu auf. den Seſſeln, überall Feinde witternd, konnte die Regie— 
rung fih die Zufammenrottung nicht anders denn ald Folge eines 
reaftionären Verſuches erklären, fchritt zu auffallenden und ganz 
grundlofen Berhaftungen, unter andern des Alt-Regierungsrathd 
Fetfcherin,, der die Nacht im Käfigthurm zubringen mußte, und 
bot zahlreiche Truppen auf. Die Anhänger auf dem Lande wur: 
den aufgefchredit; vom Seeland her trafen Freiwillige zum Schuß 
der Regierung in der Hauptftadt ein, wo eine Bürgerwache er- 
richtet wurde; Solothurn entfendete zwei Abgeordnete, um fich 
perfönlih vom Stande der Dinge zu unterrichten. Am folgenden 
Tage neue Rottirungen; die Umzufriedenen beſetzten das Korn— 
haus und machten Miene eine Bolfdverfammlung zu halten. Nach 
vergeblichen Aufforderungen zum Auseinandergehen ließ die Be: 
hörde mit Fußvolf, Neiterei und felbft grobem Geſchütz einfchrei- 
ten, die Menge verdrängen und den Kornhausplag abfperren. 
Hiermit hatte der Vorfall ein Ende; der Amtäftatthalter von 
Bern bezeugte öffentlih zu Gunften der „Ariftofratie®, daß fie 
die Mipftimmung der ärmeren Volksklaſſe keineswegs zu ihrer 
politifhen Aufregung mißbraudt habe. Eine Proflamation der 
Regierung vom 21. Oktober verfündete die twiederhergeftellte Ruhe 
und Ordnung. Auffallend ergriff fie gegen Luzern und Freiburg 
Repreffalien wegen dortiger Befchränfung der Lebendmittelausfuhr, 
unterließ dagegen eine ähnliche Maßregel gegen Waadt, das in 
gleicher Weife wie jene zwei andern Kantone gefündigt hatte. 
Das Votum der Gefandtfhaft von Neuenburg an der Tag: 
fagung war und blieb, wie wir gefehen, ftreng bundesrechtlich, 
ohne irgend eine Abweichung aus Rüdfichten der Konvenienz oder 
der Politik. Indeſſen übten die Ereigniffe ihre nothwendige Rüd- 
wirfung auch auf Neuenburg aus. Seine Regierung verlor mit 
dem Falle von Genf und der eingeleiteten Staatsveränderung 
von Bafel jede politifche Stüße; der Vorort Zürich fleuerte mit 
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vollen Segeln der Befriedigung der radikalen Gelüfte gegen die 
VII fatholifchen Stände zu; die Nahbarn Aargau und Solo— 
thurn Maren voran auf der gleichen Fahrt; Bern und Waadt, 
durch und durch revolutionär, blofirten Neuenburg von allen Sei- 
ten; und nun fielen felbft noch die ſchwachen Gegengemwichte von 
Genf und Bafel! So ward Neuenburg proteftantifh ifolirt und 
hatte nur die mißliche Nachbarſchaft von Freiburg zu feinen Gun— 
ften, von Freiburg, das felbft in den peinlichiten Nöthen war. 
Wirklich traf von dort, zur Zeit ald das Schlimmfte zu beforgen 
war, Staatsrath Techtermann zur Nachfrage bei der Regierung 
von Neuenburg ein (15. Dftober), ob diefelbe, im eintretenden 
Fall des Bedürfniffed und gegen Reziprozität, geneigt wäre, dem 
Kanton Freiburg mit bundesmäßigem Zuzug zu Hülfe zu fom- 
men. Die Antwort war mehr ablehnend ald ausmweichend: nach— 
dem die VII Stände einen eigenen Defenfivvertrag unter fich 
geſchloſſen, müffe Neuenburg fich jeder thätigen Dazwiſchenkunft 
zu Gunften eines diefer Kantone enthalten; daher die Bitte an 
Freiburg, von jeder Truppenrequifition Umgang zu nehmen. Sol- 
her Beſcheid trifft mit den Kundgebungen des Berliner Kabinets 
zufammen, die wir fchon früher fennen gelernt. Innere Verhält— 
niffe nöthigten aber auch dazu. Das Kontingent beftand nun 
einmal aus Neuenburger-Bürgern und den fehr zahlreichen nie- 
dergelaffenen Schweizern; eine Einheit der Gefinnung war un— 
ter folchen Umftänden nicht vorauszufegen und es konnte die Re- 
gierung fonah auf die reglementarifchen Milizen nicht zählen; 
fie waren unbrauchbar nach Außen und Innen. Das erfannte 
fie felbft in ihrem Bericht an den Minifter des Auswärtigen zu 
Berlin (vom 21. Dftober). Nach dem Falle von Genf hielt fie 
militärifche Vorkehren, wenn nicht unerläßlic, fo doch der Vor— 
fiht gemäß; ein Aufgebot der Milizen fah fie aber nicht als thun— 
lich an, fondern entfchloß fich vielmehr zur Errichtung einer be 
foldeten Garde aus ganz zuverläffigen Leuten, wie folches ſchon 
1831 gefchehen, übergab Schloß und Zeughaus der Wache er- 
gebener Stadtbewohner und forgte in gleicher Weife für die Si— 
herheit der Stadt gegen etwaigen Ueberfall feitend der Infurrektion. 
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Wenige Wochen nachher erftattete der Staatsrath abermaligen 
Bericht an den Minifter: ernftere Beforgniffe in Folge der Gen- 
fer Revolution feien nun doch vorüber; aber da man in der 
Schweiz auf nichts zählen fünne, fo bitte der Staatsrath um die 
fönigliche Erlaubniß für den Gouverneur v. Pfuel, fih auf erften 
Ruf nah Neuenburg zu begeben. Minifter Werther antwortete 
gemefjen beifällig, indem er dem General empfehlen ließ, von 
jener Erlaubniß nur bei mwirklicher Dringlichkeit Gebrauch zu mas 
chen, und die vorfichtige Haltung belobte, welche jegliche Aufres 
gung vermeide. Dad Genfer Schreiben um Anerkennung ließ die 
Regierung von Neuenburg liegen; dad Anfinnen Luzern's aber, 
die Nichtanerfennung durch einen öffentlichen Aft fund zu geben, 
lehnte fie ab. Gegen verderbliche fozialiftifhe Lehren blieb der 
Staatdrath wie früher wachſam; Viktor Confiderant, der in Locle 
Borlefungen in jenem Geifte hielt, wurde ausgewiefen, eine da- 
herige Dazmwifchenfunft des franzöfifchen Gefandten v. Pontois 
unberüdfihtigt gelaffen. Mit dem neuen Biſchof von Laufanne 
und Genf, der feine Wahl und Weihe angezeigt hatte, trat die 
Regierung in wohlwollenden Berfehr ein. 

Die Vorgänge im Kanton Waadt behielten das ihnen feit 
1845 aufgedrüdte Gepräge. Der Staatsrath ordnete auf 9. Aus 
guft das Jahresfeſt der neuen Verfaſſung an, entwarf felbft das 
an diefem Tage zu haltende öffentliche Gebet und ließ ed durch 
die zu diefem Zwecke befonderd einberufene Synode genehmigen, 
die fich nicht ohne Zeichen von Unzufriedenheit dazu bergab. Wer 
immer in einem Amtöverhältniffe zum Staate ftand, mußte die 
Teftfreude mit genießen; Ausbleibende wurden mit Entlafjung 
beftraft, fo felbft eine Arbeitslehrerin, die fich zu der Höhe des 
ftaatsräthlihen Patriotismus nicht aufzuſchwingen vermochte. 
Kleine Pladereien gegen die ausgetretenen Geiftlichen, fo ihre Ein 
tragung auf die Milizliften, ihre Einberufung zu den Militärs 
übungen, ihre Beftrafung im Falle des Ausbleibend, waren in 
einzelnen Bezirken noch an der Tagesordnung. Die Aufmerffam- 
feit, welche der Staatdrath den Ereigniffen in den übrigen Kans 
tonen zumenden wollte und mußte, hinderte ihn keineswegs, auch 
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in dieſer Zeit die Pflege der Willkürgeſetzgebung gegen die Män— 
ner der freien Kirche fortzuſetzen. Einem Geſetz über den öffent- 
lichen Unterricht wurde die Vollmacht einverleibt: „daß jede bei 
irgend einem Zweige ded Unterrichtsweſens angeftellte Perjon, 
welche religiöfe Berfammlungen außerhalb der Nationalfirche be- 
fuche, abgefeßt werden möge.“ Das galt vorzüglich einer foge- 
nannten Reorganifation der Akademie, deren Mitglieder den Herr— 
fhern bald aus religiöfen bald aus politifchen Urfachen mipfälkig 
geworden. Eben hatten Profeſſor Monnard und Staaterath Ru- 
het, ehemalige Standeögefandte an der Tagſatzung, von Edel 
über die Parteiwirtbfchaft ergriffen, fich zur Auswanderung ent- 
ſchloſſen, wie Profeffor Dlivier und Andere «8 fchon vor ihnen 
gethan, ald der Staatdrath, unter dem Vorwand jener Reorga— 
nifation, nicht bloß den Profeffor Vinet, einen ald beredten Ber: 
theidiger religiöfer Freiheit, Kanzelredner und Kenner der fran- 
zöfiihen Literatur weithin berühmten Mann, fondern noch fieben 
andere feiner Kollegen entließ, und einzig einen getreuen Theo— 
logen der Staatäfirche verfchonte. So gewannen die fehweizerifchen 
Gelehrten, welche die geachteten Pfleger der Wiſſenſchaft fein 
follten, die troftlofe Ausfiht, bei jedem Wechſel des politifchen 
Windes auf die Gaffe geftellt zu werden. Vinet überlebte diefe 
im Namen ded Fortfchrittes ihm angethane Mißhandlung nur 
wenige Monate. 

In Zeffin tauchten. von Zeit zn Zeit die Zerwürfniffe mit 
dem Erzbifchof von Mailand wegen kirchlicher Angelegenheiten 
von Neuem auf. Unterhandlungen für Wiedereröffnung des Se- 
minard in Poleggio führten zu gütlicher Abfindung im Sinne 
derfelben, immerhin unter dem Beding, daß dem Unterrichtäge- 
fee dadurch Fein Eintrag gefchehen fol. Ein Hirtenbrief aus Mai: 
land, der auf die politifchen Zeitereigniffe bezogen wurde, gab 
Anlaß zu Interpellationen im Großen Rathe, aber auch zu einer 
Erflärung des Staatörathed, daß er nichts Ungeſetzliches in je: 
nem Kreiöfchreiben an die Geiftlichfeit wahrgenommen ; doch wurde 
eine Einladung fowohl an den Erzbifhof von Mailand als an 
den Bilhof von Como beliebt, ſich ſolcher Ausfchreiben, ohne 
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vorgängige Einholung des Plazetd, in Zukunft zu enthalten. 
Kommiffionalanträge zu einem Berbot der Abhaltung der im 
Hirtenbrief angeordneten öffentlichen Gebete unterblieben. 

Diefe Zeiten ließen fih für die Schweiz nicht bloß in po— 
litifher, fondern auch in anderer, zumal in landwirthichaftlicher 
Beziehung, fhlimm an. Im Laufe Sommers erregte anhaltend 
naffe Witterung große Beforgniffe bei dem Landvolf; gleichfam 
als hätte der Himmel alle Schleußen geöffnet, plaßte der Negen 
hernieder Tag und Nacht, bis endlich Waldftröme und Flüſſe alle 
nachbarlichen Ufer verheerten und auch die Seen eine ungewöhn- 
lihe Höhe erreicht hatten. Weit über mehrere Kantone verbrei- 
tete fih der wolfenbruchähnliche Niederſchlag. Dazu ſiechten die 
Kartoffeln an einer Krankheit, für deren Abmwendung noch fein 
Heilmittel erfunden worden; allgemeine Theurung der Lebens- 
mittel war fchon eingetreten, Mangel und Noth ftanden bevor 
auf den Winter. Zu der Aufgabe, die Jeſuiten aus der Schweiz 
hinauszufchaffen, gefellte fih daher noch die andere, Getreide in 
die Schweiz hereinzubringen und läftige Zollmaßregeln der deut: 
hen Nachbarn rüdgängig zu machen. Der Bedrängniß im eige- 
nen Rande vorzubeugen, hatten nämlich die füddeutfchen Staaten 
die Ausfuhr von Getreide und andern Lebensmitteln mit einem 
Ausfuhrzoll von 25 Prozent des Durchfchnittöpreifes belegt. Die- 
fem zu fteuern entfendete der Vorort den Landammann Näff von 
St. Ballen und den eidgenöffifhen Staatsfchreiber v. Gonzen« 
bach an dortige Regierungen, um baldigen Rüdzug jener Zoll- 
verordnung, überhaupt möglihe Erleichterung der nachbarlichen 
Berfehröverhältniffe zu bewirken. Der Schritt war vergeblich, weil 
die Süddeutfchen für fich felbit zu forgen hatten. Um eben diefe 
Zeit follte nah Wunſch des Staatsrathes von Neuenburg das 
Berliner Kabinet fich bei den gleihen Nachbarſtaaten um befon« 
dere Ausfuhrgunft verwenden; der Minifter wies aber feine Neuen- 
burger mit der Bemerkung ab, daß die füddeutfchen Regierungen 
Ihlechterdings für Neuenburg nicht Beſſeres verfügen Tönnten, 
ald für die nächften Nachbarfantone der öſtlichen Schweiz. Im 
folcher Zeit der Noth tauchte die gehäffige Sucht der einzelnen 
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Kantone wieder auf, für angeblihen Schub des eigenen Mark: 
te8 die gegenfeitige Ausfuhr möglichft zu erfchweren. Der Borort 
felbft mußte einfchreiten und auf den Grund alter Tagſatzungs— 
befhlüffe von 1818 und 1819 die Kantone auffordern, die Markt- 
polizei fo einzurichten, daß fie nicht in Fruchtfperre von Kanton 
zu Kanton ausdarte. Die Mahnung traf vorzugsmweife Luzern, 
Freiburg, Graubünden, Waadt und Wallis, welche unzuläffige 
beengende Verordnungen erlaffen hatten; nad manchen gegenfei- 
tigen Klagen und Borwürfen fonnte endlich dem Unfug ein Ende 
gemacht werden. Unbeanftandet dagegen mochten die Kantone, jo 
Luzern, Bern und andere, im Hinblid auf die fehweren Zeiten 
öffentliche Luftbarfeiten, Tanz und Schaufpiel, entweder ganz ver- 
bieten oder von befonderer Bewilligung abhängig machen. Sn 
fatholifhen Kantonen geſchah foldes wohl vorzüglih aud im 
Hinblid auf ihre politifhe Bedrängung. — Im vorörtlidhen 
Kanton Zürich ſetzte unterdeifen das deutfche Demagogenthum 
feine Umtriebe fort. Karl Heinzen gab zur Nevolutionirung Deutfch- 
lands eine Schrift in ächter Banditenfprache heraus, und wurde 
deßhalb nach Verdienen polizeilih fortgefchafft. 

Aber nicht bloß die materiellen, fondern au die diploma- 
tifchen Verkehröbeziehungen der Schweiz zum Ausland nahmen 
eine unfreundliche Geftalt an. Perfonalveränderungen und ſäch— 
liche Beweggründe wirkten zufammen. In Großbritannien hatte 
Ihon im Juli dad Tory-Minifterium den Whigs Pla gemacht 
und es überging die Leitung des Auswärtigen an Lord Pal- 
merfton. Noch war der milde, das Wefen einer ehrbaren Politik 
auf feinem freundlichen Antlitze tragende Morier Stellvertreter 
von England bei den Eidgenofjen; aber Ende Jahres nahm oder 
erhielt er Urlaub und kehrte fpäter nur für ganz kurze Zeit wie 
der; er ließ ald Gejchäftsträger den Sohn des berühmten Staatd- 
lenkers Robert Peel, einen nody jungen Mann gleichen Namens, 
zurüd, von. dem bis dahin mwenigftens nichts Rühmliches zu fa- 
gen geweſen. Defterreich zog feinen Gefchäftsträger v. Philipps— 
berg zurüd, um fi dur einen Diplomaten höheren Ranges, 
den Freiherrn v. Kaifersfeld, repräfentiren zu laffen. An ihm hatte - 
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der öfterreichifche Staatskanzler ein gewandtes und emfiges Organ 
für Geltendmachung feiner Grundanfiht: daß im Verhältniß zum 
Auslande die Eidgenojjenfhaft nur in jener föderalen Form, 
welche das Prinzip der Kantonalfouveränetät wefentlih aufrecht 
erhalte, Anerkennung finden, der Bundesvertrag von 1815 feinen 
Einbruch erleiden dürfe. Auch Frankreich wechfelte: Graf v. Pon— 
tois wurde gegen Ende Jahres erfegt durch den Grafen Bois— 
le-&omte, defjen perfönliche Stimmung den Anfprüchen der fatho- 
lifchen Kantone günftig fchien, während Diplomaten gewöhnlichen 
Schlages feinen Sinn für religiöfe Intereſſen zu entwideln ver- 
mögen, Anftoß erregte bei den Kabineten der unaufhaltfame Fort- 
gang der revolutionären Entwidelung in der Schweiz. Dafür legte 
Zeugniß ab die verfaffungswidrige Staatsveränderung in Bern 
und der dortige ungünftige Perfonenmwechfel. Schon jetzt fah das 
Öfterreichifche Kabinet mit Unmuth auf den bevorfiehenden Ueber: 
gang vorörtlicher Befugfame an die neue Negierung von Bern. 
Als dann vollends in Genf die Revolution triumphirend aus den 
Tageöftreitigkeiten hervorging und Bafel felbft fih vom Taumel 
nicht fern halten fonnte, nahm das gefammte Ausland noch ern= 
fter die dDiplomatifche Waage zur Hand, legte die Gewichte früherer 
und jeßiger Zuftände forglih in die Schalen und fah jene der 
legalen, gelehrten und hoffähigen Zivilifation zu bedenklicher Höhe 
auffchnellen, während in der andern das Proletariat im wohl- 
feilen Bloufenrod fih ftämmig niederfegte, bereitd den Szepter 
in der Hand verfuchend. Die Kabinete rathfchlagten. Frankreich 
faßte wie gewohnt die Sache mit Hite auf; Guigot, der leitende 
Minifter, war auch perfönlich ergriffen, weil in Genf die Welt, 
der er von feinen dort verlebten Jugend» und Studienjahren her 
finnverwandt geblieben, untergegangen war. Die Regierung fchob 
10,000 Mann an die Grenze gegen die Schweiz vor, vornämlich 
in der Richtung gegen Genf. Das fonnte und follte von Waadt 
und Genf nicht unbemerkt bleiben; fie waffneten in aller Eile, 
ftellten die Kontingente auf das Pifet, gleihfam um einem mög- 
lichen Handftreiche gewachfen zu fein. Waadt ging fo weit, daß 
ed dem Vorort zumutbete, fein munteres Heer wirklich in eidge— 
Die Säweiz. III. 29 
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nöffifchen Dienft und Sold zu nehmen. Hiezu fand aber der Bor- 
ort genügende Gründe nicht; er lehnte befhmichtigend ab. Fran— 
zöfifcherfeitd aber wurde die Demonftration bald wieder aufge- 
geben und die Truppen in ihre gewöhnlichen Kantonnemente 
zurüdgezogen. Beſſer ald die Franzofen ſah Fürſt v. Metternich 
in das Wefen der fchmweizeriihen Bewegungen hinein; er erfannte 
nicht bloß die fozialen Gefährden, wie fie in der Bewaffnung 
des MProletariatd in Genf zu Tage traten, fondern das Heran- 
nahen einer gemwaltfamen Umänderung der Bundesverhältniffe. 
Er fah das Zuftandefommen von Zwölfftimmenbeichlüffen voraus, 
welche von der Tagfapung ald bundeögemäß würden geltend ge— 
macht werden wollen, und melde binmieder die Minderheit der 
Stände zur bewaffneten Gegenmwehr nöthigen würden. Noch mehr: 
der greife Staatsmann ahnte eher den Sieg der Zerſtörungspar— 
tei, wie er die radifale Verbrüderung nannte, und fuchte daber 
ſchon jegt Gefahren zu wehren, melde die Grenze der Schweiz 
überfchreiten würden. Das Schlimmfte zu verhüten, fchien er Ab⸗ 
fperrungdmaßregeln in Abfiht zu hegen. Borläufig mahnte er 
die ſüddeutſchen Staaten in einer Zirkularnote zur Wachfamfeit 
an der Grenze, um das An- und Eindringen revolutionärer Ele- 
mente aus der Schweiz nah Deutichland hinüber für alle Fälle 
defto ficherer abzuhalten. Aber aud unmittelbare Einwirkung auf 
einzelne Schweizerftände blieb nicht aus. Zur Zeit, ald Kaiferd- 
feld fhon feit Monaten feine Geſandtſchaft angetreten, erſchien 
Philippsberg in Chur, fegte der Regierung von Graubünden 
mit der Inſinuation zu, daß, falls diefer Stand zu einer mili- 
tärifchen Bollftredung von Bundesbefchlüffen gegen die VII Kans 
tone Hand böte, die Öfterreichifche Regierung ſich bewogen finden 
würde, die dem Kanton Graubünden zugeftandenen ausnahmd- 
weiſen Berfehröbegünftigungen für den Tranfit über den Splügen 
jogleih aufzuheben, unvorgegriffen anderen durch das Völkerrecht 
gerechtfertigten Maßnahmen. Der Kleine Rath antwortete gezie- 
mend und mit fefter Berufung auf vierhundertjährige Freiheit 
und Selbitfiändigfeit, daherige Nechte gegen jede Einmiſchung 
wahrend. Der Teffiner Regierung machte der nah Mailand durch— 
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reifende Herr dv. Philippsberg gleiche Eröffnung. Auch mit Geld 
war die öfterreichifche Regierung zu Gunften der Fatholifchen Kan— 
tone bei der Hand. In Folge nahdrüdlicher Verwendungen des 
Schultheißen Siegmart gewährte fie denfelben ein unverzinsliches 
Anleihen von 100,000 Gulden C. M.* und ficherte zudem auf 
den Fall eines Krieges Unterſtützung an Waffen zu. Bei folcher 
Handlungsweiſe glaubte Defterreih auf die grundfägliche Zu- 
flimmung der übrigen Kabinete, auch von Frankreich, zählen zu 
fönnen. Inzwifchen war die Stellung der franzöfifchen Regierung 
eine mehr unftäte und fchwanfende; allen Grund zu einer Da- 
zwifchenkunft läugnete auch fie nicht; allein von der raftlofen 
Dppofition wegen feiner Politit überhaupt, dann wegen angeb- 
licher Begünftigung der Sjefuitenpartei in der Schweiz unabläffig 
gepeiticht, hielt das Minifterium zurüd, gab übrigens Defterreich 
zu verftehen, daß es bei allfällig anderfeitiger Intervention auch 
nicht zurücbleiben würde. ** Das iſt's, was die Eidgenoffenfchaft 
immerdar zu fürdten hatte: eher dad Einfchreiten eines einzelnen 
der großen Nachbarſtaaten, ald aller Großmächte vereint, welches 
Einfchreiten jedoch fofort die Uebrigen nachgezogen hätte, damit 
das fogenannte europäifche Gleichgewicht um fo weniger Störung 
leide. Unter den Mächten maltete nämlich mehr Hader ald der 
Schweiz glauben gemacht wurde. Franfreih und England über: 
warfen ſich wegen Einheirathung eines Orleans'ſchen Prinzen in 
die Königsfamilie von Spanien; beide Weſtmächte jahen mit 
Mißgunſt die Einverleibung Krakau's in die öfterreichifche Mon- 
arhie. Gleichwohl hatte in der Schweiz bei den Einen die Be- 
forgniß, bei den Andern die Erwartung eines gemeinfamen Ein- 


* &S „der Bürgerkrieg in der Schweiz”, von Ulrich; Seite 214. Proto: 
foll des Kriegärathes der VII Orte vom 9. Januar 1847 im Tagfagungsab: 
ſchied gleichen Jahres, II. Abtheilung. 

** Als wenige Monate fpäter dem franzöfifchen Minifter in Paris bemerkt 
wurde: im Falle des Ausbruches des Bürgerfrieges in der Schweiz dürfte Oeſter— 
reich zu bewaffneter Intervention fehreiten wollen, erwiederte Guizot: „Tobald 
ein öfterreichifcher Soldat feinen Fuß auf Schweizerboden fegt, wird Frankreich 
auch feine Truppen einrüden laflen; wir interveniren zufammen!* 
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fhreitend der Großmächte ftarfe Wurzel gefaßt, und ald Kaifer 
Ferdinand I. mittelft Einverleibungsedifted vom 11. November 
der weiland freien Stadt Krafau verkündete, daß die legte Stunde 
ihrer Selbftftändigfeit gefchlagen, die fie nicht zu würdigen ge— 
wußt hatte, vernahm man aus den ernften Blättern der Schweiz 
manche befonnene Warnung vor ungefeplicher und bundeswidriger 
Gewaltherrſchaft, überhaupt vor Auflöfung bundesgenöffiicher 
Bande. Der radikalen Partei gegenüber gab endlich Defterreih 
fein Mißfallen mit der neuen Lage der Dinge aud noch durd) 
das Streben fund, das diplomatifche Korps vom herfömmlichen 
Sitz in Bern nah Zürih zu verlegen. Preußen, Rußland und 
Baiern gaben Inftruftionen in diefem Sinne, doch wollte Ruß— 
land zuvor noh auf Frankreich fehen. Aber Bois-le-Comte, ob- 
wohl durch feine Inftruftionen im Allgemeinen beauftragt, die 
alte Rivalität zwifchen Frankreich und Defterreich nicht mehr zur 
Schau zu tragen, fondern vielmehr ein gemeinfamed Borgehen 
einzuleiten, * mich einem Entfcheide aus und machte fidy mitt- 
lerweile in Paris zu fchaffen. So blieb die Bemühung Defterreichd 
ohne Erfolg und es zeigte fich die geringe Hebereinftimmung der 
Großmächte in Hauptfahen auch in erwähnter Formfrage. 

Am Testen Tage des Jahres fchloß Zürich feine vorörtliche 
Laufbahn. 


Fünfter Abfchnitt. 


Bern wieder Vorort. Erklärungen der östlichen Kabinete an denfelben; die 
Gropmächte uneinig. Aufruhr in Freiburg und Niederhaltung desfelben. Ber: 
halten der übrigen fatholifchen Stände. Die neuen Verfaffungen von Genf und 
Bafelftadt. Der Zeller-Handel in Bern. Poftunterhandlung mit Defterreich. 
Stand der Eifenbahnprojefte. Reorganifation des Bistbums St. Gallen. Ra 
difaler Wahlfieg in St. Gallen, Vorbote des inneren Krieges. 
(Erfte Hälfte des Jahres 1847.) 


Zur materiellen Macht empfing in diefen Tagen der Stand 
Bern das eidgenöffiiche Siegel. Präfident der vorörtlichen Behörde 
* Revue des Deux-Mondes, T. V.; Paris 1850, S. 471. Abhand— 


lung des Grafen d’Haufjonville über die. diplomatifhen Beziehungen Frank— 
reichs zur Eidgenoffenfchaft. 
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war nun Alerander Funk, eines Paftord Sohn von Nidau, da- 
mals im vierzigften Lebensjahre ftehend, wie manche andere po- 
litifche Führer Bern’d aus der radikalen Schule wenig begün- 
fligt und nur ungenügend vorbereitet durch feine Studien für 
hohe ſtaatsmänniſche Wirkfamkeit. Nach Benutzung der bürger- 
lihen Schulen in Nidau bezog er die Afademie in Bern, hörte 
dort die juriftifhen Borlefungen der Profefforen Samuel Schnell 
und Henfe und frat dann auf der Schreibftube eines mohlaffre- 
ditirten Anwalt der Hauptftadt in das praftifche Reben ein. Diefer 
frühe Eintritt in den auf Erwerb berechneten Gefchäftsbetrieb, 
ohne Befuh auswärtiger Hochſchulen, ohne Reifen, hinderte eine 
mehrfeitige Ausbildung des jungen Mannes, dem ohnehin aller 
ideale Schwung gebrach. Zurüdgezogen und arbeitfam, mit mehr 
Geſchick zu formaler Gefhäftsführung als zu gründlicher Auffaf- 
fung der Staatd- und gefellfchaftlichen Lebendfragen ausgeftattet, 
war Funk nicht fo faft Staatsmann, ald vielmehr eine jener bür- 
gerlichen Mittelmäßigkeiten, denen «8 leicht ift, in Fleineren ſchwei— 
zerifchen DOrtfchaften die Umgebungen zu überragen, fi mit und 
neben Andern in gleihartigen Verhältniffen eine gewiſſe Popu— 
larität in den Nepräfentativbehörden zu erwerben und endlich, 
man weiß faum warum und mit welcher Berechtigung, die höch— 
ften Würden im Staate zu erreichen, nicht felten, um nad es 
nigen Jahren, ebenfo unvermerft ald ohne nachhaltige Rüd- 
wirkung auf das öffentliche Leben, von demfelben wieder abzu- 
treten. Daneben hütete Funk fich ſtets vor auffallenden fittlidhen 
Verftößen und Charafterfehlern und gab, wo nicht Borurtheil 
oder Parteiintereffe allzuſtark einwirften, Beweife von Gerechtige 
feitöliebe und Nüdfichten gegen jede Seite, was ihn mit der er- 
wähnten Brauchbarkeit in Gefchäften auf längere Dauer bei ver- 
ihiedenartigen Zeit- und Parteirihtungen möglich, felbft will- 
fommen machte. Nach juriftifcher Prüfung im Jahr 1832 erwarb 
er fih das Patent als Profurator, übte dann den Beruf eines 
Anwalts im Seeland aus, wurde fpäter vom Großen Rath als 
Gerihtöpräfident in das Dber-Emmenthal befördert, erhielt in 
diefer Stellung einen Sig im Großen Rath, fiedelte nachher, wieder 
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als Anwalt, ſich in Biel an, wurde mit dem Patent eined Für- 
fprecherd betraut, nachdem ein neues Geſetz die frühere Befchrän- 
fung der Zahl diefer höhern Anwälte aufgehoben hatte, beftieg 
auch den Präfidentenftuhl des Großen Rathes mit dem damaligen 
Titel eined Landammanns, gelangte in dad Dbergeriht und, mit 
Umgehung älterer, an Gelehrfamfeit und Erfahrung ihn über: 
ragender Mitglieder, fogleih auch zur Würde eined Präfidenten 
dieſes Gerichtöhofes. In diefe Zeit fällt das revolutionäre Auf: 
treten der „jungen® Rechtsſchule, die Snell’fche genannt. Funk 
mißbilligte anfänglich ihr Treiben; als aber die Bemegung an— 
ihwoll, half er in Widerfpruch mit der Verfaſſung zum Berfafs 
fungsrath, hielt ſich bier indeffen von extremen Maßregeln frei und 
gelangte endlich an die Spige der Regierung. Bon jept an war 
feine Aufgabe, das Ruder auch für die Eidgenoffenfhaft zu führen, 
Seine befanntern Kollegen in der vorörtlihen Behörde waren 
Ulrich Ochſenbein, Bizepräfident, dann Stämpfli, Dr. Joh. Rus 
dolph Schneider und Stodmar. Der neue Vorort verhieß in fei- 
nem erſten Kreiöfchreiben an die Stände genau fo viel als die 
VII fatholifhen Konferenzkantone fchon feit Fahren, in neuerer 
Zeit dringender denn je, gefordert hatten, indem er fich in jenem 
Aktenſtück „zur angelegenen Pfliht machte, den bundesgemäßen 
Nechtözuftand, den Landfrieden und die öffentlihe Ordnung in 
der Eidgenofjenfchaft zu erhalten*, — und weiter betheuerte: er 
werde „ganz befonderd der verfaffungsmäßigen Entwidelung 
fchmweizerifcher Zuftände unaudgefegt fein Augenmerf zumenden®. 
Leider war man fihon lange gewöhnt, in folhen Phrafen zu 
glänzen, die Handlungen aber nad) Parteigelüften zu geftalten. 
Das Gerede, ald ob einzelne Großmächte den neuen Vorort 
nicht anerfennen würden, zerftob bald als nichtig. Allein die üb- 
liche offizielle Anzeige vom Vorortswechſel nahmen Defterreidh, 
Preußen und Rußland nicht mit der gewohnten Formel auf. Die 
Gefandten diefer Mächte erklärten fich bereit, die biöherigen freund: 
lichen Beziehungen zur vorörtlihen Behörde auch ferner zu er- 
halten, auf fo lange, ald die Grundlage, auf welcher die vorört- 
lihe Gewalt beruht, nicht in ihrer Wefenbeit angegriffen oder in 
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ihrem Geiſte gefälſcht werde. * Das hieß verſtändlich: „haltet Ihr 
den Bundesvertrag, wie wir ihn verſtehen, ſo wird der Vorort 
und werden die Zuſtände der Schweiz anerkannt; wenn nicht, 
behalten ſich die Mächte ihre gutfindende Stellung vor.“ Es war 
dieß eine Wiederholung des ſchon fo oft Verdeuteten oder auch 
Gefagten. Der Borort Bern antwortete, wie zu erwarten war: 
er werde fich beftreben, die wölferrechtlichen Beziehungen auf 
die Grundlage vollftändiger Gegenfeitigfeit zu pflegen; in Hin- 
fiht der Leitung der innern Bundesverhältniffe fei er einzig den 
mitverbündeten Kantonen verantwortlich und würde er jeden Ber: 
fuh ausmwärtiger Einmifhung in diefelben ablehnen (14. Januar). 

An die Note der drei nordifchen Mächte hatte ſich Frankreich 
nicht angefchloffen, obwohl der Sache nach mit ihnen einverftan- 
den; das franzöfifhe Minifterium fühlte das Bedürfniß, nicht in 
jener Gefellfhaft vor den Kammern zu erfcheinen. Graf Bois» 
le⸗Comte begab fich, nach längerer Unterredung mit Siegwart in 
Luzern, zu den Verhandlungen der Pairskammer nach Paris; zu- 
rüdgelangt, machte er eine Rundreife zu den herporragenden Ma: 
giftraten der meiften Kantone, feinen Widerwillen vor radifaler 
fonfeffioneller Befehdung der Katholiken nicht verhehlend, dabei 
immer zum {Frieden mahnend und Frieden noch hoffend. An die 
Gefandten, welche Zürich zur Reſidenz gewählt, fchloß fich der 
preußifche an; der englifche Repräfentant blieb in Bern, in ver- 
trautem Berhältnig mit dem radikalen Bärenklubb; ** auch der 
franzöfifche verließ den ordentlihen Sig nicht, wenn er auch in 
entgegengefeßtem Sinne zu wirken bemüht war. Einen Augen: 
blid hatte der Vorort Beforgniffe vor einer öfterreichifchen Inter— 
vention, indem er bei den Ständen St. Gallen, Graubünden und 
Zeffin Erkundigungen über angeblihe Truppenanfammlung an 
den öftlichen und füdlihen Grenzen der Schweiz einzog; wohl 


* „Aussi longtems que la base sur laquelle son pouvoir (die vor: 
örtliche Befugniß) repose, n’aura point été entamde dans son essence ou 
vici6e dans son esprit.“ 

** Dom Gafthaus zum Bären fo genannt, wo ſich die Elite der radikalen 
Partei zu verfammeln pflegte. 
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im Irrthum; der Fürft Metternich fürdhtete eine Intervention in 
der Schweiz, obwohl er an folcher zu arbeiten fchien, mehr als 
er fie herbeiwünſchte, ald neue Quelle unabfehbarer Bermwidelun: 
gen unter den Großmädhten. 

Bekümmerniffe und Sorgen von Behörden und Bolf in 
Folge der Lebensmitteltheurung walteten auch in diefer Zeit. 
Daher von Seite ded Vorortes die abermalige Sendung des 
Landammanns Näff von St. Gallen und des eidgenöffifchen 
Staatsjchreibers v. Gonzenbah nach den füddeutfchen Staaten; 
der Erfolg war gewährte zollfreie Ausfuhr von 2250 Malter Korn 
wöchentlich während ſechs Wochen, vom 20. Februar an. Man 
dankte, obwohl unzufrieden über die fnappe Nahbarfhaft. An 
der lombardifchefchweizerifchen Grenzlinie ward die Bedrängniß 
empfindlicher. Defterreih ſah fi) dort zu einem Ausfuhrverbot 
gegen die Schweiz genöthiget, dem auf einzelnen lombardifchen 
Märkten ſtörende Volfdaufläufe gegen freien Kauf und Ausfuhr 
vorangegangen. So waren in Barefe, Lecco und dortiger Gegend 
12 bis 1400 der Regierung von Zürich gehörige Kornfäde theild 
geplündert, theild auf die Gaffe verfchüttet, theild in den See 
geworfen worden; ähnlich wurden Glarus und Graubünden ge— 
ſchädiget. Teſſin fandte Abgeordnete, Fogliardi und Franfeini, 
nach Mailand und Turin zu Erwirfung freien Kaufe, Luzern 
den Schultheißen Rüttimann eben dorthin für gleichen Zwed, 
Zürich den Bürgermeifter Furrer nach der Lombardei, um Erſatz 
für jenen Schaden zu reflamiren. Es traten feitens öſterreichiſch 
Italien im Lebendmittelverfehr Milderungen erft dann ein, ala 
eigene Berlegenheit im Lande fich gemindert. Selbit im Innern 
Teſſin's war, gegenüber der Mißſtimmung des Volkes, der freie 
Fruchtverfehr ſchwer zu behaupten, und die Regierung mußte po— 
lizeilich zu feinem Schuß einfchreiten. 

In Freiburg begann das neue Jahr, wie das alte geendet. 
Gardian, Oberamtmann von Siäfis, ſah fih zu Erfüllung ge: 
jeglicher Pflicht genöthiget, gegen die Störer der Ordnung an 
der Berfammlung in Montet einzufchreiten; zwei Redner an der: 
felben, Namens Faſel und Duruz, nahm er in Unterfuchung, ihre 
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Papiere in Beichlag. Eine Anzahl Leute aus vier bis fünf Ge- 
meinden des Bezirks wollten dieß nicht dulden; etliche hundert 
ftarf rotteten fie fih zufammen, erfchienen im Schloßhof zu Stäfis, 
wollten vom Oberamtmann die Herausgabe der Schriften und 
die Niederfchlagung des Unterfuches ertrogen (31. Dezember). 
Gardian aber hielt feft, und der Staatsrat forderte von den auf- 
geregten Gemeinden des Bezirfed einen binnen fürzefter Frift 
audzuftellenden Aft der Unterwerfung nebſt Erklärung, daß fie 
jeder ferneren Störung der angehobenen Unterfuchung entgegen 
treten werben. 

Mittlerweile war von Bern und Waadt ber ein Aufftand 
in größerem Mapftabe angefacht worden und die Häupter der Un- 
zufriedenen in Freiburg ſelbſt wollten den günftigen Augenblid 
benugen, mit Gewalt zu erzwingen, was der parlamentarifchen 
DOppofition im Großen Rath nicht gelungen war. Sie bauten 
auf die Gunft ded neuen Vorortd, auf die Erfolge in Genf, auf 
den Schuß und die Anerfennung, die fie ringsum in der Preffe 
und bei den Behörden gefunden. Der ftaatsräthliche Beſchluß gegen 
die Belföverfammlungen wurde ald verfaffungswidrig angegriffen ; 
in Boll leiteten Ausgefchoffene aus den obern Gemeinden (unter 
ihnen mit befonderm Feuer Advofat Andreas Gaftella) auf den 
10. Januar eine große Volksverſammlung ein, keineswegs mehr 
zur Kundgebung von bloßen Wünfchen, fondern zur Vorbereitung 
des Aufftandes; * im Broye-Bezirk, dann in Kerzers für die Mur- 
tener Bevölkerung, follten ähnliche Berfammlungen gehalten wer: 
den. Der Staatsrath aber antwortete mit einem Truppenaufge- 
bot und mit der außerordentlichen Einberufung des Großen Rathes. 
Für die Unzufriedenen galt ed nun, den Folgen des energifchen 
ſtaatsräthlichen Einfchreitens zuvorzufommen. Einflüffe von Bern 
her wirkten im gleichem Sinn. 

In den Morgenftunden des 6. Januar traf in Freiburg 
Fürſprech Scherz von Bern ein; er bezeichnete fih ala Abgeord- 


* „La poire est müre; Messieurs , reculerez-vous * So jprad 
Gaftella. 
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neten „einiger Herren dortiger Regierunge, welche gefunden, daß 
man in Freiburg mit mehr Energie handeln ſollte, der Augen— 
blick dazu nun gekommen ſei, zumal man in Bern Anzeige aus 
Murten empfangen, daß man hier zum Aufſtande bereit. Im 
Sinne von Scherz ſetzten ſich Advokat Frölicher, Vater, und Pros 
feſſor Dr. Buffard, * auch der ſchon genannte Caſtella in Thä— 
tigkeit. Dreifacher Aufftand, von Murten, von der Broye, und 
von Boll her, das war ihr Planz die Hauptitadt ſollte noch vor 
Ankunft der Regierungstruppen genommen und befeßt werden. 
Scherz und Eaftella eilten zu bezeichnetem Zwede nah Murten, 
wohin fpäter auch Kaver Holly entfendet wurde; Ludwig Schaller, 
Bruder Julian's, des Oberförfterd und Großrathes, begab ſich auf 
Befehl von Buffard nach Laupen zum Amtöjtatthalter, damit die- 
fer zur Einfhüchterung des deutfchen Freiburger Bezirkes Berner 
Truppen aufbiete. Er hatte fi) dabei nur auf Scherz zu beru— 
fen. Peterlingen war fehon länger her der Sammelplag für die 
Unzufriedenen der Broye; dorthin ging am 6.-auf Befehl Frö- 
licher’d ebenfalls ein Expreſſer ab und beforgte das Aufgebot in 
den benachbarten Freiburger Dörfern. Bicarino, Schwager der 
beiden Schaller, foll Geld dazu hergegeben haben. Nah Bol eilte 
Buffard felbft, nachdem in feinem Auftrag ein paar Sendlinge 
vor ihm zur Beforgung der Aufgebote abgegangen, und, mit feir 
nem Wiſſen, die Befehle in die andern obengenannten Bezirke 
abgefchidt waren. 

In Murten verfammelte fih unmittelbar nach der Ankunft 
der Treiber aus Freiburg das örtliche Komite; der Befehl zum 
Aufftand wurde gegeben; Bewaffnete drangen in das Schloß, 
verlangten gebieterifch die zwei Vierpfünder-Kanonen heraus; ver- 
gebens waren die Borftellungen des DOberamtmanns: die beiden 
Stüde wurden mit Gewalt genommen und abgeführt, ein vom 
DOberamtmann zur Berichterftattung an die Megierung abgefendeter 


* Nachherige Unterjuchungsakten bezeichnen dieſe beiden als die Leiter des 
Aufftandes. Frölicher war auch Verfaffer der oben erwähnten Flugfchrift über 
die Finanzen, 
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Landjäger gepadt und zurüdgehalten, der Oberamtmann felbft 
nebft feinem Amtöfchreiber gleich einem Gefangenen von Bewaffr 
neten bewacht. Abends 8 Uhr heulte die Sturmglode zur Samm- 
lung; um 1 Uhr nad Mitternacht brachen bei 400 Mann, un: 
ter Führung von Notar Karl Chatoney, Großrath Biffaula, 
Bater, Notar Tſchachtih und Baumeifter Jakob Weibel, Ddiefer 
ald Kommandant der Artillerie, auf nad der Hauptftadt. Ihr 
von Freiburg her empfangener Befehl lautete: vorzurüden bie 
Courtepin, dort Bericht von den Operationen der zwei andern 
Kolonnen abzuwarten. Es gefhah; Weibel eilte mit einem Jäger 
zu Pferd im Auftrage Chatoney's nah Gumfchen, Bericht von 
der Broye-Kolonne zu holen. Unterdefjen fließen die Murtener 
auf eine Truppe obrigfeitlicher Landfturm-DMannfchaft, geringer 
an Zahl als jene, aber zum Widerftand entfchloffen. Hier wurde 
von den Murtenern einer der Landftürmer durch zwei Schüffe 
hingeftredt; erfchroden kehrte der Vottrab um, die Kolonne trat 
den Rüdzug an, traf am 7. Mittags wieder in Murten ein, er 
richtete Barrifaden, und blieb noch einige Zeit unter den Waffen. 

Sn gleicher Nacht brach die Kolonne aus der Broye auf; 
für fie waren in PBeterlingen Waffen und Munition ausgetheilt 
worden. In Montagny, von wo an der Maurer franz Eurty 
Anführer war, erhielt der Zug namhaften Zuwachs; er rüdte ‚vor 
bis Gumfchen (Belfaug); bier wurden die Kediten durch den Land- 
ſturm ergriffen und in die Kirche eingefperrt; Die Uebrigen zer— 
fireuten fih und vergebens waren wiederholte Verſuche, fie den 
Murtenern zuzuführen. 

In Boll war Bufjard am 6. Januar Abends 7 Uhr aus 
Freiburg, mit Geld von eben daher, angefommen; zum Aufftand 
ermunterte er mit der Nachricht, dab ein paar taufend Mann aus 
den mehrgenannten Bezirken zum Sturz der Regierung nad) Frei— 
burg marfchiren werden. Der Oberamtmann, der pflichigetreu die 
Herausgabe der Kanonen verweigerte, wurde befehimpft. Der Haupt: 
fammelplak für die obern Gemeinden war Avry; bier und in 
Boll geſchah die Austheilung der Waffen; Abends 11 Uhr Ab- 
marfh von Bol, etlihe hundert Mann ſtark; herwärts du Bri 
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(Hälfte Weges zwifchen Boll und Freiburg) erhielten fie Bericht 
von den Bertheidigungsanftalten der Regierung, vom Aufbrud 
des Landfturms; die Häupter, unter -ihnen Buffard zu Pferd, 
ergriffen eiligft die Flucht, und der Infurgenhaufen kehrte in Uns 
ordnung zurüd. 

Waährend fich die erzählten Ereigniffe vorbereiteten, hatte man 
in der Hauptftadt fchnellen Bericht; der Staatsrath, in außer- 
ordentlicher Nachtfigung, traf alle Anftalten zur Gegenwehr; zahl- 
reich fanden fih Milizen und Landfturmmannfhaft, namentlich 
aus dem deutfchen Bezirk, ein, gleich ergeben und entfchieden ; 
wir haben bereitö gefehen, wie die Aufrührer vor ihr gemwichen. 
Die meiften aufftändifchen Führer, welche nicht fehon von den 
Kolonnen binweggeflohen, flüchteten ebenfalls, nachdem fie in den 
Abendftunden, in Anwefenheit ded mit der Nachricht vom Auf: 
fand aus Murten zurücdgefehrten Caftella, fruchtlofe Rathſchläge 
für bewaffnete Bertheidigung gepflogen. In der Frühe des 7. 
Jänner fah fi die Regierung Herr der Lage; aller Widerftand, 
der fich feit dem Juni 1846 in jeglicher Weife verfucht hatte, 
war gebrochen, und nebft der gewaltigen Volkskraft, welche der 
Regierung ald Stüße diente, fam ihr von nun an die moralifche 
Wirkung eines glänzenden Erfolges über ein eben fo verbreche- 
rifhes als feig und kopflos geleiteted Unternehmen zu ftatten. 

Während Solches in Freiburg vorging, wurde in den be 
nachbarten radifalen Kantonen, vorab in Bern, jeder aufrührerifche 
‚ Schritt, der in Freiburg beabfichtiget war oder den die ander- 
wärtigen Gefinnungsgenoffen wünfchten, gleichzeitig angefündiget ; 
Murten follte durch Zuzug von Freifchäärlern aus dem Kanton 
Bern ber unterftügt werden, und wirklich machten fi ungefähr 
fechszig folder Zuzüger von Bern, ein paar Dutzend von Wif- 
lisburg her, zu erwähnten Zwecke auf den Weg. Wichtiger und 
auffallender war das Einfchreiten der Regierung von Bern jelbft. 
Bom Ausbruch des Aufitandes in Murten fogleih in Kenntniß 
gefegt, Tieß fie noch in gleicher Nacht ihre in der Stadt garni: 
fonirenden Milizen nach Neueneck abmarfchiren, bot deren noch 
mehrere auf, fiellte alle unter den Befehl des Oberften Zimmerli 


— 461 — 


und ließ mit Beförderung die ganze deutfche Freiburger Grenze 
bejegen, Alles bevor irgend ein Wunſch oder auh nur ein Winf 
der Regierung von Freiburg in Bern angelangt war. Ein vor 
örtliches Kreisfchreiben zeigte gefammten Ständen an, es fei ges 
heben, um jede unbefugte Einmifchung der Berner Bevölkerung 
in die Angelegenheiten von Freiburg fern zu halten; in gleicher 
Weiſe drüdte fich die Regierung von Bern in einer Proflamas 
tion an ihre „Mitbürger“ aus, wie denn auch der befreundete 
Fürſprech und Großrathspräfident Niggeler den Truppen .ald Zi- 
vilfommiffär zur Wahrung ded „Grenzfriedens“ an der Senfe 
beigegeben worden. Trotz diefer feierlichiten Berficherungen blieben 
die Gegner der Berner Regierung bei ihrer Meinung, daß deren 
Abfiht gewefen, der erfehnten und erwarteten „proviforifchen® 
Regierung in Freiburg zur üblichen „Handhabung non Ruhe und 
Drdnung® mittelft ihrer Truppen zur Seite zu ftehen, mit ans 
dern Worten, bei der Staatsummälzung Gevatterdienfte zu ver- 
richten. Wirklich hielt fih der Vorort, ungeahtet der für ihn 
befremdlichen Wendung des Aufftandes, nicht von aller Einmis 
[hung frei, fandte den eben in Bern mweilenden Landammann 
Wieland von Aargau und den Negierungdrath Stodmar, angeb- 
lich zur Erkundigung über den Stand der Dinge, nach Freiburg 
ab, in Wirklichkeit wohl mehr, um ein gutes Wort für die ge: 
fährdeten radikalen Freunde einlegen zu laffen. In Freiburg thaten 
die vorörtlihen Kommiffarien gar freundlich, der zu ihrem Em— 
pfang beauftragte Abgeordnete der Regierung (Schultheiß Four— 
nier) ebenfalls, indem er verficherte, daß fie die bloß Verführten 
von den Führern auszufcheiden wiffen, überhaupt mit thunlicher 
Milde verfahren werde. Eindringlicher wirkten auf die Kommiſ— 
farien die vor ihren Augen fi entfaltenden Beweiſe, daß Re 
gierung und Bolf einig, für den Aufftand und die Schuldigen 
feine. Sympathie vorhanden feien. Noch gleichen Tages fehrten 
Wieland und Stodmar nah Bern zurüd (8. Jänner); noch nie 
hatten eidgenöſſiſche Interventions- oder Vermittlungskommiſſarien 
ihre Sendung ſo ſchnell erfüllt. 

Obwohl die drei Aufrührerbanden von der Stadt fern 
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gehalten worden, füllte fie fih doch vom Morgen des 7. Januar 
an je mehr und mehr mit Milizen und Landfturmmännern (ihre 
Zahl wuchs auf 5 bis 6000 Mann an), während das Frauen 
volf in den Kirchen dem Gebet oblag. Allgemein war der Enthus 
ſiasmus, aus vielen, zumal den deutfchen Gemeinden fein ein- 
ziger waffenfähiger Mann zurüdgeblieben. Der Staatsrath ſaß 
in Permanenz; für die militärifhen Anordnungen hatte er den 
Oberſten v. Maillardoz zugezogen. Am 7. gab die Regierung Be- 
fehl, die Stadt Murten durch Milizen zu befegen, denen Staats— 
vath Techtermann ald Zivil-Kommiffär beigegeben wurde. Gleich- 
zeitig erfuchte fie Bern, dortige Truppen von der Grenze zurück— 
zuziehen, gab gefammten Ständen von den Porfällen Kenntniß, 
ließ am 9. unter Leitung von Schultheiß Forell auch Boll be- 
fegen, Murten entwaffnen und für Bezahlung der Kriegsfoften 
haften, endlich dur die Dberamtmänner das Vermögen der Auf- 
ftändifchen mit Beichlag belegen. Da auh Waadt, wie Bern, 
Truppen an die Grenzen verlegt hatte, verlangte Freiburg von jenem 
Kanton ebenfalld deren Zurüdziehung, zugleich die Auslieferung 
der dorthin entflohenen Führer des Aufitandes. 

ALS der Große Rath fih verlammelte (9. Januar), zeigte 
er eine mefentlich veränderte Phyfionomie; mande der Oppo— 
fitionshäupter fehlten, weil flüchtig oder aus ähnlichen Gründen 
nicht erfchienen; andere aus ihrem Kreife verurtheilten den Auf— 
ftand und bezeugten ihre loyalen gefeglichen Gefinnungen, moll- 
ten fie auch von ihren „liberalen“ Grundfägen nichts aufgeben; 
die Behörde in ihrer großen Mehrheit war froh ded Sieges, der 
nicht bloß ein Sieg über verwegene Widerfacher im eigenen Land, 
fondern über eine ganze mächtige Partei in der Schweiz mar, 
deren fedem Stürmen nach Alleinherrfchaft, mit Unterdrüdung 
jeder freien fantonalen Eigenthümlichfeit in den wichtigften polis 
tifchen und Eonfeffionellen Beziehungen, der Ausgang in Freiburg 
ein nachdrückliches Halt zuzurufen fehlen. Der Große Rath be— 
fätigte das Verbot der Bolföverfammlungen durch Gefep und 
befchloß in Gutheißung dreier Anträge des Advokaten Wuilleret, 

die Abhaltung eines jährlichen religiöfen Danffeftes für glüdliche 
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Wiederherftellung der innern Ruhe, unter vorbehaltener Berftän- 
digung mit der kirchlichen Behörde zu Beftimmung des Tages, * 
Billigung und Anerkennung alles Deffen, was die Regierung ge- 
leiftet, und außerordentliche Vollmachten an diefelbe für Verhin— 
derung jeglihen anarchiſchen Rüdfallee. Zum gefammten Bolt 
und zu den Bewohnern Murtens ſprach er, durch das Organ ded 
Staatsrathes, in eigenen Proflamationen, an legtere mit der Er- 
innerung, daß er fie den Bewohnern des übrigen Kantons ftets 
gleih gehalten, aud ihren Kultus geachtet und befhügt, und 
nicht minder bei jeder Gelegenheit ihre materiellen Intereſſen be- 
dacht habe. 

Geftärkt durch die ausgezeichnete Haltung ded Großen Ra- 
thed war die Negierung nun auch thätig für Herftellung der ges 
jeglichen Ordnung. Wie Murten und Boll, fo wurden au noch 
Stäfis, Montagny und Dompierre militärifch befegt. Mit Waadt 
gab ed Anftände wegen des Truppendurchpaffes über Peterlingen 
nah dem freiburgifchen Gebietstheil von Stäfis. Sie wurden 
zur Zufriedenheit von Freiburg beigelegt durch eine befondere Sens 
dung des Oberften v. Maillardoz nach Lauſanne. Das Auslie- 
ferungöbegehren der Flüchtigen lehnte Waadt ab, nicht aber ihre 
Internirung; dortige Regierung war ihnen fo günftig ald mög— 
lih, und beehrte den Dr. Bufjard jofort nach Ankunft mit dem 
Lehramt des öffentliches Rechtes an der Akademie in Lauſanne. 
Augenblidlichen Anftand mit Bern veranlaßte die Verhaftung eines 
freiburgifchen, nach Luzern beftimmten Expreſſen mit Depeichen. 
Erhebend war die militärifche Sonntagäfeier in Freiburg bei An: 
wefenheit von 2500 Mann auf dem Liebfrauenplaß; der Bifchof 
felbft zelebrirte und empfahl in kurzer Anrede, nebſt Dank an die 
Borfehung, Mäpigung und Eintracht; die Truppen erhielten Dop⸗ 
pelfold. Mit gänzliher Räumung von Murten (21. Jänner) en- 
deten die militärischen Befegungen. Um diefe Zeit verfammelten 


* Nachträgliche Verfügungen des Staatsrathes verlegten das dießjährige 
Dankfeſt für den Fatholifchen Kantonstheil auf den 2. Februar (ohnehin Feittag), 
für Murten auf Sonntag den 7. Februar, Später wurde für die folgenden 
Jahre der 15. Auguft (doch ausfchließlich für die Katholiken) beftimmt. 
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fich die Großen Räthe von Bern und Waadt. An beiden Orten 
war man bedacht, jeglichen Verdacht von bundeswidrigem Ver— 
halten gegen Freiburg zu entfernen; Druey rühmte insbefondere, 
wie an den Präfekten von Peterlingen der Befehl gegeben wor— 
den, alle freifhäärlerifhe Betheiligung zu hindern, aber eben fo 
jener von Aelen befehligt war, Wallifer Zuzug über Waadtlän- 
der Gebiet nah Freiburg zurüdzumeiten. Solche Entfchuldigun- 
gen befeftigten nur die weitverbreitete Ueberzeugung, daß Frei: 
burg, hätte es fich nicht felbft geholfen, unrettbar verloren ge— 
weien wäre, bundesmähigen Zuzug weder von Bern noch 
Waadt erhalten hätte, wohl aber die Truppen diefer Kantone als 
Befagung bis zur Konfolidirung der proviforifchen Regierung, 
deren Einfeßung beabfichtiget gewefen. Für Quzerner und Wallifer 
Zuzug zu Gunften von Freiburg aber hätten Bern und Waadt 
den Durchmarſch verweigert. Das mar die damalige Bundesord- 
nung. Die Ereigniffe wurden felbft nicht mehr bei dem wahren 
Namen genannt. Bom Vorort erhielten die Stände den amtlichen 
Bericht der eidgenöffifhen Kommiffarien über ihre Sendung, in 
welchem Aftenftü der bewaffnete Aufftand eine „offenbar impro- 
vifirte Bolfsbewegung“ genannt wurde; fo fchrieb Wieland, 
der feiner Zeit nicht ermüdete, feine Mitbürger des Freienamtes 
vor der ganzen Eidgenoflenihaft als Aufrührer zu brand- 
marfen. 

Bon einer allgemeinen Amneftie fonnte begreiflich Feine 
Rede fein, obwohl einer der Kommiffarien fih bemüht hatte, fie 
als vortheilhaft zu bezeichnen. Aber Strenge und Härte lag doch 
niht in der Abficht der Regierung; Fournier felbft hatte den 
Kommiffarien mit Recht bemerkt: es liege diefelbe auch nicht im 
Charakter des Volkes. Wirklich hatte die Regierung bis dahin bei 
Befegung wichtiger Stellen im Staatd- und Schulfache Feines- 
wegs jene ſchroffe Ausjchließlichfeit geübt, wie fie in den „frei 
finnigen® Kantonen meift zum Borfchein fam, und man zählte 
eine aniehnliche Reihe von höhern Aemtern auf, in deren Beſitz 
ih Radikale befanden. Troß folcher beffern Stimmung ift aud) 
diefe Regierung in einen weit verzweigten Aufruhrprozeß hinein- 
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gezogen worden, gegen den fie fich nicht alfogleich bei den erften 
Schritten vorfah. Kraft der vom Großen Rath erhaltenen Voll: 
macht und mit bejonderer Rüdficht, daß im deutfchen Bezirk aus 
Anlaß ded Aufftandes ein Mord begangen worden, wies der 
Staatsrath die Aburtheilung über die Schuldigen der verſchiede— 
nen Bezirke in erfter Inſtanz dem dortigen Bezirfögericht zu und 
beftellte einen befondern Unterfuchungsrichter in der Perſon des 
Advokaten und Großraths Müslin; viele Verhaftungen waren 
gleich bei Ausbruch des Aufftandes vorgenommen worden, manche 
der Meiftbetheiligten hatten fich flüchtig gemadht. Die Unterfu- 
hung wurde in ausgedehnteftem Umfang und mit vielem Zeit 
aufwand betrieben; von Zeit zu Zeit wurden einzelne der Vers 
hafteten, ihrer mehrere befonders im April, für einftweilen gegen 
Kaution auf freien Fuß geſetzt. Endlih in den legten Tagen des 
Juli, nachdem der Staatsrath viele Sigungen zur Anhörung der 
Alten verwendet und fih ald Anflagefammer. fonftituirt hatte, 
fegte er, in Anwendung mehrerer einfchlägiger Artikel der „Caro— 
lina“, nicht weniger denn 200 Individuen wegen Hochverraths 
in Anklageftand, davon 14 aus dem Bezirk freiburg, 20 von 
Greierz, 7 aus Favernah, 30 aud Boll, 71 aus Murten, 12 
aus Dompierre, 1 aus dem Bezirk Meberftein, 45 von Stäfie, 
unter ihnen folgende befanntere Namen: Dr. Marcelin Buffard, 
Advofat Andreas Gaftella, Julian Schaller (Sohn des verftors 
benen Schultheißen) *, Johann Baptift Vicarino (Schwiegerfohn 


* Beichuldiget mit der Regierung von Bern Einverſtändniß gepflogen zu 
haben, damit fie den deutichen Bezirk militäriih einfchüchtere.. Dem Bruder 
Ludwig hatte er, zur Sendung an den Amtsftatthalter in Laupen, jein Pferd 
mitgegeben. Im Laufe der Unterfuhung aber ftelte Julian Schaller jede Mit: 
wiffenfhaft vom Zweck in Abrede; eben jo wenig ermittelte das Verhöramt in 
rechtögenüglicher Weife den Zweck der von demjelben vor dem Aufftand gemach— 
ten vielen Reifen nah Bern. Der Staatsanwalt Monnerat geftand jelbit, daß 
jede weitere Unterfuchung in diefer Richtung vergeblich wäre. Der Verfaſſer be 
merkt hier, daß er über Vorbereitung und Ausführung des Komplotes, neben 
anderem Material, auch eine gedrungte Zufammenftellung des Staatdanwaltes 
aus den Unterfuchungsergebniffen benußt hat, doch nur infolern, als ihm die ans 
geführten Thatfachen durch mehrfeitige Ausfagen als binlänglich belegt erjhienen, 
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des nämlichen), Baumeifter Jakob Weibel, Notar Karl Chattoney 
von Murten, Juriſt Anton Engelhart, Bankier David Schmuß, 
Staatseinnehmer Friedrih Viſſaula, Water, und Lieutenant 
Biffaula, Sohn, diefe vier ebenfalld von Murten, alle Borges 
nannten flüchtig; * ferner Notar Kaver Foly, Advofat Peter 
Frölicher, Joſeph Frölicher, Sohn, und Kriedrih Hartmann. So 
ſehen wir alfo auch in diefem Kanton wieder einen Riefenprozeß 
eingeleitet, trog aller mißlicher Erfahrungen anderer Kantone aus 
folhem Vorgehen, während die Meinung weit verbreitet war, es 
werde die Unterfuchung fi auf die Meiftbetroffenen befchrän- 
fen. Unter den einzelnen Verhafteten befand fih anfänglih auch 
Dr. Berchtold, der jedoch im Juli freigelaffen wurde und nicht 
auf dem fpätern Berzeichniß der Angeklagten ſteht. Die Gefan- 
genen murden nach vieljeitigen Berficherungen milde behandelt, 
was aber doch einzelne Ausnahmen erleidet. Peter Frölicher wurde 
wegen ſchwerer Krankheit im Dftober vom Schultheißen in feine 
eigene Wohnung genommen und farb noch im gleihen Monat, 
bevor ein Urtheil über ihn und feine Unglüdögenofjen gefällt 
war. Zu eben diefer Zeit febte die Negierung für den außerors 
dentlichen Verhörrichter einen Gehalt von A000 Franken aus. 
Bei Angriffen auf das eingehaltene Verfahren beriefen fich der 
Staatsrath und feine Vertheidiger gewöhnlich auf die vom Großen 
Rath ertheilten außerordentlihen Vollmachten, die in der Mais 
feffion von demfelben erneuert wurden. Namentlich waren die den 
Städten Murten und Boll auferlegten Kontributionen (erftere 
wurde mit 70,000, letztere mit 30,000 Franken belegt) und die 
Befchlagnahme des Vermögens der Angefchuldigten Gegenftand 
herben Tadels, weil formell außergefeglich. Darauf wurde geant- 
wortet, jenen Städten bleibe der Regreß auf die Schuldigen offen 
und der Sequefter auf der Lebteren Güter habe Feine Beeinträch- 


* Nicht alle der Genannten waren ſchon feit dem Tage des Aufruhrs flüch- 
tig; e8 hatten feither einzelne Entweichungen ftattgefunden; dieſelbe gelang na- 
mentlich im Juni dem Großrath Zulian Schaller. Solche Erfolge veranlaßten 
genauen Unterſuch der Gefängniffe, ftrengere Auffiht und Haft, an der e8 ge 
fehlt hatte, 
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tigung des Eigenthums, fondern nur die Sicherung des Staats 
und der Gemeinden gegenüber fraudulöfen Veräußerungen zum 
Zwede. Es bedarf in Freiftaaten fat übermenfchlicher Tugend, 
um in ſchweren Zeiten fireng inner den Schranken des Geſetzes 
zu bleiben, und doch gibt es Feine beffere Richtfchnur für die bür- 
gerliche Obrigkeit freier Gemeinwefen. 

In Luzern hatte man den Aufftand im Kanton Freiburg 
geahnt, wenn nicht vollends erwartet. Man war dort auf alle 
Greigniffe vorbereitet, weil im höchften Grade mißtrauifch auf den 
neuen Vorort; gleiche Stimmung auch in den Urfantonen und 
Zug. Auf erfte Nachrichten von Freibung berief Schultheiß Sieg- 
wart den Kriegdrath der VII Stände zufammen; erfreut über 
den bald vernommenen Ausgang fandte der Kriegsrath doch den 
Landammann Schmid von Uri nach Freiburg ab zu vertraulicher 
Befprechung über allfeitige Lage der Dinge; er brachte den be— 
friedigenden Bericht zurüd, daß die Regierung von Freiburg auch 
ferner den durch die Umftände gebotenen Ernſt entwideln werde. 
Für die Rettung Freiburgd wurde ebenfalld auf Maria-Lichtmeh 
ein religiöfed Danffeft angeordnet, eine Berfügung, welcher Zug 
feine Folge gab. Anfnüpfend an frühere Verhandlungen traf dann 
der Kriegsrath auch andere Maßnahmen allgemeinen Belangs zur 
Sicherung der VII Stände. Nachdem der Wallifer General Wil- 
beim v. Kalbermatten den Ruf als Oberfommandant abgelehnt, 
wurde für einmal die Befegung diefer Stelle aufgegeben, dagegen 
Dberft Ulrich v. Salid-Soglio ald zweiter Oberbefehlähaber 
fämmtlicher fiebendrtiger Truppen, Oberft Franz v. Elgger zum 
Chef des Generalftabes ernannt; auch die andern höhern Mili- 
tärftellen wurden befest. Salis* legte die Grundzüge feined Ope— 
rationsplanes ein und erhielt den Auftrag, auf eine fihere Ver— 
bindung „zwifchen den im Zentrum der Schweiz gelegenen fünf 
Orten und den Kantonen freiburg und Wallis“, fo wie auf ge— 
genfeitige Hülfeleiftung im Falle ded Angriffes Bedacht zu nehmen, 


* Die friegsräthlichen Protokolle nennen ihn vom Februar an „Ober 
fommandant”. 
30 * 
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auch die nöthigen Refognosziiungen anzuordnen; den fieben 
Ständen aber ward durch das Organ ihrer Abgeordneten der 
Auftrag, für die Herbeifchaffung genügender Borräthe an Lebens— 
mitteln zu forgen; mit einem Wort, der Kriegdrath fuchte ge- 
fammte Konferenzfantone in vollftändige Kriegäbereitichaft zur Ab— 
wehr gegen alle Angriffe zu feben. Bon Defterreich erhielt er durch 
die Bermittlung Siegwart's dad unverzinslihe Anleihen von 
100,000 Gulden Konv. Münze, die in die gemeinfame Kriegs- 
faffe niedergelegt wurden; für diefe gab der Kriegsrath ein eige- 
nes Berwaltungsreglement. Für das Kriegsfommiffariat wurden 
die für gefammte Eidgenofjenfchaft beftehenden Borfchriften ale 
maßgebend erklärt. Bon folhen Verhandlungen verlautete Mans 
ches in der übrigen Schweiz, Näheres und Genaueres nicht; aber 
das Weſen derfelben ließ fih vorausfegen. Die vorörtliche Be— 
börde glaubte ſich verpflichtet, von Quzern nähern Bericht über 
die gefihehenen Anordnungen zu verlangen, und warnte dortige 
Regierung vor Gefährdung des Landfriedend. Gefammte Stände 
machte er auf die Erfcheinung aufmerffam, daß fich eidgenöfftiche 
Staböoffiziere anfhiden, in den Dienft des „Sonderbundes“ zu 
treten, die Anficht beifügend, daß fie nur der Eidgenoffenfchaft 
und dem heimathlichen Kanton zu dienen beyechtiget feien. In 
der Antwort verwies der Stand Luzern auf die ſchon an voris 
ger Tagfagung feierlich gegebene Erklärung über die Zwede der 
bewußten Rüftungen und auf den andauernd ummälzerifchen Geift, ' 
wie die Ereigniffe von Genf und freiburg beweifen; wegen der 
eidgenöſſiſchen Stabsoffiziere, fo erflärte er, beſtehe fein Verbot 
in erwähnten Sinne, dem Vorort aber fomme nicht zu, darüber 
Mapgebendes zu verfügen. Hierauf ftellte der Vorort das Wei- 
tere der Tagſatzung anheim (30. März). Solcher Briefwechfel 
fruchtete in feinem Sinn und vermochte die Lage der Dinge nicht 
zu ändern, weil Grundfäge und Richtungen fortan ſchroff aus- 
einander gingen. Eben jo verhielt es ſich mit einem ſcharf gebal- 
tenen neuen Kreisjchreiben von Luzern Namens der VII Stände 
um Wiederherftellung gefammter Aargauerklöfter. 

Mit Beginn diefes Jahres nahte der Kriminalprozeß wegen 
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Ermordung des Rathsherrn Leu feinem Ende, nachdem inzwifchen 
die Willfährigkeit in- und ausländifcher Regierungen zur För— 
derung der Unterfuchung feine größere geworden. Als Laurenz 
Baumann in Folge Eignalements zu Sädingen verhaftet wor: 
den und die Regierung von Luzern die Auslieferung verlangte, 
verwendete fih jene von Solothurn bei den badifchen Behörden 
zu feinen Gunften; das großherzogliche Hofgericht in Freiburg 
verlangte genügende Ausweiſe der Betheiligung, fand dann das 
Mitgetheilte zur Rechtfertigung der Auslieferung nicht befriedie 
gend und lehnte letztere ab; Luzern, verlegt, Fündete hierauf, fo 
viel an ihm, der badifchen Negierung den zwiſchen der Eidge- 
noffenfchaft und diefer beftehenden Auslieferungdvertrag von 1809. 
Zu jener Zeit (1846) ftarb, noch vor der Urtheilsfällung, Lud— 
wig Ineichen als vierundfiebzigjähriger Greid an der Bruftwaf- 
ferfucht im Gefängniß; die Gegner der Regierung ermangelten 
nicht, den Tod ald Folge unterfuchungsrichterliher Mißhandlung 
geltend zu machen. Rofa Felig, die Mutter des Mörders, Mit: 
wifferin, wurde zu lebendlänglicher Zuchthausftrafe, Michael Ader- 
mann zum Tode verurtheilt, diefer dann aber, mit Rüdficht auf 
gefchehene Denunziation, zur Zuchthaugftrafe begnadiget. Altober- 
richter Bühler wurde in contumaciam zum Tode verurtheilt (ſpä— 
ter von Bafelland mit der Aufnahme in das Kantonsbürgerrecht 
beehrt), Corragioni nach fechözehnmonatlicher Haft durch Spruch 
des Kriminalgerichtd von der Inſtanz entlaffen, eben fo Altamts- 
rath Hüdler, beide mit Ineichen, Brunner und Bühler in drei 
Achttheile der Prozeßkoſten verfällt. Die Thätigkeit des Unter: 
juhungsamtes wirkte indeffen auch fpäter no. Um die Mitte 
Jahres wurden gegen ein paar Individuen neue Spezialunter- 
juchungen verhängt; ohne Erfolg. Die Berzweigungen des ſchwär— 
zeften Verbrechens, welches die neuere Gefchichte der Schweiz be— 
fudelt, Fonnten nicht völlig enthüllt werden. 

Während in Freiburg die verfaffungsmäßige Ordnung ge: 
ftürzt werden follte, baute man in Genf eine neue auf. Schwierig 
und zäh war aber hier das Werk der Nefonftituirung; die Vor— 
arbeiten für den Entwurf nahmen ſechs Wochen, die Hauptvers 
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bandlungen des Großen Rathes drei Monate in Anfpruch; been- 
diget waren fie erft am 21. April. * Mitten im Streit wurden 
fechsunddreigig Männer um der Berdienfte willen, welche fie fich 
um die Revolution erworben, mit dem Bürgerrechte beehrt, die 
alten Bürger dagegen, welche die gefegliche Ordnung hatten auf- 
vecht erhalten wollen, um ſchwer Geld geftraft. Diefer Schlag 
traf die ehemaligen dreizehn Staatsräthe nebft dem Oberfomman- 
danten Trembley. Auf 42,000 franzöfifche Franken wurde der 
Schaden gemwerthet, den ihre militärifchen Vorkehren gegen den 
Aufftand angerichtet, dieſe Summe dann von ihnen gefordert. 
Jene weigerten fich der Zahlung auf: bloßen Beſchluß jener revo- 
Iutionären Berfammlung, welche fie zuerft verlangt ‚hatte, erflärten 
jedodh, daß, wenn der Große Rath felbft die Summe einzufor- 
dern befchlöffe, fie folhem Machtgebote, immerhin unter Prote- 
ftation, fih fügen würden. Und alfo gefchah ed von Seite des 
Großen Rathes mit 48 gegen 23 Stimmen. Demorfier nannte 
den Beihluß einen Schandfled für das Land. Die alfo in Re 
quifition Gefegten find: Die Altſyndies Demole und Brocher, 
dann die Staatsräthe Ehrifting, Fazy-Alléon, 3. 2. Lefort, Fäſch, 
T. Marcet, B. Lullin, Chaulmontet, Adrian Naville, E. Sara- 
fin, nebjt dem ſchon genannten Truppenbefehlöhaber. Auf die Auf- 
forderung zur freiwilligen Zahlung hatten fie unter Anderem ge= 
antwortet: „Ihre perfünlihe Ehre und ihre Eigenjchaft als 
geivejene Magifirate verhindern fie unmwiderftehlih, für fih und 
die Bürger, die ihrem Rufe folgten, auch nur den leifeften Schein 
von Schuld zu übernehmen, von der fie ihr Gewiſſen freifpricht. 
Bon dem Bolfe mit Aufrechthaltung der Berfaffung und der 


* Anläplich diefer Erzählung berichtigen wir ein Verſehen, welches auf 
Seite 36 diejes Bandes bezüglich früherer Erfcheinungen in Wahljachen vor: 
fommt. Es ift dort gejagt, dag im Jahr 1841 nur noch 952 Wähler erfchienen 
jeien, was dem fünften Theil der Gejammtwählerjchaft gleichfam. Die gleiche 
Zahl wurde als der zwölfte Theil der Bevölferung bezeichnet, was unrichtig. ift. 
Es wollte vielmehr angedeutet werden, daß die Gefammtwählerihaft, in 4500 
beftehend, wovon nur jener fünfte Theil fich bethätigte, nur ungefähr den zwölf- 
ten Theil der Bevölkerung ausmache. 
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öffentlichen Ordnung beauftragt, folgten fie bloß den Staatöge- 
fegen, und griffen, um ihnen Achtung zu verfchaffen, erft zur 
Gewalt, nachdem fie alle mit der Würde einer Regierung ver- 
einbarlichen Friften und Ausgleihungsmittel erfhöpft hatten; 
Bürger eines Fonjtitutionellen und freien Landes, würden fie fich 
gegen ihr Land und gegen fich felbft zu verfehlen glauben, wenn 
fie, fo lange der Entfcheid ihrem freien Ermeffen überlaffen ift, 
zu einer Handlung mitwirken würden, die fie ald gefährliches 
Präzedend anfehen, und wenn fie nicht in ihren eigenen PBerfo- 
nen jene Achtung der Grundfäge vertheidigten, welche die erfte 
Schutzwehr der öffentlichen Freiheiten it.“ Den zur Zahlung Ber- 
fällten fchloß fich freiwillig ein Mitglied des ehemaligen Staats- 
rathes an, welches zur Zeit des Aufftandes abwefend war; heim— 
gekehrt bezeugte diefer Magiftrat, daB er gleich feinen Kollegen ge— 
handelt hätte; er wolle daher auch ihr Schickſal ganz theilen. 
Der Streit um die Berfafjungdgrundfäbe war ein erneuerter 
Kampf auf Leben und Tod zwifchen dem alten und dem eritehen» 
den neuen Genf, theiiweife auch ein Kampf zwifchen dem prote- 
ftantifchen und dem Fatholifchen Element, in beiden Beziehungen 
Nachlefe und Nachtrag zu den Berfafjungsfehden der Jahre 1841 
und 1842. Bürgerlih und Eonfeffionell. leifteten die Alt-Genfer 
den an die Tagesordnung gebrachten Neuerungen einen faft ver- 
zweifelten Widerfiand. Die erheblichiten Befchwerden der Oppo— 
fition gegen den Berfafjungsentwurf betrafen die Wahl des 
Staatörathes durch den Generalrath (Conseil-General, Lands: 
gemeinde aller ftimmfähigen Bürger, aus der alten Genfer Zeit 
in die neue herübergefommen); übermäßige Erleichterung des 
Eintritted in das Bürgerrecht; die Eintheilung ded Kantons in 
drei Wahlfreife und mit einer Kombination, die dem Wahlrechte 
der Katholiten günftig war, die Geltendmahung altgenferifcher 
Anſprüche und Meinungen erfchwerte; die Begünftigung der Ka— 
tholifen überhaupt, und endlich die Aufhebung der „ökonomiſchen 
Geſellſchaft“ (societe &conomique). Mit leßterer hatte ed die Be— 
wandtnig: in den Tagen des Untergangs des alten Genfer-Zrei- 
flaated und der Einverleibung desfelben in die eine und untheilbare 
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franzöſiſche Republik, übergab der Generalrath, in edler Sorg— 
falt für Erhaltung der Erſparniſſe der Vorfahren, das geſammte 
Staatsgut, zu Zwecken der Kirche, der Erziehung und des Ge— 
werbfleißes, einer eigenen Verwaltung, die den oben angegebenen 
Namen erhielt,* eben fo die Güter des Spitals einer Wohl— 
thätigfeitögefellfehaft (societe de bienfaisance). Die dfonomifche 
Gefellfhaft ward im Laufe der Zeit eine mächtige Korporation 
im Staat, deren Einfluß die Partei Fazy nicht länger dulden zu 
fönnen glaubte; denn ſolche Stiftungen und ihre Verwalter feien 
wie kleine Staaten im Staate, unzugängliche Feftungen, Mittel: 
punfte eined der demofratifhen Entwidelung feindfeligen Ein: 
fluffes, ihr Fortbeftand daher unzuläffig. Ald Opponenten in Rede 
und Schrift gegen diefe und andere Neuerungen ließen fich, wenn 
auch unter ſich felbft von abweichender politifcher Färbung, mit 
befonderm Nachdruck vernehmen die Alt:Genfer Fazy-Paſteur, Era- 
mer, Eduard Nigaud-Conftant, Cougnard, Zurretini und Dr. 
Baumgartner, letzterer in einer befonders einfchneidenden Flug: 
fhrift gegen den Radikalismug, in welcher er neben Anderm die 
beabfichtigten hoben Gehalte tadelte und die Auflöfung der öfo- 
nomifchen Gefellfchaft ald Eingriff in das Eigenthum geißelte. ** 
Für die Erhaltung der Tegtern insbefondere langten 170 Greife, 
Mitglieder jened Generalrathed, der fie geftiftet, mit Bittfchrift 
ein. Zu diefen weltlichen Gegnern gefellte fich die proteftantifche 
Geiftlichkeit mit einer Denkihrift gegen den PVerfaffungsentwurf, 
deſſen erfted und faft einziges Ergebniß, nach ihrer Meinung, die 
Erniedrigung des Proteftantismus in Genf fein und deſſen Ein: 
führung dem Katholizismus einen Einfluß, wenn nicht Weberge- 
wicht verfchaffen werde, wie er folche bei gewöhnlichem Laufe der 


* Das Vermögen diefer Societe &conomique wurde um diefe Zeit zu 
ungefähr 5 Millionen franz. Fr. gewerthet. 

** Den Katbolifen gegenüber fagte Dr. Baumgartner, unter Anderem: „je 
repousse la Charte radicale parce que je suis protestant.* Als unmit- 
telbare Folge der Annahme der Verfaffung durch die Katholiken bezeichnete er 
ihnen den bevorftehenden friegeriihen Marſch gegen die VII Fatholifchen 
Kantone 
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Dinge kaum in einem halben Jahrhundert hätte hoffen mögen. 
Auch in anderer Weife Fämpften die Alt-Genfer für ihre Firchliche 
Selbftftändigfeit; Pond und Fazy Paſteur, dur zahlreiche Pe— 
titionen unterftüßt, verlangten vom Fonftituirenden Großen Rath, 
daß die Feftfegung der Organifation der proteftantifchen Kirche 
einer befonders zu erwählenden Synode überlaffen werde, wurden 
jedoch mit großer Mehrheit abgemwiefen. Trat in ſolcher Weife die 
Sorge der Proteftanten für eigene freie Eriftenz und gegen Zus 
nahme fatholifchen Einfluffes hervor, fo mochten daran nicht bloß 
die zur Anerkennung gebrachten Toleranzgrundfäge Schuld fein, 
fondern auch das Auftreten einzelner fatholifhen Kräfte felbft. 
So hielt fi) die Preffe der Katholifen in Genf keineswegs frei 
von Großthun mit Bermehrung der Katholifen an Zahl und Ein- 
fluß und von geringfchägigen Aeußerungen über fünftige Stel: 
lung der Protefianten im Staate. Nach der Endberaihung des 
neuen Entwurfs und bei Annäherung der Bolfsabftiimmung über 
denfelben wurde der Slugfchriftenfrieg fortgefegt, an welchem fich, 
neben ſchon Genannten, auch der Profeffor Cherbulic; * und der 
geſchichtkundige Pictet de Sergy betheiligten. Allein die Mehr- 
heit war durch die Zufriedenheit der Katholiken gefichert, in Ber: 
bindung mit einer Anzahl proteftantifcher Stimmen, welche der 
neuen Ordnung ebenfalld hold. Bon ungefähr 13,000 Stimm- 
fähigen wurde die neue Berfaffung durch 5541 Stimmen gegen 
3186 DVerwerfende angenommen (24. Mai), unter erftern auch 
eine Anzahl Unterftügungsgenöffige, die ihr neues Necht übten. 
Don nun an noc, tiefere Trauer unter den reformirten Konſer— 
vativen ald im Jahr 1842, dag die Burg des Calvinismus, das 
proteftantifche Rom, gefallen fei. ** Zwei Tage nach jenem Volks— 
beſchluſſe leiftete der Große Rath den Eid auf die neue Verfaſ— 


* Verfafjer des Werkes: De la D&mocratie en Suisse; Paris et Ge- 
neve, 1843. Zwei Bände. ' 

*%* Uebrigens waren nicht alle Alt-Genfer diejer pelfimiftiichen Anficht. Ein« 
zelne erfannten vielmehr die Inhaltbarkeit früherer Ausfchließungspolitit und 
billigten das Aufgeben des alten Krieges gegen die Fatholiiche Kirche. So Ernſt 
Naville in der Notice biographique sur le professeur Diodati. 
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ſung und der Generalrath beſtellte den Staatsrath aus nachge— 
nannten Mitgliedern: Moulinié älter, Rilliet-Conſtant, Pons, 
James Fazy, Decrey, Janin und Bordier (Ende Mai). Fazy er 
hielt die Präſidentſchaft. Ein paar Mitglieder des Großen Rathes 
traten aus Unmuth ab, fo Fazy-Paſteur; ebenfalls zwei Profef- 
foren der uriftenfakultät an der Akademie, unter ihnen Eher: 
buliez. 
Diefe neue Verfaſſung zerftörte vom alten Genf, was jene 
von 1842 von demfelben noch übrig gelaffen, indem fie jede 
Wiederherftellung ariftofratifcher Elemente unmöglich und die De- 
mofratie vorherrfchend machte, den Kreis der Verbürgerten erivei- 
terte. Das legtere gejchah, indem fie jedem im Kanton Genf ge- 
borenen Schweizer nach dreijährigem Aufenthalt auf dortigem 
Gebiete, eben fo jedem geborenen fremden von der zweiten Ge- 
neration, jedem im Kanton geborenen Heimathlofen nach zehn- 
jährigem Aufenthalt, auf Begehren die Aufnahme in das Staats- 
bürgerrecht gewährte und fie der Gemeinde einverleibte, in der fie 
geboren find; anderer Erleichterungen nicht zu gedenken. Das 
politifche Stimmrecht wurde Birklich auch auf Unterftüßungsbe- 
dürftige ausgedehnt, weil von demfelben nur ausgenommen find: 
die durch gerichtliches Urtheil Eingeftellten, die Genfer, welche ihre 
politifhen Rechte in einem andern Kanton ausüben, und jene, 
die im Dienft einer fremden Macht ftehen, und (doc befchränft 
nur) auch die Falliten. Der aus der alten Zeit herübergenom- 
mene Generalrath erhielt neben der Befugniß zur Wahl des 
Staatdrathes auch jene zur Abftimmung über Abänderungen an 
der Kantons⸗ und an der Bundesverfaffung. Der Große Rath 
wurde auf höchſtens 100 Mitglieder befchräntt, zu wählen im :Ber- 
hältniß der Bolfszahl, dur drei Wahlkreife: Stadt, rechtes See- 
und Nhoneufer, und linfes Ufer; wählbar nur die weltlihen 
flimmfähigen Bürger ; Amtsdauer zwei Jahre; das Vorfchlagd- 
recht zu Gefegen und Anderm ausgedehnt auch auf die Mitglie- 
der ded Großen Nathes, nicht bloß den Staatsrath; das Geſetz⸗ 
gebungsrecht übrigens ausfchließlih in den Händen des Großen 
Rathes, ohne Abflimmungsrecht des Volkes; Verminderung deö 
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Staatsrathed von dreizehn auf fieben Mitglieder, feine Amtsdauer 
zwei Jahre, mit Sntegralerneuerung; die Geiftlichen von der Wahl- 
fähigkeit in den Staatsrath ebenfalls ausgefchloffen; die Stelle 
des Staatdrath3 unvereinbar mit jevem andern befoldeten öffent- 
lihen Amt; Gehalt des Präfidenten 6000, eined Mitgliedes 5000 
franz. Franken. Die Berfaffung garantirt für Kriminalfälle die 
Einführung von Befhmwornengerichten, deren Befugniſſe durch das 
Geſetz noch ausgedehnt werden können. 

Bon beſonderer Bedeutung find die Abſchnitte über den Kul- 
tus. Die Glaubensfreiheit ift garantirt; jeder Kultus hat gleichen 
Anfpruch auf den Staatsſchutz. Die Verwaltung der proteftan- 
tifhen Nationalfirche wird ausfchließlih durch ein Konfiftorium 
vertreten, beftehend aus 25 weltlichen und 6 geiftlihen Mitglie- 
dern, alle von der reformirten Gefammtbürgerfchaft gewählt; 
Amtsdauer des Konfiftoriumd vier Jahre; Wahl der Paftoren 
durch die proteftantifchen Pfarrgemeinden; Verwaltung und Lei- 
tung des Kirchenwefend im Allgemeinen frei, doch unterliegen 
die Entjcheidungen über Ernennung, Einftellung oder Abberufung 
der Paftoren und Profefloren det Theologie der Genehmigung 
des Staatsrathes; Befoldung durch den Staat. Die freie Aus- 
übung des Tatholifchen Kultus wurde nah Maßgabe der Zuri- 
ner und PBarifer Verträge von den Sahren 1815 und 1816 aber: 
mals gewährleiftet; Vorbehalt der Genehmigung der Pfarrwahlen 
dur den Staatsrath bis dießfalls Abſchließliches mit der kirch— 
lihen Oberbehörde vereinbart fein werde; Geftattung einer fatho- 
liſchen Kirche in der Stadt Genf; Unterhaltung des farholifchen 
Kultus ebenfalld auf Staatskoften (in diefen Dingen feine we- 
jentlihen Aenderungen gegen früher). 

Die Freiheit des Unterrichts ift im Grundfage gewährleiftet ; 
der Unterricht in den Primarfchulen unentgeltlich, in allen öffent: 
lichen Unterrichtöanftalten der religiöfe Unterricht von den andern 
Unterrichtszweigen ausgefchieden. 

Stiftungen und Korporationen: neue Wohlthätigkeits- und 
ähnliche Stiftungen dürfen nur mit Zuſtimmung ded Großen 
Rathes gegründet werden; beftehende bedürfen feiner Bewilligung 
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zum SFortbeftande, mögen auch umgebildet oder aufgehoben wer: 
den je nad) Gutfinden jener Behörde; Gründung oder Fortbe- 
ftand wird nur auf beftimmte Zeitdauer bewilliget. Die unbeweg— 
lihen Güter der öfonomifchen Gefellfehaft werden für Dotation 
der proteftantifchen Pfarrgemeinden ausfchließlih zu Zwecken der 
Kirche und Schule verwendet und vertheilt. Außerdem werden 
von dem Fond der öfonomifchen Gefelfchaft 1,500,000 franz. Fr. 
zur Gründung einer Wechfel-, Depofiten- und Hypothefenbanf 
ausgefchieden, deren Einkünfte ebenfalld für Kultus und Schule 
der Proteftanten verwendet werden follen. 

Dieß das Wefentliche aus der neuen Genfer Berfaffung; die 
Unzufriedenen wollten ſich noch nicht fügen und ließen Petitionen 
an die eidgenöffifchen Stände umlaufen, damit diefe die Garantie 
verweigern. 

Die Berfaffungsrevifion in Bafel war eine nicht weniger 
zähe Arbeit als jene in Genf, wenn auch mit verfchiedenem Aus: 
gang. Die radifalifirenden Elemente hatten bier geringen Einfluß; 
alle Erörterungen drehten fi nicht fo faft um grundfägliche Ab— 
änderung beftehender Zuftände, ald vielmehr um das Maß der 
Veränderung mit Beibehaltung ihrer Wefenheit, und felbft wo 
die Mehrheit das Bedürfniß von Neuerungen erfannte, wollte fie 
ſolche eher bloß vorbereiten als ſchon befchließen; in einzelnen 
Fällen hat offenbare Zurückhaltung ftattgefunden. Die Aufregung, 
welche die Verfaffungsrevifion herbeigeführt, war feine nachhal- 
tige. Am 22. März war die neue Verfaffung vollendet, am 8. 
April Fam fie zur Abftimmung und erhielt mit 1448 gegen 179 
Stimmen die Genehmigung des Volkes. Erheblich in diefer Ver: 
fafjung ift die ald Bedürfniß anerfannte und gewährte Erleich- 
terung der Erwerbung ded Bürgerrechtes, befonders für diejenigen, 
die im Kanton geboren und erzogen find, und für foldhe, die 
einen längern Aufenthalt im Kanton aufzuweifen haben. In al: 
ternden Gemeinwefen ift die Auffrifhung der Kräfte durch Auf: 
nahme neuer Bürger eine unausweichliche Nothwendigfeit, und 
wo fie unterlaffen wird, da it die Gefahr des Verfalles nahe; 
dad erkannte man zu diefer Zeit in Bafel. Weniger lenkſam waren 
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die Geſinnungen und Intereſſen in Bezug auf die zur Sprache 
gekommene Gewerbsfreiheit, wie fie in andern Kantonen der 
Schweiz eingeführt worden. Man kennt die unglüdlichen Aus— 
(hlußverhältniffe, welche früher in Zürich und Bafel zwifchen 
Stadt und Land in jener Beziehung gewaltet; in Bafel gab die 
Trennung zwifhen Stadt und Landihaft dem Zunftwefen in 
erfterer verftärften Beftand, der fih auch jet durch alle Revi- 
ſionsberathungen hindurch fiegreich behauptete. Daher die Be- 
fimmung in die Berfaffung aufgenommen ward: „Die Einfüh- 
rung der Gewerbsfreiheit ift der Gefehgebung nicht geftattet; 
Aenderungen dermalen in Kraft beftehender Beflimmungen be— 
treffend Schuß der zünftigen Handiwerfe oder neue Verfügungen 
diefer Art fönnen nur durch den Großen Rath getroffen werden.“ 
Nebenhin wurde die Frage der Stimmfähigfeit im Geifte vorrüden- 
der Demofratie erlediget, dad Stimmrecht vom angetretenen 25ſten 
Altersjahr auf das angetretene 2fte erweitert, zugleich der Zenfus 
aufgehoben. In den Negierungsformen ift neu die Betellung 
eines eigenen Präfidenten des Großen Rathes mit Befeitigung 
der Bürgermeifter von diefer Würde. Erörterungen über angeb> 
liched Umfichgreifen der Katholiken blieben auch in Bafel nicht 
ganz aus und ed wurde „auf gefteigerte Abneigung fatholifcher 
Eltern gegen die reformirten Bafeler Schulen und auf die Ent- 
widelung der fatholifhen Schule hingewieſen.“ Dagegen wurde 
beihwichtigend bemerkt: man könne fich einfach dadurch helfen, 
dag man die Katholiken bei Behandlung Firchlicher Fragen der 
Neformirten nicht mitwirken laffe. Die Wahlen in den Großen 
Rath brachten etwelche Rückkehr zu den Fonfervativen Grund: 
fügen; Frey und Sarafin wurden zu Bürgermeiftern gewählt, 
diefer neu an die Stelle des Bürgermeifterd Burkhardt, der ſich 
einer Wiederwahl nicht unterziehen wollte. Durch Fadelzug wur— 
den die vielfachen Verdienſte dieſes Magiftraten geehrt. 

Bern war auf dem Wege, fich einen zweiten Straußenhandel 
ju bereiten, wie ein erfter in Zürich gewefen. Die Regierung be> 
rief ald außerordentlihen Profeffor der altteftamentlichen Exegeſe 
den Dr. Eduard Zeller von der Hochfchule in Tübingen an jene 
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in Bern, eine Berufung, die bei den Behörden fehon einige Jahre 
zuvor zur Sprache gefommen. Zeller's religiöfe Anfchauungen und 
Lehren waren ald pantheiftifh anrüchig. Grgriffen von den 
Gefahren, mit welchen die Bildung des bernifchen Predigerftan- 
ded bedroht war, legte der Helfer Baggefen, Präfident der 
Synode, gegen die Berufung Verwahrung bei dem Regierungs- 
rath ein. Der Schritt war ein fehr außergewöhnlicher, denn er 
gefhah ohne Auftrag der Synode, aus eigenem Antrieb des 
Präfidenten, feste alfo den tiefften Gemiffensdrang zu folcher 
Handlungsweife voraus. Die Vorftellung blieb unbeachtet und 
wurde zu den Aften gelegt. Aber Baggefen blieb nicht allein; 
die Berufung Zeller's weckte in den Gemüthern vieler andern, bei 
politifhem Treiben in keinerlei Weiſe betheiligten Männer ernite 
Beforgniffe. Sie fprachen ſich vornemlich aus in einigen Schrif— 
ten, welche die „enangelifche Gefellfihaft“ herausgab und unter 
ihre Freunde verbreitete, um wo möglich das Volk zu gefeßlichen 
Schritten zu veranlaffen, durch melche die Berufung rüdgängig 
gemacht werden könnte. Es famen nun Petitionen in Umlauf, 
die viel Anklang und zahlreiche Unterſchriften erhielten. Um fo 
bigiger mifchte fih nun die periodifche Preffe in den Streit. Die 
Leiter jener Gefellfchaft, unter ihnen Stettler- v. Rodt, Vikar 
v. MWattenwyl, Dr. König, v. Luternau, fo mie eine Reihe von 
Geiftlihen, welche fih gegen die Berufung Zeller's ausgeſprochen, 
wurden von der radikalen Preffe wie gewohnt ald Heuchler bes 
handelt, überhin mit Schimpfiworten und Drohungen angefallen. 
In den Augen diefer Gegner war der Widerftand gegen den neuen 
Hochſchullehrer mefentlih auf politifche Neaktion berechnet. Die 
Regierung ſchritt ebenfalls ein, ftellte den Verfaſſer einer der er- 
Ihienenen Flugfchriften, den Zuchthausprediger Fellenberg, wegen 
einer Kraftitelle in feiner Schrift in den Funktionen ein und lei- 
tete ihm überhin, mit Berufung auf das Hochverrathägefeb, zur 
Beftrafung an die Gerichte. Als die Unzufriedenheit in den ver: 
fhiedenften Zandestheilen nun noch mehr wuchs, fuchte fie durch 
eine Proflamation zu befehmwichtigen, in welcher fie die Beforg- 
niffe im Volk ald eitle Täufhung und Srrthum darzuftellen 
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bemüht war. Die Weigerung einzelner Geiſtlicher, dieſe Prokla— 
mation zu verleſen, führte zu Strafeinleitungen auch gegen ſie. 
Auch eine Parteiſchrift von Seite der Regierungsanhänger 
blieb nicht aus, die unter dem Titel: „Die Zeller'ſche Religions— 
gefahr,“ mit der radikalen Tagespreſſe einig ging, die Oppoſition 
als ariftofratifches Reaktionsmachwerk darzuftellen. Endlich ließen fich 
auch Gegenpetitionen von radikalen Bolfövereinen und Studen- 
ten zu Gunften der Regierung und ihres neuen Theologen ver: 
nehmen, nebft einer Borftellung mehrerer Profefforen, unter ihnen 
Bogt und Anton Henne von St. Gallen. Der Streit gelangte 
endlih vor den Großen Rath, an den die Regierung Bericht in 
. dem Sinn erftattete: fie habe innert ihrer gefeglichen Kompetenz 
gehandelt und auch diefe genau nach den beftehenden formellen 
Vorſchriften geübt; übrigens fei es fefter Wille des Regierungs— 
rathes, die durch die Staatöverfaffung gewährleifteten Rechte der 
evangelifchereformirten Landeskirche unter allen Umftänden zu fchir- 
men und zu handhaben, weßhalb jede an die Berufung Zeller’d 
gefnüpfte Beforgniß eine völlig unbegründete fei. Die Bittſchrif— 
tenfommiffion pflichtete Furz dem Antrage des Regierungsrathes 
auf Tagesordnung bei; alddann entipann fich eine längere, den 
vollen Tag in Anſpruch nehmende und fehr bewegte Diskuffion, 
während welcher die zum Theil jugendlichen Zuhörer durch 
Scharren und Pfeifen bei Anlaß einzelner Reden gegen Zeller 
ihr zuchtlofes Weſen gegenüber der oberiten Staatsbehörde kund— 
gaben. Die Reihe der Nedner für die Negierungsanficht eröffnete 
Büpberger als Berichterftatter; nach ihm fprachen, in gleichem 
Sinne, Funf, Dr. Schneider, Niggeler, Ochfenbein und Andere 
ihrer Partei, den wirklichen oder fommenden Schaden, den diefer 
theologische Streit anrichte, jenen vormwerfend, die ihn durch ihren 
Widerftand hervorgerufen 5; gegnerifcherfeitd® der Nechtdagent 
Zahler, in den Anträgen doch fo mild ald möglich, indem er in 
erfter Linie nur Berfchiebung und Einholung des Gutachtens 
dreier theologifchen Fakultäten in Deutfchland vorfchlug, in zwei— 
‚ ter Linie, wenn fachlich eingetreten würde, Entfernung des Dr. 
Zeller in möglichft fehonender Weiſe, — nah ibm Kurz 
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v. Steiger, Profeffor Stettler, mit vorzüglicher Gediegenheit und 
Wärme gegen die gefchehene Berufung der Alt-Landammann 
Blöfh, mit dem Nachweis, daß Dr. Zeller allerdings in den we- 
fentlihen Fragen von der Anerkennung eines perfönlichen Gottes 
und der individuellen Unfterblichkeit der menfchlichen Seele von 
den Fundamentallehren der chriftlichen Kirche abmeiche, und mit 
der weitern Beweisführung, daß es an der formellen Kompetenz 
ded Negierungsrathed im gegebenen Falle nicht genüge, indem 
er die nach der- Verfaffung des Kantons der evangelifchereformir- 
ten Landeskirche fchuldigen Rüdfihten außer Acht gefebt habe. 
Die fatholifhen Juraſſier enthielten fih der Abſtimmung. Mit 
118 gegen 23 Stimmen fohritt der Große Rath zur Tagedord- 
nung (24. März). Der nachherige Drud der Rede von Blöſch 
mißfiel der hohen Behörde, weßhalb fie eine Woche fpäter ge— 
fammte Verhandlungen herauszugeben befahl. Zeller fand feine 
Rechnung in Bern nicht, hatte wenig Zuhörer; daher nahm er 
bald andermweitigen Auf an und verließ die Schweiz. 

Im Kanton Waadt blieb der Stand der Dinge weſentlich 
unverändert. Auffallende Störungen gegen die Separatiften fan- 
den zwar nicht ferner ftatt, aber der Kirchenftreit Fam grundſätz— 
(ih und thatfächlich doch zu feinem Ende. Der Staatdrath legte 
über den Diffidentenfultus einen Gefegedentwurf vor, der an dem 
alten Gebrechen litt, daß er die Berfammlungen duldete, infofern 
fie zu feinen Störungen Anlaß gäben, alfo wie biäher den Stö- 
rern das Privilegium der Straflofigfeit ertheilte; für den Fall 
der Berfehiebung verlangte er Erneuerung der bereitd ausgelaufes 
nen Vollmachten wieder für ein Jahr. Site wurde gewährt, der 
Gefepesvorfchlag vertagt; er wurde fpottweife „Toleranzedift? ge- 
nannt und feine Tadler wollten herausgefunden haben, daß er 
viel defpotifcher gelautet, ald das fo ungünftig beurtheilte Geſetz 
vom Jahr 1824. Mittlerweile gab fih die zur Zeit aus 35 Ger 
meinden beftehende freie Kirche eine eigene Verfaſſung oder Or— 
ganifation. Man berechnete die Unterſtützung, welche im abge- 
wichenen Jahr die abgetretenen Paftoren von überallher empfan- 
gen, zu 153,624 Fr. Auch das bürgerliche Bereinsrecht erlitt in 
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diefer Zeit ſchwere Beeinträchtigung von Seite der Staatsbehörde. 
Eine mipfällige Großrathswahl in Lauſanne lenkte die Aufmerk— 
famfeit der radikalen Partei auf den fonfervativen „Cercle de 
VEsperance* in der Hauptftadt; Lärmer wollten gegen denfelben 
in gleicher Weife verfahren wie es gegen religiöfe Berfammlun- 
lungen zu gefchehen pflegte, und eine polizeiliche Unterfuchung 
follte überhin herausſtellen, daß der Verein ald ftaatögefährlicher 
Mittelpunkt ruheftörender Umtriebe wirfe. Davon nahm der 
Staatsrath Anlaß zu deffen mwillfürlicher Auflöfung, gegen welche 
die Gerichte feinen Schuß gewährten. Bon nun an waren auch 
andere fonfervative Vereine, in der Hauptftadt wie in den Land- 
ftädten, Gegenftand des Argwohnd der Staatögewalt, die eine 
Anzahl Beamteter wegen Theilnahme an denfelben von ihren 
Stellen entfernte. Die beiten Gefchäfte machte der Staatsrath 
mittelt der Ertrafteuer der Freiburger und Wallifer Stiftungen; 
für jene allein wurden in diefer Zeit bei 100,000 Fr. bezahlt; 
um fo erflärlicher, daß Wallid bei den Ständen klagend gegen 
die Forderung auftrat. Im lebtern Kanton war dad viel ange- 
fochtene Zentralgericht auch jetzt noch ald Strafbehörde thätig ; 
bis dahin hatte ed 145 Urtheile über 192 Beklagte gefällt. Die 
Großrathswahlen fielen in Uebereinftimmung mit der entfchiede- 
nen politifhen Richtung des Landes aus. 

Während den heftigen politifhen und Firchlihen Fehden 
wurden die materiellen Intereſſen und deren verbefferte Belorgung 
keineswegs aus dem Auge verloren, fo insbefondere in Poft- und 
Eifenbahnangelegenheiten. Schon mit dem Jahre 1843 hatten 
allgemeine Konferenzen in Zürich begonnen theils zu Berbefferung 
des ſchweizeriſchen Poſtweſens überhaupt, theild zu Herbeiführung 
günftigerer und zeitgemäßer Pofteinrichtungen zwiſchen den ge— 
fammten fchmweizerifchen Kantonen und Defterreich. Die Kantona- 
lität des Poftregald mahte gerade diefen Zweig der Berwaltung 
nah innen und Außen äußerſt fhwierig und verwidelt. Sept, 
nachdem dasjelbe zentralifirt und zur Bundesfache gefchaffen wor- 
den, kann man fih faum einen Begriff machen von der unſäg— 
lihen Schwierigkeit, mit welcher die meiften, befonderd die 
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ſchwächern, Adminiſtrationen für angemeſſene Befriedigung der 
Bedürfniſſe des ihnen zur Bedienung angewieſenen Publikums 
zu kämpfen hatten. Daher jenes Beſtreben, die ganze Poſtverwal⸗ 
tung nad Innen und Außen auf allgemeine Normen zurüdzus 
führen, die den fünftigen Verträgen der Kantone unter fih und 
mit dem Auslande bezüglich der Taren und der Dienſtweiſe zur 
Richtſchnur dienen würden. Defterreich indbefondere anlangend, 
war das fchmweizerifche Publitum dur die auf dem Verkehr mit 
diefem Lande haftenden hohen Taxen beläjtiget, die ſchweizeriſchen 
Poſtkaſſen zum Theil aber deßwegen im Nachtheil, weil die kontra— 
hirenden Kantone von 1816 her in Folge Vertrages pflichtig 
waren, die öfterreichtichen Boftfelleifen zwifchen Süden und Nor- 
den, Weiten und Often, gratis durch das fchmeizerifche Gebiet 
tranfitiren zu laffen. Die Unterhandlung für Alle wurde anfäng- 
lih den beiden Kantonen Zürih und St. Gallen anvertraut, 
in deren Namen Dr. Bluntfhli und Baumgartner ald Kommil- 
farien in Thätigfeit treten follten. In fpäterer Verhandlung wurde 
Bafel beigefellt, da Poftkonferenzen mit den Kantonen der Gott- 
bardlinie an die früheren Verhandlungen von Zürich fih ans 
fhloffen. Endlih wollte Luzern an den Unterhandlungen perfön- 
lich vertreten fein; eben fo Uri, das in diefer Zeit entjchloffen 
war, wie früher Teffin, eine eigene Poftverwaltung einzurichten 
und den vereinten Poftpächtern (Zürich und Luzern) abzufünden. 
Nah vielen Vorbereitungen im Jahr 1846 begaben fich die ver- 
fchiedenen Abgeordneten der Kantone und Kantondgruppen nad 
Wien (Mitte Aprils 1847), Benedikt Laroche-Stehelin nebft 
Rathsfchreiber Felber von Bafel für diefen Kanton, dann auch 
Aargau, Solothurn, Bern, Freiburg, Waadt, Genf und Teffin; 
Bürgermeifter Furrer (ſtatt Bluntfhli) und Poftdireftor Schwei- 
zer für Zürich und die gepachteten Gebiete von Thurgau, Zug 
und Unterwalden; Baumgartner für St. Gallen, das gepachtete 
Gebiet von Schwyz und jenes der beiden Appenzell, dann ferner 
mit Vollmachten der Stände Glarus und Graubünden für dor- 
tige Verwaltungen ; Staatöfchreiber Bernhard Meyer für Luzern, 
und Landammann Vinzenz; Müller für Urt zur thatfächlichen 
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Durchführung feiner Pofl-Emanzipation. Diefe anfehnliche Ge- 
felichaft von Kommiffarien brachte mit Mühe und Fleiß bis ge- 
gen Anfang Juni einen Hauptvertrag mit Defterreih und eine 
große Zahl von Detailverträgen zwiſchen den fehweizerifchen Kan—⸗ 
tonen unter fih und wieder mit Defterreich zu Stande, von denen 
der erfte am 6. Juni zur Unterzeihnung gelangte. Billige Tagen 
im Berhältnig zu Defterreih und anderweitige vielfeitige För— 
derung des Poſtverkehrs wurden erzielt, vor Allem aus aber Auf- 
hebung eines im Innern der Schweiz beftandenen Speditiond- 
monopold, welches einzelne Kantone, befonderd Zürich, dadurch 
übten, daß fie den pafetweifen und nach dem Gewicht zu bezah— 
lenden Zranfit der Briefe von einem Kanton in einen weiter rüd- 
liegenden Kanton verfagten, dadurch die inneren Taren erhöhten 
und die fehnelle Briefförderung erfehwerten. * In Wien hatten 
fih alle Kommiffarien der beften Aufnahme von Seite ded Für- 
ſten v. Metternich und des Finanzchefs Freiherrn v. Kübed zu 
erfreuen. Der allgemeine Poftvertrag mit Defterreih kam zwar 
nicht zu allfeitiger Natififation, da bald nachher die politifchen 
Greigniffe überwogen; er bildete aber fpäter, 1849, die Grund- 
lage eines neuen Poftvertrages, den die zentralifirte Schweiz mit 
jenem Staat abſchloß. Verdächtigungen radifaler Stimmen, es 
hätten die Unterhandlungen und Sendungen mit politifhen Zwecken 
zufammengehangen, waren aus der Quft gegriffen, wie der Inhalt 
der angeführten Schrift thatfächlich beweifet, ohme diefer Frage 
felbft zu erwähnen. 
| Nachdem fih St. Gallen, Graubünden und Zeffin in den 
Sahren 1845 und 1846 über die Konzeffionen zum Eiſenbahn— 
bau vom Bodenfee an den Langenfee, dann von Sargand an 
den Wallenfee und von diefem bis an den Zürichfee (der Bau 
einer Linie längs dem Wallenfee lag damals nicht in Abficht) 
durch Vertrag verftändiget, unterhandelten fie zu gleihem Zweck 
mit Sardinien und brachten im Laufe von 1847 einen fehr günftigen 
* Bergl. die Schrift von Baumgartner: „Die Poftunterhandlungen zwie 
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Bertrag mit dortiger Regierung zu Stande, der bald die allfei- 
tige Genehmigung erhielt. Dabei war St. Gallen durch Regie: 
rungsrath Hungerbühler, Graubünden durch Oberſt Ulrich 
v. Planta und Landrichter Joſeph a Marca, Zeffin durch die 
Staatsräthe J. B. Pioda und Fogliardi, nebſt Großrath Joſeph 
Brochi vertreten. Der Bertrag enthält alles Nöthige und Wünfch- 
bare für übereinftimmende technifche Ausführung binfichtlich der 
Spurweite der Bahn, für allfeitige Regulirung und Erleichterung 
bes Eifenbahnverfehre, zumal Befreiung desfelben von bisherigen 
läftigen Gebühren; Sardinien inöbefondere fiherte Unterftügung 
des Baues über den Lukmanier durch Geldmittel zu (doch nicht 
die gewünjchte Zinfengarantie), gewährte Herabfegung feiner Zölle 
zu Gunften der Ausfuhrartifel aus den drei Kantonen, überhin 
freie Ausfuhr von Getreide und Lebensmitteln aller Art für den 
Bedarf ihrer Bevölkerung. Es blieb nichts zu wünfchen übrig, 
ald daß die Baugefellfchaft, deren Bildung betrieben wurde, wirk— 
lich zu Stande komme; einfichtigern Männern flöhte das ganze 
bisherige Vorgehen wenig Zuverfiht in das Gelingen der Unter: 
nehmung ein, und wirklich zerfiel das ganze Projekt. Doch mach— 
ten fich die Vortheile ded Vertrages fofort wenigftend für den 
freien Bezug von Getreide aus Piemont fund, deſſen die kontra— 
hirenden Kantone in diefer klemmen Zeit eben benöthiget waren; 
und Ingenieur Richard Lanicca empfing für die Bethätigung, die 
er dem Unternehmen gewidmet, den fardinifchen Orden der heil. 
Mauriziud und Läzarud. An der Nordbahn wurden die Arbeiten 
rüftig fortgefegt; in diefem Frühjahr ward der Tunnel bei Ba— 
den durchbrochen und gelangte die erfte Lokomotive, „die Aare* 
nad) Zürich, welcher bald „Rhein, Neuß und Limmat“ folgten. 
Am 7. Auguft 1847 wurde die Bahn Zürich-Baden eröffnet. 
Die mündlichen und fhriftlichen Erläuterungen, Mittheilun- 
gen und Noten der St. Gallifchen Bisthumstommiffarien zu Han- 
den des Nuntius d’Andrea, fo ausführlich und nachdrücklich fie 
auch lauteten, reichten nicht hin, das Ziel der Unterhandlung in 
Luzern zu erreihen. Zur Bewilligung der vom Großen Rath ver: 
langten und beſchloſſenen Abänderungen des Konkordates hatte 
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die Nuntiatur weder Inftruftionen noch Vollmachten, und in Rom 
felbft fand das Wiedereintreten Beanftandung. So murde eine 
Unterbandlung in der „ewigen Stadt“ felbit nothmendig. Zu 
diefem Zweck entfendete der Fatholifhe Adminiftrationgrath den 
einen der Kommiffarien, Präfident 2. Gmür, nah Rom. So 
Ihmierig die Aufgabe, fo murde fie unter Mitwirfung des Kar- 
dinald Bizardelli doch im Wefentlihen und in dem Sinne ge- 
löfet, daß die verlangten Abänderungen der Uebereinfunft theils 
in diefer felbit, theild durch Aufnahme in einen noch abzufaffen- 
den Vollziehungsbeſchluß des fatholifchen Großrathskollegiums zus 
geftanden wurden, doch mit Ausſchluß des Staatöplazetd für die 
Wahl des Bischofs. Auf Grundlage diefer Einverftändhiffe folg- 
ten neue Konferenzen zwifchen der Nuntiatur und den beiden 
St. Sallifhen Beauftragten Baumgartner und Gmür in Quzern, 
bei welchem Anlaß diefe die offiziellen Finalerflärungen des Kar— 
dinalftaatsfefretärd Rambruschini empfingen, die als „Ultimatum“ 
von Seite des heil. Stuhls bezeichnet wurden, — endlich die 
beidfeitige Unterzeichnung des modifizirten Konfordates (7. No— 
vember 1845). Das Fatholifche Großrathäfollegium fand fich als- 
bald zur Genehmigung mit großer Mehrheit bereit, um fo ſchwie— 
riger aber ſchien es, die hoheitlihe Sanftion durch den Großen 
Rath zu erhalten. In Folge der fehmweizerifchen Greigniffe vom 
Frühjahr 1845 und der Spaltung ded Großen Rathes in zwei 
gleich ftarfe Lager war nämlich die Stellung der Katholiken für 
ihr verfaffungsgemäß mwohlbegründetes Ziel in Bisthumsſachen 
weit fehmieriger geworden. Kaum durfte man noch die Hoffnung 
hegen, daß ein Theil der Proteftanten mit der ftarfen katholischen 
Mehrheit fich zu gütlihem Abſchluß herbeilaffen werde; eine Kris 
fie ftand bevor und es ift radikalerfeit3 nichts verfäumt worden, 
fie herbeizuführen, in welchem Fall der in der Schweiz angehäufte 
PBarteigährungsftoff fih auf den Kanton St. Gallen geworfen 
und diefen zum Haupttummelpla der Parteileidenfchaften aus— 
erforen hätte. Die Anträge des Kleinen Rathes waren ungünftig; 
fie lauteten auf nochmalige Zurüdweifung, auf daß dem Staat 
eine Mitwirkung bei der Biſchofswahl, beziehungsmeife eine Er- 
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kluſive eingeräumt werde, wobei in Betracht Fam, daß ſolche Ey- 
£lufive fich bereits für das weltliche, katholiſche Großraths— 
follegium vereinbart fand. In der Verhandlung ded Großen Rathes 
wurde die Lage des Geſchäfts noch fchlimmer, weil angefehene 
Reformirte, welche bereit waren, im Intereſſe ded kantonalen Frie- 
dens die Bisthumsfrage zu gänzlicher Erledigung zu bringen, auf 
der Plazetirung der Biſchofswahl beharrten, die Häupter der 
katholiſchen Radifalen binwieder , die den neuen Gedanken eines 
Erflufivrechtes der Staatsbehörde auf die Bahn gebracht 
hatten, ihn nun hartnädig befürworteten. Bei folcher Verwicke— 
lung und um die Hauptfache zu reiten, veranlaßte Baumgartner 
die Unterbrechung der Berathbung und eine Separatverhandlung 
des katholiſchen Kollegiumd. Die katholifche Mehrheit entſchloß 
fih, Angefihts der unglüdlihen Lage ded ganzen Kantons, zu 
neuem ſchwerem Opfer und nahm in den fchon befprochenen Boll 
zugsbefchluß noch das Fleinräthliche Plazet der Biſchofswahl auf; 
fodann endlih fpradh der Große Rath mit 145 gegen 5 Stim- 
men die Sanftion aus (21. November); die Minderheit beitand 
aus vier Nepräfentanten des gegen katholiſche Rechte und Ans 
fprühe damals aufgeregtefien Wahlbezirfed Untertoggenburg 
(Hungerbühler, Weder, Oberftlieutenant Bernold und Pfändler) 
und dem Obertoggenburger Wälle. Das Gefchehene erheifchte neue 
Mittheilungen und Erläuterungen an die Nuntiatur; um diefe 
Zeit aber trat ein Wechfel in deren Befegung ein: an die Stelle 
d’Andrea’d war Monfignore Maciotti, Erzbifhof von Kolojjus, 
getreten; bald nachher ftarb Gregor XVI.; die Erlajjung der erw 
forderlihen päpftlihen Bulle mußte fchon deßhalb unterbleiben 
und wurde auch aus andern Gründen beanftandet, weil man in 
Rom mit dem endlichen Ausgang in St. Gallen nicht zufrieden 
war. Papſt Pius IX. eröffnete zwar. mittelft Breve's vom 10. 
Dftober 1846 die gefhehene Ernennung des apoftolifhen Vikars 
Johann Peter Mirer zum Bifchof von St. Gallen; die gänzliche 
Ausführung der Webereinkunft aber wurde für einmal abgelehnt, 
weil der Gejammtinhalt der weltlichen Erlaffe, wie fie nun vor- 
lagen, die Uebereinkunft wefentlich geſchwächt, die Nechte des 
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Biſchofs über alle Zuläffigfeit befchränft habe. Die fatholifchen 
Behörden fahen fih daher in neuer Berlegenheit; kaum hatten 
fie mit unfäglicher Mühe wirkliche und angebliche Staatöbeforg- 
niffe beſchwichtigt, fanden fie fich bereitö wieder kanoniſchen Be— 
denken gegenüber. Sie entjendeten den Präfidenten Leonhard Gmür 
zum zweitenmal nah Rom (Dezember 1846), um die neuen Ber 
anftandungen zu heben und die endliche Erlaffung der päpftlichen 
Bulle auszumwirken; das Konkordat blieb bei diefer Unterhandlung 
unberührt, dagegen mußte der Vollziehungsbeſchluß des fatholifchen 
Großrathöfollegiumd in einzelnen Punkten abgeändert, das Ge- 
jammtergebniß nochmald dem Großen Rath unterftellt werden 
(11. März 1847). An diefem Tage erfolgte das feither in Rechts 
fraft beftehende Sanktionsdekret feitend ded Staates, einige Wo- 
hen fpäter die päpftliche Bulle vom 12. April gleichen Jahres mit 
den fehr bezeichnenden Eingangsworten: „Instabilis rerum huma- 
narum natura“, am 29. $uni die Bromulgation derfelben, am Feſte 
der Apoftelfürften Peter und Paul die Weihe und Inthronifation 
des Bifhofs Mirer, endlich, ein paar Tage fpäter, die Beitellung 
des bifhöflihen Domfapiteld. Es war jened Felt der Tag des 
Jubels und der Genugthuung für die ſchwer geprüfte katholiſche 
Bevölkerung St. Gallend, in ihren Augen doppelt tröftlich ges 
genüber dem Ungewitter, welches fich über der Fatholifhen Schweiz 
zufammenzog. 

Im Großen Rathe von St. Gallen hatten die 75 Reprä- 
fentanten der ganz oder zur Mehrheit Fatholifchen Bezirke durch 
ihre fete Haltung und Stimmgebung bid dahin den Frieden der 
Schweiz gewahrt und neue ſchwere Rechtöverlegungen verhindert. 
Als die Amtödauer des Großen Rathed dem Ende nahte, über- 
reichten fie, in Bollzahl verfammelt, bei einem muntern Abfchieds- 
banfet dem treuen und greifen Häni (dem einzigen zu ihrer Groß: 
rathshälfte zählenden Proteftanten) ald Zeichen inniger Berehrung 
und Dankbarkeit ein geſchmackvoll ausgeftattetes Eremplar der 
heiligen Schrift nach Luther's Ueberſetzung, ald Sinnbild, wie fie 
(die als „ultramontan® und intolerant verfchrieenen Katholiken) 
in Dingen der Toleranz e3 gehalten wiffen wollten: „jedem 
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Theile bleibe unverwehrt und ungeſchwächt, was ſein Herz und 
fein Glaube ſich erkoren.“* Am erſten Maiſonntag ſollte das 
Volk zu neuer Geſammtwahl des Großen Rathes ſchreiten. Die 
beiden Parteien wetteiferten in Anſtrengungen für Gewinnung 
einer Mehrheit; die radikale nahm zu den gewöhnlichen Mitteln 
der Ueberredung und Empfehlung noch manche andere mit in An— 
ſpruch, die der gerechten und ernſten Würdigung durch die Ge— 
ſchichte nicht entgehen können; klar lag vor Aller Augen die 
Handlungsweiſe jener andern St. Galliſchen Partei, die wir da— 
maligem Zeitgebrauch gemäß die „konſervative“ nennen wollen, 
obwohl fie der Elemente gar verfchiedene in fih zählte: fie wollte 
nicht ein konfeffionelles Recht der Evangelifchen fränfen, in allen 
bürgerlihen Dingen mit der Gegenpartei das Befte des Kantond 
und der Eidgenoffenfhaft fördern; hatte fie zu Gunften der VII 
Kantone geftimmt, fo geichah es, weil fie fand, daß diefe in ihrem 
guten Rechte feien. Diefe Handlungsweife der St. Gallifchen 
Konfervativen wurde aber entftellt und verdächtiget, aus ihrem 
möglichen Sieg lügenhaft ein Ergebniß vorausgefeht, das jene 
Partei weder herbeiführen wollte, noch herbeizuführen irgend eine 
Urſache hatte: es gelte die Jefuiten dem Kanton St. Gallen auf- 
zuhalfen, dem „Sonderbund“ ebenfalld beizutreten, den paritäti- 
jhen, zudem geiftig und materiell aufgewecten, thätigen und rüs 
ffigen Kanton St. Gallen nah Weife von Luzern und Wallis 
zu regieren, alle bürgerliche Freiheit zu unterdrüden, Induſtrie 
und Wohlftand dem Krebsgang zuzuführen. Die Wahrheit aber ift, 
daß die Stimmgebung jener 75 Großräthe nichts anderes als eine 
rein negative war: Abmwendung von Unrecht und Gewaltthat gegen 
die VII Kantone, Abwendung von Unrecht und Gewalt gegen 
die fchmeizerifchen Katholifen überhaupt und jene des Kantons 
St. Gallen insbefondere; Abfichten und Grundfäße, melde, von 
Jedermann beachtet, allein den fonfeffionellen und politifchen 
Frieden in der Eidgenoffenfchaft zu fihern vermochten. Wie ihre 
Grundfäge und Stimmgebungen entftellt und ald Schredmittel 


* Aus dem gleichzeitigen Feftbericht im „Freien Wort“. 
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mißbraucht, fo wurden die hervorragenden Staatsmänner diefer 
Seite vor Allem dem Mißtrauen der Reformirten denunzirt und 
preidgegeben, fo daß deren Stimmung bei rohen und weniger ges 
bildeten Gemüthern bis zu Haß und Fanatismus eniflammt wurde, 
Gegen Baumgartner wurde Aechtung gefordert. Die radikale 
Partei hatte wenig oder feine Hoffnung, in einem der neun Ber 
zirfe durchzudringen, ald im Oberrheinthal; diefer wurde daher 
vorzugöweife die Zielfcheibe radifaler Wahlumtriebe, und da man 
ed bier mit einem Volksſchlage zu thun hatte, der durch Lüge 
und Berleumdung, Ränfe und Schwänfe, demagogifhe Lock— 
fpeifen und fchamlofe Beftehung nicht zu gewinnen war, fo wurde 
gegen einen Theil feiner Bevölkerung dad Droh- und Zwangs— 
mittel der Arbeitentziehung in Anwendung gefeßt. So waren eine 
große Zahl Familien im Oberrheinthal, deren flimmfähige Glie- 
der fich nicht willig zeigten, für bisherige radikale Großräthe zu 
ftimmen, ohne Rüdfiht auf die ohnehin herrfchende Lebendmittel- 
theuerung,, mit Roth und Hunger bedroht und die Drohung 
wurde gegen das unfchuldige Volk der Stiderinnen vollzogen. 
Ein vielfeitiger Ruf der Entrüftung folgte Liefer verwerflichen 
Einmifhung aus dem Kreife der Hauptftadt in die Wahlen eines 
Landbezirkes. Die Urheber des Einfchüchterungsmitteld wollten ſich 
mit dem Borgeben entfhuldigen, daß die gerügte Maßnahme nur 
gegen Solche gerichtet geweſen, melde fih zu Gunften der fon- 
fervativen Partei und ihrer Führer dem Wühlerberuf ergeben und 
die Reformirten feindjeliger Abfichten gegen die Katholiken be: 
fhuldigt hätten: Das gleihe Mittel zu politifcher Knechtung 
wurde von reformirten Toggenburgern gegen ihre meift fatholi- 
hen Mitbürger des Bezirks Alt-Toggendburg in Anwendung ge— 
febt; Beweis ein Aufruf von Fabrifanten in verfchiedenen Ge— 
meinden an jene Wähler. * 

Da im Oberrheinthal der Drud im Großen getrieben wurde 
(neben der Arbeitentziehung wurde majlenhafte Abfündung von 


* „Ein mahnende? Wort an unjere lieben Mitbürger in Alttoggenburg,“ 
datirt Wattwyl, 18. April 1847. 
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Kapitalien gegen fonfervative Katholiken angewendet *), fo bildete 
der Bezirfdgammmann Johann Zündt einen Aftienverein behufs 
Lieferung von Arbeit für die Bedrängten und Berfolgten, der 
zugleich für Aufbringung der erforderlihen Gelder zu Gunften 
der gequälten Debitoren beforgt war. 

Was in genannten Bezirken, fam mehr oder weniger in die- 
fer oder jener Form auch in den andern vor, namentlih in den 
Bezirken Sargand, Gafter und Seebezirk; es wurde mit einem 
Wort überall die edelhaftefte Zudringlichkeit geübt, die je nad 
den handelnden Charakteren bis zum Terrorismus fich verftieg. 
Bon den fchweizerifhen Nachbarn wirkten in erwähntem Sinn 
befonders die radifalen Glarner. 

Die fonfervativen Führer und ihre Preſſe verfäumten eben- 
falls nicht, ihren Einfluß geltend zu machen; aber fie wendeten 
nur Mittel an, die vor Gefeg und Moral wohl bejtehen mögen; 
von den Kantonsräthen diefer Partei erging ein eigens unterzeich- 
neter Aufruf an die Wähler, mit eben fo wahrer als fcharfer 
Zeihnung des Standes der öffentlichen Angelegenheiten; darin 
hieß es: „Steht St. Gallen (in Folge der Wahlen) auf unferer 
Seite, fo bringt es der Schweiz den Frieden; fteht St. Gallen 
auf der andern Seite, fo flürzt es fie in Bürger: und Religiond- 
frieg!* Auf folchen Aufruf antworteten die Gegner: nur um Tag- 
fagungsbeichlüffe handle es fih; feine Maus werde einen Tro— 
pfen Blutes verlieren, die Fatholifchen Kantone unangefochten 
bleiben. Am Wahltage (2. Mai) blieben von den neun fatholi- 
ſchen Bezirken acht ihrer Aufgabe treu, ja vermehrten ihre Stim- 
menzahl durch die Wahl konſervativer Reformirter im Oberrhein- 
thal; einer jener Bezirke fiel; e8 war Gafter mit 6 Abgeord- 
neten. So ftanden nun 77 Radikale 73 Konfervativen gegenüber, 
während ohne jenen unbeilvollen Umftand 79 Konfervative und 
71 Radikale gezählt worden wären. Mit Erftaunen werden die 


* Es wurde wenigftens die Summe von 90,000 Gulden, die meift in 
Heinen Poften bei braven, aber unvermöglichen Landleuten angelegt worden, zum 
Zwecke politifcher Dreffur abgekündet. 
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teformirten Nachkommen, mit Entrüftung die Fatholifchen lefen, 
daß Vorgang und .Beifpiel dreier Fatholifcher Geiftlihen das 
Meifte zu dem Sturz der bisherigen fonfervativen Mehrheit im 
Gafter und allen feinen verhängnißvollen Folgen beigetragen; 
es waren der Pfarrer, Dekan und bifchöflicher Kommiffär Bräg- 
ger in Kaltbrunn, Pfarrer Maurer in Mafeltrangen, ebenfalls 
biſchöflicher Kommifjarius, dann Pfarrer Heeb in Rieden. * 
Allein auch andere Einflüffe hatten mitgewirkt, wie aus einer 
Klagihrift der Unterlegenen zu entnehmen: jo Beſtechung (fie 
führten verfchiedene Beifpiele von folcher an), Pasquille auf ganze 
ehrbare Familien in der legten Stunde verbreitet, ungehörige Ein- 
ladung der jungen in die Stimmfähigfeit eintretenden Mannfchaft, 
dad Borrüden der Uhr in Schänis, jo daß ein Theil arglofer 
fonfervativer Wähler zu ſpät kommen mußte, Mitftimmen von 
Nichtberechtigten (zumal eingefchmuggelter Glarner) , zweimaliges 
Stimmabgeben von Manchen, gewaltthätiged Hinüberziehen von 
Stimmenden in die Reihen dei Radikalen bei der Zählung, 
Glarner Geld zum Trunk. Die Befchwerdeführer erboten den Be- 
weis, daß ihnen auf widerrechtlihe Weife eine größere Anzahl 
Stimmen entzogen worden, als der Unterfchied zwifchen Mehr: 
beit und Minderheit vom 2. Mai (diefe war nur 67) betragen 
hatte. Vergebens wurde bei dem Kleinen Rath Kaffation begehrt: 
die Gegner läugneten; es blieb bei dem Gefchehenen. 

Der neue Große Rath überging in Bezug auf alle flreitigen 
Hauptfragen der Eidgenofjenfchaft zu der radikalen Partei, obwohl 
die Konfervativen, an ihrer Spise ald ausgezeichnete Redner 
Joh. Joſeph Müller und Breny, bei der Inſtruktionsberathung 
muthigen Widerftand leijteten. Die lang erfehnte zwölfte 
Stimme, die vergebens in Bafel gefucht worden, brachte St. Gal- 
len, und es fiel der Würfel über das Roos der Eidgenoffenfchaft. 
Solcher Entfcheid heifchte auch ein perfönliches Opfer: Baum- 


* Ihre Verdienfte „um die Nettung der Schweiz vor dem Jeſuitismus 
und Sonderbund“ wurden fpäter am eidgenöffifchen Freiichießen in Glarus ab 
der Rednerbühne wie billig anerkannt; eben fo durd ein Antwortichreiben des 
Oberſten Gmür auf eine Adreffe von Eolothurner Offizieren. 
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gartner wurde aus dem Kleinen Rath verdrängt und dur Weder 
erfegt, der fih den Beinamen des Radikalften unter den Radi- 
falen erworben; Mörferfhüffe auf den Anhöhen zunächft der Haupt: 
ftadt verfündeten des erftern Befeitigung. Auf den Regierungs— 
rath Hungerbübler überging, jet zum erftienmal, die Landam— 
mannsmwürde; die Gefandtfchaft wurde in den Berfonen von Näff 
und Steiger, zwei Neformirten, beftellt, von denen der lebtere feit 
länger her, während der Wahlagitation aber mit VBerzehnfachung 
feiner Kräfte, Proben der glühendften fonfeffionellen Intoleranz 
gegenüber den Katholifen und ihren gerechten Anſprüchen abge: 
legt hatte. 

Baumgartner fam, ungeachtet einer Eilreife, erft an dem 
Tage von Wien zurüd, ald der Große Rath feine Seffion be 
endigte. Hier und da fiel Einem auf, daß er fi) nicht bei dem 
Wahlkampf perfönlich betheiliget. Abgefehen davon, daß dieß kei— 
neswegs in feinen Gewohnheiten lag, hätte feine Anmwefenheit in 
St. Gallen am Gang der Dinge nicht? geändert. Als ihm der 
Große Rath den Abfchied gab, ftand er eben im fünfzigften Al— 
terdjahr, in jenem fhönften und beften Mannesalter, das zur 
Befleidung höherer Würden in Freiftaaten beſonders eignet. Er 
fah von nun an als feine Aufgabe an, den großräthlichen Aus- 
ſpruch und feine Folgen mit der Würde eines Nepublifaners zu 
tragen und dem Land nicht entgelten zu laffen, was eine in ey- 
tremfter Richtung fich bewegende Partei an ihm verübt. 

Es ift häufig die Frage befprochen worden, ob fich, bei an- 
derm Ausgang der Wahlen, eine antiradifale St. Galler Regie- 
rung. gehalten hätte. An vorlautem Rumor gegen eine folche hat 
ed jedenfalld nicht gefehlt; warme Köpfe fagten nach dem Siege 
fed und großfprecherifch aus ,. daß die radikale Partei fich einer 
(obwohl gefeglichen) Mehrheit nicht gefügt hätte. Bei thätlichem 
Widerftand würde fie ohne Zweifel auch auf die Unterſtützung 
der fehr aufgeregten reformirten Nachbarn gerechnet haben, die 
ſchon zur Zeit der Wahlen in den Verdacht von Einmifchungs- 
gelüften gefommen. Mit diefem Wort verläßt der Gefhichtfchrei- 
ber dad Gebiet der Muthmaßungen. 
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Der radikale Wahlfieg in St. Gallen und feine nächſten 
Folgen drüdten der Politik der radikalen Partei durch die ganze 
Schweiz bald und fichtbar das Gepräge größerer Entichiedenheit 
auf. Bisher mußte fie Freifchäärlerei oder Aufftand für ihren 
Zwed in Anfpruch nehmen; von nun an konnte fie Willkür üben 
in Form legaler Befchüffe; was zwölf Stimmen erfennen, ift er- 
laubt, gleihviel, ob der Bundesvertrag ausdrüdliche Befügniß 
dazu gebe oder nicht: Das war in wenigen Worten die ganze 
Staatöfunft und Moral der nun berrfchenden Partei; dabei wurde 
fie nicht müde, den Sefuiten vorzumerfen, das fie jenem viel an- 
gerufenen Sage huldigten: der Zwed heilige die Mittel. In 
Bern wurde Dchfenbein zum Regierungspräfidenten gewählt, was 
ihn gleichzeitig zum Borftand der Tagfakung beförderte. In der 
Mehrzahl der eilf Kantone, die ſchon früher gegen Sefuiten und 
Sonderbund geftimmt, firitt man ſich höchſtens noch über die 
Formfrage, ob fofort auch Vollmacht zur Erefution gegen die VII 
Stände zu geben ſei; man wollte es für ein Verdienſt geltend 
machen, wenn man das Neußerfte noch nicht in die Inſtruktions— 
büchlein niederfchrieb. Bon Seite Mancher der radifalen Partei 
war dieß bloß ein gewöhnlicher Kniff, das Unrecht eines allfäli- 
gen Kriegsausbruches auf die VII Kantone zu mwälzen, falls fie 
der einfachen Mahnung oder Einladung nicht entiprähen. Die 
bigigern und leidenfchaftlichern Stände, unter ihnen vornämlich 
Aargau, glaubten fchon jeßt ded Entjcheidenden und Erefutiven 
nicht genug in die Inſtruktionen legen zu können. Reformirte 
Konfervative glaubten da und dort noch wirkliches Heil im Ber: 
hub zu finden, da doch noch etwa Ausgleihung oder Annähes 
rung möglich. Einzelne leifteten noch ehrenhaften Widerftand in 
Bezug auf die Rechtöfragen felbft; fo wollten die Altbürgermei- 
fter v. Muralt und Mouffon in Zürih zwar die Auflöfung des 
Sonderbundes fordern, aber den VII Kantonen gleichzeitig Ga— 
rantie gegen Gemaltangriffe ertheilen und insbefondere die Wer: 
fiherung_geben, daB wegen der Sefuiten feine zwingenden Maß— 
nahmen würden ergriffen werden. In Bafelftadt hielt der neue 
Große Rath troß der früheren Aufregung fogar förmlich am Rechts— 
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ſatze feft, daß die Tagſatzung nicht befugt fei, über jene fon- 
feffionelle Angelegenheit eine Verfügung zu treffen; gleichzeitig 
aber trug man fi dort mit Vermittlungs- und Verſöhnungs— 
gedanken, die bei eingetretener Sachlage eine Anwendung nicht 
mehr finden fonnten. Auch die reformirte fonfervative Preſſe ſprach 
häufig noch in einem Tone, dem die Hoffnung zu Grunde lag, 
daß Der Bürgerkrieg nicht zum Ausbruch fommen werde; fie hielt 
fih an jedem Hälmchen und überfah, wie die Herren in der 
Rathöftube, daß eine revolutionäre Partei, gleichviel, ob fie ſich 
inner fcheinbar legalen Formen bewege oder auch diefe über Bord 
mwerfe, nicht ruht, bis fie entweder ihren Willen durchgefeßt hat, 
oder dann, fei ed durch die höhere Hand, fei ed durch Menfchen- 
kraft zur Befinnung und zur Anerkennung des Rechts gebracht 
worden ift. Energifcher ließen ſich die Fatholifhen Konfervativen 
und zwar nicht bloß in St. Gallen, mie wir gemeldet, fondern 
auch anderwärts, fo in Solothurn vernehmen, wo Munzinger 
über den heftigen Widerftand, den er fand, und dem ſich felbft 
ein Theil feiner Partei beigefellte, in ‚hohe Erbitterung gerieth. 
Auch die Großzahl der Graubündner Katholifen wih, in und 
außer dem Großen Rath, nicht vom Recht; die Inſtruktion zur 
Auftöfung des Sonderbundes (mit Folgen) wurde nur mit 43 
gegen 21 Stimmen befchloffen ; diefe Minderheit beftand ausfchließ- 
ih aus Katholifen, an ihrer Spite Bundöpräfident Peterelli 
und Landammann Arpagaus, die mit ihren Genoffen eine Ber: 
wahrung zu Protofoll gaben, im Falle der Erefution die wei— 
tere Entjchließung ihrer Kommittenten vorbehaltend. Die Wahl 
des Bürgermeiftere Abys von Chur zum Gefandten, der fpäter 
eine ertreme Rolle fpielte, fand erft ftatt, ‚nachdem eine Reihe an- 
gefehener Magiftrate ausgefchlagen. In Genf beugten fich die 
Katholifen größern Theild vor Fazy's Politif; im Rathe nament- 
lich war er Meifter. | 

Mit Ernft, Zuverfiht und Entfchloffenheit blidten die Män- 
ner der VIL Konferenzftände in die übrige Schweiz hinaus, zwar 
ſchwer betroffen durch die Niederlage, welche die Stimme von 
St. Gallen ihren Gegnern überliefert, aber auf ihre gute Sache 
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und die Treue ihres Volkes bauend. Die Uneinigkeit verſtummte, 
wo ſie ſonſt herrſchend geweſen, ſo in Luzern zwiſchen den kon— 
ſervativen Gegnern und Anhängern der Jeſuiten; in ihren Reden 
ſprachen ſie ſich ernſt und gemeſſen, nicht prahleriſch und heraus— 
fordernd aus; ſie verkannten die Größe der Gefahr keineswegs, — 
aber ſie ſprachen die Gefühle eines in ſeiner Ehre, in ſeiner Frei— 
heit, in ſeinen theuerſten Gütern tief verletzten Volkes aus. So 
auch in den andern der VII Stände. Kurz vor der Tagſatzung 
beſprachen dieſe gemeinſchaftlich die einzuſchlagende Haltung. 
Um dieſe Zeit ließ ſich auch noch der franzöſiſche Botſchaf— 
ter, Graf Bois-le-Comte, über die Lage der Dinge vernehmen. 
Anläßlich eines erſten Amtsbeſuches bei dem Tagſatzungspräſiden— 
ten Ochſenbein führte er ihm neuerdings die Mahnungen ſeines 
Kabinetes gegen anarchiſche Freiſchäärlerei, gegen Attentate auf 
die Selbſtſtändigkeit der einzelnen Kantone und traktatenwidrige 
Zentralifation der Schweiz zu Gemüthe, * wogegen Dechfenbein, 
wie Anfangs des Jahres der Vorort, in Bezug auf lektern Punkt 
die Erklärung wiederholte, die Schweiz wolle und werde alleini- 
ger Ausleger des Bundeövertrages fein. In der franzöfifchen De- 
putirtenfammer machte der Minifter Guizot jene Eröffnung des 
Gefandten zu der feinigen, indem er fie lebhaft vertheidigte. Die 
Dppofition aber warf ihm die Erflärung ins Gefiht: Fein Fran— 
zoſe werde für die Abfichten des Miniſters gegen die Schweiz 
marfchiren. Der Minifter ließ fich indeffen nicht irre machen: er 
that einen offiziellen Schritt unmittelbar von ſich aus durch Mis 
nifterialfchreiben an den Gefandten in der Schweiz (vom 2. Juli); 
in diefem wurde ausführlich behauptet: die Politik der franzöftfchen 
Regierung ſei weit entfernt, der Unabhängigkeit der fchmweizerifchen 
Eidgenofjenfhaft zu nahe zu treten; aber diefe Eidgenofjenfchaft 
falle fie auf, wie die europäifchen Verträge fie anerfannt haben, 


* Würden feitens einzelner Kantone diehfällige Beichwerden geführt, „io 
werden wir unterfuchen, ob in der That unfere Verträge verlegt find,” — „nous 
examinerons,* das fei der Entichluß des franzöſiſchen Kabinets. D’Hauffonville 
bringt in der „Revue“ diefe Ambafjadorenrede nur unvollftändig , ließ naments 
fich die ganze Abtheilung wegen der Freifchaaren weg. 
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nicht als einheitlichen Staat, fondern ald einen Bund von Staa- 
ten, welche fich, unbefchadet gemwifjer der Tagſatzung eingeräumten 
Befugniffe, die mwefentlichen Souveränetätsrechte vorbehalten ha— 
ben; würde die Tagfabung fih an diefen Rechten vergreifen, fo 
fäme dieß einer Aufhebung des Buudeövertraged gleih, mithin 
auch der Aufhebung der auf denfelben bezüglichen europäifchen 
Berträge. Gegen foldhes Unterfangen proteftiren die verbündeten 
Mächte. Mollte jenes Ziel (der Zerftörung der individuellen Eri- 
ftenz der Kantone) vollends durch eine Minderheit von Ständen 
erreicht werden, würde der Fall noch in ernſterer Geftalt erichei- 
nen. Sollte diefe Warnung feine Beadhtung finden, fondern der 
Streit gleihwohl zum Ausbruch fommen, fo würde Frankreich die 
dannzumalige Lage ernfter Unterfuhung und der freieften Beur- 
theilung unterftellen und fich keineswegs verpflichtet erachten, den 
gewordenen neuen Zuftand anzuerkennen. Für den bezeichneten 
Fall wurde auch die Verwirkung der Neutralität in Ausſicht ge- 
ftellt. Diefe Inftruftion oder Erklärung war beftimmt, auf den 
Gang der Tagſatzung mäßigenden Einfluß zu üben. Während 
den erften Sigungen derfelben gab der Botjchafter dem Präfi: 
denten Ochfenbein Kenntniß von dem Inhalt; diefer felbft glaubte 
ſich nicht verpflichtet, dem Vorort oder der Tagſatzung amtliche 
Mittheilung zu machen, fo daß der Botichafter ſich damit behalf, 
das Schreiben durch ein öffentliches Blatt zur allgemeinen Kennt- 
niß zu bringen und durch Befuche bei andern Standeögefandten 
die Mahnungen feines Kabineted an Mann zu bringen. Alle folche 
diplomatische Demonftrationen hatten nicht den geringften Erfolg, 
vielleicht aber den Nachtheil, bei den Ständen der Minderheit 
Hoffnungen auf das Ausland zu eriweden, welchen fie, im eigenen 
Intereffe, in ihrem engern Kreife befjer feinen Eingang verftattet 
hätten. | 

Bon den erften fchweizerifchen Militärperfonen wollten ſich 
einige nicht unter Ochfenbein fügen; diefer war vorfchriftsgemäß 
Präfident des fchmeizerifchen Kriegsrathes und zur Stunde noch 
geftrichener Staböoffizier; die Oberften Rüttimann und Ziegler 
wollten nicht neben ihm fißen; eben fo erfchien Oberft v. Mail: 
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lardoz nicht. Der Kriegsſekretär, Oberſtlieutenant Letter von Zug, 
reichte feine Entlafjung ein, 

Die Tagſatzung nahte und die Boten der Stände reisten 
nah der Bundesftadt Bern, mit dem Selbftgeftändnig, daß feit 
den Ölanztagen des Schultheißen Neuhaus und in Folge der- 
felben Alles zum Aeußerſten getrieben worden. | 


Sechster Abfchnitt. 


Die ordentlihe Tagfagung von 1847. Ochſenbein's, ihres Präfidenten, Eröff: 
nungörede. Der erſte Zwölfftimmenbefchluß gegen die VII Stände: Nüctritt 
vom Sonderbund verlangt. Die Streichung ihrer Offiziere aus dem eidgenöf- 
fiihen Stab. Verbot aller Waffnungen an die VII Stände und Befchlagnahme 
ihres Kriegsmateriald. Die Bundesrevifion wieder aufgegriffen. Die Austreis 
bung der Jefuiten verfügt. Vertagung. Rüftungen und Volksbeſchlüſſe der VII 
Stände. Die mangelnden Vollmachten zum Krieg feitend der Zwölfer ertheilt. 
Wiederverfammlung der Tagſatzung; ihr Aufgebot; lebte Vermittlungsverſuche; 
Austritt und Abreife der VII Gejandtfhaften; Bruch. (Bon Mitte 
Zahres bis Ende Oftober 1847.) 


In Bern harrte Ochfenbein der Boten der XXII Stände, für 
die meiften ein Gegenftand der Neugier, von manchen verabfcheut, 
in den Augen Aller der glüclichfte fchmeizerifcher Emporfömm- 
linge. Bürgerlih von Steffisburg im Amte Thun, Sohn eined 
Gaftwirth3 zu Nidau, war er in feiner Jugend an dortige Schu— 
len gewiefen, die ihm nur eine mangelhafte Vorbildung, ohne 
entfprechende klaſſiſche Studien, gewährten. Doch lebhaften Geis 
ftes, leichter Faffungsfraft und gemwinnender Perfönlichkeit, wußte 
er fich bald geltend zu machen, während er in Bern, wohl zu 
ſchnell, weil ohne genügende Unterftüßung von Haus aus, die 
juriftifchen Fächer abjolvirte und zugleich die Stelle eined Sekre— 
tärs des Unterfuchungsrichters verfah. Bald ward er Pächter von 
Staatsliegenſchaften, praftizirte von Mitte der Dreißiger Jahre 
an ald Anwalt in Nidau und gründete fih einen glüdlichen 
Hausftand. Im Zeerleder’fhen Kriminalprozeß * ward er als Un— 
terfuchungsrichter berufen. Im Jahr 1836 bethätigte er fich mit 
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und neben Dr. Schneider bei der Jagd auf den franzöfifchen 
Spion Eonfeil, * die des legtern Verhaftung und die ſchwere 
fchmeizerifhe Anklage gegen das franzöſiſche Botfchaftperfonale 
zur Folge hatte. Ochſenbein's Prarid war vielleicht mehr Iufra- 
tiv ald glänzend; Lorbeeren fonnte fie ihm nicht einbringen. Kei— 
mender Ehrgeiz, das Selbftgefühl, neben fo vielen Schwachlöpfen, 
die in den Dreißiger und PVierziger Perioden mit unverdientem 
Anfehen Wind machen fonnten, zu etwas Befferem ald zu bloß 
untergeordneter Wirffamfeit berufen zu fein, Zeichen von Abnei- 
gung und Hintanfegung feitend einiger Regierungsmitglieder, ſta— 
heiten Ochfenbein zu militärifcher und politifcher Thätigfeit auf. 
Die eriten Proben derfelben entfaltete er im großen Freifchaaren- 
zug gegen Luzern. Er ließ fich nicht abfchreden, half das Volk 
gegen die Negierung Neuhaus aufregen, nahm Pla im Berfaf- 
fungsrath, radikalifirte nach den Ideen des Tages, fämpfte aber 
doch für eine flarfe und gut organifirte Berwaltung, denn es ge- 
brach ihm weder an praftifchen Einfichten noch an ſtaatsmänni— 
hen Anlagen. Zur Macht gelangt, neigte er fih auch zu etwel— 
her Mäßigung und zu verföhnlihem Benehmen gegenüber poli- 
tifchen Gegnern; dazu famen ihm gute Umgangsformen zu ftat- 
ten. Dieſes günftigere Urtheil hatte er fih in Berner Dingen 
erworben. Bon jet an tritt er als erfter Magiftrat der Eidge- 
noſſenſchaft auf. 

Das war's, was den Gefandten der Konferenzftände befon- 
ders mißfiel. Sie rathichlagten, ob ihm der übliche Ehrenbeſuch 
zur Abgabe der Kreditive erftattet werden folle; derfelbe konnte 
und durfte nicht ausbleiben. Dagegen lehnten fie die Theilnahme 
an dem gewöhnlichen Seftmahl ab, das der feierlichen Eröffnung 
der Zagfagung folgte. Ochfenbein empfing die Herren fehr freund» 
ih, äußerte den Wunſch näherer Berftändigung und wollte zu 
diefem Zwed gefellichaftliche Annäherung genehm machen. Der 
Wunſch verfing nicht. 

Ochſenbein eröffnete die Zagfagung (5. Juli) mit der fühnften 
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Rede, die noch je bei ähnlichem Anlaß gefprochen worden. Als 
Programm der radifalen Partei hatte fie das Verdienſt der Of— 
fenheit und Aufrichtigkeit; Ochfenbein, und jene Partei mit ihm, 
ſchwaͤrmte im Vorgefühl europäifcher Revolutionen. Nachdem er 
die allgemeine geiftige Bewegung in Europa gefchildert, gab er 
folgenden Ausfpruh: — „Inmitten diefer neuen geiftigen Welt 
ſtehen die alten fichtbaren Pfeiler der Vorzeit, die mumienhaften 
fozialen Einrichtungen, angehörend einer längſt entfchwundenen 
Anfhauungsweife, andern Begriffen, andern Berhältniffen und 
Bedürfniffen, auf feine andern Grundlagen geftügt ald auf die 
Macht der Gewohnheit, des Ehrgeized oder des Eigennutzes, — 
Strukturen, weldhe bei der leifeften Erfehütterung wie vermwittertes 
Gemäuer aus einander zu fallen drohen. Einzig der Verftoctheit 
gegenüber dem geiftigen Wehen der Zeit, einzig der geiftigen 
Berwahrlofung der Inftitutionen, einzig dem, einem ausgebranns 
ten Krater gleichenden Innern der politifchen Berfaffungen muß 
alfo das die Staaten Europa’s durchzudende Feuer zugefchrieben 
werden. Das Gewitter leuchtet, aber der europäifche Staatenfoloß 
achtet feiner nicht, denn er fchläft, — aber einen gefährlichen 
Schlaf.“ 

Das klang wie eine Thronrede an verfammelte Stellvertre- 
tung des alten Europa. Die Anwendung auf die fchmweizerifchen 
Zuftände war unfchwer ; daher fuhr der Redner fort: „Das Bild, 
welches Europa im Großen darbietet, findet an unferm DBater- 
land ein treues Seitenftüd im Kleinen, mit dem alleinigen Un— 
terfchied, daß durch die Natur feiner Inſtitutionen die Friftion 
der verfchiedenen Meinungen in politifchen und religiöfen Dingen 
unendlich mehr begünftigt wird, ald anderwärts, daß folglich die 
Möglichkeit eined Ausbruches der Gegenſätze in helle Flammen 
um fo eher vorliegt, und daß eine Hebung und Erweiterung po- 
litifcher und national-öfonomifcher Begriffe und Berhältniffe hier 
in der Wirklichkeit bereits erfolgt ift, während fie anderwärts ala 
höchſtes Ziel erft noch angeftrebt wird.“ 

Hierauf eine glänzende Schilderung der in den Kantonen 
bereit3 erreichten Entwidelungsftufe, mit welcher die Bundesinfti- 
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tutionen, die äußere Berförperung fehmweizerifcher Nationalität, im 
fchroffften Widerfpruche flünden. Darum Ochfenbein’d Ruf zur 
Bundesreform in diefer Zeit, da noch ruhig und regelmäßig 
der Verlauf der in diefer Richtung treibenden Wellen ſei Hohe 
Gefahr liege im Verzuge, „denn fhon fleigen Gewitterwolfen, 
Sturm verfündend, am Horizont auf, welche ſich leicht entladen 
dürften in einer Flamme, die, mie die Gefchichte aller Zeiten 
lehrt, mit der Schnelligkeit des Blitzes das Gemüth des Volkes 
erfaßt und entzündet, fo daß es — che man fich deſſen verfieht 
— zu fpät ift, einzulenfen und das Schiff des Staates dem uns 
erbittlihen Spiele des Zufalles überlaffen werden muß.“ 
Nach folder Mahnung an die Eidgenofjen gab Ochjenbein 
noch Antwort auf die vielfahen Interventionsverfüntungen: 
»Zwar will man wiſſen,“ fagte-er, „die bei dem Wienerverirag 
mitpaziezirenden Mächte dürften einer Bundesreform nicht geneigt 
fein, und bereits ift wieder das längft abgenugte Phantom einer 
fremden Intervention in Ausficht geftellt worden; aber noch der- 
malen find die Intereſſen jener Mächte diefelben, welche fie zu 
der feierlihen Erklärung vermodten: „ndaß das allgemeine 
Staatenintereffe zu Gunften der ſchweizeriſchen Eidgenoffenfchaft 
die Anerkennung einer immermwährenden Neutralität erheifche.*« 
Außerdem liegt ein noch wirffamerer Sporn zur Achtung der Un- 
abhängigkeit der Eidgenoffenfchaft ohne Zweifel in dem forgfältig 
gehegten und gepflegten europäifchen Friedensprinzip, ale der 
fiherften Garantie für die ungeftörte Aufrechthaltung dermaliger 
Zuftände und des fogenannten europäifchen Gleichgewichts. Aber 
auch das pofitive Recht geftattet fchlechterdings den fremden Mäch- 
ten feine Einmifhung in unfere innern Angelegenheiten; denn 
nicht vermöge ded Wienervertrages befigt die Eidgenoffenfchaft 
dad Recht felbfteigener Konftitution, fondern vermöge ihrer Sou— 
veränetät, und nicht der Bundesvertrag der XXII Kantone wurde 
garantirt, fondern da8 vermöge ded Wienervertraged der Eidge— 
noffenfchaft zuftändige Gebiet. Sollten wir und aber trog diefer 
Zhatfahen dennoch täuſchen; follte dad Unwahrſcheinlichſte, eine 
fremte Einmijhung in die imnern Angelegenheiten der Eidger 
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noffenfchaft, verſucht werden wollen, fo foll die Welt wiſſen, daß 
die Schweiz, ſtark durch ihr gutes Recht, groß durch die überall: 
hin verzweigten Sympathien aller freien und nad freiheit rin: 
genden Völker, die legte Kraft und das legte Herzblut aufzuopfern 
wiſſen wird, ihre von den Vätern in fo mancher heißen Schlacht 
erfämpfte Unabhängigfeit zu wahren und diefes foftbarfte aller 
Güter, wie ererbt, fo unverfümmert und in ihrer vollen Bedeu: 
tung als heiliged Vermächtniß auf Kinder und Kindesfinder 
überzutragen.“ 

Bon den Gefandten des „europäifchen Staatenfoloffest wa— 
ren die Einen bei diefer Feſtrede zugegen, fo die Stellvertreter, 
Minifter oder Gefchäftsträger von Frankreich, Großbritannien, 
Spanien, Sardinien, beider Sizilien und Belgien; abwefend die 
Gefandtfchaften von Defterreih, Preußen und Rußland. Sie alle 
trugen die Uneinigfeit der Kabinete zur Schau. Ein neuer preußi— 
fcher Gefandter, Freiherr v. Sydow, gab erft einige Wochen ſpä— 
ter feine Kreditive ab. Die Präfidialrede, die wie der nachherige 
Bericht des Tagfasungspräfidenten über den Stand gefammter 
Angelegenheiten der Eidgenoffenfhaft, ein befondered Gewicht 
auf die unausmweichliche Umgeftaltung der Bundesverhältniffe im 
Sinne der Zentralifation legte, wollte von Manchen ald ein Zei- 
chen gedeutet werden, daß die fonfeffionelle Befehdung der fatho- 
liſchen Stände mehr in den Hintergrund gedrängt, alle Thätig- 
feit der radikalen Partei auf den Sturz des Bundesvertraged ge- 
richtet fein werde. Das war ein Irrthum; aber unverkennbar war 
auch der formale Widerſpruch, auf Grund des Bundesvertrages 
und zu feiner Aufrehthaltung den Krieg gegen die VII Kantone 
vorzubereiten, und gleichzeitig über den nämlichen Bundesvertrag 
das Todesurtheil zu fprechen. ISnnerlich hingen die Dinge zufam: 
men; das erfannten die Bedrohten. 

Ale Vorbereitungen zu fchneller Entwidelung waren gege- 
ben. Beide Lager hielten ihre Vorbefprechungen, die Zmölfer Kan- 
tone in Bern; ed handelte fich beiderfeitd um nichts Anderes 
mehr, ald um gute Führung, Einheit und konfequentes Vorgehen. 
Meyer war der geiftige Leiter der Stände des Schugbündnifles, 
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ein Mann von vollendeter Offenheit, Geradheit und Entſchieden⸗ 
beit, fcharfen ftaatsmännifchen Blides, keineswegs zu vermechfeln 
mit den Männern, welche das Heil der Eidgenoffenfchaft in einer 
bis zum Uebermaß anerkannten Kantonalfouveränetät zu finden 
glaubten, dabei tief dDurchdrungen vom Unrecht, da8 den VII Kan—⸗ 
tonen angethan ward. Er war beharrlich, ohne für alle Nachgie- 
bigfeit unempfänglih zu fein. Die übrigen Gefandten diefer 
Partei waren je nad Fantonaler Stellung und Charakter entfchie- 
dener oder mehr einlenkend gefinnt, von lebtern vorzugsweiſe 
Boffard von Zug; zu den Karten gehörten Schmid von Uri, die 
beiden Unterwaldner Hermann. und Durrer, erfterer im Sinne 
Spichtig's handelnd, und Fournier. Führer und geiftiger Tonge- 
ber der Zmwölfer Partei war der Gefandte Zürichs, Furrer; feine 
Aufgabe, für die bevorftehenden Gewaltfchritte die pafjende legale 
Form zu ermitteln und zu bieten; ihm zunächſt ftand in diefer 
Richtung Kern von Thurgau; beide wie Näff, Munzinger und 
FreisHerofee enthielten fich jeglichen Entgegenfommensd gegenüber 
den Sonderbundägefandten, waren und blieben falt, abftoßend 
und jede Gemeinfchaft zurüdweifend. Ochſenbein zeigte fih noch 
einige Zeit wie am erften Tage, fcheinbar fi) annähernd und zu 
gewinnen fuchend; er verfuchte die Sieben zu einem vertraulichen 
Mahle zu fih zu bringen, doch ohne Erfolg; er mahnte perfün- 
lich: Luzern und Freiburg möchten weniger eifrig an den Berner 
Grenzen ſchanzen; überhaupt weniger bigig militärifch rüften, da⸗ 
mit nicht eine ungefuchte Erplofion feiten® der fehr aufgeregten 
Bevölkerung von Bern erfolge. Es waren dieß Zwifchenpartien 
des großen Spield, die unvermerft und einflußlo® vorübergingen. 
Das Ziel war geftedt und nad diefem ward gerungen. Nachdem 
im Laufe der erften Wochen der Tagfagung der Schein zu reis 
ten gefucht worden, ald wolle man einem Bruch ausweichen, än— 
derte fich bei der Mehrheit das Verhalten nur zu bald; mit vollen 
Gegeln fteuerte fie auf den Krieg los. Wirkſam hiefür war ins— 
befondere der Gefandte von Graubünden, der Bürgermeifter Abys 
von Chur, welcher fein Bedenken trug, in die vorderſten Reihen 
der Befämpfer des Sonderbunds zu treten, fehüchterne und vors 
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behaltvolle Inftruftionen mit den Schwingen entfchiedenen Par- 
teigeifted zum Fluge brachte. 

Die Mehrheit war jedenfalld entſchloſſen, durchzubrechen und 
die Gunft der Tage zu nuben. Sie begann mit der Entfernung 
des eidgenöffifchen Staatsfchreiberd Dr. v. Gonzenbach, der bei 
freundlichem Verhältniß zu mehrern radikalen Standesgefandten 
feine fonfervative Gefinnung nicht verläugnete. Bei Anlaß der 
periodifchen Erneuerung erhielt er nur 8 Stimmen von 20, auch 
die des eigenen Standes St. Gallen nicht. Für ihn wurde, nach- 
dem Steiger von St. Gallen auf vertrauliche Anfragen abgelehnt, 
und Alfred Efcher von Seite Zürichd nicht der Eidgenoffenfchaft 
abgetreten werden wollte, der Rathsſchreiber Schieß von Appen- 
zell A. R. gewählt. Gonzenbach begehrte feine unverzügliche Ent- 
laffung * und erhielt fie unter ehrenvoller Derbantung feiner „ans 
gezeichneten und vielfachen Leiftungen.® 

Nach einigen weniger erheblichen Berathungen wurde zur 
Sonderbundsfrage gefhritten. Im Allgemeinen wurden die Er- 
mwägungen für und ‚wider erneuert, welche den Stoff zu den Ber- 
handlungen des vergangenen Jahres dargeboten hatten. Dießma- 
lige Berathung gewann aber mehr an Beftimmtheit, weil fie von 
Nebendingen und von unmefentlichen Bormfragen auf die Haupt- 
fache zurücgeführt wurde. Die Mehrheit hatte Mancherlei fchon 
verübt, was der Minderheit nicht nur mißfälig, fondern auch 
gefährlich; fie hatte Derlei noch Mehreres in Abfiht. In den 
fchweizerifhen Kantonen waltete im Allgemeinen der Grundfag, 
daß fich die Minderheit der Mehrheit unterziehen müffe, vorab 
war das herfömmlich feit Gründung des demofratifchen Regi- 
mentes; die neuen Verfafjungen hatten felbft die Grundlage der 
Kopfzahlmehrheit angenommen und abweichende Beftimmungen _ 
größern Theild befeitiget. Die dermalige Mehrheit an der Tag- 
fagung wendete den Grundfag auch auf die Bundesverhältniffe 


* Er hätte reglementarifcher Ordnung zufolge noch bis Ende Jahres zu 
bleiben gehabt. Leber die Wahlintrigue gibt das Schriftlein Aufſchluß: „Offe 
ner Brief an meine Freunde und Belannten, von Dr. X. v. Gonzenbach, 9. Juli 
1847, 
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an und anerkannte fich felbft das Recht, Bundesbeſchlüſſe zu faf- 
fen nicht bloß in Sachen unbeftrittener Kompetenz, fondern auch 
dann, wenn diefe von einer größern oder fleinern Anzahl Stände 
mwiderfprochen werde, ſolche Beſchlüſſe ald allgemein verbindlich 
zu erflären, deren Nachachtung zu verlangen und gegen allfällige 
Widerhandlung erefutorifch einfchreiten zu dürfen. So mochte fie, 
nach ihrer Meinung, in Sachen der Klöfter frei verfügen, in der 
‚Frage der Jeſuiten ebenfalld, über den Schugvertrag der VII 
Kantone ein verdammendes Urtheil fprehen. Habe fie, die Mehr: 
heit gefprochen, fo erhalte ihr Beſchluß bundesrechtliche Kraft für 
die Minderheit; Gegentheiliges zu behaupten und anzuerkennen, 
würde zur Auflöfung des Gefammtbundes, zum Ruin der Eid- 
genofjenfcaft führen. Die Theorie machte Glüd bei vielen Eid» 
genoffen, und im Bolfe mußten nicht Alle den Unterfchied zu 
treffen zwifchen einem einheitlichen Staat und einem Bundesftaat 
oder vollends einem Staatenbund. Die Mehrheit an der Tag— 
fagung fonnte mit diefer Kapitalfrage die im Wurfe liegenden 
Spezialfragen in den Hintergrund drängen. Der Geſandte von 
Luzern, Bernhard Meyer, fuchte den Streit in fein richtiges Ges 
leife zurüdzubringen: Jeder müffe inner den Scranfen feines 
Rechtes bleiben, fo auch der Bund, fo die Mehrheit in demfelben ; 
Allgewalt fei diefer nie gewährt, in ihrem Intereſſe fei nie kon— 
trahirt worden. Aller Span höre auf, wenn die Mehrheit felbft 
zum Recht zurüdfehre, wenn fie den Bundeövertrag, den fie ge- 
gen die VII Stände anrufe, jelbft heilig halte, wenn fie, ſolchen 
Sinned, ſich beeile, den im Aargau an den Klöftern begangenen 
Bundesbruh aut zu machen, die beabfichtigte Vernichtung unane 
taftbarer fonfeffioneller Rechte der katholifhen Stände (freie Aus- 
wahl ihrer Lehrer und Priefter) und ihrer uralten politifchen Frei— 
heit und Selbftherrlichfeit aufzugeben. Es gäbe fein Schugbündniß, 
wenn die Gewaltthat der Mehrheit nicht dazu getrieben hätte; es 
verfhmwinde von ſelbſt, wenn der angerufene allgemeine Bund 
wieder eine Wahrheit werde. Mit befonderem Nahdrud hob der 
genannte Redner die revolutionären Tendenzen ded Tages aus, 
die in der angeführten Eröffnungsrede des Tagfapungspräfidenten 
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ihre Berherrlihung gefunden; die unter allen Formen, durch Preſſe, 
neugefräftigte fogenannte Volksvereine, ftürmifche Feſte und Ge- 
lage betriebene gewaltfaıne Umwälzung des Bundes, Herbeiführung 
und Sicherung einer defpotiichen Mehrheitögewalt. Er beſchwor 
die Eidgenofjen, von der „unheimlichen Macht“ fih loszumachen, 
die fih der Gemüther bemächtiget und felbft das nicht unverfehrt 
laffe, was der chriftliche Staat und der einzelne Menſch bisher 
für hoch und heilig gebalten habe. „Sie ift feine einheimifche, 
jagte Meyer, fie fam in unfere Thäler von Außen ber und bat 
viel Unheil dort ſchon geftiftet.“ Dann redete er die Gegner noch 
alfo an: „Was haben Euch die fieben Kontone und ihr Schutz⸗— 
bündniß Leides gethan, daß Ihr fo gegen fie auftretet und man 
das fchauerlihe Wort von Bürgerkrieg ſchon wieder hört? Haben 
fie Euern Frieden, Euere Ruhe geftört, Euere Rechte und reis 
heit vernichtet? Streden fie die Hand aus nah Euern Gütern, 
nah dem, was Euch lieb und theuer ift? find fie ed, welche be— 
waffnet Euch überzogen, Euere rechtmäßige Regierung geftürzt, 
Aufruhr und Landfriedensbruh, ja noch Schlimmered, das ich 
nicht fagen will, geprediget haben? find fie ed, die mit frecher 
Hand in das Heiligtum Eueres Glaubens fi Eingriffe erlaubt 
haben? Wohlan, dann greift zum Schwerte und verfucht cd, im 
blutigen Spiele des Krieges dieſe Schänder der Ruhe und des 
Friedens, des Ruhmes und der Ehre unferes Volkes zu züchtigen. 
Wenn aber die Völker der fieben Kantone es find, melde ſich 
nur waffnen, um den Frieden zu erhalten, welche nichts Anderes 
wollen, ald das behalten, was fie von den Vätern ererbt haben, 
auch Euch gern Alles laffen, was Euch gehört, — wenn fie es 
find, welche Euere Souveränetätörechte immer geachtet, den Bund 
heilig gehalten, vor Eingriff in Euere fonfeffionellen Rechte mit 
gewiffenhafter Scheu ſich enthalten, — wenn fie es find, welche, 
fo lange Ihr fie in Ruhe ließet, Euch und Euern Kindern fein 
Haar am Haupte gekrümmt haben: wie wäre ed möglich, daß 
Ihr gegen dieſe ruhigen friedlichen Völker die Brandfadel des 
Bürgerfrieges fchleudern könntet?“ 

Der befprochenen Mehrheitätheorie gegenüber fprach der 
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nämliche Luzerner Gefandte: durch die Freifchaarenzüge verfuchte 
man die Revolution, die Beknechtung Luzern's und der Urfan- 
tone, von Unten herauf; jetzt ſtehe man im Begriffe, fie von 
Dben herab, durch Befchlüffe der Tagſatzung zu erzwingen: „Zu 
diefem Zwecke hat man die Theorie erfunden, daß e3 einer Mehr— 
heit von zwölf Ständen zuftehe, alles zu befchließen, was ihr ge— 
lüftet; daß e8 nur des MWahnes oder der vorgefchobenen Borgabe 
bedürfe: dieſe oder jene fouveräne Handlung eines einzelnen 
Standes gefährde die Ruhe und Sicherheit der Eidgenoffenfchaft, 
um fie zu verbieten, daß alfo unter dem Titel der Sorge für die 
Ruhe und Sicherheit der Eidgenofjenfchaft von einer Mehrheit 
der Stände auf der a Alles befchloffen und Alles voll- 
zogen werden fünne, was Laune, Willkür und Luft zur Gewalt: 
that ihr eingeben. Diefe Theorie des unbedingten Gehorfams ge— 
gen eine Zmwölfitändemehrheit ift die Theorie einer der Mehrheit 
der Stände gegenüber der Minderheit eingeräumter abfoluten 
Gewalt, einer Defpotie im eigentlichften und fchlimmften Sinn? 
des Wortes, indem diefe Herrfchaft der Mehrheit über die Min- 
derheit an fein Recht und Geſetz gebunden ift, über ſich als Le— 
gitimation ihrer Handlungen nur ihre Pläne und Tendenzen ans 
erfennt.“ Damit fei die Vernichtung von Freiheit und Selbft: 
ftändigfeit der einzelnen Stände ausgefprochen. * 

Aber in alle diefe Betrachtungen wollten die Gefandten der 
Mehrheit nicht eingehen; ihre Haltung war ohnehin ſchon eine 
geſuchte und gemachte; fie beurtheilten den „Sonderbund® ftets 
nur als ifolirte Thatfache, fchilderten defien Nachtheile nah In— 
nen, da er den allgemeinen Bund hintanſetze, allfeitiges Miß— 
trauen und Gefahr bundeswidriger Trennung herbeiführe; — 
feine Nachtheile nach Außen, weil der Anblid eines zerriffe- 
nen Staatenbundes das Anjehen und die Achtung, welche der- 
felbe fonft im Auslande genöffe, herabdrüde; fie erflärten: Der 


* Votum und Replif der Gefandtichaft von Luzern in der fogenannten 
Sonderbundsfrage, eröffnet auf der Tagfagung zu Bern den 19. und 20. Juli 
1847, nebft der SProteftation der fieben katholiſchen Stände, Luzern 1847, 
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Inhalt des Sonderbündniſſes ſelbſt erſcheine als organifirter 
Kriegszuſtand gegen die Eidgenoſſenſchaft; die angeblich drohende 
Unterdrückung durch Bundesreviſion ſei nur Vorwand zum. beab- 
ſichtigten Fortbeſtand der Separatverbindung, die Furcht vor ſol⸗ 
cher Reviſion, und daß ſie zu einer einheitlichen Republik führe, 
durchaus ungegründet; ja einzelne Kantone hätten ausdrücklich 
ausgeſprochen, daß ſie bezüglich der Bundesreviſion ſich ganz inner 
den bundesmäßigen Schranken zu halten gedenken (fo Graubün- 
den vermöge feiner Inſtruktion). Die Stellung der Mehrheit be- 
langend, werde Niemand behaupten können, daß der Entfcheid 
über Zuläffigfeit eines Separatbündnifjes nicht eine Bundesfrage 
fei; ein Bund aber, der nicht mehr das Recht hätte, eine ſolche 
Frage zu entjcheiden, würde zum Voraus zerfallen; und zwar fei 
ed die Mehrheit, die eine folche Frage zu entfcheiden berufen fein 
müffe, nicht die Minderheit, noch weniger dad Ausland. Die 
Theorie von felbftftändigen Minderheitäftellungen habe felbft ſchon 
bei Berathung des Bundeövertraged von 1815 und nachhin bei 
deffen Einführung feine Anerkennung gefunden Das waren die 
allgemeinen Säbe, mit denen das Verlangen unverweilter Auf: 
löfung des Sonderbundes belegt wurde, wobei, wie gewohnt, 
die Gefandten der Mehrheitäftände noch darüberhin ihre eigenen 
fantonalen Stellungen und Anfchauungen mit hineinzogen; fo 
benugte Ochfenbein den Anlaß, um die Entftehung des Frei— 
fchaarenzuges, an dem er fich betheiliget, aus der allgemeinen 
reaktionären Tendenz zu rechtfertigen, welche in Luzern ihre ftärkfte 
Stüße gefunden, und zum Beweife, daß demfelben nur edle Mo- 
tive zu Grunde gelegen; Waadt fuchte fich rein zu mafchen von 
allen Vorwürfen, die ihm wegen bundesmwidrigen Berhaltend bei 
den Aufftänden von Genf und Freiburg reichlich geipendet wor- 
den, und ließ aud ernſte Worte vernehmen gegen jegliche aus— 
wärtige Intervention; Bafelland und Appenzell U. R. entfchul- 
digten ihren Rüdftand mit Gefegen gegen die Freifchaaren durch 
zufällige Berumftändungen, in denen nichts Bundeswidriges ftede; 
Aargau war bemüht, die Klofterfache ald abgethane darzuftellen; 
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die Nicht-Anerfennung bezüglicher Beichlüffe würde zu Anarchie 
und Fauftrecht führen. 

Die Rolle der Antragftellung übernahm dießmal Bern. Ihm 
ſich anfchließend, faßte die Mehrheit folgenden Beihluß: „1. Es 
ift das Separatbündniß der fieben Stände Luzern, Uri, Schwyz, 
Unterwalden, Zug, Freiburg und Wallid mit den Beftimmungen 
des Bundesvertraged unverträglich, und demgemäß als aufgelöst 
erflärt; 2. die benannten Kantone find für die Beachtung diefes 
Beſchluſſes verantwortlih, und die Tagfagung behält ſich vor, 
wenn die Umftände es erfordern, die weitern Maßregeln zu tref- 
fen, um demfelben Nachachtung zu verfchaffen.“ 

So mwurden die Stände der Minderheit verpflichtet, fich alles 
Rechtes der Vertheidigung zu entäußern, auf Gnade und Un— 
gnade der Willfür der Mehrheit fich preiszugeben. Den Beſchluß 
haben gefaßt (am 20. Juli): Bern, Züri, Glarus, So— 
lotburn, Schaffhbaufen, St. Gallen, Graubünden, 
Yargau, Thurgau, Teffin, Waadt und Genf; das 
waren die zählenden Stimmen, denen fih die Halbfantone 
Bafelland und Appenzell A. R. beigefellten. Appenzell 3. R. 
hielt zu den fieben Kantonen. Bafelftadt hielt „dad Separatbünd- 
niß nit im Einklang mit den Beflimmungen des Bundedver- 
trages“ und wollte daher die Betheiligten freundeidgenöffifch zu 
deffen Auflöfung einladen. Weiter ging es nicht, und die eben 
erwähnte freundliche Einladung ftellte ed der von der Mehrheit 
angedrohten Vollftredung entgegen. Mit Graubünden vereint, 
wollte ed auch noch die alten Siebner von 1832 zur Auflöfung 
des Garantiefonfordates verpflichten. Die Stellung Neuenburgs 
fennzeichnet ſich durch einige fehlagende Säbe in der Rede, mit 
welcher Fr. v. Chambrier den gejeßgebenden Rath eröffnet hatte 
(21. Juni): „Der Bund (le pacte) ift ein freier Vertrag zwi— 
fchen Gleichberechtigten und Brüdern, nicht aber eine Unterwer— 
fungsurfunde, mittelft welcher fih die Minderheiten und die 
Schwachen der Willkür der Mehrheiten und der Stärfern über: 
liefert hätten.* Daher dann die Inſtruktion beliebt wurde, jeg- 
liches Einfhreiten gegen dad Schugbündniß zu unterlaffen, die 


— 509 — 


Jeſuitenfrage aus dem Abfchiede zu entfernen, bezüglich der Klö— 
fter nach Vorſchrift ded Art. XII ded Bundesvertrages zu flim- 
men. Einzelnen Mitgliedern, die Mittelftellungen empfehlen woll— 
ten, hatte Chambrier mit feiner gewohnten Entfchiedenheit 
erwiedert: ich würde eine radifale Anftruftion einem Juſtemilieu— 
Botum vorziehen. Staatsrat Calame war an der Tagfabung 
das treue Drgan feiner Auftraggeber, feſt und unnachgiebig in 
feinen Boten, forreft, anftandsvoll und Teidenfchaftslos in der 
Form feines Bortraged. Don dem Separatbündniß fagte er ind- 
befondere: es laffe fih die Beurtheilung desfelben nicht trennen 
von der Würdigung der Umftände, welche dasfelbe hervorgerufen 
haben und die dasfelbe vollfommen rechtfertigen. Laſſe man den 
fieben Ständen nur Zeit, fich zu überzeugen, daß ihr Bündniß 
nicht mehr nöthig, fo werde es von felbft fallen. — Den Zwöl- 
fer Befchluß beantworteten die fieben fatholifhen Stände mit 
einer kurzen Rechtöverwahrung. 

Der erfte Schritt zum Krieg war nun gethan. Der Bes 
ſchluß vom 20. Juli war fehon ein Kriegsbefhluß, denn er ger 
bot den Einen zurüdzugehen und fich ganz aufzugeben, während 
Diejenigen, die dad Machtgebot erlaffen, wollten fie der Eidge- 
nofjenfhaft den Frieden geben und erhalten, gleichzeitig ebenfalle 
einige Schritte hätten rückwärts gehen müffen. Bon nun an rollte 
der eidgenöffifche Staatöwagen um fo rafcher feinem Verhängniß 
entgegen. 

Es folgte der zweite Beichluß auf Antrag Genf’: jeded mi- 
litärifche Dienftverhältnig zum Sonderbund fei unvereinbar mit 
den Pflihten und mit der Stellung eines eidgenöffischen Offiziere 
oder Militärangeftellten; der Borort habe zu weiterer Verfügung 
Bericht zu erftatten. Antrag und Beichluß waren hervorgegangen 
aus der bekannten Thatfache, daß mehrere eidgenöffiiche Stabs— 
offiziere, an ihrer Spige Oberft Johann Ulrich v. Salis-Soglio 
aus Graubünden, dann mehrere Luzerner, Wallifer, Freiburger, 
diefe legtern alle nad) Wunſch ihrer Kantondregierungen, wirflidhe 
militärifche Stellungen zum Zwede der Bertheidigung der VII 
Stände angenommen hatten, oder im Rufe ftanden, daß jie 
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daherigen Anfinnen entfprechen würden. Solchem Berhalten wollte 
die Tagfagung den Riegel fteden, jene Offiziere zwingen, entwe⸗ 
der ihren eigenen Kantonen den Rüden zu fehren oder aber für 
die Aufnahme radikaler Nachfolger in den eidgenöffifchen Stab 
Plap zu machen, unbefümmert um die Warnung ded Gefandten 
von Bafelftadt: „man fcheine im Sturmſchritt vorwärts zu eilen, 
im Sturmfchritte die Ruhe, den Frieden, ja vielleicht die Eriftenz 
des Baterlandes auf die äußerfte Spike treiben zu wollen!“ Um 
den Widerfpruch zum Jahr 1832 kümmerten fih die Zmölfer 
nicht. Damals ftrih die Tagfagung jene Offiziere aus dem eid- 
genöffiihen Stab, welche nicht den neuen Eid ſchwören wollten, 
der auch die Anerkennung der neuen Fantonalen Berfaffungen in 
fi Schloß; * damald wurde das Prlichtverhältnig zum Kanton 
zur Bafid genommen; dießmal bejchloß die Tagfakung: das 
Prlihtverhältniß zum Bund gehe voran und der eidgenöffifche 
Stabsoffizier habe feinen eigenen Kanton im Stiche zu laffen. 
In Bollziehung diefed zweiten Beſchluſſes wurden eine Reihe von 
Dffisieren angefragt, in welcher Stellung fie feien, und wie fie 
fih zu verhalten gedenken; ungefähr die Hälfte derjelben erklärte, 
daß fie in feinem DVerbältniß zum Sonderbund ftehen; die An- 
dern: daß fie dem Auf ihres Kantons Folge leiften und hierdurch 
ihren Pflichten gegen die Eidgenoffenfchaft nicht untreu zu werden 
vermeinen. Sie wurden geftrichen. Diefe Verfügung traf den eid- 
genöffifhen Oberftfriegstommiffär Zünd von Luzern, die eidge- 
nöffifchen, Oberften von Maillardoz aus Freiburg, Zelger von 
Stand, Rüttimann von Luzern, Joh. Ulrich v. Salis-Soglio von 
Graubünden, lager in Luzern; mehrere Oberftlieutenante und 
untergeordnete Stabsoffiziere aus verfchiedenen Kantonen. . Bon 
nun an regnete ed von Seite der radikalen Stände Perfonal- 
vorichläge für alle Grade ded Generalftabes, denen zu Anfang 
Septembers die Ertheilung gewünfchter Offizieröbrevets folgte. 
Bei diefem Anlaß wurde Moriz Barman, ohne Rüdficht auf die 
Proteftation von Wallis, zum Oberftlieutenant befördert. Unter 
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den Vorgefchlagenen war auch Dehfenbein, den Bern zum eidge- 
nöffifchen Oberften empfahl, obwohl er noch fürzlich erft den 
Grad eines eidgenöffiichen Stabshauptmanns befleidet hatte. Der 
Antrag drang noch nicht durch. 

Während in folder Emfigfeit die Anftalten zum Krieg in 
der Tagfagung betrieben wurden, ftürmte es draußen im Bolfe. 
In der weſtlichen Schweiz wurde, unter Leitung der Berner Ra— 
difalen, die Bildung eines allgemeinen fehmweizerifchen Volksver— 
eind betrieben, der fich, unter befonderer Theilnahme mancher bei 
den Freifchaarenzügen betheiligt geweſenen Perfönlichfeiten, die 
raſche Durchführung aller Forderungen der radikalen Partei, be— 
fonders aber die Bundesummälzung, zum Zwede feßte. — Sein 
in Bern ſitzendes Komite gab ein Manifeft von fich, in dem es 
erklärte, daß ed zwar nie von der Bahn des Rechtes weichen, 
aber auch jedes rechtliche Mittel ergreifen und anmenden werde, 
das geeignet fei, das Baterland von feinen Feinden, Jeſuiten und 
Sonderbund, und von feinem Joche, dem Bundesvertrag vom 
Jahr 1815, auf ewig zu befreien, auf Schweizerehre und Män- 
nerwort beifügend,, daß fein, des Vereins, Beftreben keineswegs 
gegen die fchweizerifhen Katholiken, wohl aber unbedingt gegen 
den gemeinfchaftlichen Feind aller Konfeffionen und aller Reli— 
gionen, die Jefuiten, gerichtet fei. Aus folchen und ähnlichen Ber: 
öffentlihungen konnten die Fatholifchen Kantone leicht entnehmen, 
was ihrer warte, wenn fie zumal bereitd in Zeitungen, ebenfalls 
von Bern, vollftändige Kriegspläne zu lefen befamen, welche ge- 
gen fie in Ausführung gefegt würden. Das Gelärme allüberall, 
freilich bier und da bloß maßloſes Prahlen, war fo arg, daß in 
ihrer Mitte ernfte Beforgniffe über den Verlauf des großen eid— 
genöffiihen Freifchießens, namentlich wegen eines Ueberfalles des 
Kantons Schwyz von dorther, entftanden. Es war jenes Felt 
diegmal in Glarus angeordnet; die üblen Eindrüde, welche jenes 
zu Baſel im Jahr 1844 zurücgelaffen, Fonnten nicht vergefjen 
fein. Gefteigerte Leidenfchaft ließ irgend einen Ausbruch beforgen. 
An Parteigetriebe fehlte es nun wirklih in Glarus nicht. Mehr 
als irgend ein früheres Felt des mämlichen Dereind wurde 
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dasjenige zu Glarus für die Parteizwecke ausgebeutet, diefe felbft 
als die vaterländifchen Ziele verfündet. Dergeblih mahnte der 
Rathsherr Minder, Borftand des Bafeler Zentralfomite’3, im 
Grußwort zu Glarus an mäßigere Auffaffung der politifchen 
Sragen, an Rüdfichten auf die fatholifchen Kantone, an Aner— 
fennung ihres Rechtes und an Ertheilung nöthiger Garantien, 
um die Bejorgniffe zu ‚heben, die fie zum Sonderbund veranlaßt 
hätten. Hier in Glarus mar die eigentliche Sturmfolonne des 
Radikalismus verfammelt, deren Glieder fih in Ausübung der 
Schlagwörter der Zeit gegenfeitig fiegreich überboten. Die Reden 
fhäumten von „Sefuitismus und Heuchelei“, „Volksverdummung 
und geiftiger Knehtung,* von der „Michaeldburg (in Freiburg) 
und ihren Höllifchen Plänen“, von den „wüften Engerlingen, die 
fein Gras auffommen laffen® (Klöfter), von der nöthigen „Er- 
pulfion der Freiburgerbrut, die wie ein giftiges Miasma ſchon 
fo manden Strich guten Schweizerbodend vernichtet“, von der 
„Gefährlichkeit jenes verruchten Ordens, jener Gefellihaft, Die 
den Vater- und Brudermord gepredigt.“ Nach dieſer Blumenlefe 
aus den gedrudt vorliegenden Reden mag man die Eindrüde 
wertben , welche das Feft auf die zahllofen Anweſenden gemadt, 
auch ermeffen, welche Stimmung es in den bedröhten Fatholifchen 
Kantonen hervorgerufen habe. Alle fonfeffionelle Rüdficht ward 
über Bord geworfen, die politifhe Reidenfchaft in der glühendften 
Sprache geprediget. Dieß vorausfehend, hatten mehrere der Sie— 
ben Kantone ihren Schügengefellfehaften als ſolchen die offizielle 
Theilnahme an dem Freifchießen in Glarus mit den fantonalen 
Fahnen unterfagt oder es hatten diefe aus eigenem Antrieb auf 
folhen Beſuch verzichtet , in Folge deffen nur einzelne Gruppen 
zum Theil von Flüchtlingen angeführt, am Feſtort erſchienen. 
Unmittelbare Einmifchung in die Politif übte der Schügenverein 
oder die eben Anmwefenden durd eine Adreffe an die Tagfagung, 
in welcher die jüngfte franzöfifche Minifterialnote ald Gegenftand 
des allgemeinen Unwillens und der Entrüftung bezeichnet und 
fundgegeben wurde, daß ein Widerftreben gegen die Sache der 
Freiheit und des Fortſchrittes fih am Wenigften für den Minifter 
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eines Königs zieme, der felber einer edlern Volkserhebung gegen 
verfuchte Unterdrüdung feinen Thron zu- verdanken habe, — mit 
dem dringenden Erfuchen an die Tagfakung, jede ungebührliche 
Einmifchung, welche von Seite eines auswärtigen Gefandten den 
Bundesbehörden gegenüber verfucht werden wolle, entfchieden und 
fräftig von der Hand zu weiſen. Gefürchtete Gewaltſchritte von 
Seite des Schügenvereind blieben aus und die Befprechungen 
und Maßnahmen im Sinne der Berner Volksvereinsſektion hatten 
feine erheblichen Ergebniffe. Dagegen fehlte es nicht an einzelnen 
Kundgebungen, wie 3. B, von Seite einer Waadtländer Abthei- 
lung, welche Selbfthülfe durch Waffengewalt als letztes Mittel 
in Anfpruh nahmen, und an gleichzeitigen Einrüdungen in 
deutfche Blätter, welche an den in der Schmeiz eingeleiteten Bür- 
gerfrieg die Hoffnung auf die Ummälzung Deutfchlands fnüpften. 

Die Sieben Kantone, nahdem die St. Gallifhe Standes- 
flimme der Kriegspartei anheimgefallen, noch vor der Tagſatzung 
in Brunnen verfammelt, hatten dort inzwifchen ihre Bertheidi- 
gungsanftalten neuerdings befprochen, deren Vervollftändigung 
befchlofjen, von Defterreich die Zufage gefchenföweifer Ueberlaffung 
von 3000 Gemwehren aus den lombardifhen Zeughäufern erhal- 
ten. Im Laufe Juli's erließen die meiften Regierungen diefer Kan⸗ 
tone Proflamationen an das Volt, um foldyes von dem Grund 
ihrer eigenen Wehranftalten und von der je mehr und mehr na— 
henden Gefahr, gegen welche fie ergriffen worden, in Kenntniß 
zu ſetzen. 

Auf ſolche und ähnliche Vorgänge hielten die Zwölfer Stände 
wachſames Auge; Bern wollte entdedt haben, daß an feinen 
Grenzen, zumal am Brünig, von Unterwalden, dann auch von 
Freiburg und Uri Verfchanzungen angelegt, da und dort auch ge— 
fährlihe Zufammenfünfte gehalten werden, fo in Meyringen; in 
Lugano hatten die Wächter der radikalen Partei einen Transport 
Munition wahrgenommen, der aus der Gitadelle von Mailand 
gefommen fein follte und für die Sonderbundsfantone beftimmt 
war, die tefjinifche Regierung dann folhen mit Befchlag belegen 


laffen. Ueber beidfeitige Ihatfachen erfolgte neh an den 
Die Schweiz. II. 
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Borort und von diefem (durch Ochfenbein) an die Tagſatzung, von 
welher, nad üblihem Austaufh von Anklagen und Rechtferti- 
gungen, wobei Uri die Bornahme von Befefligungen widerfprach, 
Zug die angeflagten Stände für zu arm erklärte, um gefahr 
drohende Werke anlegen zu können, eine Siebener Kommiffion 
zu Berathung und Begutachtung nöthiger Gegenvorkehren beftellt 
wurde. Hier ihre Namen: Ochfenbein, Zurrer, Munzinger, Näff, 
Kern, Luvini und Drucy. * Die Wahl war ausfchließliches Werk 
der Zmwölfermehrheit, da fich bei derfelben weder die Sonderbunds- 
ftände noch die fonftigen Glieder der Oppofition betheiligten. Die 
Parteien ftanden von nun an fih um fo fchroffer einander ge- 
genüber: Siebner hier, Siebner dort; die Siebner aud dem 
Schoofe der Tagfagungsmehrheit waren die amtlich bezeichneten 
Tongeber und Führer für Anordnung alles deſſen, was fie für 
Ausführung ihrer Pläne nothwendig oder doch erſprießlich hal: 
ten mochten; die fcheinbar nur für den fpezielen Fall gefchehene 
Wahl machte im Laufe der Verhandlungen der Permanenz Plap. 
Nah Beftellung der Kommiffton folgten Schlag auf Schlag noch 
einige vorörtlihe Mittheilungen über Bertheidigungsanftalten der 
Sonderbundsftände, dann Anträge jener, die zu mehrtägigen, höchſt 
gereizten Verhandlungen führten. Die Fatholifchen Kantone be- 
baupteten ihr Net, Munition und Waffen nah Belieben anzu- 
fhaffen, nannten den Borfall in Teffin ein völferrechtöwidriges 
„Weglagern“, wiederholten das oft Gefagte, daß all ihr Thun — 
die gemeldeten Militärvorfehren feien übrigens von geringem 
Belang — nichts anderes bezwecke, ald die erlaubte, durch feind« 
felige und bundeswidrige Pläne ihnen abgedrungene Vertheidi— 
gung, und vermweigerten zum vorhinein die Anerkennung von Ber 
fhlüffen, welche fie auch in diefer Beziehung in ihrer berechtigten 
freien Bewegung würden hindern wollen. Die Redner der Mehr- 
heit aber entgegneten: die Tagſatzung habe nicht bloß das Necht, 
fondern die Pfliht, den Landfrieden zu behaupten; diefer ſelbſt 


* Die Lefer werden bier unfchwer den Grundftoff zum künftigen Bundes» 
rath finden. 
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fei gefährdet durch erwähnte Triegerifche Vorkehren, die zu großer 
Erbitterung zwifchen beiderfeitigen Bevölferungen, zu möglichen 
Ausbruch von Thätlichkeiten zwiſchen denfelben führen, überdem 
als eben fo viele Zeichen des Ungehorſams gegen jenen Tag- 
ſatzungsbeſchluß erſcheinen, der die Auflöfung ded Sonderbundes 
befohlen; für die Bundesbehörde nun aber fei der Zeitpunft ein» 
getreten, ihre Autorität zu zeigen und zu entwideln, zu bringend 
gewordener Handhabung derfelben. Bon beiden Seiten wurde 
das parlamentarifche grobe Gefhüs aufgeführt; was in den Ge- 
mäthern fochte, ohne Rückhalt aufgededt; Daher wurden auch alle ge- 
gemfeitigen Vorbereitungen, alle Erfcheinungen des Tages, bier bie 
befprochenen Rüftungen, Proflamationen umd Wallfahrten, auf 
der andern Seite die Angriffe auf bundesgemäße politifche und 
fonfeffionelle Rechte, die ‚amtlichen und außeramtlichen Mib- 
bandlungen, die aufregenden Schritte der bewaffneten und 
unbewaffneten Volfövereine und einer zügellofen Preffe, ala 
Rechtfertigung für die eingenommene Stellung angerufen. In 
ber Wärme der Rede ſprach Meyer von Quzern die Hoffnung 
aus, ed werde der Sonderbund bald völferrechtliche Anerkennung 
erhalten. Davon nahm Bern (Ochfenbein) Vormerkung und bes 
zeichnete dad Gefagte ald Etwas, das die größte Aufmerkfamfeit 
der Kommiffion verdiene. Aber auch Ochfenbein war bei diefer 
Gelegenheit gefprächiger, ald es im Plane feiner Partei gelegen; 
er fagte: aus der gegenwärtigen fchiwierigen Stellung könne man 
nicht anderd ald durch Entfernung der Sefuiten herauskommen; 
Luzern thue das, und Niemand werde eine weitere Anforderung 
an dasfelbe machen. Bündiger konnte nicht zugeftanden werden, 
daß der Legalitätdanlauf der zwölf. Stände gegen den „Sonder: 
bund“ nur die Schale, der eigentliche Kern die Befehdung der 
fonfeffionellen Rechte der Tatholifchen Schweiz war. Zwifchen den 
beiden flreitenden Theilen bewegte fih, wie ſchon bei den Be- 
rathungen, welche dem Befchluß vom 20. Juli vorangegangen, 
mahnend und befhwörend, der Gefandte von Bafelftadt, Bür- 
germeifter Sarafin; fragend rief er aus: „bieten ſich denn nicht 
andere Mittel, ald das von der Kommiffion vorgefchlagene 
33 * 
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(Beihlagnahme von Munition und Waffen und Warnung der 
Sonderbundsftände vor weitern Kriegsrüftungen): Abſendung von 
Nepräfentanten, Anordnung von Beſprechungen, Aufftellung von 
gemiſchten Kommiffionen? könnte die Siebner Kommiffion nicht 
mit den Gefandten der Konferenzftände zufammentreten, ihre Kla- 
gen, ihre Beforgniffe anhören, fie in engerem Kreife wohlmwollend 
befprechen? Iſt denn gar fein Stoff zu gütlicher Verftändigung 
vorhanden, können feine Konzeffionen gemacht, feine Garantien 
gegeben werden? Iſt es nicht eidgenöffifch, ift ed nicht ehrenvoll, 
Bundesbrüdern den Frieden zu bieten? Sol wirflih nur das 
Schwert entfcheiden ?* Diefe Mahnungen fanden Fein Gehör, und 
hätte man Gehör ſchenken wollen, fo wären wohl die Gefandten 
von Bafelftadt und Neuenburg nicht (gleich jenen der Sonder: 
bundaftände) vom Sig in der Kommilfion ausgefchloffen worden. 
Es erging gegentheild der Mehrheitsbeſchluß: ernftlihe Mahnung 
an die fieben Stände, alled zu unterlaffen, was den Landfrieden 
ftören könne, und namentlich außerordentlihe Nüftungen einzu: 
ftellen; Weifung an die Regierung von Teffin, jene Lieferung 
von Waffen und Munition bi8 auf weitere Verfügung zu vers 
wahren; Einladung an die übrigen Stände, fernere Sendungen 
von Munition, welche für die Kantone des Sonderbundes- be 
ſtimmt feien, unter Anzeige an den Borort anzubalten. Das war 
der dritte Beſchluß, eine Krieggmaßregel vor Ausbruch des Krie- 
ges. Es gefhah von dann an auf mehreren Hauptftraßen der 
Schweiz verfehrftörende Fahndung auf Wuarentransporte, die als 
verdächtig angehalten und nah manchen Mißgriffen und Sıruns 
gen, weil ganz anderes ald Kriegsbedarf enthaltend, wieder an die 
Speditoren oder Kaufhausanftalten zurüdgeftellt werden mußten. 
Vebrigend waren die 3000 Gewehre aus der Lombardei fchon 
früher nahezu vollzählig in die Zeughäufer der Kleinen Kantone 
gebradht worden, und hauptfählih nur ein Theil der Munition 
in den Händen ihrer Gegner zurüdgeblieben. Was aber den fieben 
Ständen unterfagt war, das thaten die Andern; fie waren für 
ihre Kriegäbereitfchaft nichts weniger ald unthätig, vor allen Bern, 
das die Hauptmacht zu liefern fih anſchickt. Darum von nun 
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an viel Gerede im Bolt, ob jener Kanton das Schwert fo lange 
in der Scheide laffen werde, bis St. Gallen und Graubünden 
das noch vorbehaltene legte Wort gefprochen haben würden, oder 
ob Bern nicht vielmehr auf eigene Fauft einen Fantonalen Kriegs- 
zug, allenfalls in Berbindung mit Aargau, Solothurn, Waadt 
und andern, wagen erde. 

Die Frage der Bundedrevifion hatte während mehrerer Jahre 
gerubt. Die zu Stande gekommene Zmwölfftimmenmehrheit brachte 
fie wieder auf die Bahn; aber diefe zwölf Stimmen waren nicht 
mehr wie ehedem aus verfchiedenen Abftufungen zufammengefet, 
vom radifalen Bern bis zu den doftrinären Ständen Waadt und 
Genf, von denen früher namentlich der erfte nicht minder als die 
Urfantone eine zureichende Bundesrevifion unmöglich gemacht 
hatte. Lauteten auch die Inſtruktionen fehr verfhieden, von Auf: 
ftellung des Verfaſſungsrathes hinweg bis zu bloßer Theilrevifion, 
fo waren binwieder ihre Träger indgefammt von der ummälzeri- 
fhen Strömung bingeriffen, mehr diefer unterthan, als Meifter 
der Bedingungen, welche fie ihr entgegenftellen konnten. Noch 
wiederholten einige Kantone, fo Bern, ihre ältern Voten, für Auf: 
ftellung eines fchweizerifchen Berfaffungsrathes, Tiefen ihn aber 
im gleichen Vortrag wieder fallen, da fie deffen nad dem Sturz 
ihrer Fonfervativen und doktrinären Gegner in den reformirten 
und gemifchten Kantonen nicht mehr bedurften. Daher die ziems 
lich gleihförmige Erklärung, daß man es wirklich als heilfam an- 
fehe, dad Werk wieder an Hand zu nehmen und zwar durch die 
Tagſatzung felbft, unter mehrfeitiger Berfiherung, daß keineswegs 
eine Einheitdrepublif beabfichtiget werde, und unter gleichzeitigen 
Ausfällen auf das franzöfifche Kabinet, das durch feine mehrer« 
wähnte Note der Permanenz einer loderen flaatenbündlichen Ord⸗ 
nung das Wort gefprochen hatte. Es verftummten ſonach alle jene 
alten, von der radikalen Partei audgegangenen und in den fchärf- 
ften Ausdrüden abgefaßten Kundgebungen von der Ohnmacht 
und Inkompetenz der Tagfapung in Sachen der Bundesreviflon. 
In den Augen der gleichen Partei war die Tapfakung nun vol- 
lende die rechte Behörde, nachdem die hervorragenden Häupter 
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der Klagenden ihre Gegner aus den Kamtonals und Bundesbe- 
hörden verdrängt und felbft ihre Sige eingenommen Batten. 
Soolche Bergleihungen refapituliren die Gefchichte und ma- 
chen fie erſt recht verftändlich. Der Hauptgrund für die Revifion 
war übrigens derfelbe, tie vor Jahren, daß die Schweiz einer 
mehreren Einigung der Kräfte durch Zentralifation bedürfe, mobei 
Jedermann einverftanden ſchien, daß die KRantonalfouveränetät 
in Ehren gehalten werden müffe. Die Urfantone wie die übrigen 
der VII Stände blieben dem Borhaben fremd. Ebenfo Appenzell 
J. R.; auch Neuenburg, das die Kantonalfouveränetät be— 
droht eradytete, wenn man in anderer Weife eintrete, ald durch 
fpezielle Vorſchläge über einzelne Punkte. Bafelftadt zeigte fich 
zur Theilnahme bereit, doch vorzugsweiſe im Sinne der partiellen 
Revifion, wie immer. Appenzell AU. R. hielt fi in diefer Sache 
ganz fern von der politifchen Partei, am die es ſich fonft fo eng 
angefchloffen; feine ganze Beweglichfeit rührte demnach von fon» 
feffionelen Antipathien uud Beforgniffen gegenüber den Kathos 
lifen ber. So befchloß eine Mehrheit von 13 ganzen Stimmen 
(die 12 bekannten nebft Bafelftadt und Bafelland) die Rückkehr 
sam Reviſtonswerk und Worberathung durch eine Kommiſſion, 
in welche je ein Gefandter aus jedem der zwölf Stände, und je 
einer aus Bafelftadt und Baſelland, gewählt wurden. Hier die 
Namen: Ochfenbein, Furrer, Blumer, Munzinger, Sarafin, Matt, 
Böfchenftein, Näff, Abys, FreisHerofee, Kern, Luvini, Druey und 
Nilliet. Nah der Anfchauung der Sonderbundsftände lag auch in 
diefem Befchluß ein feindliches Vorgehen gegen die fantonale Souve- 
ränetät. Die Kommiffton zögerte lange, ehe fie ihre Arbeiten begann. 
Bon den Firhlihen Sachen kam die Klofterfrage wieder 
zur Sprache; Begehren der VII Stände um Wiederherftellung 
der aargauifchen Klöfter, Bittfchriften um Sicherung der noch be- 
ftehenden in Thurgau und Zürich dur Wiedereröffnung des No- 
viziats und Aehnliches nahmen die Tagſatzung wie alljährlich in 
Anſpruch. Alle Rednergabe war für diefe Intereſſen erfolglos ber 
thätiget. Zürich gab den Ton an: nicht Eintreten und nicht 
Stimmen, mit ihm im Ganzen die befannten zwölf und zivei 
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halben Stände. Appenzell J. R. und Neuenburg hielten mit den 
Sieben; Bafelftadt empfahl, mit Fallenlaffen der Aargauerflöfter, 
irgend welchen Erfaß zu Gunften der Katholiken, Ausgleichung, 
Beihwichtigung, ohne Mittel und Wege hiefür anzugeben. 

An die Verhandlung über die Klöfter reihte fich fpäter jene 
über die Fonfeffionelle Autonomie der Fatholifchen Stände (jene 
der proteftantifhen Kantone war nicht beftritten): die SJefuiten- 
frage. Das war die Kapitalfrage der Zeit, wenn auch zur Täus 
fehung andere, namentlich jene über den Sonderbund, ald Haupt« 
ftreitgegenftand vorgefchoben wurden. Statt jene Hauptfrage, mie 
im Jahr 1844, aus dem Wefen des Bundesrechtes zu beantwor- 
ten, nahm man allerlei Unfrieden zu Hülfe, ven die Schweiz in 
jüngften Jahren erlebt; in diefem Geifte fprah Zürich, gedachte 
der im Kanton Quzern ob der Berufung entflandenen Erbitterung, 
des Volkszornes, der Freifhaarenzüge, des vergoffenen Bürger- 
blutes. „Die Jefuiten blieben dennoch auf diefen Trümmern der 
Eidgenoffenihaft, ohne Herz für den Frieden. Diefe Thatfache 
charafterifirt den Orden, der fich die Gefellfhaft Deſſen nennt, 
der dad Urbild der Menfchenliebe war.“ Quzern führte den Grund 
aller Ziwifte auf jenen Schuldigen zurüd, von dem fie hervorge⸗ 
gangen, auf die Kette von Anfchlägen des Unheils, die der Kan- 
ton Yargau audgehedt und mit Leidenfchaft durchgeführt habe; 
und wurde die gefährdete Sicherheit der Schweiz ald Grund des 
Einfchreitend vorgefhoben, fo wendete Quzern wieder ein: folche 
Gefährdung liege in feiner Weife vor, und nicht um den Sturz 
der Jeſuiten handle es fich, genauer erwogen, fordern der Angriff 
gelte der Kirche felbft, und nicht bloß der Fatholifchen, fondern 
auch der reformirten Kirche. Diefe eben vernommene Klage kam 
befonderd Solothurn ungelegen, defjen Gefandter den Vorwurf 
nicht hinnehmen wollte, daß durch Ausmweifung des Drdens der 
fatholifhen Kirche zu nahe getreten werde. Zug fprach das bes 
deutfame Wort: wolle die Mehrheit wirklich die fonfeffionellen 
Rechte der Minderheit nicht antaften, fo zeige fie ſolches durch 
Sallenlaffen der Frage, was wohl am ficherfien zur Erhaltung 
des Friedens führen würde. Aber darauf wollten die Gegner eben 
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nicht eingehen, und ftatt rechtlicher Beweisführung vernahm man 
ald Entgegnungen nur Gemeinpläge wie die, daß die Sefuiten 
die Urſache alles Webeld feien, der Schaden, den fie anrichten, 
auch wenn nicht gerade nachweisbar, fo doch vorhanden fei, weil 
die Sefuiten nur leife auftreten und ihr Gift nur langſam ver- 
breiten (fo Appenzell U R. und St. Gallen). Auch die ein- 
dringlichften Syriedendworte, wie jene von Bajelfladt, welches vom 
Rechtsſatz ausging, daB die vorwürfige Angelegenheit nicht zur 
Bundesfrage gemacht werden Fönne, ohne den Bund in feinen 
Grundpfeilern zu erfehüttern, fanden feinen Anklang, weil ja der 
Handfchlag zur Bertreibung gegeben war; alfo wurden nutzlos 
alle Schredniffe des Bürger: und Religionskrieges vorgehalten. 
Die Abftimmung war eine vollftändige: die zwölf und zwei hal- 
ben auf der einen Seite, acht und zwei halbe für Befeitigung 
der Frage; hier fanden neben den Sieben noch Neuenburg, dann 
Bafelftadt und Appenzell J. R. Die Form, in welche die Mehr- 
heit ihren Spruch goß, lautete: „Die Tagſatzung, in Betracht, 
daß die Art. I und VIII der Bundesakte Recht und Pflicht für 
die Tagfabung in fich enthalten, für die innere Sicherheit und 
Handhabung der Ruhe und Didnung zu forgen; in Betracht fer- 
ner, daß diefe durch die Jeſuiten gefährdet werde, und nament— 
lich ihr Dafein in einem vordrtlihen Kanton mit der Ruhe und 
Drdnung in der Eidgenoſſenſchaft unverträglich fei, befchließt: 
1. die Tagſatzung habe von Bundes wegen einzufchreiten; 2. Lu— 
zern, Schwyz, Freiburg und Wallis feien einzuladen, die Jeſui— 
ten zu entfernen; 3. jede fünftige Aufnahme des Yefuitenordend 
fei von Bundeswegen unterfagt.“ Das war der vierte Kriegs- 
befchluß feitens der Mehrheit, derjenige, der am empfindlichiten 
traf, am tiefften verlebte, denn er griff in das heiligfte Necht der 
fatholifhen Kantone ein, in ihr Necht über die Erziehung ihrer 
Söhne nad) eigenem Ermeffen zu verfügen und die hiezu geeignet 
erachteten Lehrer nach Gutfinden auszuwählen; ed war eine that- 
fählihe Unterordnung der Fatholifchen Kantone und der ſchwei— 
zerifchen Katholiken überhaupt unter die Machtfprüche der ton- 
gebenden proteftantifchen Stände, 
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Wir laſſen noch einen Ueberblick der andern erheblichen Ver⸗ 
bandlungen der Tagfagung folgen. Bon diefen gehörten einige 
dem politifchen Gebiet an, mehrere den materiellen Intereſſen. 
Merfwürdiger Weife wurden letztere mit einem Ernft und einer 
Einläßlichkeit gepflogen, ald ob die Eidgenofjen im tiefiten Frie- 
den unter fich gelebt hätten. Gegen die Garantie der neuen Vers 
faffung von Genf waren die unzufriedenen Alt-Genfer mit 1911 
Unterjchriften eingelangt. Die Gefandtfchaft aber war zu bemeifen 
bemüht, daß ihr Kanton bei diefer Refonftituirung fich innert 
den bundesrechtlichen Schranken gehalten habe, eine Rüdweifung 
daher unbegründet wäre. Auf die Klage indbefondere wegen Rechts- 
verlegung gegen die ökonomiſche Gefellfhaft entgegnete fie aus— 
führlih, daß fchon die Berfaffungen von 1814 und 1842 Berände- 
rungen an diefem Inſtitut vorgenommen hatten, im Jahr 1847 nicht 
viel weiter gegangen worden fei. Die Garantie erfolgte mit einer 
Mehrheit von Ständen, unter denen felbit Neuenburg und Ba- 
felftadt, wo die verlegten Alt-Genfer gute Freunde in Menge 
zählten. Einhellig erfolgte die Garantie der neuen Verfaffung von 
Bafelftadt; nahezu eben fo diejenige der neuen Berfaffung von 
Bern. Wegen derjenigen von Glarus, Aargau, Wallid und Waadt 
verharrten die widerfprechenden Kantone auf ihrer Weigerung; fo 
fchleppten fich verderblihe Fehden auf Jahrzehente fort, ohne 
Nupen für irgend einen Theil, Solothurn wollte ihnen ein Ende 
machen durch den Antrag, daß jede neue Verfaſſung, welche ein- 
mal die Garantie von zwölf Ständen erhalten, aus dem Abfchied 
falle, mit andern Worten: die Mehrheit für alle verbindlich 
werde; aber zu ſolchem Befchluß fehlten die Inftruftionen. Waadt 
erneuerte feinen Antrag gegen fremde Orden, Gehalte und Pen 
fionen, abermals ohne Beifall zu ernten; es fehlte nur eine halbe 
Stimme für Befeitigung durd Tagesordnung. Diefelbe wider— 
fuhr dagegen dießmal dem Antrage Teffin’s zu Aufhebung des 
fapitulirten Militärdienftes, da dreizehn und ein halber Stand 
fih für Nichteintreten. erklärten, obwohl Teſſin fich auf die For— 
mel zurüdgezogen hatte, an die betheiligten Kantone bloß die 
Einladung ergehen zu laffen, feine neuen Militärfapitulationen 
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abzufchliegen. Auch das Berbot der Freifchaaren fam wieder zur 
Sprahe; noch waren einige Kantone im Rüdftande mit Erlaſ⸗ 
fung daheriger Gefege, unter diefen Appenzell A. R., deffen fou- 
veräne Landsgemeinde den Entwurf eines folchen Geſetzes eigen» 
finnig verworfen hatte. Die bier und da bittere Erörterung fchloß 
mit einer Einladung an betroffene Kantone, an Appenzell A. R. 
insbeſondere, dem Bundesbeſchluß Genüge zu thun. Bon praf- 
tifcher Bedeutung war der Gegenftand nicht mehr, da zum Sturz 
der Qugzerner Regierung und ihrer Freunde ſchon feit längerer 
Zeit: fih die Stantäbehörden einer Anzahl Kantone felbft die 
Hand geboten hatten. Ebenfalld wiederholte fi) der Streit zwi—⸗ 
fhen Freiburg und Wallid auf der einen und dem Kanton Waadt 
auf der andern Seite wegen des letztern Defreted vom 1. Juni 
1846, durch welches die Liegenfchaften fantondfremder Stifte, 
geiftlicher Korporationen fo wie Gemeinden mit einer außeror- 
dentlichen Abgabe von 4 Prozent des Kapitalwerthed belegt wur- 
den. Freiburg und Wallis hielten die Befteurung mit $ XII des 
Bundesvertraged unvereinbarlich; Luzern trug auf Ueberweifung 
an das eidgenöfjifche Recht an. Freunde und Gegner der firei- 
tenden Theile blieben in Minderheit, der Gegenftand daher auf 
den Zraftanden. 

Eine merfwürdige Erfcheinung war von jeher und jet wie- 
der der Widerftand gegen den alten Tagſatzungsbeſchluß vom 
26. Juli 1831 zu Gunften des freien Verkehrs im Innern der 
Eidgenofjenfchaft, * durd den vorzüglid Bern mit feiner Kon- 
fumofteuer getroffen war. Bern und andere hielten auch jet noch 
jenen Beſchluß für mweitergehend, ald den angerufenen Art. XI 
ded Bundeövertraged, zu deffen Ausführung er erlaffen worden. 
Daher der Widerftand und Jahr um Jahr verweigerte Anerfen- 
nung; Berfuche, diefen Widerftand zu brechen und fo oder anders 
den Kanton Bern und wenige Mitbetheiligte in Hinficht jener 
hoheitlihen Steuerberechtigung (die Gegner wollten den Bezug 
als Zoll dem Willen der Tagfagung anheimftellen) dem Gefepe 
der Zwölfftimmenmehrheit zu unterwerfen, waren auch dermal 


.* Dergl, Band I, Seite 175. 
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wieder vergeblich. Bern proflamirte zwölf Stimmen ald allmäd- 
tig in Hinficht auf Klofteraufhebung und Entfernung geiftlicher 
Drden (d. b. in Bezug auf Kirchen» und Echulfachen der fatho- 
lifchen Stände) und bedrohte die Minderheit mit Krieg, nahm 
dagegen für fi in ermähnter Hoheit und ntereffefrage gegen 
einen in befter Form und nad mehrjährigen Berathungen, auf 
Grund der fantonalen Inſtruktionen zu Stande gefommenen Tags 
fagungsd- oder Bundesbefchluß das unbefchränfte Sonveränetätd- 
recht in Anſpruch. Auch in anderer Weife wollten die Verſuche 
zur Befreiung des inneren Verkehres von läftigen Gebühren nicht 
glüden. Neuenburg beantragte zollfreien Transport durch die Kan- 
tone von Getreide aller Art und Mehl; allein viele andern Stände 
wiefen auf ihren rechtlichen Befigftand, daher die Anregung ohne 
Erfolg blieb, Ebenfo unerbäulih war der Streit wegen Lebens- 
mittelpoligei, entftanden durch die Polizeiverordnungen von Zur 
zern, Waadt und Wallis aus Anlaß der Lebensmitteltheuerung. 
Waadt war fo weit gegangen, die Getreideausfuhr nah andern 
Kantonen zu verbieten, und wollte den Bundesvertrag doch nicht 
verlegt haben. Gegen alle drei Kantone erging die Einladung, 
ihre Berordnungen mit dem Bundeövertrag in Einklang zu brin- 
gen. Eben jegt, da Bern die Fahne der Zentralifation hoch er- 
bob, vernahm man feinen feltfamen vorörtliden Antrag, das 
Linthunternehmen der eidgenöffiichen Leitung und Beauffichtigung 
zu entrüden und den betheiligten Kantonen anheimauftellen. Die 
Tagfagung lehnte die Zumuthung ab. Außerhalb der Tagſatzung 
fonferirten Abordnungen von Bern, Solothurn, Aargau, Zürich, 
Glarus, Schaffhaufen, Bafelftadt und Bafelland, St. Gallen, 
Appenzell A. R. und Thurgau, über die mehrbefprochene fonfors 
datsweiſe Zollunion, melde zwar Bereinfachung im Bezug, aber 
Mauthfordone im Innern der Schweiz zur Folge gehabt hätte. 
Die Anfihten ftanden noch weit auseinander und auch eine fpä- 
tere Zufammenfunft in Aarau (27. Sept.) führte zu feinen ent: 
fcheidenden Refultaten. 

Als das reiche Traktandenverzeichniß nahezu erfhöpft war, 
weitere Schritte gegen die VII Kantone wegen Abgang von Voll- 
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machten einzelner Gefandtfhaften nicht gethan werden konnten, 
rathfchlagte die Siebener Kommiffion der Zwölfer Mehrheit, was 
nun zu gefchehen habe. Mit Hinweifung auf die Verhandlungen 
und Beſchlüſſe über den Sonderbund, die gegen diefelben abge- 
gebenen Berwahrungen der betroffenen Stände und ihre Rüftun- 
gen, ſprach fie in fchriftlihem Bericht die Ueberzeugung aus, es 
fönne die Eidgenofjenfchaft unmöglich fo bedeutungsvolle Fragen 
in den Schooß der Tagfagung geworfen haben, ohne den Willen, 
fie einer befriedigenden Löfung entgegenzuführen. Zu folcher je- 
doch feien die vorhandenen nftruftionen mehrerer Stände noch 
nicht genügend, die erft den Erfolg der gefaßten Befchlüffe haben 
erivarten wollen, zu welchen fie mitgewirkt; daher Bertagung 
nöthig, und zwar auf einen beflimmten Termin, vom überiie- 
genden Motiv geleitet: „daß die Tagfagung die Leitung und 
Durchführung diefer mwichtigen vaterländifchen Angelegenheit feft 
in ihren Händen behalten, daß fie die Bedeutung des Gefchehe- 
nen in feinem vollen Umfang erkennen und auf feine Weife auch 
nur andeuten fol, ald gewärtige fie noch weitere Greigniffe, ehe 
fie den abgebrochenen Faden wieder aufnehme. Es wurde von 
den befannten zwölf und zwei halben Stimmen die Bertagung 
auf den 18. Dftober befhloffen, „um dannzumal die weitern 
Maßregeln zur Vollziehung der obenerwähnten Befchlüffe zu be- 
rathen, in der Erwartung, daß diejenigen Stände, deren nftruf- 
tionen zu dem von ihnen beabfichtigten Zwecke nicht genügten, 
diefelben auf angemefjene Weife vervollftändigen werden.“ Ba— 
felftadt fprach auch bei diefem Anlaß, fein vermittelndes Wort 
und empfahl, mit Neuenburg, Bertagung auf unbeftimmte Zeit; 
den Lohn empfing es in einer Rede von Waadt, dad mit Ber- 
achtung von Parteien fprach, die beffer fein wollen als die An— 
dern und ſich als Juftemilieu binftellen. In diefer legten Sigung 
wurden ftatt Maillardoz, Nüttimann und Ziegler die Oberften 
FreisHerofee, Rilliet und Luvini in den Kriegdrath erwählt. Die 
Stelle des in allen Ehren entlaffenen Kriegsfefretärd Letter * erhielt 

* Es war feiner Rechtsanficht zuwider, unter einem Kriegsrathöpräfidenten 


zu arbeiten, der früher wegen Freifchärlerei aus dem eidgenöſſiſchen Stab ges 
ſtrichen worden; deßhalb hatte er feine Stelle niedergelegt. 
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eine Kreatur der Freifhaarenpartei. Das Schlußwort des Tag- 
fagungspräfidenten Ochfenbein lautete: Die Tagfagung habe num 
die obfchwebenden Fragen vom rechtlichen Standpunft aus gelöfet, 
die „thatſächliche Löfung“ werde ebenfalld erfolgen (9. Septem- 
ber). Die „thatfächlihe Röfung® war der Krieg. Die Gefandten 
fehrten in ihre Heimath zurüd, um ihn alljeitig vorzubereiten. 
Unter den Radifalen der Schweiz war einer, der eigene und 
abweichende Meinung hatte: ed war der Regierungsrath Meder 
von St. Gallen. Schon während der Tagſatzung hatte er ſich 
gegen den Krieg ausgeſprochen; denn der Sonderbund fei für 
die übrigen Kantone nicht gefährlich, die Macht der fieben Stände 
zu gering, zudem malte feine Abficht derfelben, die übrige Schweiz 
anzugreifen. Auch Ehrenfache der letztern fei es nicht, den Son— 
derbund bewaffnet aufzulöfen; es genüge vielmehr am erlaffenen 
Auflöfungsbefchluffe; der Kampf walte zwiſchen Liberalismus und 
Ultramontanidmud, fei daher ein geiftiger Kampf; die Humani- 
tät aber in den neuern Zeiten verfhmähe, foldhe Kämpfe durch 
Waffengewalt zu entfcheiden. Was man von den fieben Ständen 
mit Fug fordern könne, fei, daß fie die Tagſatzung beſchicken und 
ihre Bundespflichten erfüllen; fo lange aber diefed gefchehe, fein 
Grund zu Zwang durh Waffengewalt. Wende man diefe an, 
fo gebe ed allerdings Bürgerfrieg; unverantwortlich aber fei es, 
ohne die höchſte Noth auf das Vaterland die Gräuel eined Bür— 
gerfrieged heraufzubeſchwören. Wegen der beabfihtigten Auflöfung 
des Sonderbunded möge man ganz ohne Sorge fein; er werde 
fih von felbft auflöfen, fobald die größern Kantone durch bie 
That beweifen, daß fie gerade Das nicht wollen, mas die Flei- 
nern nun einmal befürdten. Man wolle Ruhe und Friede, fpreche 
davon, daß zu ihrer Herftellung ein thatfräftiger Entfcheid erfor 
derlich ſei; — Ruhe und Friede aber ftifte man nicht, wenn man 
ohne die höchſte Noth einen Bürgerkrieg beginne, und ed wäre wirf- 
lich eine der freifinnigen Partei unwürdige und unverantwortliche 
Handlung, den Sonderbund fofort mit Waffengewalt aufzulöfen. 
So ſprach eined der radikalen Parteihäupter von St. Gallen. 
Seine Sprache murde befämpft durch den weniger berechnenden 
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und feurigeren Staatsſchreiber Steiger im „Erzähler“; bald ver- 
ſtummte Weder und machte von ſich aus der im Lager der Zmölfer 
drohenden Spaltung ein Ende. Einige Neigung der Partei Ja— 
med Fazy in Genf ebenfalls zum Zaudern wich in gleichem 
Sinne dem Hauptplarn der Nadifalen. Immer und immer wie— 
derfehrende Aeußerungen von Hoffnung Bieler auf Erhaltung des 
Friedensftandes, zumal auf Eonfervativer Seite der Proteftanten, 
berubten auf Täuſchung und auf Unfenntniß des Parteiweſens. 
Nur ein mächtiged Auftreten jenes Theild der fchmeizerifchen 
Bevölkerung durch die ganze Schweiz und ihr fcheulofed muthiges 
Einftehen in Behörden und Bolt für die Rechtsſätze der VII 
Stände hätten vielleicht, wir fagen nicht mehr, den Bürgerfrieg 
zu verhindern vermocht. Biel leiſtete in dieſem Sinne der gelehrte 
Daniel Schenkel in Schaffhaufen, befannt und angefehen als ein 
entfchiedener und mit allen Waffen religiöfer Ueberzeugung und 
vielfeitiger Wiffenfchaftlichfeit ausgerüfteter Proteftant, in zwei 
feinen aber inhaltreihen Schriften, die er Mitte Sommers ver- 
öffentlichte. Wir lefen in denfelben die fehärffte und unmiderleg- 
liche Bemweisführung, daß einer Tagfagung oder der fogenannten 
Zwölfftimmenmehrheit Feinerlei Berechtigung zur Ausweifung des 
Sefuitenordend zuftehe und daß darüberhin ſelbſt zur Begründung 
eined Ausweifungsbeichluffes die bei den Hörnern herbeigezogene 
Behauptung, es hätten die Jeſuiten den Frieden und die Sicher- 
heit der Schweiz geftört, völlig grundlos fei. Er deckte den Wider- 
fprud) auf, der im Klofterhandel von Aargau die Kantonalfou- 
veränetät hoch über den Bund hinaufſetzte, im jegigen Fall ihr 
gegenüber das ausgedehntefte Bundesrecht in Anfpruch nehme. * 
„Solche Inkonfequenzen laffen und einen tiefen Blid in die ge- 
genwärtigen Parteizuftände der Schweiz thun. Bon einer prin- 
zipiellen Durchführung fefter Grundfäge fann unter gegenwärtigen 
Umftänden feine Rede mehr fein. Was der eigenen Partei nügt, 


** „Ob Krieg oder Frieden? Zwölf Briefe über die politiiche Lage der 
Schweiz im Sommer 1847. Bon Daniel Schenkel.“ 

Und von demfelben Berfaffer: „Noch ein Wort über die Pazififation der 
Schweiz. Zwei Briefe ald Nachtrag zu den Zwölf Briefen. Zürich, 1847." 
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das ift recht; was ihr ſchadet, das ift unrecht. Nüpt ed der eigenen 
Partei, fich auf die Kantonalfouveränetät zu berufen, fo leidet 
man fih in den Mantel der Föderativpolitik. Nützt ed umges 
fehrt der eigenen Partei, fih auf eine ftarfe Bundesgewalt zu 
ftügen, fo ruft man nad größerer Zentralität.« * Nadter fonnte 
Schenkel der radikalen Partei nicht vorwerfen, daß fie es fei, 
welche den angeblihen Moralfaß der Sefuiten, „der Zweck heilige 
die Mittel,“ in Anwendung ſetze. Ald Mittel der Friedensftiftung 
trug der patriotifhe Mann an: es follten die VII Kantone auf 
ferneren Widerfpruch gegen die Aufhebung der Aargauer Klöfter 
verzichten, die Zwölfer dagegen die Sefuitenfrage fallen laffen. 
pUeberlaffen wir es jeder Konfeffion,@ rief er aus, „ihre religiöfen 
Angelegenheiten zu ordnen, wie fie ed für gut findet; das ift 
ähter Liberalismus. Unwürdiger Zwang dagegen ift es, 
wenn die Mehrheit von reformirten Kantonen die katholiſchen 
mit Gewalt hindern will, in Sachen ihrer Konfeffion zu thun, 
was ihnen beliebt. Wie Schenkel in der deutfchen Schweiz, fo 
ſprach fi in der romanifchen Schweiz der Profeffor A. €, Cher- 
buliez von Genf in der Revue nouvelle gegen. alle Berechtigung 
ded Bundes zur MWegmweifung aus, indem er mit fchneidender 
Schärfe zugleich die Haltlofigfeit aller gegen die Jeſuiten in der 
Schweiz erhobenen Anklagen darlegte. Diefe Stimmen unbefan- 
gener Proteftanten wurden ebenfo wenig gehört ald die Erinne- 
rungen und Mahnungen an das ungefälfchte Bundesrecht, welche 
in diefer Zeit von Katholifen aus unbetheiligten Kantonen aus— 
gingen. ** ' 

Als Furrer mit feinem Gefandtichaftäfollegen wieder in Zür 
ih eintraf, ‚bewillfommte die Beiden der dortige Sängerverein 


* ©, 56 und 57 der erflen der oben genannten zwei Schriften. 

** SHieher gehören zwei Schriften : 

„Die zwei eidgenöffiichen Streitfragen. Eine ftaatörechtliche Erörterung von 
Karl v. Haller in Solothurn; Mit dem Motto aus Sieyès: ils voulent ätre 
libres et ne savent @tre justes, 

Ferner: „Die Jeſuitenfrage und die Inftruftion von St, Gallen. Bon 
Baumgartner.” Rorſchach, 1847, 
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„Harmonie® mit Lied und Nede, und Furrer antwortete: „die 
Sonderbundäfantone find in offenem Aufruhr gegen die Eidge- 
nofjenfchaft begriffen; fefter als je ftehe feine Ueberzeugung, daß 
der Kampf gegen diefelben durchgefämpft werden müffe; er felbft 
fei getreulich mitzuftreiten mehr denn je entfchloffen, und follte er 
dabei feinen Untergang finden. Die beiden Gefandten fprachen 
überhin die Zuverfiht aus, daß Großer Rath und Volk zu den 
Befhlüffen der Tagfapung ſtehen werden. Aehnlicher Empfang 
Luvini's in Lugano von Miligen, Bürgergarde, Schüßen, unter 
Kanonendonner und manchem Lebehoh zu Ehren Pius IX. im 
Geifte der damaligen italienifhen Bewegung und ihrer Hoffnun- 
gen, nachdem kurz zuvor ein fonfervatives Blatt durch brutale 
Gewalt unterdrüdt worden; im Kanton Waadt wurden die Zwöl- 
ferbefhlüffe durch Prägung einer Medaille geehrt. Unter folchen 
Kundgebungen wurden die Großen Räthe der einen und andern 
Partei verfammelt. Die mwichtigften der Berathungen gingen aus 
der Mitte foldyer hervor, welche genügende Vollmachten zum Kriege 
noch nicht gegeben hatten. 

Der Große Rath von Bern bemilligte, mit Rüdfiht auf be- 
vorftehende Aufgebote, zur Ergänzung mangelhafter Ausrüftung 
der Truppen, einen außerordentlihen Kredit von 154,000 Fr. 
Die Oppofition war ſchwach; zwei ihrer Glieder wollten die Frage 
über Krieg oder Frieden dem Volke zum Entjcheide vorlegen. 
Ochſenbein warf den Widerftand mit fharfen Worten, die ale 
Argumente gelten follten: Waffnung und Erefution feien unvers 
meidlih, denn die für die Sonderbundsftände verlangten Garans 
tien fönne Bern nie gewähren; das wäre Selbftmord des liberalen 
demofratifchen Prinzips; das Volk anzurufen erfheine als übers 
flüffig, denn das fchmweizerifche Volk ftehe in feiner überwiegenden 
Mehrheit gegen die Faktion, welche mit gefchultertem Gewehr die 
Bundesbeſchlüſſe verhöhne. Die vier Widerftanddmänner waren 
Aubry, Garnier, Zahler und Oberförfter v. Tavel, gegen mehr 
denn Hundert (14. September). Ueber die Stimmung der fatho- 
liſchen Juraſſier nicht beruhiget, fandte der Negierungsrath den 
Kantonsbuchhalter Collin nah dortigen Bezirfen mit Aufträgen 


— 529 — 


ab, welche die Niederhaltung möglichen Widerſtandes gegen die 
Plane der Regierung zum Zwecke hatten. 

In Zürich handelte es ſich nicht bloß um Geld, ſondern um 
die Kriegsfrage ſelbſt. Die Regierung beantragte Mitwirkung zur 
Vollziehung des Beſchluſſes gegen den Sonderbund, mit gütlichen 
Mitteln vorerſt, und, ſollten dieſe nicht zum Ziele führen, Hand— 
bietung zur bewaffneten Exekution. Dieſen Antrag vertheidigten 
Furrer, Rüttimann, Zehnder, Dr. Peſtalutz, Dr. Alfred Eſcher, 
Städeli und Oberſt Weiß. Ihnen gegenüber führte Dr. Bluntſchli 
die ehrenmwerthe, noch immer nicht ganz zum Schweigen gebrachte 
Dppofition mit dem Antrag: zu gewaltſamem Cinfchreiten gegen 
die VII Stände feine Hand zu bieten, die waltenden eidgendffi- 
[hen Streitfragen auf friedlihem Wege zu fehlichten. Denn fried⸗ 
liche Auflöfung des Sonderbundes fei möglich und wahrſcheinlich, 
eine gewaltfame Auflöfung desfelben (jo lange die Eonfeffionellen 
Rechte der VIE Stände nicht gehörig geachtet, ihre politifche Si- 
cherheit und Selbftftändigfeit nicht hinreichend anerfannt und ger 
fhirmt werden), nicht gerechtfertiget; diefe würde vielmehr alle 
Uebel und Gefahren eines Bürgerkrieges mit fih führen; wahre 
Aufgabe Zürichs aber fei, in der Schweiz vorerft auf Herftellung 
ded Fonfeffionellen Friedend auf Grundlage einer aufrichtigen 
eidgenöffifchen Parität, welche die Freiheit und das Recht der 
beiden chriftlichen Konfeffionen achte und ſchütze, hinzuarbeiten. 
Neben Bluntfchli traten für diefen Antrag in die Schranfen: 
Dr. Ulrih, Altbürgermeifter v. Muralt, v. Schultheß-Nechberg, 
Stadtfehreiber Gyſi, Altbürgerweifter Mouffon, Dr. Rahn:Efcher, 
Staatsfchreiber Hottinger, der Obergerichtspräfident Dr. Finsler. 
Nebenhin fiel der Antrag, die Anficht der Gemeinden einzuholen, 
ob gegen die fieben Kantone Waffengewalt anzuwenden fei oder 
nicht; er machte fein Glück. Was Furrer mit und an der Spitze 
der Regierung gewollt, fiegte mit 151 gegen 29 Stimmen (letz- 
tere für Bluntſchli's Friedensrath); verlangte 40,000 Franken 
für außerordentliche militärifche Anfchaffungen wurden auf 60,000 
erhöht. So hatte fich der uralte Vorort an die Seite ded neuen 


geftelt (21. September). Gegen jenen — fiel manch 
Die Schweiz III. 
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ernfted Wort in Rede und Schrift; die Oppofitiondpreffe tadelte ; 
Städter und Landleute fchüttelten bedenklich die Köpfe; die Re- 
gierung wurde ängftlih und überaus argwöhniſch. Die Bettags- 
predigten mehrerer Geiftlihen murden von beflifjenen Parteian- 
hängern ald gegen die Befchlüffe aufregend verzeigt, worauf die 
mißfälligen Predigten einzuziehen befohlen, alles Bolitifiren und 
Agitiren gegen die obrigfeitlihen Beſchlüſſe, von der Kanzel herab, 
mit Einleitung an die Gerichte bedroht wurde. * Gegen das 
Hauptoppofitionsblatt wurde alfogleich in diefer Weife eingefchrit- 
ten. Militärifhe Rüftungen folgten fih Tag um Tag. 

In Appenzell A. R. fprah der Große Rath am 30. Sep: 
tember, ed möge, nach Erfhöpfung aller gütlichen Mittel „im 
äußerften Nothfall® bewaffnetes Einfchreiten ftattfinden. Den ra- 
difalen Hitzköpfen anderer Kantone wollte diefer „Nothfall® nicht 
recht munden; fie gaben ſich aber felbft den Troft, daß die An- 
gelegenheit eine Richtung nehme, bei welcher der Gefandte durch 
jene nähere Wegmweifung nicht gehemmt werde. Am nächften Tage 
lied Schaffhaufen feinen Beiftand in Nachahmung der Züricher 
. Snftruftion, in Widerfpruch mit einer Kommiffionämehrheit, welche 
nicht über gütlihe DBermittlung hinauswollte. Die ebenfalld an— 
getragene Volksabſtimmung blieb in Minderheit; das Kriegsvotum 
erhielt 46, der Antrag auf Vermittlung die bedeutfame Zahl von 
28 Stimmen. Gleichen Sinnes fprach ſich der Große Rath von 
Ihurgau mit 79 gegen 9 Stimmen aus, ohne auf ernften Wider- 
ftand zu ftoßen, da die bedeutfameren Glieder der Oppofition, fo 
v. Streng und Kappeler, fih auf die Empfehlung einer Bermitt- 
lung bejcdhränften, dann. ded Stimmens fich enthielten. In Teſſin 
blieb es bei den fchon ertheilten Inſtruktionen; aber die Negie- 
rung erachtete nothwendig, bei Anlaß des Bettagsmandats den 
Geiftlihen firenge Enthaltfamfeit von jeglihem Tadel der Bun- 
desbeihlüffe gegen den Sonderbund zu empfehlen. In Genf war 
Thätigkeit in verfchiedenen Richtungen. Unter den Katholiken liefen 
Friedenspetitionen um, fowohl an den Großen Rath ald an die 


* Memorabilia Tigurina, von 1840 bis 1850; von Vogel. Zürich 1853. 
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Tagſatzung. Radikale DBormänner außer dem Regierungsfreife 
fhürten das Friegerifche Vorgehen durch eine Volksverſammlung. 
Milizabtheilungen aus den katholifhen Gemeinden gaben Beweife 
von Indiſziplin und ließen die „kleinen Kantone“ hoch eben, 
woraus Manche folgerten, daß die Tagſatzung nicht unbedingt über 
das Genfer Kontingent werde verfügen können. Bon angefehenen 
Alt-Genfern vom fantonalen und ſchweizeriſchen Stab ging Dies 
fer und Sener auf Reifen. Der Große Rath aber gab außeror- 
dentliche Vollmachten für den Zwed der Mobilmachung der Trup- 
pen für eidgendffifhen Dienft, erließ Strafbeftimmungen gegen 
Dienftflüchtige, und bewmilligte die Errichtung von Freikorps 
(8. Dftober). Im Kanton Waadt fuchten, erfolglos, Friedenspe- 
titionen zur Geltung zu kommen. Die Solothurner Kriegägeg- 
ner regten ſich mit der Erörterung der Frage, ob nicht aberma- 
liger Zufammentritt des Großen Rathes ftattfinden folle; allein 
Ungefihts der früher der Gefandtfchaft erteilten unbedingten 
Bollmahten, wohl auch im Borgefühl der Nuslofigkeit weiterer 
Bemühungen, unterblieben ernftere Schritte; es blieb das ver- 
hängnißvolle Roos des Fatholifchen Kantons Solothurn, im Ge- 
folge der proteftantifchen Mehrheit gegen Fatholifche Brüder aus- 
zuziehen. 

Aller Augen waren übrigens weniger auf die eben genannten 
Kantone, als auf St. Gallen und Graubünden gerichtet, deren 
Stellung überhaupt noch ald zweifelhaft angefehen wurde, wenn 
auch erprobte Kenner des Parteiweſens nach den bisherigen DBor- 
gängen Feine oder nur geringe Hoffnungen für Erhaltung des 
Friedens auf jene beiden Stände fegen Fonnten. Ihre Großen 
Räthe verfammelten fich gleichzeitig. Jenem von Graubünden 
waren Demonftrationen der Fatholifchen Bevölferung aus ver: 
fhiedenen Landestheilen vorangegangen. Sie entfandte eine warm 
‚gehaltene Denffhrift an die Behörde, in welcher mit 5160 Un: 
terfchriften aus den meiften fatholifchen Gemeinden verlangt wurde, 
daß der Große Rath zur Anwendung von Waffengewalt gegen 
den Sonderbund in feinem Fall inftruire, ohne hiefür vorher die 
Genehmigung der „Räthe und Gemeinden“ einzuholen. Gleiches 
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verlangte eine Petition aus Chur. So allein hofften die Unter- 
zeichner ein Kriegsvotum zu verhindern. DVergeblih. Es folgte, 
im Geiſte Zürih’8 und nah Antrag ded Bundeslandammannd 
Brofi, die Vollmacht zur Erefution mit 38 gegen 27 Stimmen, 
ohne Anfrage an die Gemeinden (12. Dftober); eine Verwahrung 
vieler Fatholifcher Mitglieder vermochte die Folgen diefer Stimm- 
gebung nicht mehr abzuwenden. Noch viel lebhafter ging ed in 
St. Gallen her, wo die impofante Mehrheit der Katholiken, 
welche durch die befannten Wahlumtriebe im Gafter eine günftige 
Stellung im Großen Rathe eingebüßt, Fein erlaubtes Mittel un- 
verfucht ließ, um den Krieg gegen die Fatholifhen Kantone ab- 
zuwenden. Eine energifch abgefaßte Petition an den Großen Rath 
(mozu dad auf Andringen des Liberaliömus in den Fahren 1830 
und 1831 dem Bolfe eingeräumte Petitionsrecht, wenn ed ſolches 
nicht frei follte brauchen dürfen?) empfahl dem Großen Rath, 
durch die neu zu ertheilenden Inftruftionen mitzuwirken, daß die 
fieben Fatholifchen Kantone bei ihren bürgerlichen und religiöfen 
Rechten und Freiheiten fürderhin unangefochten gelaffen und ge— 
ſchützt, alle Gewalt: und Kriegdmaßnahmen gegen diefelben un- 
terlaffen werden. Der gefammte Volfötheil, der diefe Gefinnung 
hegte, war in Bewegung, und bededte die Bittfchrift mit mehr 
denn 16,000 Unterfähriften. Das war das Geringfte, was diefe 
Bürger thun Fonnten, und mehr thaten fie nicht; der ganzen 
wichtigen Partei ftand nur noch ein einziges fparfam erfcheinen- 
des politifches Blatt zu Gebot. Aber die alfo bethätigte Gefin- 
nung, zu welcher auch ein ſchwaches Häuflein von Proteftanten 
mit befcheidenem Friedenswunſch ſich befannte, erfchredte gleich“ 
wohl die Machthaber; die Führer der radifalen Partei nahmen 
den Terrorismus zu Hülfe, * die Regierung trat mit einer höchft 


* Hier ein Beijpiel. Steiger jchrieb im „Erzähler” vom 28. September: 
„Es gibt Dinge, wie 3. B. lügenhafte, jchändliche Petitionen, die man ihren 
Weg machen laffen muß; es gibt aber andere Dinge. die man nicht zu lange 
dulden darf. Inzwiſchen find wir einer Sache ficher: treiben’d die Führer, 
deren thbeuerfte Pfande und Perfonen in den Händen ihrer 
Gegner liegen, in ruchlofer Weile fort, fo follen fie inne werden, daß die 
St. Galliſchen Liberalen feine Heerde von langmüthigen Schöpien find — —.“ 
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übel gelaunten Proklamation auf (6. Oktober), in der ſie klagte, 
daß der Kanton durch die „verwerflichſten Mittel® aufgeregt, ſelbſt 
Kanzel und Metitionsrecht zu dem Zwecke mißbraucht werden, 
das Vorgehen der Tagfapung als Eingriff in die bürgerlichen 
und religiöfen Rechte der fieben Kantone zu bezeichnen; daß man 
ed ungefcheut wage, Aufruhrgelüfte fund zu geben und öffentlich 
von Widerſtands- und Ummälzungsverfuchen zu fprechen, falls 
der Große Rath nicht nah Wunſch der Unzufriedenen befchließe. 
Gegen Ungelehrige wurde mit „rüdjichtölofer Anwendung der 
Strafgefege" ‚gedroht. Ein Aufgebot etwelher St. Galliſcher 
Truppen follte dem obrigkeitlihen Worte Nahdrud verfihaffen ; 
in der Stadt St. Gallen wurde unter Gutheißung ded Kleinen 
Nathes zu gleihem Zwed eine Bürgergarde errichtet. Appenzell 
A. R. berief feine zwei Bataillone nebft Scharfihügen auf den 
Vorabend der angeordneten außerordentlihen DBerfammlung des 
Großen Rathes von St. Gallen nah Heridau, Speicher und 
Trogen; in Thurgau und felbft im benachbarten Zürich fand 
ähnliche Wachbereitichaft ftatt. Der Inſtruktionsvorſchlag lautete 
auf Erefution. Die Mitglieder ded Großen Rathed erfchienen in 
der Bollzahl von 150. Die Oppofition ftellte den Kleinen Rath 
muthvoll darüber zur Rede, daß er ohne irgend welche erhebliche 
Beranlaffung außerordentliche militärifhe Maßregeln getroffen, 
in unbegründeter Furcht vor dem Landvolk den Städtern die 
Errichtung einer „Freifchaar“ erlaubt, durch eine ungemefjene 
auf unmahren Berichten beruhende Proflamation die Konferva- 
tiven parteiifch verdächtiget, die freie legale Ausübung des Pe— 
titiondrechtes auf ungeziemende Weife gehemmt ; daß er am Rüden 
der Bezirfdammänner und Gemeindammänner ein Landjäger- 
Spionirfyftem eingeführt, endlich geduldet, ja vielleicht veranlaßt 
habe, daß der Kanton St. Gallen von nachbarlichen Truppen 
auf eine für das St. Gallifhe Volk beleidigende Weife gleichfam 
umfchloffen worden fei. Eine Reihe von Rednern beider Parteien 
befämpften fich über das Gefchehene und über die eben geführten 
Befchwerden. Einer der Führer der Oppofition (Baumgartner) 
beantragte: baldige Entlafjung der aufgebotenen Milizen, Zurüd- 
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nahme der für Bildung der Bürgergarde ertheilten Bewilligung, 
Mipbilligung der kleinräthlichen Proflamation, Mittheilung des 
großräthlihen Wunfches an die drei benachbarten Kantonsregie— 
rungen, fih von nun an folher Demonftrationen zu enthalten, 
als welche ihre Truppenaufftellung habe angefehen werden müffen. 
Allein die Mehrheit ſchlug mit ihren 76 oder 77 gegen 73 Stim— 
men alle foldye Begehren aus dem Felde. Spät Abends erft war 
die Sisung zu Ende; fie endete mit Infulten gegen fonfervative 
Mitglieder feitend der Zuhörer, als der Große Rath aus einander 
ging. Die Oppofttion war daher genöthiget, die folgende Sigung 
mit einem Begehren um polizeilichen Schuß gegen folche maßlofe 
Ungebühr zu eröffnen. Er wurde gewährt. Noch dauerte der Kampf 
zwei volle Tage lang (12. und 13. Dftober), während welchen 
von beiden Seiten alle hier vorhandene Redekräfte in's Feld zogen, 
für die Gemwaltanwendung die Häupter der Radifalen, Steiger, 
Hungerbühfer, Curti, auch Weder, mit Bernold, Zingg und ans 
dern Genoffen; gegen den Krieg der Neftor ded Großen Rathes, 
Regierungsrath Falk, und mit befonderer Auszeichnung der noch 
jugendfrifche Joh. Zofeph Müller, dann Domdefan Greith, Leon- 
hard Gmür, Ridenmann, Höfliger, Baumgartner nebft Mehreren. 
Mit wahrhaft erfehütterndem Ernft (ed war inzwifchen die Nach- 
richt vom Graubündner Großrathöbefchluffe eingegangen), wurde 
am 13. gefochten, von früh 8 Uhr bis zwei Stunden nad) Mit- 
ternacht. Und ald die verhängnißvolle Abftimmung nahte, da rief 
der gewaltigfte aller Oppofitionsredner, der eidgenöſſiſche Oberft 
Breny von Rapperſchwyl: „wir verwahren und vor Gott und 
der Welt, vor unfern Kommittenten und vor dem gefammten 
Schweizetvolk, vor Gegenwart und Zukunft; wir verwahren und 
zur Mitternachtöftunde in diefem altfürftlichen Saale vor allem 
Unheil, welches 76 gegen 73 Stimmen über unfer Baterland 
heraufrufen werden.“ Ihm und feinen politifhen Gefinnungs- 
genoffen ſchwebte blutiger, beharrlicher Krieg vor, mit allen 
Gräueln, die der Eonfeffionelle und politifhe Haß hervorrufen. 
Die kompakte Mehrheit ſchlug alle Anfinnen ab, Die auf Abwen- 
dung des Bürgerktieges zielten, unter anderen auch das, den felbft 
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von den Radikalen fo gefeierten Papft Pius IX. um Bermitt- 
lung anzugehen, fo wie den Antrag, den Hauptbefchluß über 
Anwendung von Waffengewalt dem fouveränen St. Gallifchen 
Bolfe zum Entfcheide vorzulegen. In folder Weife entfchieden 
drei bid vier Großrathöftimmen vom St. Gallen über die Ge- 
fchide der Eidgenoffenfchaft. In Kürze wird hier noch angeführt, ' 
dab das Komite des allgemeinen fehweizerifchen Katholifenvereing, 
in St. Gallen, deffen dritte Jahresverſammlung nad Rapper: 
ſchwyl auszufchreiben gedachte, von Ausführung diefes Entfchluffes 
aber bei fichtbarem Herannahen des Krieges, und da die Ruhe 
der Gemüther zu nüßlicher Berathung nicht hätfe gefunden wer- 
den mögen, von der Ausführung feines Vorhabens abftehen 
mußte. 

Während die radikalen Kantone allfeitig jede Anregung zu 
Einvernahme des Bolfed mit Berufung auf formale Befugniß 
der Behörden forgfältig ablehnten, fchlugen die fieben Fatholifchen 
Stände den entgegengefesten Weg ein. Gefandtichaften und Re— 
gierungen trugen ſchwer am Gewicht ihrer Berantwortlichkeit für 
den beabfichtigten Widerftand gegen die Ständemehrheit. Auf 
Empfehlung der Gefandtfhaften von Schwyz und Zug famen fie 
überein, in allen ihren Kantonen, wo immer es thunlich fei, 
das Volk felbft über die Kriegäfrage entfcheiden zu laflenz fie 
waren dazu um jo mehr genöthiget, ald die Gegner ihnen be» 
harrlich vorwarfen, daß fie nur Herrenfache treiben, das Volk viel 
friedlicher gefinnt fei. Die Urfantone, und unter diefen der mäch- 
tigfte, gingen voran. Bei 10,000 Mann ſtark war in Rothen— 
thurm das Volk von Schwyz verfammelt ; der Landammann Theo- 
dor Abyberg * war der Führer der Gemeinde, diefe befucht von 
zahlreichen Zufchauern aus den benachbarten Kantonen, zumal 
von Zürih. Das Forum des Schwyzer Volkes zierten Feſtbögen 
mit Inſchriften: „Landleute von Schwyz, laßt Euch nicht knech— 
ten nach fünfhundertjähriger Freiheit,“ und: „Sieg oder Unter: 


* Eine Marsgeftalt mit wahrer Stentorftimme, fagt ein Augenzeuge und 
Berichterftatter. 
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gang! Gedenft Euerer Väter, denkt an Morgarten!! Die Ein- 
leitungdrede Abyberg's zeichnete in der rüdfichtlofeften Sprache 
die Bedeutung ded Kampfes, das Vorrüden radikaler Herrfchaft 
über die Schweiz, ihren Anlauf auch gegen Luzern, ihre Nieder: 
lage dort. „Gott rettete Luzern, er rettete und, denn in Quzern 
waren auch wir bedroht. Aber ed half nichts. Statt von der 
Bahn des Freveld abzulaffen, verfuchte der Feind nur einen an— 
dern Weg. Das Freiſchaarenthum ſteht uns jept ald Zmölfer 
Diktatur gegenüber. Was ed von und fordert, ift nicht? Gerin- 
gered als unfere Freiheit in Kirche und Staat. Wir follen un- 
fere Kinder nicht mehr erziehen wie es uns beliebt, unfer Haus 
nicht mehr beftellen wie wir wollen, — und hört ed, biedere freie 
Landleute, wenn Ihr Euch Euerer Haut wehrt, dann heißt eg, 
Ihr brechet den Bund; — Krieg, Krieg, fchreien fie jetzt Alle 
aus heiferer Kehle; — alfo Krieg, und warum? weil Ihr Euere 
Kinder zu erziehen verlangt mie Euch gutdünkt und nicht, mie 
man in Bern befiehlt; weil Ihr katholiſche Anftalten, die. jedem 
wahren Katholifen heilig fein follen, nicht wollt berauben und 
plündern laffen von zehn proteftantifdhen und zwei Fatholifch fein 
wollenden Ständen? Krieg und warum? weil Ihr Gerechtigkeit 
verlangt, Gerechtigkeit, welche wahre Eidgenoffen geben würden, 
ohne daß man fie verlangt; weil Ihr wollt, daß man Euch halte, 
- was hr ihnen haltet, daß man Euch gewähre, was man Eud 
eidlich zugefagt hat.“ * In diefem einfchneidenden Tone fuhr der 
Redner fort über die Streitfragen der Zeit. Der Rede folgte 
umftändlicher Bericht der Regierung über das Geſchehene, Veran—⸗ 
laffung und Wefen des Schugvertraged, und die Erinnerung der 
Landammannd an dad Volk, daß es nun nad Ermeffen zu ent« 
fcheiden habe, ob die Regierung auf der von ihr eingefchlagenen 
Bahn verharren folle, ja oder nein. „Sagt hr ja, To täufcht 
Euch nicht, Euer Entfchluß fordert Gut und Leben.“ Nach Uebung 


* Wir benußten die umftändfiche Berichterftattung eines höchſt wahrfchein: 
lich proteftantifchen Dbrenzeugen , der die Rede in die „Basler-Zeitung“ nieder: 


gelegt. 
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fprachen auch die übrigen Häupter, Holdener mit Anträgen im 
Sinne und Namend der Regierung, in ausgezeichneter Volks— 
thümlichfeit Landammann Styger, aus der Mitte des Landvolkes 
heraus auch der gemwefene Landammann Nazar v. Reding, als 
frühere® Haupt der „Liberalen“ bekannt, für die Anträge Holdes 
ner’d und das gute Recht, das fie vertheidigen. Die ſchwache 
Dppofition war vertreten durch den Altlandammann Karl Ben- 
ziger von Einfiedeln; er beantragte: Genehmigung des Berhals 
tens der Regierung im Allgemeinen, doch NRüdtritt vom Sons 
derbund, dem Frieden zu lieb; dann die Vermittlung ausgezeich- 
neter Eidgenoffen anzurufen, im Falle ihrer Fruchtlöfigfeit neue 
Einberufung der Landdgemeinde. Nahdem alle gefprochen, welche 
Pfliht oder Neigung dazu gehabt, gab das fouveräne Volk feine 
Ungeduld nah „Scheiden !* * zu erfennen. Eben jebt brach die 
Sonne das düftere Gewölfe, das lange Stunden über der uns 
wirthlihen Gegend gehangen. Abyberg fiel rufend ein: „Die 
Sonne von Morgarten! Gott ſchickt fie und; fehet fie, freie Land- 
leute, gedenft ihrer jebt bei der Abftimmung und fpäter in der 
Stunde der Schlaht!“ Und unter Siegesjubel raufchten viele 
Taufende von Händen empor für bewaffnete Gegenwehr; ein flei- 
nes Häuflein nur flimmte für Benziger’d Rath zur Nachgiebig- 
feit. So genehmigten wenigftend 9000 ſchwyzeriſche Landleute 
alles, was ihre Regierung gethan, dad Schupbündniß inbegriffen, 
und gaben der Regierung unbedingte Vollmacht zur Bertheidigung. 
Noh wurde Theodor Abyberg zum Oberfommandanten gefamm- 
ter Milizgen, fein Bruder Dominif Abyberg zum Befehldhaber 
ded Landſturms erwählt, jeder den Landagemeindebefchlüffen Un— 
gehorfame als Landesverräther erflärt und mit der Strafe eines 
folhen bedroht. Ein Tedeum in der Kirche, dem Megierung, Geift« 
lichkeit und ein Theil des Volks beimohnten, ſchloß den alt=de- 
mofratifchen Feſttag. Der Eindrud der Landdgemeinde von 
Schwyz wog ſchwer in diefen Tagen; die Beforgniß, ed werde 
blutiger Einſt auf die fogenannte Erefution antworten, En 
von Tag zu Tag. 


* Abftimmung. 
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Was Schwyz geſprochen, das beſtätigten die Landsgemein— 
den von Uri, Unterwalden ob und nid dem Wald an den fol—⸗ 
genden zwei Sonntagen; alle Häupter, jüngere und ältere Män— 
ner, die entſchiedenen wie die als bedachtſam bekannten Magiſtrate, 
ſtimmten ein in ausdrücklicher Rede, und wie in Schwyz, ſo hatte 
ſich auch in den andern zwei Urkantonen das Volk in Maſſe, 
zahlreicher als je ſonſt, zum gegenſeitigen Handſchlag für die 
Selbſterhaltung eingefunden. In Zug lief die Landsgemeinde 
nicht ohne heftigſten Widerſpruch ab, da das Haupt der Minder⸗ 
heit, Adolf Keiſer, den Schutzvertrag als „Herrenbund“, jeden 
Miderftand gegen einen Tagfagungsbefhluß ald Aufruhr bezeich- 
nete. Doch fiegte auch hier die Anficht der Regierung mit Rn 
2 drei Viertheilen der Stimmen. 

In Luzern und Wallis gingen die Großen Räthe mit ent- 
fheidenden Befhlüffen voran. Der Große Rath von Luzern, der 
bereit? Anfangs September einen Antrag der ſchwachen radifalen 
Minderheit auf Rüdtritt vom Sonderbund ablehnend beantwortet 
hatte, genehmigte in abermaliger Berfammlung bisherige Schritte 
der Regierung, gab die ausgedehnteften Vollmachten zum Forte 
ſchreiten im gleichen Geift. Altfchultheiß Kopp und Kafimir Piyffer 
- ließen fih abmahnend vernehmen. Bon den Rednern der Mehr- 
heit ſprach B. Meyer die Heberzeugung aus, daß eine Annäherung 
nicht mehr möglich, eine Krifis unvermeidlich geworden. Ein Auf: 
ruf an das Volk mahnte zum Fefthalten (6. Dftober). Der Volks— 
wille wurde ausgefprochen durd eine von mehr denn 17,000 
Bürgern unterzeichnete Adreffe an den Großen Rath, in welder 
der Regierung treuer und Fräftiger Beiftand verheißen wurde. In 
Wallis ließ der Große Rath förmliche Abftimmung in den Ger 
meinden ergehen, welche 12,621 Stimmen für das Schutzbünd— 
niß, gegen bloß 257 verneinende, einbrachte. In Freiburg beftä- 
tigte und ergänzte der Große Rath bisherige Inſtruktionen 
(15. Dftober), fprah zum Volk im gleihen Geift, belehrte die 
Angehörigen des Murtener Bezirks, (deſſen Truppen das. Mar- 
fhiren vermweigerten, und deſſen Gemeinderäthe in einer Adreſſe an 
die Tagſatzung gleiche Gefinnung fund gaben): daß der Kampf 
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gegen einen gemeinfamen Feind, gegen den Feind aller chrift- 
lichen und fozialen Ordnung, nicht etwa für die Katholiken allein, 
geführt werde. * 

Zu dieſen Berfügungen allen gefellten fih bald obrigfeitlich 
angeordnete oder veranlaßte, oder aus dem freien Antrieb des 
Volkes in den fieben Kantonen hervorgegangene Wallfahrten nad 
Einfiedeln, Sachſeln; Prozeffionen (fo in Freiburg nach Bürg- 
len); feierliche Fahnenweihe in Luzern; öffentlihe Gebete für 
Erhaltung des Friedens oder Milderung der Schredniffe des Krie- 
ges, nach dem Borgange des Papſtes und auf Anordnung der 
Biſchöfe. 

Aeußerſt mißlich war die Lage der Kantone, welche ſich nach 
Möglichkeit neutral halten wollten: von Baſelſtadt und Neuen- 
burg. In Bafel machte die ftreng fonfervative Partei einen lebten 
Anlauf, um eine Mitwirkung zur Erefution gegen die VIL Stände 
zu verhindern; anläßlich nannte Prof. Schnell den bevorftehenden 
Krieg den ungerechteften aller Kriege, die je geführt worden. Alte und 
neue Regierungshäupter aber wollten ed bei den früheren In— 
firuftionen bewenden laffen, fomit auch ferner die vermittelnde 
Stellung behaupten, welche Bafel an legter Tagfagung geltend 
zu machen gefucht. Das erhieht die Mehrheit. Die aufgeworfene 
heifle Frage, ob einem Aufgebot der Tagſatzung gegen: die fatho- 
lifchen Stände Folge zu geben, ließ man unentfchieden, obwohl 
man vorausfichtlich ihr micht entwifchen konnte. Die Berlegenhei- 
ten Neuenburgd waren mehrfacher Art. Der 12, September 
wurde von den Gegnern der Regierung (der republifanifchen 
Partei) wie üblich zu mandperlei aufregenden Kundgebungen be- 
nutzt; die Regierung mußte da und dort polizeilich einfchreiten. 
Eine Sendung ded Staatsraths Perregaur in’d Traversthal und 
feine Berichterftattung veranlaßten das Anfinnen an den abiwe- 
jenden Gouverneur v. Pfuel, fih mit Beförderung im Fürften- 
thum einzufinden. Er fam am 9. Dftober. Aus den Zeughäus 
fern von Befancon waren für Freiburg, in Folge einer Unter: 


* Proflamationen vom 16. und 19. Oktober, im Bulletin des lois etc. 
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handlung dortiger Regierung mit der franzöfifhen, Waffen und 
Munition * über Neuenburg inftradirt worden, wovon die Re— 
gierung von Waadt und der Vorort Nachricht erhielten, aber eben 
fo der Staatsrath von Neuenburg ſelbſt. Augenblidlih ordnete 
diefer den gewandten Polizeidireftor Lardy nach Pontarlier ab, 
um durch den dortigen franzöfifhen Unterpräfeften den Weiters 
transport nach Neuenburgifchem Gebiet verhindern zu lafjen. Er 
fam, wenigftens für einen Theil der Wagen, zu fpät, da ein 
ftarfer Zug bereits in Fleurier angefommen und vom Bolf auf: 
gehoben worden war. ** Gleichzeitig hatte der Vorort durd ein 
Schreiben die Handhabung des bezüglichen Tagſatzungsbeſchluſſes 
verlangt, und bald gab er dem Begehren Nahdrud durch eine 
Sendung des Regierungsraths Stodmar ald eidgenöffiichen Kom— 
miffär nach Neuenburg. Deffen Benehmen gegen den Staats— 
rath, häufiger Verkehr mit den entfchiedenften Gegnern der Res 
gierung, zog ihm das Mibfallen des Staatörathöpräfidenten 
v. Chambrier wie der Regierung felbft zu. Diefe entjendete dann 
den Staatsrath Calame nah Bern, theild zu Rechtfertigung der 
Negierung bezüglich des Waffentransported, theild um die Ab- 
berufung Stodmar’d zu begehren. Der Hader dauerte einige Tage 
lang und endigte mit der baldigen Rückkehr beidfeitiger Abgeord- 
neter, da ein Zwiefpalt in der Sache ſelbſt nicht waltete. Zwi— 
fchen Neuenburg und der Regierung von Waadt entbrannte in 
gleihen Tagen heftiger Streit, da legtere fich des einer neuen- 
burgifhen Privatgefelfhaft gehörenden Dampfſchiffs „l'Indu— 
ftriel® in Iferten bemächtigte, dann ſolches militärifh bewaffnete 
und, nach eigenem Befehl und Gutfinden, unter eidgenöffifcher 
Flagge zum Kreuzen auf dem See verwendete, Alles unter der 
Behauptung, daß es mit Bezug auf den beabfidhtigten Waffen: 
ichmuggel gefcheben. Die Beſchwerden Neuenburgd gegen diefe 


* Angekauft waren vier Feldgeſchütze mit Zugehör und 3000 Gewehre, 
im Kaufsbetrage von Ar. 72,411. 50 Ct. 

** Neuenburger in Befangon fcheinen ihre republifanifchen Freunde im Ge- 
birg von der Sendung in Kenntniß gejeßt zu haben; daher der Fang. S. das 
Schriftchen: „La vallé s des Dappes,* von Girard, 1858, S. 39, 
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vor jeglicher Kriegserklärung erfolgte Kaperei blieben fruchtlos. 
Kräftige militäriſche Maßnahmen ſchützten die Regierung hinwie— 
der vor den Folgen beabfichtigter Meutereien 

Es ift auch in wenigen Zügen der Verhältniffe zum Aus- 
land zu erwähnen. Die Stellung der Großmächte veränderte ſich 
im Wefentlihen nicht. Rußland und Preußen Tiefen Defterreich 
in der Vorhut zum Schutze ungefhmwächter Kantonalfouveränetät. 
Franfreih ſprach im gleihen Sinn, gab jedoch feine Entfcheide 
für den Fall einer Verlegung. England ftellte ſich auf Seite der 
Zwölfer Mehrheit, wollte die von derfelben begehrte Auflöfung 
des Sonderbundes begründet finden und ließ fich in Unterftügung 
der Eonfervativen Abſichten des öfterreichifchen Kabinetes nicht 
ein. Dabei gab fich fein Wortführer, Lord Palmerfton, den An- 
fhein, als wäre ihm fehr viel gelegen an der Erhaltung der 
inneren Ruhe in der Schweiz, demnach an Bermeidung eines 
offenen Bruches zwiſchen den ftreitenden Theilen. Zu diefem Be- 
huf ſprach Palmerfton gegen Defterreich und Frankreich den Wunfch 
aus: fie möchten fich bei dem Papft um Entfernung der Sefui- 
ten aus der Schweiz verwenden. Defterreich ging er an, .den Son- 
derbundsftänden den freiwilligen Rücktritt von ihrem Schupver- 
trag zu empfehlen. Durch den nach Stalien wegen dortiger Ans 
gelegenheiten abgefandten Lord Minto ließ er auch bei der 
vorörtlihen Behörde Vorftellungen gegen einen thätlihen Zu— 
fammenftoß anbringen. * Schultheiß Siegwart, der für die fieben 
Stände gefammte auswärtige Korrefpondenz führte, erhielt, aus 
Auftrag des Öfterreichifhen Staatefanzlerd, von dem oben er: 
wähnten britifchen Minifterialanfinnen Kenntriß, und beantwor- 
tete dasfelbe mit umfafjender Rechtfertigung des Schugvertrages 
und mit Erinnerung, wie Lord Palmerfton felbft im Jahr 1832 
gegen Beeinträchtigung der Kantonalfouveränetät Borftellungen 
gemacht. ** Unterdeffen, ald die Gefahr des Bürgerfrieges je mehr 


* Daß Lord Minto in Luzern diplomatiiche Verhandlungen gepflogen, wie 
Andere erzählen, ift unrichtig. Er fehte ſich weder mit Siegwart, noch mit 
andern Magiftraten der fieben Stände in Berbindung. 

** Vergl. Band I. ©. 329. 
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und mehr herannahte, wollte Defterreich doch nicht thatlos zu— 
fehen, verftärfte feine Militärmacht im Vorarlberg, * ward aber 
von feinen füddeutichen Nachbarn, Baiern an der Spibe, dann 
aud von Frankreich, im Stiche gelaffen, welches das baierifche 
Minifterium durch das Mittel des franzöfifchen Gefandten in 
München für feine bezüglich der Schweiz eingehaltene Politik be- 
lobte. ** Ganz im Widerfpruch hiermit war der franzöfifche Bot- 
fchafter in der Schweiz um fo betriebfamer, dem Schuitheißen 
Siegwart bemerflich zu machen, daß im Intereſſe der VII Stände 
die bewaffnete Intervention der Großmächte verlangt werden 
fönnte; in ähnlihem Sinn hatte Freiherr v. Kaiferöfeld dem 
Haupt der Sonderbundsfantone gefchrieben, daß eine Interven⸗ 
tion nur auf dad ausdrückliche Begehren derfelben ftattfinden 
werde. 

Man fieht, wie die Dinge in den damaligen diplomatifchen 
Kreifen zufammenhingen ; man ftellte im Ausland gewiſſe Grund» 
füge als Richtſchnur auf, bezeichnete den Bruch der Berträge 
als mögliche Eventualität, fnüpfte die Drohung an, daß in die— 
fem Falle „unterfucht“ werden würde, mas gegen die Schweiz 
zu gefchehen hätte, gab dadurd den gequälten VII Kantonen 
Ausfiht auf Intervention, aber unter der Hand diefen felbft wie- 
der zu verftehen, falls fie foldhe Dazwiſchenkunft wünfchten, hät- 
ten fie den Großmädten ein Altenftüd in die Hand zu geben, 
welches das Begehren einer Intervention enthielte. 


* Die Stärke derfelben um diefe Zeit (in der erften Hälfte Oftobers) 
ging indeffen nicht über 10,000 Mann 

** Württemberg hatte bis dahin jedem Anfinnen zu „feindfeligen” Maß: 
nahmen gegen die Schweiz widerftanden. S. „Blätter für politifche Kritik“, 
von Bluntſchli; München 1848, Seite 190. Peftätiget ift die bezeichnete Hals 
tung von Baiern durch die Antwort, welche Guizot dem franzöfifchen Geſandten 
in München auf feine bis Mitte Oktober erftatteten Berichte ertbeilt: „D’accord 
avec le Cabinet de Munich, nous pensons qu’un deploiement extra- 
ordinaire de forces sur la frontire de Suisse n’aurait en ce moment 
aucune opportunite,* In diefem Sinn unterließ das franzöfifche Kabinet auch 
einen Truppenzufammenzug an der fhweizerifchen Grenze, mit welchem ſich Bois: 
le⸗Comte bei Siegwart breit gemacht hatte. 
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Nun ift allerdings Thatfache, daß Siegwart nichts verfäumt 
bat, mittel» oder unmittelbar die Unterftügung der Mächte an 
Waffen und Geld zu Gunften der VII Stände zu gewinnen ; 
das Anfinnen hingegen, deren bewaffnete Dazwiſchenkunft anzu— 
rufen oder fonftwie zu veranlaffen, hat er perfönlich abgelehnt, 
zumal er, namentlich für die religiöfen Intereſſen der fchmeizeri- 
hen Katholifen, irgend einen günftigen Erfolg von folder Ein- 
mifhung nicht hoffen konnte. In gleicher Weife fprach fich der 
Kriegsrath der VII Stände fpäter felbft aus, ald Siegmwart den 
Gegenftand bei diefer Behörde in Verhandlung brachte (Ende 
Dftober). 

Die Wiederbefammlung der Tagſatzung nahte. Bevollmäch— 
tigte der VII Stände hatten zuvor das gemeinfame Verhalten 
ihrer Gefandtfhaften in den bevorftehenden Verhandlungen ges 
regelt, wie es ſich alsbald entwidelte. Es wurden der Kriegsrath 
einberufen, rüdjtändige Militär-Ernennungen nachgeholt, Wallifer 
Zruppen über die Furka her requirirt, die Bundesfontingente aller 
Sonderbundsftände aufgeboten,, mehr Anderes in gleichem Sinn 
verordnet, mit der Abficht, durch ſolchen Ernft eine Kriegserflä- 
rung feitens der Tagfagung abzuwenden. * Alſogleich marſchir— 
ten Wargauer und Berner Truppen zur Dedung ihrer Gren- 
zen ab. 

Die Gefandten der XXII Stände fahen fih zu Bern am 
18. Oktober wieder, neu in ihrem Kreife nur zwei Abgeordnete 
von Glarus; die meiften in forgenvoller Stimmung, denn an 
ein Zurüdgehen war für feinen Theil zu denfen und beide hat- 
ten verfündet, daß es mit Angriff und Vertheidigung ernftlich 
gemeint fein werde. Darüberhin waren die Schreden des Bür- 
gerfrieged in allen Tonarten, jedenfalls mit den grellften Farben, 
ausgemalt worden. 

Die Berathungen wurden in üblicher Form gepflogen, aber 
fie waren eben nur noch Form, denn die Snftruftionen lauteten 
von überall her fo bindend und die Entfchlüffe faßen dermaßen 


* ©. Ulrich: der Bürgerkrieg in der Schweiz, S. 303. 
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feſt, daß eine Ausgleichung als unmöglich angeſehen werden mußte. 
Auf Zürich's Antrag wurde beſchloſſen: in jeden der ſieben Stände 
zwei Repräſentanten abzuordnen, durch ſie den Rücktritt vom 
Sonderbund zu empfehlen und zu fordern, mittelſt gleichzeitiger 
Proklamation das Volk dieſer Stände vom Recht und der guten 
Abſicht der Ständemehrheit zu überzeugen. Das ſollten die letz— 
ten gütlichen Mittel ſein, auf welche mehrere Stände in ihren 
Inſtruktionen abgeſtellt hatten. Das Erſuchen Luzern's, nicht all— 
zuſehr zu eilen, die Anträge erſt lithographirt auszutheilen, was 
eine Verſchiebung auf folgenden Tag nöthig gemacht hätte, wurde 
nicht berückſichtigt, eben ſo wenig eine Meiſterrede des Geſandten 
von Baſel zu Vermittlungsverſuchen durch eine Kommiſſion, auf 
welchen Antrag die Geſandten von Zürich und andere erwieder— 
ten, daß fie zwar perfönlich nichts dagegen einzuwenden hätten, 
aber zu ihrer Stimmgebung durch die Inſtruktionen gebunden 
feien. Treffend hatte Zug bemerkt: die Sendung von Repräfen- 
tanten möchte auch in die Kantone der Mehrheit nöthig fein, 
damit fie dad dortige Volk belehren, wie die Sieben nicht die 
Sünder feien, die man aus ihnen machen wolle. Die Befchlup- 
faffung ging wie früher von den oftgenannten zwölf und zmei 
halben Kantonen aus. Ald Repräfentanten wurden gewählt: nad) 
Zuzern die Landammänner Näff von St. Gallen und Brunner 
von Solothurn; nach Uri der erfte Gefundte von Glarus, Raths— 
herr Kafpar Jenny und Kantonsrath Joſeph Hoffmann von 
St. Gallen, nah Schwyz Dr. Kern und Alt-fandammann 
Pequignot, aus dem bernifchen Sura; nah Unterwalden 
Landammann Munzinger von Solothurn und Regierungsrath 
Böfchenftein von Schaffhaufen; nach Zug Bürgermeifter Furrer 
und der Veteran G. 3. Sidler, gewefener Landammann von Zug; 
nah Freiburg der Regierungsrath Stodmar von Pruntrut 
und Großrathspräfident Merian von Bafel; nah Wallis der 
Staatsrathöpräfident James Fazy von Genf und der eidgendfr 
fifhe Oberft Buchmwalder von Deldberg. Mehrere der Genannten 
waren nicht Mitglieder der Tagſatzung. Alsdann folgte die Pros 
klamation an die „getreuen lieben Eidgenoffen® der fieben Stände, 
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in deren Eingang die befannten Gründe für die Unverträglichkeit 
des Sonderbündniffes mit dem allgemeinen Bundeövertrag ans 
geführt find und des oberften Entfcheidungsrechted der Tagſatzung 
in Angelegenheiten ſolchen Belanges gedacht ift, mit der Erin- 
nerung an die Pflicht jedes eidgendffiihen Standes, jenes Recht 
zu achten, „fonft würde Bundesrecht durch Bundesanarchie ver- 
verdrängt.“ Bereitd fei übrigens Widerftand, felbft bewaffneter, 
angekündigt. Einen foldhen Zuftand aber dürfe die Tagfapung 
nicht dulden, „wenn nicht alles Anfehen der Bundesbehörde ver- 
nichtet, die Kraft der rechtmäßigen Bundesgewalt gebrochen und 
die Ehre der Eidgenoffenfchaft preidgegeben werden fol.“ Folgt 
die Erwartung, daß die fieben Stände nicht länger in ihrer Stel- 
lung verharren werden. „Nur Miptrauen und unbegründete Be- 
forgnifje® können fie zu folcher verleitet haben. „Ihr fürchtet 
Gefahr für Euere von den Bätern ererbten Rechte und Freihei- 
ten, für Euere fünftige Stellung im eidgenöffifhen Bunde, für 
Eueren Glauben, Euere Religion.“ Solche Beforgniffe zu bes 
fhwichtigen fprach die Tagſatzung folgende inhaltfhwere Worte: 
„Wir geben Euch nun aber die feierliche Verficherung, daß jede 
Abfiht, dieſe Euere theuerftien Güter zu gefährden, fern von und 
if. Sie follen ald Euer Heiligthum unangetaftet bleiben — — — 
Die Tagfagung will feine Bedrüdung von Bundesgenoffen, feine 
Bernichtung von Kantonalfouveränetäten, feinen gemwaltfamen 
Umfturz beftehender Bundeseinrichtungen, feine Einheitöregierung, 
feine Verlegung Euerer Rechte und Freiheiten, Feine Gefährdung 
Euerer Religion. Sie wird vielmehr allen Kantonen gegen un- 
gerechte Angriffe in guten Treuen denjenigen Schutz gewähren, 
den fie von eidgenöffifchen Mitftänden anzufprechen berechtigt find, 
den Beftimmung und Zwed ded gemeinfamen Bundes fordern. ® 
Zum Schluß empfahl die Tagfagung gute Aufnahme ihrer Res 
präfentanten und machte auf die Folgen längerer Widerfeglich- 
feit aufmerkſam (20. Dftober). Bon der Hauptfache, dem Ein- 
griff in die fouveränen Rechte der Fatholifchen Kantone bezüglich 
Kirche und Schule, ſchweigt die Proflamation. Die Zmwölfer fahen 
dad als feine Verlegung „ihrer Rechte und —— als „feine 
Die Saweiz. II. 
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Gefährdung ihter Religion? an. Der zum Repräfentanten ger 
wählte Gefandte Merian von Bafel war anderer Meinung und 
lehnte die Sendung ab, weil er die Austreibung der Jeſuiten an 
fich nicht billigen und den daherigen Beſchluß auch nicht in Ein- 
Hang bringen könne mit ‚der in der Proflamation enthaltenen 
Berfiherung der Mehrheit, die religidfen Snftitute der Minder- 
heitsftände unangefochten zu laffen. Im gleihen Sinn hatte ſich 
bei der Berathung der Proflamation der erſte Gefandte von Ba- 
felftadt ausgefprochen und den Widerfpruch aufgededt, der darin 
liege, daß man die religiöfen Inftitutionen und Rechte der Katho— 
liken zu fhügen verheiße, gleichzeitig aber Priefter und Lehrer 
austreibe, welche die Fatholifchen Stände zu berufen das bundes- 
mäßige Recht haben. Die Mehrzahl der Sonderbundäftände er- 
blicfte in der Proflamation nur hohle Phrafenmacherei, ftatt der 
von ihnen angelprochenen Tonfeffionellen und politifhen Gleich» 
berechtigung. Den Repräfentanten ertheilte die Tagſatzung den 
Auftrag, von den Regierungen der VII Stände die Veröffent- 
lihung der Proflamation und beförderlihe Wiedereinberufung 
der Inftruftionsbehörden zu verlangen, auf diefe dann, wie auf 
die wieder einzuberufenden Landdgemeinden, im Geift der Pros 
flamation einzumwirfen, in Alles Befchleunigung zu legen und 
mit Beförderung zu berichten. Sie reisten noch gleichen Tages 
ab (20, Ditober). Eine von 1618 Katholifen des Kantons Genf 
eingegangene Petition um Unterlaffung der Erefution gegen ihre 
Glaubensgenoſſen blieb unbeachtet. Truppenaufgebote auf der 
einen, dann auf der andern Seite, gegenfeitige Vorwürfe über 
Ungebühr erbitterten die Stimmung. 

Bon den fieben Ständen war ed Zug, welches am meiften 
Willen und ntereffe hatte, das Schlimmfte, den Kriegsausbruch 
abzuwenden. Daher fein Vermittlungsantrag: Die Tagfagung 
wolle thatfächlich gewähren, was die Proflamation zufihere, — 
daher Fallenlaffen der Zefuitenfrage, Sicherung der durh $ XII 
garantirten firchlichen Inftitute, unverfümmerte Anerkennung des 
gleichen Repräfentationdrechted. Dagegen wolle Zug aus dem 
Sonderbund austreten und für deffen Auflöfung wirken. Harte 
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Worte von mehreren Gefandifchaften waren die Antwort: die 
Jefuiten müßten fort, wenn nöthig, mit Gewalt; was man über: 
haupt angeftrebt, ſchon feit Jahren, das könne man nicht auf- 
geben. Der Borfchlag blieb unbeachtet; ebenfo der wiederholte 
Antrag von Bafel auf Anhörung der Befchwerden der fatholifchen 
Stände dur eine Kommiſſſon. Wallid nannte die Gegenäuße- 
rungen der beftigften radikalen Stände das Poftjfriptum der 
Proflamation. Die berrfchende Mehrheit fchritt zur Wahl des 
Dberbefehldhaberd der Zruppen und ernannte als folhen den 
Dberftquartiermeifter Dufour von Genf; den Oberfien fFreis 
Herofee (Gefandten von Aargau) gab fie ihm als Chef des Ger 
neralftabs bei. Alddann verordnete Ochſenbein Ferien bid nach 
der Rückkehr der Repräfentanten oder bid zum Einlaufen erheb- 
licher Berichte derfelben. 

Bon den fonderbündifchen Iruppenaufgeboten diefer Tage 
machte am meiften Auffehen der Marfch von Schwyzer Bataillo- 
nen in die Mar an die Grenzen der Kantone Zürich und 
St. Gallen. Aufgefhredt und die öffentliche Ordnung in den 
St. Galifhen Grenzbezirken an der Linth bedroht glaubend, er- 
ließ die Regierung von St. Gallen unverweilt ein namhaftes 
Truppenaufgebot, bei dem die Miligem werfchiedener, auch der zu⸗ 
meift fatholifchen Bezirke betheiliget waren. Den fatholifchen 
Bauernföhnen und ihren Vätern wollte nicht einleushten, daß 
jene gegen ihre Glaubendgenofjen in den Krieg ziehen follten, 
denn das hatten fie in Wahrheit zu erwarten, wenn auch eine 
Proflamation der Regierung vor der Hand nur von Handhabung 
ded Grenz und Landfriedend ſprach. Ihre Stimmung war die 
gleiche, wie jene der reformirten Murtener, die fih dem Aufge- 
bot ihrer Regierung gegen die reformirten Kantone entzogen. 
Aus erwähnten Grund brach unter den St. Gallifhen Milizen 
eine ernfihafte Meuterei aus, dieß auf den Sammelplägen in den 
Bezirken Alt-Toggenburg, Sargand und Seebezirk. Theilmeife er- 
fhienen fie nicht; die Erfehienenen verfagten den Gehorfam und 
(östen ſich, unter gefeßwidrigen Einflüffen der übrigen Bevölke— 
rung, größtentheild wieder auf (21. bis 23. Oktober); nur mit 
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Anſtrengung und unter vereinter Einwirkung von Militär- und 
Zivilbeamteten gelang ed, in neuen Verſuchen die aufgebotenen 
Kompagnien allüberall zur Stellung und zur Befolgung der 
Marſchbefehle zu vermögen. Gleichzeitig tauchten mehrerer Orten 
Gerüchte von beabfihtigtem Landfturme zum Marſch nad St. Gal- 
(en und zum Sturze der Regierung auf; wirflih war im Volke 
mehrerer Bezirke viel Gerede davon; im Seebezirt wurden Zu— 
fammenfünfte eingeleitet (doch nicht gehalten), welchen die Re- 
gierung fpäter aufrührerifche Zwecke zuſchrieb. Sie ſelbſt war in 
ununterbrochener Ihätigfeit, hielt mit Truppenaufgeboten aus 
den zumeift reformirten Bezirken die andern Randesgegenden im 
Zaum, mahnte Zürich, Thurgau und Appenzell A. R., ließ durch 
dortige Regierungen mit einem halben Dugend Bataillonen die 
St. Gallifche Grenze längs dem Seebezirk, den Bezirken Wyl 
und Alttoggenburg , auch Goßau von Herisau her, überwachen, 
(auf allarmirende Berichte des Bezirksammanns von Gafter hatte 
Glarus ebenfalls ein Bataillon an dortiger Grenze aufgeftellt); 
— verlangte auch von Graubünden das eidgenöffifche Auffehen, 
rief fogar die fchon erwähnte Stadt St. Gallifhe Bürgerwache 
zum Schuß des Zeughaufes und des Regierungdgebäudes in 
Dienſt, ordnete endlich außerordentliche Unterfuhungstommiffäre 
in die aufgeregten Bezirfe ab, um Beranlaffung und Umfang 
der Meuterei zu ermitteln und die Schuldigen zur Strafe zu 
ziehen. Die Aufregung Land auf und Land ab war eine allge= 
meine, bedrohlich für Regierung und Bürger. So faß jene wäh— 
rend der Naht vom 24. auf den 25. in Permanenz, ftet3 noch 
in Furcht vor dem beforgten Landfturm; gleichzeitig fchliefen drei 
von den KHäuptern der großräthlihen Oppofition, * weil mit 
Drohbriefen verfolgt und vielfeitig um Borforge für ihre Perſo— 
nen gebeten, Sicherheitöhalber außer dem Haus, — doch unter dem 
gleihen Dach mit der Regierung! Zu Unterdrüdung des Auf- 
ftandöverfuched wirkte indbefondere Zürich, deffen Regierung in 
ihrem Eifer am 24. DOftober den Reſt der fantonalen Truppen 


* Unter ihnen Baumgartner. 
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bis auf das doppelte Kontingent Infanterie und Spezialmaffen 
aufbot und felbft einen Zivilfommiffär zu erwähntem Zwecke be- 
ftellte. Die Ruhe mar bald hergeftelt und ſchon am 28. Dftober 
fonnte einer St. Gallifhen Truppe von nahe an 2700 Mann 
im Seebezirk der Yahneneid abgenommen erden. 

Die erzählten Ereigniffe wirkten mächtig auf die Entfchlüffe 
in Bern. Die Anfänge der Meuterei in den St. Gallifhen Be 
zirfen wurden fchleunigft nach Bern berichtet. Die Gefahr mochte 
größer fcheinen ald fie wirklich war. Immerhin war die Zwölfer 
Mehrheit ihrer Sache nichts weniger ald gewiß, da mehrere ihrer 
Regierungen, felbft proteftantifhe (wir erinnern an die Unzu— 
friedenheitözeugniffe in Zürich), mit ftarfen Oppofltionen zu käm— 
pfen hatten, die Stimmung der Katholifen allüberall ganz richtig 
als mwiderfpännig angefehen wurde. Die Ueberzeugung lag daher 
. nahe, daß die Zeit zu entfcheidendem Beſchluß gefommen. In 
außerordentliher und geheimer Sigung am Sonntag den 24. 
Oktober wieder verfammelt, befchloß die Tagſatzung (in Abmefen- 
heit der VII Stände, die fich des Feſttages wegen entfhuldigten), 
„zur Handhabung der Ordnung, Herftellung derfelben, mo fie ge= 
ſtört worden, fo wie zur Wahrung der Rechte des Bundes, ein 
Aufgebot von 50,000 Mann, inbegriffen die von mehreren Stän- 
den (Bern, Zürich, St. Gallen) bereit in Dienft gerufenen 
. Truppen, die fofort in eidgenöffifhen Sold genommen murden, 
ftellte diefe Gefammtmaht an die Verfügung des Oberbefehls- 
habers, rief auch den Oberſtkriegskommiſſär (zu folhem war, troß 
ungünftiger Antezedentien im Berwaltungdfach, * der Graubünd- 
ner Gefandte Abys gewählt worden) in Dienft und beauftragte 
den Borort mit Herbeifhaffung der erforderlichen Gelder für den 
Unterhalt ded Bundesheeres. „General“ Dufour (dad war der 
Titel, der ihm gleichzeitig zuerfannt wurde), erhielt den befondern 
Auftrag, die ihm bereits zur Derfügung geftellte Armee „zur Here 
ſtellung der Ordnung und Gefehlichkeit, wo ſolche geftört worden, 
zur Handhabung des Anſehens des Bundes und feiner Selbft- 


* S. Abfchled der Tagfapung vom Jahr 1829. 
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fändigkeit® zu verwenden. Ueber allfällige Vermehrung der Trup- 
pen und was er fonft „gur Erfüllung feiner hohen Miſſion“ noth— 
wendig erachte, möge er der Tagſaßung Geeignete® vorfchlagen. 
Das ſtarke Aufgebot hatte den doppelten Zweck, zunächſt jeden 
Widerftand außerhalb dem Gebiet der Sonderbumdöftände zu 
brechen, fodann den Krieg gegen diefe felbft einzuleiten. * In einer 
Abendkonferenz der Sieben drangen Schwyz und Unterwalden zur 
unverweilten Unterzeichnung des ſchon vorbereiteten Manifeftes, 
Uebergabe deöfelben an die Tagſatzung, Austritt aus der Tag- 
fagung und Rückkehr in die Heimath, wie es, für den num ein⸗ 
getretenen Fall, an der legten Zufammenfunft in Qugern verab- 
redet worden. Zug ünd freiburg empfählen noch Geduld. Der 
folgende Tag fah die Gefandten aller Stände, auch in geichlof- 
ferner Sigung, wieder verfammelt. Quzern verlangte Auskunft 
über das Truppenaufgebot: „wer diejenigen feren, bei denen man 
mit 50,000 Mann Ordnung nud Gefeglichkeit herftellen molle?“ 
Gegenfrage von Andern: „wozu die VII Stände ihre Truppen 
aufgeboten?“ Nach folden und andern Reden und Gegenreden 
erklärte Quzern: daß es im befchlofienen Truppenaufgebot nichts 
Anderes wahrnehmen könne, ald den Anfang des bereits befchlof- 
fenen Kriegs. Amrhyn, der Kanzler der Eidgenofjenfchaft, legte 
feine Stelle nieder; ald Luzerner bringe er ed wicht über fich, den 
Beſchluß zu unterzeichnen, der feine Heimath mit Bürgerkrieg 
überziehe. Dufour hatte inzwifchen den Dberbefehl angenommen, 
mit der fchriftlichen Verſicherung an die Tagſatzung: er werde bei 
Erfüllung feiner Pflichten ftet? die Schranfen der Mäßigung und 
Humanität einhalten, politifche Aufreisungen meiden, Ordnung 
und Kriegszucht aufrecht erhalten, das Öffentlihe und das Pri- 
vateigenthbum, fowie den katholiſchen Kultus ſowohl in den PBer- 
fonen feiner Geiftfihen als in feinen kirchlichen und andern reli- 
giöfen Anftalten fihügen, mit einem Wort: dad Mögliche thun 


* Der Bericht der St. Gallifchen Gefandtfchaft an den Großen Rath fagt: 
„unverhofen auch zu dem Zwed, um in Zeiten für wabrfcheinliche Bollziehungs- 
maßnahmen ſich zu. rüften,“ habe das Aufgebot flattgefunden. 
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zur Milderung der mit einem Bruderfrieg unvermeidlichen Webel 
(22. Dftober) Den Eid aber leiftete er erft, nachdem auf mehrere 
feiner Wünjche und Bedingungen (jo lehnte er eine Bethätigung 
zur Unterdrüdung St. Gallifher und Nargauifcher Unruhen ab) 
befchwichtigend eingetreten worden, am 25. gl. M.* An Dufour, 
welcher über die politifhen Streitfragen der Eidgenofjenfchaft und 
über dad von der Ständemehrheit befchloffene eiferne Mittel zu 
ihrer Löfung ald Bürger eine abweichende Meinung begte, ja den 
Krieg, wie vertraute Männer aus dem Kreife der Mehrheitöfan- 
tone verfihern, bundesrechtlich nicht begründet erashtete, dann 
gleihmohl ald Dberbefehlähaber auftrat, machte die Tagfagung 
einen Gewinn, der ein halbes Heer aufwog; die angeordnete Be- 
waffnung, fonft als freifchärlerifch tarirt, erhielt nun erſt recht den 
Nimbus eidgenöffiicher Legalität; Dufour’d Name zog andere 
Dffiziere des Stabes nad fich, welche der radikalen Politit noch 
entfchiedener abhold waren als -er felbft. 

In den fieben Kantonen meldeten fih unterdefen die Reprä- 
fentanten an. Sie wurden mit äußerer Höflichkeit empfangen; die 
Beröffentlichung der Proflamation lehnten die Behörden ab, ver- 
boten fie auch; eben fo vermweigerten fie irgend ein Eintreten über 
die Gegenftände der Sendung ; es feien die Verhandlungen ein- 
fach mit den hiezu bevollmächtigten Standesgefandtfchaften in 
Bern zu pflegen. In's Wallis ging Buchmwalder allein, weil fich 
Fazy in Genf für nöthiger hielt ald dort, richtete aber fo wenig 
aus, als feine Kollegen in Luzern und bei deffen Nachbarn. Zug 
machte infofern eine Ausnahme von dem Berhalten der andern 
Kantone, daß ed die Verbreitung der Proflamation geftattete und 
eine gütlihe Verhandlung in Ausficht ftellte, falld die Nepräfen- 
tanten auf Grundlage des Fallenlafjend der Jeſuitenfrage Ver—⸗ 
gleichdanträge einreichen würden, wozu fie jedoch feine Bollmadht 


* Die Noth war groß; in vertrauten Kreifen der zwölf und zwei halben 
Stände mußten zur Beilegung aller Hinderniffe ernfte Berathungen gepflogen 
werden, deren Ausgang ſchwankend gewejen. (Aus einer von Näff geichriebenen, 
dann geftrichenen und nicht vorgetragenen Stelle jenes Geſandtſchaftsberichtes.) 
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hatten. * Das ausmeichende Verhalten der Sonderbundaftände - 
war fchon zuvor in Luzern verabredet worden. 

In Bern wurde dagegen, nad einer einleitenden Vorbefpres 
hung, am 28. Nachmittags noch ein einläßliher PVermittlungs- 
verfuch. gepflogen , vorzugsweife auf Andringen der Geſandtſchaft 
von Bafelftadt unter dem Vorſitz ded dortigen Gefandten Bür- 
germeifter Sarafin. Bon Seite der Zwölfer waren Furrer, Muns 
zinger, Näff und Kern zugegen; von Seite der Siebner: Meyer, 
Muheim, Dethiker, Hermann, Bofjard, Fournier, v. Werra; von 
Neuenburg Calame und v. Meuron, wie Bafel in vermittelnder 
Stellung. Die Sonderbundsftände empfahlen vor Allem beidfei- 
tige Entlaffung der aufgebotenen Truppen, dann die thatfächliche 
Erfülung deſſen, was in der Proflamation verheißen worden. 
Die Abgeordneten aus der Mitte der Zwölfer antworteten: eine 
Entlaffung der Truppen könnte allerdings verfügt werden, info- 
fern man fich jeßt oder in den nächſten Tagen menigftend über 
die Grundlagen eines Bergleiches verftändigen könnte, midrigen- 
falld wäre die Entlaffung der Truppen kaum zuläffig. Anläßlich 
wurde neben den Hauptitreitfragen (Sonderbund und Yefuiten) 
aud der Bundesrevifion und Amneftie gedacht. Der Bafeler Ber- 
mittler beantragte, daß ſich der Sonderbund auflöfe, wogegen die 
Tagſatzung die Yefuitenfrage fallen laffen würde, um ſolche dem 
fchiedörichterlichen Entfcheid des Papftes zu unterftellen. Näff von 
St. Gallen erklärte ſich bereit, diefen Borfchlag feinem Großen 
Rath zu empfehlen. Furrer und Kern aber, der Züricher und der 
Thurgauer, beftritten ihn aus dem proteftantifhen Standpunft ; 
in den Augen der evangelifchen Stände erfihiene die Berufung 
an den Papft als die Berufung an eine fremde, ja felbft par- 
teiifche Macht; Kuzern folle mit Rüdficht auf feine vorörtliche 
Stellung die Zefuiten von fich aus entfernen, dagegen würde man 
die Jefuitenfrage bezüglich anderer Kantone, wo der Orden ſchon 


* Auch das mildere Benehmen von Zug vermochte nihts: „was die mit 
gebrachte Proklamation verſprach, entkräfteten die Erklärungen der Repräſen— 
tanten, gleich als ob fie nur gefommen wären, um den Eindrud zu mindern, 
den biefe etwa hätte hervorbringen können.“ (Zuger Gefandtichaftbericht.) 
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früher aufgenommen worden, auf ſich beruhen laſſen. Aehnlich 
Munzinger von Solothurn, nämlich in dem Sinne, wenn Zug, 
Graubünden und Bafelftadt ſich bereit erflären würden, bei dem 
Papſt wenigftend die Entfernung der efuiten aus Luzern nach— 
zufuchen. Luzern und Freiburg lehnten die Anfinnen von Zürich 
und Solothurn ab; nur wenn Sefuiten- und Klofterfrage gemein- 
fam dem heil. Vater Pius IX. zur Entfäheidung übergeben wür- 
den, könnte Quzern Hand bieten. Anläßlich empfahl Bernhard 
Meyer nochmals. die gegenfeitige Entwaffnung ald erften wirf- 
famen Schritt zu einem Bergleih. Aber die Stellvertreter der 
Mehrheit erklärten ein Wiedereintreten in die „rechtögültig“ ab» 
gethane Klofterangelegenheit ald Unmöglichkeit ; ſolches würde ohne 
Einwilligung von Aargau nicht gehen, überhaupt die eidgenöffl- - 
fhen Wirren nur erweitern. Auch Bafel bat die Sonderbunds- 
fände dringend, auf eine Wiederaufnahme der aargauifchen Klo- 
fterfrage zu verzichten. Vergeblich empfahlen noch Muheim und 
Boffard nicht zu ſchnell abzubrechen; die ferneren Befprechungen 
brachten feine Beſſerung in die gegenfeitigen Stellungen und die 
Konferenz löste ſich erfolglos auf. 

Die Gefandtfhaften der VII Stände hatten feit mehreren 
Tagen fchon erkannt, daß ihres Bleibens in der Tagfagung nicht 
länger fein könne. Auf ihr Begehren verfammelte fie fih am 
29. Dftober wiederholt; im Schooße derfelben nahmen fie nun 
den früheren Bermittlungsvorfchlag von Zug ald den ihrigen auf 
und ergänzten ihn mit dem Antrag zu beidfeitiger Entwaffnung. 
Die Stände der Mehrheit entgegneten: Das heiße das Neußerfte 
verlangen, die Forderungen auf die Spige ftellen, der fehmeizeri- 
Shen Volksmehrheit nicht die geringfte Rechnung tragen. Vorwürfe 
bin und ber folgten, Bafel und Neuenburg empfahlen abermals 
in den rührendften Ausdrüden beiden Theilen friedliches Einlen- 
fen; endlich fchnitt die Abftimmung, in welcher die befannten 
12 und 2 halben Stände zuerft die Entwaffnung, dann den 
Dermittlungsantrag felbft ablehnten, den Faden der langen Er: 
Örterungen und Unterhandlungen ab. 

In diefem denfwürdigen Augenblid erhob ſich Bernhard 
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Meyer, der Geſandte von Luzern, brachte mit beredter Würde 
Namens der VII Stände eine Schlußerklärung zur Kenntniß der 
Mehrheit, in welcher das bereits verordnete Aufgebot des halben 
Bundesheeres in Verbindung mit der Organiſation mehrerer Ar- 
mee-Divifionen als thatfächlicher Kriegsbeſchluß bezeichnet und der 
Nothwendigkeit ded Scheidend gedacht wurde, „da Diejenigen, 
welche gefchworen, in Glück und Unglüd ald Brüder und Eid- 
genofjen mit und zu leben, das Schwert gegen und gezogen ha- 
ben.“ Gleichzeitig übergab er ein Manifeft der fieben Stände „an 
das gefammte Schweizervolf, an Mit- und Nachwelt“ zu Protokoll. 

Hiermit verließ der Gefandte Luzern’d den Saal; ihm folg- 
ten fchweigend feine Kollegen der fchupverbündeten Stände. Laut: 
lofe Stille herrfchte in der Berfammlung, bis der lebte Trom- 
melfchlag der Wache verhallte, die den Scheidenden zum Iepten- 
mal die militärifchen Ehren erwies. Unter reger Theilnahme der 
Bevölkerung, bei Bielen war fie Angſt und Beftürzung, reisten 
die fieben Gefandtfchaften ohn' Aufenthalt aus der vorörtlichen 
Hauptftadt ab nah den heimathlichen Kantonen. 

Die gebietende Mehrheit, und mit ihr die vereinzelten Ge- 
fandifchaften von Bafelftadt, Appenzell 3. R. und Neuenburg, 
blieben zurück. 

So trennten fid die Stellvertreter zweier Parteien, die we— 
der zufammengehen konnten noch wollten. Der Krieg beginnt. 


Berichtigungen. 





: „6. September" lies: 6. September 1803, 


„das Fatholifhe St. Gallen“ lies: ven Katholiten St. Ballen’s. 
„gerieth* lies: geriethen. 

„Dellanoy“ Lies: Dellamp. 

nad „reif" ein Komma zu fegen. 


‚„ängftliher" lies: anftändiger. 


„denjelben“ lies: derſelben. 

„ihren“ lies: ihre, 

„Hohen Stände" Ties: höhern Stänte. 
„in. welchem“ Lies: iu welchen. 
„endlih“ Lies: nemlic. 

ſchloß“ Lies: beſchloß. 

„Ueberfalle“, lies: Ueberfülle. 
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